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Predigt 
gehalten 
bei Eröffnung der evangelifhen Kirchen-Conferenz 
. am 2. November 1856 (4 p. Trinitatis) | 
in der Schloß⸗Capelle zu Berlin 


dd von 


Dr W. Hoffmann. 


Ad. 15, 6. 
Aber die Apoftel und Aelteften kamen zufammen, biefe Rede 
zu beſehen. 


67) ift ein mit Freude in dem Herrn gu begrüßendes Zufammentreffen, 
daß die feierliche. Eröffnung ber von Seiner Majeftät unferm Aller 
gnadigften Könige und Kern befohlenen Gonferengen zu Berathung 
wichtiger kirchlicher Fragen an dem boppelten Gebenktage der Refor⸗ 
mation gefihleht, der dem erſten Hammerfchlage. des neugefchenften 
Schriftglauben® an ber:Schloßfirche zu Wittenberg am 31. October 
1517 und der Einführung der Reformation in dem Stammlande des 
preußifhen Staates am 1. Rovember 1539 gilt. Es mahnt und dies 
vor Allem zum Danfe gegen ven treuen ‚und barmherzigen Gott dafür, 
daß unfre Berathungen nicht erft die Gründe der evangelifchen Kirche 
legen ,. fondern auf dem laͤngſt gelegten nur treu und ficher fortbauen 
jollen, fobann daran, daß von und gefordert wird, nicht nur feinen 
andern Grund anzuerfennen, als Jeſum Ehriftum den Gefreuzigten, 
jondern auch bei den Grundfteinen feft zu beharren, welche unfre Väter, 
bie Reformatoren, tief ins Erdreich eingefenkt haben. Es iſt uns zus 
gleich unmöglich. eines dritten Gedenktages zu vergefien, der den beiden 
genannten unmittelbar vorherging und der und nur um 39 Jahre zurüd- 
führt*),. dort aber den Anfang eines Werkes fehen Täßt, deſſen Erhal⸗ 
tung, Reinigung und fegensreiche Ausgeſtaliung uns in unfern Tagen 


*) Am 80. October 4817 wurde die Union in Berlin eingeführt, 
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obliegt und das uns für unſre Berathungen zu bruͤderlichem Sinne, 
zu herzlicher Liebe und zu der Gemeinfchaft des heiligen Geiftes hinweift, 
ohne welche in der Kirche Chrifti Fein Rath und feine That gedeihen 
fann. Wir haben e8 mit Mängeln und Mebelfländen zu thun, die — 
obwohl tief einfchneidend in das Leben der evangelifchen Kirche — 
doch nicht über ihr Sein oder Nichtfein entfcheiden, mit Verſchieden⸗ 
heiten der Anficht und des Verfahrens, die bei aller Schärfe doch nicht 
bi8 auf den Grund niedergehen, welcher dad Gebäude unfrer leben- 
digen Hoffnung traͤgt. Es lann Daher bie Wahl Das vorgelefenen 
Zertes nicht befremben, da auch in jener Zufammenkunft in der Wiege 
der chriftlichen Kirche, zu der mir ala einem heiligen Mufter empor: 
bliden, nicht Bragen über Leben und Tod des an Jeſum Chriftum 
den Gefreuzigten gläubig gewordenen Herzens, wohl aber ernfte und 
wichtige Fragen der inneren Kraft, der äußeren Macht, des rafcheren 
oder langfameren Wachfend und der herzlichen Eintracht, ja der wirfs 
lichen Einheit der Kieche Chriftl Gegenftand der apoftolifchen Berathung 
waren. Wenn nun auch unfere Gegenftände jenen der Apoſtelver⸗ 
fammlung am Wichtigfeit weit nachfichen, wenn wie ſelbſt noch viel 
weiter Hinter jenen Grundſaͤulen der Kirche In Glaubenskraft, goͤtt⸗ 
licher Welshelt um Fülle des Heiligen Geiſtes zuruͤckbleiben, fe liegt 
die Bergleichung zwiſchen ihrer Berathung und ber unfeigen bach im 
der Welfe nahe, dag wir aufzubliden veranlaßt find auf das 
apoſtoliſche Borbilb ber Beſprechung, 
um von bemfelben zu lernen, wie wir 
1. in apoftolifcher Bemeinfchaft, 
2. in apoftslifiher Befonnenheit 

dad uns aufgetragene Werk hun mögen. | 

Du felbft aber, Herr Sein Chriſte, Seite uns durch Deinen hei⸗ 
gen Geiſt In alle Wahrheit wie Du den Deinen M verheigen haſt zu 
thun. Amen. | 


& Könnte auffallen, daß die Apoſtel und Aelleſten ſuſa amen- 
kamen, um „dieſe Rebe zu beſehen“, oder, um Aber. ven Gegenſtand, 
der ihnen vorlag, zu klarer Ehnficht und ſicherem Urtheil zu gelangen. — | 
Es handelte fich ja um die von Paulus und Barnabas gebrachten 
Siegesbotſchaften aus ven Linden der Heiben, laut welcher ganze 
Schaaren derfelben „durch die aufgethane Thür des Glaubens einge 
gangen waren.” Sie wuͤren für die Apoflel nur ein Gegenſtand des 
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freudigen Lobes Gottes und ihres Herrn Jeſu Ehriſti geweſen, wenn 
dieſe Stimmen allein geredet hätten. Es gab aber auch andre, die über 
die fühnen Wagniſſe der theuren Streiter Chriftt erfchrafen, der raſchen 
und ungewohnten Ausweitung des Blided auf die Nationen ber Erde 
unfühig, der Prophetenworte von dem Herzukommen der Völfer zum 
Berge Zion eingebenf, zugleich mit angelernter Enge und Strenge von 
der Bharifäeriefte her behaftet, ihre Angft und Furcht nicht zuruͤckhalten 
fonnten und fprachen: „Man muß fie befchneiden und gebieten zu halten 
das Geſetz Moſis.“ — Es könnte auffallen, fage ich, daß die Apoſtel nicht 
‚ in dee Fülle des heiligen Geifted, die ihnen geworben war, allein bie 
obihwebenden Kragen entfchieven, weil fie ja doch georbnet waren 
als die Stifter der Kirche, fie die Berheißung der Feuertaufe, des heis 
ligen Geiſtes, des Redens im Namen Gottes, ja des Richtens Der zwölf 
Geichlechter Ifraels erhalten hatten. Zweifelten fie etwa an ihrer Macht⸗ 
volllommenfjeit ober der ausreichenden Gabe der Einficht, die ihnen bei- 
wohnte? Sicher nicht, Da fie hernach jeder einzeln ſtehend mit heiligem 
Nachdruck ihre Berufung zur Stiftung und Leitung der Kirche bezeugten. 

Aber achten wir wohl barauf: fie waren zwölfe, und ber 
Here ſelbſt Katte fie von Anfang in diefer Zahl erwählt, und als 
die Zwoͤlfe waren fle mit dem heiligen Geifte gefalbt und in. dem 
Kichte desſelben noch weiter befähigt worben, fi als Ein Ganzes 
m betrachten, deſſen Glieder einander Handreihung thun follten, 
jegliches mit der befondern Gabe, die ed empfangen halte. Wir 
wien, daß Johannes im Geſichte der himmlifchen Stadt Gottes fie 
als bie Gründe fah, die jeder in eigenem, befonderem Edelſteinglanze 
leuchteten. Sie wußten, daß fie ſich gegenfeltig ergänzen mußten, 
, um bie Kirche Durch ven mannigfachen Reichthum des heiligen Geiſtes 
in ihnen auszuftatten, damit fie von Kraft zu Kraft und von Sieg 
zu Sieg über die Gewalten ber Finfterniß und die Mächte der Welt 
ſchreiten könnte. — Abes noch mehr. Die Apoſtel waren die flat“ 
nenden, frendigen Zeugen davon geivefen, daß auch andere Männer 
bes Glaubens voll Heiligen Geifted wurden und mit Macht von dem 
Auferſtandenen zeugten. Sie hatten felbft ſolche Männer der Kraft 
und Weisheit zu Aelteſten und Dienern in der Gemeinde gesrbnet und 
als ihre Gehuͤlfen in Dem Heiligen Werke beixachtet, daB fie thun ſoll⸗ 
tn. Sie fanden ber Gemeinde näher, waren ans ihrer Mitte ers 
wachfen, trugen das Amt nur durch Handauflegung der Apoſtel und 
Maren dennoch die Stimmen der gläubigen Gemeinde. Das aber war 
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apoſtoliſche Gemeinſchaft, daß die Fräftigeren und ebleren Glieber bes 
Dienfles da geringeren nicht entrathen wollten, und daß der Heilige 
Gelſt, wo immer er wirkte und Gaben austheilte, bie freubigie Ans 
erfennung fand. — 

Wie erkennen aber wir die Zeichen apoftotifcher. Gemeinſchaft in 
unſerm Kirchenleben, denen nicht der tiefe, wanderbare Einblick in dag 
Innere der Menſchen gegeben iſt, wie die erſten und geſalbteſten Juͤnger 
des Haren ihn erwieſen? Iſt es das Amt nur, welches dazu hilft, 
und die Stellung in der Reihe derer, die leitend an der Kirche arbei⸗ 
ten? reicht Died aus, wo nicht apoſtoliſche Machtvollfommenheit das 
Amt’ und mirihm zugleich die Gaben des Geiſtes verliehen oder das⸗ 
felbe gegeben hat, weil und wo biefe entgegenglänzten? Und Doch ift 
die apoſtoliſche Gemeinfchaft unſer Borbild, wenn wir die Dinge ber 
Kirche verhandeln follen. Da weisen uns die großen Gedenktage 
unfrer Kirche auf den rechten Weg. Wo ver lebendige Glaube if an 
Jeſum Chriftum den Sohn Gottes, wo das durch. Seinen. Kreuzestod 
verföhnte Herz, wo die Zuverficht auf Sein ewiges perſoͤnliches Walten 
und Herrfchen in der Gemeinde, gegründet auf. Seine Auferflehung 
und Himmelfahrt, wo die Vertiefung des Blickes durch Sein Wort 
und die Korfchung in ihm, wo die Kraft des Bekenntniſſes, daß allein 
in Chriſti dem Glauben zugerechneten Verdienſte die: Gerechtigkeit vor 
Gott fehle, wo die Freudigkeit des Hoffend, ‚daß der Herr Seine Kirche 
unter mancherlei Schmerz der Entwidelung, ja durch heiße Kämpfe 
hindurch zum Ziele auch: ihrer irdiſchen Vollendung: führen, werde, wo 
die Gluth der Heiligen Liebe und. die Gemeinfihaft des Gries Durch 
das Band des göttlichen Friedens, wo die Demuth, auch: zu den 
fchwächeren Stufen ver Erfenntmiß der Lehre nicht. nur ſich Binumters 
zubeugen;, fondern auf denſelben eigene Gaben besheiligen: @eiftes 
nicht zu verfenrien, von. einandeu gegenfeitig zu empfangen und zu 
lernen — da iſt apoflolifche Gemeinfchaft und: Freude in. dent: Einen 
Hein und Haupte. Tritt dazu der rechtmäßige Beruf. mb führt. bie 
in: diefer Gemeinfchaft Stehenden zufammen, fo wirb:ifre Arbeit in 
Gebet, in kindlichem Aufblicke zum Herrn, in herzlicher Liebe und froͤh⸗ 
licher Hoffnung: geſchehen, und ber: Segen: Gottes wird darauf ruhen 
und: Friede und Kraft und Sieg werden bie Folge davon. fein: So 
war es. bei ven Apoſteln. Durch ihren Spruch über die Heidenchriſten 
wurde: die Eine allgemeine chriſtliche Kirche aus allen. Rationen ge⸗ 
boren. Sie beſteht, amd. wir duͤrfen ihr dienen mit unferm.Maape von 
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Erkenniniß und Einficht: : Aus dieſem Beden aber bee apoſtoliſchen 
Gemeinſchaft wächft dunn ſicher vie appftolifche Befonnenheit. 
Die Ayoftel und’ Aelteſten kamen zufammen, „diefe Rede zu be⸗ 
ſehen.“ Richt einen im Voraus fertigen. Spruch aus ihrer Geiſtes⸗ 
füle und hohen Erfenntnis heraus’ wollten fie verfünden, ſondern 
ewägend, prüfend, lehrend und’ lernen in die Sache ſelbſt eingehen, 
um die es fich handelte. Aber auch allerdings nicht rathlos und 
Reuerlos wollten fie ‚hmeingreifen in. die Menge möglicher Meinungen 
und etwa diejenige‘. für "göttlich erflären, welche den Meiſten gefiele. 
Richt zählen wollten fie, wad nach zufälligen Anregungen Dem oder 
jenem beifallen mörhte, nicht aus mancherlei Menfchenmeinung ein 
Gotteurtheil zufammenrechnen. Ihr Spruch mußte das Heilige Siegel 
ber Gewißheit ‘tragen: „ed gefällt dem heiligen Geifte und ung!“ 
Sie mußten aus dem Munde’ ihres verherrlichten Meifters, daß ber 
heilige Geift, der Tröfter, fie „in alle Wahrheit leiten”, daß es 
alſo eine allmähjliche Entwidelung der göttlichen Einficht, eine wach⸗ 
ſende Erkenntnis und Weisheit geben follte, ja fie Hatten erft zu Joppe 
ein Gefichte, zu Caͤſarea beim römifchen Hauptmann, in Samaria ımb 
auf dem Reiſewege des Methiopiers, fie hatten auf der Sträße. gen 
Damascus, zu Antiochia und in den Stäbten: der. Heiden. durch Klein- 
ofen die Spuren dieſer Leitung erblickt. Sie kannten und erlebten 
die großen Grundzüge neuteftamentlicher Wahrheit und in ihrem Lichte 
ef die Tiefen Der walten Offenbarung in Gefetz und Propheten. 
Das wor ihr Maaßſtab, woran fie prüften, wornach fie entfchieben. 
Und diefee Maaßſtab war nicht. ein Vorrecht des Apoſtels, er man 
an Gemeingut ber Gläubigen. Sie forderten das Geſetz nicht für 
die Olänbigen aus den Heiven, obwohl es uralt Heilig, vom. Himmel 
herab gehoben, der Spiegel: der Gerechtigkeit war, ſondern bie: Freiheit 
in Chriſto griff ihnen weithin über das enge Gefeg, das Neue war 
ihnen nicht Untergang, fondern Verklaͤrung und Erfüllung des Alten, 
fie wollten nicht, was Jahrhunderte lang der einzig fichere Führer 
durch eine dunkle Welt geivefen, auch in der erleuchteten Tageswelt al8 
inigen Stab feftgehalten wiffen, fie freuten fich vielmehr felig deſſen, 
Der des Gefehes Ende war. Aber fie waren auch nicht von ber 
Breiheit und Neuheit fo hingenommen, daß ihnen keinerlei Schranfe 
nehr galt, fondern das neue Leben uferlos dahinfluthen ſollte. Mit 
Bunderbarer Weisheit ftellten fle Die Ordnungen feft, die in ver Liebe 
u der Seele des Mitgläubigen ihr Maaß Hatten, fie fehonten ber 


6 . Prebigt bei Gröffunng der evangel. Kirchen» Konferenz. 


ſchwachen Gewifien und bannten doch nicht um feinetwillen, was frei 
war, unter ein Inechtifched. Joch. Sie nahmen nicht aus Anfichten 
und Strömungen ber Zeit ihre Regel, fondern ans den großen Heils⸗ 
thatſachen und ben meltumfafienden Grundfäben götilicher Reicheweis⸗ 
heit, dad war Die apoſtoliſche Beſonnenheit. 

Die Verheißung aber des Heiligen Geiſtes und feines Leitens in 
alle Wahrheit ift nicht mit den Apofteln geftoxrben, fonbern ber Kirche 
Chriſti geblieben bie auf biefen Tag. Auch wir bebürfen ihrer, ia 
wir mögen wohl fagen, wenn Die Apoftel des Herrn alfo bie Rede 
befahen und forgfältig an bee Sache ſelbſt, der es galt, aus ber 
ewigen Quelle der Wahrheit lernen wollten, fo find wir taufenpfach 
gebrungen, nicht mit fertiger, vorgefaßter, unmanbelbarer Meinung, 
wohl aber mit feftem Halten an den ewigen Urgruͤnden chrifllicher 
Wahrheit, gottgefälliger Orbnung, geweihter Sitte und Heiligen Nechtes 
feftzuhalten, unter Gebet und Flehen daraus und an ber Sache, die 
vor und liegt, mit und von einander gu lernen, damit auch unfer 
Spruch bei aller Schwachhelt durch Gnade 48. göttliche Siegel er⸗ 
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unfer Rathen. und Befchließen dem Gebiete der Kirche Chriſti, deſſen 
Anliegen uns Hierher gerufen, zu Heil und Segen, Viele dadurch des 
Troftes froh werden, vor Allem aber die Hertlichkeit des Namens, unter 
deſſen Weihe wir hier ftehen, bei und und außer and wachfe Bott 
zu ewigem Lobe und Preife. — Das gieb Du uns, König der Ehren, 
Jeſu Chrifte und laß uns in Einfalt und Liebe aus Deinem Herzen 
täglich lernen, was Dir gefällt. Behuͤte, fegne und fürdre'Deine Kirche 
auch durch unfre gemeinfame Arbeit und laß uns dieſes Tages und der 
kommenden noch mit jauchzendem Lobe gedenken, wenn wir etw fiehen 
vor Deinem Stuhle in der Herrlichkeit. Amen, 
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. Dr. Blume, Geh. Juſtizrath und Profeſſor, aus Bonn. 

. Bad, Regierungs⸗ und Schulrath, aus Gumbinnen. 

. Dr. Büchfel, General: Superintendent, aus Berlin. 

. Cranz, General Supsrintendent, aus Pofen. - 

. Eihmann, Wirkt. Geh. Rath und Ober⸗ Praſdent, aus Koͤ⸗ 


nigsberg. 


. Eltefter, Prediger, aus Potsdam. 
. Elottwell, Geh. Stanteminifter und Ober » Bräfivent, aus 


Potsdam. 


.v. Gerlach, Appellationsger. »Bräfivent, aus Magdeburg. 

. Dr. Söfchen, Peofefior, aus Halle. 

. Dr. Götze, Ober-TribunalesBicepräfivent, aus Berlin. 

. Dr. Hahn, General» Superintendent, aus Bredlau. 
Hammerſchmidt, Gonfiftorial-Rath, aus Münfter. 

. Hasper, Guperintenbent, aus Stettin. 

‚ Dr. Heffter, Geh. Ober» Tribunal8-Rath und Profeſſor, aus 


Berlin. 


. Dr. Hengftenberg, Profeſſor, aus Berlin. 

. Dr. Hoffmann, General» Superintenbent,. aus Berlin. 

. von Holzbrinf, ObersRegierungs Rath, aus Arnsberg. 
. Dr. Jacobſon, Profefior, aus Königsberg. 

. Jaspis, Generals Superintenpend, aus Stettin. 

. König, Superintendent, aus Witten. 

. Korb, Appellationsgerichts-Präfldent, aus Stettin, 
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. Dr. Krummacher, Hofprediger, aus Potsdam. 

. Kuntze, Baftor, aus Berlin. | 

,‚ Dr. Lehnerdt, Eonfiftorial-Rath und Profeſſor, aus Berlin. 

. Liedfe, Regierunge- und Conſiſt.Rath, aus Marienwerber. 

. von Meding, Wirkt. Geh. Rath und Ober-Präfident a. D., aus 


Berlin. 


. von Mittelftädt, Eonfiftorials Brafivent, aus Stettin. 

. Dr. Möller, Generals Superintendent, au8 Magdeburg. 

. Raumann, Regierungd-BVicepräftvent, aus Muͤnſter. 
.Nöldechen, Eonfiftorials Director, aus Magdeburg. 

. von Buttlammer, Ober» Präfident, aus Poſen. 

‚ Redlich, Superintendent, aus Ratibor. 

. von Röder, Eonftftorials Director, aus Breslau. 

. Dr. Sander, Superintenvent, aus Wittenberg. 

. Dr. Sartorius, Generals Superintendent, aus Königsberg. 
‚von Schleinig, Wirkt. Geh. Rath und Ober⸗Praſident, aus 


Breslau. 


Dr. Schmidtborn, Generals Superintendent, aus Coblen. 
. Dr. Schmieder, erſter Director des Königl. Prediger⸗Seminard, 


aus Wittenberg. 
Schultz, Superintendent, aus Berlin. 


. Senfft von Pilſach, Ober⸗Präaſident, aus Steitm. 

. Dr. Stier, Superintendent, aus Schkeuditz. | 

. Stiller, Superintendent, aus Koiſchwiz.  -;+' : 
. von Strampff, Kammergerichtö-Präflvent, aus Berlin. 

. Thal, Superintendent, aus Raftenburg. Ä 

. Thielen, Confiftorial-Rath und Mil.Ober⸗Prediger, aus Goblen; 
. Dr. Tholuck, Conſiſtorial⸗Rath und Profeſſor, aus Halle. 

. Ühbden, Geh. Staatöminifter und Ober» Tribunale-Präfldent, aus 


Berlin. 


. Dr. Vogt, Conſiſtorial⸗Rath und Profeffor, aus Greiſdwald. 
. Graf von Voß⸗Buch, Wirkl. Geh. rRath und Conſiſtorial— 


Praͤſident, aus Berlin. 
Dr. Wichern, aus Horn bei Hamburg. 
Wiesmann, Synodal-Praͤſes und Pfarrer, aus ‚Bonn. 
von Wigleben, Ober Präfldent, aus Magdeburg. Zu | 





Gefhäfts- Ordnung 
. 2 für .. . 
bie auf Allerhöcften Befehl am 2. November 1856 
zuſammentretende kirchliche Conferenz. 


8.1. 

Die Eonferenz wird in Gemäßheit der Allerh. Ordre von 29. Auguft d. J. 
durch denn unterzeichneten Präfidenten des Evangelifchen Ober : Kirchenrathe 
geleitet, welchem für etwaige Berbinderungsfälle der General: Superinten: 
dent Dr. Hoffmann als Stellvertreter beigegeben worden ift. Des Herrn 
Miniſters der geißlichen Angelegenheiten Excellenz wird in Gemäßheit der. 
felben Allerh. Drdre, foweit die Berathungen Gegenflände feines Reflorts 
oder das Staatsgebiet überhaupt berühren, den Sigungen als Commiſſa⸗ 
rius Sr. Majeſtät des Königs beiwohnen, oder einen feiner Räthe zu die: 
ſem Zwede abordnen. 

Die Mitglieder des Ober⸗Kirchenraths haben das Recht, den Verhand 
lungen der Conferenz beizuwohnen, werden aber, weil der Ober: Kirchen: 
rath nach den vorliegenden Allerh. Befimmungen die Eonferenz Anträge 
Sr. Majeßät dem Könige mit feinem Gutachten zu überreichen haben wird, 
in die Debatten wicht eingreifen. Aus demfelben Grunde wird auch der 
VBorfigende an den Abftimmunigen ſich nicht betheiligen. 

$. 2. 

Der Borfigende ernennt aus dee Mitte der Berfammlung vier Seere. 
faire,’ welche das. Protokoll zu führen und bei den Bopimmnngen Dates zu 
leiten haben. 3 . 


Mitglieder, welche einer Verſammlung beizuwohnen verhindert ſind, 
haben davon den Vorſitzenden in Kenntniß zu ſetzen. 

" . 4. . . 

Für die verfchiedenen Berathungsgegenflände ernennt der Vorſitzende 
einen Referenten umd zwei oder nach Befinden mehre Eorreferenten. So⸗ 
wohl jener als dieſe haben ihre Vota ſchriftlich auszuarbeiten. 

8.5. 

Für die Berathungen gelten folgende Regeln: 

1. Die Verhandlung beginnt mit Dem Borttage des Neferats fiber den 
von dem Vorfigenden: auf die Tagesordnung gebrachten Gegenſtand, 
worauf die Vorträge der Eorreferenten folgen. 

2. Rach Beendigung diefer Vorträge trägt die. freie Discuffion ein. Mit: 
glieder, welche fich an derfelben betheiligen wollen, haben dies durch 
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Aufſtehen zu erkennen zu geben und werden nach der Reihe der An⸗ 
meldung von dem Vorſitzenden eingeladen, vom Plage zu ſprechen. 
Zur Förderung der Weberfichtlichkeit und Klarheit der Debatten wird 
den Mitgliedern im Allgemeinen empfohlen, fofort beim Beginn ihrer 
Vorträge das Berhätmiß derfelben zu den vorliegenden Anträgen zu 
bezeichnen, und wenn fie felbR Worfchläge zu machen gedenken, dies 
felben beſtimmt auszufprechen. 

Das Borlefen fchriftlich abgefaßter Reden findet nicht Statt. 

Der Vorſigende fließt, ſobald Niemand mehr das Wort begehrt, die 
Debatte. Derfelbe ift, wenn er die Grörterung eines Gegenſtandes 
für erfchöpft hält, die Berfammlung hierauf aufmerkſam zu machen 
berechtigt. Wird gegen den von ihm folchergeflalt empfohlenen Schluß 
der Debatte Widerfpruch eingelegt, ſo has die Verſammlung dur 
Abſtimmung zu entfcheiden. 


> 


. 6. | | 
Rah dem Schluffe der Berathung refümirt der Referent die Debatte 
und der Borfigende ſtellt Die fich daraus ergebenden Frogen und beflmmt 


deren Neihenfolge. .7. 


Wenn ſich bei der Berathung die Stimmen überwiegend zu einem oder 
dem anderen Antrage geneigt haben, ſo kann der Vorſitzende ohne Abſtim⸗ 
mung erklären, daß er den Antrag als die Meinung der Mehrheit auneh⸗ 
men werde. Weber einen biergegen etwa erhobenen Widerfprusch entſcheidet 
die Verſammlung. ss | 


Die Abſtimmungen gefcheben auf namentlihen Aufruf aller anweſen⸗ 
den Mitglieder nach alphabetifcher Ordnung, jedoch fo, daß von Frage zu 
Frage um einen Buchftaben fortgerückt wird. Die Einreihung von Sepatat⸗ 
Boris ift nicht geftattet. 3.0 


Das über die Berathungen aufgenommene Protokol enthält neben dem 
gefhichtlihen Verlaufe der Verhandlungen 
1. die verfchiedenen von den Mitgliedern geäußerten Anfihten mit Bei⸗ 
fügung der Namen; 
2. die zur Abſtimmung gebrachten Fragen in wörtlicher Faſſung. 

Die Verleſung desfelben erfolgt in einer der nächſten Sitzungen. Ber 
gegen das Protofol Einwendungen erhebt, if verpflichtet, die Faſſung, 
welche er für die richtigere Hält, formuliert vorzuſchlagen. 

Das Protokoll wird von dem Borfigenden und ſaͤmmillchen Secretaiten 


vollzogen. 
‚a $. 10. 


Ueber die Veröffentlichung der Protokolle zu deſchließen, bleibt Sr. Maj. 
dem Könige vorbehalten. Privat⸗Mittheilungen aus den Sitzungen find da 
ber nicht zuläffig. 


. Berlin, den 4. October 1856. 
9. Uechtriz. 


Erfie Sitzung. 


— — — — 


Berlin, den 4. November 1800. 


Unter dem Vorſitz Sr. Excellenz bes Koͤnigl. Wirkl. Geheimen Raths 
und Praͤſidenten des Evang. Ober⸗Kirchenraths Herrn v. Uechtritz, 
verſammelte ſich heute die von Sr. Majeſtaͤt dem Könige Allerhoͤchſt⸗ 
angeordnete kirchliche Conferenz zur Berathung mehrerer wichtiger Fra⸗ 
gen der Liturgie, der lirchlichen Berfaſſung und des kirchlichen Rechts 
im dem dazu im Schlofie Monbijou beſtimmten Locale. 

Der Vorſitzende eröffnete die Siuung um 10 Uhr, nachdem der 
General» Superintenbent der Provinz Preußen, Herr Dr. Sartorius, 
das Gebet gefprochen, mit der nachfolgenden Anfprache: 

„Indem ich, meine hochzuverehrenden Herren, Sie zum Erften- 
male in Diefen Räumen recht von. Herzen willfommen heiße, fühle 
ich in dieſem Augenblide, wenn auch durchdrungen von dem innig- 
ſten Danfgefühle. gegen meinen König und Herrn, der mir ben 
Vorfig in dieſer hohen Verfammlung übertragen hat, doch die ganze 
Schwere der damit verbundenen Verantwortung und der aus biefer 
Verantwortung, mic erwachſenden Pflichten. 

Vergegenwärtige ich mie aber, daß wir Alle durch die Liebe 
zu unferer theueren evangelifchen Landeskirche gleichmäßig zu Rath 
und That verbunden find, und daß biefe Liebe die mit unferer Auf 
gabe in biefer bedeutungsvollen Zeit verbundenen Schwierigkeiten 
unter dem Beiſtande Gottes, im deſſen Namen wir unfere Bers 
Handlungen beginnen, zu überwinben willen wird, fo gewinne ich 
auch die volle Zunerficht des Gelingens und die Hoffnung, daß zu 
dieſem Gelingen Ihre Nachſicht und Unterſtuͤtzung mir verhelfen wird. 

Ih glaube auch an dieſer Stelle ausdruͤcklich hervorheben zu 
müfien, daß die in ben Ihnen mitgetheilten Denffchriften behandel⸗ 
ten Fragen vor definitiver Beſchlußnahme Sr. Majeſtaͤt des Königs 
zum Gegenflanbe amtlicher Erwägung ber oberſten Kixchenbehörbe 
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gemacht werden ſollen, wie es der Organismus der Landeskirche 
mit ſich bringt, daß es aber auf Allerhoͤchſter aus eigener Bewegung 
hervorgegangener Entſchließung beruht, daß dieſe Fragen, bei denen 
es ſich um die wichtigſten Principien und um die aus dieſen Prin⸗ 
cipien fließenden praktiſchen Conſequenzen handelt, zuvor dem Gut⸗ 
achten dieſer hohen: aus freier Wahl des Kitchenregiments hervor⸗ 
gegangenen Verſammlung unterworfen werden ſollen. 

Bei dieſer Wahl iſt die Ruͤckſicht auf Erfahrung in kirchlichen 
Dingen und auf wiſſenſchaftliche Befähigung, dann aber auch bie 
Ruͤckſicht maßgebend geweien, daß es auf eine Geltendmachung des 
provinziellen und in biefem des amtlichen Elements anfomme. 

. Mm den Berathungen: eine fichere Grundlage zu gewähren, iſt 

"die gange Reihe der beveutungsvollen tagen durch das Stadium 

einer fchriftlichen Begutachtung hindurchgegangen, beren Reſuliate 

ſich bereits in Ihren Händen befinden. 

Die Verfaſſer der Gutachten werden auf allethöchſten Bächt 

- den Verhandlungen beimohnen. und der Verfammlung bei ben bie 
begutachteten ragen betreffenden Special » Diecuffionen als Mit- 
glieder beitreten, damit fie im Stande find, den bon ihnen gewãhlten 

Standpunkt zu vertreten. _ 

So laſſen Sie uns nun unfere Verhandlungen beginnen, und 

ber feſten Hoffnung Raum geben, daß, mögen: bie Anfichten über 

die zum Ziele führenden Wege auch bisweilen welt auseinander 
gehen, es dennoch möglich fein werde, die Einigkeit Im Gelft zu 
erhalten durch das Band des Friedens zur Ehre Gottes, zum Segen 
ber Evangelifchen Kirche dieſes Landes und zur Freude unſers ge⸗ 
liebten Königs und Herrn.“ 
Der Vorſitzende machte der Verſammlung hierauf befannt, 

1.. ‚daß er den Eonfiftorial-Direstoe Nöldechen aus Magdes 
burg, den Conſiſtorialrath Thielen aus Coblenz, den Super⸗ 
intendenten König aus Witten :und ben Süupertitendenten 
Stiller aus. Koifchwig zu Secretairen ernunnt habe, 

2. dag, auf Alleshöchften Befehl, datt: des. Geheimen Ober⸗Re⸗ 
gierungsrathi v. Bethmann⸗Hollweg, welcher feine, Theil⸗ 
nahme abgelehnt, der Geheime Juſtizrath Bluhme aus Bonn 
alg Mitglied der Verfammlung für ale Gegenſtände der Be- 

rathung eingetreten fei, und’ ©e. Majeftät die Vertretung Des 
erfranften- Ober» Präflbenten- v: Kleifl duch den Regierungd- 

Bicepsäfiventen Schede in Coblenz ‚genehmigt: hube, Ä 
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3: daß in wöchentlich A Sitzungen (Dienſtags, Mitwochd, Freitags 
and Sonnabends) über die Gegenftände der Berathung in. fols 
gender Ordnung: 1. die kirchliche Gemeindeordnung, 2. Die 
Diakonie und der Diafonat, 3. die liturgifchen Bebürfniffe, 
4. die Firchliche Trauung geſchiedener Eheleute, 5. die Ein- 
berufung einer Landesfonode,. verhandelt werden folle, zu den 
einzelnen Sigungen nicht befondere Einladungen erfolgen, in 
jeder aber die Tagesordnung der. nächfifolgenden befannt gemacht 
werden würden, und | 

A. daß wegen des inneren Zuſammenhänges der Fragen ad 1 1. 5, 
diejenigen. Mitglieder, welche über die eine ein Gutachten ab- 
gegeben haͤtten, auch: bei der andern als mitberathend und mit- 
flimmend exachtet werden wuͤrden. Es beireffe das die Herren 
Superintendent Redlich, Superintendent Thal, Profeſſor 
Dr. Zacobfon, Profeffor Dr. Hengftenberg, Präfes und 
Dfarrer Wiesmann und Wirt. Geheime Rath v. Meding. 

Hierauf wurde die Verhandlung über den erſten Berathungs⸗ 
gegenftand:. Die Firchlide Gemeindeordnung in den öftlihen 
Brovinzen*) eröffnet und die den ernannten Referenten und Cor⸗ 


*) Die Grundzüge ber Tirchlichen Gemeinde» Orbnung vom Jahre 1850; anf 
weiche fich Die folgenden Verhandlungen beziehen, Ianten wie folgt: 

6.1. Jede evangelifhe Bemeinde hat die Aufgabe, unter der Leitung und 
Anregung des in Ihr beſtehenden geiftlichen Amtes fich zu einer Pflanzflätte hrifts 
licher Gefinnung und chrifllichen Lebens zw geſtalten. Als Glied der evangelifchen 
Kirche befennt fie fich zu der Lehre, die im Gottes- lauterem und klarem Wort, 
ven prophetifchen und apoſtoliſchen Schriften Alten und Neuen Teftaments, begrün- 
bet und in den drei Hauptſymbolen und ven Bekenntniſſen der Reformation bezengt 
iſt und unterwirft ſich den allgemeinen kirchlichen Geſetzen und Ordnungen. 

8.2. Die Gemeinde 'verpflichtet ihre Glieder, fich chriftlichen Wandels zu bes 
ſehhigen, durch Leiftung ber erforberlithen Beiträge zur Erhaltung der kirchlichen 
Gemeinde -Anftalten Handreigung zu fhun, und durch Theilnahme an Wort und 
Exrrament fich als Glieder der Kirche zu befennen. . 

$.3. Die Gemeindeglieder haben daher gesrhneten Antheil an den Tirchlichen 
Gnadenmitteln, Anftalten und” Einrichtungen in der Gemeinde. 

$.4, Die Gemeinde-Angehoͤrigkeit wich, ſoweit es fich nicht um fogenannte 
Perionals Bemeinden handelt, nach ber allgemeinen gefeplichen Beſtimmung durch 
ben feſten Wohnfl in dem Pfarrbezirke bedingt. Perſonen, welche von außen her 
in bie Gemeinde einziehen, haben’ fich darüber, daß fie der evangelifchen Kirche 
angehören, vor bet: Im $. 6 genannten Gemeindebehörbe dich münbliche oder 
ſchriftliche Zeugniſſe glaubhaft auszumelfen, bevor fie an den Rechten der Gemeinde 
glieder Antheil nehmen. aL | 

$.5. Stimmberedtigt in der Gemeinde find die -felbfländigen Familienhäupter 
und Hausväter, infofern fle das 24. Lebensjahr vollendet Haben und im vollen Ber 
fe der bürgerlichen Ehrenrechte find. Wenn fich unter den Gemeinde sAngehör 
rigen holde befinden, welche durch lafterhaften Lebenswandel oder durch thaffäch« 
li bekundete Verachtung dev Religion oder der Klrche öffentlichen Anſtoß gegeben 
haben und denen bie Thellnahme an bem Firchlichen Stimmrecht aus der Gemeinde 
am biefes Grundes willen befteitten wird, fo hat barüber die kirchliche Gemeindes 
Behörde (F. 6) zu befluben, den gedachten Perfonen aber foll eben fo mie den Ur: 
hebern der Einwendung der Recurs an bie höhere Inſtanz (Kreisfynobe) vorbes 
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referenten, Conſtiſtorialrath Lie dke, General⸗Superintendent Dr. Sar⸗ 
torius, Superintendent Stiller und Superintendent Schulz die 
folgenden ſchriftlich abgefaßten Referate vorgetragen. 


halten fein. Für bie erſte Wahl ber Mitglieber ber Gemeindebehbrde wird bie 
Beurtheilung erhobener Einwendungen durch dis im 8.8 genannten Perfonen ers 
folgen, In der höheren Inflanz entfcheidet Bis zur Organiſation der kirchlichen 
- Kreife das Eonflftorium. 

6.6. In der Gemeinde wird ale Organ für bie in 9. 12 näher bezeichneten 
firchlichen Gemeinde s Angelegenheiten ein Gemeinde» Kirchenratb gebildet. Derfelbe 
befieht aus dem Pfarrer uud aus mindeflens vier weltlichen Mitglievern, welche 
nach ben im Folgenden angegebenen Grundfäßen durch die Wahl ber Gemeinde 
zu biefem Amte berufen find. Sind mehrere Geiſtliche bei der Gemeinde in einem 
ſtaͤnbigen Amte angeſtellt, fo hat Jeder verfelben in benz Gemeinde Birdhenrathe 
Sr mr Stimme Die. Hülfeprebiger nehmen an hen GBefchäften des Gemeinde⸗ 
Kirchenrathe mit berathender Stimme Antheil. 

Vereinigte Mutter s und Bilialgemeinden fielen zu dem Kirchenrath ber 
Muttergemeinde die der Zahl ihrer flimmfähigen Famillen⸗ und Hausväter (6.5) 
entfprechenbe Anzahl von Mitgliedern. Die befonderen Recgtsverhältuifie biefer 
Bemeinden, namentlid in Betreff des Kirchenpermögens, werben hierdurch nicht 

eändert. 
’ Die von dem Patronat ernannten Kirchenvorficher gehen in ven Gemeinde⸗ 
Kirchenraih Aber. 

6.7. Die Wahl zu dem Gemeinde⸗Kirchenrath erfolgt durch die ſtimmberech⸗ 
tigten Mitglieder ($. 5) auf ben Borfchlag des Gemeinde⸗Kirchenraths, welcher 
mindeftens bie doppelte Anzahl der zu wählenden nambaft machen muß. Für. das 
erfie Mal wird diefer Vorfchlag durch den Pfarrer, den Patron und die Kischens 
vorfieher gemeinfchafllich unter der Oberleitung bes Superintenbenten geichehes, 
Bei den laudesherrlihen Patronaten werben die Gonfikorien zur Theilnahme an 
diefer Defignation an geeignete Perfonen Auftrag. eriheilen. 

6.8. Die Mitglieder des Gemeinde s Rirchenrathe follen Familien⸗ oder Hauses 
yäter, dreißig Jahre alt umb im vollem Beſitze ber bürgerlichen Ehrenrechte fein, 
Berner aber haben bie Vorfchlagenden nur auf ſolche Perſonen ihr Abſehen zu 
richten, welche an den kirchlichen Gnabenmitteln Theil nehmen und fich durch ihr 
bisheriges fittliches Verhalten des Eirchlichen Ehrenamtes in ber Gemeinde märbig 
erwieſen Haben. Für bie Erfüllung biefer Pflicht finb dieſelben der Gemeinhe nad 
der Kirche verantwortlich, und es if deshalb gegen etwaige Verletzungen eine Der 
ſchwerde bei der hoͤhern Inſtanz zulaͤſſig. 

F. 9. Die Wahl zu dem Gemeinde⸗Kirchenrathe iſt in Gemaͤßheit der für die 
Convocation der Kirchengemeinden beſtehenden gefeglichen Beilimmungen ap drei 
auf einander folgenden Sonntagen von ber Canzel abzulündigen. Acht Tage bar 
dem Wahltermin ift die Lifte der vorgefchlagenen Perfonen durch Anſchlag au 
der Kirchenthür zu veröffentlichen. Wo es bie örtlichen Verhaͤltniſſe als ratglich 
erfcheiuen laflen, Tann die Wahl abtheilungsweife an verfchiebenen Tagen er 

6.10. Die Wahlhandlung wird duch deu Pfarrer, bezichentlich deu ex 
ober bei gleicher Berechtigung dem älteften Beiftlichen, geleitet und in ber Kirche 
vollzogen. Sie wird durch eine Anfprache vom Altar aus eröffnet, in welcher bie 
Gemeindeglieder aufgefordert werben, ihrer Pflicht eingedenk zu fein unb zur Für⸗ 
bitte ſich zu vereinigen. Dem Schlußgebet folgt die Wahl durch mündliche Stimm⸗ 
gebung zu Protofoll. | 

6. 11. Die Wahl wird durch abſolute Stimmenmehrkeit entichieben. Dar 
Ergebuiß derfelben wird fofort oder wenigſtens am näcflen Sonmiage won ben 
Kanzel verfünbigt, umd es werden hierauf bie gewählten Mitglieder wor der Gen 
meinde am nächftfolgenden fonntäglichen Boltesdienfte gu treuer Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten feierlich durch Handſchlag verpflichtet. 
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1. Vortrag Des Referenten Confifl.-Rath Kiedke. 


Indem Ich die Ehre habe, in dieſem Kreiſe einen Vortrag uͤber 
die Mechfihe Gemeindeordnung in den oͤſtlichen Provinzen unferes ge 
meinfamen Vaterlandes zu halten, bin ich mir der Wichtigkeit des mir 
anvertrauten Gegenftandes, der mancherlei Schwiertgfeit in der Ber 
handlung desſelben, aber auch des guten Willens wohl bewußt, nach 
dem Maaße meiner Kraft zur VBeleitigung der dieſem lebensfräftigen 


8.12. Dem Gemeinde⸗Kirchenrath liegen folgende Pflichten ob: 


1. Die Förderung chriſtlicher Geſinnung und Sitte in ber Gemeinde burch Ers 
mehnung, Warnung und Anzeige; 

2. de Sorge für Erhaltung ber äußeren gottesdienftlichen Ordnung uud Heilig⸗ 
haltung des Sonntages, die Mitwirkung bei örtlichen liturgiſchen @inrich- 


tungen; 

8. bie — und Derwaltung des kirchlichen Vermoͤgens und bie Ver⸗ 
tretung ber Srmeinde im den darauf bezäglichen Reihto⸗Angelegenheiten 
(& 14). Derfelbe Hat aber, wenn ihm nit durch bie Gemeinde befondere 
erweiterte Bollmachten ertheilt ſind, in allen den Fällen ven Befchluß der 
Gemeinde einzuholen, in denen die Geſetze dies erfordern (A.L.R. II. 11. 
69. 219. 227. 645. 647. 707.756). Auch In den Verhandlungen über das 
Batrount, welche nach Maßgabe des durch bie Verfaffungs- Urkunde anger 
Tünbigien Geſetzes exfolgen werben, wirb bie Gemeinde bie zu bem von ihr 
ſelbſt zu faffenden Endbeſchluſſe durch den Kirchenrath vertreten; 

4, die Führung einer Lifte der Gemeindeglieder ($. 2); 

5. Die Anzeige eingelretener Pfarrvacanzen und Ausführung ber biesfalls ers 
gangenen Propiſoriſchen Mnorbuungen ; 

6. die Mitwirkung bei der Befekung bes geiftlicken Amtes nach Maßgabe ber 
besfalls beitehenden Berechtigung, fo wie ber Vorfchlag zur Ergänzung des 
Kirchenrathes ($. 7); 

T. Me Erwennung ber niederen Kirchendiener, ſoweit nicht biesfalls wohlerwors 
bene Rechte beſtehen; 

8. bie Vertretung ber Kirchepgemeinde in ihren Beziehungen zu ber Schule; 

9, die Leitung ber Tirchlichen Cinxichtungen für Armen» und Krankenpflege; 

10. die Bertretang der Gemeinde auf der Kreisfynode. 

Die Gemeinde dagegen wird in ihrer Gefammtheit auch ferner wirkfam: 

1. * Der Beſehung bes geiſtlichen Amtes nach Maßgabe der beſtehenden Ber 
rechtigung; 

2. bei ber Watı ber mitglieder bes Kirchenrathes ($ 7 aq.); 

3. In den oben unter Nr. 3 genannten Fällen. 

5.13. Den Vorflg in dem Gemeinde; Kirchenrath führt der Pfarrer, unter 
mehreren Seiſtlichen der erſte, bei gleicher Berechtigung der älieſte. 

g.1&. Es bleibt dem Bemeinderath, überlaflen, unter feine Glieder die Bers 
waltung her Gemeinde⸗Angelegenheiten angemeffen zu vertheilen. So lange das 
Patronat befteht, verbleibt aber die Vermögens» Verwaltung den vom Patronat 
ernannten Kircheworſtehern (8. 6). In vereinigten Mutters und Filialgemeinden, 
welche dem Pabronat wicht untertuorfen find, wird bie Bermögensverwaltung durch 
die $.6 genannten Mitglieder geführt. 

515. De ua y Füehenben Grundſaͤßen augeunmmene Ordnung und bie in 
Bemäßheit derſelben —* e kirchliche Gemeinde⸗Behoͤrde bleiben In Wirkfamfeit, 
— Arge durch ihre Vertretung eine allgemeine Gemeindeordnung begründet 

n wird. 
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Inſtitute entgegenſtehenden Bedenken beizutragen und bitte Gott, Er 
laſſe das Vollbringen nicht ganz Hinter den Willen zurüchbleiben. 

Die Ordnung fuͤr die Behandlung des Gegenſtandes darf nicht 
erſt von mir geſucht werden, ſondern iſt mir in der vom Hochwür⸗ 
digen Ober⸗Kirchenrathe ausgegangenen Denkſchrift und in ven daruͤber 
eingeholten Gutachten gegeben. Wenn ich die Mittheilungen des 
ꝛc. Ober⸗Kirchenrathes und die Anſicht der Votanten zur Sache fo viel 
als möglich wörtlich heranziehe, glaube . ‚eine Pflicht der Gewiſſen⸗ 
baftigfeit zu erfüllen. Demgemäß habe-ich 

l. auf die Darlegung des Entwidelungsganges und 
ber biherigen Erfolge der betreffenven firchlichen Gemeinde- 
ordnung kurz hinzuweiſen; 

I. über die neueften Revifionsanträge und bezuͤglichen 
Gutachten zu referiren, wobei ich meine perſoͤnliche Stellung 
zu beiden bezeichnen werde, und 

II. erlaube mir ſchließlich das nach meiner ſubjectiven Auffaffung 
fich ergebende Refultat und meine perfönlichen Wünfche 
zur Sache der weiteren Erwägung dieſer Conferenz ehr⸗ 
erbietigft anheimzugeben. 

Adl. Die Gefhichte der in Rebe ſtehenden Gemeinde, 
ordnung batirt von dem Erlafie Sr. Majeflät des Könige vom 
29. Juni 1850, der „ven Grundzügen einer evangelifchen Gemeinde⸗ 
ordnung für die öftlichen Provinzen” die Allerhöchfte Sanction extheilte 
und verorbnete, daß die Einführung einer Gemeindeordnung nach den 
darin enthaltenen Grundſaͤtzen unverzüglich angebahnt werde. — Der 
ꝛc. Evangelifche Ober⸗Kirchenrath hat, wie er das ſelbſt in der betref- 
fenden Denkfchrift bezeugt, und wie es ihm von allen Unbefangenen 
bezeugt werden muß, der Ausführung dieſes Allerhöchften Befehle feine 
fortgefegte Thätigfeit gewidmet, deren Gang und Erfolge ex felbft dar⸗ 
ftelt. Auf dieſe Darſtellung, die einem großen Theile nach eine Dar⸗ 
ſtellung ber in den verſchiedenen Provinzen aus den entgegengejepteiten, 
begreiflichen und. unbegreiflihen Motiven heruprgegangenen Reaction 
gegen bie Gemeindeordnung it; die einen Einblid in den. evangelifchen 
Geiſt gewährt, in welchen diefer Reaction begegnet worden -ift, und 
in den Erfolg, mit welchem es ihm gelungen ift, der Firchlichen Ge— 
meindeordnung in den verſchiedenen — — Bahn zu brechen; die 
endlich einer höchft erfreulihen Summe von Ergebniflen gedenft, bie 
insbefondere ba erzielt find, wo bie Einführung der Gemeindeordnung 
mit vollem Vertrauen gefchehen ift: auf diefe Darftelung darf ich in 
biefem Kreife um fo mehr nur hinweiſen, ale astenmäßige Thatſachen 
auch durch eine Debatte darüber nicht ruüͤckgängig gemacht werden 
fönnen. 

Ad II. Es liegt mie nun ob, Über die neueſten Revifions- 
Anträge und die bezüglichen Gutachten zu referiren. Der 
lebte Bericht des ꝛc. Sonfitei zu Magdeburg über den Stand ber 
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Gemeindeordnung in Sachſen traͤgt eine Reihe gewichtiger Bedenken 
vor, welche nach der Anſicht des Conſiſtorii eine tiefgehende Reviſton 
der „Grundzuͤge“ nothwendig machen. Diele Bedenken, zu beſtimmten 
Antraͤgen formulirt, beziehen ſich 
A. auf den Grundgedanken der Gemeindeordnung ſelbſt und 
B. auf gewiſſe einzelne Punkte, die der Verbeſſerung beduͤrftig 
erachtet ſind. | 

Ad A. Nachdem das Eonfiftorium zu Magdeburg die bei der 
Aufftelung der Grundzüge maaßgebenden Geſichtspunkte nach meiner 
Anficht richtig dargeſtellt Kat, findet es, daß bei dieſer Aufſtellung der 
in dem Gebiete dee Kirche nicht zuläffige und namentlich auf Bunctionen 
des chriftlichen SHelferamts nicht anwendbare Gedanke der Repräfen- 
tation maaßgebend geweſen fei und fomit die Gefahr des Eindringens 
des Repraͤſentativſyſtems in die Kirche nahe liege, und fordert dem⸗ 
gemäß, daß Alles aus den Grundzügen entfernt werden müffe, was 
aud nur den Schein einer Repräfentation der Gemeinde oder ihrer 
Majoritaͤten an fih trage und rechnet dazu den theilmeifen Inhalt 
oder Mangel in fünf näher bezeichneten Paragraphen, wozu ein 
SrparatsBotum bemerft, daß ihm der Begriff einer Vertretung der 
Gemeinde nicht im einem fchlechten Lichte erfcheine, wenn man ben 
Degriff der Gemeinde, ob auch nicht in einem Novatianifchen, fo Doch 
in einem reinen, kirchlichen Sinne nehme, fo daß das Ganze, als 
von chriſtlicher Grundrichtung getragen, angefehen und bemgemäß 
dich Zucht geordnet und von der Commune im bürgerlichen Sinne 
unterſchieden werde. 

Die Gutachten der Conſiſtorien zu Königsberg, Poſen und Breslau 
treten mit dieſen Grundgedanken der Magdeburgiſchen Anträge in 
Widerfpruch, indem fie darin übereinſtimmen, daß fie ven Begriff einer 
Vertretung der Gemeinde durch den Gemeinderath von den noth⸗ 
wendigen Bunctionen deöfelben nicht zu trennen vermögen, wobei fie 
nur darin auseinandergehen, daß das fchlefifche Gutachten diefe Ver⸗ 
tretung nur auf die eignen Angelegenheiten ver Kocalgemeinde befchränft 
wiſſen will, Die beiden andern aber fie neben der Vertretung der Geiſt⸗ 
lichen auch auf der Höhern Stufe der Verfaſſung unerläßlich finden. 
Das Confiftorium zu Königsberg geht bei der Begründung 
ſeines Votums davon aus, daß die Frage, um die es fich handelt, 
nidt auf Dem Gebiete des Dogma, ſondern der Kirchenorbnung liege, 
weshalb bei ihrer Beantwortung zwar nichts behauptet werden duͤrfe, 
was mit dem Worte Gotted oder dem Bekennmiß in nachweisbarem 
Riderfpruche ſtehe, jedoch Die Erfahrung und der Entwidelungsgang 
det Kirchenverfaſſung zu Rathe gezogen werden dürften, wobei es 
demerft, daß ficchliche Verfeffungsfragen überhaupt nicht landesficchlich, 
ſondern provinziell angegriffen werden dürften. Cine richtig verflans 
dene Repräfentatton, d. i. eine Repräfentation aller Stände in ber 
Kirche, eine ecclesia repraesentativa, ſei nun bei der Aufrichtung neuer 
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Kirchenordnungen, namentlich im Reformationsgitalter, immer in Wirk⸗ 
famfeit geiseten; das für die Provinz Preußen, namentlich fie Oſt⸗ 
preußen und Lithauen noch unter Herzog Albrecht (1568) erſchienene 
Kirchengeſetz, fo wie die andern ältern Kirchenordnungen, Denen rela⸗ 
tive Gültigkeit ſelbſt das Allg. Landrecht (Thl. IL 41.8. 66 u. 144) 
ausdrucklich anerkennt, enthielten bie weſentlichen Elemenie einer 
Kirchenverfaſſung, wie fie in Verbindung des conſiſtorialen mit dem 
preößypterialen und funobalen Elemente neuerdings vielfach yon. Kreis⸗, 
Propinzial⸗ und Generalſyhnoden ſehr beftimmt gewünſcht ſeien. Es 
verweiſet uur noch in Betreff der Synoden auf die. ſchmallaldiſchen 
Artikel, auf Quenſtedt und Hollag, hinfichtlich der für Firchliche Zucht 
wirkfamen Kirchen-Gollegien (Presbyterien) auf. Speher und auf das 
feit dem Erwachen eines neuen Rebenstriebes in Der enangeliichen Kicche 
mächtig, fich regende Verlangen nach einer befiern Orbnung der Kirche, 
nach Selbftftändigfeit gegenüber der Gäfareopapie bed Territorialismus, 
nach guter, frommer Zucht und Sitte in ben Gemeinden und nach 
Organen für die Vertretung von Beidem. In der Ueherzeugung von 
der Nothwendigkeit der Koutbildung der Kirchenverfaſſung, fei 40 auch 
durch die Stürme des Jahred 1848 nicht Irre gemacht, finde das Weſent⸗ 
liche dieſer Kortbildung im Gemembeälteften- Amt und im Beſchlußrecht 
der von Vertretern desſelben mitbefchidten Synoden; auch. hebt «9 
Bervor, daß die Beitimmung ber Vetfaſſungsurkunde 8. 12, fpätex 
$.15, eine neue Organifation Der evangelifchen Lanbeöficde in ber 
angegebenen Richtung zu einer unabweislichen Notäiwendigfeit gemasit 
habe. Es habe daher auch den Allerhöchften Erlaß vom 29. Juni 
1850 mit dankbarer Freude begrüßt und ſowohl in der Ginrichtung 
des Evangelifchen ObersKirchenraths als in den Grundzügen eine den 
Recht und dem Bebürfniffe entfprechende Entiwidelung der Kirchen⸗ 
verfaffung erblidt, fei demgemäß mit der Organifation der Gemeinden 
vorgegangen, habe in neuelter Zeit auch die Vertretung der Gemeinden 
auf der Kreisſynode veranlaßt und hierin der in der Provinz tiefe 
gewurzelten Richtung auf Einführung einer angemeflenen Vertretung 
der Gemeinde Folge gegeben. Es hält feine dargelegte Auffaſſung 
ſchließlich für echt kirchlich und confervativ, Dagegen jedes ploͤtzliche 
Abbrechen von einem lebendigen Entwidelungsgange für unlirchlich 
und Deftructiv. oo 

Das Conſiſtorium zu Pofen fchließt ſich nicht nur Dem 
Magdeburger Separatvotum an, fondern Tann ben Begriff einer Berr 
tretung der Gemeinde auf dem kirchlichen Gebiete gar nicht entbehren. 
Die verdienftlihe Vertretung des Suͤnders durch Ehriftum bilde den 
Rechtögrund der ganzen Kirche auf Erden ‚und durch Kefthaltung 
diefes Kechtögrundes falle die falfhe Anwendung des Begriffs dee 
Vertretung der Laien Durch die Kirche. und Prieſter im römifchen Syſtem 
und auch die Vertretung im Sinne des Kollegialismus. Indeß Tönne 
Doch die Kirche der Vertreter nicht entbehren; der Hexe. bepüsfe ihren 
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zur Prebigt des Evangeliums und Spendung der. Särramentes abet 
auch Die Gemeinde als ein Orgamemus vieler Glieder brauche zur 
einheitlichen Bethätigung ihres Lebens ein Amt der Vertretung nach 
Innen und Außen. Die Träger des Amts, das die Gemeinde, der 
es der Herr im Ganzen als dem Böniglichen Prieſterthum uͤberant⸗ 
wortet, um der Ormung willen einzelnen Perſonen Übertragen habe, 
feien zwar die geboren Berteeter der Gemeine; wenn rum aber Die 
Gemeinde zur vollſtaͤndigeren Uebung dieſer Bertretungspflichten dem 
Geiſtlichen noch mehrere Perſonen aus ihrer Mitte beiordnet, ſo werde 
man in ſolchem Hilfſsamt nicht nur nichts Unevangeliſches finden 
bieten, ſondern vielmehr die praktiſche Gonfequenz der evangeliſchen 
Lehre, nach welcher alle Ehriften urfprünglich und unmittelbar Antheil 
an Chriſto Haben und berufen find, nach dem Maaß ihrer Gaben 
und Kräfte zur Erbauung ber Gemeinde mitzuwirken. Ein Blick auf 
bie apoſtoliſche Gemeinde rechtfertige dieſe Anfchautung (Act. 6). Die 
Anwenvung auf die Ivcalgemeindlichen Berhälmmiffe der Gegenwart 
liege naße. — Daß die Diseiplin in unferer Kteche Feine lebendige 
Wurzel habe faſſen können, Habe vornehmlich der Mangel einer Gemeinde 
Bertretung verſchuldet. Ginfichtlich ver Synoden kann das Konfiftos 
rum «6 nicht als ein. Eindringen eines fremden Elementes anfehen, 
wenn das Kirchentegiment fich noch eine Berfammlung von Vertretern 
der Megierten nach freier Wahl ver letztern zur Seite ftellt, verfpricht 
ſich vielmeht davon Stärkung und Stüge des Regiments (Act. 15.) 
Hiernach hält es ven Grundgedanken der Gemeindeordnung, die Er⸗ 
sihtung eined Randigen Hulfsotgans zum Dienft der Gemeinde unter 
Leitung des Geiftlichen, und auf der höhern Stufe ſynodaliſche Inſti⸗ 
wtionen für gerechtfertigt und geförbert. 

Das Conſiſtorium zu Breslau Betrachtet neben Der Hebung 
ver Zucht und der geiftlichen Liebespflege in der Gemeinde die Hand» 
babung der Außerlichen Bingelegenheiten berjelben als die alleinige Aufs 
gabe des Melteften- und Helferamts und Tann von dieſer Thätigkeit den 
Begriff einer Repräfentation in Beziehung auf ihre eigenen Angelegen- 
heiten nicht trennen. Dagegen fcheint ed Ihm nicht erwuͤnſcht, Daß in 
den Grunvzügen den Mitgliedern der Gemeinderäte die Vertretung 
der Gemeinde auf ber Synode zugeſprochen werde. Diefe Beſtimmung 
ſei theils illuſeriſch und Bönne bei Mißtrauifchen als DBorfpiegelung 
erſcheinen, fo lange eine geſetzliche Grundlage für eine ſynodale Vers 
faffung der evangeliſchen Kirche noch fehle, theils hätte fie viele Be⸗ 
denken angeregt und auf der einen Seite zu überfehwängfichen Erz 
wartintgen Bgranlaffung gegeben, auf der andern mit einem Mißtrauen 
erfüllt, welches nicht eher ſchwinden werde, als bis Alles, was nach 
einee Neprifentatis -Berfaffung der Kirche nah Maaßgabe der con⸗ 
Birtiondien Stantsernrichtung fchmede, aus derfelben entfernt fein 
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Conſiſtorien; es empfiehlt fich aber ſelbſtredend hier noch bie einges 
reichten PBrivatgutachten darauf angufehen, ob fte zur printipiellen Bes 
urtheilung der Frage noch weientlih neue Momente geltend machen. 

. Superintennent Redlich in Ratibor faßt die Anficht des Mag- 
deburger Conſiſtoriums dahin auf, daß ſie nicht ſowohl gegen das 
Ant eined Gemeindelirchenrathes, als eines ſtaͤndigen Organs gebe; 
ſondern nur gegen den Umfang der dem Gemeindelirchenrathe zuge⸗ 
theilten Yunctionen, gegen die ertheilten Rechte und die ihm anferlegten 
Pflichten; der .&emeinderath folle nur ein Helferamt fein und daher 
wolle es aus den Grundzügen Alles entfernt wiffen, mas auch nur 
den Schein einer Repräfentation der Gemeinde oder ihrer Majoritaͤten 
an ſich trage. | 

Zuvörderſt weiſet Redlich darauf hin, daß ‚eine Repraͤſentation 
der Gemeinde und Repraͤſentation ihrer Majoritäten. fehr verschiedene 
Dinge feien und daß zu einem Antrage wider die lehtere in den Grund⸗ 
zügen feine thatfächlidhe Veranlaſſung gegeben fei, da denſelben viels 
mehr durch und durch das Beſtreben zum Grunde ‚liege die Herrichaft 
zufälliger Majoritäten und ihrer unfirchlichen Barteibeftrebungen aus« 
zuſchließen. Es handelt ſich alfo um die Frage, ob überhaupt auf dem 
Gebiete der Kirche und infonverheit der einzelnen Gemeinde eine Res 
präfentation zuläffig oder gar nothwendig fei und in welchem Sinne 
und Umfange fie. in Der neuen Organifation berechtigt fei. — Er leitet 
nun das Recht der Gemeinde⸗Vertretung Durch ein Amt, durch be 
amtete Berfonen, aus dem Weſen jeder menfchlichen Gemeinfchaft her. 
Auch die Kirche bedarf ihrer Vertretung und bat fie in Chriſto. Wie 
Jeſus Chriftus, der eingeberene Sohn einerſeits als der gnadenreiche 
Vertreter ded Vaters bei den Menfchen erſcheint, andererſeits aber feine 
Bläubigen bei feinem Bater und im Kampfe mit Fleiſch, Welt und 
Teufel vertritt, fo Hat er den Apofteln den doppelten Beruf gegeben, 
a) die Segnungen feines Amtes, Werkes und Verdienſtes der Welt 
zuzuführen, b) die gläubig gewordene Gemeinde duch Verantwortung 
des Glaubens nach Außen Hin zu vertreten. Daß die Inhaber des 
Amts die Gemeinde zu vertreten haben, wird nicht bezweifelt; aber 
auch Laien? Nach dem Princip der Fatholifchen Kirche unmöglich, nach 
dem der evangelifchen Kirche als einer Verſammlung aller Gläubigen, 
bei dem in ihre zur Geltung gekommenen allgemeinen Priefterthum 
nichtd Dagegen. Hat ſich auch viel Ungefundes, der fogenannten: Volls⸗ 
repräfentation auf dem politifcpen Gebiete Analoges in das Streben 
nach Laienvertretung von Anfang an eingemifcht, fo ift doch in. den 
Grundzügen ſolchen Ausfchreitungen möglichft vorgebeugt und Das 
Refultat der Gemeinderathe - Wahlen ift faſt überall ein durchaus 
günftiged; der Rüdhalt und Schug und Hülfe, die der Geiſtliche an 
diefen Vertretern der Gemeinde gefunden, fei fo unverfenndar, daß man 
das Amt ded Gemeindelirchenrath8 unmöglich auf einen bloßen Helfer⸗ 
dienſt herabdrücken kann. 
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Der Geh. Juſtizrath u. Prof. Dr. Blume zu Bonn geht auf die 
princtpielle Frage nicht ein. Superintendent Thal in Raftenburg findet 
die Bedenken des Magdeburger Conſiſtoriums nicht bebeutend; eine orgas 
nifche Gliederung jedes Gemeinweſens, alfo des chriftlichen und kirch⸗ 
lichen auch, fei naturnothwendig; deshalb Hätten auch die Apoftel ihrer 
nicht entrathen Tönnen (Act. 6) und wäre auch der Gemeindekirchen⸗ 
rat etwas Anderes, als die erfte Organifation des Frechlitden Lebens 
im apoftolifchen Zeitalter, fo wäre er Doch nad) der Analogie des Glau⸗ 
bens gebifvet und nicht eine Nachahmung demokratiſcher Repräfentation. 
Das Jahr 1848 habe manche Gemeinde gar fchmerzlich die Repräfen- 
tation vermiffen laſſen. Ex will daher die Gemeinde zu allererfi in⸗ 
wendig in der Leitung der ihr obliegenden Pflichten gegen die Kirche 
ded Heren, dann nach Außen vertreten wiffen, und iſt daher auch für 
Weiterbildung und Bertretung der Gemeinde auf der Synode. 

Zu diefer Principien⸗Frage erlaube Ich mir nun folgenden Bei- 
frag zu liefern. 

Das Conſiſtorium zu Magdeburg Hat bei feinen Anträgen auf 
Befeitigung Alles deſſen, was auch nur den Schein einer Repräfen- 
tatton der Gemeinde oder ihrer Majoritäten an fich trägt, fich weber 
über den Begriff der Repräfentation in beftimmter Weiſe ausgelaffen, 
noch auf Darlegung von Gründen, warum auf dem Gebiete der Kicche 
ber Gedanke einer Repräfentation nicht zuläfftg oder gar gefahrbeingend 
fl. Wenn nun aber nach meinem Dafürhalten unter Repräfentation 
der Gemeinde die nicht blos zugelafene, geduldete, fondern berechtigte 
und verpflichtete ftändige Bethelligung und Mitwirkung der Gemeinde 
zum Aufbau aller ihrer Glieder auf dem gelegten Grunde, welcher 
in Ehriftus, zum geiftlichen Haufe (1 Petri Cap. 2, 5) nach dem ges 
gebenen Richtfcheit und Maaße im Worte Gottes, alfo unter Leitung 
und Anregung bed geiftlichen Amtes in ihrer Mitte verflanden wird: 
fo kann nicht recht erfannt werben, wie eine folche Repräfentation der 
Gemeinde unzuläffig oder gar gefahrbringend fein könne. Sie taflet 
bie Autorität des Amtes nicht: an, denn fie ſtellt Die Gemeinde unter 
bie fchriftgemäße Leitung des Amtes; fie taftet aber auch das Recht 
bee Gemeinde nicht an, denn fle giebt ihr geordneten Antheil an ihrer 
Lebendentfaltung nach Innen und Außen; fie gebt nicht von der Vor⸗ 
ausfegung aus, daß Amt und Gemeinde im Gegenſatze zu einander 
fihen, fondern fie nimmt Amt und Gemeinde in ihrer lebendigen Zus 
fammengebörigfeit, urfprünglichen Einheit, nicht in ihrer fpAtern Zer⸗ 
kluͤftung; ſie fchließt begrifflich die Möglichkeit aus, wenn es auch 
thatfächlich hie und da unter vernachläffigten Umftänden vorfommen 
follte, daB Nepräfentanten der Gemeinde fich mit dem Hintergedanfen 
um das Amt fanmeln, um mit dem Amte zu marften und zu feilfchen 
um Mein und Dein, um dem Amte fo viel als möglich abzubingen 
und abzubringen und die Gemeinde der Bevormundung durch das 
Amt, wie man gefagt bat, zu entziehen; die Möglichkeit folcher Ver⸗ 
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treungen iſt bei einer richtig‘ verſtandenen und eingeleiteten Reyraͤſen⸗ 
tation ganz abgefehnitten. Auf welchen Boden auch Vie moderne 
Repräfentation erwachſen ſei, diefe in den Grundzuͤgen angebahnte Re⸗ 
praͤſentation wurzelt auf dem Boden des Vertrauens, des Mlaubend; 
dafür bürgt der Hinblick auf den, ber fie intenpint, fo wie der Hin⸗ 
blick auf Das Organ, durch das fie angebahnt if, Die in den Grund⸗ 
zügen dargebotene Repräfentation ift vornehmlich in der Provinz, der 
anzugehören ich die Ehre habe, vielleicht mit wenigen Ausnahmen ver⸗ 
trauungsvoll aufgenommen; aus dem Glauben, im dem fie daegereicht 
und hingenommen wurde, ift das fröhliche Leben entſproſſen, wonon 
die geiftliche Provinzialbehörde hat berichten köͤnnen. So lange Pie 
Gemeinden mit Mißtrauen behandelt, im Gegenſatze zum Amte gedacht 
werden, werben fie fich feinem ſonſt fo fegendreihen Cinfluſſe ass 
Mißtrauen verfchließen und fich felbft bei mancherlei Beitrebungen auf 
dem Gebiete der Innern Million in unnatürlicher Weiſe por dem Amte 
_ in fogenannte freie Affociationen flüchten; fo lange man immer, oder 
doch vorzugsweiſe nur von den Rechten des Amtes redet, als ob die 
Kirche eine Rechtsanftalt wäre, fo fie doch eine Gnadenanſtalt if, fe 
doch das höchite Necht, das eigentliche Vorrecht des geiftlirhen Amtes 
nah Matih. 20, 26-28 und 2 Cor. A, 5 das Dienen ift, (weil 
der Herr und das alleinige Haupt der Kirche daſelbſt fpricht: „fo je⸗ 
wand unter euch will gewaltig fein, der fei euer Diener, und wer ba; 
will der Bornehmfte heißen, ver ſei euer Knecht," weil der vom heiligen 
Geiſte erleuchtete Apoftel fpricht: „denn wir prebigen nicht und felbft, 
fondern Jeſum Chriftum, daß er fei der Herr, wir aber eure Knechte 
um Jeſu Willen“ und wiederum 2 Corinther 1, 24. „Nicht, daß wir 
Herrn feien über euren Glauben, fondern wir find Gehilfſen eurer 
Freude; denn ihr ftehet im Glauben“), weshalb auch von feiner evan⸗ 
gelifchen Bierarchie, wohl aber von einer evangelifhen Diakonie 
(dıaxavia voü Aöyov — ministerium verbi) geredet werben kann, fo 
lange, fage ich, vorzugsweiſe die Rechte des Amtes hetont merden: 
fo lange wird fih das evangelifche Volk ſtill oder laut auf fein Recht, 
auf das Mecht feines heiligen Priſterthums berufen; Gemeinde und. 
Amt werben nicht zufammenwacfen und der Segen und die Kraft 
des Amtes wird vielfach aufgehalten und gebrochen werben, Das 
Amt ift göttlicher Stiftung, gewiß! aber ift denn Die Gemeinde nicht 
auch göttlicher Inftitution? Hat fie nicht der heilige Geiſt durch das 
Evangelium berufen, mit feinen Gaben erleuchtet, aus biefer argen 
Welt gefammelt zu einer Gemeinde der Gläubigen? If die Gemeinde 
auch noch nicht ohne Fleden und Runzel, fteht fie auch noch immer 
nicht in der Reinheit da, zu der ‚fie Novatianus ausgelaͤutert wiſſen 
wollte, fo iſt doch Feine gott» und geiftverlaffene, es fei denn durch 
fehwere Verſchuldung des Amtes, fo kann fie doch immer ner mik 
dem Magdeburger Separatvotum im Ganzen als van chriflicher 
Grundrichtung getragen und als durch Zucht geordnet angefehen war⸗ 
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ben, durch Bucht, bie bald fichtbarer den ganzen Leib durchziehen würbe, 
weun das Amt uͤberall die rechte Repräfentation hinter ſich hätte — 
Die Armımente, welche das Conſiſtorium zu Königsberg vom Boden 
ber Geſchichte, ved Provinzialkirchenrechts, der Theologie, der Praxis 
und aud dem, wenn auch zurüdgedrängten, doch immer wieder hervor⸗ 
gebrochenen Verlangen nad Repräfeniation, für eine richtig verflandene 
Repräfentation geltend gemacht Bat, find nach meiner Anficht fo ges 
wichtig, daß fie nicht vergeblich in die Wagichanle gelegt fein werben; 
(fie wiegen ſchwerer, als das Schwert bes Camillus); aber eine ſolche 
richtig verfiandene Repraͤſentatien hat nicht blos das negative Griterium 
für ich, daß fie wicht wider Gottes Wert und dad Befenntniß ift, 
ſondern die erſten Lineamente, die Grundzüge folcher NRepräfentation, 
laſſen ſich in Goties Wort nachweiſen, ch. Matthki 18, 15-18, 
40.5, 13, Adt. 1, 23-26, Act.6 und 45, 8. 2, fie iſt alfo 
füriftgemäß 

Solche Anfchauungen, wie fie das Conſiſtorium zu Poſen aus⸗ 
geſprochen hat, daß der Herr das Amt der Gemeinde im Ganzen als 
dem königlichen Prieſterihum und welches die Gemeinde um der Ord⸗ 
nung Willen einzelnen Perſonen übertragen habe, koͤnnten Viele in 
unfrer Zeit fich „vielleicht nicht aneignen, und doch erleidet das Amt 
Dadurch Feine Beeinträchtigung, daß es vom koͤniglichen Briefterthume 
auf Einzelne übertragen wird; ed kommt dadurch nicht in eine Abs 
hängigfeit von der Gemeinde; es bleibt ein für allemal göttlicher Stifs 
tung, wenn auch Firchlicher Mebertragung. Die Gemeinde, als der Leib 
des Herrn, kennt die Functionen ded Amtes im Organismus, Tennt 
feine Berechtigung und Verpflichtung ald Vertreter ded Herrn und 
unterwirft fich, auch wo fie ais Localgemeinde Kraft ihres Bocations- 
:rchted Das Amt auf einzelne Berfonen überträgt, der Zucht des Wortes 
und des Sarramented, diefer Bnabdenmittel, durch welche der Herr und 
des Haupt der gamen Kirche auf Erben und ihre einiger Bertreter 
vor Bett, auch in der einzelnen Gemeinde präfent bleibt; aber je mehr 
der Bemeinde daran liegt, daß Die Diener am Amte das Wort Gottes 
nicht unterlaſſen (Act. 6), daß fie ber Vertretung des Herrn in ihrer 
Mitte recht obliegen, um fo mehr wird ſie fich verpflichtet fühlen, ſich 
nach Perfonen umzufehen, denn das zagsoua 75 xußsgynaeos, ihrer 
Berteetung nach Außen hin. gegeben if, und wenn fie dem @eifllichen 
noch mehrere Perſonen aus ihrer Mitte zur Seite ordnet und diefe 
mit emem Theile der Geſchaͤfte beauftragt, fo kann darin nichts Uns 
esangetifched gefunden werden; denn. die Scheidung zwifchen ecclesia 
doeens und andiens, dominans und obediens gehört doch nur ber 
römischen Kirche am. 

Wenn bad Bredlauer Gonfifiorium die Nepräfentation der Ges 
meinde in Bezichung auf ihre eignen Angelegenheiten zwar für ges 
rechtfertigt Hält, aber auf der hößern Stufe nicht für ermwünfcht, fo 
lange eine gefegliche Grundlage für eine ſynodale Verfafjung ver Kirche 
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fehlt, ſo weiſet es nach meiner Auffaffung allerdings auf einen Mangel 
bin, dem "duch das Kirchenregiment ext abgeholfen werben muß. Sch 
verftehe das fo: — gleichwie das Kirchenregiment für die Einführung 
der Gemeindeordnung Grundzüge gegeben hat, um einerfeitd dem fub- 
jectiven Erperimentiren auf dem Berfafiungsgebiete der Kirche zu 
feuern und andererfeitd den Gemeinden einen offenen Einblid in die 
Berechtigungen zu gewähren, die es ihnen einzuräumen fich gebrungen 
fühlte, fo find jebt, wo ed an der Zeit ift, daß Kreisſynoden mit 
Bertretern der Gemeinden allgemeiner ind Leben gerufen werben, neue 
Grundzüge für die Synodalordnung nothwendig, um die Thaͤtigkeit 
der Synoden gleich in die rechten, wohlerwogenen Bahnen zu leiten, 
theils um offen an den Tag zu legen, Daß man und wie weit man 
den Kreid- und PBrovinzialfynoden Berechtigungen und Befugnifle eins 
zugeftehen Willens fei; damit man inne werbe, daß es fich nicht um 
Illuſionen handle, daß aber auch nicht überfchwängliche, uͤberſpannte 
Erwartungen genährt werden dürften. — Dad Gemeinvefirchenrathes 
Inſtitut blos auf die eignen Gemeinde Angelegenheiten befchränfen 
wollen, hieße die einzelne Gemeinde ifoliren, fie von dem- Organismus 
ded ganzen Leibes loslöſen; aber ed fol feine Spaltung im Leibe fein, 
fondern die Glieder für einander gleich forgen, und fo Ein Glied 
feidet, fo follen alle Glieder mitleiden, und fo Ein Glied Herrlich ge⸗ 
halten wird, fo follen fich alle @liever mitfeeuen (1 Cor. 12, 25 u. 26) 
und darum ordnete auch die Gemeinde zu Antiochla ven Baulus und 
Barnabas nach Serufalem ab und die Gemeinde zu Serufalen, bie 
Apoftel, Aelteſten und bie ganze Gemeinde eriheilten Rath nad; An⸗ 
tiochien Hin. 

Wenn Superintendent Redlich darauf hinweift, daß Repraͤſen⸗ 
tation der Gemeinde und Repräfentation ihrer Majoritaͤten ſehr ver⸗ 
ſchiedene Dinge feien und zu einer Erflärung und zu einem Antrage 
wiber die lehtere in den Grundzuͤgen feine thatfachliche Beranlaffung 
gegeben fei, fo ift nach meiner Anficht die getroffene Unterſcheidung 
eine berechtigte und die richtig angemwendeten Grundzüge machen wirklich 
eine Majoritätenherrfchaft ganz unmöglich; denn nad 8. 1 der Grund⸗ 
züge wird die Einzelgemeinde als Glied. in einen lebenvigen Orga- 
niömus eingereiht, in die evangeliſche Kirche; fie ift alfo nicht mehr 
den Schwanfungen zufälliger Majoritäten unterworfen, fondern bie 
Kirche, zu der fie fich mitbefennt, hat das Recht und die Pflicht uͤber⸗ 
fommen, ſolchen zufälligen Majvritäten Ziel und Schranfe zu feben, 
ja im äußerften Falle diefe Majoritäten auszufcheiden, um das 
Glied im Ganzen zu retten; nach 8. 7 gefchieht die Wahl zum Gemeinde⸗ 
fiechenrathe wefentlich auf den Vorſchlag des Pfarzerd; nach 8. 8 iſt 
die Qualität dee Gemeindefirchenrathömitglieder fo beffimmt, Daß darin 
immer noch eine Handhabe liegt, um ungefunde Elemente vom Ges. 
meinbefirchenrathe fern zu alten. Kann dem Superintendenten Thal 
auch zugegeben werben, daß der Gemeindelirchenrath etwas Anderes. 
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ſei, als die erſte Organiſation des lirchlichen Lebens im apoſtoliſchen 
Zeitalter, ſo iſt doch die analoge Bildung ſo unverkennbar, daß wir 
unfer. Auge dafür nicht verſchließen können. Wer aber, wie wir 
Diener. am Worte in unferer vaterländifchen Provinz, die disjecta 
membra jeiner ®emeinde oft in meilenweiter Entfernung zu fuchen 
hat, der weiß erft ven Segen ganz zu ſchaͤtzen, den er an einem mit 
Autorität Des Mithelferamted bekleiveten, alfo berechtigten Genofien in 
Leid und Freud, zum Troft und zur Bermahnung, zur Aufftcht und 
Berichterftattung über die Bebärfnifie und Zuftande der Diafpora hat. 

Endlich gedenke ich an biefer Stelle noch der Auffafiung in dem 
Butachten des Herrn ıc. v. Meding. Diefer will ebenfalls Repräs 
fentation, wänfcht ‚lebhaft, daß, um die äußere Organifation der Kirche 
zu vollenden, die Laien darin eine bedeutende und einflußreiche Stel- 
ung einnehmen, «aber mit Berüdfichtigung der beiden hiſtoriſch gege⸗ 
benen. Inſtitutionen, des PBatronats und der Kirchenvorfteher. Den 
Grundzügen Tann der Vorwurf nicht gemacht werden, daß fie dieſe 
Inſtitutionen ignoriren; fie haben namentlich die Nechte des Patro⸗ 
nats nicht blos gefchent, fondern geehrt. Den Patronen iſt das 
Bocationsrecht der Pfarrer nicht verkürzt, dadurch üben fie auf bie 
Interna des Gemeindelebens den bedeutendſten Einfluß; ihnen verbleibt 
das Ernennungsrecht der Kirchenvorfteher, oder die von ihnen ernannten 
Kirchenvorfteber gehen in den Gemeinderath über, damit verbleibt 
ihnen der weſentlichſte Einfluß auf die Externa. Nach dem Wahl: 
modus $. 7 der Grundzüge ift Pfarrer, Batron und Kirchenvorfteher 
berechtigt, zum eriten Male Borfchläge zur Gemeinderathswahl zu 
machen; er felbft alfo, der von ihm erwählte Pfarrer, die von ihm 
emannten Kirchenvorftcher deſigniren biefenigen Perfonen, aus denen 
die Gemeinde zu wählen hat. Die alfo Gewaͤhlten behalten die Ver: 
tretung der Gemeinde bis zur Reviſion der Grundzüge und tragen 
bermöge ihrer Stellung alſo auch zu der Reviſion, zu der fchließlichen 
Ausgeftaltung der Grundzüge weientfich bei. — Die ganze Patronats⸗ 
frage betreffend, fcheint man ed überhaupt ganz zu vergeffen, daß das 
Kirhenregiment den Artikel 17 der Berfafiungsurfunde nicht gemacht 
bat; aber er ift nun einmal da; ob derſelbe und wann er zur Aus⸗ 
führung fommen wird, darüber kann das Siechenregiment gar nicht 
Beſtimmung treffen; aber dafür mußte Sorge getragen werben, und 
das müßte Gegenftand der aufrichtigften Mitſorge der Batrone werben, 
daß wenn ber Zeitpunft kommt, geeignete Hände da feien, Vertreter 
der Gemeinden zur Uebernahme ber Rechte und Pflichten; nicht 
Wuͤnſche führen zum Ziele, fondern mitförvernde Thaten. v. Meding 
vermißt bisher die orgamifatorifche Thaͤtigkeit des Gemeinderaths —, _ 
aber nach der Beſtimmung des Gemeinderaths hat er feine organifa- 
torifche Thaͤtigkeit bisher, fo lange ed noch Feine Kreisſynoden mit 
Laienvertretung allgemein giebt, nur in der Gemeinde entfalten fönnen, 
und ift da nichts gefchehen? Da Bat er an vielen Orten, wo bisher 


26 Erſfie Stpung. 


von Vereinen und fein Afſociationen gar nicht pie Mebe fein kennte, 
bie Liebesthätigfeit, die Armen⸗ und Krankenpflege, die Privatwohl⸗ 
thätigfeit, die im @inzelftreben ſich zerſplitterte, eoncenirixt, organiſirt 
und zur Gemeindeſache gemacht, fo daß dieſe ganze. Seite der. inneren 
Miffionsthätigfeit nicht mehr von ber ober jener befonderd. geeigneten 
Perfönlichkeit abhängt, fondern auf dem Herzen ver Gemeinde liegt. — 
Da hat er ein Ne von amtlich verordneten Helfern ‘über die ange 
Gemeinde audgefpannt und die Wirkfamdeit des Amis in Kreife hineln- 
bringen lafien, von benen fie bis dahin fern geblieben — da bat er 
die Kirchenzucht vielfach anbahnen Helfen; das find Anfänge einer 
organifatorifchen Thätigfeit in der Gemeinde, die für die Tune Zeit 
feines Beſtehens erfreulich genug find: Rein! nein! Das Inftitut ift 
zu pflegen, nicht zu bemängeln. 

Seiner Grundauffaſſung gemäß fordert Das Eonfifterhum zu. Mags 
deburg, daß Alles aus den Grundzügen entfernt werden müde, was 
auch nur den Schein einer Repräfentation ber Gemeinde ober ihrer 
Majoritäten an fich trage, und rechnet dahin: 

a) die Beftimmung in $. 2, nach welcher die Gemeinde ihre lieber 
„verpflichtet“, fich chriſtlichen Wandels zu befleifigen. (ine 
undhriftliche Gemeinde werde unter Umfländen Dad Gegentheil 
thun wollen; 

b) in 8. 3 das Wort „daher“; 

e) in 8. 5 die blos durch Alter und Beſitz ter bürgerlichen Ehre 
beringte Beflimmung der Qualificatton für die Stimmberechtis 
gung in der &emeinde, welche buch das Eeforderniß filtlicher 
und Firchticher Unbeſcholtenheit zu ergänzen ſei; 

d) in 8. 6 die Beſtimmung, nach weicher bie Zahl der ſtimm⸗ 
fähigen Yamiliens und Hausvaͤter in den Mutter» und Tochter⸗ 
gemeinden zugleich Die Zahl der vom beiten Seiten zu dem 
Bemeindefischemeathe zu flellenden Mitglieder bebingt; 

e) in 8. 12, Nr. 3 diejenigen SGäbe, welche ben Gemeinderath 
als Bertreter der Gemeinde ericheinem laſſen; desgleichen die 
Nr. 8. 10. $. 12. . 

Was a betrifft, fo betrachtet das Confiſtorium zu Königoberg ben 
Ausdruck ded 8. 2 „verpflichtet“ lediglich ala eine Folgerung der in 
8. 1 ausgeſprochenen Aufgabe, die nur den Sinn haben fünne, daß 
biefe Berpflichtung der einzelnen Glieder ſchon im dem Begriff der 
hriftlichen Gemeinde liege. Aus ber Beilimmung, dag dies aus⸗ 
druͤcklich in ihr Rocalftatut aufgenommen werde, laſſe ſich doch nicht 
eine Berechtigung oder auch nur ein Anlaß zum Gegenihelle ableiten. 
Das Eonfiftorium zu Poſen erinnert noch, daß der Grund zur Ver⸗ 
pflichung nicht auf einem Wajerisätöbefchluß des Gemeinderaths fon⸗ 
dern darauf beruhe, daß die Localgemeinde g. t als Glied ber evan⸗ 
gelifchen Kirche bezeichnet fi. Das Bredlaner itachten berichtet, 
daß in den fehlefiichen Localſtatuten dad Wort „verpflichtet mit dem 
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Worte „pie Semeinveglicher find verpflichtet” vertaufcht fei, Tann aber 
auh an das qu. Wort principielle Folgerungen nicht Inüpfen. Red⸗ 
lich findet es etwas gefudyt, wenn. in der in $. 2 enthaltenen Beſtim⸗ 
mung der Gedanke am Mepräfentation gefunden wird und bemerkt zu 
ver Befürchtung, „Laß eine umficchliche "Gemeinde unter Umſtaͤnden 
das Gegentheil thun werde,“ daß eine folche Gemeinde aufgehört hätte, 
eine chriflicde zu fen, und halt Die Verwirklichung fir undenfbarz 
dennoch finmet ex den fehlefifchen Ausbruch fiir zutreffender, weil es 
ich in bereitö vorhandenen und in neu zu bildenden evangelifch. chrift« 
lichen Gemeinden nicht um Auferlegung neuer Pflichten, ſondern um 
einen Ausdruck für die vom Heren felbft jedem einzelnen Gliede aufs 
erlegten Billchten Handelt, Bluhme Hält dafür, daß die etwa ges 
fürchteten Mißdeutungen bei & 2 und 3 aus 9. 1 zu widerlegen fein 
winden. Thal ſchließt fich dem fchleftichen Auodrucke an, doch nur 
im Loralftatut. 

Ih bemerke hierzu, daB wenn die primeipielle Anfchauung bes 
Conſiſtoriums son Sachſen bei den eingeholten Gutachten Teine Zu- 
finmung gefunben Bat, confequenter Weiſe auch die principiellen Fol⸗ 
gerungen auf Zuftimmung nicht rechnen können; es waͤre möglich, 
daß hie oder da in Betreff ded Ausoruds Eonceffionen gemacht wers 
ven fönnten, aber um des Principes willen würden fie nicht gemacht. 
Im vorliegenden Fallee drängt aber nichts zur Blenverung des Aus- 
druds, Denn je mehr es in jeder⸗ einzelnen Gemeinde dazu kommt, 
daß fie das, wozu fie als Glied der enangelifchen Kirche verpflichtet 
it, mit Harem Bewußtſein auch allen ihren einzelnen Glievern als 
Pflicht auferlegt, deſto erwünfchiers zum Gegentheil Tann eine chriſt⸗ 
liche Gemeinde nicht verpflichtet werden, fo lange noch ein Amt in 
ihrer Mitte iR und es ein Kirchenregiment giebt, denn die Einzels 
gemeinde ſieht unter der Kirche, Majoritäten kommen aber wirklich nach 
den Grundzügen nicht zur. Geltung; es handelt ſich auch nicht um 
Auferlegung neuer, von. dem Belieben der Einzelgemeinde abhängiger 
Pflichten, ſondern um die beftimmte Erklärung, daß auch diefe Ger 
meinde Die yom Herrn der Kirche auferlegten Pflichten als die aller 
ce Blieoen anfieht una darüber zu wachen verfpricht, daß fie erfüllt 
wer . 


Ad b. Das Wort „naher“ in 8. & findet das Conſiſtorium zu 
Königsberg beſonders ‚wichtig, als Anfnüpfungspunft für benjenigen 
Theil ner Kirchenzucht, weicher nach Matth. 18, 17 nur durch Ents 
zehung Firchlicher Gemeinderechte geübt werden kann; das zu Pofen 
und Breslau finden es unverfänglich, letzteres unter Modification ad 2. 
Redlich fließt ſich der Königoberger Anficht an; Thal hält den 
Ausdruck für nothwendig zur Motivirung bed Ancheils der Gemeinde 
glieder an wen Firchlichen Gnadenmitteln, wenngleich praftifche Folgen 
bei einer zu erſtrebenden Kirchenzucht ſich aus ber Weglaffung bed 
Wortes „daher“ nicht ergeben duͤrfien. | | 
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Die Beibehaltung des qu. Woris empfiehlt fick theils aus den 
vom Conſiſtorium zu Koͤnigsberg, theils von Thal angegebenen 
Gruͤnden; im Sujammengange, in dem es flieht, kann ed gar nicht 
entbehrt werden. In $. 1 der Grundzüge erfennt die Gemeinde ihre 
durch ihr Bekenntniß ihr auferlegte Aufgabe an; in $. 2 verpflichtet 
fie fih in allen ihren Gliedern, der Löfung dieſer Aufgabe obzuliegen 
und „daher“ Haben 8. 3 ihre Glieder geordneten Antheil an ven Firch- 
lichen Gnabenmitteln, Anftalten ıc. der Gemeinde, woraus folgt, daß, 
wer in ihrer Mitte diefe Aufgabe nicht mitanertennen, an ihrer Loͤſung 
ſich nicht betheiligen follte, von den Gnadenmitteln x. auegejchloffen 
werben Eönne. 

Ad ec. Das Conſiſtorium zu Magdeburg will bie Duntification 
für die kirchliche Stimmberechtigung in $. 5 durch das Erforderniß 
fittlicher und Tirchlichee Unbefcholtenheit ergänzt: wiffen. — Das Eon- 
fiftorium zu Breslau ift dagegen, weil 

1. die vollftändige Ausführung folder Maaßregel mamenttid bei 
größern Gemeinden auf unüberwindliche Sinberniffe ſtehen würde; 

2. die Wahl felbft mit einer Gehäfftgfeit verbunden wäre, welche 
vie Theilnahme an ber Wahl noch mehr, als an fich ſchon der 

Fall iſt, verringern wuͤrde; 

3. weil eine ſolche Beſtimmung der Wahl für ben Gemeinderath 
eine hoͤhere Wichtigkeit beilege, als der durch das Geſetz ge⸗ 
regelten Predigerwahl. — ˖Es weiß ſich aber überhaupt mit 
dem Wahlprineip auf kirchlichem Boden nicht im Einklange. 

Die Gutachten des Conſiſtoriums zu Pofen und Königeberg find 
der . Magdeburger Anftcht zwar geneigter, doch ‚findet Polen es ge⸗ 
rothener, folche Beftimmungen einer: fpätern Regelung der Verfaffungs«- 
verhältniffe zu überlaffen, und bie $. 5 gegebenen Gautelen ausreichend, 
um das Einbringen fremder Elemente: zu "verbinden; Königsberg 
pflichtet dem bei, will eine folche Beſtimmung im Localftatute zulaſſen, 
fie als allgemeine‘ Regel aber erft durch die in 8. 15 In Ausſicht ge⸗ 
ftellte Revifton und Sanction der Gemeindeorbnung feftgefebt wiffen. — 
Redlich bemerkt, daß durch Gewährung des: qu. Antrages nicht 
die Vertretung überhaupt befeitigt, fondern nur ein Mittel gewonnen 
werden würde, eine ben kirchlichen Interefien entfprechendere Vertretung 
zu erzielen; übrigens ließe ftch nicht annehmen, daß, wenn nach $. 5 
das zuläffige Widerſpruchsrecht vom Träger bed Amtes geübt würde, 
unmwürbige PBerfonen zur Mitwirkung bei der Wahl gelangen follten. — 
Profeſſor Bluhme will zu den gegebenen Gautelen noch hinzugefügt 
fehen, daß diejenigen PBerfonen, welche an den allgemeinen Abftims 
mungen und Beichlüffen der- Gemeinde Theil nehmen wollen, a) feit 
wenigftens 6 Monaten auf ihren Antrag in das befundere Verzeichniß 
der activen und ſtimmberechtigten Gemeindeglieder eingetragen ſein 
müſſen, b) daß diejenigen nicht eingetragen werden, welche durch laſter⸗ 
haften Wandel ꝛc. oͤffentlich Anſtoß gegeben haben. Thal findet 
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bie 8.5 gegebenen Cautelen ausreichend und beflicchtet bei Beruͤck⸗ 
fihtigung des Magdeburger Antrages Haber und Zwieſpalt. 

Die einzelnen Momente, die zur Sache geltend gemacht find, 
erden wohl im Stande fein den $. 5 in feiner bisherigen Kaflung 
m halten, insbeſondere, da auch, Falls das Erforberniß fittlicher und 
firhlichee Unbefcholtenheit aufgeftellt wird, immer nur eine relative 
Bürgichaft gegeben iſt. Die von Brofeffor Bluhme ad a und b ge 
machten Borfchläge empfehlen fich durch ihre Einfachheit in der An⸗ 
wendung und fichern doch das Intereſſe der Kirche. . 

Ad d. Das Conſiſtorium zu Magbeburg nimmt daran Anftoß, 
daß nah 6.6 der Grundzüge die. Zahl der ftimmfähigen Familien⸗ 
ud Hausväter in den Mutter⸗ und Tochtergemeinben die Zahl der 
von beiden Seiten in den Gemeindefirchenvath zu ſtellenden Mitglieder 
bedingen ſoll. 

Die Eonfiftorien zu Königsberg, Boten und Breslau nehmen 
diefen Anſtoß nicht oder wiſſen doch feinen geeigneten Maaßſtab für 
die Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths anzugeben. Das Con⸗ 
Morium zu Pofen meint, daß fich für einen etwa vorhandenen Webers 
ſchuß geiſtig lebendiger Gemeinveglieder noch andıre Zweige des Hilfß« 
dienſtes in der Gemeinde werden finden laſſen. Ich weiß nicht, ob 
in diefem Sinne der Anſtoß, den das Magdeburger Eonfiftorium 
nimmt, zu verftehen ift; Königsberg hält dafür, das: beforgte Weber- 
gewicht der Mehrzahl über die Minderzahl fei durch den Erlaß de 
Evang. Ober⸗Kirchenrathes gehoben, nach welchem in ſolchen Fällen bie 
Localſtatuten fo einzurichten feien, daß bie befomveren Angelegenheiten 
von den Organen der einzelnen Gemeinden verjorgt werben, die Ges 
ſaumtvorſtaͤnde aber nur zur Erledigung allgemeiner Sragen zufammen- 
ven. Redlich theilt Die Bedenken nicht, findet aber auch die Bes 
üfistigung, welche das Magdeburger Gonftflorium bei dem von 
Dom und Königäberg erfährt, nicht‘ geboten. Bluhme hält bafür, 
daß Eiferfüchteleien durch gerechte Berüdtfichtigung der Interefien vor- 
gebeugt werde. Schal findet es naturgemäß, die Zahl der Mit- 
glieder des Gemeinderaths nach dem Verhaͤltniß der ftimmberechtigten 
Hauspäter zu. heſtimmen, will aber in Zukunft nicht nach der Anzahl, 
ndern nach dem Berürfnig Beftimmung getroffen wiſſen. — Wenn 
tt Leßteres dadurch motiviet, Daß eine Gemeinde von geringerer Fa⸗ 
milenzahl möglicher Weiſe mehr Mitglieder des Gemeindelkirchenratho 
bedürfen koͤnne, als eine von größerer Seelenzahl, fo kann das als Aus⸗ 
nahme wohl gedacht werden; als Regel dürfte feſtgehalten werden, große 
Gemeinden erfordern mehr Gemeindekirchenraäͤthe, und das Bebduͤrfniß 
wird durch ‚die Zahl: der Gemeinde⸗Angehoͤrigen beſtimmt. — Der ans 
geführte Exrlaf des Ober⸗Kirchenraths hebt aber alle Bedenken. 

Ade. Die Grundzüge führen in 8. 12. Nr. 3, 8 u. 10 unter 
den Pflichten der Gemeinveräthe auch die der Vertretung der Ges 
meinde auf und zwar in den das Eirchliche Bermögen betreffenden 
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Rechtsangelegenheiten und im den Verhandlungen Aber vas Patkonat, 
in den Beziehmgen ber Gemeinde zus Schule und anf ber: Kreio⸗ 
ſynode. Alle dieſe Säbe wünfcht das Confiſtorium ber Provinz 
Sachſen befeitigt. 

* Die Gutachten unterfcheiden ‚unter der obigen. Füllen ber Ber 
tretung. In 8:12, 3 ift von dem Bertretungsrecdht Die Rede, 
welches der Gemeinde ald Corporation dur Das Bandes; 
gefeß zuſteht. Es Handelt fih nur darum, ob in jedem einzelnen 
Falle die Gemeinde ihre Vertreter wählen ober ven Gemeinderath .ein 
für alle Mal mit ihrer Bertretung beauftragen ſolle. “Die Regie 
rungen in Koͤnigoberg und Gumbinnen find fire. das Letztere und das 
betreffende Eonfiftorium ſtimmt ihnen bei. Das Eonfikoriuun zu Breslau 
ift dem ganz entgegen. “Des Gemeinderath fei nach ber gegenwärtigen 
Sachlage weder hinreichend Tegitimirt noch befähigt, die. in 8. 12, 3 
enthaltenen Pflichten zu üben. Den Schlußſutz, das Patronat betrefs 
fend, wünfcht ed geftrichen. — In ihren Beziehungen zur SH ule 
bat die betreffende Beilimmmg im Preußen noch feine Anwendung 
erlangt, weil beſondere Schulvorftände vorhanden find; für Schlefien 
wird folgende Formulirung empfohlen: „Wahrnehmung der Rechte ber 
Kirchengemeinden an ihren Schulen.” — Bertretung auf ber 
Kreisfynode Hält Königsberg für unentbehrlich; Bredlau wuͤnſchi 
fie geftrichen und verfpricht fi) überhaupt von der Einführung ber 
Vresbpterial» und Synodalverfaflung das Heil der Landeslirche nicht. 
Das Confiftorium zu Polen wuͤnſcht ben Zufeg 10 zwar auch ge 
firichen, aber nicht aus. Abneigung gegen die Fortbildung ver Ber: 
faffung zu ſynodaliſchen Suftitutionen, fondern, weil es den richtigen 
Zeitpunkt dafiir noch fern ‚und deshalb eine Anbetung barauf nicht 
für. winfchenswerth Hält. Redlich Halt auch dafür, daß die Strei⸗ 
dung des 8. 42, 3 befinplichen Zufages, betreffend bie Verbands 
lungen über das Patronat, fich empfehle, wicht weil die Vortretung 
der Gemeinde in re unpaſſend .oder entbehrlich fei, fonbern, weil dieſer 
Schlußfatz die Oppofition vieler Patrone hervorgerufen, audererfeits 
eine allgemeine Veränderung in Ausſicht ftellt, weiche jet -Taum irgend» 
wo mehr wuͤnſchenswerth oder ausführbar ſei. In Bezichung auf die 
Schule bleibe die wünſchenswerthe Einwirkung durch den Pfarrer 
wenigftend nicht abgeſchnitten; zu $. 12, 10 get Redlich mit 
dem Conſiſtorium zu Königsberg; den Sat fireichen, hieße verlangen, 
daß. der Grund zu einem nie zu vollendenden Baue gelegt werden 
folle und wärve bei Vielen den @ifer erkalten lafın. Wann auch, 
mie das Poſener Eonfiftorium behauptet, das Koͤnigsberger praktiſch 
widerlegt hat, der richtige Zeitpunkt für eine ſynodale Vertretung der 
Gemeinde noch nicht vorhanden wäre, fo koͤnnte das doch ammöglich 
ale ein hinreichender Grund gelten, die. Audficht auf den kirchlichen 
Weiterbau abzuichweiden, oder ſich wenigſtend dem Vetdachte eines 
ſolchen Hintergedankens prelozugeben. W 
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Bluhme findet zur Verdächtigung bes 8. 12, 3 am Ende 
feinen gevechten Grund; die Batronatsrechte ſeien weder direct noch 
indirect beeintzächtigt ‚und wenn es nach Art. 17 der Berfaffung zu 
ver bedingten Möglichkeit einer Aufhebung des Batronats Tüme, fo 
winde es dazu nothwendig einer gegenfeitigen Verhandlung, alſo auch 
einer Vertretung ber. Gemeinde bevürfen. Auch Nr. 10 dürfe nicht 
ſehlen; das Mißtrauen gegen eine lebendige Gemeinfchaft chriſtlicher 
Gemeinden fei ein Mißtrauen gegen das Ghriftenthum ſelbſt. 

hal wünſcht ven Zuſatz in 12, 3 geflrihen, um die Privats 
patrone nicht noch mehr der Gemeindeordnung zu entfremben. 

Was mich betrifft, fo finde ich mich durch Die erfolgten Angriffe 
auf die angegebenen Poſilionen des 8. 12 nicht zum NRüdzuge ges 
noͤchigt; nur folgende Bemerkungen mögen mir erlaubt fein. 

‚ Da bie bißßerigen Kiechenuorficher in den Gemeindekirchenrath 
uͤhergegangen find, haben die Localſtatuten, die ich eingefehen, nach 
ben Grundzugen bie dem bisherigen Kirchenvorftande obliegende Bes 
auffichtiging und Verwaltung des Eirchlichen Vermögens und die Vers 
ketung der Gemeinde in den darauf bezüglichen Mechtöfragen dem 
Gemeinderat; überhaupt aufgetragen: Deſſenungeachtet wird in ber 
Praris, auch bei. Kirchen Töniglichen Batronats, denn bei den Privat- 
patronen war ed Faum anders zu erwarten, noch Immer der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Kirchenvorftehern und @emeindefirchenräthen feftgehalten, 
ſo daß Kirchenvorſteher entweder noch vom Batron ernannt oder nach 
der Obferuang von ber Gemeinde gewählt und von der Föniglichen 
Regierung beftätigt und durch den Superintendenten bei Gelegenheit 
der Kirchenviſikation beſonders vereidigt werden. Das giebt den Kirchen⸗ 
verſtehern auch bei den Kirchen Eöniglichen Patronats noch ein bes 
Imderes Anfehen in den Augen der Gemeinde und das Confiftorium 
von Breßtau deutet nach meiner Anficht mit Recht darauf hin, daß 
der Gemeinderaih ‚nach. der gegenwärtigen Sachlage noch nicht gehörig 
begitimirt if, wenn ich ihn auch fire befähigt dazu halte, die in $. 12, 3 
Um auferleglen Pflichten zu ben. Es erfcheint mir Daher wuͤnſchenswerth, 
wenn indbejonnere der Gemeinderat) permanent mit ber Bertretung 
der Gemeinde quoad Kirchenvermögen betraut werden foll, um bie 
ſhwerfaͤligen Convocafionen zu vermeiden, bei denen fehr oft ganz zus 
Nlige Majoritäten notwendige Maaßregeln aufhalten ober gar ver— 
cileln loͤnnen, daß, wo bereits die Kirchenvorſteher in den Gemeinde⸗ 
ta) übergegangen find, zwiſchen ihnen und den übrigen Mitglledern 
kin Unterfchied gemacht oder gar ber Unterfchie firirt werde dadurch, 
daß noch immer neue Kirchenvorſteher mit beſonderer Verpflichtung 
in Betreff des Kirchenvermoͤgens ernannt oder beftätigt werden, mit 
denen auch ausſchließlich ad rem amtlich verhandelt wird, weil dad 
andrecht einen Gemeindeficchenrath nicht kennt. — Was den Zuſatz 
„duch in ven Verhandlungen über das Patronat ꝛc.“ betrifft, fo feheint . 
Mit derſelbe ohne zwingende Gruͤnde angefochten zu werden; denn, went 
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nach den Ausführungen Bluhm e's in feinem Gutachten das Patronat 
weder direct noch indirect in feinen Rechten beeintraͤchtigt wird, fo Liegt 
feine rechtliche Noͤthigung zur Streichung desfelben vor; andeverfeits 
bleibt er notäwendig, wo Patrone fich willig zeigen follten in Ders 
handlung über die Aufhebung des Patronats zu treten; wo fie das 
nicht Willens find, hat er für fie burchaus nichts Bedrohliches. Was 
die Bertretung der Gemeinde in ihren Beziehungen zu ber Schule bes 
trifft, dürfte die von dem Schleflfchen Gutachten empfohlene Formu⸗ 
Itrung ohne eine befonderd erzwungene Interpretation auch in Nr. 8 
gefunden werden fönnen; und wenn auch allerdings in Preußen biefe 
Beſtimmung noc keine praftifche Anwendung gefunden Bat, außer wo 
Schulvorſtand und Gemeindekirchenrath in einer Perſon zuſammenfallen, 
ſo hat doch, wie Redlich bemerkt, der Pfarrer noch immer Gele⸗ 
genheit, den Gemeinderath in eine Beziehung zur Schule zu bringen, 
auch dadurch, daß er ihn zu den Schulreviſionen jededmal zuzieht. 
Die Bertretung der Gemeinde auf der Kreisſynode verſteht fich für 
den, der die Gemeindeordnung will, von ſelbſt und kann ich mit 
Redlich nur dahin mich erklären, daß viel reger, warmer Gifer 
erfalten würde, fall8 der qu: Antrag Berüdfichtigung fände 


Ad B. Die fpeciellen Anträge des Confiftoriums von 
| Magdeburg. | | 


Bon beſonderer Wichtigkeit find 

1. die Anträge auf Aenderung Des Wahlmodus . 
In Betreff der Frage: ob Wahl oder Cooptation hatte der Evang. Obers | 
Kirchenrath auf Anlaß der Wiederbeſetzung erlevigter Stellen in ein, | 
zelnen Gemeinderäthen fich gegen das Gonftflorium zu Königsberg 
ſchon 1853 dahin ausgefprochen: . Ä Ä 
“ „daß, da der bisherige Wahlmodus überall da, wo er mit Umficht 
angewendet worden, im Allgemeinen. feine unerfreulichen Refultate 
ergeben hat, es rathſam fei, vorerft dabei flehen zu bleiben.” | 

Das Eonfiftorium wurde aber auch ermächtigt, in.einzelnen Faͤllen 
zu genehmigen, daß, wenn fich em beſonderer Wunſch dahin außern 


) Das Confiflorium zu Magdeburg will zwar aus Rüdficht darauf, daß 
ber bisherige Wahlmodus bereits bei der Beftellung von 739 Gemeindekirchen⸗ 
räthen angewendet worben, ihn nicht befeitigt fehen. „Für die nene Einführung 
in Gemeinden evangelifch sIntherifcher Confeſſion fol aber wenigſtens freigelaſſen 
werden, daß die Wahl duch bie in $. 7 bezeichneten Perſonen geſchehe und ben 
Gemeinden nur ein volum negativum nad) Analogie der 66. 334, 36—39. 
II. 11 A. L. R. bleibe, bei fpäteren Ergänzungswahlen aber jämmtliche verbliebene 
Mitglieder des Gemeindekirchenraths mit dem Pfarrer und event. auch dem Batron 
bei der Wahl zufammenwirken.” Die Anwendung biefes zweiten Mobus will das 
Confiſtorium von dem Antrage ber in 8.7 genannten Berfonen und feiner Bus 
ſtimmung abhängig gemacht fehen. — Das Singularvotum findet dagegen einen 
gewiffen Antheil der Gemeinde an der Wahl pafjend und deutet an, daß das an 
die Cooptation in den reformirten Gemeinden ſich anhängende famtlienmäßige, 
äußerfiche, ariftofratifche Weſen viel todtes Traditionelles mit ſich gebracht habe. 
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lie, ausnahmoweiſe biejetiinen Demeindeglieder in erledigte Stellen 
emrüden ſollten, welche ſchon bei: ver erſten Wahl vorgeſchlagen 
Deren und naͤchſt den Gewählten die meiften : Stimmen erhalten 


en. 
Endlich erklaͤrt der Evang. Ober⸗Kirchenrath: 
daß da, wo ſich in zuverlaͤſſiger Weiſe ein Wunſch der Gemeinde 
nach Einführung der Cooptation kundgiebt, die Gewaͤhrung unbe⸗ 
denllich ſei, wobei nur bemerkt werben müͤſſe, daß bie erweiterten 
Vollmachten zur Vertretung der Gemeinde in wichtigen Angelegen⸗ 
heiten alodann den deiteffenden Gemeinde⸗Kirchenraͤthen nicht über 
tragen werben: Fönnten, :um nicht mit: vum Geſetz, welches die Wahl 
ver Repraͤſentanten fordert, in Widerſpruch zu treten. oo 
Seitdem iſt in der Proviriz Preußen kein Wunfch nach Cooptativn 
Im geworden, Die Neuwahlen find meiſt nach dem 6: 7— 11 vorges 
ſchiebenen Wahlmowus erfolgt; aus diefem Grunde kann das Koͤnigo⸗ 
berger Conſiſtorium au. nicht. in Beziehung auf: Ergänzungswahlen 
dem Magdeburger Antrage beipflichten; noch mehr iſt es dagegen, daß 
bei Einfuͤhrung neuer Gemeinderäthe nicht‘ blos der Vorſchlag, ſondern 
auch die Wahl durch Pfarrer, Patron und Kirchenvorſteher geſchehen 
pl x. Hiegegen wird gunächft: auf alles zu 8. 7 gegen die Cooptation 
geltend Gemachte hingewiefen — auf die rechtlichen Bedenken, einem 
auf diefem Wege zu: Stande gekommenen Gemeinverathe die Bertretung 
der Gemeinde. in ihren Bermögensverhäftniffen zu übertragen — auf 
Ältere irchenordnungen, welche bei der Eooptation wenigſtens für die 
etſte Bildung einer Firclichen Gemeindebehötbe eine Wahl Seitens der 
Oemeinde verlangen — darauf, daB eine folche Abweichung gegen. bie 
ntio legis ſei — auf das Bedenkliche, neben vechtögültig tonſtituirie 
meinderätie andere zu fielen, denen LAnerkennung nach beiden Seiten 
in Beeuföfeeudigkelt fehlen. wuͤrde — enplich, wenn faum ins. Leben 
eine Ordnungen durch wefentliche Aenderungen wieder wankene 
gemacht wuͤrden. 
Das ſchleſiſche Gutachten ſteht damit in entſchiedenem Widerſpruche; 
8 wünfcht ſowohl bei neuen Einfuͤhrungen, als bei Erguͤnzungswahlen 
die Cooptation, beruft ſich dabei auf Altere Kirchenordnungen und auf 
die geringe Bethjelligung "bei den Wnhlen. - ="... Zu 
Das: Pofenfche Gutachten: ift der Meinung, daß für folche Falle, 
ve vom politiſchen Gebiete her: Abneigung gegen das Wählen ſel, der 
Ragdeburget Vorſchlag annehmbar erſcheine und ſtuͤtzt feine Auſicht 
durch einige Aeußerungen des Evang. Ober⸗Klrchenrathes, daß. nuͤmlich 
Kine Mannichfaltigkeit gemeinidlicher Verfaſſungsformen“ beſtehen koͤnne 
und eine Gleichheit in yablaphoriftifchen Dingen" niemals yim Lebens 
gefeh der evangeliſchen Kitrhe erhoben werben dürfe. -: 
OU N Thal gehen mir dem Koͤnigsberger Ontachtenz:Bbuh me: 
ebenfalls’ Hagen Sooplation wegen ber'einfeitigen- Richtung, Die. fich 
in der Mitie ves Kirchenrathes geltend machen koͤnnie und weil fie 
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venſelben· per Gemeinde machr und äche: ehiftehfnen märkt; ans. voräiei 
hegativum "ber Gemeinde fei sin bloßes Scheimrerht, formell nick aus⸗ 
fuͤhrbarz ohme wie Gemeinde unter ſich zu anigmeien. . 0. 
Sch für meine Perfon bin ebenfall8 gegen Cooptation und: für 
den bisherigen Wahlmodus, der ein wohlerwogener ud :voR dem beſten 
Erfolg: blöhrer: begleitet gewmeſen AR; daher kann ich auch- dem Erlaß. des 
Evang. Ober⸗Kirchentaths nicht 'beifallen, Der ‚nf befondent: WMinſche 
die Cooptation nachgelaften hat. Reddich bemerkt mit Recht, um 
ſolche Wünfche zuverläſſig zu ermitteln, waͤren Somporatinnen, noth⸗ 
wendig und ‘auch und) Coeptation Tonmen umsangliche Elementen ein⸗ 
deingen. — "Dann aber han ich der Anſicht, daB. der. Zwieſpalt, der 
durch folche Verschiedenheit: ned Waklınddıs im den emeindereth feibft 
hiwemgetragait ;würbe, ſoe daß as Vollherechtigte (die alten; KQechen⸗ 
vorſtehherj,, Berechtigte und Halbbenechtigte in ihm gebe ,;. Adh 
nicht wunſchenswerth macht, pon dem: hisherigen Wahl modug hm⸗ 
gehen: Warum das Koͤnigl. Conſiſtorinm den bisherigen Modus der 
Wahl ſo anfieht, ft. mix unkeqreiflich; unter feinen. .739 Gentinde⸗ 
raͤthen,/ aus dem bisherigen Wahlmoduß hervorgegangen, ing: auch 
mencherlei Spreu fein, wie aͤberall, aber dann if. es Dock nicht hie 
Schuld derer, vie gewählt haben, ſondern der vorſchlagenden Perſenen; 
die Menges. iſt nicht zu ſcheuen, denn es iſſ Beine Maſſe, ſenderr eine 
Menge, ein ranqag der Gläubigen, vor den: auch die Apofel: ihee 
Sache brachten und: vom Miſcoe heißt eqa: FEadsbermo,. ſic mhlien. 
Die Vorfchlagenden haben ja die Qualitaͤt Dex Perſouan gan⸗ in ihner 
Hand; mögen fie recht kritiſch ſein, ſio bönnen es Tamm: ganige ſemm 
Daa:Confiftorium zu Königsberg benuft ſich auf ältere Kirchenordnuugen 
gegen die Cooptation, das Breslauer thut vasfelhe. für dieſelhe. Man, 
Bönhte: nen. ſagen, wie Loͤwigkberg es getham ıhat,- Verſaſſungeſragen 
feier nicht laudeslinchlich; ſondern prodinziell zu bchandeln, vnd für 
Preußen deu; für Schleſien einen nahen Medus ſtattünven aſſen. 
Ich rede auch der Uniformität nicht ſchlechthin das Wortz allein, mar 
ich auch gar wohl Degraie,:. dad: ſich in Anferen: yatenlanhifchen Pro⸗ 
vinzen, die nur allulig unter das ſegonarciche Secpier den. Hahen⸗ 
jolkern ‚gebospmen ;. Tiechliige ‚Berfafiungen- veriehiehen,:. in ‚gegenkipliuh 
haben geftalten koͤnnen bei dem Mangel eines einheitliihen Regimenig,: 
fe walß irh doch auch, daß dadurch nicht hlos das Hirchenregiment 
erſchwert mars muß. fondern auch die Glietten des Leſhes pexhinderh 
werdan air vcchten Winheit im Geiſte ziawnenmmmorpien. Rienäfte 
ldchen Propuuen, in ihwer ſonſtigen Phoßoonomia fahr. yarwankt,. ſolten 
dienauch iun den Qrundzgen gegebene Grlaganheit zu dieſer oöhernen 
Einheit/ wacht zurichweiſeg 5 Beriant anlı Tre 
Wenn das Conſtſtorium zu au 
an dem MWahlen gering AR-. und; deghalbe ver: Cogugion ı bad; Wo 
wedet ſo Wwind Dialer Beheilzgung wachſen, mu: oe Kyeſeſſenedene Dani 
exſt fra werden, a ſie hein ſojſen. — Hrn endlich das Gunfeiterig: 
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u Poſen Die Arußerung bes Evang. Ober⸗Kitchenraihes in Betreff 
adiaphoriſtiſcher Dinge herangezogen hat, fo meiß ich wohl, daß wenn 
man Dies Gebiet betritt, nichts ‚mehr ein Adiaphoron bleibt; allein, 
wenn Das Rönigshierger Conſiſtorium auf die rechtlichen Bedenken, auf 
ven Widerſpruch gegem die ralio Jegis x. hingewieſen hat, fo ftelle 
ih e8 der Hohen Verſammlung ehrerbietigft anheim, Darüber zu bes 
finden, ob bier von einem Adiaphoron die Rebe fei. 

Ad-2,* Hinfichtlich des Vorſchlages, daß überall die in ben 
Gemeinderath übergegangen Kirchenvorſteher verpflichtet werben 
ſollten, fig wegen: der von. ihnen zu thuenden Schritte mit dem ges 
ſammten Gemeinderathe zu heiprechen, findet eine principielle Abweichung 
unter den Conſiſtorien nicht ſtait. Das Königäberger Gutachten fürchtet 
kt von bee Aufhahme einer ſolchen Bekimmung Erregung neuer Bes 
venfen bei den Patrenen, hält es Dagegen zwedvienlich, ſte bei Auf⸗ 
Relung neuer Localſtanuen zu berücdfichtigen. Redlich findet ven 
Magdeburger. Antrag: ſelbſt fuͤr ſich fprechend, hält es mit dem Koͤnigs⸗ 
beiger Conſiſtorzum für zweddienlich, ihn in den Localſtatuten zu be⸗ 
ruͤcſichtigen, will ihm aber ſoweit ſtatigeben, daß in 8. 14 der 
Geundzuͤge eine Beſtimmung aufgenommen wuͤrde, wonach die Kirchen⸗ 
vorſteher verpflichtet wären, das Collegium des Gemeinde⸗Kirchenraths 
bon den ihnen beſonders obliegenden Angelegenheiten in fleter Kenntniß 
m erhalten ꝛ)c. Dagegen wire billigerweiſe Seitens des Patronatd 
nichts eingewendet werden fönnen. — Bluhme findet es zweckmaͤßig 
und billig, daß den bisherigen Kirchenvorſtehern, denen nach 8. 14 der 
Grundzüge die ihnen nach dem Landrechte N, 11 8. 585 beigelegte 
Eigenfchaft als Wermögenswermalter bleibt, die Verpflichtung auferlegt 
werde, ſich quo ad rem mit dem. geſammten Kiechenrathe zu be» 
en Pa Thal findet-diefe Beßimmung bei Kirchen Privatpatrenats 
Mn a j a 

Nach dem von mir ſchon au 8. 12, 3 Geſagten ſtimme ich dem 
Antenge des Mergveburgen :Goniifteriums. bei und wuͤnſche eine Be⸗ 
Kinmung aͤhnlichen Inthalts in, die Localſtatuten vertiefen. Bei Kirchen 
Konigl. Pakeonats in allerdings in. der Braris. Vieles in dieſer Ber 
Behung appinnkis. in. pen monatlichen. ober zweimonatlichen Konferenzen 
wird Alles, auch Vermögensverwaltungsfragen, gemeinschaftlich ver⸗ 
hands, uphı. Dad: Archeil Der; Gemeinperäthe juflulrt auf die Kicchen- 
vorſteher in ihrem Ceſchaͤftexweige; aber es I inumer noch ein Dualismus 
vorhanden, der umnöthig fcheint, da dem Patrode ıe8 gleichguüͤltig fein 


b 


fönnte, wer ihm Rechnung legt, ob Gemeinderath oder Kirchenvorftand. 





, ĩ. T W 

) Yen. den Veziesſ daa Confiſtvriums ſind die Kirchenvor ſteher in die Gemeinde⸗ 
rübe uner: Beſtrhaitung ihren brfondern. Fanttipnen übergegaagen. Die Koͤnſgl. 
Regierungen haben ihnen aber zur Pflicht gemacht, ſich wegen der won Ihnen zu 
hrenden Saheitte wit haus geſammten Gemeinderathe zur. beſprechen und befien 
inverſtanvniffee Fb an.:yarlihern. Die Aufnahme einer ähnlichen. allgemeinen 
beſtimmung in bie, Erumbzüge: inieb empfohlen. Ze on 
34 
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Bei Privatpatronen fkoͤnnte derſelbe Gefichtspumkt der Nechnungdlegung 
ebenfalls ale Befürchtung verbannen, und in den meiften Kirchen 
Königl. und Privatpatronats entfteht doch das Kirchenvermögen aus 
Abgaben der Gemeinde an Decem, Bankenzins, Kfingfädelgeto‘ 2e., fo 
daß ed mehr ats billig ifl, den Gemeinderäthen einen geordneten Ans 
theil ander Vermögendberwaltung einzuräumen. - Ä 

Ad 3.* Auch hier find die gutachtlichen Aeußerungen nich weſent⸗ 
lich verſchieden. Das Conſiſtorlum zu Königsberg glaubt nut nach 
der Etklaͤrung des Ober⸗Kirchenraths vom 7. Januar 1851 zu ſolcher 
Verringerung oder Erweiterung einer neuen geſetzlichen Beſtimmung 
nicht zu beduͤrfen. — Das ſchleſiſche Gutachten haͤlt die Normirung 
eines Maximums von 10 bis 12 Mitgliedern für wuͤnſchenswerth; 
für die. Reduction feien gelegentliche Abgänge von Betreffenden abzu⸗ 
warten. Die Zahl der Mitglieder ſei nach dem Bebikfniffe zu be⸗ 
mefien, imd in jedem Falle auf Borfchlag ded Pfarrers und Patrons 
oder - Kirhenvorftandes durch das Conſiſtorlum zu beftimmen. Auch 
das Poſener Gutachten :erachtet die Reduction - übergroßer Zahlen für 
nöthig, und das Heruntergehen unter das Minimum für zuläffig. 
Redlich findet gegen ven’ Zuſatz, 4 ober 5. mindeftens, 10 oder 12 
höchftens,. nichts zu erinnern. — Blume will A einſchließlich der 
patronaliſchen Kirchenvorſteher feſthalten, theils um der: Laften und 
Verantwortlichkeit Einzelner willen, theils der Autorität des Collegiums 
der Gemeinde gegenüber wegen, — Thal finder bie $: 6 normirte 
Zahl praktiſch. 

Wenn der vom Conſifioriv zu Königsberg dire: Erlaß vom 
7. Januar 1851 für Normirung der Zahl freie Hand laͤßt und 
nur jeder exceſſtven Feſtſetzung durch das Kirchenregiment vorgebeugt 
wiſſen will, fo. kann es aus den von Bluhme angebrachten Gründen 
bei der Normirung der Mindeftzahl wohl verbleiben, dagegen läßt fich 
wie das ‚Schlefifche und Poſener Gutachten und Reviich wünfchen, 
die höchfte Zahl auf 10 oder. 42 ‚nicht normiren. Bel der. Domlirche 
in Marienwerder find ind. der 3 Geiſtlichen 29 Mitglieder zum Ge⸗ 
meinderathe gehörig, fo daB, wenn mit Gebet oder Gefang die Con⸗ 
ferenz eröffnet. wird, ich eine tee. Gemeinde: um mid) habe und es 
ſind deren nit zu viel. Br 
Ald 4. ** Zwei verſchievene Fragen find hier in Ancegung gend: 

) die Amtsdauer der. Mitgllener des ‚Gemehnbevatgeei; = 

b die ‚Dieciplin uͤber dieſelben. 


EEE 





*) Die Orundzüge verorbnen, daß die Gemeindelirheuräthe weni Bene 4 Mit⸗ 
glieder Haben follen.: Das Conſiſtorium hält einen: Bufap für erwänjcht, welcher 
Bay heie unter dieſe Bahl herabzugehen, teils bereits vorhandene Übergröße 

a u reduciren. 
Wonun die: Mitglieder ver Getheinderäthe Ichundlä id; fungiren ‚fon, 
(nad: her Bericht für erwuͤnſcht erflätt, das Singularvotum für bedentlich) fo iſt 
nach der Anfiht N Sonfitortume. m Magdeburg ne Einfuͤhrung riner: Disciplin 
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Ada tfeilen die Gutachten aus Schleflen und Poſen bie Anſicht 
bed Magdeburger Eonfiftoriums, daß die Gemeinberäthe auf: Lebenszeit 
gewählt werben follen, und macht. dad letztere dafür geltend, daß hier⸗ 
durch die mit ben. Häufigen Wahlen verbundene Unruhe vermieden und 
eine Steligfeit in.das Wirken der Bemeinderäthe gebracht: werde. Dad 
Conſtſtorium von Königsberg erwartet die Erledigung. viefer Frage 
von dem in 8. 13 der Grundzüge verheißenen Borgange. . oo 

Redlich Halt dafür, daß die Amtsdauer ausprüdfich over ſtill⸗ 
ſchweigend nach 8.15 gemeint fei, alfo bis gu ber dort verheißenen 
allgemeinen Ordnung; bis dahin koͤnne auch Feine Feſtſegung, ob auf 
bebenszeit ober Zeit, Aufnahme finden; . aber fchon jetzt ſpricht ex ſich 
aus den vom Gonfiftorio zu Poſen angeführten Gründen und. um bie 
Nagewählten in ihrem Anſehen nicht hinter den im der Megel auf 
Lebentzeit gewählten Kirchennorfiehern gurlicktreten zu laſſen, für Wahl 
auf Khendzeit aus. — Bluhme will Beſtimmung geicoffen wiſſen, 
od Ihmslänglich, ob temporär; gegen die Lebenslaͤnglichkeit ſpricht die 
Gefahr der Berfünmerung nicht blos durch Altersſchwaͤche, während. 
alle Voriheile einer luͤngern Amtodauer durch die firh von. felbft ver» 
Rehende Wienermwählbarkeit gelichert bleiben. — Thal. findet Wahl 
mi ai bevenflich; ein untüchtiges Mitglied Fönnte ein Hemm⸗ 

uh werden. ... J 

Ich bin mit Redlich der Anſicht, daß die bis jebt in ben Ge⸗ 
meinderath Gewaͤhlten ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend mit Ruͤckſicht 
af 6.15 gewählt find und halte es für ein Vorgreifen, wenn jetzt 
trüber Beftimmungen getroffen werden ſollten. Wenn aber der Zeit⸗ 
vonft zu der 8. 15: verheißenen.. Efmanirung. einer allgemeinen Ges 
neindeordnung Tommen und ich dann noch Gelegenheit haben follte, 
wir Sache zu .votiren, fo würde ich mich... gegen bie Lebenslänglichfeit 
det AImtsdauer der Gemeinberäthe ausfprechen, denn bie Unruhen bei: 
im Wahlen find einmal immer nicht geoß, und ich möchte lieber von 
an frifchen Bewegung reden, von einer ganz heilfamen Anregung, 
die bei folchen-Veranlaffungen durch Die Gemeinden geht; das Inſtitut 
des Gemeinderatho muß und kann, wenn auch nicht zu: dem engern 
Zwede, den Bluhme im Auge Hat, aber.ganz in feinem: Sinne ein 
Seminar werben, aus dem immer mehr und mehr befruchtete Kräfte In 
die Gemeinde übergehen zu ihrer Befruchtung; wenn ein Gemeinverathös: 
nitglied 3 oder 6 Jahre hindurch mitgebetet, mitgerathen, mitgeholfen hat,‘ 
bleibt ex ein Helfer in der Gemeinde, auch wenn er aus dem Gemeinde⸗ 
rathe ausſcheſdet. In umferer Provinz find auch die Kirchenvorſteher 
Me auf Lebenszeit gewählt, provinzialgeſetzlich nur zu 3 Dienſtjahren 





über dieſelben erforberlich, welche es geflattet, die innerlich oder äußerlich Unfähigen,. 
noͤthigen Falls unfreiwillig, durch Reſolut zu entfernen. Der Bericht fchlägt vor, 
daß die Abfaſſung des Spruches von dem Superintendenten unter Zuziehung zweier 
von ihm in Gemeinſchaft mit dem Gemeinderathe gewählten Pfarrer erfolgen und 
dagegen die Berufang offen gelaſſen werden möge. . 
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verbunden, wenn fie: auch länger blieben; bie Memeindbrkircheuraͤthe 
würden alfo auch gegen. vie Kirchenvorſteher nicht zurückſtehen und 
koͤnnten wiederwählbar, bei beſonderer Tüchtigfeit auch lange dienen. 

Adb. Was die Disciplin betrifft, fo iſt in Folge von Bars 
handlungen mit dem Gonfifloriv zu Königsberg bereits. unter dem 
30. April 1855 eine vorläufige Entſcheidung des Kirchenregiments dahin 
ergangen, daß Kirchenvorſtehern und Mitgliedern des Gemandercihs aus 
erheblichen Gründen das Ehrenamt. entzogen werden koͤnne, daß dieſe 
Kirchenbeamten unter der - Disciplin der Gomfiftorien und reſp. ver Re 
gierungen ſtehen und daß eventuell nach den Vorſchriſten des Gefetes 
vom 29, März 1844 zu verfahren ſei. Hinſichtlich dieſes Verfahrens 
ſchlaͤgt das Gonfiftorium zu Magdeburg vor, daß ver Gpruck. won 
Superintenventen u. f. w. erfolge. Das Eonfifiorium zu Koͤnigẽéberg 
zieht e8 vor, daß zwar bie Verhandlungen von dem Superintendenten 
unter Ziehung der von ber Synode. abgeordneten Kischenälteften ges 
führt werben, daß aber, wenn bie Anftöße durch perfönliche Vorhal⸗ 
tungen und beauftragte. Ermahner fich nicht Heben laſſen, nad ers 
flatteter Anzeige nebſt Gutachten. der entſcheidende Spruch dem Bons 
fiftorio verbleibe. Das Conſiſtorium zu Poſen geht mit dem Magde⸗ 
burger Gutachten; das zu Breslau. findet ‘ed bedenklich, die Ditglicher 
des Gemeindefirchenrath8 überhaupt und namentlich unter das DIE 
eiplinargefeg von 1844 zu ftellen, da biefelben ‚nicht ein eigenlliches 
Amt bekleiden, fondern ſich nur einer fortgeſetzten Dienfleiftung: untere 
ziehen. — Nachdem Revlich den amtlichen Charakter der Gemeinde: 
räthe genügend dargethan, ſpricht er fich ebenfalls für: Disciplin aus, 
befonders bei lebenslaͤnglicher Amtsdauer der Gemeinderäthe; ben mo⸗ 
dus procedendi, vom Magdeburger Eonfiftorio vorgeſchlagen, findet er 
bedenklich und fchließt fich dem Königsberger Gutachten an, halt e& aber 
nicht für rathſam eine vesfallfige Beftimmung in die Gruntgige auf 
zunehmen. Bluhme erklärt fih dahin, daß bie unfreiwillige Veſei⸗ 
tigung eined untüchtig. befundenen, lebenslaͤnglichen Mitgliedes ohne 
Aergerniß und ohne Anwendung der Kirchenzucht wicht möglich fei. — 
Thal tritt der Anficht des Conſiſtoriums zu Koͤnigoberg bei; wer 
Disciplin üben fol, muß fich ſelbſt unter folche ſtellen. u 

Sch ſpreche mich ebenfalls für Handhabang der Dieciplin amd; 


nach meiner Anficht Ift biefe Handhabung aber Saure des Aid und. 
des Gemeinderaths, In deflen Mitte fie nothwendig wirb,. amd die naͤchſte 
Recurs⸗Inſtanz iR die Synode, die Kreioſynode. Paulus muthet ver. 
Gemeinde zu Corinth zu, felbft den Blutfchänber zu richten — fo das 
menigfte Auffehen, aber auch ber Einfluß. des Gemeinbeficchenmihed. 


auf die Gemeinde entjchiedener, wenn er bei fich felbft anhebt mit dem 
Gerichte; was inter parietes gehött, mache man da auch ab; wobei 


natürlich, beſonders bei Amtsdauer auf Zeit, der Grundfäg gift, geiftige 
Untüchtigfeit ift zu tragen, unfittliched Weſen iſt auszufcheiden, wenn 
ed nicht getragen werben Tann. Wenn die Recins⸗Inſianz mit dem. 


m. 28 2.  - Zi 


or — ure 
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een Sprache: auscinandergeht, befindet dae Conſiſtorium. — Zum 
Entwurfe eines kirchlichen Disciplinargeſetzes iſt die: Zelt. noch. nicht da, 
aber das von 1844 peißt auf Archliche Zuſtände richt. 

Ad 5.* In Perußen iſt das Beduͤrfniß huflicher Hekſer von 
einjeinen Gemeindetaͤthen auch: rrpfirnden und auf Brund ver: Erlaͤu⸗ 
trung zu F. 14 der Grundzaͤge beftiedigt wotden. In VBetreff ver 
Aufnahme ner Beſtiramungenſchloͤgt das: Conſiſtorlum ver Provinz 
Vertagung bis zur Fünftigen wilgemeinen Reviſton ver Gemeinde⸗ 
nung vor. Die Conſiſtorien zu Poſen und Breslau: erfiinen vie 
umiehumg gerigneter Perſonen zum geotdueten Dienſt für zuläffig 
und unter Umſtaͤnden fuͤr winſchenswerth. Als Regel ill Das ſchle⸗ 
ſiſhe Conſtſtorium, daß der Diakonat im Gemeinderathe ſelbſt feine 
GSielle ſindez von einer ſeierlichenEinſegkung räth es ab. Das Po⸗ 
jene Conſiſtorium erblickt in den Diakonen, deren Berufung ‚nom 
Harechus nach Berathuung mit dem Semeinderathe unter Genehmi⸗ 
gung des Konſiſtoriums erfolgen ſall, bie natuͤrlichen Exfpertanten für 
erledigte Stellen "tm Bemeinderatie und wuͤnſcht eine feierliche Sins 
führung in das Amt der Dinlonen, ader. feine Wiederholung :eines 
Öfenttichen Actos bri Tpäterem Cintritt in den Gemrinderath. 

Redlich findet die Moͤglichkeit, ehritiche Helfer in freier Weiſe 
m berufen, nach! den Orundzügen nicht ausgeſchloſſen; Princip muͤſſe 
bleiben, daß Dev: Diakonat feine Stelle. im Gemeinderathe finde und 
daß Tem zweites, etwa mit gleicher Dignitaͤt ausgeſtattetes Helferamt 
ueben dem des Gemeinderaths und am . dlermerilgften ohne deſſen 
Riwirkung entſtehen köͤnne. Da in diefen ftei angerommenen Hel⸗ 
im oft ein Wechfel eimtvete; ſo wuͤrde die. Veſtütigung derſelben durch 
de Conſiſtorien sine laͤſtige Form fein; da Frauen und Jungfrauen 
aſtheungomuͤcßig ſich zu ſrichem geordneten Liebesdienſt beſonders 
geinet erweiſen, fu. durfte man von einer Urchlichen Einſegnung ab⸗ 
ſchen muͤſſen. Wo «in vollig geordnetes Diakonenamt zur Verſorgung 
der Arnen⸗ und Krankenpflege in Verbindung mit chriſtlicher Seel⸗ 
ſerge neben dem Gemeindercihe und unter AÄutorität desſelben ſich 
entwidelt; da werde es zur. Vermeinung von Mißgriffen angemeſſen 


) Das Conſiſtorium zu Magdeburg ſpricht den dringenden Wunſch aus, daß 
bei der Berathung Wer die Seinetnbeormmung auch die Möglichfeit, Slide Seife 
ir freier Weiſe zu berufen, erwogen werden möge, wogegen bas Singnlarvotum 
Niet dle Aufucchme des Dürkmats in ben Drganismus des Geueindrraths empfiehlt. 
Slumie proftiſche Vorſchlage zu marpen, hat das Röntgl, Confiſtorlum anr-Zeit 
noch Anand genommen; die Anficht des Referenten geht dahin, daß, wenn fich 
anferhalb des Gemeindelirchenrathes geeignete Berfonen finden, diefelben nach vor⸗ 
Hängiger Derathuug nit dem letzieren und unter Genehmigung bes Conſiſtoriums 
vom Prediger als Dialonen C Helfer: für die. Serlforge) ſollen angenommen: unb 
vemit die Tinnerung an bie ſtändige Berufung innner madı erhalten wende, amt 
Altare vor der Gewelnde dingefegnet werben Tönnen- Sollten dagegen Mäiglicher 
Ks Gemelnderaihes ſich für den in Rede ſtehenden Dienft ;geeigmet: erweiſen, ſo 
klen dieſt vorzugemeiſe zu Diakonen anzunehmen, jeboch: nur im Beiſeln des Ge⸗ 
Wenderaihes oben Presbeſtertums zu. verpflichten : =... 





- 


40 Erſte Sihung. 


ſein, daß zu den vegeinben Grundſaͤten die Genehmigung vs Bm: 
fiftorlumd eingeholt werd 

Thal flieht den Dintonat als bie notfauenbige Grainpemg ves 
Gemeinderaths zum ſpeciellen Dienſt in der Gemeinde, als Delegirte 
des Gemeinderathes, nicht blos als Diener des Bfarrend. any:fie wüfien 
lirchlich verpflichtet. und eingelegnet werben, ' 

Bluhme wid den Diafonat ale ein bleibenbes Elemeni in den 

Kirchenrath aufgenommen wiſſen, unbeſchadet ber Beſugriß des lediern 
die Diakonen zu ernennen. 
EGEs ſteht zu erwarten, daß die Verhandlungen üben, Dialonie 
und Diakonat das bis jebt noch eiwas durch einander. liegende bezuͤg⸗ 
liche Material noch mehr fichten und. foheiven werben. : Bis ich eines 
Beſſeren belehrt werde, ſtelle ich mich ganz auf den von Reblich 
eingenommenen Standpunkt. 

Ad 6.* Sinti des Verhaͤltniſſes der Patrone zum Gemeinde⸗ 
raih und der vom Conſiſtorio zu Magdeburg gemachten Antruͤge, von 
deren Berüdfichtigung es ſich eine Beſeitigung der patronatiſcher Seits 
gegen bie Gemeindeordnung ſtattfindenden Bedenken verfpricht, finnmen 
die Eonfiftorien von Bofen und Breslau dieſen Anträgen durchgehends 
bei; erftered halt den Schlußfah in 8. 12, 3 und Die: bedingte Fafſung 
in 8. 14 der Grundzuͤge auch darum für entbehrlich, weil ed doch 
nicht zu erwarten fei, daß. bie Gemeinden die Batronatepflickten, uͤber⸗ 
nehmen; ebenfo finden es beide unbebenklidh,. ven Patrouen eine Mit⸗ 
wirfung bei der Wahl der Mitgltever des Gemeinderaths und elite 
Theilnahme bei den Verhandlungen besfelben qua ad extema ein⸗ 
zuräumen. Das Königsberger Eonfikorium. fpricht fh entſchieden 


gegen derartige allgemeine Beftimmungen aus, namenilich in Betreff 


einer fortbauernden Ginwirkung ber Patrone auf die Wahl der Gemeinde⸗ 
rathömitglieder, und findet es ausreichend, Gonceffionen der Art in 
geeigneten Faͤllen zu machen. - Die Befeitigung jener Stellen in: ven 
Grundzügen betreffend, fo hält es, weil fle nicht zum Weſen derſelben 
gehören, für zutäfftg, daß in den Loralßatuten- amgemeffene A 
— einer neuen allgemeinen Feſtſehung ſcheint es Ihm nicht au 
eduͤrfen 

Redlich ſtimmt a) in Betreff ber Weylaffung von 8. 12, 3 und 
ber bedingten Faſſung von $. 14 zweiter Satz mit: ben Gonfiftorien 


zu Magdeburg, Poſen und Breslau überein, und findet, wenn Königs» 


berg bei feiner Anficht vom Unweſentlichen des Paſſus doch dem Pins 


*) Das Gonfikorium zu Magdeburg empfiehlt um der Bedenken wien, a 
gegen bie Grundzüge von Seiten vielee Patrone erhoben: worben find, 


laffung in Nr.3, 9.12 und der bedingten Faffung bes zweiten Sches in —* | 


bem will es, ef. 1, den Batronen eine fortdanernde Binwirkung auf bie Wahl ver lit 
glieder der Brmeinderäthe eingeräumt wiffen und fchließkich — es vor, beufelben 
auch vie Thellnahme am. ben bie Erterna betreffenden Verhanblungen der Gemeinde⸗ 
räthe, die in einigen Gemeinden in Shin genehmigt AR, allgemein zu geflatten. 
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irage entgegen, iſt, darin nur bed .confequenie Feſthelien an dem 
Grundſatze, daß in den Grundzuͤgen nichts geändert werben ſoll; 
b) die Mitwirkung der Patrone bei: der Wahl der Gemeinderaths⸗ 
Mitglieder betreffend, jo findet er auch nichto Dagegen zu erinnern, 
doch wire Ainzuufügen, daß. Patrone nichtevangeliicher Confeſſion 
fh von einem Mitgliede der Gemeinde ‚müßten vertreten laflen, und 
die Cinwirkung birfte nicht der Art fein, daß die Wahl des Kirchen⸗ 
rathes, veſp. Die Organkifation der Gemeinde dadurch gehindert aber 
auch nur Hingegogen würde; c) die Theilnahme. der Patrone an ben 
bie Erterna betreffenden Verhandlungen betreffend, fo findet er das 
für einen Anknupfungspunkt in der beſtehenden Gefebgebung; ohne 
im Mitwirfung fönnten namentlich alle das Kirchenvermögen be« 
treffenden Verhandlungen nicht erledigt, Gegentheils die Geſchaͤfte 
vereinfacht und abgekuͤrzt werden. | 

Blusme wid, wenn man im Intereſſe des Friedens zwiſchen 
Patron und Gemeinde an Erweiterungen. des. Patronatsredhtd denki, 
in demſelben SIniereffe.die Befeitigung ver fpecififch-preußifchen vormund⸗ 
ſchafllichen Attribute des Patronatsrechte. .. 

Thal fickt es als einen unberechenbaren Schaben an, wenn 
mar den Patronen ofme Unterſchied die qu. Eimvirfung auf die Wahl 
der Gemeinderaths⸗Miglieder geſtattete und ihnen überfmupt: Kon. 
ceſſſonen machte. 

Nach dem zu 8. 12, 3 Geſagten bin ich weder für die Weg⸗ 
fung des Schlußſatzes zur bezeichneten Stelle noch für. Beſeitigung 
ver bedingten Faſſung bed zweiten Sabes in 9.14. Was die Mit⸗ 
witkung bei wer Wahl der Mitglieder ves Gemeinderaths ;betrifft, ſo 
kann ide ebenfalls dem Antrage des. Magdeburger Conſiſtoriums, ben 
uch bie von Poſen und Breslau zu dem ihrigen gemacht, nicht bei⸗ 
ſinnen, ja nicht. einmal im die Anficht des Conſiſtoriums von Koͤnigs⸗ 
berg ei . Dee Einfinß der. Batrone ift gewahrt dadurch, daß 
de von ihnen ermnunten Kirchenvorſteher in den Gemeinderath über« 
gehen, oder im Falle des Ausſcheidens .nach der bisherigen Praxid 
durch andere erſetzt werden; wenn ihnen außerdem noch vine: Ein- 
birfung auf die: Wahl: der Gemeinveräthe geftaitet. wird, gelangen fie 
nad) meiner. Binflcht zu einem bebenflichen Uebergewicht. Was bie 
Tellnahme an den die Exrterna betreffenden Verhandlungen betrifft, 
ſo laßt. ſith materiell . dagegen: nichts Weſentliches fagen, formell tritt 
nur die Schwierigkeit ein, wie dieſe Theilnahme verwirklicht werden 
ſoll; die perfönliche Anwefenheit bes Patrone würde ihn, da erterne 
und interne Fragen oft fo in einander liegen, daß fie nicht von einander 
geſchieden werben- koͤnnen, auch in bie Verhandlungen über Interna 
hneinehen und ihn fachhfih zu einem Mitglieve des Gemeinderaths 
machen, und zwar zu einem Mutgliebe von großer Ptaͤponderanz 
bei ber Abhaͤngigkeit, in welcher oft Gemeinderaths⸗Mitglieder zum 
Patrone flehen ;- durch Siellvertreter if: eu aber, durch feine Kirchen⸗ 
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—* ehe, von venen J fpradr en ern & Berk erfinden 
la aim. : - ö 
Ad:7.*: Die Mer. vorgttragenon Biber Atödfen: 4. 4 der 
Grumc ag⸗ und die daran enthuliene Begehung auf: drn Befmkumißs 
fland der Gemeinde. Das Conſiſtorium wuͤnſchi a) de Merſetzung 
des weſentlichen Inhalts von 8. 1 in den KCingang ame: vor: des 
Koͤnigs Majeſtaͤt zu ſanctionirenden neuen Fafſung ker: Gemtonde⸗ 
orduung, damit der Paragraph von dem: Schein befreit. werde, als 
bedürfe ex. einer Anerbennung ber Gemeinde, und: h) Daß. die Depug⸗ 
nahme auf die reformatoriſchen Belennmiſſe mit non dieofallſigen/ Bes 
fünimungen über Ordination und Eomfrmatian. An: Ginllang gebracht 
werde. Ad b’ teilen bie Gonfifosien.: won :Bofen: un. Bosblak en 
Munich; in Betreff der auch in der Broving Poſen. ad a.herobe⸗ 
getretenen und noch nicht befeitigten Bebenfen dezwelſelt bus betreffrude 
Eonfikorium die Zweckmaͤßigkeit ber vorgeſchlagenen Maaßnahnit und 
meint, Daß eine geringe: Umbiegung des Ausdeucls in 90 1’ ns 
zeichen würde, im bei Mißverſtande zu. begeguen; .adıb: tzalt <6 nicht 
für überflüffig, wenn in einer otneuerten Declarctivn wicht nur ge⸗ 
Rattet, ſondern poſttiv angeordnet würde, DAB. umvernniſcht —* 
Gemeinden. in.$. 4 auch ausdrücklich als euungelliche krherifche . be⸗ 
zeichnet und die In Guͤltigheit beſtehenden Brkenntnißſehriſten aumsentkich 
aufgeführt werben müßten. Das Confiflorium zu Koͤntgoberg "Idhint 
bie ad a votgeſchlatgene Aenderung enifhiötn ab; wos Erlaß Der 
Gtundzuͤge * die Auſtcht des Magdebutget Gonfifieriums: Nerijck⸗ 
fichtigung verdient, und eine Menge von Schwierigkaten wahre; fern 
gehalten, freiſich auch ver Segen, der aus der Aeberwindunge der⸗ 
felben erwachſen; gegenwaͤrtig wuͤrde eine folche Aenderung mehr cal⸗ 
eine Nachgirbigkeit. gegen die Bekenntnißſcheutn erſtheilnen, denn als 
eine Wahrung der Unabhuͤngigkeit Des Bekeuntnßſtandes von der Ze⸗ 
ſtimmung einzelner GBemeinden. Adi; lennt das Conſiſteriun Feine 
Beſtimmungen über Die Eonfirmatiom, mit welchen: der bezibgliche Bafins 
Ber Grundzüge in Mebereinftimmung zu Bringen ſei MHinfidktlich: des 
Orbmationdfornulare hat es ben Zufay „‚wnferen alleinigen Olaubens⸗ 
norm“ ‚einzelnen Kreisſynoden gegenüber: ats unbedenllich zugeinſſen; 
” Auddruck „bereich Rat, baeugt· feine Mn als deine Ver⸗ 
beſſerung. 

uch lehnt ſich in dieſer Beziehung : an. ren lettere Gm 
Aftorium an. und fügt gegen das ven Magdeburg. moch hinni·. 


°) Die Anftände, welche gegen die Bemeinbesrbuing von, dem. confef Konelfen 
Standpunkt aus erhoben worden find, Fönnen nad deo Cöhftfidriume 
yon Magdeburg daburch beſeitigt werben, daß Ser weſentliche ae ws... in 
ven Eingang einer von bes Könige Majeſtaͤt zu farfiiminguen; menenr arte 
Gemeinbesrbnung verfept und dahycch von dem Schein befreit. wich, ‚als ehe 

er Anerfenuung der Gemeinde. Die Bezugnahme auf die veformä oriſchen 
Bekenntniffe wuͤnfcht das Conſtſtorium mit ben —88 Smnnngen über 
bio Ordination und Sonfixmation An Ginkkanp. gebtacht zu ſehen. " "- s:i 
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a) ed ſei bedentijch, nacherki bie Gemeindeendnung ſo bebeiienben 
Eingang gefunden, eine fo weſentliche Veraͤnderung vorzu⸗ 
nehmen; nn 2 en“ , .. Zr . , 

b) wie füt Hnbefangerie der Schein Habe entflehen Tönhen; als bes 
dürfe der Inhalt des $. 4 ber Anerkennung der Gemeinde, ei 
nieht einzuſchen, da die Gemeinden nirgend um ihre Zuſtim⸗ 
mung gefragk worden fin und auch nicht haben gefragt werden 
follen, und bie wieberhoften und tAatfüchlich erwieſenen Ver⸗ 
fiiherungen der geiſtlichen Oberbehörben, daß «6 fich keineswegs 
um eine Organifation der Gemeinden auf einer neuen Grimb⸗ 
Inge des Bekenniniſſes handle, ven Schein befeitigt haben; 

e) durch eine Verfehung des Wefentlichen von $. 1 in eine Eingangs- 
formel würde für gefliffentfiche Bedenken nichts erreicht; — 

d) ſolche Verſetzung würde als eine Nachgiebigkeit gegen die Be⸗ 
kenntnißſcheuen erſcheinen; 

e) es ſcheine ehenfo nothwendig, daß der Bekenninißſtand einer 
Gemeinde in einem kirchlichen Gemeindeſtatute firiet werde, als 
es zur Weckung des confeſſionellen Bewußtſeins bienlich fei. 
Die Bezugnahme auf die reformatoriſchen Bekenniniſſe ſcheint ſich 

wohl auf den erſten Blick ſehr zu empfehlen; aber die Localſtatuten 
verſchichener Gemeinden weichen nahirtich im. dieſem Punkie meht oder 
weniger von einander ab .aub :ed ſteht zu bezweifeln, daß von. allen 
Emiftorien.. in ben, äftlichen Provinzen bei den Oxbinntionen der 
Geiſtlchen dieſelbe Formel Hinfichtich der reformatorischen Befenntnifie 
geraucht: werde; enblich maffen bie Grundzüge jeder confejfioncken 
Ggemhuͤmlichkeit und ‚bereihtigien Bexfchienenheit Raum gewähren.: 
für Bluhme liegt ein Bedürfniß einer veränderten Saflung 
mg L—B nicht vor. | i 
Thal hält vie beantragte Veelegung nicht für zwedmüßig; wie 
haz Conſiſtorium zu Koͤnigsberg fuͤr ummöthig, da die Bekenntniß ireuen 
um ſo cher und lieber die Grundzuge annehmen. müßten, je offen⸗ 
Inter dieſe das Belenniniß ber Kirche an der Stirne tragen. 

Bei dem Antrage des (Conſiſtoriems zu Magdeburg, den weſent⸗ 
lihen Inhalt von 8. 1 gu verlegen und ihn dadurch von dem Schein 
I befreien, als beduͤrfe er einer Anerbennung der Gemeinde, hat fi: 
u, ih verhehle das nicht, bie Frage aufgedraͤngt, ob denn in Wahr⸗ 
kit ber Bekennmißſtand einer Gemeinde vom ihrer Juſtimmung, von: 
her Anerkennung gar nicht abhängig ſei? Urſpruͤngüch gewiß abs. 
Yingig! Das Amt :mecht Der. Brebigt des Evangeliums, mit vieſem 
Echwerdt des @eifteß, erſtheint mir wie ein des Sieges gewiſſer Kö⸗ 
Ng, dee ba auszieht, die Welt zu erobern; aber ohne das: Bekenniniß 
ter Gemeiude zu feiner Predigt iſt es noch ein König ohne Land; es 

feine Miſſion, die Welt mit Gott zw, verſoͤhnen nur. ausrichten, 
wo die duvanıs Tod Hsod,. hie. in: fäner:Brebigk.liegt, erpfunden 
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und erfahren wird, wo bie: Herzen überinältigt: find und zuſammen⸗ 
fchlagen im dem Credimus, Confttemur., Ohne das. Mitbelenntniß 
einer Gemeinde zu den Belenntniffen der evangelifchen Kirche ift bie 
Gemeinde: feine evangelifche Gemeinde. Wenn. nun aber eine Gemeinde 
vor geraumer Zeit in ihren Vorvätern ſolches Mitbefeuntniß abgelegt 
hat. und «6 fommt der Tag, da ber Herr. feine Senne fegt, die Werf- 
ſchaufel in feine Hand nimmt, um die Spreu von dem Wehen zu 
fondern, wo der Belenntnißftand ‚vieler, Gemeinden zweifelhaft wird, 
und. wir haben folchen Tag erlebt, ift es da zweckmaͤßiger, erſprieß⸗ 
licher, ſtillſchweigend eine Gemeinde. ald eine evangeliſche zu beirachten, 
trotz mancherlei Anzeichen vom Gegentheil, iſt es erfpxießlicher, die 
ungläubigen Elemente fich tiefer in die Gemeinde einfreflen zu laffen, 
bis fie die ganze Gemeinde zerfreffen Haben, ift das des Kirchenregi- 
mented würbiger, oder iſt ed erfprießlicher und würbiger, daß es an 
folhem Tage das Banner des Bekenntniſſes wieder wehen läßt und 
den Getreuen Gelegenheit giebt, aufs Neue mitzubefennen das Bekennt⸗ 
niß, welches doch Immer nur durch Ihe Mitbekenntniß für: fie eiwas 
if, und die Ungetreuen noͤthigt, fich zu befinnen und-fich zu entfcheiden 
für oder wider? Ich perfönlich habe, als die Grundzüge, mit ihrem 
$.:1 an der Stirne, ins Land famen, :der. vieleicht ganz irrthuͤmlichen 
Auffaffung Raum. gegeben, daß. fie intendirten, ven Belenninipftand: 
der Gemeinden zu erfahren und kann es aus eigener Erfahrung bes 
zeugen, daß gerade ber .$. 1 in Gemeinden und noch in anderen 
Kreifen vielen Kampf hervorgerufen hat; dad das Mitbekenntniß hat 
erobert. werben müflen; aber ed if: wieder erobert und: ‚va: Kirchen⸗ 
regiment Hat .nach meiner Auffaſſung damit eine fefte Bad. gewonnen, 
und. hätte felbft. hie oder da eine: Gemeinde das. Miibekennmiß .ver- 
weigert, obwohl in -folchen Tagen noch immer offenbar wirb, daß noch 
mehr denn 7000 vorhanden find, die ihre Kniee vor Baal nicht ges 
beugt haben, fo ‚halte ich Dafür, es IR weit beſſer „einen offenen Feind 
haben als einen zweifelhaften Freund. Das Conſiſtorium zu Könige 
berg. hat mit vollem Recht. geſagt, es wäre ohne dieſen 8. 1 in: ven; 
Grundzügen eine Menge von: Schwierigkeiten fern gehalten, aber auch 
ein reicher Segen, ber aus. der Ueberwindung derſelben erwachſen. 
Und felbft wenn folche. kritifche Zeit und ſolche Intenttonen gar nicht. 
vorgelegen und ed hätte ſich blos um eine neue Organiſation auf ben 
alten- Befenntnißgrundlagen für die. Gemeinde. gehandelt, warum fol. 
die Gemeinde ‚nieht oft und viel und vor Jedermamn ſich zu dieſen 
alten, guten Befenninißgrundlagen mitbeiennen? Dee Herr ließ den 
Petrus drei Mal die Frage beantworten: Simon Johanna, Haft bu 
mich Tieb? — Nach meiner Auffafjung gehört der 5. 1 mit feinem 
ganzen Inhalt in den 8.1 der: Grundzuͤge einer Gemeindeordnung und. 
läßt er jevem in. der Landeskirche bevechtigten evangelifchen Bekenniniß⸗ 
ftande freien Raum. — In Beziehung auf b. ſchließe ich mich der. 
Anſtcht des Superiniendenten Redlich a... 
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Ad 8.* Die Conſiſtorien zu Poſen und Breslau ſchleßen ſich dei 
Anficht des Magdeburger Confiſtoriums an; dad lehtere, damit die 
Unfiherheit der kirchlichen Juftände durch folche Hinweiſung miht noch 
erhoͤht werde, das erſtere, weil darin ein Mißtrauen Nahrung finde, 
weiches Hoffentlich bei fortſchreitender Entwickelung des Werkes der 
Bemeindeorgamifation immer mehr fchreinden und einem Berlangen 
nah ſynodaliſcher Fortbildung Platz machen: werde. Das Königs 
berger Gutachten erklärt ſich zunächk ‚gegen ven Mißverfiand von 
8.15, als feien in der „Vertretung der Kirche” die in derſelben bes 
rechtigten Stände der Lehre und des Megiments nicht mitbegriffen, es 
wi zwar allmälige Entwidelung -de8 Organifationdwerfs, erklärt «s 
jedoch für ‚notwendig, daß von Zeit- zu Zeit feſtſtellende Zufammen: 
faſſungen erfolgen, als deren endlicher Schluß die in 8. 15 bezeichnete 
Allgemeine Gemeindeordnung -zu denken ſei; eine ſolche abſchließende 
Hinweifung laffe fich daher nicht entbehrn. — Redlich ſchließt ſich 
dem Magdeburger Singularvotum und dem Koͤnigsberger Outachten 
an und findet die Zuflimmung bes Pofener Gonfiftoriums zu dem 
Antrage des Magdeburger inconſequent, da Bofen ſelbſt Fortſchritt zur 
ſynodalen ©eftaltung der Kirchenverfaſſung wolle. — Bluhme meint, 
daß ein rechter Segen von der in Ausficht geflellten Allgemeinen Ge 
meinbeorbnung nur. zu hoffen’ fein. werde, wenn: fle unter gehöriger 
Bertretung der Kirche: zu: Stande koinmt. — Thal will noch mehr 
Läuterung der Gemeindeordnung, ehe eine - Allgemeine Gemeinde⸗ 
Dronung: begründet werde; daher fei-g. 15 beizubehalten. — 

Zunaͤchſt glaube ich, das Conſiſtorium von Poſen werde gegen bie 
erhobene. Anklage der Inconfequenz zu rechtfertigen fein, da es ſyno⸗ 
daliſche Fortbildung will und nur das Berlangen darnach mächtiger 
werden’ zu ſehen hofft, wenn hicht durch Hinweiſung auf eine Allgemeine 
Gememdeordnung die vorhandene Gemeindeordnung wieder in Frage ge⸗ 
ſtelt wuͤrbe; in demſelben Sinne ſtimmt nach meiner Auffaſſung auch 
nur das Conſiſtorium vor Breslau: dem Antrage des Magdeburger bei, 
obwohl nach feiner Stellung zue ſynodalen Frage auch eine andere Aufs 
faffung möglich ift. Dein Mißverflande, dem das Koͤnigeberger Conſtſto⸗ 
rium vorzabeugen funht, Hat ſich nach meinem Dafürhalten das Conſiſtorium 
von Sachſen auch nicht Hingegeben; e8 würbe nach feiner offen ausgefpros 
denen Stellung zur Repräfentationdfrage auch gegen die Hinweifung auf 
eine Allgemeine Gemfindeerdnung nicht fein, wenn dieſelbe blos als vom 

*) Wrlich beautragt das Conft horium au Magdebur „daß bie Verweiſun 
auf ide ehe Allg wahr ehe We ang 
meine Gemeindeorbnung in $.15 befeitigt werde, weil ſich hieran nicht nur erheb⸗ 
lie Bedenken anlehuen, die Erfahtungen mit der politifchen Gemeindeordnung 
aber an: dem Iufuuhtkanemen. biner: allgemrinck Rchengemeinbenstmung gewiß 
puefels login." Das Hagylarhatups dagegen bemerkt, „baß, menu under dem Des 
griffe der —— n Kirchenverfaſſung verflanden fein follte, in welcher 
das Gyuohatwefen’ ‘in organifche Verbindung mit dem Gonfiftorialptinzip Täme, 
gegen denfelben nichts einzuwenden fein würde,” Ze 
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Lehrſtande und von Kirchenregimenie ausgehend in Ausſicht geſtellt 
wuͤrde; es kann der Verſtattung aber nicht Raum geben, daß auch 
die Gemeinde einen gerechten Anthel an ver Geflaltung ihees Ledens 
haben fell, daß fie nach1 Petri 2, 9 nicht blos ein zivac Imndanezor, 
fondern auch ein Auotksıey. isparanpie, «ia Fünigl. Prieſterthum if. 
Es find die Nachwirfungen. feiner principiellen Geſchievenheit don den 
Grundzuͤgen, die ſich bis in dieſe lette Kr. 8 erſtrecken, gan die ich 
mich auch hier ſchließlich verwahre meinem Princip ge 

Es iſt zuletzt noch die Frage ins Auge gefaßt, 9 eine weſentlich⸗ 
Mobifiention ber Grundzüge Überhaupt indieirt und der gegenwäͤrtige 
Beitgunit für. eine: ſolche geeignet. erſcheine. Da leugnet das Canſtho⸗ 
rium zu Koͤnigsberg die Nothwendigkeit einer derartigen Maßnahme 
md würde in der Armahme ver Magdeburgſchen Antnäge eine vück⸗ 
fichtslofe Unterbrechung des in in lebendiger Emtwatdelung ſtehenden Wer⸗ 
tes erblicken muͤſſen. — Das Gonfiftorium zu Poſen befünchtet bei 
einiger Umformung Schwierigkeiten nach anderen Seiten utle une 
dadurch hervorgerufene argwötnifche Gefühl der Unficherheit; * 
empfiehlt ſich ihm der Gedanke eines umſaſſenden authentiſchen Suater- 
pretation, mit welcher der Epang. Qber⸗Kirchenraih hervorzuweten 
hätte. Auch das Conſiſtorium zu Breslau ſpricht Ach in Ueberein⸗ 
fimmung nit. der überwiegenden Mehrzahl. der Superintendenter gegen 
vie fchon jetzt vorzgunehmende Modifieation im Wege der Geſehgebung 
and, Die Minoritaͤt des Conſiſtorii theils die Anſicht des Magdehꝛurger 
Conſiſtorii: ein ſtimmig iſt aber das Conſiſtorium⸗ da rin, daß as eines 
Allerhoͤchſten Erlaſſes in ber: fraglichen Beziehung vicht beikfa,; ſon⸗ 
dern daß die bezeichneten Modificationen im Wege ber Meran 
frei: gelafien werben koͤnnen, wo fie geruumfcht werben: Reblich er⸗ 
Kart ſich außerdem noch dahin, daß ſolche ala nuedimäßig erkarmten 
Modifteationen nicht blos dem Wege ven. Werospnung  ankeinttallen 
bürfen, ſondern bei der — * Geltung der —* den⸗ 
ſelben in einer ernruten Faſſung beigefügt werden muͤßten Die er 
geregte Zulerpretation iſt damit nicht auögefehloffen. + That fit 
ebenfalls für eine baͤndige, In. yapulazer ice abgefaßte Intpretatien. 
i . Meine perjauliche Ad: w dieſen Echbußten eriungen spe ich 
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. En r an. Theile J DE Eu and 

imeinds Hefetais nieder, ber’ das ach meinet ſubzectiven Auffſung 

ſich ergebende Reſultat der Verhandlung und meine perſoͤnlichen Wuͤnſche 

zur Sache der reifern Erwaͤgung dieſer nſerenn e texbieugſi anheinielebt. 
| A, Reſultat. 

1. Die princhpieiten Bedenten, weiche: vom Gonßiorie zung: 
deburg ımb die und da auch bon Anbern’ gegen Die Grundzüge er⸗ 
hobar Dan ſind als befeifigt anzuſchen, penn N Repchfeniation der 

emeinde 
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a) * m ‚ala wider Bottes Wort, ſondern dem Worte Got- 
tes 
fr 2% in — ſallirchenrechten und alten airchenordnuͤngen, 

| löſt nach dem andrecht in einzelnen Faͤllen geboten; 

c) fe durch. zie gefchichtliche Entwiefelung ber wangeliſchen 

Kirche gerechtferiigf; 

d) Gegenſtand vielfachen edlen Verlangens geweſen und in ed noch; 

e) wo fie Ins: Leben“ getreten, in He ein Quell weichen Segens ges 
—E und tragt bielſache Reime neuen Segens noch in Ihe 

ooße. . 
2Vamit fallen auch alle Bemängeünge, welche vom PBrincip 
ms de $.2:°3.5.6 mtb 8.1 {2 Rr. 3.8 und 10 erfahren haben. 

3, Tas bie fpecielen Anträge betrifft, ſo ift . 

2) Wu..hishenige: Wahlmoons ‚nicht au "andern; 

b) ange —E Gemeinderäthen und Kirchenvorſtehern 

ats in bee Praxio vorhan⸗ 
* Pa Ina am. fie: h don Locaiſiatuten ‚empfohlen werden; 
e) die Jauhl ver Migfiever des Gemeinderaths if quo ad minimum 
— den Gtundzůgen fefipuhälten, ‚guö ad maximum laͤßt ſie 
nicht normiren z 

d) he bie. jetzt ewaͤhlten Mitglieder: des Gemeinderathe fungiten 

618.71. Be, in den G Gruribzügen angegebenen. Termin; In Zus 

if ſuh ſie auf Zeit zu wählen. Die Disciplin wird inter 

"pieles, ‚geübt, wobel eventuell ber Recurs an die Kreisſynode, 

Ar Conf Rorlam offen bleibt; 
je I unter Zuftimmung und Autorität des Ge⸗ 
* a in —— er Weiſe iitaſen, ohne Rüdfeage Bei dem 
orig. in jebem . ‚einzelnen Sale, nur eorbueter Dias 
te iß Sle Juflimming ‚der Ganfifarien ann. — Eine 

Kirchliche ‚Weihe. findet nicht Statt; - 

N: ver Bintung auf. Deglazung deg Gchlußfanes In Kr. 3- 8. 12 
it rechtlich nicht geboten; eine joutanuerude:: Eirwirfung dee 
Patronats auf die Wahl der Gemeinberathämitglieber r würde 
den Patronen ein bebenfliches Uebergewicht einräumen; Bethei⸗ 
‚ligung an ben externis iſt ihnen durch die in den Gemoeinderath 

mgeneumeczuenKirchervorſtehre ſchon eingerüumtz 

8 In — auf Sid Ford: die Alſaͤnde, welche vom confeſ⸗ 
Ä Stapdyunkte gegen. bie Gemeinbeorbnung . ‚schoben find, 
6 he eg vorifen;... u 

" 9 Bar A I auf ae. ‚yon. einer Vertrelunge einer 


R ‚angehende algemne —* 
Bas Den “de 1an Te 


e): hei 


18 Br = 1% .:'Y° 7 
B. Befondere Wunſche. * 
1.. Me etwaigen Aenderungen haben in den Grunzügen feinen 
Raum, jondern nidgen unter ſteter Feſthaltung des auch fuͤr das Kirchen⸗ 
regiment bindenden Princlpes, das in den Grundzuͤgen aufgeftellt ift, 
in die Localftatutert verwiefen werden bis zur Reviſion derſelben. 
2. Die Revifion ber Grundzüge laſſe nicht allzu lange Auf ſich 
warten. 
-3..:Man beufe wei eher an eine Erweiterung der Repräfentanten. 
Rechte inneräalb Der gezogenen. Grenzen, als an eine Berfümmerung 
oder Beeinträchtigung derfelben; fo verpflichte man Ä 
a die Ortövorftände, ‚damit von den. betreffenden Gemeinderäthen 
‚bie ‚Seelenregifter und’ (nad Bluhme) Die- ‚Lifte der .artiven 
Stimmberedhtigten "ordentlich ‚geführt werben koͤnnen, fich, durch 
Attefte von dem betreffenden Gemeinderathe Gewißheit zit ver⸗ 
—— die Meldung des Einzuglers beim: Gemelnderathe 
6% olgt 4 3) 
» man ‚übertrage. auf Gran der Seelsnregifier vie; Anfertigung 
ber. Desemd »Bonfignationen und. die. Erhebung ber: Kirchen» 
„ Abgaben. zur, Abführung an den Rendanten den Gemeinderäthen 
und laffe ſtatt der —8 Beicheinigung der Richtigkeit durch 
die Orispolizeibehoͤrde Die Beſcheinigung durch den. Gemeindes 
4... Fath bei Der. Rechnungslegung Kdem haben; 
."e) man’. geftatte den "Gemeinberäthien das Beiteutrufgstedht der 
on "Gemeinde in allen den Fällen, wo es die —* — — des 
üirchlichen Decorums, bie Beſchaffung von Altarſchmud, Orgel, 
Stöden Ye gilt, die Nach "dem Landrechte, nicht zu den noth⸗ 
wendigen Dingen gehören; 
g): man autoriſire die Gemeinberätfe, bei den ‚Webeiverhören zur 
Anbahnung der Kirchen⸗Disciplin dem Geiftlichen‘ zu Fa 
. 4. Da die Kreioſynoden, wenigſtens ih der Pesoiny eußen 
mit Macht‘ ins Xeben treten wollen, ſo fr für die Spiel aloronung 
Gruntzüge zu geben, um Alles-in die rechten Bahnen zur leiten. 
Ich Tchließe mit dein Wort des: Frepbaent: m Werdir nicht, 
benn * iſt ein Segen varnenent · | J 





ya 


i vortrag ‚bin. derer, Semerat- — 
Bu BER HE Ne De. Sartorius, 2. 


gn den "inte aufgettägenen, "Cörreferäfe cba pe: Mn e Ge⸗ 
—— ‚muß ich, wie in’ Alle bet He — Heil ii 

hier ‘abyugebenben Aeußerungen, an die Grlnblaßen’ des befich en 
flrchtichen Rechts ; "weiches nicht nur in dem 'Betrefferiben el des 
A.L.R., fondern auch in den darin’ anerkannten probingiellen Kicchen- 
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ordnungen enthalten iſt, mich gebunden erachten, ſo daß hiernach die 
reformatoriſchen Kirchenordnungen Altpreußens vom Jahre 1568 in⸗ 
ſonderheit für mich maßgebend find. Es geziemt mir daher, zunächſt 
im meinem Referate den Zufammenhang nachzumeifen, worin die Grund: 
jüge einer evangelifchen Gemeindeordnung vom Jahre 1850, welche in 
der Provinz Preußen am meiften Verbreitung gewonnen haben, mit 
ber alten Firchlichen Gemeindeordnung diefer öftlichften unter den öſt⸗ 
lichen Provinzen ftehn. Ich darf hierauf um fo mehr Gewicht legen, 
weil in Ermangelung eines folchen gefchichtlichen und rechtlichen 
Aufammenhanges, wenn jened Gemeinbeftatut etwas wefentlich Neued 
und nur ein Produft des Fritifchen Jahres 1850 wäre, dieß von vorm 
herein ein erhebliched Vorurteil dagegen begründen würde, während, 
je mehr fie der älteren Eirchlichen Ordnung ſich nähert, um fo mehr 
fe auch als in der Ordnung feiend und heilfam fich empfehlen wird. 
Zugleid bietet eben diefer Zufammenhang auch den ficherften Anhalt 
zu der vorhabenden Revifion der Grundzüge vom Jahre 1850, deren 
Grundlage allerdings noch der Befeftigung bedarf. Das vorangehenve 
Referat Hat fich nach diefer Seite hin weniger gerichtet, und ich habe 
daher, ohne auf anderweitige Brineipienfragen oder Details mich einzus 
lafien, um fo mehr darauf einzugehen, ald dadurch auch manche Miß⸗ 
verftändnifle, die das Königsberger Gonfiftorium in der fördernden Auf⸗ 
faffung dieſer wichtigen Angelegenheit erfahren hat, fich werben ben 
feitigen laffen. Die alten Iutherifchen Kirchenordnungen der ſechs 
öftlihen Provinzen, von denen mir nur die Provinz Preußen näher 
befannt ift, haben fo viel Webereinftimmendes, daß von diefer Anwen⸗ 
dungen auf jene zu machen nicht fchwierig fein wird, was ich jeboch 
dem Tundigen Ermefien ihrer Mitgliever nur ehrerbietig anheimzu⸗ 
Rellen Habe. 

Die Reformation ift im alten Preußen unter förbernder Mite 
wirkung der beiden damaligen Bifchöfe von Samland und Pomefanien 
auögeführt worden. Derjenige Theil der reformatorifchen Kirchenord⸗ 
nung, welcher al8 die Außere Verfaſſung der Kirche umfaffend auf 
einer Berfammlung der geiftlichen und weltlichen Stände des Landes 
feftgeftellt wurde und, da er zuerft von der Wahl der beiden Bifchöfe 
handelt, die bifchöfliche Wahl genannt wird, zählt in der Gemeinde⸗ 
ordnung mehrere Aemter auf und zwar zuerft das. Hauptamt der 
Pfarrer oder Prediger, und dann zweitens dad der Lehrer der lieben 
Jugend, die damals noch nicht ale weltliche Staatsdiener angefehen 
waren, ſondern als Firchliche Diafonen, als Meifter der Schulen, 
„welche find Brünnlein und Quellen der Stadt Gotted und Werks 
ftätten des heiligen Geiſtes“, worauf eine Kirchliche Gemeindeordnung 
weſentlich Nüdficht zu nehmen hat, wie dies auch die Grundzüge 
thun 8. 12, 8. Hierauf folgen deittens die Aemter oder das Amt, 
welches nach dem verfchievenen Seiten ber kirchlichen Haushaltung in 
öfongmifchen, disciplinariſchen und liebeihätigen Functionen Die ver⸗ 
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ſchiedenen Namen der Kaftenheren, Kirchenvater, Armen⸗ und Hoöpktäls 
vorſteher führt, wozu auch die Diener und Dienerinnen bei ven Kranfen 
(Diakonifjen) gezählt werden, welche follen „gottesfürchtige fromme 
Leute fein, die mit den Kranken von Gottes Wort reden, fie damit 
tröftlich zur Geduld ermahnen“ w. ſ. w. Wie chriftlih würdig aud) 
nach diefen Seiten hin folches Helferamt in der Gemeinde aufgefaßt 
wird, erhellt fchon daraus, daß im Hinblid auf den Erdenwandel des 
Heren die Armen infonderheit als „Gottes Hofgelinde” bezeichnet werben. 
Der Abfchnitt fchließt mit den Worten: „das ift indgemeine, was Die 
fürnehmften Perſon und Aemter, Lehre und Leben. in ver Kirche 
belanget.“ 1J 

Als nächſter Beruf der Kirchenväter und Kaſtenherrn wird in 
dieſer alten Gemeindeordnung allerdings die oͤkonomiſche Diakonie hervor⸗ 
gehoben, wonach ſie „die Einkuͤnfte, ſo der Kirche zum Beſten alſo 
verordnet ſind, die Prediger und Schuldiener, auch Kirchen und Schulen 
zu erhalten, ſollen einfordern, und danach auf gebuͤhrliche Rechenſchaft 
genannten Perfonen austheilen und diefelbigen in ihrem Amt beförbern.” 
Es ift indeß nur eine Folge jener modern profanen Auffaflung, wie 
fie. tm Bergleich mit den alten Kirchenordnungen das Allgemeine Land 
recht unvortheilhaft auszeichnet, wenn ſolche zum Haushalt der Kirche 
gehörige Dienfte nur als profane und ungeiftliche, als weltliche und 
meahanifcye angefehen und darum auch nur auf das blos oder nad 
außerliche Gebiet beſchraͤnkt und herabgedrüdt werden. In einer geift- 
befeelten Gemeinfchaft, wie Die chriftliche Gemeinde, fteht Inneres und 
Aeußeres, Geiftliched und Leibliches in wechfelfeitiger, lebendiger Vers 
bindung, fo daß auch der äußere Dienft feine innere Weihe und feine 
Bedeutung für dad Heiligthum hat, woran fi dann in. organiichem 
Zufammenhange aldbald auch anderweitige geiftliche Ein und Mit: 
wirfungen anfchließen. Sp ging auch die urjprüngliche Diakonie der 
apoftoliichen Zeit (Apoſtelgeſch. 6) von einem öfonomifchen Beduͤrfniſſe 
aus, gewann aber auch nach der inneren Bedeutung des „zu Tifche 
dienen“ al8bald eine gewichtige geiftliche Bedeutung. Auf demfelben 
allerdings vielfach verfchütteten Grunde, den die Grundzüge wieder zu 
Sage legen wollen, find unfere alten Kirchenvorftände over: Kirchväter 
entftanden. .„Dazu follen” nach der bifchöflihen Wahl „verftändige 
getreue Leute erfordert und vereidet ‚werben, die eines guten Lebene 
und über rechter reiner Lehr gottfelige chriftliche Eiferer find Actor. 6; 
fonft werben. fie nicht helfen, .da8 gemeine Kirchengut treulich ein 
bringen, viel weniger Pfarcheren und Seelhirten tröftlich fein. Dann 
darzu erftlih find fie vom heiligen Geift angerichtet, daß: fie den. 
armen Pfarrherrn ihre obliegende Arbeit helfen geringern.” Hieraus 
ift Har zu erjehen, daß fie.nicht Gommunal-Rechenmeifter, ſondern 
ficchlicde Hülfsbeamte und bejonderd Gehülfen des Pfarramts fein 
follten. Daß ihnen Hieraus auch beveutenbe disciplinawifche Befugniffe 
erwuchſen, erhellt daraus, dag fie bet: der Bifitation-zu befragen, „wie 
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fich die Pfarrherrn, Capläne und andere ber Kirchen: "und Schufierier 
halten, und ob auch die Pfarrherrn und Bapläne die reine Lehr recht 
fürtragen, die Armen fleißig befuchen, gutes, reines, unfträfliche® Lebens 
find.” Derartige Verpflichtungen liegen auch jest noch den Kirchen- . 
vorflehern ob nach $. 323 Tit. 11 Th. 2. des Allgemeinen Landrechts, 
woſelbſt auch. 8. 565 die Provinzial⸗Kirchenordnungen noch immer für 
die niederen Kirchenbevienten als geltend anerfannt werden, obwohl 
ohne alle geiftliche Mottwirung. 

Daß mit der zunehmenden Verweltlichung und Veraͤußerlichung 
der Kirche auch die alten Kirchencollegia immer mehr ihre kirchliche 
Bedeutung verloren umd immer weniger den Gelftlichen, die großen⸗ 
theils auch die ökonomiſchen Dienſte ſelbſt uͤbernehmen mußten und 
weder in den Werken der Barmherzigkeit noch in der Uebung der Zucht 
einen Anhalt an ihnen hatten, zu amtlicher Huͤlfe gereichten, iſt wohl 
bekannt genug, aber noch nicht betrauert genug. ES iſt ſelbſt von 
Geiſtlichen nicht berrauert genug, die nicht ſelten, ſtatt der Mithelfer 
aus der Gemeinde ſich zu erfreuen, vielmehr in der Iſolirtheit ihres 
entweder überbürdeten oder zu feicht genommenen Amtes eine Allgenug⸗ 
ſamkeit empfanden, welche die heiligen Apoſtel ſich verſagen zu müͤſſen 
glaubten, als ſie das erſte Helfercollegium aus der Gemeinde waͤhlen 
ließen, gewiß nicht zur Schwaͤchung, fondern zur Erleichterung und: 
Berflärkung des geiftlichen Hauptamtes. Sollten wir uns daher bei 
dem MWiedererwachen des firchlichen Lebens nicht deſſen billig freuen, 
daß, al8 der Evang. Ober: Kirchenrathi Ind Leben trat, es für ihn 
eine feiner erften. Sorgen wurde, die alten Kirchencollegia als kirchliche 
Bemeinderäthe zu neuem, oder wenn man lieber will, zu altem Leber 
wieder zu erweden. Sobald man das in gewifien collegialiftiſch⸗ 
UÜberalen Krelfen inne wurde, daß es hiebei mehr auf Erneuerung 
alter Pflichten als auf Extheilung neuer Rechte, und mehr auf Dienft 
als auf Herrſchaft in der Gemeinde abgefehen war, verloren auch bie 
Grundzüge einer evangelifchen Gemeindeordnung vom Jahre 1850 
ihre Bopularität in. jenen ‚Kreifen. Der nächte Zwed, der Haupt⸗ 
zweck diefer Grundzüge ift doch unverfennbar der, aus ven alten herab 
gefommenen Kirchenvorftänden, durch Vermehrung ihrer Mitglieder und 
Erweiterung ihrer Wirkſamkeit, ernenerte Kirchencollegia zu fehaffen, 
welche nicht blos in ven Außeren: bionomtichen, fondern auch in’ den 
disciplinariſchen und liebethätigen Angelegenheiten der Gemeinde dem 
geiftlihen Amte neue und förderliche Hülfe gewähren follen. Gewiß 
fann ed auch noch andere Hülfen finden ald dieſe; aber dieſe find 
doch eben ihres gemeindeamtlichen Charafterd wegen auch beſonders 
gemeimdeförberlich und in ben alten Orbnungen der Kirche wohl bes 
gründet. Mir wenigftens fedeinen gerade bie withtigeren der den Ges 
meindefirchenräthen $. 42 der Grundzüge für den Kreis der Gemeinde 
beigelegten Befugniſſe fehr wohl auf ältere Ordnungen fich zuruͤck⸗ 
führen zu Iaffen, over doch an. dieſelben angefchlofien werben: zu fönnen. 
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Ste find auch zum Theil nur erweiterte und sffentlich anerkannie Bes 
fugniffe eined jeden in häuslicher oder väterlicher Autorität und chriſt⸗ 
lichem Anfehen ftehenden Gemeindeglieves, wie 3. B. gleich Nr. 1 die 
Förderung chriftlicher Gefinnung und Sitte. Die Pflicht der „Ans 
zeige“ beſonders hervortretender und beharrender Anflößigfeiten nicht 
blo8 an den Pfarrer, fondern erforberlichen Falls auch gegen ihn 
lag, wie fchon oben bemerkt, auch den älteren Kirchenvorſtehern ob. 
Die Zahl derfelben war auch früher nicht beftimmmt, wenigftene in ber 
Mreupifchen Kirchenorbnung nicht. Wenn fie gewohnheitlich fich auf 
zwei oder drei firirt hat, fo wird doch Die Vermehrung der Mitglieder 
des Kirchencollegiums oder Kirchenraths auf eine der Größe der Ge⸗ 
meinde, der er mit dem Pfarrer auch in Vertretung ihrer chrifle 
lichen Intereſſen und Firchlichen Rechte vorfteht, mehr entfprechende 
Weiſe nicht ald eine unftatthafte Neuerung bezeichnet werben dürfen. 
Man wird fie vielmehr zur Verftärfung der Autorität und Erweiterung 
des fittlichen Einflufies, fo weit man dieſe Aberhaupt wünfcht, auch 
als nothwendig erachten müflen. Doch iſt andererfeitd auch fehr zu 
wünfchen, daß der wachfenden Schwierigfeit der Leitung wegen die 
Marimalzahl zehm oder zwölf nicht überfchritten ‚werde. Der Rame 
Kirchenrath für das Collegium, nicht für das einzelne Mitglied (für 
welches fich der Name Kirchenältefter mehr empftehlt), verwandt dem 
älteren Namen Kirchencollegium oder: Kirchenvorſtand oder dem in 
Mürtemberg üblichen Pfarrgemeinderath, feheint auch gar nicht bedenl⸗ 
ich und. jedenfalls viel annehmlicher und volfsverftändlicher ald ber 
griechifch -Inteinifche presbyterium. Alle fonft beſtehende kirchliche Des 
rechtigungen der Gemeinden und auch der Batrone find in da 
Grundzügen ausdruͤcklich anerkannt. 

In letzterer Hinficht haben fich jedoch gewichtige Bebenfen er⸗ 
hoben, welche im Zufammenhange mit dem Wahlmodus der neuen 
Mitgliever der Gemeindelirchenräthe dem Eingang der Grundzüge viel 
Eintrag gethan haben. Das Weſen der Sache felbft fcheint mir nicht 
weientlih an die Unabänberlichkeit ver in den Grundzügen gegebenen 
MWahlform gebunden zu fein, da e8 auch unter andern Formen leben 
dig beftanden hat. Der in der altpreußifchen Kirchenorbnung vorge 
fchriebene Wahlmodus der alten Kirchenvorſteher ift der, daß von bem 
Lehensherrn. oder Lehenspatron verfländige getreue Leute Dazu erfordert 
werden und daß ohne Willen des „Lehensheren und Pfarcheren” fein 
Kirchvater oder Kaftenherr angenommen werbe. Die Grundzüge ver 
langen $. 7, daß für die erſte Wahl der Pfarrer und Patron ſammt 
den Kicchenvorftehern für jede neue Stelle mindeſtens zwei lirchlich 
qualificirte Subjerte vorfehlagen, woraus bie flimmberechtigten Haus—⸗ 
päter ber Gemeinde die Wahl zu treffen haben, und daß für kuͤnftige 
Wahlen der Gemeinvefirchenrath vie betreffenden Vorfchläge macht. 
Die Generalſynode hatte in ihren hierher gehörigen Verhandlungen 
beflimmt, daß: zu neuen Wahlen die Presbyterien empfehlende Bor 
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(läge zu machen hätten, daß aber die Gemeinden an dieſe Borfchläge 
nicht gebunden feien, was allerdings fehr leicht zu demofratifchen Um⸗ 
wälzungen oder Zerfegungen ber Breöbyterien führen fonnte. Die Grund» 
jüge Dagegen, indem ‚fie an die Borfchläge der beftehenden Autoritäten 
binden und nur eine fehr enge Auswahl zwifchen zwei personis gratis 
zulaffen, aboptiren damit eigentlich nur eine dergeftatt erweiterte Coop⸗ 
tation, daß der nachherige MWahlausfchlag nur eine beflimmtere Ad⸗ 
fipulation der Gemeinde zu erfennen giebt, wobel die Zahl der „ſtimm⸗ 
berechtigten felbftändigen Yamilienhäupter und Haudväter” -noch 
manche Reſtriction erleidet. Der Borwurf einer vorwaltenden bemos 
fratifchen Tendenz der Grundzüge ift alfo jedenfalls ein fehr unge⸗ 
rechter. Wenn bei der erften Wahl die Vorfhläge vom Bfarrer und 
Batron und den biöher von ihm erwählten Kirchenvorflehern ausgehen, 
deren Ernennung er auch fernerhin behalten wird, fo erfcheint aller- 
dings dadurch fein Einfluß gewahrt. Es ift jedoch nicht confequent, 
wenn ex bei den fpäteren Borfchlägen des Gemeinde» Kiechenraths felbft 
wu Erganzungsmwahlen dadurch ganz außer Mitwirkung teilt, daß er 
feinen Sig im Kirchenrath hat. Da nun darin nicht der Batron fchon 
wegen häufiger Abweſenheit und Entfremdung vom Ort oder auch 
Bertretung durch Pächter, den Vorfig führen kann, fondern nur, wie 
in den bisherigen Kirchencollegien Königl. und privaten Batronats, der 
Pfarrer, und da ferner für den Batron auch ein untergeordneter Sitz 
nicht angemefien erfcheint, fo dürfte fich wohl die Ausfunft des Könige- 
berger Eonfiftoriums empfehlen, den Patron, wenn er ed wäünfcht, 
und fonft Fein perfönliches Bedenken ift, als außerorventliches, als 
Ehrenmitglied des Kirchenraths zu betrachten, welchem darin ein Ehrenſitz 
gebührt ohne Berpflichtung zu regelmäßiger Theilnahme, jo daß er 
von Allem Notiz nehmen und, außer den ihm rechtlich vorbehaltenen, 
auch bei andern Angelegenheiten feinen Rath und Emfluß äußern fann, 
ohne doch feine Stimme in Abftimmungen je unterliegen fehen zu 
müflen. Der uralten Snftitution des Batronats, welche wefentlich auch 
auf der Zugehörigkeit des fo Berechtigten als verpflichteten Gutsherrn 
ju ver Parochie beruht, und deren Aufhebung jebt wohl gewiß als 
ganz aufgegeben zu betrachten, gebührt gewiß alle Achtung, worüber 
in dem utachten des Herrn Geheimen Raths v. Meding fehr Bes 
herzigenswerthes nachzulefen if. Wenn aber nach den beftchenden 
Rechten auch bei den Pfarrwahlen in Bolge der Probepredigten eine 
Zuftimmung der Gemeinde nicht umgangen werden fol, fo wird dieſe 
doch auch bei Wahlen in den Kirchenrath nicht ganz hintangeſetzt 
werden Dürfen. Es ift dabei wohl zu beachten, daß gegen frühere 
Zeiten die eigentlichen Lehnspatrone, die erblichen Majoratsherren und 
überhaupt bie befeftigten Grundbeſitzer fehr var, die unfeflen und va⸗ 
girenden aber fehr häufig geworden find, was auf die Patronats⸗ 
verhäftniffe nur einen ungünftigen und fchäblichen Einfluß äußern kann. 
Es laͤßt fich auch hier hoffen, daB freundliche und befonnene Erwaͤ⸗ 
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gung wicht nur dem, was recht, fondern auch. dem, was .biffig ift in 
der Kirche, Anerkennung fchaffen win. | 

Das würtembergifche Kirchenregiment hat, wie ich nicht zmeifle 
auch in Anknuͤpfung an das dort beftehende Recht, ver einigen Jahren 
durch eine einfache, bloß diefen Gegenftand ind Auge faſſende, Vers 
ordnung die GemeindesKirchenräthe oder Pfarrgemeinderäthe in die 
dortigen enangeliichen Gemeinden eingeführt. Unfere gleichzeitig mit ber 
Ginfegung des Evang. Obers Kirchenrath8 publicirten, alſo ‚nicht eigent⸗ 
lich von ihm ausgegangenen, Grundzüge find in Hinficht auf eine nach 
ftürmifcher Zeit zu erwartende neue allgemeine Staat» und Kirchen- 
ordnung, hie und da mit allgemeinen unficheren Beflimmungen oder 
Eäpen durchflochten, welche ohne eine hier unmögliche präcifere Faſſung 
theild wie die erſten Baragraphen in das allgemeine Kirchenzecht zurück⸗ 
greifen, theild in aufünftige Synodalordnungen größerer und größter 
Kreife mit allerdings auch leicht im Sinne eines modernen Repräfentativs 
ſyſtems zu mißdeutenden Ausdrücken vorgreifen, wodurch der Selbftawed 
einer Gemeindeordnung Bielen nur als Mittel für noch unbeflimmte wei- 
tere Zwecke erfchienen if. Dadurch ift die einfache und für fih allein 
ſchon wichtige und fchwierige Angelegenheit einer firchlichen Gemeinde- 
Ordnung wohl mehr als nöthig verwidelt worden und ohne doch bei aller 
Weite der Fafſung den Charakter auch nur einer proninziellen Verord⸗ 
nung geipinnen zu fönnen, in eine Menge divergirender Localverhandlums 
gen, mißtrauifcher Anfechtungen und unficherer Anzweiflungen hineingegos 
gen morden, die dem an fich heilſamen Werfe Die größten Schwierigfeiten 
allgemeineree Durchführung in den öftlichen überwiegend lutherifchen 
Provinzen bereitet haben. Demungeachtet ift es, nachdem es ſich Durch 
fruchtbare Erfahrungen in mehreren Gemeinden, namentlich-dex Provinz 
Preußen, ald einer befefligenden Erhaltung, tieferen Gründung und 
wachienden Förderung fähig und würdig eriwielen hat, - feineöwegs 
aufzugeben, fondern weiter zu führen. Ich weiß jedoch zur weiteren 
Durchführung demnächlt feinen andern Vorſchlag zu machen als ben, 
den Evang. Ober Kirchenrath zu bitten, die Grundzüge zur Bildung 
erneuerter und erweiterter Kirchencollegia oder Tirchlicher Gemeinderäthe, 
ohne Ausſchluß berechtigter Localſtatuten, mit Benugung aller gemachten 
Erfahrungen und mit Anfchluß an die älteren fiechlichen Gemeinde⸗ 


ordnungen zu einer den Kern derſelben feitftellenden Inſtruction, welche 


für jede der öftlichen Provinzen und zwar für Die gunächft, worin fie 
am meiften Eingang gefunden, beſonders zu erlaffen wäre, unter Ver⸗ 
mittlung Der Provinzialconfiftorien umzugeſtalten. Je fchärfer begrenzt 


bie Aufgabe. und je treuer und anfpruchölofer die Anfchließung an die | 
beftehenvden älteren Firchlichen Rechtdordnungen, um fo mehr wird fich | 


der MWiderfpruch Dagegen vermindern. Sch fchließe mich dem Schluß: 
wort des Referenten an: verdirb es nicht, denn es ift ein Segen darin. 

Was die Erweiterung des Kreisſynodalweſens anlangt, fo. müßte 
biefe einer fpäteren gleichfalls befonders zu erlafienden Synodalordnung 
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vorbehalten bleiben. Die vorangefuͤhrte biſchoͤſſiche Mahl enthält daruͤber 
nur die Beflimmung: „mann ſie partieulares oder generales synodos 
werden halten, wollen wir bie Unkoſten auf unferen Aemtern“ (wozu 
auch die fäcularifixten bifchöflichen Güter gehören) „ausrichten laſſen“. 


—— 





IM. Vortrag des Correferenten Superintendenten Schut tz. 


Bei dem Urtheil, das hier abzugeben iſt, handelt es ſich nicht im 
Allgemeinen um den Entwurf einer kirchlichen Gemeindeordnung für 
die oͤſtlichen Propinzen, ſondern vielmehr um die kirchliche Gemeinde⸗ 
Ordnung, deren Grundzüge in ber Allerhoͤchſten Ordre vom 29, Juni 
1850 gegeben find. Es muß firh die Betrachtung um fo mehr auf 
dieſe Gemeindeordnung beichränfen, als in vier Provinzen bes öftlichen 
Zheild der Monarchie Firchlicge Gemeindeordnungen eingeführt worden 
kind, deren weſentlicher Inhalt auf die Grundzüge ıc. zuruͤckgeht. 

Abgeſehen davon, daß die Organifntion der Firchlichen Gemeinden 
ben Berheißungen entipricht, welche der ewangelifchen Kirche durch bie 
Verfaffung gegeben find: fo wird biefe Organifation ber Gemeinden 
auch durch das Deingendfle Berürfniß gefordert. Neben der glaubens⸗ 
vollen Berfündigung des Wortes Gptted, der ‚würdigen Spendung ber 
Sarramente, der treuen Sührung bes feelforgerifchen Amtes wird fein 
Mittel fich zur Belebung der hriftfichen Gemeinden: wirkfamer erweilen 
als die Einführung einer zweckmaßigen Ficchlihen Gemeindeordnung. 
Es kann dieſer Entwidelung des kirchlichen Gemeindelebens auch Mies 
wand aus dem Grunde widerſprechen, daß man bedenkliche Neuerungen 
einführen wolle. Eine aͤhnliche Organiſation der Gemeinden hat in der 
erſten Kirche ſtattgefunden; die Apoſtel ſelbſt haben fie eingeführt, ihr 
Wort fordert ſie, denn fie ſtellen es als göttliches Gebot hin, daß Die 
Heiligen follen zugerichtet werden zu dem Werk ded Amted, dadurch 
der Leib Chriſti erbaut werben ſoll, eine Mitwirkung der Gemeinde⸗ 
glieder in aller das kirchliche Gemeinwohl betreffenden Dingen wird 
von den Apoſteln auf: Bas Entfchiedenfte angeregt und al& nochwendig 
und berechtigt anerfannt. Es ift daher eine göttliche Ordnung und 
feine Neuerung, welche vollzogen wird, wenn man an die Ausführung 
einer lirchlichen Gemeindeordnung mit Ernſt denkt, was um fo größere 
Biligung verbient, ald der Schaden, den die Kirche von dem Mangel 
einer Gemeindeorganifatisa. gehabt Hat, auf Das Klarſte zu Zage liegt. 

Was. nun die in ben Grundzuͤgen vorgezeichnete Firchliche Ge⸗ 
meindeordnung betrifft, fo fpricht für fie ein fehr bedeutender Erfolg, 
ber um fo mehr Beachtung verdient, als diefe Gemeindeordnung nir- 
gende durch Zwang oder Befehl eingeführt worden, ſondern ihre Ein- 
führung überall der freien Entſchließung der Gemeinden und ihrer 
Führer anheimgegeben worden if. Sie iſt nach meiner Einficht und 
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Erfahrung der rechte Anfang geweſen, um der evangeliſchen Kirche auch 
in Betreff der ihr nach dem Worte Gottes gebuͤhrenden Ordnung zu 
einer Geſtaltung zu verhelfen, in der fie ihr eigentliches Leben Träftig 
entfalten kann. Wäre dieſe firchliche Gemeindeoronung den Gemeinden 
vor ſechs Jahren überall dargeboten und die Entwidelung derfelben 
mit Liebe von den Behörven gepflegt worben, fo würde das Firchliche 
Gemeindeleben um Vieles mehr in den öftlichen Provinzen gefördert 
fein, denn die chriftliche Vereinsthätigfeit zur Förderung des Hirchlichen 
Lebens wird niemals folche Refultate erzielen, als wenn firchlich be- 
fähigte Männer ‘kraft einer gefeglich eingeführten Ordnung für dieſen 
Zweck wirken und wenn fie von der Gemeinde felbft zu dieſer Wirk⸗ 
famfeit-ermählt worden find. Nur folche, welche einem die wirklichen 
Zuftande verfennenden Idealismus huldigen, Fönnten bei ber erfien 
Begründung einer Firchlichen Gemeindeordnung ein Mehreres fordern, 
als die Grundzüge zugeflehen; aber wer den chriftlichen Gemeinden 
verfagen: will, was ihnen bie Grundzüge in Bezug auf die Mitwir- 
fung in kirchlichen Dingen gugeftehen, ver mißachtet das der chriftlichen 
Gemeinde zuftehende Recht und verfennt mit einem bie Liebe verleßen- 
den Mißtrauen, daß der Herr auch in einer kirchlich ſehr gefunfenen 
Zeit Überall noch wahrhaft gläubige und treue Jünger hat. “Der 
Widerftand, den die Einführung der Grundzüge gefunden hat, laßt 
ſich am Bellen würdigen, wenn man die Quellen prüft, aus denen 
er entfprungen if. Er kommt von folchen, die den liberalen Zeitideen 
auch auf dem @ebiet der Kirche Gehör geben und der apoftolifchen 
Mahnung vergefien, daß wir durch die Freiheit dem Fleiſche nicht 
Raum geben follen; er kommt ferner von folchen, weldje den Begriff 
von der Macht und der Befugniß des geiftlichen Amtes wiber ben 
Kehrbegriff der evangelifchen Kirche überfpannen und diefem eine Macht 
beilegen wollen, welche das billige Necht der Gemeinde und auch den 
evangefifchen Begriff von der Kirche verkebt, da letztere der Leib Chriſti 
ift, der alle "Gläubigen umfaßt, die ſich unter einander Handreihung 
thun follen nach ihrem Bermögen. Er kommt endlich von folchen, 
welche ihre mit ſchweren Pflichten verbundenen Vorrechte verlegt glau- 
ben, wenn die Orbnungen in den Firchlichen Gemeinden unter Bethei⸗ 
ligung ihrer lebendigen Glieder Fräftiger und wirkſamer werben. Zieht 
man endlih in Erwägung, daß da, wo bie kirchliche Gemeindeordnung 
eingeführt worden ift, in der Regel fehr kirchliche Maͤnner in den 
Gemeindeficchenrath gewählt worben find, daß die Einführung dieſer 
firchlichen Gemeindeordnung bei den Berathungen, welche in den Sy- 
noden vor ſechs Jahren flattfanden, auch in den Provinzen, wo die 
geiftlichen Behörden die Angelegenheit auf fich beruhen ließen, überall 
gewünfcht und auch da felbft diefer Wunfch lebendig hervorgetreten tft, 
wo vom Standpunkte bes verfaffungsmäßigen Rechtes und der Firch, 
lichen Sreiheit auf das Heftigfte Dagegen opponirt wurbe, fo unterliegt 
es wohl feinem Zweifel, daß die Grundzuͤge ſchon die Probe der Er; 
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fahrung in ſehr uͤberzeugender Weiſe für ſich haben. Ich kann daher 
bie Einführung dieſer Gemeinde⸗Kirchenordnung in ihrer gegenwärtigen 
Geftalt nur für fehr angemefjen halten, wenn ich gleich die Grundzüge 
nur al8 den Anfang einer Gemeinveverfaffung anfehe, die zu noch 
weiterer Entwidelung und Bervollfommnung gelangen muß. Auch 
fann ich eine Modification der Grundzüge jet nicht für angemeflen 
halten; es würde das, wie dad Königl. Eonfiftorium zu Königsberg 
fehe richtig fagt, eine Unterbrechung des Drganifationswerfes fein und 
ein argmoöhnifches Gefühl der Unbeftändigfeit hervorrufen und fo der 
Einführung einer Firchlichen Gemeindeordnung hinderlich fein. Diefe 
Anficht wird ja auch noch von den Gonfiftorien zu Poſen und Breslau 
vertreten... Es kann indeß wohl Niemand dagegen etwas einwenden, 
wenn ber Ober-Rirchenrath über die Bunte, welche zu Mißverftänpniffen 
geführt Haben, eine authentifche Interpretation zu-erlaffen für gut findet. 

Sch gebe nun zu den befonderen Bedenken über, welche die Grund⸗ 
jüge veranlaßt haben und erlaube mir, über diefelben mit Bezug auf 
bie drei über die firchliche Gemeindeordnung gegebenen Gutachten meine 
mmaßgebliche Meinung in folgender Weife abzugeben. 

Es ift insbefondere der Gedanke einer Vertretung der Firchlichen 
Gemeinde angefochten worden, welcher allerbings den Beilimmungen, 
die in den Grundzügen enthalten find, zum Grunde liegt. Man 
fürchtet, daß wenn man den Begriff der Vertretung auch auf dem 
Gebiet der Kirche zur Geltung kommen laffe, auch die politifchen 
Ideen einer Repräfentativ-Berfaffung in die Kirche eindringen möchten. 
Es muß dieſer Befürchtung zunächft entgegengeftellt werben, baß bie 
Verkehrungen, welche wahre Gedanken Durch den Mißbrauch der Wahr- 
heit erfahren haben, noch nicht den Kern und die Berechtigung diefer 
Gedanken aufheben. Zwei Königl. Confiftorien und vie Verfaſſer ver 
drei über Firchliche Gemeindeordnung im Drud erfchienenen Gutachten 
erklaͤren fich eniſchieden dafür, daß auch auf dieſem Gebiet der Kirche 
der Begriff der Vertretung feflgehalten werben muͤſſe. Wer ihn aus 
der Kirche verbannen will, der muß zuerſt das Recht der Gemeinde 
leugnen, bei der Erbauung der Kirche mitzuwirken. Wo dies Recht 
anerfannt wird, da muß man auch zugeben, daß jeder Organismus 
feine Organe, jede Gemeinde ihre Vertreter haben muß und mithin 
auch Die Firchliche Gemeinfchaft ihrer nicht entbehren kann. Dies Recht 
der Gemeinde bedarf der Anerkennung in der Kirche eben fo fehr, wie 
das Recht des Landesheren und der chriftlichen Obrigfeit in Bezug auf 
die Kirche zur Anerfennung gefommen iſt. &emeindeficchenräthe, die 
nicht auf dem Grunde ins Leben treten, daß die Gemeinde ein tief 
im Chriſtenthum begründetes Recht hat, fich durch Ihre Organe und 
Vertreter audzufprechen, zur Geftaltung ihrer Firchlichen Angelegenheiten 
mitzuwirken und ihr Glaubensleben in georbneter Weile zu bethätigen, 
find eine Geburt ohne Leben, denn ed liegt in der Natur der Sache, 
dag dem Menfchen nur dann -feine Pflichten lieb werden, wenn er 
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das biefen Pflichten entſprechende Recht anszfannt und geachtet ſieht. 
Die Kirche hat ben Begriff der Vertreiumg auf ihrem Gebiet zu. jeder 
Zeit anerkannt, wie die Gefchichte ihrer Entwidelung darthut. Wenn 
die Apoſtel Armenpfleger wählen ließen, wenn fie- in: dee Angelegen- 
heit der Zucht nur in völliger Mebereinfliimmung mit der Gemeinde 
handelten: weift dies nicht nebft vielem Anderen darauf bin, Daß das 
Recht der Gemeinden: zur Mitwirfung in Eicchlichen Angelegenheiten 
in der apoftelifchen Zeit anerfannt und vertreten worden if? Wenn 
man vom lutherifchen Stanppunft aus den Begriff der Vertretung 
verwerfen will, fo vergift man, daß die Schmalfalbifrhen Artikel fo 
beftimmt auf Synoden als eine Vertretung der Kirche hinweiſen, und 
daß die hervorragendften Lehrer der Iutherifchen Kicche auf Das Be⸗ 
bürfniß: einer ſynodalen Vertretung. der Kirche bingewiefen haben. 
Die Denkichrift erinnert uns an das fehr in Vergeſſenheit geugthene 
hiſtoriſche Factum, daß Herzog Albrecht in Preußen -ein Kirchengeſetz 
gab, deſſen Grundlage die Verfchmelzung der conliftorialen, presbyte⸗ 
rialen und funodalen Verfafiung war. Den älteften beutichen Kirchen 
Ordnungen, die zum Theil unter dem Einfluß der Reforgintoren. ſelbſt 
und ihrer Gehülfen ind Leben getreten find, liegt bie Idee ver Vers 
tretung.. und Mitwirkung der «heiftlichen Gemeinde bei.-Leitung ber 
fischlichen Gemeindeangelegenheiten zum Grunde. Auch Spener war 
von dem Gedanken ſynodaler und presbyterialer Einrichtungen beſeelt. 
Und wenn nun in unſeren Tagen ſich fo gewichtige Stimmen, ächt 
gläubiger Theologen für eine Bethelligung der Vertretung ber. Ge⸗ 
meinden Dei der Leitung ber Kirche erhoben haben, fo kann dieſer Ge⸗ 
danfe ohne Beeinträchtigung bed Wohles der Kirche wahl nicht zurück⸗ 
gedrängt werden. Das Königl. Confiftorium zu. Königsberg, das fich 
in Sachen der firdhlichen Gemeindeverfaſſung zu jo würdigen Grund- 
fäßen befennt, nennt. es unkirchlich und deſtructiv, wenn man Den 
Begriff der Vertretung von dem Gebiet der Kirche. verbaunen will. 
Nur folchen, die gar Fein kirchliches Bewußtſein haben, kann es ein⸗ 
fallen, die ewigen Heiligtümer ver Kirche, Über welche der Herr allein 
die Verfügung hat, die Predigt des Wortes, die Sacramente und. ben 
Glauben, irgenpwie unter den Einfluß der Vertretung. der Gemeinden 
ſtellen oder gar Firchliche Dinge, die Immer geifllich gerichtet ſein wol⸗ 
len, von dem Beſchluſſe zufälliger Majeritäten abhängig marken zu 
wollen. Aber in Sachen der in der Kirche geltenden. äußeren Ord⸗ 
nungen, ja in allen Dingen, über welche Menfchen in ber Kirche ein 


Beihlußrecht haben, ift die hriftliche Gemeinde berufen und berechtigt, 


fich durch ihre Vertreter auszufprechen. Das Königl. Conſiſtorium zu 
Poſen fucht den Begriff der Vertretung auf Dem Gebiete der Kirche 
fogar theologifh in einer fehr würdigen Weife zu begründen, wenn 
ed fagt: Schon der Begriff des Dienend komme dem der Vertretung 
fehe nahe und bie dienende gnadenvolle Vertretung des Suͤnders Durch 
ben Gottmenſchen fei der Rechtsgrund des Beichens der Kirche auf 
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Erden, Der richtige Begriff. ver Pertretung fchügt vor den irxigen 
Anfchauungen der roͤmiſchen Kirche über das Weſen der Kirche, und 
ebenfo vor den Ausſchreitungen bes Collegial⸗Syſtems, das die kirch⸗ 
lichen Befchlüffe den zufälligen Majoritüten ‚preißgiebt. Der Herr ſelbſt 
hat in der Kirche feine Vertreter, es find die, welche in feinen Befehlen 
und in der Kraft. feinen Gnade feine erlöfende Thätigkeit in der Kirche 
fortfegen. Aber auch die Gemeinde, infofern fie Trägerin des geiſt⸗ 
lichen Prieſterthums if, das Der Herr feinen Gläubigen verliehen, bes 
darf der Vertreter. Die Gemeinde hat Das Recht und Beduͤrſniß, aus 
ſich heraus lebendige Glieder zu erwählen, die in ihrem Kamen zur 
Erbauung der Gemeinde und zur Geſtaltung der kirchlichen Berhälts 
niffe mitwirken. Die Geiſtlichen follen nach npoftelifcher Vorſchrift in 
die Verwaltung der weltlichen Dinge nicht verflochten werben. Für 
die Wahrnehmung ber irbifchen Dinge, welche die Kirche betreffen, 
ſowie für den Zweck, daß eine lebendige Wechſelwirkung ftattfinpe 
zwiſchen dem geiſtlichen Amte und der Gemeinde und das Band der 
Liebe und des Vertrauens Der Diener des Wortes mit der Gemeinde 
verbinde — berarf die Gemeinde der Vertreter; und gewiß iſt auch 
dies wahr, dag Synoden eine Stäbe find für: das landeöherrliche 
Kichenregiment. Wie ſehr fich Dagegen auch eine Stimme in ben 
veröffentlichten Gutachten ausgeſprochen hat und den Synoden allen 
Werth nach den Erfahrungen. der Gefchichte abiprechen will, jo wird 
doch der reformatorifche Sat wahr bleiben, daß das Urtheil der Kirche 
fich durch die Synoden ausfpeicht, und daß man bei einem richtigen 
kirchlichen Bewußtfein nichts Unkirchliches und Unghriftliche8 darin finden 
fann, wenn das Kirchenregiment fih aus den Gemeinden folche in 
georoneter Weiſe zuordnet, die. ihm. das Verwaltungsamt mit. feinen 
Mühen tragen helfen. Die Kirche bedarf bringend ber Einführung der 
Discplin. Wird aber die Kirchenzucht je in den Gemeinden Wurzel 
fafjen, wenn ‚nicht bie ©emeinde zu ihrer Handhabung Durch ihre 
Vertreter Fräftig mitwirft? Es bedarf aber Die Vertretung der Ge⸗ 
meinde nicht blos Anerkennung ayf der eriten Stufe des kirchlichen 
Gemeindelebens; es muß vielmehr eine Vertretung, der chriftlichen Ge⸗ 
meinden.. auf allen Stufen der kirchlichen Ordnung und Gliederung 
ftattfinden. Sehr wahr fagt der Nechtögelehrte G.R. Bluhme in 
diefee Beziehung, daß — wer bie Vertretung der Gemeinde auf den 
Kreis⸗ und Provinzials Synoden ablehnt — offenbar ein Mißtrauen 
hegt gegen wine lebendige Gemeinfchaft unter den chriftlichen Gemeinden 
und daß der zugleih ein Mißtrauen gegen das Chriſtenthum felbft an 
den Tag legt. Denn Chriſtus der Herr hat in feiner Gemeinde ein 
Gemeinſchaftsleben begruͤndet und je lebendiger dies Gemeinſchaftslehen 
ift, je mehr es fich erweitert und innerlich vertieft, befto mehr wird. 
die Herrlichkeit feiner Liebe gepriefen. “Die Gemeinde bedarf auf allen 
Stufen ihres geordneten Lebens der Vertretung, um ihre Rechte zu 
zu wahren, ihre Pflichten gegen die Kirche gu erfüllen. Je mehr dieſe 


60 Erſte Sitzung. 


Vertreter aus dem Vertrauen der lebendigen Olleder der chriſtlichen 
Gemeinde hervorgegangen find — was in dem Wahlgeſeß vorzuſehen 
iſt — deſto groͤßer wird die Wirkſamkeit ſein, welche ſie zum Segen 
der Kirche ausüben werben. 

Nach diefer Darlegung muß ich mich entſchieden dagegen erlären, 
daß aus dem Grunde in dem $. 1 der Grundzüge etwas geändert 
werde, um den Begriff der Vertretung aus dieſem Paragraphen zu ver- 
wifchen. Gegen den Zuſatz: „unfrer alleinigen Glaubensnorm ” Hinter 
den Worten: „Alten und Neuen Teftaments” läßt fich ‚nichts erinnern. 

Im $. 2 würde ich mich dafür erklären, flatt der Worte: „Die 
Gemeinde verpflichtet ihre Glieder” zu fehen: „bie Gemeindeglieder find 
verpflichtet”, da durch dieſe zweite Faſſung manchen Bedenken und 
Mißverftändniffen vorgebeugt wird. 

Es ift nach meinem Dafürhalten auch fein Grund vorhanden, 
im $. 3 dad Wort „daher“ zu ſtreichen. Es iſt die Beibehaltung des⸗ 
felben vielmehr nöthig, weil fi) an dasfelbe die Kirchenzucht knüpfen 
läßt, die durch Entzjiehung von Gemeinderechten geübt werden Tann. 
Die Berechtigung ſteht überall -mit der Pflichterfüllung in genauer 
Verbindung. Bei einer neuen Revaction der Grundzuͤge, bei: welcher 
man in diefem Satze vielleicht auf die Kirchenzucht hindeutete, koͤnnte 
darauf Rüdficht genommen werben, baß die, melden Gemeinberechte 
entzogen werden, nie von den Einwirlungen der ſeelſorgeriſchen Ihäs 
tigfeit außgefchloffen werden dürfen. 

In $ A wil Hear G. R. Bluhme das Wort „beringt” in 
„begründet verwandelt fehen, weil es den allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fagen mehr entfpricht.- Zugleich macht er die Bemerfung, daß hier 
unter dem Rechte, das durch die Gemeindeangehörigkeit erworben wird, 
nicht allein die Theilnahme an der chriſtlichen Heilsanſtalt, die ſich 
ja mit der ipso jure entſtehenden Pfarrgenoſſenſchaft von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, uͤberhaupt, ſondern auch das Recht eines activen Gemeindegliedes 
zu verſtehen ſei. Es müßte daher den Anziehenden auferlegt werden, 
fich bei der kirchlichen Ortsbehörde zu melden. Dieſe Anmeldung 
müßte dadurch befördert werben, daß nur Die das Wahlrecht ausüben 
dürfen, die eine gewiſſe Zeit, vieleicht fech® Monate hindurch, in 
der Gemeinvelifte verzeichnet ſiehen. So wichtig die Bemerkung ift, 
fo dürfte e8 doch nur zweckmäßig fein, die Aufnahme derfelben ir bie 
gocalftatuten zu empfehlen. 

Für 6. 5 ift die Veränderung gewuͤnſcht worden, daß man flatt 
der Worte: „vie im vollen Befi der bürgerlichen Ehrenrechte find“, 
feßte: „die im Beſitz der fittlichen und Kirchlichen Unbeſcholtenheit find.” 
Das fchleftfche Eonftflorium erklärt ſich mit Recht entſchieden gegen 
diefe WVeränderung, weil biefe Beflimmung bei den Wahlacten auf 
große Hinderniffe ftoßen werde, befonders in großen Gemeinden, und 
durch diefelbe bei der Wahl der Gemeindeficchenräthe mehr in Anfpruch 
genommen werbe, als man biöher bei der Wahl der Geiſtlichen ges 
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forbert Habe, und daß dieſe Bedingung den Wahlact im hohen Grade 
gehaͤſſig machen werde, daß folche Beſtimmung erſt dann eintreten 
fönne, wenn in ben Gemeinden ein regeres kirchliches Bewußiſein vor» 
handen fei, ald man jeht erfahrungsmäßig annehmen könne Es if 
auch die Beibehaltung der in $. 5 über die Qualification der Wahlen 
enthaltenen Beitimmungen ohne jere Gefahr, wenn der Borfchlag zu 
ver Wahl von dem Pfarrer, dem Batron und den Kirchenvorfichern 
mit der gehörigen Vorficht gemacht wird. Die von dem &.R. Bluhme 
sewünfchte Bedingung, daß nur folche ſollen wählen dürfen, . welche 
feit fech8 Monaten in dem Verzeichniß der activen Wähler ftehen, iſt 
deshalb fehr wichtig, weil dadurch nach aller Wahrfcheinlichfeit die 
wurüdgehalten werden, welche Veraͤchter der Religion, lafterhaft und 
für das Ficchliche Leben erftorben find. Diefe würden wenigftens ihren 
Iwed dadurch nicht erreichen koͤnnen, wenn fie fich kurz vor dem 
Wahlast noch eintragen ließen. | 

Gegen den $. 6 ift der Einwand erhoben worben, daß die Zahl 
der Gemeindeficchenräthe bei den vereinigten Mutter⸗ und Tochter 
Gemeinden nach der Zahl der in beiden Gemeinden vorhandenen ſtimm⸗ 
fähigen Familien⸗ und Hausvater beftimmt werben fol. Es ift nicht 
einzufehen, wie man in biefer Angelegenheit, um beiden Gemeinden zu 
ihrem Rechte zu verhelfen, eine angemeflenere Balls finden Fünnte als 
die, welche durch dies Zahlenverhältniß gegeben wird. Hierin liegt 
ollein Der richtige Maaßſtab für ein rechtliches Verfahren. Einem Ueber⸗ 
gewicht, Das die Majorität über bie Minorität hier ausüben könnte, 
it dadurch vorgebeugt, daß nach einem Erlaß des Ober-Kirchenrath6 
die befondern Angelegenheiten der einzelnen Gemeinden von beren Or- 
ganen auch beſonders beforgt werben koͤmen und ‚nur bie allgemeinen 
Angelegenheiten beider Gemeinden gemeinfchaftlich behandelt werben 
fon, — Was die Zahl der Mitglieder des Gemeindefirchenraths bes 
trifft, fo ift gewiß im Allgemeinen die Beftimmung fefzuhalten, daß 
fih ihre Zahl auf wenigftens vier belaufen muß. Die Berantivort« 
fihfeit, die mit dem Amte der Gemeinvefirchenräthe verbunden ift, ift 
zu groß, als daß fie von einer geringeren Zahl von PBerfonen ges 
ragen werben koͤnnte; auch würde bie Auctorität dieſes Collegiums 
zu gering fein, wenn es aus einer Fleineren Zahl von Berfonen zur 
fammengefegt wäre. Sollte es indeß in ganz Kleinen Gemeinden uns 
möglich fein, vier geeignete Perſonen für den Gemeindeficchenrath zu 
finden, fo ift dann die Zahl. nach dem Bebürfnig und nach den ger 
gebenen Berhältnifien zu bemefien. Dagegen erfcheint es angemeffen, 
die Zahl zwölf als die größefte für Die Glieder des Gemeindefirchen- 
raths anzunehmen, da die Verhandlungen mit einer größeren Zahl 
befonders im Anfange Schwierigfeiten herbeiführen möchten. — Was 
bie Dienfizeit der Gemeindekirchenraͤthe betrifft, fo erfordert bie von 
ihnen zu uͤbende Thaͤtigkeit Feine zu kurze Amtsdauer, eine Wahl aber 
auf Lebenszeit Hat deshalb ihre Bedenken, weil ſolche dann ſchwer zu. 
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entfernen find, welche im Laufe ber Jahre unfählg werden. —! Mind 
bie tiber die Gemeindekirchenraͤthe zu übende Disciplin betrifft, fo fine 
ich es unangemeflen, werm Perfonen, die ſich mit-Ihrem freien. Liebes⸗ 
willen einer Thätigfeit zum Hell der Kirche widmen ſollen, gleich an⸗ 
deren Beamten unter das Discipfinargefeb geftellt wfirden. Seht man 
bei der Wahl der Gemeinbeflrchenräthe mit der nöthigen YBeishelt zu 
Werke, fo wird der Kal der -Diecipfinirung der Gemeinbeficchenräthe 
überhaupt wohl felten eintreten. Wo aber die Nothwendigkeit eines 
Verfahrens gegen ein Mitglied des Gemeindekirchenraths fich einſtellt, 
da will mir das in Borfchlag gebrachte Verfahren ale das angemef- 
fenfte erfcheinen, nach welchem der Superintendent im Gemeinſchaft 
zweler ihm durch die Wahl des Gemeindekirchenraths zugeordneter 
Pfarrer die Sache unterfucht und eventuell die Zurechtweifung oder 
Entlafung des Angefchufnigten verfügt, wogegen dann ein, gegen 
den die Rüge ausgefprochen ift, der Rerurs an das Königliche Con⸗ 
fiftorium offen. bleiben muß. — — 

Dei der Betrachtung des 8. 7 handelt es ſich um ven Wahlmodus 
dee Gemeindekirchenraͤthe, der mehrfach angefochten iſt. Der hler vor⸗ 
gefchriebene Wahlmodus ift deshalb beisusehalten, weil er "vorhütet, 
daß unlirchliche Elemente in den Gemeindekirchenrath einbringen und 
doch auch zugleich das Recht ver Gemeinde: ihre Firchlichen Bertreter 
und Organe zu wählen, zum Anerkennung fommt Man hat dagegen 
den Wahlmodus der Eooptation In. VBorfchlag gebracht. MWinve er 
angenommen, fo würde dadurch das Inſtitut der Gemeindekirchenräthe 
im Höchften Maaße unwirkfam..werden, denn ihre lebendige Einwir⸗ 
fung wird dadurch bedingt, daß die Gemeinde an der Wahl. Shell 
hat. Alle Eollegien, die durch Cooptation fich ergänzen, verlieden Das 
Leben, wie die Gefchichte lehrt, oder verfallen ver Einfeltigfeit. Auch 
hängt ih an den Wahlmodus der Cooptation erfahrungsmäßig: der 
Nebelftand, daß die von einer Corporation vertretene Angelegenheit in 
die Hand einiger wenigen einflußreichen Familien Abergeht und bie 
allgemeinen wahren und wirklichen. Antereflen der. Gemeinfchaft une 
beachtet bleiben. Man hat dann auch vorgefchlagen, daß die dazu ge⸗ 
festen Perſonen die Gemeindelischenräthe wählen und die Gemeinden 
ein votum negalivum ausüben follten. Diefer Wahlmodus aber wäre 
der. allerbedenflichfte. Die Ausübung deufelben erregt — wie die Er⸗ 
fahrung und die Ratur.der Sache lehrt — Has und Brbitterung. 
und wenn auf diefe Welfe die Gemeindefirchenräthe. in das . Reben 
träten, fo würden fie das kirchliche Leben mehr hindern als förbern ; 
ja Gemeindeficchenräthe tie allein. duch die Wahl. des Pfarrerd, des 
Patrons amd. der Kirchenvorfteher ‚ohne Gemeindewahl eingefeht wor⸗ 
den, witrden eine. todte Geburt fein.. Es iſt der im 8. 7 vorgeſthtie⸗ 
bene Wahlmodus umfomehr beizubehalten, als er — wie: Die Denk⸗ 
ſchrift nachweiſt — feine trübe Erfahrung zur Folge gehabt‘ hat. : Ich 
muß mich daher auch ſehr entſchieden dagegen erklaͤren, was ſchon bie. 
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Genehmigung des -Ober-Kicchenraths für ſich hat, daß man bei dem 
Ausſcheiden von Mitgliedern des Gemeinpelirchenrath die Gemeinde⸗ 
glieder eimtreten laſſe, welche nächft ven Gewählten die meiften Stim⸗ 
men gehabt haben, ober daß man auf Wunfch dee Gemeinde dann den 
Mahkandus der Cooptation ftattfinden laſſe. Die Unruhe ded Wahl⸗ 
ats, die man hierfür anfährt, fteht in feinem Verhältniß zu dem 
Segen, wenn die Gemeinde ein rechtes Herz hat für das Wirken der 
Bemeinvefischenräthe. Auch müßte man ven Wunſch der Gemeinde 
doch auch durch Befragung derſelben erforkhen. ‚Auch Könnten folche 
Gemeindelirchenruͤthe, welche wicht aus der Wahl der Gemeinde her 
vorgehen, unmöglich befähigt fein, die Functionen gu übernehmen, 
welhe das Randrecht ven. für einzelne Faͤlle zu erwaͤhlenden lirchlichen 
Bemeinderepräfentanten beilegt. Wie wichtig die Wahl der Gemeinde 
in dieſer Angelegenheit iſt, geht ſchon daraus hervor, daß felbft die 
älteren Kirchenordnungen, welche die Wahlform der Eooptation ange⸗ 
nommen Baben, ‚bei ber erften Wahl ber Gemeindeorgane die freie 
Wahl. ver Gemeinde fehrfegen. 

Es kommt bei dieſem Paragraphen auch ie Etellung des 
Helferamted in Frage, deſſen Einführung als ein Bedürfniß der Kirche 
überall anerfannt wird. Die. Annahme von Helfen iſt deshalb den 
Drganen bed. Ficchlichen Gemeindelebens dringend zu empfehlen. Der 
Mannigfaltigfeit der. Zwecke, welche durch die Helfer erfüllt werben 
folfen, wiverfpriht es, ‚daß lebtere In den Gemeindekirchenrath ein 
treten, aber bie Berbindungen, in welcher fie mit dem kirchlichen 
Gemeindeamte ftehen müflen, macht es nothwendig, daß ſie von 
den Pfarrer und dem Gemeindekirchentathe erwählt werden. Der 
Gemeindefschhenrath. muß die Seele der Diakonie in der Gemeinde 
m und Die Glieder vedfelben muͤſſen mit den Helfern zuſammen⸗ 
wirken. Einer Betätigung der gu Hoafern auserſehenen Merfonen 
son Seiten des Königlichen Gonfiftorii bedarf es nicht, ſchon wegen 
des häufigen Wechſels, der bei ihnen eintreten. kann, und wegen der 
Theilnahme weiblicher Perſonen an den Thätigkeiten der Diakonie; 
aber das Confiſtorium hat. die Regeln und Grundfäge zu beftätigen, 
nach denen das Helferamt feine Wirkfamfeit üben ſoll. Es bietet Diefer 
$.7 mie auch: Gelegenheit, mich über das wichtige Verhaͤltniß des 
Patronats zu dem Gemeindefirtheitrathe auszufprechen, welches befonz 
ders hindernd ba der Einführung ver -Grundzüge In den Weg ge⸗ 
treten if. Sch Babe. feinen Grund finden Können, aus welchen mir 
die auf bad Patronat begüglichen Stellen einer Berinderung bevürftig 
fhienen. Niemand wird :mit Wahrheit behaupten fönnen, daß die 
Patrone durch den Inhalt der Grundzüge entweder ſeldſt in ihrer Stel⸗ 
lung gu den Kirchen ihtes Patronats oder daß fie in der Stellung 
verlegt würden, welche ben von ihnen eingeſetzten Kirchenvorſtehern 
in den Grundzuͤgen gegeben wird. Die ir in dem Gutachten deö 
Geh. Kath Bluhme auf das Klarfte dargethan. Kemes ver ihnen 
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nach dem Geſetz zuſtehenden Rechte iſt durch die neue Gemeindeordnung 
verlegt worbden; die Berwaltung des Kirchennermögend bleibt unter 
ihrer Aufficht und gefchieht auch ferner durch die vom Patronat ein- 
geliebten Kirchenvorfteher unter Mitwirkung des Pinrrerd. Es find 
vielmehr in den Grundzügen den Patronen und den von ihnen ein- 
gelegten Kirchenvorftehern neue Rechte beigelegt und eingeräumt worben. 
Sie ‚haben Theil an der Auswahl der Perfonen, welche den Gemeinden 
behufs der Erwaͤhlung in den Gemeindelirchenrath vorgefchlagen werben. 
Die von dem Patronat ernannten Kirchenvorfteher treten mit in den 
Gemeindelichenrath ein. Es fteht auch jebt fchon durch Verfügung 
des Ober» Kirchenrath8 fell, daß die Patrone befugt find, von den 
Berhandlungen der Gemeindefirchenräthe die genauefle Kenntiniß zu 
nehmen. Auch Tann es wohl Teinem Zweifel unterliegen, daß Den 
Patronen, welche für die innere Seite der chriftlichen Kirche ein He 
haben, auf die Thätigfeit der Gemeinbelicchenrätbe fortdauernd eine 
Einwirkung mit Freuden zugeflanden werben wird, wobei es von felbft 
einleuchtet, daß dieſe Thätigfeit, da fie durch eine von dem chriftlichen 
Glauben erfüllte Perfönlichkeit bedingt wird, rechtlich nicht näfer nor⸗ 
mirt werden kann. Die Anträge dreier Eonflftorien, den Patronen in 
Bezug auf Die Gemeindelicchenräthe, Die doch vorzugöweiſe das kirch⸗ 
liche, innere schriftliche Leben fördern helfen follen, größere Rechte ein⸗ 
zuräumen, ericheinen daher im Allgemeinen unzuläflig, da das Wirfen 
dieſer Gemeindeorgane durch unficchlich gefinnte Perſonen gehindert 
werden würde, den kirchlich gefinnten. aber mit Freuden ein geoßer 
Einfluß und eine weite Mitwirfung jugeflanden werden wird. Ge⸗ 
Ihähe es, was in einem über. die Landesſynode auögefprochenen Gut⸗ 
achten gefagt wird, daß die Patrone berechtigt fein müßten, die. Bes 
ſchlüſſe des Gemeindelirchenrathe zu beflätigen ober zu ſuspendiren, 
fo koͤnnte das den Patronen kaum erwuͤnſcht fein, welche für das 
innere Leben der Kirche Fein Intereffe haben, und. den Gemeinhen 
würde es in folchem Falle leicht ververblicdh werben. Die kirchlichen 
Statuten der einzelnen Gemeinden. bieten. übrigens reiche Gelegenheit 
dar, den firchlich gefinnten Batronen in dem Gemeinderath eine würs 
dige Stellung zu fichern. Wenn viele Patrone gegen. die Einführung 

der kirchlichen Gemeindeordnung proteftirt haben, jo gründet fich —* 
vornamlich nur darauf, daß ein Satz in ber Berfaflung die Aufs 
hebung des Patronats und den Uebergang desfelben an die Gemeinden 
in-Ausficht ftellt. Es durfte. eine Beſtimmung welche auf die Moͤg⸗ 
lichkeit der Ausfuͤhrung dieſes noch in der Verfaſſung befindlichen 
Satzes hinwiefe, in ben Grundzügen nicht fehlen, da. ja die Auf⸗ 
hebung des Patronats fo oft auch in den Wuͤnſchen der Patrone ſelbſt 
liegt; es müßten bie Organe bezeichnet werben, durch welche in ſolchem 
Falle die Gemeinde mit den Patronen zu verhanbeln bat. Wenn biefer 
Satz al: „demofratifch‘ I Hegeichnet wird, fo begreift man nicht, wie 
Die Regel für ein Derfahren, welche fich aus einer. geſetzlichen Befim- 
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mung ergiebt, fo charafterifirt werben fann. Auch verfteht es fich 
wohl von felbit, daß folche Abldjung nur unter freier Zuftimmung 
der Patrone ftattfinden fann, wie ed denn auch wohl ald ausgemacht 
betrachtet werben fann, daß der Wunſch nach Webernahme des Pa⸗ 
tronats fich in den Gemeinden bei ihrer gegenwärtigen Befchaffenheit 
faum regen wird, da mit demfelben fo fchwere Laften und Pflichten 
verbunden find. Im Webrigen ift wohl nicht zu bezweifeln, daß vie 
Patrone, welche für das Firchliche Gemeindeleben ein Intereffe haben, 
ed mit Leichtigfeit ‘zu verhindern wiffen werden, daß zwifchen dem 
PBatronatsverhältnig und der Entwidelung des Firchlichen Gemeinde: 
lebens ein Zwiefpalt entfteht. Die neue firchliche Gemeindeordnung 
ſoll das geiftliche und kirchliche Leben fördern, chriftliche Zucht und 
Sitte wieder herftellen. helfen. Wen fann die Erreichung diefes Zieles 
wohl wünfchenswerther fein, als den Patronen, die theild durch ihren 
großen Grundbeſitz, theild in ihrer Stellung als Ortsobrigfeit doch 
ein lebendiges Intereſſe daran haben, daß unfere Gemeinden wicher 
mit chriftlichem Leben erfüllt werden! Hiedurch wird ja der fichere 
Beſtand unferer bürgerlichen Verhaͤltniſſe bedingt; die Ehrfurcht und 
der Gehorfam gegen die Obrigkeit, die Achtung vor dem Beftg geht 
aus der Folgſamkeit gegen das göttliche Gebot hervor, denn alle Sitts 
lichfeit ruht auf der Gewiflenhaftigfeit des Menfchen und nur in dem 
Menfchen ift das Gewiffen vege, ber Gott fürchtet. Faßt der Patron 
jene Stellung zur Kirche richtig auf, fo wird er fle nicht darauf bes 
ſchraͤnken, daß er den Geiftlichen zu berufen und die Verwaltung des 
Kirchenvermögens zu beauffichtigen hat; er wird fich vielmehr ale ein 
Beihüger der Kirche, als ein Vertreter des Tirchlichen Gemeindewohls 
anfehen und in diefem Bewußtfein die Entwidelung des Firchlichen 
Gemeindelebens angelegentlich fördern, und insbefondere wünfchen, daß 
die Gemeinde fich aus fich felbft Heraus durch Mitwirkung ihrer leben- 
digen Glieder zu einem Tempel Gottes erbaue. Sieht der Patron 
fin Verhältniß zu der chriftlichen Gemeinde anders an, dann ift bie 
Ablöfung des Patronats für die Gemeinde eine Wohlthat. Und kommt 
diefe Ablöfung nun aus irgend einem Grunde zu Stande, fo leuchtet 
ed ein, daß die Gemeinde Vertreter nöthig hat, welche dem Patronate 
gegenüber die Rechte der Gemeinde in Betreff der Firchlichen Ver⸗ 
mögensverhältnifie wahrzunehmen haben. Hieraus geht Klar hervor, 
daß die Güte, welche das Patronatsverhälmiß in den Grundzügen 
betreffen, beizubehalten find. 
Die 88. 8, 9, 10, 11 Haben feine befondere Anfechtung erfahren. 
Bei dem 8. 12 iR der Wunſch ausgefprochen worden, daß die 
Saͤtze 3, 8, 10 entweder fortbleiben oder anders gefaßt werden möchten. 
Was bie Beftimmung in dem Satz sub No. 3 betrifft: 
„Die Beauffichtigung und. Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
und bie Vertretung der Gemeinde in den darauf bezüglichen Rechts: 
angelegenheiten. Derſelbe Hat aber, wenn ihm nicht durch die Ges 
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meinde beſondere erweiterte Vollmachten ertheilt ſind, in allen den 

Faͤllen den Beſchluß der Gemeinde einzuholen, in denen die Geſetze 

dies erfordern. Auch in den Verhandlungen über das Patronat, 

weiche nach Maaßgabe des durch die Verfaſſungs⸗Urkunde ange⸗ 
. Tündigten Gefeßed erfolgen werden, wird die Gemeinde bis zu dem 

von ihr ſelbſt zu faflenden Endbeſchluſſe durch den Kirchenrath 

vertreten.” 
fo fann der Gemeinderath zu den in dem Sat No. 3 ausgefprochenen 
Functionen nur berechtigt fein, wenn die Gemeinde hiezu dem Kirchen 
rath eine Generalvollmacht ausſtellt. Auch ift ed wrnfdhenswerth, 
daß diefe Vollmacht dahin ausgedehnt wird, daß die Wahl befonderer 
Gemeinderepräfentanten unnöthig wird. Dahin fpricht ſich auch Das 
Gutachten des Superintendenten Redlich aus. Eben dahin geht 
auch Die Anſicht des Königlichen Eonfiftorii zu Königöberg und der 
Regierungen zu Königsberg und Gumbinnen. Wenn das Königliche 
Gonfiftorium zu Breslau die Kirchenräthe hiezu weber befähigt noch 
legitimirt hält und behauptet, daß die Grundzüge in dem Falle, daß 
die Kirchenräthe die ad 3 bezeichneten Functionen übernehmen follten, 
noch eine ganz andre Geftalt erhalten müßten, fo fehe ich zu dieſem 
Bedenken feinen Grund, da dem ganzen Sape die Vorausſegung zum 
Grunde liegt, daß die Gemeindefirchenräthe zu dieſen Functionen eine 
befondere Vollmacht erhalten haben. 
Was den Sat sub No. 8 betrifft: 

F Vntrenmg der Kirchengemeinde in ihren Beziehungen zur 

ule 
ſo iſt darin keinesweges ausgeſprochen, daß die in den verſchiedenen 
Kreiſen und Ortſchaſten eingeführten Schulordnungen ſollten beſeitigt 
oder verletzt werden. Auch verſteht es ſich von ſelbſt, daß den Stellen, 
welchen die Aufſicht uͤber die Schule anvertraut iſt, dadurch nichts in 
ihrem Recht und Einfluß geſchmaͤlert werden ſoll, wie es denn auch 
aus dem Grunde unzulaͤſſig iſt, daß der evangeliſche Gemeinde⸗ 
kirchenrath die volle Schulaufſicht führt, da es Gemeinden giebt, in 
welchen Kinder evangeliſcher und katholiſcher Eltern die Schule be⸗ 
ſuchen. Aber jedenfalls darf dem evangeliſchen Gemeindekirchenrath 
die Aufſicht und Einwirkung auf die religiöſe Bildung der evange⸗ 
liſchen Jugend nicht entzogen werden, und er wird das religiöſe Eile⸗ 
ment um ſo kraͤftiger vertreten, wenn ihm die Fürſorge für dasſelbe 
ausſchließlich befohlen iſt. | 
Was den Sat sub No. 10 beteifft: 

„die Vertretung der Gemeinde auf der Kreisſynode“ 
jo Tann derjelbe wohl unter feiner Bedingung geftrichen werben, wie 
gewünfcht worden ifl. Die Inftitution der Gemeinbelischenräthe, ja 
die ganze Organifation der Gemeinde wird nur dann Leben und Fort⸗ 
gang haben, wenn fich auch ein größeres "Bemeinfchaftsieben unter 
den Gemeinden entwidelt. Hiezu find Kreiss und Provinzialſynoden 
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noͤthig und auch auf dieſer Höheren Stufe des Firdhlichen Organismus 
muß die Gemeinde vertreten fein. 

Bei 8. 13 macht der Geh. Rath Bluhme die ſehr wahre Bes 
merfung, daß auch Fälle eintreten könnten, in welchen ein weltliches 
Mitglied des Gemeindelirchenrathe den Vorſitz führen müßte, 3.2. 
nach erfolgtem Ableben des Pfarrerd vor Wiederbefegung der Stelle. 
Hiedurch wird aber eine Aenderung der Grundzüge nicht nöthig ge- 
macht, da Died füglich duch Verfügung erledigt werden Tann. 

Es ift endlich der $. 15 als folcher bezeichnet worben, der ges 
frihen werden müffe, und man hat dies damit zu motiviren gefucht, 
daß die Hinweifung auf eine durch die Vertretung der Kirche zu bes 
gründende allgemeine Gemeindeordnung ein Mißtrauen und ein Gefühl 
der Unficherheit hervorrufe. Dies ift eine unrichtige Vorausſetzung. 
Es würde vielmehr Mißtrauen erregen und den Grundzügen ein 
weſentliches, fehr anziehendes Moment entzogen werden, wenn man 
8. 15 ſtriche. Er muß bleiben, weil er eine Hinweifung enthält auf 
die weitere Entwickelung des Organifationswerfes der Kirche, und je 
mehr es Leben gewinnt, defto mehr ift auch nöthig, daß die Negeln 
und Grundfäge der Inflitution von Zeit zu Zeit erweitert und zus 
fammengefaßt werden. As Schlußftein dieſer Entwidelung ſteht 
$.15 da, wie das Confiflorium zu Königsberg fo wahr dargelegt 
hat, und die Gemeindeordnung wird fich als die wirffamfte beweiſen, 
welche aus der Vertretung der Kirche hervorgegangen if. Wer ven 
Begriff der Bertretung auf dem Gebiet des Firchlichen Organismus 
wiäßt und vertheidigt, aber die weitere Entwidelung der Firchlichen 
Drganifation nicht will und die Vertretung der firchlichen Gemeinden 
auf den höheren Stufen des kirchlichen Gemeinfchaftslebend verwirft, 
der verfallt in eine große Inconſequenz. 

So halte ich dafür, daß man mit der Einführung ber kirchlichen 
Gemeindeordnung, wie fie in den Grundzuͤgen vorgezeichnet ift, ohne 
Saͤumen vorgehe, eine Veränderung berfelben für jet nicht eintreten 
Inffe, den obwaltenden Mißdeutungen durch eine authentifche Inter- 
pretation vorbeuge und den für bie einzelnen Gemeinden zu ent« 
werfenden Localſtatuten überlaffe, die durch die befonderen örtlichen 
Verhältniffe gebotenen Modificationen und Erweiterungen unter Ger 
nehmigung der vorgeordneten Conſiſtorien aufzunehnten. 


— 


IV. Dortrag des Correferenten Superintendenten Stiller. 


Das Eorzeferat über die Gutachten, betreffend bie Reviſton ber 
ficchlichen Gemeindeordnung, oder der Grundzüge vom 29. Juni 1850, 
nach weichen diefe in den öftlihen Provinzen angebahnt werben foll, 
hat eine Aufgabe, welche nicht nur in ihrer eigenen Fafſung, fondern 
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auch dadurch eine Beſchraͤnkung findet, daß die uͤber den Gegenſtand 
gelieferten Gutachten die Grundlage des Referats bilden. Es handelt 
fich daher nicht darum, daß Referent eine felbfländige Entwidelung 
des Gegenftandes darbiete, zu den gelieferten Gutachten ein neues bei: 
bringe, fondern darum, daß er jene gegen einander halte, in ihrer 
Mebereinftimmung oder Verſchiedenheit darftele, und alfo mit dem 
Referat für die mündliche Berathung einen weiteren Anhalt gewähre. 
Selbftredend fann das ohne Ausfprechen des rigenen Urtheild, wie es 
aus Meberlegung und Erfahrung hervorgegangen if, nicht gefchehen. 

Die Wichtigfeit der Frage liegt auf der Hand. Andere Fragen, 
welche den Gegenftand unferer Berathungen bilden, die nach der Landes⸗ 
ſynode und die über Diafonte namentlich, haben die unfrige zur Voraus⸗ 
fegung. Das erfte Gutachten über eine Landesſynode ftellt die nach 
den Grundzügen intendirte Gemeinbeorganifation al& den Ausgangs- 
punft fonodaler Ordnungen überhaupt dar, und redet von ven Schwierig 
feiten, welche der Berufung einer Landesfynode dadurch entſtehen, Daß 
in den öftlichen Provinzen die Grundlagen einer gemeindlichen Ver⸗ 
tretung noch vielfach gänzlich fehlen (S. A und 14). Aus demfelben 
Grunde Halt Gutachten MT zur Zeit wohl eine Kirchenverſammlung 
von Bertrauensmännern zur Rathertheilung für das Kirchenregiment, 
aber noch nicht die Berufung einer eigentlichen Landesſynode für 
möglich (S. 40). Damit ftimmt Gutachten IV überein, nach welchem 
alle Iutherifchen und die confeiftonell unirten &emeinfchaften der öſt⸗ 
lichen Provinzen feine Organifation haben, aus welden Synobal- 
wahlen hervorgehen könnten (S. 49). Ebenfo fpricht fih Gutachten V 
©. 67 dahin aus, daß man eine Generalfynode nicht eher Wieder 
zufammenrufen folle und dürfe, als bis das dazu erforderliche Material 
auf Hiftorifchem Boden gewonnen, d. h. mit andern Worten, bid daß 
in den einzelnen Gemeinden eine verbeflerte Kirchenverfaflung, unter 
Betheiligung und kirchlichem Dienft der Laien, ins Leben getreten fein 
werde. 

Die Gutachten über Diafonie und Diafonat mußten durch ihren 
Gegenſtand von felbft auf die Gemeindeorganifation gewiefen werden, 
da es fich dabei ausprüdlich um die Stellung des Dinfonats zur beab- 
fichtigten Gemeindeverfaſſung handelt. 

Gutachten IV, D. über die liturgiſchen Beduͤrfniſſe betont es wieder⸗ 
holt und flarf, daß man doch die liturgifchen Ordnungen nicht ohne 
die Organifation der Kirche und der Gemeinden, und nicht vor Ders 
felben, in die Hand nehmen wolle (S. 370). 

Selbft die Firchliche Behandlung der Gefchievenen bürfte mit der 
firchlichen Gemeindeorganifation in Verbindung zu bringen fein. 

Der Sinn der Frage fann nach den Erlaffen des Kirchen- 
regiment8 und der betreffenden Denkfchrift nicht zweifelhaft ſein. Nicht 
darüber fol gegenwärtig Berathung und Ausfpruch flatsfinden, ob von 
ber Gemeindeorganifation nach den Grundzügen jegt Abftand zu nehnten 
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fei, fonbern nur, ob und wie die Grundzüge von 1850 durch Reviſton 
zu verbeffern und zu erweitern feien? Die betreffenden gutachtlichen 
Aeußerungen der Königl. Eonftftorien, wie die drei Einzelgutachten, 
ziehen die Frage auch nur in dem lebteren Sinne in Betracht. Und 
in der That, felbft wenn man fich, bei aller danfbaren Anerkennung 
der in den Grundzuͤgen fich offenbarenden, treuen Bürforge des Kirchen 
regiments, zumal in Erinnerung an die vorangegangene Gefahr der 
Kirche, mit dem ganzen neuen Organifationswerf der Gemeinden in 
Widerfpruch wüßte, fo würde man doch, wie die Sachen nun einmal 
liegen, für gänzlichen Abbruch desjelben nicht fprechen dürfen, aus den 
Gründen, weldhe von dem Gonfiftorio zu Königsberg (Denkſchrift 
©. 26 und 34) und in den Outachten C.1, ©. 213 und 217 anges 
geben werden. Nur wenn die Grundzüge mit der Darauf zu bauenden 
Gemeindeordnung dem Worte Gottes zumwiderliefen, ober doch durch die 
frühere Erfahrung der Kirche ald für der lehteren Beftand und Werk 
verderblich nachgewiefen wären, erfchiene ein gänzliched Abbrechen der 
Sache nicht nur als wünfchenswerth, ‚fondern fogar ald Pflicht. 

Rückſichtlich einer Revifion der Grundzüge, von welcher allein bie 
Rede ift, gehen die Anfichten auseinander. Das Königsberger Eon 
fiftorium will von gar feiner Aenderung etwas wiflen, und ihm ftimmt, 
wenn auch von entgegengefeßtem Gefichtöpunfte aus, Gutachten A. 11, 
©. 27 bei, wenn es ald angemefien erklärt, vorläufig der Inftitution 
ganz ihre gegenwärtige Geftalt zu laffen. Das Confiftorium zu Magdes 
burg befindet fich dazu in geradem Gegenfage, indem ed wefentliche 
Aenderungen für nöthig erklärt; feiner Anficht fteht die des fchlefifchen 
Conſiſtoriums am nädyften; und Gutachten A. V, ©. 75. 76 will Auf: 
hebung oder: doch gründliche Aenderung wegen Abweichung vom ge⸗ 
ſchichtlichen Rechtszuſtande hinfichtlich des Patronatd. Saͤmmiliche drei 
Butahten über die kirchliche Gemeindeordnung bewegen fich in der 
Mitte, indem fie wohl Aendegıngen für wünfchenswerth oder Doch zu⸗ 
läffig erflären, aber nur in umwefentlichen Punkten. Es muß aber 
doch wohl an mehr, ald an unwefentlichen Bunkten liegen, wenn das 
Organiſationswerk, welches eine freie That der Kirche fein fol, bisher 
fo viel Widerfpruch gefunden Kat, und bie Betheiligung daran ver- 
haͤlmißmaͤßig eine geringe geweſen ift. 

Es Tommt eben auf den Mittelpunkt der Frage oder auf den 
in den Grundzügen vorliegenden Grundgedanken der Gemeinde- 
ordnung an. E6 ift nicht fomohl der, daß dem geiftlichen Amte zur 
befieren Loͤſung der ihm geftellten Aufgabe ein Helferamt aus ver 
Gemeinde zugeführt werde, als vielmehr ver, daß die neue Gemeinde- 
organifation nur den erften nöthigen Stein bilde, auf welchem ſich 
das Gebäude eines vollkändigen Synodalweſens erheben fol. Gegen 
nen Gemeinde Kirchenrath in. der erften Bebeutung hat fich Feine 
Stimme erhoben, wenn auch fchon dabei von dem Gonfiftorio zu 
Magdeburg die Stellvertretung der Gemeinde beanftandet worben iſt. 
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Die Bebeutung ber Gemeindeorganijation als des Grumdſteins einer 
volftändigen Synobalverfafiung, mit welcher das Repraͤſentativſyſtem 
der Landeskirche in ihren verfchiedenen conföderirten Gonfeffionsfirchen 
zugeführt werden fol, hat vielſeitigen Widerſpruch erregt, jo daß Die 
Ablehnung der Gemeindeordnung dem allerdings wichtigen Saße folgt: 
Principiis obsta! Willſt du das Gebäude nicht, fo lege nicht erft den 
Grundſtein dazu! — Die drei Gutachten erheben ſolchen Widerſpruch 
nicht, wünſchen vielmehr die Synobalverfafiung, und wenn fie auch 
von der Außeren Verfaſſung der Kirche nicht das Heil derfelben ab⸗ 
hängig machen, fo erklären fie Doch die Synobalverfaffung als die der 
evangelifchen Kirche angemefjene und erfprießliche (Gutachten A. I, ©. 1 
und C. I, S. 221), ja für naturnothwendig (C. III, 241). Indeſſen 
fieht fich doch C. I zu manchen Gautelen veranlaßt und nennt die ſyno⸗ 
dalifhen Einrichtungen eine an fich gute Inflitution, woraus hervor 
geht, daß fie unter Umftänden aufhören fann, eine gute und heilfame, 
darum rathfame zu fein. 

Treten wir der Sache näher! Das Hauptbedenken gegen ſyno⸗ 
dalifche Einrichtungen wird in ber Repräfentation auf dem Gebiete ver 
Kirche, und wieder nicht in diefer überhaupt, fondern in ihrer vollen 
Ausprägung und confequenten Durchführung, dazu nach einem vor- 
liegenden, weitgreifenden Bormalismus, gefunden. Selbſt das Con⸗ 
fiftortum zu Magdeburg dürfte nicht fowohl gegen alle und jede Mes 
präfentation in der Gemeinde fein (Denfichrift ©. 20. 21), fondern 
nur gegen das Nepräfentatiofpftem der Kirche im Ganzen. Das fchles 
fifche Gonfiftorium fteht unzweifelhaft fo (Denffchrift ©. 29). 

Es ift unwiderleglih, daß jede Gemeinfchaft auf Erben, wenn 
fie aus zahlreichen Gliedern befteht und doch ald Ganzes handeln und 
zu ihrem Nechte fommen fol, einer Vertretung bevarf (A. I, ©. 7, 
C.1, ©. 215, 1, ©. 241; Conf. zu Königsb. Denffchr. S. 24) Das 
gilt auch von der Kirche als einer Gemeinſchaft der Gläubigen in Der 
Melt, wenn ich auch nicht, wie Gutachten C. I, ©. 215, diefe Bers 
tretung mit der von Jeſu Ehrifto, dem einigen Mittler, geleifteten in 
Parallele ftellen fann. Es hat ihre auch nie an Vertretung: gefehlt, 
von den Apofteln an, durch die erften Jahrhunderte ihrer Entwidlung, 
bis hinein in die gefährlichen Zeiten römifcher Hierarchie und wieber 
herauf in die kampfesreichen Wege ihrer evangelifchen Geftaltung feit 
der Reformation. In der lutherifchen Kirche erfcheint dee Pfarrer als 
der natürliche Vertreter ver Gemeinde, ohne daß er damit hierarchiſchen 
Gelüften nachgeben will und darfz die fchönfte Vertretung ift das 
Dienen, worauf auch Gutachten C. I, ©. 215 wenigftend hindentet. 
Der Schwerpunft der Kirche Hegt im Baflorat, wie mit Recht Gut⸗ 
achten A II, ©. 32 fagt. Diefe Perfonalvertretung hat fich zum Kirchen 
collegio, um den Patron her, erweitert. Denn wenn auch die Kirchens 
vorfteher Iandrechtlih nur die Eigenfchaft von Vermögenéverwaltern 
befüßen (C. II, 233) oder doch nur Außerliche Sorge wahrzunehmen 
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hätten, fo find fie doch der Kirche lutheriſchen Belenniniffes mehr. 
Wenn die Gemeinde fie mit dem fchönen Namen der Kirchväter belegt, 
fo bezeugt fie damit, daß fie von ihnen mehr ald Vertretung in äußer- 
lihen Dingen erwartet. Und felbit der Patron hat eine Vertretung 
ber Kirchgemeinde zu üben, wenn er feine Stellung nicht blos land- 
rechtlich, fondern kirchlich auffaßt und feiner heiligen Pflichten eingedenk 
bleibt, auf welche Gutachten A. V, ©. 77 mit Recht nachbrüdlich hin⸗ 
gewiefen jehen will. 

Daß nicht die Geiftlichen zufammen die Kirche felbft bilden, daß 
vielmehr zu dieſer wefentlich die Laien gehören, und daß leßtere nicht 
nur die paſſiv Empfangenden, ſondern auch die activ Gebenden fein 
follen, ift zu tief mit dem Evangelio verwachfen und in beffen auss 
drüdlichen Zeugnifien ausgefprochen, als daß active Bethelligung ber 
Laien an Firchlichen Dingen überhaupt ald unftatthaft erklärt werben 
dürfte. Es fol eben in der Gemeinde des Herrn, dieſem geiftlichen 
£eibe, deſſen Haupt Chriſtus ift, ein Glied dem anderen Handreichung 
thun, die vom heiligen Geifte empfangene Gabe zum gemeinen Ruten 
anwenden, und zwar sara vasıy, auf daß der ganze Bau, ineinander: 
gefügt, wachfe zu einem heiligen Tempel im Herrn, wie das zur Zeit 
der Apoftel geſchah. Die Lehre vom geiftlichen Prieſterthum ver Gläus 
bigen ift eine hohe und tiefe, wenn ich auch meine, daß man nicht 
felten von der Stelle 1Betri 2, 5 u. 9 einen zu wweitgreifenden Gebrauch 
macht, indem man aus dem dort erwähnten PBrieftertfum der Glaͤu⸗ 
bigen gleiche Berechtigung der getauften Chriften in der gliedlichen 
Gemeinschaft der Kirche herleitet, während der Apoſtel zumeift von ber 
priefterlichen Stellung vor Gott duch Jeſum Ehriftum redet. — So 
find denn auch von den Apofteln zur Berathung kirchlicher Dinge und 
zut Leiſtung kirchlicher Dienfte Laien zugezogen worden (Act.6 und 15). 
Eine Nachfolge darin finden wir bis ins vierte Jahrhundert, naments 
ih in ver nordafrilanifchen Kirche; und nachdem in der römijchen, 
unter verberblicher Berwechjelung ber alt= und neuteftamentlichen Theo⸗ 
fratie, jede Betheiligung der Lalen an ber Vertretung der Kirche abs 
Banden gefommen war, hat die evangeliiche dieſelbe wieder hervorge⸗ 
rufen nicht nur in ihrem veformixten, fondern auch, wenngleich weniger, 
in ihrem Iuiherifchen Theile. Batron und Kirchenvorfteher find folche 
Vertreter in der Binzelgemeinde, Landesfürft und die von ihm geordnete 
kirchliche Obrigkeit mit weltlichen Mitgliedern in der Landeskirche. 

Unfere Kirche ift organifirt, auch unter Vertretung der Einzel⸗ 
und Gefammigemeinden und mit Betheiligung der Nichtgeiftlichen. Das 
darf nicht vergefien werden, wie ja auch die Grundzüge das nicht 
außer Acht laflen, fondern auf dem gefchichtlich Beſtehenden langfam 
fortgebaut wiffen wollen. Das gab aber die fchlefiihe Provinzial: 
ſynode 1844 mehrflimmig zu, daß das Bebürfniß eined Organs zur 
Regelung der Firchlichen Gemeinveverhäftniffe als ein allgemeines aner- 
kannt werde, und wenn fie ed auch einftimmig verneinte, daß biefem 
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Beduͤrfniſſe durch eine von oben Her gegebene Kirchengemeinveverfaffung, 
fei ed nun die rheinifch=weftphälifche oder irgend eine andere, abge- 
holfen werden würde, dagegen mehrflimmig dafür war, daß es dem 
Ermeſſen des Geiftlihen anheimgegeben würde, nad) dem Bebürfniffe 
der Gemeinde und anfnüpfend an das Beftehende die freie Bildung 
eines ſolchen Organs anzubahnen (Protofolle S. 62), fo iſt e8 doch 
mit Danf anzuerfennen, daß das Kirchenregiment Seiner Majeftät im 
Jahre 1850 zu folder Bildung Veranlaſſung und Leitung gegeben 
hat, und es wird derfelben fortgefeßte Fuͤrſorge zu widmen fein. 
Verſchieden von dieſer Gemeindeorganifation ifl die Organifation' 
der ganzen Landedfirche in fynodalen Ordnungen, mit burchgeführtem 
Repräjentativfpftem. inzelne Gutachten erfehnen die legtere lebendig 
(A. l, ©. 1; A. 11, 39; A. V, 63; C. I, I und III), während andere 
(A. 11, 33) dagegen find. Die eriteren fprechen von einer Strömung, 
welche fchon feit einer Reihe von Jahren auf Synodalverfaffung der 
Kirche hingedrängt habe (C.1, 216), und auch B. Il, 107 fpricht es 
aus: Die Tendenz unferer Zeit in der Kirche ift die Bildung einer 
geordneten Synobaleinrichtung, In der nicht blos Geiftliche, fondern 
auch Laien ihren Platz finden, aber befennt auch, mit A. V, 67 und 
A. IV, 64, daß davon nichts Gutes zu erwarten wäre, fo lange nicht 
die Kirche im Aufbau des Diafonatd von unten her taugliche Synodals 
mitglieder aus den Laien fich herangebilvet hätte; und das beigefügte 
Wort ift fehr zu beherzigen: „Viele unerfahrene Aerzte richten einen 
Kranfen, der fonft wohl noch zu retten wäre, gewiß völlig zu Grunde.” — 
Es genügt nicht, auf die apoftolifche Zeit zumidzubliden, und ihre 
Formen herzuftellen; der apoftolifche Geift in der Kirche iſt die Haupt- 
fache. Formen fchaffen den Geift nicht; dieſer ruft jene hervor. Es 
räth auch nicht der Gedanke an die mit Betheiligung der Laien im 
dritten Jahrhundert in Griechenland aufgefommenen und dann allges 
meiner gewordenen jährlichen Provinzialſynoden, unferer Kirche eine 
Spynodalverfafiung zu geben; denn theils lagen damals in Griechen- 
land und Nordafrika Tängft politifche Ordnungen vor, an welche fich 
die Firchlichen anfchloffen, wie denn nach dem Zeugniß der Gefchichte 
die Kirche in ihrer Verfaſſung fi gern an die Formen der bürger- 
lichen angefchloffen hat; theils waren jene Provinzialfynoden doch wohl 
ehvas Anderes, ald die in unferer Zeit dargebotenen, und auch fie 
haben nicht eben nur füße Frucht getragen. — Wäre die Kirche auch 
nicht im novatianifchen Sinne, fondern nur in ihrer vorherrfchenden 
Lebensäußerung eine Gemeinde der Gläubigen, fo möchte eine ſyno⸗ 
dalifche Verſaſſung derfelben unbedenklich fein, und durch Zufammen- 
wirfen der einzelnen Glieder ihr chriftliches und Firchliches Leben er⸗ 
ftarfen. So ift e8 aber in der That nicht. Denkjchrift I, 15 ſpricht 
mit Recht von dem geiftlichen Tode vieler Gemeinden (cf. Grundzüge 
©. 12). Bei folcher Lage der Dinge möchte Synodalverfaflung wohl 
viel Todtes zufammenfaflen, aber nicht viel Leben erweden. "Die Kirche. 
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iſt ſehr krank, obwohl der Herr, ihr Haupt, rechter Patron und Arzt, 
an ihrer Heilung in unſerer ernſten Zeit arbeitet; aber die Heilung 
liegt anderswo, als in ihter Verfaſſung. Es ſei zugegeben, daß Synodal⸗ 
verfaſſung, unter gegliederter Betheiligung der Laien, mit dem Weſen 
der evangeliſchen Kirche wohl vereinbar ſei, alſo auch eine Vertretung 
durch Laien nicht nur im kirchlichen Gemeindeleben, ſondern durch alle 
Ordnungen der Kirche ſtatthaft erſcheine. Aber der Name macht es 
nicht; es kommt auf das Weſen und die Stellung der Sache an. 
Schon 1844 ſtimmte die fchleftfche Provinzialſynode für eine Conſiſtorial⸗ 
verfaffung mit erweiterter Vollmacht neben berathenden Synoden, 
welche Das Recht haben, die Kirche In ihren heiligften Intereſſen zu 
vertreten, und auch die Geiſtlichkeit der Diöcefe Liegnig erklärte fich 
1850 in ihren vielfeitigen Verhandlungen über die anzubahnende 
Semändeorganifation nach den Grundzügen dahin, daß das landes⸗ 
herrliche Kirchenregiment mit der Eonftftorialverfaffung, wenn auch.mit 
Ergänzung durch ſynodale Elemente, als das unferer Kirche entfprechende 
feftzuhalten fei. Hat nun die Erfahrung ſeitdem manche auf Synoden 
ruhende Hoffnungen zu Schanden gemacht, und ift Mancher, welcher 
1844 für Spnodalverfaffung fchwärmte, davon gründlich zuruͤckge⸗ 
fommen, fo Hält Referent noch dafür, daß eine Ergänzung und Stärfung. 
des Kirchenregimentd durch berathende Synoden zuläffig fei; in mie 
weit gefordert, ja unentbehrlich (Denkfchrift II, 28), und ob fie der 
Kirche 1848 geholfen hätte (C. II, 240), ift eine andere Stage. Es 
findet jedenfalls auch Hier Des Apoftels Wort feine rechte Stelle: Tœuro 
nev BEsorı, AAR’ od navra ovupsosı. Die Frage legt uns doch der 
Herr aufs Herz, ob bei der vorhandenen Lage der Dinge vollftändig 
ausgebildete Spynodalverfafiung unferer Kirche wirklich fromme? Wo 
wir deffen nicht gewiß find, da hüten wir uns doch ja vor einem 
Verſuche, welcher fich bitter rächen könnte. Jedenfalls ift große Vor⸗ 
fit und Geduld nöthig. Wahrer Glaube greift nicht nur, wo es 
gilt, beiyerzt zu, fondern er weiß auch zu warten, und lange Steine 
jufammenzutragen, ehe er an das. Aufrichten des Gebäudes geht. 

Es kann nicht beftritten werben, daß bie Kirchenverfaffung mit 
ihren fynodalen Glieverungen den öftlichen Provinzen in ihrem vor—⸗ 
herrſchend Iutherifchen Theile als etwas Fremdes entgegentritt; daß 
die Gemeinden, etwa bie in größeren Städten ausgenommen , welche 
aber darum noch nicht Die Firchlichften find, dafür noch fein Verſtaͤndniß 
und, forweit meine Erfahrung reicht, danach fein Verlangen haben; 
dag, wenn auch zugegeben wird, die beabfichtigte Repräfentativ- 
Berfaffung der Kirche ſei von der bürgerlichen ähnlichen Namens zu 
unterfcheiden, wie das die Gutachten lebenvig hervorheben, dennoch 
das Hinblicken auf Erfolge im bürgerlichen Leben hinfichtlich der Wirk⸗ 
Inmfeit von Repräfentativförpern auf dem Firchlichen Geblete fehr miß- 
trauifch mache, und daß, fo lange nicht die Gemeindeorganifation 
durchgeführt ift, und fich für die Kirche erfprießlich beiwiefen hat, von. 
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ſonodalen Einrichtungen abgeſehen werden muͤſſe. I Lebterem fuͤm⸗ 
men auch die verſchiedenen Gutachten überein. 

Referent hat in feiner früheren Gemeinde eine Organiſation nach 
den Grundzügen gehabt, Durch Gottes Gnade mit Hülfe des Gemeinde, 
Kirchenraths für das Außere und innere Leben der Gemeinde Manches 
erreicht, wozu er fonft wieleidht nicht, oder Doch ſchwerer gekommen 
wäre, hat aber in anderen Gemeinden feines Kreiſes ein irgend nam 
haftes Wirken der neuen Organifation nicht bemerkt. Ich ging fchon 
1850 Davon aus, neue Organifation der Gemeinden fei das Erſte 
und Nothwendige, fchon aus diefem Erflen werde fich erkennen laſſen, 
ob der Fortbau dem Heren gefalle. Wir müffen alfo auf Stand und 
Frucht der neuen Gemeindeorganifation merken. In den Crläute 
rungen der Grundzüge ift ©. 32 die Hoffnung ausgeſprochen, & 
würden die Ausnahmefälle, wo die alte Verfaffung zu laffen wär, 
nicht zahlreich fein. Diefe Hoffnung. hat getäuſcht. Es muß aufs 
fallen, daß die neue Gemeindeorganifation in der Provinz Brass 
denburg noch gar nicht, in Bommern erft in einzelnen Gemeinden, In 
Poſen faft in einem Drittel, in Schlefien in etwas mehe ald einem 
Drittel, in Sachfen in der Hälfte, in Preußen in drei Vierteln der Ge 
meinden eingeführt ift, und von 739 Faͤllen der Einführung nach 1851 
nur 18 erfolgt find (Denkſchrift S. 17). — Früchte fönnen nicht ges 
leugnet, follen vielmehr mit Dank gegen den Herrn anerfannt werben, 
wiewohl Gutachten A. UI, 28 mit Recht erflärt, die bisherigen Erfolge 
feien noch nicht entſcheidend, Gutachten A. V, 75. 76 frägt, ob au 
die gemeldeten Erfolge auf Rechnung der neuen Organifation zu ſetzen 
feien, und Denkfchrift ©. 17. 18 gefagt wird, das Inſtitut müfle ſich 
erft in die Sitte der Gemeinden eingelebt haben, dazu ſei der bis⸗ 
herige Zeitraum noch zu kurz. 

So viel fleht doch feſt, an ſynodale Ordnungen kann nicht 
füglich gebacht werben, fo lange nicht die Organifation der Gemeinden 
eine wenigftens faft allgemeine geworden ift, und fich als eine det 
Kirche eriprießliche gezeigt hat. Die Aufgabe des Kirchenregimente 
wird daher die fein, dahin zu wirken, fo weit der Here Freudigkeit 
giebt, daß dad Organiſationswerk der Gemeinden, ohne Bewiflend 
verlegung, vorfchreite. Zu. dieſem Zwecke bedarf es einer gründlichen 
Reviſton der Grundzüge, und weil nach meiner Anlicht das Gingehen 
auf die Gemeindeorganifation nach denſelben hauptfächli am ber, ja 
e8 berechtigten ober unberechtigten, Scheu vor dem vepräfentativen 
Synodalweſen gefcheitert ift, fo wird aus den Grundzügen zwar nicht 
Alles, was ſich auf Vertretung der Gemeinden bezieht, zu entfernen, 
aber doch die Hinweifung auf die Synodalverfaſſung zu vermeiden 
fein. Dadurch wird Ießtere nicht abgefchnitten, auch träfe diefes Ver⸗ 
fahren nicht der Vorwurf einer fraus pia, fondem es würbe eben 
im Namen bed Heren im Kleinen ein Anfang gemacht, und in Ders 
trauen und Geduld des Glaubens abgewartet, ob ber Herr ber Kicche 
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Weiteres darauf bauen heißen würde. — Nach folder Modification 
ber Grundzüge koͤnnte dad Kirchenregiment auch mehr auf Einführung 
der Gemeindeordnung dringen (Gutachten A. I, 15). Iſt in kirchlichen 
Dingen der Weg, freier Entfcheivung Raum zu lafien, dankenswerth, 
fo it doch eben ein Regieren nöthig, wenn ed in Geltaltungen 
etwad Ganzes werben fol. Gerade der Umftand, daß die Gemeinde- 
Ordnung fich fo ſporadiſch findet, lähmt auch größere Wirkſamkeit 
derſelben in ben einzelnen Gemeinden. | 

Nach diefer Erörterung über den Mittelpunkt unjerer Frage gehe 
ih, unter Zugrundelegung der Qutachten, auf die einzelnen Des 
denfen und Anträge rüdfichtlih der Grumbzüge über, und folge 
dabei mit der Denkfchrift, zwei Gutachten und dem Referat der von 
dem Gonfifterio zu Magdeburg inne gehaltenen Orbnung. 

Ad a. Das Wort „verpflichtet“ ift nicht angemefien, benn wie 
8.1 nicht von Aufrichtung eined neuen Bekenntnißſtandes die Rede 
fein kann, fo handelt es fi auch 8. 2 nicht um Auflegung neuer 
Pflichten der Gemeindegliever, fondern nur um Cinprägung der vors 
bandenen. Darum ift ed angemeflen, die Aenderung aufzunehmen: 
„die Gemeindeglieder find verpflichtet,” wofür ſich mit dem fchlefifchen 
Confiſtorio die Gutachten I und III entfcheiden, während bie Conſiſto⸗ 
rin zu Königsberg und Pofen mit Gutachten Il an dem Ausorud 
„verpflichtet“ nichts zu bemängeln finden. Es dürfte ber Erwägung 
werih fein, ob nicht das fonft Durch das fihleftiche Eonfiftortum (In⸗ 
fruction vom 22. Mai 1851) unbedenklich Befundene, nämlich bie 
Verſetzung der dritten Pflicht an die Stelle der erften, ferner bie 
Hinzufügung nach Gemeinbeanftalten „und ihrer Beamten,” und nach 
„Handreichung zu thun“ „unbefchadet ihrer Anfprüche an die Ver⸗ 
pühtungen dritter PBerfonen,“ zur Aufnahme in die Grundzüge felbft 
fih empfehlen möchte, fo daß der Paragraph lautete: 

„Die Gemeindeglieder find verpflichtet, fich Durch Theilnahme an 
Wort und Sacrament ald Glieder der Kirche zu befennen, chrift- 
lichen Wandels zu befleißigen, und durch Leiftung ber erforverlichen 
Beiträge zur Erhaltung der Firchlichen Anftalten und ihrer Beamten 
Handreichung zu thun, unbeichabet ihrer Anſpruͤche an die Ver⸗ 
pflichtungen dritter Berfonen.” 

So dürfte der Paragraph logiſcher, vollftämdiger gefaßt fein, und 
möglichen Bedenken entgegentreten. 

Ad b. Das „vaher” in 8. 3 will nur dad Magdeburger Eon: 
forium geſtrichen wifien, vie Gonfiftorien von Poſen und Breslau, 
letzteres unter Borausfegung der Aenderung in $. 2 erklären es für 
unverfänglich; das Conſiſtorium zu Königsberg hält ed für beſonders 
wichtig wegen der baran anzufnüpfenden Kirchenzucht. Gutachten II 
will es beibehalten fehen, Gutachten I und II halten es für noth« 
wendig, I nach ber Aenderung in $. 2, wegen der Motivirung ber 
Pflichten und wegen bes Raums für die Kirchenzucht, II nur aus 
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dem erſten Grunde. Referent meint, das Wort ſei beizubehalten, eben 
nur um den Cauſal⸗Nexus zwiſchen den Pflichten und Rechten zu 
bezeichnen, wobei die Aenderung „find verpflichtet” vorausgeſetzt wird. 

Gutachten II fügt ©. 234 und 235 zu $. A Bemerkungen bei, 
welche fonft nicht berührt find, aber Beachtung vervienen. Statt 
„bedingt“ fol nach allgemeinen Rechtégrundſätzen gefagt werden „bes 
gründet,” und es dürfte das feinem Bedenken unterliegen. — Außer⸗ 
dem wird die am Schluß des $. A für die Theilnahme an den Rechten 
der Gemeindeglieder .aufgeftellte Bedingung ber Anmeldung und Zu: 
gehörigfeitönachweifung bei der Firchlichen Gemeindebehoͤrde bemängelt, 
aus Gründen der Unausführbarkeit. Es fol der Anſpruch an bie 
kirchlichen Lehr⸗ und Heilmittel, weldyer ipso jure aus der Pfarr⸗ 
genoffenfchaft fließe, und dad Recht zu Firchlichen Abflimmungen und 
Beichlüffen, welches von einer Anmeldung und fpeciellen Beantragung 
abhängig zu machen fe, unterfchieden werden. Dies zugegeben, empfiehlt 
fih Die gegebene Faſſung des $. A, mit welcher .dvie Erweiterung von 
8.5 in Berbindung gebracht wird. — Etwas Erfprießliches für Die 
Prarid erwartet jedoch Referent aus dieſen Aenderungen nicht. Es 
wird eben bei der Unausführbarfeit bleiben, wenn $. A die Pflicht 
der Anmeldung auch neu audgefprocdhen wird, und felbſt die Orts⸗ 
gerichte angewiefen werden, den Neuanziehenden dieſe Bflicht einzu⸗ 
härfen. In dem Kreife des Referenten ift eine ähnliche Anweifung 
erfolgt; es Hilft aber doch wenig, und, foweit des Referenten Erfahrung 
reicht, wird der Zudrang, in die Lifte der fogenanten activen Gemeinde⸗ 
glieder aufgenommen zu werben, eben nicht groß fein. 

Ad c. Das Eonfiftorium zu Magdeburg will $. 5 die Stimm⸗ 
beredhtigung der Gemeindeglieder noch durch das Erforverniß Firchlicher 
und fittlicher Unbefcholtenheit begrenzt wiflen, während die Gonfifiorien 
von Königsberg und Poſen das von weiterer Entwidelumg abhängig 
fein laflen, das Confiftorium zu Breslau dagegen, unter Proteſtation 
gegen das Wahlprincip überhaupt, aus drei angeführten Gründen den 
Zufag nicht befürwortet. Gutachten I und IH halten ihn für entbehr- 
lich, Gutachten II, ©. 235 und 236, will ihn durch eine befondere 
Beflimmung in ber aufzunehmenden Wähler» Matrifel zur. Geltung 
bringen, danach auch den Satz $. 12, A näher beftimmen; die Aus« 
führung würde aber auf Schwierigfeiten floßen. Referent hält dafür, 
daß in den Grundzügen ein derartiger Zuſatz nicht zu.machen fei, es 
wäre denn ber nach den Worten „zu befinden“: „welche vorfommen- 
den Falled In ihren Mitgliedern auch felbft pflichtmäßigen Einwand 
zu erheben hat." Es Tann diefer Zufat aber auch dem Localftatut 
überlafien bleiben. In diefes wird eventuell auch aufzunehmen fein 
nah „Hausväter”: „welche zur Erhaltung ber firchlichen Gemeinde⸗ 
anftalten nach der Parochialobfervang Beiträge Ieiften, oder Hand⸗ 
reihung thun,“ da bie Rechte den Bflichten entſprechen müflen. 

Add. Daß in 8. 6 die Zahl der flimmfähigen Familien⸗ un 
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Hausvaͤter in den Mutter⸗ und Tochtergemeinden die Zahl der von 
beiden Seiten zu dem Gemeindekirchenrath zu ftellenden Mitglieder bes 
dinge, finden bie anderen Eonflftörien mit dem zu Magdeburg nicht 
bedenkllich, ebenſowenig die drei Gutachten; wenn jeboch Gutachten 111 
vorſchlaͤgt, für die Zukunft das Beduͤrfniß entfcheiden zu laſſen, fo 
macht der angeführte Grund es zur Pflicht, zu erwaͤgen, ob doch nicht 
fhon bei der Einführung des Gemeindeficchenrath6 das Beduͤrfniß vor⸗ 
walten ſollte? — WBielleicht erfcheint ed angemefien, in den Grund⸗ 
fügen nach dem Worte „Muttergemeinde” einzufchalten: „der Regel 
nah," oder „wo nicht das Berürfniß ein Anderes fordert;” ober mit 
Öutachten 11 vor „entfprechenden“ einzufchieben: „ungefähr"? 

Ad e. Vertretung der Gemeinde durch ihren Kirchenrath: 1. in 
Rehtdangelegenheiten, betreffend das Kirchliche Vermögen und die Ber 
hundlungen über das Patronat (8. 12, 3); 2. in ihrer Beziehung zur 
Schule (8. 12, 8); 3. auf der-Kreisfynode ($. 12, 10). Diefe wird 
bon dem Eonfiftorio zu Magdeburg beftritten. — Ad 1. Selbſtredend 
fann Berweifelung der Wahrnehmung ihrer vom Landesgefeh zuge 
Irochenen Rechte von Seiten der Gemeinde und der Ausübung ders 
ben durch Vertreter, alfo eventuell durch den dazu bevollmächtigten 
Öemeindeficchenrath nicht ftattfinden, wie die Gutachten übereinftim- 
mend ausiprechen. Die Frage ift, ob der Gemeindelircchenrath ein für 
allemal mit folcher Vertretung beauftragt werben folle? Wünfchens- 
wert) mag es fein, aber die Ausführung würde fcheitern an der Ab⸗ 
gmeigtheit dee Gemeinden, die Sache fo ganz aus der Hand zu geben. 
Referent zweifelt mit dem Confiftorio zu Breslau an dem Ueberflüffig- 
werden fpäterer außerorbentlicher Repräfentantenwahlen, und ift der An⸗ 
ht, daß eine einzige biffentivende Stimme in der Gemeinde die Ueber- 
ung folcher Vertretung ein für allemal an den Gemeindefirchenrath 
whtih unzuläffig machen könne. — Nun fann doch nur von Rechten 
die Rcbe fein, welche der Gemeinde zuftehen, alfo auch von der Verwal⸗ 
ng und Beauffichtigung des Kirchenvermögens nur da, wo bie Ges 
meinde Tehteres zu vertreten hat. Wo nun aber die Patrone dieſe 
Vrtretung haben, da ift ihmen nicht zu verargen, wenn fie gegen bie 
Irmaltıng und Beauffichtigung des Kiechenvermögens durch ven Ges 
nmeindelirchenrath ald Vertreter der Gemeinde Einfpruch erheben (Gut⸗ 
achten III, 243). Referent muß daher die Entfernung der . Worte: 
‚ie Beauffichtigung und Verwaltung des Fiechlichen Vermögens“ aus 
en Grundzügen befünvorten, und empfiehlt dafür die Worte: „Die 
Ditforge für gedeihlichen Zuftand des Kirchenvermögens,“ während 
ſonſt die Grundzüge in diefer Beziehung bleiben. 

Betreffend die Verhandlungen über das Batronat fprechen fich 
Öutachten I und II mit den Gonfiforien zu Magveburg und Breslau 
fir Streichung der bezüglichen Worte aus. — Gutachten II entwidelt 
.233 ausführlich, wie die Rechte der Batrone durch die Grundzüge 
Kine Berlegung erlitten, ja eine Ermeitermg empfingen, und will 
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daher in den Grundzügen eine Hinweiſung auf die Möglichkeit einer 
Wiederbeſeitigung der patronatiichen Bevormundung, rüdfichilih der 
Erweiterung der Rechte. Im Gegenfape dazu fordert Gutachten A. V 
in ausführlicher Entwidelung gerade deshalb Aufhebung oder gründ⸗ 
liche Umänderung der Grundzüge, weil in denſelben der Rechtöftend 
des Patronatd beeinträchtigt werde. Neferent muß fich aus den Gut⸗ 
achten I angeführten Gründen für die Streichung der bezüglichen Worte 
erklären, und fann der Gemeindeordnung nur dann das Prognoſticon 
allgemeinerer Einführung fielen, wenn $. 12, 3 eingefügt wir: 
„Die Verwaltung ded Kirchenvermögens verbleibt den vom Patronat 
ernannten Kicchenvorftehern und dem Pfarrer in der bisherigen Weile 
und unter ungefchmälertem Fortbeſtand des dem Patronat gefehlih 
zuftehenden Auffichtsrechte.” 

Ad 2. 8.12, 8. Gutachten 1 fpricht fih mit dem Confiſtorio 
zu Königsberg für die vom ſchleſiſchen Eonfiftorto vorgefchlagene Faf- 
fung aus: „Wahrnehmung der Rechte der Kirchengemeinde an ihren 
Schulen,” während die übrigen Gutachten darüber fchweigen. 

Ad 3. $. 12, 10. Die Beftimmung der Vertretung der Gemeinde 
auf der Kreisſynode wird von dem Eonfiftorio zu Königsberg und den 
Gutachten I. II und III für umentbehrlich gehalten. Die Eonfiftorien 
zu Magdeburg, Breslau und Pofen, Tebtered nur aus Vorficht, 
wollen viefe Beltimmung entfernt wiffen. Die Merfchiedenheit der 
Heußerungen iſt nach der Grundanficht über ſynodaliſche Ordnungen 
erflärlich. Referent muß fich aus den früher erörterten Gründen für 
die Etreichung entfcheiden. Die Zuziehung der Laien zu ben Kıeid 
fonoden in der Provinz Preußen erfcheint dadurch nicht abgefchnitten, 
wohl aber die Probe ermöglicht, ob die Entwidelung der Firchlichen 
Gemeindeordnung zu einer Synodalverfafiung, als einer ber Kirche 
entfprechenden, vathe. 


B. Specielle Anträge des Magdeburger Conſiſtorlkums. 


1. Aenderung des Wahlmodus. Das Conſiſtorium zu Mag 
deburg will neben dem in den Grundzügen vorgefchriebenen Weahlmodus 
in Gemeinden evangeliſch⸗ lutheriſcher Confeffion Bei neuer Einführung 
bes Gemeindekirchenraths und bei Ergänzungswahlen die Cooptation, 
mit einem votum negativum der Gemeinde, geflattet, das ſchleſiſche 
Conſiſtorium aber legtere hinfort geradezu an Stelle bes erfteren 
gefegt wiſſen. Während das Bofener Gonfiftorium in vorkommenden 
Fällen gleichfalls Schonung anräth, ift das Conſiſtorium zu Könige 
berg aller Eooptation, aus Rechts» und Nuͤtzlichkeitsgründen, ſchnur⸗ 
ſtracks entgegen, und die 3 Gutachten fchließen ſich ihm, mehr obet 
weniger warn, an. Gutachten 11 ift für ein Rebenanderwirken gan) 
freiee Wahlen und ver Gooptation, wie in der rheiniſch⸗ weſtphaͤliſchen 
Kirchenordnung, muß alſo doch bie Möglichkeit des Zufammengehend 
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eines zwiefachen Verfahrens, ohne Nechtöverlebung, anerkennen, hat 
jedoch nichts gegen die Verfchmelzung in den Grundzügen. Indeſſen 
behauptet Referent, auch das befchränfte Wahlverfahren nach ben 
Orundzuͤgen, fo weislich es vorgefchrieben ift, erfcheint nur als eine 
weitere Cooptation, und bürfte eben darum vielen, welche vor dem 
Mählen Feine Furcht Haben, nicht genügen; giebt aber dieſes Verfahren 
dem Gemeindelirchenrath Rechte, warum ſollte es nicht die vom Kirchen» 
Regiment genehmigte engere Cooptation mit dem berechtigten votum 
negativom thun Fönnen? Letzteres iſt doch Fein bloßes Scheinrecht, wie 
Gutachten II, S. 239 behauptet; es hat fchon manchem PBatronatsrecht 
ve Spige geboten, und bei Pfarrmahlen einen Pfarrer nach dem 
Kill der Gemeinde gebracht. Referent, Iutherifcher Confeſſion, iſt 
niöt der Meinung, daß ein Wahlverfahren nach den bisherigen Grund⸗ 
tim wider den Geiſt der Iutherifchen Kirche fei, (findet fich doch in 
vilm Gemeinden lutherifchen Bekenniniſſes bei Pfarrwahlen eine Ents 
fheitung Durch Stimmenabgeben der berechtigten Gemeindeglieder), kann 
aber nicht leugnen, daß er bei der Einführung des Gemeindelirchen⸗ 
8 in feiner früheren Parochie mit innerem Widerfiteben an den 
in den Grumdzügen vorgeichriebenen Wahlmodus gegangen iſt, und 
fh weiter dazu ſchwer entfchliegen wuͤrde. Kirchliches und Bolitifches 
müfen allerdings auseinander gehalten werben, aber es ift doch na⸗ 
urlih, daß bei Firchlichen Handlungen Formen, welche mit den Ber; 
ten in politifchen Dingen unverfennbare Hehnlichkeit haben, bei 
Beitlihen und Gemeinden Erinnerungen an traurige Erfcheinungen 
auf dem lezteren Gebiete wach rufen, welche dem kirchlichen Tafte 
biderfireben. Sch bin der Anficht, auch hier müfle an das Firchlich 
defehende nicht nur in fo weit angefmüpft werden, daß die Wahl 
vr Bemeinde durch den Borfchlag ded Kirchencolegiums und Patrons, 
des Semeindeficchenraths, befchränft wird, fondern alfo, daß die 
Vehl analog dem Berfahren bei den Bfarrwahlen erfolgt, wonach 
M mem Theile der Gemeinden, unter dem üblichen Borfchlage, die 
Bahl durch Stimmenabgebung der berechtigten Gemeindeglieder ſtatt⸗ 
ſinde in einem anderen nur mit Wahrung des votum negativam 
von Seiten der Gemeinde, nur daß den in den Grunvzügen bezeich⸗ 
rien Perſonen das Vorſchlagsrecht verbliche. 

‚Ad? Daß die in den Gemeindelirchenrath übergegangenen 
Kichenvorfteher in den von ihnen beibehaltenen Functionen ſich 
ut dem ganzen Gemeinvefirchenrath befprechen und fich des Einver- 
fändniſſes desſelben verſichern, wird von allen Seiten für wuͤnſchens⸗ 
Dat und zweckmaͤßig gehalten, doch mit Recht die Aufnahme einer 
Marligen Befimmung in die Grundzüge, zur Vermeidung neuer Bes 
denlen bei den Patronen, nicht befürwortet und nur eine bezügliche 
hinweiſung in neuen Localſtatuten vorgeſchlagen (Conſiſtorium zu 
konigsberg und Gutachten 1). Es duͤrfte aber, um neue Bedenken zu 
vermeiden, dieſe Hinweiſung auch im Localſtatut weislich zu formuliren 
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fein und darin ſchon eingefchloffen Liegen, daß im 8. 12, 3 dem Ge 
meinbeficchenrath „Die Mitforge für geveihlichen Zuſtand des Kirchen: 
vermögend“ zur Pflicht gemacht würde. 

Ad 3. Die Zahl der Mitglieder des Gemeindefirchenrathd 
fol nad $. 6 der Grundzüge mindeſtens vier fein. Das Eonfiftorium 
zu Magdeburg wünfcht einen Zufag, wonach auch unter dieſe Zahl 
hberabgegangen werden fünne; die übrigen Gonfiftorien und Gutachten I 
baben nichtd dagegen, wogegen Gutachten II und III auf dem „min 
deſtens vier” beftehen. In den Verhandlungen, weldye Referent ge 
leitet hat, wurde die Weglafiung des „mindeftens” zweckmaͤßig gefunden, 
da dies Wort auf Wahl einer möglichft großen Zahl hinzudeuten fchien; 
indefien, wenn die vom Patronat gewählten Kirchenvorſteher einge 
rechnet werden (Gutachten II), fo ift das „mindeftens vier" in der 
Ordnung. E86 dürfte fich, auch nach Gutachten I, der Borfchlag ded 
jchlefifchen Eonfiftoriums empfehlen, in die Grundzüge aufzunehmen: 
„Die Zahl der Mitglieder ded Gemeindekirchenraths wird, auf den 
Vorfchlag ded Patrons, ded Pfarrers und der Kirchennorfteher, dur 
das Eonftftorium nach dem jededmaligen Bebürfniffe beftimmt, und 
beträgt in der Regel mindeftend vier und höchftend zwölf.“ 

Ad A. Amtsdauer und Disciplin der Mitglieder des Ge 
meindekirchenrathss. Die Confiftorien zu Magdeburg, Bredlau und 
Poſen empfehlen Amtsdauer auf Lebenszeit. Dafür fpricht ſich auch 
Gutachten I aus; dagegen wollen Gutachten IT und III die Angabe einer 
beftimmten Zahl von Jahren, während das Eonfiftorium zu Königsberg 
bei $. 15 der Grundzüge ftehen bleibt. — Eine Disciplin, nöthigen 
Fans bis zur Entfernung aus dem Amte, welche das fchlefifche Con 
fiftorium für fehr bedenflih hält, erfcheint jedenfalls, nur in ange 
mefjener Weiſe, nöthig, zumal bei lebenslänglicher Amtsdauer. Gut⸗ 
achten Il hält fie zwar, namentlich unfreiwillige Entfernung aus dem 
Amte, ohne Aergerniß und ohne Anwendung der Kirchenzucht für un 
möglich; fie dürfte aber in der von dem Magdeburger Conſiſtorium 
vorgefchlagenen Weife nur unter Abfafjung des Spruchs durch dad 
Gonfiftorium ausführbar fein. In den Grundzügen würde 8. 12 nad 
Aufzählung. der Pflichten der Zufag genügen: „Ueber etwaige Ver 
legung diefer Pflichten und Entziehung viefes Ehrenamts fteht dem 
Eonfiftorio die Enticheidung zu.” \ 

Ad5. Der Punkt über chriftliche Helfer unterliegt eine 
befonderen Befprechung. Alle Gonfiftorien und Gutachten ſprechen ſich 
für biefelben aus, doch nicht ohne Hinweifung auf die Schwierigfel, 
geeignete Perfonen zu finden, und auf dad Rathſame, die Diakon 
alfo mit dem Gemeindeficchenrathe zu verbinden, daß derſelbe entweder 
felbft aus feinen Gliedern die Diafonen ftellt oder doch die frei ge 
fundenen in feine Leitung nimmt. Eimer Befimmung in den Grund 
jügen bedarf es nicht, wie auch Gutachten I hervorhebt,. da $. 12, 9 
in diefes Beziehung genügt. 
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Ad. 6. Verhältniß der Patrone zum Gemeindekirchenrath. 
Die Eonfiftorien zu Breslau, Poſen und Gutachten I ftimmen dem 
Confiftorio zu Magdeburg darin bei, daß in den Grundzügen der vom 
Batronat $. 12, 3 Handelnde Schlußſatz und die bevingte Faſſung 
8.14 „fo lange das Patronat befteht“, wegfallen, während das Con⸗ 
forium zu Königsberg das dem Localftatut überlaffen will; ferner 
darin, daß dem Patron bleibender Einfluß auf die Wahl der lieder 
deß Gemeindefirchenrath& gefichert werde, Gutachten I jeboch mit be⸗ 
achtenswerthen Einfchränfungen, endlich darin, daß der Patron an den 
Behandlungen über die externa theilnehme. Gutachten II und HI find 
dagegen. Soll jeboch die Gemeindeordnung allgemeineren Eingang 
Anden, fo wird eine derartige Anerfennung des wichtigen Patronatd» 
Infituts nicht zu erlaffen, und nicht allein im Localftatut, fondern in 
den Grundzuͤgen zu gewähren fein. 

AdT. Beflenntnißftand der Gemeinde. Sicherheit des⸗ 
felben ift wichtiger, ald alle Außerlichen Bildungen in der Kirche, das 
fare Ausfprechen desſelben unerläßliche Vorausſetzung jeder firchlichen 
Organifation. Darum ift nothwendiger Weife derfelbe in $. 1 ver 
Grundzüge obenan geftellt, wenn das auch Kampf hervorgerufen hat 
und thatfächlich deshalb in manchen Gemeinden, namentlih Stadts 
gemeinden, fchon an $. I die ganze neue Organifation gefcheitert iſt. 
Dem Wunfche des Confiftoriums zu Magdeburg, daß der wejentliche 
Inhalt des F. 1 in den Eingang einer von des Könige Majeftät zu 
lanstionivenden neuen Faſſung der Gemeindeordnung gefeßt werde, 
fimmt fein Gutachten bei, wie das Gutachten I fi dagegen des 
Weiteren ausfpricht. Die Oültigfeit des Bekenntniſſes wird durch $. 1 
niht von der Anerkennung der Einzelgemeinde abhängig gemacht, fon» 
dm es Liegt, wie Gutachten J und III hervorheben, in dem Paras 
Mayen nur deren neues Befennen zum Befenntniß ihrer Kirche, wie 
mis Referenten Kreife ein Pfarrer den Segen der Gemeindeorga- 
Nation hauptfächlich darin zu finden erflärte, daß er nun doch wifle, 
fine Gemeinde fei eine lutheriſche. 

Die Grundzüge find für die ganze Landeskirche beftimmt, konnten 
rum dem 8. 1 nicht füglich einen anderen Inhalt geben, doch ift es 
nöthig, daß hinter „Meformation” in Parentheſe geſetzt wird: Cinfonder- 
hit, — hier werden die zu Recht beftehenden Befenntniffe der betrefs 
mden in ver Landeskirche verbundenen Kirchen verfchiedener Eonfeffion 
genannt”). — Sedenfalld muß dann das Kocalftatut dieſe Sonder- 
befenntniffe nennen und nach dem Rathe des Confiftoriums zu Poſen 
de Gemeinde näher als evangelifch » Iutherifche 2c. bezeichnet werben. — 
Rüdfichtlich der gewünfchten Conformirung des $. 1 mit den dies⸗ 
hlligen Beftimmungen über Ordination und Gonfirmation fimmen 
die Corffiftorien von Breslau und Poſen bei, und es findet danach 
Öutachten I die Aufnahme aus dem Ordinationsformular: „unferer 
Aleinigen Glaubensnorm“ zuläffig. Es dürfte aber das Gonfiftorium 

6 





82 Grfte Sihung. 


zu Magdeburg wohl auch das Nennen ber einzelnen Bekenntnißſchriften 
dazu gerechnet haben. ‘Die Uebereinftimmung mit der Confirmation 
kann Referent nur dahin verftehen, daß legtere gemäß dem Im Local- 
ftatut bezeugten Befenntnißftande der Gemeinde verfaßt werde, was 
natürlich Rechtens ift. 

Ad 8. Das Confiftorum zu Magdeburg will die in 8. 15 ent 
haltene Hinweifung auf eine etwaige fünftige Durch Vertretung der Kirche 
begründete allgemeine Kirchenordnung befeitigt wifen. Die Confiftorien 
zu Breslau und Poſen flimmen bei, legtered in Hoffnung. Dagegen 
erbliden das Konfiftorium zu Königsberg und Gutachten I darin einen 
Lebenspunft. Gutachten II und Ill wollen $. 15 auch beibehalten wiffen. 
Nach der über den Grundgedanfen der Firchlichen Gemeindeordnung 
oben gegebenen Erörterung muß Referent fich für die Weglaffung aus 
fprechen, um fo mehr, als auch das Königsberger Confiftorium an eine 
allmälige Entwidelung und endlichen Schluß denkt, das Gutachten Ill 
ebenfalld von den Läuterungs- und Entwidelungsftufen redet, durd 
welche das große Werk gehen muͤſſe. Lodt die in 8. 15 geftellte Aus 
ficht die Einen, die erfte Stufe des Werks zu betreten, fo fchredt fie 
die Anderen ab. Die Weglaffung wird das Werk nicht Hindern, went 
fih der Herr zum Anfange befennt. ' 

Zu 8. 13 macht Gutachten II auf den Fall aufmerkfam, daß der 
Pfarrer fehle, und will eine Beftimmung über den in folchen Fällen 
den Vorfig Führenden. Während ed das ältefte nicht geiftliche Mit- 
glied vorfchlägt, erklärt fich Referent für den vom Superintendenten 
in folchen Ballen beftellten Pfarrvertreter. 

Der von Gutachten II zu $. 14 vorgefchlagene Zuſatz „gemeinfam' 
dürfte fich empfehlen. 

Wie fchwierig die ganze Angelegenheit zu erledigen ift, ergiebt ſich 
aus der in den Gutachten der Behörden und der Einzelnen gegebenen 
Antwort auf die Frage, ob eine wefentliche Modification der Grund: 
züge überhaupt indicirt, und der gegenwärtige Zeitpunkt für eine folde 
geeignet erfcheine? Während, wie fchon hervorgehoben worden ift, die 
Einen fih dahin ausfprechen, daß eine wefentlihe Modification ber 
Grundzüge gar nicht indieitt fei, die Anderen eine folcye für nöthig 
halten, waltet ein übereinftimmendes Bedenken vor, jetzt folche Modi 
firation zu vollziehen, weil neue Verwirrung und Abneigung gegen 
bie beabfichtigte Gemeindeordnung, auch Sinken ber Firchenregiment- 
lichen Autorität daraus zu befürchten ftehe. Daher der Rath, die 
Modificationen nur denjenigen Gemeinden, welche fie wünfchten, Im 
Wege der Verordnungen zu verftatten und fie den Localftatuten ein 
verleiben zu laſſen. Mit Grund zieht Gutachten I den anderen Weg 
vor, die Aenderungen und Ergänzungen, freilich nur die von ihm vor 
geichlagenen, mehr formellen, in eine neue Redaktion der Grundzüge 
aufzunehmen, ohne daß es dazu eines Allerhöchften Erlaſſes bebürfen 
wuͤrde; denn nur fo würden fie in ihrer wünfchenswerthen Geltung 
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ald allgemeine Regel wirffam fein. Das Hervortreten des Evang. 
Ober⸗Kirchenraths mit einer umfaffenden authentifchen Snterpretation 
der Grundzüge, unter gleichzeitiger Befriedigung billiger Wünjche, welches 
von dem Gonfiftorium zu PBofen empfohlen, von den Gutachten 1 und 
Ill ald angemeffen bezeichnet worden ift, mörhte wohl hier und da die 
gewünfchte Wirkung haben, würde aber im Ganzen faum reiche Frucht 
tragen. Referent hält dafür, es fei nur zwifchen dem Zwiefachen zu 
wählen, die Sache entweder fich felbft zu überlaffen, in welchem Falle 
fe fill flehen und zuruͤckgehen würde, jedoch nicht ohne die Frucht, 
daß in nicht wenigen Gemeinden ein Hülfsamt für ihr inneres Ges 
veihen begründet wäre, oder die Grundzüge in der angegebenen Weife 
m modifteiren, fie aber in folcher modificirten Geftalt zu publiciren, 
woſu die Genehmigung Seiner Majeftät erforderlich fein dürfte, und 
am des Herren weitere Winfe abzuwarten. Ob damit jetzt vorge- 
gangen werden müffe, hängt davon ab, ob überhaupt zur Enticheidung 
gedrängt werben foll? 

Es gilt auch in diefer Sache: Wo der Herr nicht das Haus 
bauet, da arbeiten umfonft die daran bauen. Ohne feinen Geift löſt 
ſih die Sprachverwirrung nicht, erhebt ſich fein Kirchenbau, welcher 
Stirmen trogt. Darum fei das bei der Arbeit an feiner Kirche unfer 
Gebet, daß Er als Werfmeifter und leite, weife und treibe, im Bau 
ihm nicht woreilige, aber muthige Handreihung zu thun, über ung 
außgieße feinen Geiſt, der unfere und Anderer Seelen zu feinem Tempel 
baut. Wir dürfen auf ihn hoffen, denn er ift, fraft feiner Gnaden⸗ 
vrheißung, bei feiner Gemeinde auf Erven, auch in ihrer armfeligen 
Sefalt und unter allen Wogen unferer Zeit. Der Fels, auf dem die 
Kirche ruht, fteht noch ficher; aber Felfenmänner thun Noth, Befenner 
m Glauben, feft und treu. Der Herr fann und will fie fchaffen, 
ud in und aus Gnaden; — fo wird die Kirche gebaut, innerlich 
un) äußerlich } — 

Demnächft eröffnete der Vorſitzende die freie Discuſſion, nachdem 
derſelbe bemerkt hatte, daB wegen Kürze der Zeit eine Mittheilung 
ter Referate an die Mitglieder der Verſammlung unausführbar, auch 
bi der erfolgten Mittheilung der Denkichriften und der erftatteten 
Sutachten nicht unumgänglich nöthig erfchienen fei. Wenn gleichwohl 
ht gegen ihm der Wunſch einer den Berathungen vorausgehenden 
Mitteilung der Meferate ausgeſprochen worden, fo wolle er gern in 
waͤgung ziehen, in wiefern demfelben für bie künftigen Berathungs- 
ggenflände noch entfprochen werden Fönne. 

Der Borfigende erfuchte diejenigen Mitgliever, welche das Wort 
iu nehmen beabfichtigten, fich zur Aufrechthaltung der Reihenfolge bei 
dm Serretariate zu melden und machte, zur Befreiung der Discuffion 
von allem Iwange, darauf aufmerffam, daß nicht in feiner Eigenfchaft 
als Borfigender des Ober» Kirchenraths ihm bie Zeitung dieſer Ver⸗ 

6* 


84 Erſte Sfhung. 


handlungen übertragen fei, weshalb auch Berichtigungen und Gegen⸗ 
bemerfungen, zu welchen die Reden Beranlafjung geben könnten, von 
Ihm Namens der oberften Firchenregimentlichen Behörde nicht erfolgen 
würden. 

Es erhielt das Wort zunächft der Eonfiftorialdireftor Nöldechen, 
welcher erfuchte, einige Worte der Erläuterung zu dem vielfach ange- 
fochtenen Bericht des Königl. Eonfiftorii zu Magdeburg fprechen zu 
dürfen, was er um fo unbefangener fönne, ba er bei defien Abfafjung 
und der vorangegangenen Berathung unbetheiligt ſei. Es fei vieler 
Bericht nicht in der Vorausſicht verfaßt, der öffentlichen Kritif übers 
geben zu werden; es würde berfelbe fonft bevacht geweſen fein, fich 
auch bei auszugswelfer Mittheilung gegen Mißverftänpnifle zu fichern 
und MWichtiged von Unwichtigem forgfältiger zu fondern. 

Mit Unrecht fei das Magdeburger Conftftorium in den. Berdacht 
gefommen, ein principieller Gegner der ganzen Inftitution zu fein. 
Dies fei mit nichten der Fall. Dagegen hätte es fchon der Umftand 
fügen follen, daß in der Provinz Sachfen die Kirchengemeindeordnung 
in nahezu eben fo viel Gemeinden eingeführt ift als in den übrigen 
öftlichen Provinzen zufaummen. Aber Angefichtd der Thatfache, daß die 
ganze Organifation feit 1851 volftändig in Stocken gerathen jei und 
nicht weiter wolle, und daß von vielen Seiten über Erlahmen des 
Intereſſes in den beftehenden Kirchenräthen geklagt werde, habe Das 
Magdeburger Eonfiftorium die. ernfte Pflicht gehabt, den Gründen 
diefer Erfcheinung nachzuforfchen und? — wo möglid — Abhülfen 
vorzuichlagen. 

Die Hemmungsgründe habe es in feiner Provinz darin gefunden: 
1) in der Abneigung derjenigen, welche den Gemeindebefenntnißftand, 
als die Grundlage des Firchlichen Gemeindeleben, in den Grundzügen 
nicht genügend gewahrt finden; 2) in der Abneigung derjenigen, welche 
darin die Spuren der Zeit ihrer Entftehung, welche die Ideen flaat- 
licher Repräfentation auf die Kirche übertragen wollen, noch nicht ge= 
nügend getilgt fehen; 3) in ber weitverbreiteten Abneigung gegen alles 
Wahlweſen; 4) in den Klagen der beftehenden Gemeindefirchenräthe 
über das rechtlich noch unbereitete Feld, das ihnen zur Arbeit übers 
wiefen worden, und 5) in dem Widerftand derjenigen Organe, die ſich 
durch die Gemeindeordnung verlegt finden, der Patrone. 

Allen diefen Gründen hat das Magdeburger Eonftftorium eine 
gewiffe Berechtigung zugeftehen müffen. | 

Es habe dasſelbe das der Gemeindeordnung inwohnende Princip 
der Repräfentation der Gemeinde durch den Gemeinvefirchenrath 
zum Gegenftand feiner Erörterungen gemacht und in dieſer Beziehung 
mißverftändliche Auffaffung und Angriff erfahren. Das Gutachten des 
Confiftoriums zu Königsberg fcheine nicht frei von collegiafiftifchen An⸗ 
fichten, das von Pofen habe zur Rechtfertigung des Begriffs ber 
Repräfentation mit Unrecht auf bie verbienftliche Vertretung des 
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Sünderd burch den Herrn Bezug genommen. Wenn: gefagt worden, 
daß die Gemeinde auch durch das geiftliche Amt und die chriftliche 
Obrigkeit vertreten werbe, fo fei das Magdeburger Eonfiftorium mit 
ſolchem Begriff der Vertretung ganz einverflanden. Wogegen aber Das 
Magdeburger Eonfiftorium fich erklären müffen, das fei Der Gedanfe 
einer Repräfentation der Gemeinde im Sinne conftitutionellee Ans 
(hauungen, der Gedanfe eines Aufbaues der Kirche von Unten in auf: 
feigendee Repräfentation, einer Leitung der Kirche nach dem Willen 
einer Majoritaͤt kirchlicher Urwaͤhler. Es vermiffe das Konfiftorium den | 
degriff des Amts an der Gemeinde im Gegenfab des bloßen 
Ormeindebevollmächtigten, des Amts, zu dem nur ein Charisma, nicht 
aber eine Majoritätswahl aus Gemeinden, die nicht im lebenbigen 
Glauben ſtaͤnden, legitimiren fünne. Wolle man die Aufrichtung biefes 
And eine Vertretung nennen, fo habe das Magbeburger Confiftorium 
mot dagegen. . 

Daß aber die Grundzüge der Gemeindeordnung noch Spuren 
der Gedanken ihrer Urſprungszeit an ſich tragen, das werde vorurtheils⸗ 
feie Anficht nicht leugnen, fei auch natürlich. 

Hiermit Hänge der Wahlmodus zufammen. In bürgerlichen Vers 
haltniffen habe ver Begriff einer Vertretung durch Ermwählte der Majo- 
tät einer Gemeinfchaft ihre Bedeutung. Es handle fich hier um 
weltliche Intereffen aus dem Rechtsgebiete. In fo weit folche auch bei 
Kirchengemeinden vorfommen, fei gegen den Wahlmodus nichts zu 
erinnern. Die Kirche mit ihren höheren Snterefien habe aber ihren 
Grund nicht in den Gemeinden, fondern in der ewigen Offenbarung, 
und jene Intereſſen feien unabhängig von dem zeitweiligen Thun und 
Volen der Menfchen. Handle es fich darum, nicht bloß Organe zu 
Ihaffen für das gemeinfame: Thun der Gemeinden, fondern die chrift- 
lihe debe thätig zu machen, das chriftliche Helferamt für Armen» und 
Stanfenpflege und eine heilfame Zucht aufzurichten, fo ftelle fich vie 
Arhliche Wählerfchaft als unzulänglich heraus. Dies würden die Vers 
ndlungen über Diakonie und Diafonat ergeben. Komme dazu in 
dr Provinz Sachfen eine entfchievene Abneigung gegen das Wählen 
md daß, nach feiner (des Redners) Anficht, das Helferamt nicht 
neben, fondern innerhalb des Kirchenraths aufzurichten fei, fo werde 
das Magdeburger Conftftorium gerechtfertigt fein, wenn es für die 
dufrichtung und Ergänzung des Gemeindekirchenraths größere Freiheit, 
und Befreiung vom Wahlmodus beantragt habe. Gemeindeverfaſſungs⸗ 
hohen dürften nicht generell, fondern müßten provinziell und hier mit 
derüchſichtigung der localen Verhaͤltniſſe behandelt werden. Berechtigt 
wären auch die Anſichten ‘derer, welche den rechtlichen Boden für eine 
tlolgreiche "Thätigfeit der Gemeindeficchenräthe noch nicht genügend 
bereitet fänden. Von ben reichen Attributionen des $. 12 der Grunds 
üge fei fehr wenig in die Gemeindefirchenräthe gelangt, namentlich 
Nat die Vermögensverwaltung ad 3, die Anerfennung ald Repräs 
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ſentanten der Gemeinde in rechtlichen Beziehungen, eben fo wenig ad 6 
und 7, die Mitwirfung bei Befegung des geiftlichen Amts und der 
Kicchendienerftellen, eben fo wenig die Vertretung zur Schule ad 8, 
die Leitung der Armenpflege ad 9, die Vertretung auf der Kreisſynode 
ad 10. Dieſe Angelegenheiten feien theild nicht vorhanden, theild in 
andern Händen, und daran erlahmen die Thätigfeit und das Intereſſe 
der Gemeindefirchenräthe. in tüchtiger Pfarrer koͤnne mit denjelben 
allerdingd noch allerlei wirfen, aber dazu bevürfe es nicht ihrer Qua⸗ 
lität als Gemeindefirchenräthe. Man habe dafür zu forgen, daß dieſen 
ftatt des illuforifchen der Grundzüge ein wirkliches Arbeitsfeld 
gegeben werde. Dazu werde hauptfächlich dienen, wenn man ven 
Miderftand der Patrone gegen das Inftitut befeitige. Das Patronat 
erfcheine nach den Grundzügen ald ein der Aufhebung Ueberwieſenes. 
Daran denfe Niemand mehr, trotz Art. 17 der Verfaſſungsurkunde. 
Der evangelifche Kirchenpatron, der fich zur Kirche halte, fei membrum 
praecipuum ber einzelnen Kirchengemeinde, in ber Negel nicht bloß 
Träger der wefentlichen Laften, fondern übe felbft nach dem Landrecht 
eine Art firchlicher Vormundfchaft und Voigtei. Es fei das Patronal 
in der Gemeinde etwas dem Schugrecht der enangelifchen Landesfuͤrſten 
Analoges. Es dürfe nun zwar der Gedanfe nicht alterirt werden, daß 
das geiftliche Amt der Mittelpunft der Gemeindelirchenräthe fei, abe 
es ericheine auch berechtigt, den evangelifchen Kirchenpatronen, welde 
fih zur Kirche und Sacrament halten ($. 8), einen Platz innerhalb 
des Gemeinderaths anzumeifen. Der chriftliche Adel. deutfcher Nation 
fei ed auch heut noch werth, an ihn zu appelliren zum Schutz und zur 
Pflege der Gemeinden. Durch ‘die glievlihe Einreihung der Patrone 
- in die Gemeindefirchenräthe werde man vielen Wiverftand befiegen und 
in vielen Fällen erreichen was die Grundzüge erftrebten, vertrauend 
volle Webertragung der Bermögensverwaltung an die Gemeindelirchen: 
räthe von Seiten der Patrone. An der Sorge für die Externa enl 
zünde fich der Sinn und die Liebe für die Interna. 

Der Redner faßte fchließlich feine Anfichten dahin zufammen: 

Er beantrage nicht eine neue Codification, aber eine gründliche 
Revifion und Erweiterung der Grundzüge durch eine von St. 
Majeftät zu fanctionirende Verordnung. Darin 1. Gewährung der 
Sreiheit der Gemeinden, nach provinziellen Berhältniffen und indivi⸗ 
duellem Bedürfniß die Verfaffung ihrer kirchlichen Gemeinderäthe Pres⸗ 
byterien) auch abweichend von den in den jetzigen Grundzuͤgen gege⸗ 
benen Normen durch beſondere Statute, welche der Genehmigung der 
Conſiſtorien unterliegen, aufzurichten, 2. in den zu errichtenden Local⸗ 
flatuten die Nothwendigfeit der Feftftellung des gefchichtlicyen Belennt⸗ 
nißftandes der einzelnen Gemeinden, 3. indbefondere die Geftattung, 
auch in Abweichung von den in den 88. 6 bis 11 der Grundzüge 
gegebenen Vorfchriften, Normen für die Einrichtung und Ergänzung 
der Kirchenräthe feftzuftellen, A. organifche Einweihung der evange⸗ 
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liſchen Kirchenpatrone, welche den kirchlichen Anforderungen des 8. 8 
der Grundzüge genügen, in den Gemeindekirchenrath, 5. Aufhebung 
des letzten Satzes ad 3 8. 12, des bedingten Paffus im $. 14, des 
Paſſus 10 $. 12 und des $. 15 der Grundzüge. 

Hierauf erhielt das Wort Herr General-Superintendent Dr. Hoff: 
mann, welcher ausführte: Ä 

Der Begriff der Repräfentation ſei fehr lebhaft in Erörterung 
gejogen, aber nicht gefagt, wo und wem gegenüber bie Repräfen- 
tation der Gemeinde bedenklich ſei; im flaatlichen Gebiete fei von Vers 
tretung des Volks der Regierung gegenüber die Rede. Eine folche 
Repräjentation finde auf Kirchengemeinden feine Anwendung, da Geiſt⸗ 
lihe und Gemeinden nicht blos Eoefftcienten, fondern Eoveriftenten feien, 
d.h. die Gemeinde gar nicht exiſtire al8 durch das Amt, und dieſes 
wicht anders als mit der Gemeinde. 

Daher wären die Kirchengemeinderäthe eben fo gut Erweiterung 
d3 Amts und Ihre Glieder Amtöträger, wie auf den altchriftlichen 
Spnoden die Lalen (Presbyter) eine Stimme der Gemeinde. Hier fei 
niht wie in der Verfaſſung des Staats abftrafte Repräfentation, 
wo jeder ein Ganzes. vertrete, das ex nicht überfehe, verftehe und fei, 
jondern wie in Acht flänvifcher Berfaffung, wo ein jeder vertrete, was 
er ſei. Darum habe der Begriff der Repräfentation feine Gefahren. 
Ins Beduͤrfniß der Thätigkeit der Gemeinden zeigten die freien Vereine, 
die das Amt der Kirche in Die Hand nähmen. Anhängfel aus der 
dit von 1850 G. B. die Hinweifung auf die Aufhebung des Bas 
onated) müßten aus den rundzügen wegfallen. Das Patronat 
mife nach Umftänden, aber nicht unbedingt herbeigegogen wers 
dem, wie in Preußen. An und für fich fei vasfelbe eine untergeorbnete, 
Sitution und gehöre nicht zu den conftituirenden Mächten der Kirche, 
dire alfo auch die Durchführung einer heilfamen Inftitution durch 
nen Widerſpruch nicht aufhalten. Wahlen wären weniger auf dem 
Lande als in den Städten bevenflih. Die Denomination durch den 
Superintendenten mit Beirat des Pfarrerd und mit einem votum 
egativum der Gemeinde Fönne für die Beftellung der Gemeindes 
lirchenraͤthe genügen. Daß die rechten Leute nicht uͤberall zu finden 
waͤren, fei Fein Grund gegen die Inſtitution, da dieſe nichts verderbe, 
Nöchftens unwirkſam fei, wo die rechten Perfonen fehlten. Dagegen 
fi viel Segen, wo biefe fich fänden. Die Grundzüge, nachdem fie 
revidirt und angemefien geändert, müßten aber alsdann aus dem Sta⸗ 
dium der freiwilligen Annahme heraus und allgemein durch eine Ver- 
Ordnung vorgefchrieben werden. 

Der Superintendent König febt aus einander: Der Befür- 
Wertung des Vertretungsprincips liege nichts Collegialiftifched zum 
Orunde. Die weftlichen Provinzen des Staats, welche dieſes Princip 
hätten, wären gleichwohl gegen eine collegialiftifche Auffaffung der 
Fre, Die Kirche beftehe nicht mit Atomen, welche ſich Verfaſſung 
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und Eultus nach Belieben zu fchaffen vermögten. Sie ſei der Leib des 
Heren, die Verfammlung der Gläubigen, worin nur die Recht haben, 
die im Glauben fiehen. Für die Vertretung ſpreche eine alte Erfah: 
rung. Presbyterien und Synoden hätten die evangelifchen Gemeinden 
mitten unter Katholifen bewahrt. Die Kirchenordnung der weftlichen 
Provinzen vom Jahre 1835 habe ein neues chriftliches und Firchliches 
Leben in den Gemeinden gefchaffen und in dem Jahre 1848 hätten 
die deſtructiven Tendenzen in den weftphälifchen und xheinifchen Sys 
noden vielleicht den erften und _entfchiedenften Widerfpruch gefunden. 
Beide Hätten fich für die Grundlage der Befenntniffe der ewangelifchen 
Kicche, beide für die Vereinigung des Iandesherrlichen Kirchenregiments 
mit der Staatsoberhoheit erflärt. 

Die Weftprovinzen wünfchen den öftlichen Gemeinden den Segen 
folher Berfaffung. Die Schwierigkeiten der Einführung wären bier 
nicht größer als fie dort gewefen, da auch dort nur in Mark, Zülid, 
@leve und Berg fich eine predbyterialifche und ſynodaliſche Verfafſung 
vorgefunden habe. Die Gemeinden hätten fich aber in die ihnen ge 
währte Verfaſſung eingelebt und fie fei ihnen lieb und theuer gewor- 
den. Er beantrage, daß die Grundzüge, revidirt und neu codificirt, 
alddann mit verbindlicher Kraft für alle Gemeinden, publicirt würden, 
und daß für Kreisfynoden und weitere Vertretung Raum gewährt 
werde. Auch müſſe dem Provinziell- Kigenthümlichen Anerfennung ge 
währt und Diefes mit dem Gemeinſam⸗Gültigen vereint werben. 

Nach diefen Vortrag fehloß der Vorfigende die heutige Sigung 
um 37, Uhr und lud die Verfammlung zur Fortfegung der Die 
euffion auf den Sten Vormittags 10 Uhr ein. 


a. u 5 


v. Mechtrig. Noeldehen. Stiller. Thielen. König. 


Zweite Sitzung. 


— 


Berlin, den 5. November 1856. 


Nachdem General⸗Superintendent Dr. Möller bie Sitzung mit Gebet 
eröffnet hatte, verlad Confiftorial» Director Nöldechen das Protofoll 
der erfien Sitzung bis zu der an die Referate ſich anfchließenden 
Debatte, indem er nur noch feine eigenen vorgetragenen Bemerkungen 
mit aufnahm, die eine Erläuterung des von dem Königl. Conſiſtorium 
m Magdeburg an den Evang. Ober» Kirchenrath erfiatteten Gutachtens 
über den in Frage ftehenden Gegenftand, refp. eine Berichtigung ber 
über diefed Gutachten von verfchievdenen Seiten gemachten Urtheile bes 
abſichtigten. Das über die Debatte in der erften Sitzung aufgenom⸗ 
mene Protokoll wird derfelbe in der dritten Sigung vortragen. 
Gegen die Faſſung des Protofols fand fich nichts zu erinnern. 
Der Bräfident bemerkte demnächſt, daß in Zufunft die Mel- 
dung zum Wort erfi nach eröffneter Discuffion erfolgen bürfe und 
theilte fodann mit, daß der zum Stellvertreter des erfranften Ober 
yraſſdenten v. Kleiſt⸗Retzow ernannte Vicepräfivent der Königlichen 
Regierung zu Coblenz Schede angezeigt habe, daß er durch feine 
Geihäfte verhindert fei in der Conferenz zu erfcheinen. Des Königs 
Majeftät ift darüber allerunterthänigft Bericht erftattet und Allerhöchft- 
defien weiterer Befehl Hinfichtlich diefer Stellivertretung erbeten worben. 
Der Bräfident erklärte e8 für nothiwenbig, die Discuffion in beftimmte 
Bahnen zu weifen, um ben Erfolg derfelben um fo ficherer zu ftellen; 
es fomme nämlich nicht fo ſehr Darauf an einzelne Specialitäten vorab 
ur Abſtimmung zu bringen, fondern vielmehr die Grundprincipien der 
in Rede ſtehenden Frage, aus denen fich die Einzelbeftimmungen dann 
von felbft ergeben würden. Als den erften Gegenftand der Discuffion 
begeichnete der Präfident: Sol an dem Erforderniffe einer Firchlichen 
Drganifation der Gemeinden im Principe feftgehalten und ſodann das 
m diefem Zwecke Erforderliche im Verordnungswege erlafien werden? 
Der Wirfl. Geh. Regierungsrath Graf v. Boß-Buch eröffnet 
tarauf die Debatte und fpricht fich dafür aus, daß, obwohl alle Ver⸗ 
anlafung vorhanden ſei, dad Danfenswerthe in den Grundzügen laut 
anzuerkennen, fo koͤnne Doch das bringende Bebürfniß der Reviſion 
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derfelben nicht verfannt werden, denn fie tragen unverfennbar Den 
Stempel der Zeit ihres Entftehens an fih und find darum unferer 
Zeit und ihren Zufländen und Anforderungen nicht mehr adäquat; 
fie gehen von der irrigen Vorausfegung aus, daß die Gemeinden bes 
reits chriftliche find, ein Prädikat, Dad nur der apoftolifchen Gemeinde 
gebührt; gegenwärtig find Ddiefelben vielmehr in der Maffe ihrer Glie⸗ 
der dem Unglauben verfallen, wozu bie Briefe über das proteftantifche 
Kirchenrecht von Bretfchneider einen eclatanten Beleg liefern; ferner 
ift der Begriff einer Repräfentation oder Stellvertretung, den die Grund- 
züge auf den Gemeinderat übertragen, nicht zuläffig und.widerftreitet 
der Firchlichen und chriftlichen Stellung der Gemeinde. Die Glieder 
des Gemeinderathes find Feine Mandatare der Gemeinde und fönnen 
e8 nicht fein, weil fie nicht fähig und gefchiekt find die Intereſſen der⸗ 
felben zu verftehen und zu vertreten. ine Zufammenfaflung der aus 
einzelnen Gemeinden, Mutter» und Tochtergemeinden, beftehenden Pa⸗ 
rochie durch einen gemeinfamen Gemeinderath ift nicht möglich, Denn 
die einzelnen Theile diefer Parochie find fo verfchiedenartig in ihrer 
Bermögenslage und in allen ihren Verhältnifen und Zuftänden, Daß 
ein einheitliche8 Collegium, das fie alle vertritt, gar nidht gedacht 
werben fann. Hieraus ergiebt fih, daß die Grundzuͤge in ihrer ges 
genwärtigen Faſſung ganz unausführbar find. Außerdem ftehen 
diefelben mit dem noch geltenden Märkifchen Kirchenrecht in. virectem 
Widerſpruch, denn Diefed geht von einem directen Gegenſatz zwiſchen 
Kirche und Gemeinde aus. 

Im Einverftändnife mit dem General-Superintendenten Dr. 9 o ff- 
mann glaubt Redner darauf beftehen zu müflen, daß die Glieder 
des Gemeinderathed von Oben her ernannt und nicht von Unten Her 
gewählt werden, daß fie ferner nicht Mandatare der Gemeinde, ſon⸗ 
dern firchliche Beamte fein müflen. Die 88. 159 u. 647 des Allgem. 
Landrechtd im Theil U, Tit. 11 Haben feine Geltung in der Marf nach 
den hier beſtehenden Provinzialrechten, daher ift die Zuzlefung Der 
Gemeinden bei der Wahl des Gemeinderathed nicht zuläffig. Sollte 
Letzteres dennoch gefchehen, fo iſt zuvor die Abfchaffung dieſes Gefeges 
auf georbnetem Wege notbwendig. Aus diefen Gründen muß Redner 
auch darauf beftehen, daß die Annahme der Grundzüge der Gemeinde— 
ordnung nur ein Akt der Freiwilligkeit bleiben könne und daß Patron, 
Pfarrer und Kirchenvorſteher das Recht behalten muͤſſen, diefelben auch 
abzulehnen. 

Hofprediger Dr. Krummacher ift der Anſicht, daß die Orga. 
nifation der Gemeinden ein bringendes Bebürfniß der Kirche fel, woraus! 
bee Here in unferer Zeit mit allem Ernſte hinwelfe und daß Daheı 
das Kirchenregiment mit unausweichlicher Nothwendigfeit darauf Hin: 
gewieſen fei, viefelbe herbeizuführen. Dem Gutachten des Königlichen 
Eonfifloriums zu Magveburg fei werer in den Gutachten, noch in Der 
"Referaten Gerechtigkeit gefchegen, vielmehr Fönne er demſelben fein« 
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Zuſtimmung in manchen Punkten nicht verſagen. Die gegen die 
Grundzüge gemachten Einwendungen find theils ſolche, die auf Miß- 
verftändniffen beruhen und fich nicht unſchwer befeitigen laſſen, theils 
folche, die allerdings eine gründliche Beachtung verdienen. Zu den 
lebteren gehört das Bedenken des Königlichen Conſiſtoriums zu Mag» 
deburg, daß die eingemifchten, fcharf ausgeprägten Confeſſ.⸗ Gemein⸗ 
den in $. 1 der Grundzüge die Sicherung ihres Bekennmißſtandes ver⸗ 
miffen, es bebürfe daher einer weiteren Beſtimmung in diefem Para⸗ 
graphen, der denfelben über allen Zweifel erhebe. “Der Ausdruck „ver: 
zeichnet” erinnere an eine bloße Inventariſation, dafür empfehle fich 
der Ausprud „bezeugt,” der fich für eine heilige Urkunde gezieme. 
Specififche Eonfeff. » Gemeinden. müffen auf ihr Begehren das Recht 
erhalten, die einzelnen Befenntnißfchriften in den zu entwerfenden 
Soralfaturten aufzuführen. 

Das Königl. Conſiſtorium fei ferner in feinem vollen Rechte und 
befunde damit ein Verſtändniß der Zelt, wenn dasſelbe den repräfen- 
tativen Charafter der Gemeinderäthe ablehne. Lebtere fönnen nur 
Werkzeuge zum Dienft in der Gemeinde fein. Unſere Zeit bränge 
überhaupt nach Autofratie auf allen Gebieten des Lebens, belehrt durch 
die Borgänge in den flaatlichen Kreifen der Gegenwart, und die Uebel⸗ 
fände und Webergriffe, welche mit der Gemeindevertretung verbunden 
find, laften fchwer auf manchen Pfarrern innerhalb der predbyteria- 
len Kreife der Kirche. Es muß daher ein Ausprud gefunden wer- 
den, der den Gemeinderäthen eine Stellung anmeift, in der fie zwar 
in Gemeinfchaft mit dem geiftlichen Amte, aber unter deſſen Leitung 
das Befte der Gemeinde fördern koͤnnen. 

Das Königl. Confiftorium zu Magdeburg fieht ferner in ber 
Organiſation der Gemeinde eine Gefaͤhrdung der Patronatsrechte 
und hält Dies für ein Unglück, dem Redner nur beiftimmen Fann. 
Der Privatpatron, zumal wenn er ein Erbherr ift, bildet mit feinen 
Untergebenen einen Organismus, der eine Vorſtufe für den Thron, und 
für die Mohlfahrt des Landes von großer Wichtigkeit ift, und eine 
Bildungsfchule patriotifcher und gottesfürchtigee Gefinnung barftellt. 
Diefer Organismud darf nicht zerriffen, nicht gefchwächt werden, vers 
langt vielmehr zarte Schonung. Derfelbe würde aber den Todesftoß 
erhalten, wenn der Patron, der Herr feiner Untergebenen, von ber 
Theilnahme und Ihätigkeit am MWichtigften, von der Verwaltung und 
Pflege der Kirche ausgefchlofien und nicht in den Gemeinderat gewählt 
werde. Die Privatpatrone ſeien vielmehr geborene Kirchenältefte ebenfo- 
gut, wie es einen geborenen Ober »Bijchof der Kirche gebe; mithin 
müßten fie au ein volles Stimmrecht in allen Dingen, in internis 
fowohl, als in externis haben, und müffe ihnen ein veto zugeftanden 
werden, über deſſen Aufrechthaltung dem Kirchenregiment die Ents 
iheivung gebühre, dem einzig und allein auch die Disciplin über Die- 
jelben zuſtehe. Nur auf diefe Weiſe koͤnne es überhaupt gelingen bie 
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Drganifation der Gemeinden durchzufuͤhren, nur fo werde fle Segen 
A Auch hier gelte die apoſtoliſche Mahnung: Schicket euch in 
die Zeit 

Derſelbe fuhr fort: In der apoſtoliſchen und der ſich daran an⸗ 
fchließenden Zeit Hat die Gemeinde die in ihr vorhandenen Aemte 
durch Wahl beſetzt. Einzelne dazu geeignete Perfönlichfeiten find überall 
vorhanden und müffen in den Dienft der Gemeinde gezogen werden; 
außerdem ift die Organifation felbft eine Bildungsfchule, und die Br 
theiligung an Firchlicher Thaͤtigkeit macht Firchlich und erweckt den Eifer 
für den Dienft in der Kirche. Die apoftolifche Zeit ift auch darin ein 
Vorbild, wie ein Ideal. Die Apoftel gründeten die Kirche; fobald bie 
gläubige Gemeinde da ift, betheiligt fich dieſelbe auch an den wid 
tigften Dingen und die dazu verorbneten Glieder lehren und taufen. 
Die apoftolifchen Gemeinden wurden fofort organiftirt und erhielten 
Presbyter, Diafonen und Diafonifien. 

Der Schlußantrag des Redners geht ſodann dahin: Die Grund 
züge der Gemeindeordnung bebürfen nach allen Seiten der Revifion; 
ift diefe aber erfolgt, fo müffen viefelben durch das Kiechenregiment 
zwangsweiſe eingeführt werben, vorbehaltlich der für Gemeinden wie 
Provinzen erforderlichen Modificationen. 

Superintendent Dr. Sander. Die VBerfammlung ift nicht in ber 
Lage über Ideale zu verhandeln, die in der Luft ſchweben, fondern bie 
Snftitutionen, mit denen die Conferenz fich befchäftigt, find bereits in 
einzelnen Kreifen durchgeführt geweſen, bevor die Grundzüge erfchienen. 
Die Provinzialficche in Preußen erfreut fich derſelben ſchon feit 1568 
und in der damals erlaffenen Kicchenordnung war den Kicchenvorftehern 
bereits die Aufficht uͤber die Geiftlichen und ihre Lehre befohlen. In 
der Reformationgzeit ftoßen wir überall! auf die Anfäge zu Gemeinde 
ordnungen, namentlich in den größeren Stäbten, wenn es aud noch 
nicht vecht zu einer ſynodalen Durch» und Weiterbildung gefommen iſt. 
Jene Anſätze find wieder dahingeſchwunden, weil das chriftliche Leben 
darniederfant. Mit dem Abfal vom Glauben geht der Verfall der 
Organifation Hand in Hand. Auch in Wittenberg iſt früher die Ge 
meinde organifirt gewefen. Die Gemeinden haben fich im Allgemeinen 
zu paſſiv in dieſem wichtigen Stüde verhalten, was namentlich von 
den Gemeinden der öftlihen Provinzen gilt. Das Urtheil, das Han 
deln des Kirchenrathes ift aber von folcher Bedeutung, von ſolchem 
Segen für die Gemeinde, daß wir nur mit Befchämung daran denfen 
fönnen, daß bie MWieverbelebung diefer Organifation der Gemeinden 
nicht ſchon früher verfucht und .durchgeführt worden ift, zumal das 
apoftolifche Vorbild dringend dazu auffordern mußte Cs if nidt 
wohlgethan, fich jest an den Begriff der Nepräfentation und Stel 
vertretung der Gemeinberäthe anzuflammern und Darüber zu vergeſſen, 
daß fie Organe zur Offenbarung des göttlichen Geiftes fein follen, 
der dieſer Gefäße bedarf. . 


Verhandl. über bie Reviſton der Firchl. Gem. sD. 93 


Die Gemeinden trifft vor allem der Tadel, daß dieſe Inftitution 
erlofchen if, aber die Gemeinden waren dem Tode verfallen und mit 
ihnen ihre Organifation. | 

Das Hauptbevenfen nüpft fi an den Begriff der Vertretung, 
und kann es allerdings nicht gebilligt werden, wenn die Berechtigung 
diefer Stellung der Gemeinderäthe darin gefucht wird, daß der Herr 
tie Gemeinde ebenfalls vertrete, denn mit ihm, in dem die Fülle der 
Gottheit wohnte, läßt Feine menfchliche Repräfentation fich vergleichen; 
aber Mofed war der Vertreter, der Mandatar Iſraels, und Paulus 
und Silas waren Mandatare der Gemeinde zu Antiochlen in Jeru⸗ 
lem. Die Idee der Vertretung ift auch eine völlig fchriftmäßige, 
und die von den politifchen Vorbildern entlehnte Verbächtigung der⸗ 
ſebben fo ung nicht erfchredfen, denn wir flehen auf dem feften Boden 
der teſormatoriſchen Befenntniffe, und hat doch felbft ein Melanchthon 
ich niht gefcheut, aus der heidnifchen Staatsverfaffung Analogieen 
fir die peiftliche Kirche zu entlehnen. Der Herr hat den Seinen alle 
ilhe Herrlichkeit zum Erbe gegeben! 

Wir find von dem politifchen Gebiete gefchieven, denn wir meffen 
mit geiftlichem Maaße. Hauptfache aber ift und bleibt: Man tarire 
die ficchliche Dualification der Wähler und Gewählten. Die Einwen- 
dungen gegen bie Vertretung entfpringen größtentheils aus dem über- 
hannten Amtsbegriffe, aber zum Leibe Chrifti gehören alle lieder der 
Gemeinde und nicht bloß Die Paftoren. Der Nothftand, in dem wir und 
"ht befinden, hat Fein Necht immer zu beftehen. Das Jahr 1848, 
auf dad man fich fo gern zur Verbächtigung der vorliegenden Grund- 
ge beieht, war zwar ein Jahr der Schmach, aber auch ein Jahr 
deg Heils, wie alle Jahre feit der gnadenreichen Geburt des Herrn, 
fm prägt die Zeit der Entftehung der Grundzüge denfelben feinen 
ienſel der Schande auf. Der Herr gebraucht gerade die Noth der 
dit zu feinen heiligen Zweden, zum Ausbau feines Reiches, wie das 
Sevortreten ber inneren Miffton bezeugt. Der innere wie äußere Ab- 
hl datiert fchon vor 1848. Das fol uns um fo mehr an unfere 
Miht erinnern und es uns vergegemwärtigen, daß der Herr damals 
Öriht über feine Kirche hielt. Das Kirchenregiment fragte darum 
at: „Was follen wir thun?“ Darum — die Zeit giebt Feinen 
gkel. | 


Viele Bunctionen, welche die Kirche aufgegeben hat unb doch 
Nmmer entbehren kann, fönnen gar nicht verwaltet werben, wenn der 
Baftor allein in der Gemeinde fteht, 5. B. die Mebung der Kirchenzucht 
Ni unmöglich, denn zu jedem Nichterfpruch gehört ein Collegium. Das 
Ötlferamt {ft nothwendig. Das find göttliche Gedanken und wir flehen 
bei auf göttlicher Autorität. | 

Der Tert unferes Feſtgottesdienſtes Act. 15, 6 weift uns hin auf 
infere Pflicht. Steht aber das ftaatliche Recht, ftehen die provinzielen 
Örfehe einer ſolchen Organifation entgegen, fo muß das menichliche 
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Recht vor dem göttlichen weichen; in der Provinz Brandenburg muß 
das märfifche Recht vor dem Rechtöcoder der Bibel zurüdtreten, wenn 
dasfelbe dem göttlichen Nechte widerfpricht. Matth. 18. 1 Eor. 6. 

Endlich drängt fih die Frage auf: Sol die allgemeine Ein- 
führung der Gemeindeorvnung geboten werden? Es würde bevenflic 
fein, wenn alle Gemeinden ohne Ausnahme gezwungen werben follten, 
an einem beflimmten Datum diefe Ordnung zu der ihrigen zu machen. 
Wir follen auch hierbei die Vorfchrift ded Herm und fein Verfahren 
beachten. Die Gemeinden liegen größtentheild im Schlafe, daher würden 
einem folchen Befehle Bedenfen entgegenftehen. Einige fagen zwar, 
wenn die Aemter einmal da find, fo werben auch ihre erftorbenen 
Träger kirchlich; aber wenn leßtere nicht zur Thaͤtigkeit gelangen, ſo 
fterben fie wieder ab. PBrovinzialftatuten find weſentlich nothwendig. 
Darum ift eine, alle Gemeinden und Provinzen zufammenfaflend, 
gleichartige Generalverordnung bevenflich und die vorhandenen Schwie 
rigfeiten werden durch Diefelbe nur vermehrt. Daher iberlaffe man die 
Annahme und den Termin der Einführung der Wahl der‘ Gemeinde 
und fuche nur durch ernfte, aufrichtige Belehrung, durch Vermahnung 
und Verftändigung bei Kirchenvifitationen auf die Angftlichen und wider 
ftrebenden Gemeinden einzuwirfen. Wenn aber auch nur in 10 Or 
meinden einer Provinz diefe Organifation durchgeführt wird und Leben 
erzeugt, fo ift Died wichtig und fegensreich genug. Man lafle daher 
den Gemeinden, den Predigern und den Patronen Zeit und fie werden 
endlich von felber fommen und das erbitten, was fie lange verſchmaͤht 
haben. Die Bedenken laſſen fich nicht mit einem Schlage wegdemonftriren, 
daher. feine Generalverordnung. | 

Profeffor Dr. Jacobſon fpricht fich dafür aus, daß er meht 
den Confenfus als den Diffenfus liebe und fich daher freuen würde, 
wenn jenem in der hohen VBerfammlung ein allgemeiner Ausdruck zu 
Theil würde. Wir Alle wollen, daß die Gemeinde zu einer befferen 
Organifation fomme, auch feheine die Behandlung diefer Angelegenheit 
troß der Verfchievenheit der Provinzen allgemeinen Anklang zu finden. 
Das Nächfte würde fein, das noch lebensfähige Gute, mas die ver 
ſchiedenen Landestheile früher befaßen, was aber im Laufe der Zeit 
* Uebung gekommen iſt, wieder zur Geltung zu bringen und weiter 
zu führen. 

Der erſte Correferent hat für die Provinz Preußen auf bie lehle 
Kirchenorbnung, die fogenannte Bifhofswahl von 1568, hingewieſen 
und auf deren Schäbe aufmerkfam gemacht. Diefe Kirchenordnung 
enthält jedoch nicht mehr Alles, was wir als Erzeugniß der Jugend‘ 
fraft der evangelifchen Reformation in den älteften Tirchlichen Erlaſſen 
von 1525, 1540 und 1543 vorfinden. Den Satz, daß die Mir 
wirfung der Gemeinde, die eines Ausfchuffes derfelben, der Kirchen⸗ 
väter oder Aelteften, bei der Uebung der Disciplin erfolgen fol, daß 
den Aelteſten obliegt, dafuͤr zu ſorgen, daß die einzelnen Familien am 
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Osttesbienfte Theil nehmen, daß dieſe Vorſteher mit dem Pfarrer die 
Einrichtung wörhentlicher Katechifationen beforgen u. dgl. m., finden 
bie in der Bifchofswahl nicht. Eine ähnliche Abfchwächung ver 
Lirchenordnungen, mehr noch des Firchlichen Lebens felbit, ift auch in 
den übrigen Provinzen nachweisbar. Da bei den Reformirten, wo 
preößpterial = ſynodale Ordnungen vorhanden waren, unbeftritten viel 
mehr Regſamkeit fortwährend fich vorfand, fo will fih Redner auf die 
Vetrachtung der ‚Iutherifchen Kirche befchränfen. — In Sachſen ents 
halten die Ordnungen noch bi8 um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
defimmungen, nach welchen die Thätigfeit der Gemeinden in Anfpruch 
genommen wurde. Es ift die im evangelifchen Geiſte fortgebildete 
Jufitution der fogenannten Laienſynoden, auf welche 3. B. Erasmus 
Sareerius ausdrüdlich in der zunächft für Die Graf» und Herrs 
Nat Mansfeld 1554 ausgearbeiteten „Form und Weife einer Bi- 
Mtation! Bezug nimmt, nach welcher in jeder Gemeinde ein Ausfchuß 
aus den Sendfchöffen (scabini synodales) und anderen gotteöfürchtigen 
Nine zur Handhabung kirchlicher Disciplin gebildet werben fol. 
Lie ſaͤchſiſche Kirchenorbnung von 1580 fennt diefe Einrichtung nicht 
mehr, denn fie beftimmt in den Generalartifeln vom rechten chriftlichen 
dann: Es follen die Unbußfertigen vor die Kirche, d. h. vor die 
Verordneten des Conſiſtorii geftellt werden, in welchem Gericht und 
Grfenntnig nicht allein die Kirchendiener, fondern auch die Verordneten 
von der chriftlichen Obrigfeit figen. Zür eine Theilnahme der Ge- 
meinde ift Fein Raum mehr gelaffen. 

In Bommern beflimmt die Kirchenorunung von 1542: Die Er- 

nahnung der Schuldigen erfolgt Durch den Pfarrer, und bei der zweiten 
kemahnung follen die Kicchenväter zugezogen werden; und die Kirchens 
stnung von 1563 fchreibt noch die Zuziehung der Kirchenvorftände, 
der dalonen, etlicher frommer Ehriften vor und zwar damit, wie ein 
Epnodalbedenfen von 1572 erklärt, „die Paſtoren nicht allein für ihren 
Kapf procediren möchten.” Doch wird, ähnlich wie in Sachfen, dem 
Snfiforium, aus den Kirchendienern und den Vertretern der Obrigkeit 
rlet ohme Theilnahme der Gemeinde, die gefammte Kirchliche Ver⸗ 
waltung uͤberwieſen. 
„In Poſen finden wir früher vereinzelte Beiſpiele eines regeren 
lühlchen Lebens unter Mitwirkung der Gemeinden. Die im erſten 
ditheil des 17. Jahrhunderts aus Schleſien geflüchteten Lutheraner 
chelten vom Grafen Raphael zu Neu⸗Leßno Aufnahme und bildeten 
NelhR ein Presbyterium. Dort beſtand bereits eine böhmifche Bruͤder⸗ 
ende mit einer gleichen Einrichtung. Beide Gemeinden traten in 
M nähere Verbindung und hielten quartaliter eine gemeinfame Be- 
ung, für welche fie eine befonbere Kirchenordnung entwarfen, welche 
Mi theologifchen Bacultät zu Wittenberg 1633 förmlich approbirt 

e. 


Auch in Schleſien fehlt es nicht an einem Gemeindeorgan für 
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allgemeine kirchliche Angelegenheiten, wie dies namentlich aus der 
Liegnitzer Kirchenordnung von 1542 u. a. erhellt. Die mit der großen 
Juͤlich⸗Bergiſchen und Cleviſch⸗Maͤrkiſchen combinirte Kirche nichtver⸗ 
bundener lutheriſcher Gemeinden in Rheinland⸗ Weſtphalen hatte anfangs 
ebenfalls Einrichtungen, welche den Gemeinden eine geordnete Mit⸗ 
wirfung in firchlichen Dingen zuwiefen. Redner erinnert an das Inſtitut 
der Kirchgefchworenen, Senioren, Synodſchoͤffen, Rügemeifter nach ben 
Iutherifchen Kirchenordnungen für Minden 1530, Nieder - Kabenellen- 
bogen 1535, Wittgenftein 1555 (feit 1574 reformirt), Hüttenberg 1566, 
Solms» Braunfeld 1582, Naſſau 1570, die Wild» und Rheingraf- 
fchaft 1590. 

- Die in allen diefen Kirchen vorhandenen Güter gingen in fpäterer 
Zeit verloren. Abgeſehen von andern Gründen findet Redner das Hins 
fiechen des chriftlichen Lebens vornehmlich in dem Mangel der die 
größeren Gemeinden zu einem größeren Ganzen zufammenfafjenden 
Organe der Kreis» und Provinzialfynoden und in der einfeitigen Durch- 
führung der Gonfiftorialverfaffung. Die Richtigfeit diefer Auffaffung 
beftätigt fich durch die Erfolglofigfeit der Verordnung von 1817, nad) 
welcher allgemein Presbyterien eingefuͤhrt werden ſollten: denn der 
Mangel der Kreisſynoden mit Zuziehung der Aelteſten führte bald zur 
Wiederaufloͤſung der hier und da entſtandenen Presbyterien. Die Obrig⸗ 
feit und die Geiſtlichkeit find Feine genügende Vertretung der Kirche. 
Wo die Gemeinden durch Aeltefte an derfelben Theil nehmen, find er- 
fahrungsmäßig die Erfolge viel günftiger. Die Iutherifche Kirche in 
Cleve⸗Mark, welche feit 1612, die von Juͤlich⸗Berg, welche feit 1691 
eine Synodalverfafjung mit Welteften befaß, Hat ſtets ein viel regeres 
firchliches Leben befeffen, ald die Iutherifchen in den übrigen Landes, 
theilen und ift niemals in eine gleiche Auflöfung gerathen. 

Bon den Reformirten will der Redner fchweigen. Er kennt faum 
ein anderes Beifpiel einer fo blühenden Gemeinde, als der von Juͤlich⸗ 
Berg und ElevesMarf, welche feit 1610 durch Generalfynoden mit 
einander verbunden waren. 

Sin allen diefen Ordnungen iſt nicht8 Demofratifches. Die Wahlen 
find e8 an fi) auch nicht. Findet man in der Beflimmung über die 
Dualification der Wähler umd der zu Wählenden die Schranfe zu 
weit, fo ziehe man fie enger; aber für die Betheiligung der Gemeinden 
an dem Wahlaft muß Redner fich erklären. Luther fagt: Wir müffen 
uns an die Schrift Halten und unter und felbft berufen und ſetzen 
diejenigen, fo man gefchidt dazu findet und die Gott mit Verftand 
erleuchtet und mit Gaben dazu geziert hat. Indem Luther zu 1 Petri 2, 5 
von dem „dreifachen Amte Chrifti fpricht, fagt er: Diefe drei Aemter 
hat er auch uns allen gegeben, darum, weil er ein Priefter ift und 
wir feine Brüder find. Die Apologie Artikel 7 (ef. die Schmalfaldifchen 
Artikel) deflarirt: „Die Kirche hat Gottes Befehl, daß fie fol Prediger 
und Diafonos beftellen. Sie hat die Macht, Kirchenviener zu wählen 
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und zu ordiniren.“ Auch die Aelteſten ſollen Diener der Kirche ſein 
und daß ihre Wahl unter Mitwirkung der Gemeinde erfolge, iſt unter 
andern ausdruͤcklich in der Ziegenhainer Ordnung von 1539 gefordert. 
Die Kirche beſteht aus drei, nicht aus zwei Ständen. Den dritten 
Stand fol man nicht ausfchließen. Das haben die Reformatoren auch 
nicht gehhan, und die fpäteren Lehrer der Kirche, wie Hollaz, Spener- 
und andere, fordern feine Zuziehung. 
Die Grundzüge enthalten nicht, wie behauptet wird, Spuren der 
Demokratie. Ihre Geſchichte datiert nicht feit dem 29. Suni 1850. 
Die Grundzüge haben ihre Vorgefchichte. Wir müffen auf ihre Quelle 
nrüdgehen und dieſe ift vorzugsweiſe die rheiniſch⸗ weftphälifche Kirchen⸗ 
eidanung vom 5. März 1835. Dieſe ſelbſt iſt aber zumeiſt aus den 
alt Spmobalbefchlüffen und den Kirchenordnungen ſeit den Zeiten der 
formation bearbeitet worden. | | 
Eine Verlegung der Patrone ift durch die Grundzüge nicht ers 
folgt und behält fich Redner vor darauf bei ber Verhandlung über 
den Patronai zuruͤckzukommen und befchränkt fich für jegt auf ein 
Dort von J. 5. Böhmer: »toto coelo jus patronatus simplex 
üßert a jure summo circa sacra, seu ut alii quamvis incommode 
üicere amant, a jure episcopali.e Verwundern muß es den Redner 
Loryürfe hier zu vernehmen, wie fie von Medlenburg über die Grund⸗ 
ge hergefommen, wie der dem Königl. Eonfiftorium zu Königsberg 
gemachte Borwurf des Collegialismus. Nach der Erklärung, welche 
gefern der General» Superintendent der Provinz Preußen gegeben, 
Hilt Redner es für überflüffig darüber noch ein Wort zu verlieren. 
Auch will derſelbe über das bekannte Stichwort von Unten und Oben 
nos bemerken. Wir haben Mancherlei über die Gründe gehört, 
welhe die Durchführung der Gemeindeordnung in den einzelnen Pros 
nm verhindert haben. Nur dies Eine will Redner noch anführen, 
vf von kirchlicher, wie von unfirchlicher Seite hie und da fuftematifch 
gen operirt worden iſt. Wir lefen in einem welt verbreiteten - 
Iatte, nachdem die Grundzüge faum ein Jahr publicirt waren, herbe 
Uheile über ihre Erfolglofigkeit. Es ergeht gemwiffermaßen eine Wars 
Nung gegen ihre Annahme, denn es wird behauptet, ed fei damit bes 
Mid am Ende, da die, welche fie angenommen, dies mehr aus Pietät 
sen die Fiechliche Obrigkeit, -ald aus wirklicher Meberzeugung von 
de Güte der Sache gethan hätten. Dazu wird dann hinzugefügt: 
‚Dir dürfen nicht gerade bedauern, daß die Gemeindeordnung der 
the dargeboten iſt. Die Behörden können fortan denjenigen, die 
N diefen Weg hindrängen, eine Antwort geben, auf die fie nichts 
Midern können. Sie felbft haben Gelegenheit gehabt fich zu über- 
Kugen, daß es auf diefem Wege nicht geht." In Sachſen find nach 
nem glaubhaften Berichte unfirchliche Gegner der Gemeindeordnung 
m Haus zu Haus gezogen und haben die Leute Dagegen aufgewiegelt 
Md vorgegeben, daß man fie Tatholifch machen wolle. Redner bes 
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ſcheidet Ach, die Umſtaͤnde nicht zu kennen, welche die Ausriheung ver 
hindert haben, kann aber z. B. darin feinen Grund dafür finden, daß 
der Unterſchied der unfichtbaren Kirche und Gemeinde entgegentrete. 
Wir betrachten die Kirche als die fichtbare, ald die complere, aus den 
einzelnen Gemeinden beftehende. Diefer Begriff ift den Chriſten wieder 
ind Bewußtjein gekommen, nachdem noch Suarez erklärte: Mir ſcheimt 
die Kirche im Unterfchiede von der Gemeinde ein dunkler Begriff zu 
fein, von welcher fih bie Qualitäten einer persona moralis wicht pri 
diciren laſſen. Auch ift der Redner der Meinung, daß vie 88. 159 
und 647, II. 14. des Allg. L. R., welche in ver Mark nicht gekten, fein 
Hinderniß bilden. Statt der außerorbentlichen Repräfentanten in ven 
andern Provinzen wuͤrde es hiernach in der Mark bleibende Repri⸗ 
fentanten geben, gebildet von dem Pfarrer, dem Patron und den Kirchen 
vorfichern. Dies würde der Annahme der Gemeindeordnung nicht 
hinderlich fein. Ä 

Wir verzagen nicht, daß der Gemeindeordnung moch fo vielfaf 
widerſprochen iſt und gedenken ver rheiniſch⸗ weſtphaͤliſchen Kirchen⸗ 
ordnung, welche auch anfangs von allen Seiten angefeindet wurde; 
indefien überzeugte man fich ‚mit der Zeit von dem großen Gegen, 
der aus biefer Kirchenordnung fließen könnte und wirklich Daraus hervor 
gegangen ift. Mögen die Bräver aus Rheinland⸗Weſtphalen erfläten, 
ob fie gegenwärtig auf ihre Kirchenordnung verzichten wollen. So 
erwartet Renner auch von Der Gemeindeornnung für die öſtlichen Pre 
vinzen einen gleichen Segen und erklärt fich beftimmt für die Weiter 
führung der Sache; man überlaffe diefelbe aber nicht mehr der Frei⸗ 
wilfigfeit, ſondern es möge eine Verordnung die allgemeine Einführung 
vorfchreiben. Dabei möge aber auch die Eigenthuͤmlichkeit und das Br 
duͤrfniß der einzelnen Provinzen, ja der einzelnen Orte fo weit Bari 
fichtigung finden, als die Mannichfaltigfeit die Einheit nicht aufhebt. 

General-Superintendent Dr. Büchfel kann fich den Ausfuͤhrungen 
und Folgerungen des Vorredners nicht anfchließen, geht vielmehr davon 
aus, daß nur unter der Boransfegung, Daß bie zu orgamifirende Öe 
meinde eine chriftlich⸗ lebendige IR, eine Organiſation derfelben durch⸗ 
führbar und in ihren Folgen heilſam fein werde; dann aber komm 
fie auch von ſolbſt; die zwangsweiſe Durchführung berfelben fei aber 
in dem jegigen Augenblide nicht zu rathen. Er habe in feinem DW 
herigen Amtsleben hinreichende Gelegenheit gehabt, reiche Erfahrungen 
in diefer Beziehung zu fammeln, da er Innerhalb 417 Jahren Pfarre 
in 11 verfchiedenen Gemeinden geweſen fei. Darunter feien 8 Cs 
meinden geweſen, die burd das Hinzutreten freier Liebesthätigkeit r 





einer vollfändigen Organifation erfreut hätten, ohne daß berfelben cM 
amtlicher Charakter aufgedruͤckt geweſen wäre; mit Huͤlſe derſelben 
«8 ihm auch gelumgen, eine ernſte Kirchenzucht zu üben. Hund 
von Gemeinden befländen aus dem Gutsherrn und von ihnen vo 
abhängigen Tageloͤhnern, die noch dazu eimem beflännigen Wech 
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unterlägen. Hier eine Organifation durchführen wollen, fel ga; un⸗ 
möglich. Außerdem feien ihm aber auch von Männern, die mitten in 
ver Sache Ränden und in fo organifirten Gemeinden lebten, Erfah⸗ 
rungen und Wahrnehmungen mitgetheilt worden, die feine Bedenken 
nur zu vermehren geeignet gewefen fein. Einer bexfelben habe unter 
Anderem einmal einer Gemeindewahl beigewohnt und befannt, er habe 
den fehnlichen Wunsch, nichts mehr davon zu fehen. Das Königliche 
Conſiſtoriuam zu Magdeburg und der General-Superintendent Dr. Sar- 
torius haben ebenfo ungünftige Berichte erftattet und bie veräffent«- 
ihten Refultate liefern Feine beſſeren Zeugniffe. Es müfle ſchon aufs 
Klig erfcheinen, daß feit 1850 die Einführung der Gemeindeordnung 
tft gar feine weiteren Fortichritte mehr gemacht habe. Anfangs feien 
vie Baftoren in dieſer Hinficht gutwillig gewefen,. jest aber fei dies 
ht mehr der Kal: Das JIuſtitut iſt bereits dem Tode verfallen, und 
nu Befehle vermögen Fein Leben zu fchaffen, find daher bevenflich. 
Inte gänfigen Berhältnifien Tann vielleicht fpäter eine weitere Durch⸗ 
fiftung möglich werben, jet aber nicht, wo man auf. allen Seiten 
widerſtrebt; Das Hoͤchſte, was man jeßt noch durch Befehle zu erreichen 
vermag, iR eine Ordnung in den Akten, nicht im Leben. Ein tobter 
Organismus firirt den Ton der Gemeinde, und DBielen drängt fich 
hen von vornherein die Beforgniß auf, daß das Produkt des Jahres 
1850 den Geruch diefer Zeit am fich trage. Das ift bedenklich; ge- 
Mhrlih aber ift «8, auf diefem Gebiete zu erperimentiren. 

Die Frage nach dem Bekenntniß ift in der Gegenwart in ben 
Vordergrund gebräangt. Die märfifchen Gemeinden find nad) ihrer 
ioriihen Beftaltung fat alle Iutherifch, die Zahl der unirten und 
wormicten ift ganz gering. Auch hier heißt es: „Freiwillige vor!" 
die aber kommen nicht und finden fich nicht, denn hierbei gilt es ein 
ſurhes Wagniß. Eine neue Anregung und Belehrung in diefer Be- 
Itung erſcheint allerdings winfchenswerth, und in vielen Ballen wirb 
dann auch wohl gelingen, vorausgefeßt, daß die Rechte der Pa⸗ 
Ione fihergeftellt werden. Der Patron ift willig, der märfifche Bauer 
chet mißteanifch. Das Jahr 1848 hat Batrone und. Baftoren vereinigt, 
im jelbft ungläubige Patrone bieten ſeitdem letzteren willig die Hand. 

Omeral-Superintendent Cranz theilt hierauf einige Bemerfungen 
8 der Praxis der Provinz Pofen mit. Diefe Provinz hat meiltens 
Nionatfeeie Gemeinden, daher von einem Widerſpruch der Patrone 
hier nicht die Mede fein kann. Eine gültige Wrovinzialficchenordnung 
beſeht ebenfo wenig und kann baher ebenfalls Fein Hinverniß abgeben; ° 
Außerdem iſt Das Königl. Provinzialconfiftorium veplih für die Gin 
hrung der Grundzüge bemüht geweſen. Trotz aller diefer günftigen 
erhältmiffe iſt dieſe Einführung nur in einem Biertel der Gemeinden 
Mglid geworden. Das Hauptbedenfen, das weiterer Ausbreitung ent« 
Fgenſtand, ift darin zu fuchen, daß die Paſtoren vielfach bereitd gute 
ithencollegien hatten, und fürchten mußten, fchlechtere durch die Wahl 
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zu erhalten; außerdem weigerten fich auch viele Kirchenvorftände, fig 
abdanken zu laffen. Der Hauptnachorud muß jedoch auf die con: 
feffionellen Bedenken gelegt werden, welche gegen $. 1 und befler 
Faffung beftehen und gegen bie man durch Borbehalt im Localftatutı 
feine Abhülfe finden Fonnte. 

Obwohl nun das Königl. Eonfiftorium alle nur zuläffigen Con— 
ceffionen gemacht und es ſich ernftlichft hat angelegen fein laffen, di 
confeſſionellen Bedenken zu heben, fo hat ed doch nichts Dagegen ver 
mocht. Das Königl. Eonfiftorium hat daher, nachdem es die Wahr: 
nehmung machen mußte, daß die neuen Kirchenräthe nicht mehr leifteten 
ald die alten, von einem weiteren Drängen auf Einführung um ſo 
mehr Abftand nehmen zu müffen geglaubt, als die Modification der 
Grundzüge in Ausficht fand. 

Der Redner iſt der Anficht, daß die weitere Einführung der Grund⸗ 
zuͤge ohne eine Verordnung mit obligatorifcher Kraft nicht möglich fd, 
wünfcht aber, daß man dabei nichts übereilen und Die provinziellen 
Eigenthümlichkeiten berüdfichtigen möge. Die Frage, ob und wann 
biefe Einführung ftattfinden fol, will er der Erwägung der Provinzial: 
behörbe überlafien wiffen. Sol aber eine Einführungsordre erlafen 
werden, fo ift 9. 1 zuvor fcharf und beflimmt dahin zu formulirn, 
daß die gleichartigen Theile der Landeskirche auch gleichartig in ihrem 
Befenntnißftande bezeichnet werben. Außerdem hält er es aber aud 
für nothwendig, daß Alles aus den Grundzügen entfernt werde, was 
auf eine ſynodale Geftaltung der Kirche hindeutet. Der Redner ſelbtt 
ift zwar fein Gegner einer folhen Geftaltung, in der Provinz iſt aber 
ein großes Widerſtreben gegen biefelbe vorhanden, außerdem fehlt ihren 
Gemeinden das Material für eine folche ſynodale Geftaltung., Dit 
Gemeinplag: „Man wolle nicht eher ind Waſſer gehen, bis man 
fhwimmen fönne” finde hier Feine Anwendung. Erft Diakonie in der 
Gemeinde und dann die Diafonie des Wortes in der Synode. 

Nachdem Redner fich noch gegen die von dem EonfiftorialsDireftor 
Noͤld echen gemachte Bemerfung zu der von dem Eonfiftorio in Polen 
hervorgehobenen Beziehung des ftellvertretenden Vervienftes Chriſti auf 
die Stellvertretung von Seiten des Gemeinderathes in der Gemeinde 
ausgeſprochen hat, ſchließt er mit der Bemerkung, daß das Koͤnigl. 
Eonfiftorium zu Pofen nur den falfchen Begriff der modernen Repri 
fentation in feinem an den Evang. Ober» Kirchenrathi erftatteten Gut⸗ 
achten Habe bekämpfen wollen. 

Confiftorial- Präfivent von Mittelftäpt Hatte bei feiner Me 
dung um das Wort zunächft die Abficht, die Gründe anzugeben, welche 
die für Manchen vielleicht auffallende Erſcheinung erflären wuͤrden, 
warum die Grundzüge in der Provinz Pommern bisher nicht zut 
Ausführung gekommen find, muß aber der veränderten Reihenfolge 
der Gegenftände der Verhandlung wegen augenblicklich hiervon Ar 
ftand nehmen, 
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Die wichtigſte Frage, bie ſich der Erwägung aufdraͤngt, iſt bier 
Sind in den Gemeinden die zur Bildung eines Kirchenraths erforder⸗ 
lichen Elemente vorhanden? Viele Gemeinden Pommerns ſind dem 
geiſtlichen Tode verfallen, und es iſt ein ſchlimmes Experiment, an 
einem Leichnam zu organiſiren. Doch darf man auch eben ſo wenig 
verkennen, daß auch guter Weizen ſich auf dem Acker der Kirche vor⸗ 
findet, und es muß daher der Hauptgedanke bei der Aufſtellung der 
Grundzüge fein, Helfer für das geiſtliche Amt in der Gemeinde heran⸗ 
zubilden und heranzuziehen. Ob eine zwangsweiſe Einführung ber 
Gemeinde» Ordnung rathſam fei, laßt fich erft dann entfcheiven, wenn 
die Revifion derfelben zum Abfchluß gebracht ifl. Daher ift die Ants 
wort auf diefe Frage noch vorzubehalten; follte fie jetzt fchon aufges 
worfen werden, fo müßte Redner fie verneinen. 

Das bisherige Verfahren bei der Einführung der Gemeinbeorb- 
nung war fchon ein verhülltes Detroyiren, denn man hätte füglich 
zuerft die Gemeinde fragen follen, ob fie die Grundzüge annehmen 
wolle, man fing aber fofort damit an, Gemeinveräthe wählen zu laffen 
und deutete fodann die Bornahme des Wahlacts ald Annahme ver 
Grundzüge überhaupt. Die Gemeinde muß jedenfalls zuvor gehört 
werd 


en. 

Der Wirkliche Geh. Rath und Operpräfident a. D. v. Meding 
fellt die Frage in den Vordergrund, ob an den Principien der Ges 
meindeordnung von 1850 feftzuhalten fei? 

Gegen diefe PBrineipien Hat fich noch Niemand ausgefprochen, fos 
wie auch das Beduͤrfniß einer folchen Orbnung noch von Keinem ges 
leugnet ift. Diejenigen, welche dies Bebürfniß anerfennen und mit 
defien Befriedigung nicht laͤnger warten wollen, fünnen von ber Webers 
wugung geleitet werden, daß die bisherigen Zuftände und die bis⸗ 
beige Lage der Gemeinden nicht genügen; aber die bisher zu biefem 
Zwede eingefchlagenen Wege fünnen nicht zum Ziele führen; einzelne 
Befimmungen der Grundzüge bevürfen einer Aenderung und auch die 
Art und Weile der Einführung war nicht die rechte. Die Revifion 
der Grundzüge iſt nothivendig zur Erreichung des Zieles, aber die, 
welche ihrer fofortigen Einführung entgegentreten, waren darum noch 
fine preincipiellen Gegner derſelben; wenigſtens gehört Redner nicht Dazu. 

Eine weitere Frage iſt die, ob die Einführung zwangsweiſe auf 
dem Wege der Verordnung gefchehen oder der Freiwilligkeit überlafien 
werden fol? Die Enticheivung darüber ift gegenwärtig noch eine 
jäwierige, fo lange die Reviſion noch nicht beendet und der Inhalt 
der Grundzüge felbft noch nicht feftgeftellt if. Gegen die Einführung 
des jebigen Entwurfs ift Redner überhaupt, eben jo aber auch gegen 
jeden dabei zu übenden Zwang. Dabei muß er jedoch zugeben, daß 
eine freiwillige Einführung ganz unmahrfcheinlich fei, was auch Die 
disnerige Erfahrung beftätige. Die Behauptung des Wirklichen Geh. 
Raths Grafen v. Boß- Buch, daß die Grundzüge überhaupt auf die 
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Mark nicht anwenpbar feien, fel wohl nur mit Mobiftcationen zu ver- 
fiehen. So viel. aber ſteht feft, daß der rechtliche Zuftand dabei völlig 
gewahrt werden muß, und kann es nicht geleugnet werden, daß Die 
Grundzüge in den Rechtözuftand aller davon betroffenen Provinzen 
eingreifen; aber das Intereſſe der Kirche kann auch den Rechtszuſtand 
alteriren und braucht ſich vor Demfelben nicht zu beugen. 

Dar Bräfident bemerft, daß die Frage, ob eine Organifation 
der Gemeinden nothwendig fei, in der Vorausſetzung vorliege, Daß 
es gelinge, diefe Grundzüge zu verbeffern. | 

Conſiſtorialrath Hammerfchmidt: Die weftliden Provinzen 
find zunächft bei dieſer Frage nicht betheiligt, außer inſoweit, als fe 
der Berfammlung brüderliche Handreichung duch Mittheilung der Ers 
fahrungen bieten, die fle innerhalb der Presbyterial- und Synodal⸗ 
Berfafiung gemacht Haben. Der MWeften wird auf feine Verfaffung 
nicht verzichten; damit ift jedoch wenig gefagt, weil überhaupt Nie⸗ 
mand fich von feiner gefchichtlichen Entwidelung losreißen und Die 
Berhältniffe, in denen er lebt, aufgeben will. Es ift zu viel behaup- 
tet, wenn man fagt, daß das neue chriftliche Leben der rheiniſch⸗weſt⸗ 
phälifchen Kirche feinen Urfprung und feine Blüthe der Predbyterial⸗ 
und SynodalsBerfaffung verdanfe; auch diefe Kirche ift zu Zeiten eine 
todte gemefen und zwar nicht etwa deshalb, weil ihre Verfaſſung ihr 
genommen war, fonvern vielmehr mit und troß berfelben, denn bie 
Grafſchaft Mark 3.3. hat diefe Ordnung immer gehabt. Die frühes 
ren Presbyterien Hatten dazu wefentlich dieſelben Befugniffe, wie vie 
gegenwärtigen. : Auch wir beffagen mandherlei Mängel in unferer Ver⸗ 
faffung, namentlich aber, daß diefe Mängel zur Zeit des Todes der 
Kirche organifirt waren. Schon im Jahre 1816 Hat der verewigte 
Generals Superintendent Dr. Küpper ein Buch Über die Mängel 
und Gebrechen diefer Verfaffung gefchrieben, und außerdem Ift von | 
Vielen darüber geflagt, daß die Wahlen jährlich wiederkehrende Un⸗ 
ruhe veranlaffen. Bei den Vifitationdfragen zeigt es fich, mie bedenk⸗ 
lih das Verhältniß der Presbyter zu den Pfarrern fei, und befennen 
wir in dieſer Beziehung große Sympathieen mit dem Often zu haben. 
Diefes Alles beftätigt aber nur, daß es überhaupt auf die Berfaffung 
weſentlich nicht anfommt und daß jede Verfaffung gefhidt ift, ein 
Träger des chriftlichen Lebens zu fein. Die eine iſt vor der anderen 
allerdings geeigneter, ein vegered Leben hervorzurufen, aber man darf 
dabei auch nicht vergefien, daß dieſes regere Leben auch ein trüber 
Strom fein könne. Die Hauptfache ift, daß die Verfaffung ſich ge- 
ſchichtlich in die Gemeinde hineinlebt, und daraus iſt auch Die Liebe 
ber weltlichen Provinzen zu ihrer Verfaffung erwachfen. Eben fo darf 
aber auch in den übrigen Provinzen ein heilfamer Einfluß von ihrer 
Berfaffung erwartet worden. Niemand will eine Befeitigung ber Ge- 
meindeordnung, fondern nur eine Revifion und Mopification derfelben 
nach Gejchichte und Bedurfniß. Iſt diefe Revifion erfolgt, Dann muß 
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de Einführung burch Berorbnung geboten werben; fie dem Belieben 
ver Gemeinde anheimgugeben ift nicht moͤglich. Nur Geduld und 
Tree find zur Belebung der Verfaſſung nothwendig. 

Superintendent Ball übernimmt mit Schüchternheit das Wort, 
weil ihm und den Übrigen Gliedern der rheinischen Kirche das Vor⸗ 
urtheil entgegenftehe, fie redeten pro domo, hoch babe er ein gutes 
Gewiſſen, und werde er, wenn die ihm theure Beimathliche Verfafſung 
dem Ausbau des Reiches Gottes fich hinderlich erweiſen follte, ſelbſt 
meh die Hand an ihre Vernichtung legen. Außerdem Fönne es ihn 
wohl bewegen, hier nicht davon zu reden, weil er ja wohl wife, mit 
welchen Borustheilen vie rheiniſch⸗ weſtphaͤliſche Kirchenordnung in den 
Mlihen Provinzen zu kaͤmpfen babe, deren Schäven ja fchon heute 
unverholen hervorgezogen worden fein. Das lege ihm aber die Vers 
Wittung auf, ein um fo lauteres Zeugniß für biefelbe abzugeben. 
Er molle fich gem vor dem Herrn demüthigen, wenn der ihn im 
Bid auf die geringen Früchte jenes feiner Kirche anvertrauten Pfun⸗ 
des einen faulen und ungetreuen Knecht ſchelte, aber ex wolle doch 
iu der einen Sünde nicht die andere fügen, die Schuld dieſer Mäns 
gel auf das Pfund zu fchieben, vie Doch nur dem Echweißtuch, darin 
fe nubloß liegen, zufomme. Die Discuffion bewege ſich zuvoörderſt 
um die Frage, ob Das der Gemeindeordnung zu Grunde liegende Prin- 
äp anzuerfennen fe. Died Brineip fei ihm Die Organifirung der Ges 
meinde unter einem aus derſelben hervorgegangenen Kirchenvorflande, 
dih. aus Helteflen, die da arbeiten an dem Worte und an ber Lehre, 
ud folhen, die ba worftehen. 4 Zim. 5, 17, Die Nothwendigkeit 
vet Vorſtandes fei ſchon vielfach nachgewieſen, fo 3. B. koͤnne vie 
Kirhenzucht,, dieſes weientliche Mequiflt einer gefunden Kirche, nur 
im einem Kirchenvorftande geübt werden, wie Dies auch der Lübeder 
Sirhentag noch neuerdings ausgeiprochen. Die Verhandlungen über 
den Diafonnt werden ebenfalls ihre Iinentbehrlichfeit bezeugen. Dar⸗ 
af beleuchtet der Redner die. gegen biefelbe vorgebrachten Anflagen. 
05 Princip einer Bertretung, fagt man, fei an ſich ſchon verwerf- 
ih, dagegen erinnert Redner, wie Moſes auf ausprüdlichen Befehl 
des Herm in den Aelteſten eine Vertretung der israelitiſchen Gemeinde 
uf; ferner an Des Herrn Wort: „Sage es der Gemeinde”, welches 
nochwendig auf die hinführt, die, nach den Worten des Heidelberger 
Lalechiomüs, von der Kirche dazu verorbnet find. Man fage, fie 
Rage die Färbung der politifchen Strömung der Zeit an fich, aber 
fe ih nicht erſt feit 1848 und der franzöfifchen Revolution von 1789, 
Imdern aus einer Zeit, bie der jetzigen politifchen Strömung möglichfl 
fen liegt, aus der Zeit der Reformation; wie denn auch bie Landes⸗ 
heile, wo fie ja mit Vorliebe gehegt und gepflegt if, Eleve, Meurs, 
Vark und Tedienburg, diefe älteften Juwele ber preußifchen Krone, 
1% jept durch Ihre confervative, loyale Abneigung gegen alle mobers 
im, sonfitutionellen Dosteinen, wegen ihres Treue gegen ihren König 
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fliehen. So viel.aber fleht feft, daß ber onen ns. ag) ven! 


gewahrt werben muß, und tann es Zr 
Grundzüge in den Rechtszuſtand w7 nur das gefagt werben foll, 
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eingreifen: aber das Interefle * En En, Ei Aler In Fa 


alter 
lterh He Presbyterio deputirten Aelte 
der € cchulvorſtand der Pfarefchule, führt 
—* m in der Gemeinde in Beziehung 
ıgend und bewahrt im Kreife der 
find, chule zuſtehenden Rechte. — Man 
der eines Paſtors geführt und in fehr 
fahru ıd und klagend über bie Tyranni⸗ 
Berk Der uns dies Bild vorführ, 
nicht net, fonft würde er fich felbft uns 
mant Iner Stube dankend des Presbyts 
Beh erquict, mit Liebesbeweiſen über 
tet, ı 8 für und mit ihm fämpft. Eins 
phär rung vermißt; ais Parallele hät 
un‘ rrers der Öftlichen Provinzen aufge 
WW ieſer klagend und feufzend unter der 
\ des Magiftrats jammert, denn. d 
farrern und Patronen fehlen. 


an: J ideordnung vor, daß ſie Die Maſſen⸗ 
ade unglaubens beförbere und hat fich fogar foweit vergeſſen 
Di heiniſch weſtphaͤliſche Kirche eine Poöbellirche zu nennen, na 
ih nicht In diefer hohen Verfammlung denn ſolche Schmaͤhwom 
m mut völlige Ignoranz oder böfer Wille erfinden; aber herrfchte 
—— unter und die ungläubige Maſſe, würde dann nicht, wenn 
«die Gefchlepte der Lichtfeeunde a priori zu fepreiben hätten, Uhtih 
feiner Zeit nichts Eiligeres zu thun gehabt haben, als dahin zu eilen, 
mo nach biefer Vorausfegung ihm das Feld weit geöffnet gemefen fein 
müßte? aber das Segentpil iſt wahr; biefen Boben vermieden u hlich 
und feine Genoffen aͤngſilich und zogen ftatt deſſen dort umher, wo 
bie nicht organifirten Gemeinden bie Maſſenherrſchaft nicht auffommen 
iaſſen. Dort aber gerade fällt ihm die Mafe zu und frele Gemeinden 
tauchen in_zahlfofer Menge auf, während im Weften es Feine giet 
oder ihre ſchwachen Anfäge alsbald wieder vergehen. ferner, wenn 
ber Unglaube beſonders unter ber Presbyterialverfaſfung gebiehe, dann 
wi be er am üppigften in ber Zeit des Abfalls dort gewuchert haben; 
h — gabe dort wurde das euer und der Heerd des Herrn damald 
Man erinnert ferner an das politifhe Verbächtigen son Unten 
fatt von Oben und treibt mit diefen, wie mit Fr Stichwörtern 
einen verwirvenden Mißbrauch; man klagt unfere Berfaffung an, einer 
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miſchung mit dem Politiſchen, während die Anklaͤger ſelbſt 
Nas Politiſche auf das Geiſtliche übertragen. Auf geiſt⸗ 
R “at Oben und Unten eine ganz andere Bedeutung und. 
. iſt das Oben nicht befonderd gut angefchrieben und 
gen im Bolfe, fondern gerade zu den Pharifäern 

u 5 „en fagt der Herr: Ihr fein von Unten her. 
‚ft auch der Vorwurf, fie fei demokratiſch, nur ein Bes 
. Unmwiffenheit, da fie im Gegentheil ariftofratifch und zwar 

„ten Sinne des Wortes ift. Nur die dpforos in der Gemeinde, 
oe fih durch chriſtlichen Glauben und Wandel als folche manifeftiren, 
ind wahlfähig. 

Auleht Schloß Nebner mit dem. Antrage, das oben bezeichnete 
Heinciy der Gemeindeordnung aufrecht zu erhalten und die nach ihm 
öglührte Gemeindeordnung in den Gemeinden durch Verordnung 
Anuführen. Ex liebt e8 zwar fonft auch, daß die Gemeinden gefragt 
werden, aber fie Haben ja bis jeßt Teinen Mund zum Antworten, da 
weder der Pfarrer, noch der Batron, noch die jeßigen Kirchenvorfteher 
J Organe anzuſehen ſind, durch welche die Gemeinde in ſolchem 
ale rede. 

Praͤſident bemerkt, daß uͤberhaupt gegen das Princip einer 
Gemeindeordnung Fein Widerſpruch laut geworben fei, was im All⸗ 
gemeinen anerkannt wird unter ber von Einzelnen geltend gemachten 
Borausfegung, daß gegen ihre Fafſung nichts einzuwenden fein werde. 

Praͤſident legt dann die Fragen vor: 

a überhaupt eine Revifion der beftehenden Grundzüge ſtatt⸗ 


Sollen diefelben zwangsweiſe eingeführt werden? 

‚ Der Wirfl. Geheime Rat Graf v. Voß⸗Buch will, daß zuerft 
die dwiſion flattfinde und dann erft die Brage über den Modus ver 
Enfihrung entſchieden werbe. 

Omeral- Superintendent Dr. Büchfel flimmt dem bei, Praͤſident 
Dr. Göge Hält die Gemeindeordnung für wünfchenswerth, fofern fie 
dag Infitut der Helfer und Pfleger ermögliche, glaubt aber, daß eine 
Enfeidung in Baufch und Bogen darüber, ob eine Gemeindeordnung 
iin joe oder nicht, unmöglich fei, eine Frage in folcher Allgemein: 
hit fei an fich werthlos und reſultatlos. 

‚ Gmerals Superintendent Dr. Hoffmann verfteht ‚unter ber 
Bincyienfeage die Frage, ob bie hohe Verfammlung der Ueberzeugung 
M, daß eine noch nicht vorhandene und Durch die biöherige Gemeindes 
veraſſung auch nicht ausreichend bargebotene Einrichtung in den Ge- 
Minden zur Hülfe der geiflichen Aemter in geiftlicher, fittlicher Pflege 
kt Gemeinde nothwendig und in unferer Landeskirche einzuführen fei. 

Geheimrath Dr. Bluhme: Das Princip if: Eine Gemeinde- 
"rung mit einem dem Pfarrer zur Seite flehenden Kirchenrathe. 
CLonſiſtorial⸗Director Noͤldechen: Gegen die abftrafte Frage bes 
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Praͤſidenten bat fich Hier Fein Widerſpruch erhoben, baß eine Orga. 
nifation der Gemeinde zu ihrer Pflege nothwendig fei, die vechte Weiſe 
der Organifation vorausgefeßt. 

General» Superintendent Dr. Sartoriud bemerft noch, daß die 
Gemeinden in Preußen bereits eine Ordnung haben. | 

Präfident bekundet wiederholt: Es Hat fich fein princi- 
pieller Biderfpru gegen die Kortentwidlung der bes 
fiehenden Berfaffung zu einer befferen gezeigt. 

GeneralsSuperintendent Dr. Hahn fpricht fich zunachft für Orga⸗ 
nifation der Gemeinden aus, aber für eine ſolche, wodurch es ben 
Gemeinden möglich gemacht werde, befier, als bisher, ihre Aufgabe zu 
löfen. Es Handle ih um Mithelfer für vie Pfarrer und ihre große 
Aufgabe, dann werde das Evangelium wieder die weltüberwindende 
Macht werden. Das fei e8 auch, worauf die alten Kirchenordnungen 
hinweiſen. Es handle fih darum, das Verlorene zu fuchen, die Hebung 
der Liebe zu weden. Mit dem Kleineren, mit der Gemeinde fei anzus 
fangen; erft dann fei fortzubauen. Die Smftitutionen auf ſtaatlichem 
Gebiete, die Repräfentativverfaflung, errege. Mißtrauen gegen Ähnliche 
Inſtitutionen in der Kirche, darum fei er für eine zwedmäßige Ver⸗ 
faffung und Revifion der Grundzüge. 

Bräfident: Es ift conflatirt, Daß ein Bebürfniß der Re—⸗ 
vifion der beſtehenden Grundzüge fowohl nah provin- 
ziellen als Iocalen Berhältniffen vorhanden fet, eine Er⸗ 
Härung, welche fih die Berfammiung durch Aufftchen aneignet. 

Gonfiftorials Director von Röder ift zwar der Anficht, daß eine 
Reviſion der Kirchenordnung jebt noch verfrüht fein werde, erfennt 
aber doch, nachdem man einmal fo weit gegangen if, das Beduͤrfniß 
einer ſolchen an. 

Wirklicher Geheimer Rath und Oberpräfident Cihmann kann 
dad Beduͤrfniß einer Reviſion für Preußen nicht zugeben, erklärt fich 
jedoch nicht Dagegen, wenn der Wunfch darnach in den übrigen Pro⸗ 
vinzen hervortrete. 

VBräfident geht nunmehr zur Stellung der zweiten Yrage über: 
Sf das Bepürfniß vorhanden, bei der Revifion der Ge» 
meindeorpnung die Anfprüce der Confeſſion zur Geltung 
zu bringen? 

Bräfivent Dr. Götz e. Daß der Erfolg bei der Einführung ver 
Gemeindeordnung in den übrigen Provinzen fo weſentlich von dem in 
der Provinz Preußen verfchieven ift, findet eben feine Erklärung in 
den gewichtigen Bedenken, bie venfelben entgegentveten. “Diefelben fin 
ganz vorzugsweife gegen $. 1 gerichtet. Anſtoͤßig erfcheinen namentlich 
die beiden Ausprüde: „Als Glied der evangellichen Kirche”, wodurch 
die evangelifche Kirche als eine Einheit bezeichnet werde — und „Bes 
fenntniffen ber Reformation“, wodurch die falſche Vorſtellung erwedt 
werden Fönne, als gebe es nur. eine Reformation. Einer folden Dar⸗ 
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legung und Auſaſunn widerſtreite jedoch die eigene Ausführung bes 
Evang. Ober⸗Kirchenraths S. 15 der Denkſchrift: „Dem erſten hat 
bie Behörde Die allgemeine Verſicherung entgegengeſtellt, daB fie eine 
Amderung des Belenntnißftandes weder bezweckt habe, noch ſich über- 
haupt das Recht zu einer Maßregel von fo tief eingreifender Bedeutung 
beilege.” Nach S. 16 am angeführten Orte iſt e8 dagegen erlaubt, 
ven gefchichtlichen Bekenntnißſtand in Localftatuten zu flchern. Diefe 
Elaubniß genügt jedoch nicht. — In den böfen Zeiten hat man ein 
fettes Befenntniß den Feinden entgegenhalten koͤnnen; das war ein 
großer Segen. Als zur Zeit des Rationaliomus das Gegentheil des 
Evangeliums auf vielen Kanzeln gepredigt wurde, da ift Das Bekenntniß 
der einzige Damm dagegen geweſen und an ihm und durch dasſelbe 
if man wieder zur Befinnung gefommen. Die Collettivauffafiung in 
J. giebt der Möglichkeit Raum, daß auch die einzelnen Statuten 
einen ähnlichen allgemeinen Charakter erhalten und dadurch Abweichungen 
von den fonderfirchlichen Belenntniffen veranlafien und begünftigen. 
Damit IR in der böfen Zeit Waffe und Wall verloren. Wie in ber 
roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche die Berfaflung das Bekenntiniß ift, fo iſt 
in ber evangelifchen Kirche dad Bekenntniß die Verfafiung. Der Evang. 
Ober⸗Kirchenrath Kat dies Berürfnig auch gefühlt und darum ans 
geordnet, daß fowohl die gefchichtlich hergebrachte Verfaſſung ale das 
delennmniß vefnectirt werde. In der allgemeinen Faſſung des $. 1 iſt 
die Sache rein von den Perfönlichkeiten der Behörde abhängig. Eine 
Amderung dieſes Paragraphen wird daher auch die Gemeinden für 
die Orundzüge gewinnen. @eftern wurbe gefagt: „Die Kirche ift feine 
Rechts, fondern eine Gnadenanſtalt.“ Im ihrer Erfcheinung in ber 
dat iR fie aber auch eine vollfommene Rechtsanftalt; unfere Eonferenz 
hR zeugt davon. Die Intherifche und die reformirte Kirche find völlig 
gläßberechtigt und beide hat das Allg. Landrecht ausprüdlich aufges 
kommen. Richt bloß vie einzelne Gemeinde hat Anſpruch auf den 
Schub ihres Rechts, fondern vor. Allem die Gefammtheit jeder ber 
beiden Kirchen. Diefe Grundfäge erkennt auch die Denkſchrift in ven 
Atenfücen des Evang. Ober⸗Kirchenraths an. Durch beide Kirchen 
geht die Sefmfucht, fich die Hand zu reichen auf ihrem gemeinfamen 
Grunde, fie werben aber daran gehindert, weil fie befürchten müflen, 
rüber und dabei ihre Stellung zu verlieren, wenn fie fich alfo einigen. 
ML man dagegen Das Gemeinfame fördern, fo muß man zuerft das 
delennmiß vefpectiren. . | 
Der Redner übergiebt hierauf den folgenden von dem König. 
Geheimen Staatsminifter Uhden umterflüsten Antrag: 
„Daß, — in dem Anerkenntniſſe, wie nicht nur die einzelnen Kirch⸗ 
„eingefeffenen und Gemeinden, fondern vor Allem auch, als aus 
„drüdlich recipiste Kirchen, die evangelifch-Tutherifche und die 
„evangelifchsreformirte Kirche, jede als Ganzes, den auf Rechts: 
„Fundamenten beruhenden Anfpruch auf Schug in ihrem Befiß- 
„und Bekenntnißſtande haben — ansdrädli anzuordnen, Daß. 
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„in den für die einzelne Gemeinde etwa zu errichtenden Statuten 
" basjenige Bekenntniß als das in ihr allein gültige und fie bin⸗ 
„dende beftimmt zu bezeichnen, welches in ihr gefchichtlich her⸗ 
„gebracht und nicht etwa in den zuläffigen Fällen bei Bereinigung 
„mehrerer Gemeinden differenten Belenntniffes durch einen zu 
„Recht beftändigen und hierzu rechtlich geeigneten Alt unter Se 
„nehmigung ber kirchlichen Obern geändert if.“ 

und bemerkt noch ferner: Die Schäße der Kirche follen nicht verloren 

gehen, fondern im Rechte bleiben, damit die Kirche ihre Miffion ers 

füllen fönne und zulegt auch Vertrauen zu dieſer Maßregel gewinne. 


Generals Superintendent Dr. Möller: „Ihr follt meine Zeugen 
fein!” — Diefes Gotteswort, zunächft den Süngern, demnaͤchſt aber 
auch ihren fchwachen und gebrechlichen Nachfolgern in Angelegenheiten 
des Himmelreich8 zugerufen, wird für mich heut eine Mahnung auf 
Augenblide das Wort zu nehmen, eben um Hinfichtlich der ernften 
hier verhandelten Dinge ein Zeugniß aus der Provinz Sachen nach 
meinem Amte zu geben. 

Je allgemeiner ein folches Zeugniß, weil ein Gefammturtheil — 
defto gewagter. Sch werbe alfo nur bei den Gliedern meines, des 
geiftlichen, Standes ftehen bleiben muͤſſen und befenne auch dann 
noch, daß meinem Zeugniß viel Irriges anhaften kann und wird. 
Bon dem Eonfiftorium der Provinz glaube ich nicht ausbrüdlich Hier 
reden zu follen, aber. fagen darf ich, daß meine Anführungen fich 
auch gegen dieſes werden vertreten lafien. 

Die Denffchriften des Hochwürdigften Evang. Ober» Kirchenraths 
fprechen es gleich unter Nr. 1 aus, es ſei die Abfiht Sr. Majeftät 
des Königs, die Löfung mehrerer wichtigen Fragen im Gebiete ber 
Liturgie und bed Rechts in die Hände einer allgemeinen Landes— 
fynode legen zu wollen. Wie fich zu dieſer allerhöchften Intention 
die Stimmung der fächftfchen Landen verhalte, fcheint ſich erſt dann 
Har herauöftellen zu lafien, wenn von dem Befenntniß der Kirche 
daſelbſt die Rede geweſen ift. 

Daß unfere Landeskirche eine fertig unirte nicht fei, fonbern 
den Namen der evangelifchen führe und führen folle, fleht urkund⸗ 
lich feft und berufe ich mich dieſerhalb auf die authentifche Declaration 
©. 270 der Verhandlungen der evangel. Generals Synode von 1846. 
Wie hiermit das Bekenntniß und der Sinn des geiftlichen Standes 
zur Union zufammenhäangt, ftelt fich in meiner eigenen Perſon viels 
leicht Heraus. Ich bin im Jahre 1815 auf die Symbole der luthe⸗ 
rifchen Kirche orbinirt und verpflichtet worden. Wie wenig ich mich 
bejonderer Confeffionstreue rühmen darf: doch fteht im Hintergrunde 
meiner Seele das Iutherifche Bekenntniß feſt. Nichtspeftoweniger bin 
ich, unter der natürlichen Vorausſetzung und Bedingung — der 
Union 1830 beigetreten und werde auch in diefer Stellung liebevoller 
Eintracht und Einmüthigfeit — felbft beim Genuß des Nachtmahls 
ireu verbleiben bi8 an mein Ende, „innerlich abgewogen verhält es 
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fh ganz eben fo in den Gewiſſen einer überwiegend großen Anzahl 
der Geiftlichkeit der Provinz, womit nicht geleugnet werden fol, daß 
es, namentlih im Süden der Provinz, noch eine Anzahl wärmerer 
Freunde der Union giebt, welche ihren noch nicht formulirten Stand- 
yunft auf dem Gemeinfamen nehmen und für dieſen flreiten würden. 
Das »de internis non judieat ecclesia« will ich nicht ald Verwahrung 
hinſtellen, denn man müßte ja auch, um gerecht zu fein, von vielen 
ihtunioniften- dasſelbe fagen. 

Indeſſen wird man von einem General-Superintendenten erwarten, 
daß er aus feinen Erfahrungen heraus ein, wenn auch nur fubjectiv 
wahres Mrtheil gewonnen habe und ausfprechen koͤnne, ein Urtheil, 
dad freilich nur im großen Ganzen gilt und auf manche fehr tüchtige, 
auch wohlgefinnte Leute nicht zur Anwendung fommen darf. Ich 
itte den Herrn, daß er bei der Ausfprache dieſes Urtheild mich recht 
ſchatj anfehe und in der Zucht halte! — es lautet fo: 

unter den Geiftlichen des Iutherifchen Belenntniffes Habe Ich nach 
den biöherigen Beobachtungen in Beziehung auf Wifienfchaft, Amts- 
gabe, Predigtmacht, Seelforgertreue, und uneigennüßige, felbft furcht⸗ 
lofe Hingebung an den Beruf ein entſchiedenes Mebergewicht ange⸗ 
hoffen — fo fteht es bis diefen Augenblick! 

Das Verhältniß zur Union läßt fi auch hiernach abmeffen. 
Don felbft aber ergiebt ſich nun auch aus dieſem Blid auf den geift- 
lihen Stand im Großen, wie fehr verſchieden die Urtheile fein werden, 
mt welhen man ber Bildung einer Synodalverfaffung der 
evangeliſchen Kirche entgegenfieht. j 

„Ich darf Hier mit einiger Sicherheit nur von ber mir vorzugs⸗ 
heile verwandten Seite, der Iutherifchen, Zeugniß geben wollen. 

Für den Namen „Intherifch” brauche Ich wohl nicht um Er-- 
Imbiß zu bitten — der Sprachgebrauch läßt fi aus der Gefchichte 
nicht ilgen. Fuͤrwahr, es ift für uns ein Stolz, daß Luther auf das 
Entfiedenfte fich geehrt hat, daß man ſich nach feinem Namen 
nennen folle; aber duch ift e8 ohne fein Zuthun wirklich gefchehen und 
niht zu ändern. Wenn wir an bie Quelle der Donau treten, fo 
wird Niemand das Kleine Bächlein für einen Hauptftrom von Deutfch- 
Imd halten. Bei der Ausmündung iſt inzwifchen fo viel hinzuge- 
Immen was der Fall und nicht die Macht des Betted verurfacht hat, 
dB feiner an der Benennung „Donauftrom” noch Zweifel trägt. 

‚ Nun denn nur und nun noch einige Worte über die Bildung 
aner Synodalverfaſſung für die evangelifche Kirche der Brovinz Sachfen, 
Dieleicht der Afttichen Provinzen überhaupt. 

O wir find fuͤrwahr nicht Anhänger einer Geiſtlichkeitskirche, 
uns duͤrſtet nicht nach einer hierarchifchen Machtäußerung; wir find 
auch keineswegs uneingedenk unferer ſymboliſchen Bücher und ber hei⸗ 
ligen Gefchichte unſeres Urſprungs, daß wir nicht wiſſen ſollten, was 
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die Reformatoren geſetzt Haben (auch die Schmallaldiſchen Arukel won 

der Kirchengewalt) z. B. Melanchthon's Consilia: 
Ecclesia non tantum constat ex doetoribus, sed etiam ex religuo 
coetu, ideoque promissio veritatis ad universam ecclesiam pertinet 
et non tantum ad unnm ordinem. Sunt igitur legendi judices 
non tantum episcopi, non tantum sacerdotes, sed etiam laici, 
gni propter honestos mores, gravitatem et eru- 
ditionem censentur idonei: 

Man fieht alfo, die reformatorifche Zeit hat nicht an ein Wählen 
der Gemeinde, fondern an eine Auswahl aus ihnen, nicht an Uebung 
allgemein chriſtl. Gerechtſame der Einzelnen, fondern an Benugung 
vorhandener Dualification, nicht an eine Geſetzgebung, ſondern 
an eine berathende Behörde, deren Nathgebung und Meinung 
Act. 15, 6. „befehen” werden fönne (idsiv reg) Tov Adyov zovıo) 
gedacht. Und das thun auch wir. 

Wenn alfo der hoͤchſte Schutzherr unferer evangeliſchen Kirche 
die Bildung ſolch einer berathenven Behörde beabfichtigt, und von ber 
Kirche feine treue Hand nicht abziehen will (mit Freude gedenke ich des 
Wortes denominatio von geſtern Her), dann wird das ganze Sachſen⸗ 
land freudig zuftimmen und helfen] 

Mird aber auf eine eigentliche Synodal-Organifation hingear 
beitet, fo muß ich von meiner Provinz, wie fie vor mir liegt, jagen: 
vestigia terrent! Mein Antrag geht dahin: 
| „Daß alle kirchlichen Zuftitutionen, welche der Provinz Sadſen 

„dargeboten werden, in frictem Zuſammenhange mit der Bekennt— 
„nißfrage, mit dem Status der Unionsſache und mit der Drganlı 
„ſation des Synodalweſens im heffern Sinne behandelt werden. 

Gonfiforials Director Noͤldechen pflichtet den beiden Vorrednern 
bei und bezeugt, daß viele Gemüther von der Furcht beherrſcht werden, 
daß die Union den Rechtsbeſtand der beiden Kirchen gefährbe. Er 
hält e8 aber nicht angemeſſen, die hohe Frage des Rechts ber beiden 
Befenntnißficchen in unferem Baterlande bei dieſer Gelegenheit ale 
ein Stüd eines Gemeindeſtatuts zu erwähnen. Das Belenntniß if 
ebenfo das Fundament der Kirche ais auch der Gemeinde. Der Rene 
fiellt hierauf folgenden Antrag: | 

„Es möge bei Revifion der Grundzüge eine dahin gehende Dt 
„Rimmung beliebt werden: jede evangelifche Gemeinde ſteht al 
„dem Boden ihres gefchichtlich feſtſtehenden Bekenntniſſes. Diefer 
„Belenntnißftand N im den zw errichtenden Gemeindeſtatuten 
„auszuſprechen.“ 

Superintendent Redlich: Das Recht und ber Beſihſtand der 
beiden Kirchen muͤſſen in 8. 4 ihre Anerkennung finden; eg giebt aber | 
‚viele. Gemeinden, in denen beide Befenminiffe nöllig zuſainmengewachſen 
find. Ratibor if eine folche combinirte Gemeinde, in der die jüngeren 
Glieder nicht mehr wiffen, ob fie lutheriſch oder veformirt find. Daher 
muß neben dem Befigftand der lutheriſchen und ver zeformirten Kirche 
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u han ber Conſenſnalgemeinden feinen Ausdruck und fein 
echt finden. 

Confiſtorialrath Dr. Lehnerdt: Die wichtigfte Frage und die, 
vor der wir ums Alle beugen müflen, ift bie: „Was fagt der Herr 
dau?” In 8. 1 wird der Ausdruck „evangeliſch“ angefochten. Was 
fagt der Herr dazu? ES wird ferner der Ausprud in demjelben Para⸗ 
graphen angefochten: „Als Glied der evangelifchen Kirche befennt fie 
fh zu der Lehre, die in Gottes lauterem und Tlarem Wort, den 
prophetifchen und apoftolifchen Schriften Alten und Neuen Teftaments, 
begründet und in ven drei Hauptfymbolen und ven Befenntniffen ber 
Reformation bezeugt find.” Was jagt der Herr dazu? Was wird er 
lieber Haben, den Bringer des Evangeliums, der Botfchaft des Friedens, 
dab man feinen eigenen Leib einen evangelifchen nenne, oder ihm ben 
Rımm eines armen, fündigen Menfchenfindes beilege? Ja, was würde 
Luther felber Lieber hören? Sind nicht die fo definirten Gemeinde 
glieder als Glieder des Kirchenrathes hinreichend und gut? Die gegett- 
waͤrtige Faſſung hindert durchaus nicht, den Charakter jeder einzelnen _ 
Gemeinde genau zu bezeichnen. Es iſt darum: fein Berürfniß eines 
befonderen confeffionellen Scrutiniums in einem folchen Statut. Rebner 
hat lange in der Provinz Preußen gelebt und darin ein Anıt bekleidet 
und gedenft der Zeit mit dankbarſter Erinnerung. Die dortigen Ge⸗ 
menden nahmen willig und gem bie Gemeindeordnung an, weil fie 
fei von Vorurtheilen waren und weil die Behörde. freudig dazu mar, 
die Sache zu fürbern. Liegt aber die Urfache des Stillftandes in ber 
Einführung der Gemeindeorbnung nicht überall an Verfäumnifien der 
ann oder andern Art? Die Gefchichte wird einft das beſte Zeugniß 
von dem Segen derfelden geben. 

Darum: $. 1 fol in feiner gegenwärtigen Faſſung bleiben. 

General» Superintendent Dr. Schmidtborn: Auch in demjeni- 
gen heile dee Rheinprovinz, der bis zur Einführung der Kirchenordnung 
von 1835 umter der Conſiſtorialverfaſſung geflanden, hat man bei 
defer Einführung ebenfalls die Erfahrung gemacht, daß die Schwierig 
leten, welche ber Durchſuüͤhrung neuer Organifationen in der Regel 
überall entgegentreten, feinen Grumd abgeben fönnen, von biefer Durch» 
führung abzuftehen. Redner hat in dieſem Theile der Provinz ber 
öcefe Wehlar lange Zeit ald Superintendent und Pfarrer angehört 
md iR Zeuge davon gewefen, wie unbequem die neue Orbnung umd 
vr Allem Die Orgemifatton der Gemeinde den Pfarren, Presbytern 
ind Repräfentanten in ber erſten Zeit. war; wie dieſelben in der erfien 
Jet gar nichts Mechtes damit anzufangen wußten und fich in Pres⸗ 
teren und Synoden anfänglich faR mm mit Außerlichen Dingen 
kihäftigten. Durch den fortgefeten Gebrauch find fie aber in ber 
Sache heimisch geworden und tiefer in das innerliche Lehen geführt 
IMd namentlich auch in dem Befenntnißftande befeftigt worden. Die 
Sirhenordnung Hat den Bekenntnißftand dieſer Gemeinden, ber zwar 
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äußerlich hiſtoriſch feftftand, aber aus dem Leben vielfach geſchwunden 
war, wieder mit neuem Leben erfüllt. Die rheinifche Kirche iſt eine 
befenntnißtreue, ‘aber obwohl ihr Bekenntnißſtand unverrüdbar- feige 
ftellt und ſcharf formulirt ift, fo ift die Union dadurch nicht allein 
nicht alterirt, fondern vielmehr tiefer begründet worden. Daher möge 
das Kirchenregiment fich in der Durchführung der Gemeindeorbnung 
nicht irre machen lafien. Der Segen, der dem Welten daraus erblüht 
ift, wird auch dem Often nicht fehlen. | 
Superintendent Stiller: Der Hare Ausfpruch des Bekenntniß⸗ 
ftandes ift der nothwendige Unterbau jeder Organtfation. Daß wir 
ihn klar ausfprechen, fordert die Glaubendtreue, die Dankbarkeit und 
die Liebe. Man fagt zwar wohl, die confefftonellen Leute feien Menſchen 
ohne Liebe, aber es ift nicht fo. Der Herr hat die Kirche ſich in 
verfchiedenen Heften geflalten und dieſe einzelnen Zweige bis heute fort 
beftehen laffen, fo mögen denn auch wir ferrier Glaubendtreue be 
weifen. — Die Dankbarkeit gegen die Väter fordert und auf zum 
Fefthalten an dem Bekenntniß, die Dankbarkeit für die Opfer, die fi 
dafür gebracht, die Leiden, die fie darum erduldet Haben. — Ebenſo 
verpflichtet und bie Liebe dazu, die durch einen unklaren, gegenfetig 
in einander übergreifenden Beſitzſtand gehindert und nur da möglid 
und von Beftand if, wo Hare und beftimmte Grenzlinien gezogen find. 
Das Kirchenregiment will das Befenntniß nicht fehmälern, darum 
fpreche dasſelbe es aber auch aus. Nicht im Localſtatut findet es 
feinen Pag, vielmehr müffen die Grundzüge felbft das Localſtatut 
normiren. | 
' General» Superintendent Dr. Sartorius flimmt dem Antrage 
des Präflventen Dr. Götze, der auch von dem Geheimen Staat 
miniftee Uhden und fpäter ebenfo von dem Generals Superintendenten 
Dr. Möller adoptirt ift, bei. Die Grundzüge follen die ganze öfb 
liche Kicche der Monarchie umfaflen, weshalb eine genaue Bezeichnung 
des Befenntnißftandes unerläßlich if. In Preußen war man wohl 
der Meinung, die Annahme der Grundzüge binde erft an das Br 
kenntniß, aber bie Verpflichtung auf das Befenntnig war ſchon früher 
da. Das Bekenntniß fteht auch ohne Statut feft, denn die Kirche iR 
da und der $. 1 kann nichts mehr daran ändern. Man hat beahalb 
den Paragraphen als einen durchaus gleichgültigen angefehen. Redner 
wünfcht auch die Befenntnißfragen in den Grundzügen ganz weg, ſollen 
fie aber bleiben, fo ſoll entweder durch Kocalftatute oder durch eine 
allgemeine Verordnung dahin Fürforge getroffen werden, daß Alles in 
diefer Beziehung fo bleibe, wie ed früher ſchon geweſen iſt. 
Die reformirten Gemeinden der Brovinz haben fich von den Grunde 
zügen ausgeſchloſſen, weil fie derfelben nicht bepürfen. 
Schlußantrag: Der $. 1 ſoll als unnöthig gelöfcht werben. 
General» Superintendent Dr. Büchfel, der fich ebenfalls in 
Antrage des Praͤſidenten Dr. Goͤtze anfchließt, bemerft: Es IR Miß 
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trauen vorhanden, das befeltigt werben. muß durch ein klares, rundes 
und feſtes Bekenntniß. Es ift nicht genug, Erlaubniß zu haben Iu- 
therifch zu fein, die lutheriſche Kirche befteht zu Recht und dieſer Rechts⸗ 
befand muß anerkannt werben, -fonft wird fein Friede. Weber den 
Begriff der Union Berrfcht die größte Confuſion. Demokratiſch iſt es, 
wenn Patron, Pfarrer und Kicchenvorfteher das Bekenntnis und deſſen 
Geltung beftimmen follen. Die Union läßt fich eben fo wenig mecha⸗ 
ni faſſen, als machen. Beide Kirchen haben große Verwandtſchaft, 
aber auch einen durchgreifend verfchievenen Charakter, der nicht durch 
vie Befeitigung der Spigen zu befeitigen if. Se mehr .Mecht, vefto 
mehr Vertrauen. Die Union, welche die Confeſſton erelubirt, wird 
nimmer die Herzen gewinnen; die Union muß vielmehr der Confeffion 
dienen. Dee Redner formulirt darauf folgenden Antrag: 
„Ueber den Bekenntnißſtand der Gemeinde kann die Gemeinde 
„nicht gehört werden. Den Bekenntnißſtand entfcheider das ge: 
„Shichtlihde Recht. Nur bei den neuen Gemeinden, die feine 
„Geſchichte haben, iR Die Wahl der Union möglich." 

Geheimer Juſtizrath Dr. Abegg findet in feiner Gefinnung für 
die Union und in feinem Gemüth ſich mit den Ausführungen des Con⸗ 
Morialeath6 Dr. Lehnerdt einverflanden; es ‚würde demnach : der 
sl in feiner jegigen Faſſung hinreichenz; aber zur Beruhigung und 
gegen Mißverſtändniſſe müfle er als Juriſt — und zwar vielleicht als 
der einige reformirte Jurift in diefer hohen Verſammlung und ale 
Mitglied. des Presbyteriums ſich für die genauere Hervorhebung der 
geſchichtlichen, confeſſionellen Berechtigung und fo, von feinem Stand» 
yunkte aus, für den Antrag des Bräfidenten Dr. Göbe und indbe- 
Imdere des Confiftorial- Directors Nöldechen erflären können. 
General» Superintendent Jaspis: Im Intereffe von Bommern 
die Frage gar nicht zu umgehen, weshalb Redner den Anträgen 
feine Amtsgenofien Dr. Sartorius, Dr. Büchfel und Dr. Möller 
heitit. Pommern hat nur 5 reformirte und eine unirte Gemeinde. 
Suum culque, auch den Gonfenfsal- Gemeinden. 

Superintenvent Schultz: In dem Antrage des Präfidenten 
Dr. Goͤhe iſt die Union gar nicht berüdffichtigt, vielmehr enthält. der- 
Klbe eine directe Berleugnung des Rechtöftandes der imirten Kirche. 
Redner proteſtirt gegen die Behauptung, daß In der Provinz Bran⸗ 
denburg nur wenige unirte Gemeinde. fein; wäre biefe Behauptung 
Ntig, fo würde daraus folgen, daß des Königs Majeftät von ven 
Ürhörden falfch berichtet worden fel, eine Vorausſetzung, die wicht an» 
genommen werben könne. Der Rechtözuftand ber unirten Kirche ift 
nicht abhängig von einer temporären Stimmung. In Pommern find 
benſalls viele uniste Gemeinden und ‚nicht bloß eine. Die Verſchie⸗ 
denheit der Confeffion gehört einem überwundenen Stanbpunfte an. 
Die Union pflegt die Confeſſion, aber nicht den Diffenfus. Der An- 
Ing des Redners geht mit Confiſtorialrath Dr. Lehnerdt dahin, daß 
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8. 1 bleiben fol, wie er if, denn in feiner gegenwärtigen Faſſung 
findet Alles feine Befriedigung. Man hat die Durchführung der Grund⸗ 
zuͤge nicht verfügt, weil die Union Gebuld hat. Ä 

Conſiſtorial⸗Praͤſident von Mittelfkädt tritt dem Antrage des 
Generals Superintendenten Jaspis und Präfldenten Goͤtze bei. Die 
einzige Medicin für Bommern ift die beftimmte Anerfennung- des Be 
Tenntniffee. | 

Präafident geht zur Abftimmung der Frage über: IR ein Der 
dürfniß vorhanden, bei der befchlofienen Reviſion das Recht ber Eon- 
feſſion gegenüber dem $. 1 zu einem fchärferen Ausdruck zu bringen? 
Die Trage wird mit 33 Stimmen gegen 6 bejaht. 

Geheimer Juſtizrath Dr. Bluhme: Sind bei der Frageſtellung 
des Eonfiftorial= Directord Nol dech en Die Bonfenfuss Gemeinden nicht 
ausgejchlofien? Die Verſammlung erklärt ſich ohne Widerſpruch das 
für,. daß dieſe Gemeinden nicht ausgeſchloſſen ſeien. 

Es entfteht die Frage, ob über den Antrag des Dr. Götze oder 
des Directors Nöldechen zuerft abzuftinmen fei. Nachdem Conſiſto⸗ 
rialsDirertor Nöldechen erflärt hatte, daß er feinen Werth darauf 
lege, daß über feinen Antrag zuerft abgeflimmt werde, weil, wenn 
man in dem Antrage ded Dr. Götze die Motive, über welche nicht 
abzuftimmen fei, von dem eigentlichen tenor des Antrages fcheide, beite 
Anträge im Wefentlichen zufammenfallen, läßt Präſident darüber 
abftimmen,..ob der Antrag des Bonfiftorial- Directors Nöldechen vor 
dem des Peäfidenten Dr. Götze zur Abftimmung kommen folle. Die 
Berfammlung erklärt fich durch Aufſtehen dafür. Demnaͤchſt wird ber 
Antrag des Eonfiftorial- Directors Nöldehen zur Abftimmung ge 


bracht: „Es möge bei Reviſion der Grundzüge eine dahin gehende Dr: 

‚ „fimmung beliebt werden: Jede evangelifche Gemeinde flieht auf 

-. „dem Boden ihres gefchichtlich feRftehenden Betenneniffes. Dielet 

„Bekenntnißſtand if in den zu ersichtenden Gemeindeſtatuten 
„auszuſprechen,“ 

Der Antrag wird mit allen Stimmen gegen eine bejaht. Praͤ⸗ 
fident Fündigt die nächfte Sigung auf kommenden Freitag 10 U. an, 
in welcher die heutige Verhandlung durch Berathung über Die Siel⸗ 
lung des Patronats fortgefegt werden fol. Auf den Antrag bed Prü- 
fidenten Dr. Götze könne die Beratung nicht mehr eingehen, da der: 
jelbe den Antrag auf Organifation von Confeſſtons⸗Kirchen involvire, 
die, wie man auch darüber. denken möge, bei der Verhandlung über 
die Gemeindeordnung nicht erledigt werden Fönne. ' 


Uechtriß. Moeldechen. Stiller. König. Thielen. 


Dritte Sitzung. 





Berlin, den 7. November 1856. 


Die dritte Situng der firhlichen Eonferenz wurde Vormittags 10 Uhr 
durh ein Gebet des General» Superintendenten Dr. Hahn eingeleitet. 

Generals Superintendent Büchfel hat feine heutige Abwefenheit 
enge, wogegen Profeffor Hengftenberg feine Gegenwart ans 
meldet. | 


Das Protokoll über die erfie Sigung wird vollends verlefen und 
von der Verfammlung genehmigt. 

Prafivent fordert auf, alle erledigte Referate und Correferate 
an das Büreau, die noch nicht erledigten aber bald nach ihrer Vollendung 
an ihn felbft zur Kenntnißnahme abzugeben, verlieft die folgende zum 
Protofoll eingereichte Erflärung des Ober⸗Tribunalsrath Dr. Heffter 
vom 6. d. M.: 

„Unterzeichneter Hat in treuer Anhänglichkeit an die Bekenntniſſe 
der lutheriſchen Kirche, worin er aufgewachfen ift und gelebt hat, 
km Antrage des Heren Direktor Noldechen zu dem $.1 der Grund⸗ 
füge beigeftimmt und iſt nicht gemeint, davon zurüczutreten. 

Abgefehen jedoch von den Zweifeln, welchen die Yaflung und 
eventuelle Anwendung des Antrages, bezüglich des gefaßten Bes 
[Hluffes, unterworfen fein. möchte, zu deren Erwägung und Erörte- 
umg im Laufe der Verhandlung wenigſtens ‚dem lintergeichneten cd 
an hinreichender Zeit gefehlt hat, ſieht er fich zu der Erklärung 
gedrungen : | 

daß feiner Zuftimmung nicht etwa die Bedeutung beigelegt 
werben möge, als folle dadurch der von des Höchftjeligen 
Könige Maieftät geftifteten Union entgegengetreten werben; 
daß er vielmehr, der Bekenntnißſpecialität ungeachtet, in jeder 
damit vereinbarlichen Weife die Union der beiden evangelifchen 
Kirchenparteien für fortbeftehend und wirffam erachtet. 
Berlin am 6. November 1856. Dr. A. W. Heffter.“ 


und überweift diefelbe ald Motive für das perfönlich in ver zweiten 
Situng abgegebene Votum dem Protokoll. 
gr 
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Nachdem der Vorſitzende erklärt Hat, die Fragen über ven 
Pepräfentationsbegriff und über die Fortbildung der Gemeindeorbnung 
zur Synobalverfafjung würden bei der fünften Frage liber die Landed- 
fonode zur Verhandlung kommen, erhält Referent, Confiftorialrath 
Liedfe, das Wort. Durch den in der zweiten Situng über ben 
Bekenntnißſtand gefaßten Befchluß fieht er ſich verpflichtet, feinen con- 
feffionellen Standpunkt auszufprechen, wonach er der evangeliſch⸗lu⸗ 
therifchen Kirche angehöre, fich aber durch den unterfchriebenen Unions- 
revers gebunden erachte, und der Union mit innerer Zuftimmung an- 
gehöre, da zwifchen der Iutherifchen und reformirten Confeſſion eine 
lebendige Einheit ftattfinde und er dem Satze Auguftins folge: In 
necessariis unitas, in dubiis libertas, in omnibus caritas. Er betont 
in der Benennung „evangelifch -Tutherifch”" das „evangelifch”, weiß fd 
dabei mit Luther im Einverftändniß und erinnert auch für bie Gegen: 
wart an das Wort: Einer ift euer Meifter, Chriftus. Obgleich in 
der vorigen Sitzung vorzugsweife von dem lutherifchen und reformirten 
Befenntniß gehandelt worden fei, fo nehme er doc; an, daß durch ben 
gefaßten Beichluß den unirten Gemeinden fein Abbruch habe geſchehen 
follen, da auch diefe einen gefchichtlich rechtlichen Standpunkt einnähmen, 

Auf die Frage, ob der in der vorigen Sitzung von dem Bir 
Präfidenten Dr. Götze geftellte Sonderantrag noch beſonders berathen 
werden folle, erwiedert Bräfident, daß das, wenn es gefchehen folk, 
im .Anfchluß an das Verlefen des Protokolls der zweiten Sieung gr 
ſchehen müffe. 

Es folgt der Webergang zur Tagesordnung, betreffend das Ba: 
teonat. Darüber find von Confiflorialrathi Liedke, Conſiſtorial⸗ 
Direktor Nöldechen und fpäter von General » Superintenvent Dr. 
Hoffmann Anträge eingebracht‘ worden. Sie werden in folgende 
Faſſung verlefen: Ä 

1. Antrag des Confiftorialrath Liedke: 
„Sol die Conferenz rathen, daß den Patronen im Allgemeinen 
„und vorbehaltlich deffen, was befondere Nechte und Gewohn⸗ 
„beiten erfordern möchten, diefenige Stellung gewährt werdt, 
„weiche das Votum des Correferenten General: Superintendenitl 
„Sartorins bezeichnet?“ 
.2. Antrag des Conſiſtorial⸗Direktor Nöldechen: 
270.88 Anerkennung der -beftehenden Rechte ift:, 
2) us den Grundzügen auszufcheiden, was die Aufhebung des 
2Patronats vorausſetzt, oder deſſen Rechte beeinträchtigt; 


b) „den evangeliſchen Kirchenpatronen vorzubehalten, von den Ber: 
„handlungen der Kirchengemeinderäthe Kenntniß zu erhalten; 
e) „auch, ihre Qualiflcation ($. 8 der Grundzüge) voransgefept, den 
on :„Berfommlungen mit Stimmrecht beizuwohnen... 
3. Antrag des General» Superintendenten Dr. ‚Hoffmann: 
a) „Der Patron hat Sig und Stimme, auch durch feinen Stellve 
„treter, wenn er nicht in der Gemeinde wohnt, und mir den DON 
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„ihm ernannten Kirchenvorſtehern, im Kirchengemeinderathe, ſo 
„oft die innerhalb feines Rechts liegenden Gegenſtände zur Ver— 
„handlung kommen. Gollectiopatrone können aber nur durch 
„Einen oder Zwei Abgeordnete .dabei vertreten werden. 


„Der Patron ift wählbar, resp. Tann denominirt werden als 
„Mitglied des Gemeindekirchenraths; aber er muß nicht denos 
„minirt werden. 
„Einem kirchlich gefinnten Patron, der in der Gemeinde wohnt 
„und ihre Mitglied if, fol ein Sig ohne Stimme, wenn er nicht 
„denominirt, resp. gewählt ift, im Gemeindekirchenrath zufichen, 
„der aber nur perfönlich eingenommen werden fann. 
d) „Die Entſcheidung darüber, ob ein Patron fi zu folchem Sitze 
„eignet, gebührt dem Superintendenten mit der Kreisſynode, ſo⸗ 
„fern eine ſolche nicht befteht, mit dem Gonfiftorio.“ 

Nachdem Referent, Conſiſtorialrath Liedke, die weitere Tages 
mung in den Fragen bezeichnet hat: Iſt der bisherige Wahlmodus 
für die Gemeinden bevenklih? Sol die Gemeindeordnung durch Vers 
ordnung eingeführt oder der freien Aneignung überlaffen werden? — 
erlärt ſich Geheimerath v. Meding dahin: Ich feße nach der zweiten 
Situng voraus, es folle in eine Beichlußnahme über Annahme: ver 
Gemeindeordnung nicht eingegangen werben, ehe die Revifion vorliege; 
wohl aber hat die bisherige Discuſſion ergeben, daß viele Mitglieder 
der Conferenz der Anficht find, ein gebeihliches Werk fei nur möglich 
inter volllommener, ausdrüdlicher Anerfennung des beftehenden Rechts⸗ 
zuſtandes, auch der Batrone, es fei ferner Alles aus den Grundzügen 
m entfernen, was den Anſchein habe, es werde eine auf Willkür der 
Örmeinden beruhende Nepräfentation beabfichtigt, endlich fei eine Fortent- 
widelung der beftehenden Kirchenverfafjung nur im Einflange mit den 
in Preußen vochandenen Kirchenordnungen zu volljiehen. — Praͤſident 
antwortet, Die fernere Discuflion werde darauf führen. Ä 

Auf die Bitte des VicesPräfidenten Dr. Götze, zur Frage, ob 
der tevidirte Entwurf als Gefeß zu erlaffen fei, das Wort zu erhalten, 
Migegnete der Vorſitzende, er wolle zuerft die Freiheit der Discuſſion 
nicht beſchraͤnken, aus lehterer dann die Frageordnung beftinmen. 

Superintendent König: Der Antrag ded Herrn v. Meding 
Tann nicht zur Diseuffion fommen, weil er viele Anträge in fich fehließt; 
iegt Handelt es fich eben um das PBatronatsverhältniß. | 

Gonfiftorials Direktor v. Röder findet es bevenflich, ſchon jetzt 
das Patronatöverhältniß zur Berathung zu ftelen; es müffe zu der 
ſchon angeregten Debatte, ob die Gemeindeordnung anbefohlen oder Der 
heim Aneignung überlaffen werben folle, zurüdgegangen werben. Die 
Wichtige Frage über den Bekenntnißſtand fei entfchieden, aber wichtig 
Mi auch die Frage über Anorbnung oder freie, Aneignung, wichtig 
ſerner die Frage, ob es fich nur um ein Helferamt in der Gemeinde, 
Oder um eine Vertretung verfelben, dem Kirchenregiment oder dem geift- 
ühen Amte gegenüber, handele; darüber müffe erft entfchieden werben, 
und dann eine Berathung der einzelnen Paragraphen der Grundzüge 
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und Mopiftcation derſelben flattfinden. Der Vorfibenbe verlangt dar⸗ 
über fchriftlichen Antrag, und erklärt, die Discuffion habe gezeigt, daß 
die Verhandlung, ob Anordnung oder freie Aneignung, an den Schluß 
ehöre. ' 
i Generals Superintendent Dr. Möller hebt hervor, jebt handele 
es fih nur um das PBatronat überhaupt, und PBräfident ftimmt bei. 
Präfivent Graf Voß bemerkt zur Geſchaͤftsordnung, et habe 
geftern zwei Anträge eingereicht, fei, fich darüber zu Außern, nicht 
veranlaßt worden, die Eonferenz müffe aber davon Kenntniß haben, 
und bittet, diefelben zu verlefen. Es geſchieht; die Anträge gehen dar⸗ 
auf, daß Fein Zwang der Einführung flattfinde, und daß in den ein- 
zelnen Gemeinden die neue Gemeindeorganifation auch abweichend von 
den Grundzügen, unter Genehmigung ded Gonfiftoriums, erfolgen 
dürfe. — Nach der Bemerfung des Herrn v. Meding, er habe durch 
feine früheren Aeußerungen keinesweges präjubiciren, fondern nur feine 
Anficht ausfprechen wollen, fpricht fich über das Patronat zunächft 
Profeſſor Dr. Jacobſon aus. Er erklärt fih als einen Freund 
des Patronats, leugnet nicht defien jus, wohl aber, das dieſes jus divi- 
num ſei, will nicht die Aufhebung des Patronats; $. 17 der Bers 
faffungsurfunde, der unverfänglich fei, möge fallen, aber das Aufhören 
des Patronats müffe möglich fein; das Patronat fei nicht, wie wieder⸗ 
holt geäußert worden, ein Kirchenamt, weder nach Tanonifchem, noch 
nach gemeinsevangelifchem, noch auch nach preußifchem Recht. Zum 
Ermeife defien werden Aeußerungen der Kanoniften, wie Böhmer, 
angeführt, wird hervorgehoben, nach gemeinem Kirchenrecht fließe das 
Batronatsrecht aus gar verjchiedenen Quellen, verleihe viefes, außer 
gewiflen Ehrenrechten, nur die Befugniß, von der Verwaltung der 
Kicchengüter Kenntniß zu nehmen, in deren VBerfauf zu willigen; eine - 
Einwirkung auf spiritualia werde dem PBatronat weder im römifchen, 
noch im evangelifchen Kirchenrecht beigelegt; — nach preußifchem Rechte 
ſei jus patronatus ein Cigenthumsrecht, auch durch Kauf zu erwer⸗ 
ben; wäre dad Patronat ein Kirchenamt, und zu erfaufen, fo gäbe 
das Simonie; der Staat erft belehne mit dem Patronatsredht, und er 
gebe nicht ein Kirchenamt, welches interna zum Gegenftande habe; von 
firchlicher Jurisdiction des Patronats fei im Landrecht Feine Spur, 
und in den Paragraphen von den Firchlichen Obern werde der SBatron 
nicht genannt. Redner findet in den Grundzügen Feine Verlegung 
der Patronatsrechte, da diefe 8. 12, 6.7. und 10, 1 ausvrüdfich” die 
Wahrung beftehender Rechte ausfprächen, ja, wie das Gutachten 
des Geheimen Raths Bluhme nachweife, die Batronatsrechte erweiter- 
ten; — 8. 14 ſei unverfänglih. Er gefleht gern zu, daß kirchlich 
gefinnte und von ihrer Pflicht durchdrungene Patrone in ben Ge⸗ 
meindefirchenrath fommen, aber gebome Mitglieder felen fie nicht, fon- 
dern wählbare, und den gläubigen Patron werde die Gemeinde ſchon 
wählen. — Die Patrone feien nicht membra praecipua, aber doch 
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hervorragende lieber der Gemeinde; die Senniniinahme von den 
Behandlungen ded Gemeindeficchenrath8 fei ihnen nicht zu verfagen, 
auch die Stimme ihnen zu geftatten, nur nicht ad interna, wenn fie 
nicht gewählt feien. 

Geheime Rath Dr. Bluhme beruft fih auf das in feinem Gut⸗ 
achten Ausgefprochene, erkennt das Wohlthätige ded Patronats und 
feines Beftehens an, und freut fich, daß 1848 Batrone und Geiftliche 
mehr geeinigt habe, hebt aber auch die Kchrfeite hervor, und findet 
es bedenklich, daß an dem Widerfireben ver Patrone in vielen Ges 
meinden die Organtfation der legteren gefcheitert fei, daß man fürchte, 
die Gemeinden wuͤrden geeignete Patrone nicht wählen, daß in Meds 
lenburg, wo doch die Patrone volles Recht hätten, die Kirchen leer 
Ränden, was in ben Rheinlanden nicht der Fall fei, daß Patrone, 
we Ranke's Gefchichte nachweiſe, ihre Rechte auch arg gemißbraucht 
bitten. Die Kirche ift Gnadenanſtalt, nicht vollfommtene Rechtsanftalt, 
das ik nur der Staat; es iſt ein anderes Recht, was bie Kirche aufs 
fellt, wo nicht, fo wird fie Rom, oder in Berfnöcherung durch Ter⸗ 
ritorialismus gefangen. Redner it damit einverftanden, bie Rechte des 
Patronats zu erweitern oder in beſtimmten Zufammenhang mit ver 
frhlihen Gemeindeordnung zu bringen, nur fei vor Allem die fittliche 
Stellung ded Patrons im Auge zu behalten, das aber ſchwer aus⸗ 
führbar, und jedenfalls müfle derſelbe der evangelifchen Landeskirche 
angehören. Dann ift ihm von den Verhandlungen des Gemeindes 
frhenrath8 Kenntniß zu gewähren; gebornes Mitglied ift er nicht; 
gewiſſenhafte Patrone werden gewählt werden. Was in den Grund⸗ 
ſügen Patronatörechte etwa befchränft, mag man ftreichen. 

General⸗ Superintendent Dr. Hahn. Die fehr allgemeine Stim⸗ 
nung wider die neue Gemeindeordnung geht vorzüglich von den Pas 
om aus; was fchlefiiche Bonfiftorium Hat die Bedenken berfelben 
Au wenig Löfen fönnen, gegenüber der ihnen widerfahrenen Ruͤckſichts⸗ 
Iofefeit und Llnpankbarkeit, wovon die Grundzüge Spuren an fich zu 
kagn ſcheinen, da in diefen dem Batronat eine kurze Lebensfrift in 
Ausficht geſtellt, über die Befugniß der von ihnen beflellten Kirchen⸗ 
votſteher ohne Weiteres verfügt wird, und die übrigen Mitgliever bes 
Hemeindelirchenraths über das Vermoͤgen mitverhanbeln folln. So 
innen die Patrone nur neue Kraͤnkung erfahren, und felbft die Bes 
dörden Haben fie, den Gemeinden gegenüber, früher nicht ſchützen kön- 
im. Ohne Schein ift alfo die Klage der Patrone nicht. Redner ers 
inet an die der Kirche von denfelben erwiefenen großen Wohlthaten, 
mt geichichtlichen Hinweiſungen auf die infonderheit der fchlefifchen 
Kirche Im ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert, nach dem weſt⸗ 
phaͤliſchen Frieden, ber Altranftäbter Convention, nach der Beflgnahme 
Schleſiens durch Friedrich den Großen und bie auf die neueſte Zeit 
von Edelleuten und edlen Patronen gebrachten großen Opfer, und 
fimmt daher dem Antrage des Gen.⸗Superintendenten Dr. Sartorius 
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bei, jedoch unter den von Conſiſtorial⸗Director Noͤldechen bean- 
tragten Modificationen. | 

Eonfiftorials Dixectoe v. Röder fehlteßt fich gleichfalls unbebingt 
dem Antrage von Nöldechen an, und hat-nach den Ausführungen 
von Dr. Hahn nichtd hinzuzufügen. 

Eonfiftorial » Präfivdent v. Mittelftädt erflärt, die Erörterung 
über die Rechte des Patrons habe ihn intereffixt, fieht aber nicht ein, 
wozu fie praftifch zuc Gemeindeordnung diene, die Patrone feien ein⸗ 
fach nur bei ihren Rechten zu laſſen, es fei lebteren nichts abzunehmen 
und nicht zuzulegen; die weitere Debatte Über. die Revifion der Grunds. 
züge müſſe abgewartet werben, ehe eine weitere Erklärung über bie 
Stellung des Patrond abgegeben werben könne. 

Eonfiftorials Director Nöldechen hält die Heußerung, das Pa⸗ 
tronat fei, nach dem Ausfpruche bedeutender Reihtsautoritäten, von 
untergeorbneter Bedeutung und ein eigentliched SKirchenamt nicht, 
wie andere Recktsautoritäten fagten, nicht für entfcheidend, glaubt 
beides in gewiſſem Sinne zugeftehen zu Eönnen, aber die praftifche 
Trage fei, wie zu einer gebeihlichen Thätigfeit ‚für die Gemeinde Die 
rechten Kräfte zufammengefunden werden fönnen, und wie man dag 
folcher Thätigfeit Entgegenftehende wegraume? Es ift Thatſache, bie 
Batrone find zwar nicht membra praecipua, aber ausgezeichnete Glieder 
der Gemeinde; demnächft verbinden fie damit auch die Butöherrlichkeit, 
haben eine wefentliche Stimme, oft die alleinige Entfcheidung über bie ex- 
terna und Dad wichtige Recht über die interna, den Hirten der Gemeinde. 
zu wählen. Redner bevauert unendlich, daß das Batronat eine Waare 
geworden, wie es nicht fein folle, aber Gott werde auch darin helfen, 
und das Inftitut fei darum nicht zu verwerfen. Iſt denn bei folchen 
Complerus von Rechten und Pflichten der. Patron dayon auszu⸗ 
fchließen? Ein wohlwollender Patron Fann gewählt werden, wenn 
er will; aber in bewegten Zeiten reicht das Rechnen auf guten Willen 
nicht aus; 1848 wäre ed wohl meift mißlungen. Den Patronen 
dürfen natürlich große Rechte nicht gewährt werden ohne große Pflich⸗ 
ten, er muß evangelifch und an die $. 8 der Grundzüge genannten 
Bedingungen der Wählbarfeit anderer Mitgliever des Gemeindelicchens 
rath8 gebunden fein; auch an ihm eine gefunde Disciplin zu üben, 
wird nicht fo ſchwer fein, wie Das neuerdings im Bereich des Mag- 
deburger Conſiſtoriums ein Specialfal gezeigt hat. Unter ſolchen Be⸗ 
dingungen gehört dem Patron im Gemeindefirchenrath volles Stimms 
recht, nicht ein bloßer Ehrenfiß; er kann wegbleiben wie jedes andere 
Mitglied, wenn er nicht das Schwere des Mitftinnmens auf fein Ge⸗ 
wifien nehmen will, aber es gebührt ihm, mitzurathen, mitzuthaten und 
die Berantwortlichfeit mitzutragen. Schließlich fpricht fich der. Redner 
über eine zwedmäßige Theilung feines Antraged, unter namentlicher 
Beziehung auf die übrigen zur Frage geftellten Anträge, aus, 

Superintendent König erklärt als unzweifelhaft, daß der Ratron 
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vie Rechte, welche ex titulo singalari beſihe, auch behalte; ein Andered 
fei aber die Ertweiterung dieſer Rechte, die Mitgliedfchaft im Gemeinde⸗ 
Kirchenrath könne ihm nicht ohne Weitered eingeräumt werben; bie: 
evangelifche Kirche Tenne nur ein membrum praecipuum, den Landed« 
bern; wer in ihre Herrchen wolle, müfle dienen; die Verdienſte der: 
Patrone feien anzuerkennen, aber auch in den weftlichen Provinzen 
fein der Kirche große MWohlthaten erwiefen worden, ohne deshalb 
Datronatsrechte in Anfpruch zu nehmen, ja ein unbefchränfter Patron‘ 
habe freiwillig auf feine Rechte Verzicht geleiftet, weil er fie für un⸗ 
vereinbar mit der Kirchenordnung gehalten habe. Der Patron darf 
nicht geborene Mitglied des Gemeindeficchenrath8 fein; im Landrecht 
find feine Rechte und Pflichten vollfommen ausgefprochen. Der Bes 
gift der kirchlichen Qualification ift ſehr elaftifch; der Patron Fann. 
ſeharat⸗ lutheriſch, Die Gemeinde evangelifch-Tutherifch fein, wie ſteht 
ed dann um feine firchliche Qualification? Es ift ein bedeutendes 
Uebergewicht des Patrons In allen Firchlichen Angelegenheiten zu be⸗ 
forgen. Darum werde. in den Grundzügen einfach anerfannt: Alle 
Rechte, welche ver Patron titulo singulari behauptet, follen ihm nicht: 
genommen, und von allen Verhandlungen des Gemeindekirchenraihs 
fell ihm Kenntniß gegeben werden. 
Bräfident Uhden will befonderd conftatiren, was in der Mark 
sit. Der Antrag des Eonfiftorials Directors Nöldechen, die Rechte 
der Patrone zu wahren, ift volftändig begründet. Der Patron beruft 
nah märkifchem echt den Geiftlichen, während der Gemeinde ein. 
volum negativum zuſteht, ernennt die Kirchenvorftcher felbft, welche 
mit dem Baftor das Collegium für die ganze Verwaltung des Kirchen⸗ 
bermögend . bilden. eine Rechte find in einzelnen Bunften in ben 
Oundzügen gewahrt. Hört das Patronat nicht auf, fo bleiben alle 
Reh ſtehen; die Thätigfeit des Gemeindefirchenrathe wird Dadurch fehr. 
beſhraͤnkt Ob die Gemeindeordnung nach den Grundzuͤgen zwangs⸗ 
Weile eingeführt werden fol, unterliegt noch der Brage, aber fchon 
Kt iR Hervorzuheben, manche Beftimmungen der Grundzüge, wie 
5.12, 3 über die Beauffichtigung und Verwaltung des Firchlichen 
Vermögens, find Eingriffe in die Patronatsrechte. Jede Modification 
diefer Rechte kann nicht Durch die Kirchliche Gonferenz, fondern nur, 
unter Mitwirkung des Landtages, zur gefeglidhen Erledigung kommen. 
Für jetzt iſt nur ganz allgemein bei dem Antrage des Confifloriale. 
Ührertorg Nöldechen ſtehen zu bleiben, das Nähere über die. fehr 
Arie Frage, was den: PBatronatsrechten entgegenftehe, und was nicht, 
ft Hier nicht zu entſcheiden. 
‚ Superintendent Dr. Sander: Suum cuique! Dem Patron das 
eine, darum werde aus den Grundzügen Alles eliminitt,. was fein 
Recht beeinträchtigt, das fordert die Dankbarkeit, die Liebe und auch 
dag Recht. Aber auch der Gemeinde das Ihre! Ihr Recht iſt ſehr 
Arldgetveten durch Die Stellung der Geiſtlichen, wohl mehr noch. ber 
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Patrone; ed darf nicht neue Gefahr in biefer Hinficht eroͤffnet werden. 
Wäre der Patron nach den Grundgügen geborenes Mitglien des Ges 
meindelirchenrath6, fo wirde die Frage nach feiner kirchlichen Quali⸗ 
fication fchwer zuc Geltung fommen; darum fei feine Mitgliepfchaft 
von Wahl abhängig, welche für ihn ausfallen werde, wenn ers wolle. 
Die Grundzüge find für Normalgeiten, nicht für Zeiten ver Krifis; in 
letzteren müffen ganz andere Kräfte vorgehen, da brauchen SBatrone 
und Geiftliche befondere Stärfe und bie ift von dem Herrn. zu fushen. 
Alſo: Es werde Alles eliminirt, was eine Gefährdung der Rechte dee 
Patrons vorausſetzt oder einfchließt; er erhalte Kenntniß von allen 
Berhandlungen und Beichlüflen des Gemeindekirchenraths; er Tann zu 
einem Mitgliede desfelden mit Sig und Stimme gewählt werben; aber 
er ift nicht geborened Mitglied; auch wenn er in den Gemeindekirchen⸗ 
rath eintritt, bleibt der Borfig dem Pfarrer; dem nichtgewählten Pa- 
tton verbleibt der Ehrenſitz. on 
Geh. Rath v. Meding will die Kirchenverfaffung der weſtlichen 
Provinzen, welche gepriefen worden fe, in’ feiner Weiſe angreifen, 
noch ihren dortigen Segen leugnen, verlangt aber eben fo, daß die 
Stimmen Yon dort auf genaue Kenntniß der kirchlichen Zuftände in 
den öftlichen Provinzen beruhen möchten; Geh. Rath Bluhme würde 
gewiß bei näherer Kenntniß von den in der Mark und in Pommern 
. feit der Reformation zu großem Segen rechtlich beftehenden Kirchen 
ordnungen fein Urtheil modificiren; nicht nach allgemeinen, fondem 
nad) den befonderen Provinzialgefeben fei das dortige Patronatsrecht 
zu beurteilen; die Kirchenoronungen aus der Reformationdzeit weiſen 
ſtets auf die drei Stände hin, das Regiment, die Geiftlichkeit und die 
Gemeinde; letztere fei allerdings in den reformatorifchen Kirchen 
ordnungen nicht genug berüdfichtigt worden, und dem möge abgeholfen 
werben, aber ohne Beeinträchtigung der beiden anderen Stände; in 
den genannten ‘Provinzen repräfentire der Patron die Localobrigkeit 
der Kirche, und als folche müffe er Antheil an der ganzen Firchlichen 
Organifation haben; die Vermögendverwaltung ruhe jebt ganz in der 
Hand des Patrons und des Kicchencollegiums, zum Vortheil der Kirche; 
das Kirchencolegium müffe eine felbftändige Corporation fein; Bethei⸗ 
ligung der Gemeinde an diefer Verwaltung fei fehr gefährlich, denn 
leicht koͤnne bie bürgerliche Gemeinde das Kirchenvermögen als Ge 
meindevermögen anfehen. Erweiterung der PBatronatsbefugniffe wil 
der Redner nicht, aber eine größere Betheiligung der Gemeinden an 
firchlichen Dingen, namentlich auf dem Lande; dies fei jedoch nicht 
möglich, ohne den Patron dafuͤr zu intereffiven, und das gefchehe durch 
Anerkennung feiner. Rechte; feine Antorität dürfe nicht durch ZBahl er 
ſchuͤttert werben. Redner ſchließt fich an den Antrag des Eonfiftorials 
Director Nöldechen an, bebt aber beſonders hervor, man ‚möge DIE 
Mitglienfchaft des Patrons im Gemeinbefirchenrat mit den fehärften 
Gautelen, rüdfichtlich feiner Gefinnung, umgeben, dürfe jedoch dieſelbe 


Verhandl. über die Reviſion der kirchl. Sem-D. 123 


nicht von Wahl abhängig machen, wenn ber Zweck nicht verfehlt 
werben folle. 

Praͤſident erklärt, in der gegenwärtigen Faſſung des betreffen» 
ven Antrags falle das Wort „Erweiterung“ weg. - 

Gmerals Superintendent Dr. Hoffmann fchließt fich dem Ans. 
tage von Nöldechen infoweit an, als danach aus den Grundzügen 
Ales entfernt werben fol, was auf Abfchaffung des Patronate zielt; 
chen fo darin, daß alle Rechte des Patrons ausprüdlich vorbehalten 
bleiben. Stellt nun aber in Beziehung auf den dritten Theil des An- 
taged von Nöldechen den ſchon S. 116 des Protofolls wörtlich 
angeführten, fpecieleren Antrag. — 

Eonjiftorial= Präfident Graf Voß weift auf den zwiefachen Ins 
halt des Antrags von Nöldechen hin. Erſtlich folle das, was die 
Patrenatörechte beeinträchtige, aus den Grundzügen heraus, zweitens 
folk für den Patron die rechte Stellung in der Gemeindeorganifation 
gefunden werben; in leßterem Punkte flimme’er bei, im erfteren jedoch 
genüge das bloße MWeglaflen nicht, ed müffe vielmehr pofitiv ausge: 
hohen werden, daß dem Patron alle ihm zuftehende Rechte verblei- 
ben follen; auch die Nechte Anderer, des Geiſtlichen und der Kirchen« 
vorftcher, welche in VBermögend- Angelegenheiten der Kirche allein zu 
beſchließen hätten, und durch den Gemeindeficchenrath nicht gebunden 
werden dürften, müßten gewahrt werden; ebenfo feien andere Corpo⸗ 
tionen, wie die franzöfiiche Colonie, die reformirte Kirche mit ihren 
Preöbgterien, in ihren Rechten zu ſchuͤtzen; es ſei daher rathfam, in 
nem Zufage zu dem Antrage von Nöldechen ed auszufprechen, daß 
Iberhaupt die Inſtitution den Specialrechten in irgend einer Art nicht 
M nahe treten folle, und es werde eine folche General-Elaufel am 
bein am Schluffe ihren Platz finden. 

Bräfident bittet, einen dahin lautenden Antrag fpäter an rechter 
Stelle einzubringen. 

‚. Obers Bräafivent Eichmann: In der Provinz Preußen find fehr 
Anichtönolle und hervorragende Patrone; die Rechte derfelben find auf 
mphatifche Art anzuerfennen, und es iſt gut, weiter zu gehen und 
nen, ihre Fiechliche Oualification vorausgefetzt, Sig und Stimme im 
Örmeindeficchenrathe zu geben. 
Geheimerath Dr. Bluhme ſtellt einen eventuellen Antrag, welchen 
Bräfident verlief. Er lautet dahin: 
„Für den Fall, das der letzte Antrag des Eonfiftorlals Directors 
„NRöldechen die Bun der Conferenz finden würde, muß 
„ih auf den Zufag antragen: Dagegen unterliegt der Parron 
„als Mitglied des Kirchenraths auch der höheren Auffiche der 
„Behörden und der Kirchenzucht in ganz gleichem Grade, wie 
„die übrigen Mitglieder.“ - 
Dr. Bluhme finvet die erwähnten Gaben der Patrone vortrefflich, 
nil aber das Scherflein der Witiwe nicht vergeſſen wiffen, und erinnert, 
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unter Anführung von Thatfachen, an fehr bebeutende Gaben für bie 
Kirche in den Nheinlanden, ohne daß damit Patronatsreschte hätten 
erworben werben follen. Die Erziehung der übrigen &emeinberathös 
Mitgliever wird vernachläffigt, wenn fie nicht zu den fiir die Kirche 
gebrachten Opfern in Beziehung fleht. Das Geben fegnet; daher wäre 
ed wuͤnſchenswerth, wenn der Gemeinde die Möglichkeit bliebe, das 
PBatronat abzufaufen. Der Vorfig gebührt im Gemeindekirchenrath dem 
Pfarrer, auch wenn der Patron darin Sig und Stimme hat. Wenn 
die PBartifulars oder Provinzials Kirchenrechte betont worden find, fo 
liegt der Beſchluß, folche Rechte zu wahren, fchon vor; aber das Weſen 
der evangelifchen Kirche liegt nicht im Patronatsrecht. Es ift gefagt 
worden, 1848 mit feiner Verwirrung könne wiederkehren; aber es hat 
auch eine Zeit gegeben, wo der Paſtor, als früherer Hofmeifter im 
Haufe des Patrond, in fteter Abhängigkeit vom Patron geftanden hat, 
und folche fehlechte Zeit kann auch wieberfehren. Die Firchliche Ge 
meindeorbnung braucht die Vermifchung des bürgerlichen und kirchlichen 
Gemeindevermögend nicht zu befördern; folcher Mißbrauch Tann ver 
mieben werden. | 

Superintendent Thal hat viele wadere Batrone Fennen gelernt, 
wären alle fo, dann wäre ihnen im Gemeindekirchenrath mehr als ein 
Veto zu gewähren; aber fo manche Patrone find Feinde der Kirche, 
laſſen die firchlichen Gebäude verfallen, und es find nur wiederholte 
Erecutionen wirkfam geweſen, fie zur Erfüllung ihrer Pflichten zu be 
wegen; daher ift ihre Mitglledſchaft im Gemeinveficchenrath ohne Re 
friftion nicht wünfchenswerth, Redner iſt gegen die Wahl, weil in 
Preußen die meiften Patrone fich nicht wählen laſſen wollen, fondern 
als ſolche die Mitglievfchaft verlangen, und fhlägt vor: Der Patron 
ift in der Regel Mitglied des Gemeindekirchenraths; wo ſich Wider⸗ 
fpruch findet, da entfcheidet das Conſiſtorium, und in zweiter Inftany 
der Evangelifche Ober» Kirchenrath. Auch Frauen haben das Pa 
tronat, für Diefe bedarf es der Stellvertreter mit der erforderlichen 
Reſtriktion. | ' | " 

PBräafident fordert von ihm dahin zielenden fehriftlichen Antrag, 
welcher bei der Frage über die Dieriplin zur Verhandlung Tommen 
fol, und fchließt die Discuffion. I 

Referent, Conſiſtorialrath Liedke: Es hat ſich herausgeſtellt, daß 
im Hinblick auf den großen Segen des Patronais aus den Grund⸗ 
zügen Alles entfernt werden muß, was deſſen Rechte verlegen kann, 
und daß Alles aufrecht zu erhalten iſt, was deſſen wohlthätigen Ein 
flug bewahren fann; nur darin gehen die Anftchten aus einander, ob 
der Patron geborened Mitglied des Gemeindekirchenraths fein, oder nut 
durch Wahl dazu werben folle? 

Praſident: Der Antrag von Roͤldechen geht am weiteſten 
und kommt zuerft. zur Abftimmung. Es folgt der von Liedkez ob bie 
Anträge von Dr. Hoffmann und von Dr. Bluhme zur Abſtimmung 
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gelangen, hängt von ber Entfcheibung über den Antrag von Nölbechen 
ab. Letzterer iſt zu theilen. Die Frage über den Vorſitz im Gemeinde: 
firchenrath; ſoll fpäter folgen. Confiftorial- Präfident v. Mittelftaedt 
votirt mit dem Vorbehalt, daß über die freiwillige oder gezwungene 
Annahme der Gemeindefirchenorbnung zuvor befchloffen fein müſſe. 
Superintendent Thal -übergiebt feinen: Antrag. 

Praͤſident verlieft den Antrag von Nöldechen in feinen drei 
Sheilen, rücfichtlich des dritten Theild den Antrag von Dr. Bluhme, 
darauf den Antrag des Referenten Liedke. Dr. Sartorius läßt 
den In feinem Correferat geftellten Antrag fallen. Nach einigen Be- 
merkungen zur Srageftelung durch Albert und Noͤldechen, umd 
nah der Aeußerung ded Grafen Voß, auf Veranlaffung eines An- 
haged von Dr. Hoffmann, auch dem abweienden Patron müfje von 
ven Berhanplungen des Gemeindekirchenraths Kenntniß gegeben werden, 
in vie Notification auf dem Gute fei gültig, kommt es zur Ab⸗ 
inmung. 

Danach wird das erſte Alinea des Antrages von Nöldechen: 
„Aus den Grundzuͤgen ift auszufcheiden, was die Aufhebung des Pa- 
onatd vorausſetzt oder deſſen Rechte beeinträchtigt”, einftimmig bejaht. 

Das zweite Minen: „den evangelifchen Kirchenpatronen ift vorzu- 
behalten, von’ den Verhandlungen der Kirchengemeinveräthe Kenntniß 
m erhalten“, wird ohne MWiderfpruch angenommen. 

Zu dieſem zweiten Alinea ftellt General-Superintendent Dr. Hoff: 
mann die Frage: „Sol dem Patron von den Verhandlungen bed 
Kithengemeinderaths Kenntniß gegeben werben, wenn er anmwefend, 
Mer wichtigere Befchluß aber an feinen Stellvertreter mitgetheilt 
Ken, wenn er abweſend iR?" — Der Vorfigende verweift diefelbe 
Mm Aufnahme in das Protokoll. . 

Das dritte Alinea: „den evangelifchen Kirchenpatronen ift vorzu⸗ 
behalten, „auch, ire Dualification ($. 8 der Grundjlige) vorausgefeßt, 
vn Berfammlungen des Gemeindekirchenraths mit Stimmrecht beizus 
hohnen“, wird mit 24 Stimmen gegen 18 bejaht. . 

‚ Darauf wird. der Antrag von Dr. Bluhme: „Dagegen unter 
legt der Patron als Mitglied des Kirchenraths auch der höheren Auf 
ft der Behörden und der Kirchenzucht in ganz gleichem Grabe, wie 
de übrigen Mitglieder”, einftimmig angenommen. 
‚Rad diefem Ergebniß Tommen die Anträge von Conſiſtorialrath 
lichfe und. Dr; Hoffmann nit zur Abfiimmung. 
Es folgt die Discuffton über die Frage: Mer hat im Ge» 
neindefichenrath den Vorſitz? 
„ Pr. Sander: Wenn in der reformirten Kirche Laien den -Vorfig 
führen, fo iſt das ganz eiwas Anteres; in der lutherifchen Kirche muß 
der Pfarrer Praͤſes ſa. 
Superintendent Stiller: Nach 8. 1 bee Grundzüge ſollen unter 
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der Leitung des geiftlichen Amts Kräfte herangezogen werben; bie. 
Gefihtöpunft muß maßgebend bleiben und conjequent Ducchgefüht 
werben; daher gebührt der Borfig dem. Pfarrer, und wenn dieſer fehlt, 
dem nach den beflehenden Ordnungen nom Superintendenten ernannten 
Pfarrvertreter. 

Geheimerath v. Meding: Die Frage iſt nicht unbedingt zu beant- 
worten; es müflen erſt die Functionen des Gemeindekirchenraths feſt⸗ 
ſtehen. Handelt es ſich nur um ein Helferamt, ſo ſteht dem Pfarrer 
ſelbſtredend der Vorſitz zu; ſollen aber dem Gemeindekirchenrath noch 
andere Functionen übertragen werden, fo iſt die Frage bedenklich, und 
die Analogie der reformirten Gemeinden iſt nicht unzuläffig, daher dieſe 
Trage jegt noch unentjchieden zu laflen. | 

Dr, Hoffmann: Der Kirchenrath muß fich bald vom Kirchen 
collegio unterfcheiven, alfo gebührt der Vorſitz in jenem nicht dem 
Patron, fondern dem Pfarrer. Wenn auch noch nicht alle Functionen 
des Gemeindekirchenraths feftgeftellt find, fo bilden doch jedenfalls die 
rein iInnerlichen Dinge die Hauptfache, darum gebührt der Vorſih 
wiederum dem Pfarrer. Gegen die Eremplification von veformirtn 
Gemeinden Her ift entichieven Verwahrung einzulegen, weil damit aus⸗ 
gefprochen läge, der Kirchenrath fei Vertreter. der Gemeinde gegenüber 
dem @eiftlichen, was ficher der Fall wäre, wenn ber. Patron den 
Borfig führte. Der Gemeindekirchenrath ift Erweiterung des geil 
lichen Amts. | 

Dr. Bluhme: Die Entjcheidung der Frage gehört Hierher. Es 
handelt ſich um eine Kirchenfache, und von ihr gilt: Wer unter euf 
gewaltig fein will, der ſei euer Diener! | 
D.r. Jacobfon erbittet ſich Beifpiele von weltlichen Praͤſidien 
in reformirten Gemeinden; auch reformirte Kirchenordnungen beftimmen, 
ohne Geiftlichen follen Aelteſte nicht berathen. | 

Dr. Abegg: Nach den meiften reformirten Kirchenordnungen 
präfibirt ein Prediger, doch war in Königsberg Graf Dohna Praͤſes 
des veformirten Gollegiums, alfo die Eremplification fehlt micht. 2 
ein getsictlihes Herfommen dem Pfarrer oder dem Patron das RFecht 
des Vorfitzes gebe, da fei dieſes feſtzuhalten. Die reformirte Kirche 
hat nicht eine Repraͤſentalion der Gemeinde gegenüber der Kirche, ſon—⸗ 
bern mit dem Prediger für die Kirche. “Unter Umftänden möchte der 
weltliche Praͤſident fehr mohlthätig fein. | ’ 

Goͤtze iſt Für den Borfig des Predigers; aber eo fand. nieht MUT 
provinzielle Rechte, ſondern auch Localverhäftniffe zu berüuffichtige; 
beftehende Rechte follen nicht gefränft erden. Hat Paſtor den Vorfih⸗ 
fo werden kirchenfeindliche Patrone fern bleiben, aber kirchliche gern 
iheilnehmen. a 

Praͤſident halt die Frage noch nicht ‚für-forucgrdi 
Synodal⸗Praͤſes Wiesmann: Dann if fie mehr anfgugelen, 

und: zur. Abſtimmung muß fie kemmen. 
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Conſiſtorial⸗Direktor von Röder erinnert an feine frühere Ber 
merfung, ed müßten zuerft die beiden principiellen ragen entfchienen 
werden; ob jest nur ein Helferamt conftituirt werben folle, darauf 
fomme es zunächft an; wäre das der Ball, fo gebühre der Vorſth 
dem Pfarrer. 

Präſident will genauere Definition des Helferamts. 

Dr. Bluhme fchlägt den Zuſatz vor: „in der Regel”. 

Dber-Präfident Eichmann: In Königsberg ift allerdings ein 
weltlicher Präfed Im reformirten Kirchen-Collegio; aber es ift Fein 
Grund vorgebracht worden, aus welchem von dem Vorſitze des Geiſt⸗ 
lien abgegangen werden ſolle. Der Patron Hat Sid und Stimme 
im Gemeindelicchenrath, dann aber darin nicht den Vorſitz, fondern 
einen Ehrenſitz. | 

Superintendent König fchließt fich dem Vorredner an; dem Pa- 
kon fol im Gemeindelirchenrath eine Ehrenftelle übertragen werden; 
externa und interna lafien fich in den Verhandlungen nicht fcheiden; 
der Vorſiz kommt nach alter Eirchlicher Orbnung dem Geiftlichen au. 

Dr. Möller. In den wenigen reformirten Gemeinden ber Bros 
vinn Sachſen Hat der Baftor nicht den Vorſitz; das iſt übel, aber eben 
in Recht, und laßt fich nicht Anbern. | 

Wiesmann: Wir wollen eine neue Inſtitution gründen, da 
muͤſen micht ohne Weiteres alte Rechte herübergenommen werden; dem 
Batron iſt eben fein Recht geſichert worden, jetzt fol ihm ein neues 
Recht des Worfiges gegeben werden. Wie wird aber der Pfarrer ohne 
den Vorfig daftehen, und wie der Patron mit dem Vorſitz, wenn Die- 
ln geübt umd über die Lehrer gehandelt werben fol. Der Ges 
nontefircheneath iR feine Rechnungskammer, fein Baucolfegium, fon- 
dem ein lirchlicher Gemeindevorſtand, und nur der Geiftlihe kann die 
Dinge fo leiten, daß fie geiftlich gerichtet werden. 

Naumann: Wo etwas Anderes nicht hergebracht ift, foll der 
Darrer den Vorfitz haben. Ä 

Graf Voß. Der Geitliche folk den Vorſitz haben; über externa 
ll dee Gemeindekirchenrath :überhaupt nicht berathen, ohne daß ber 
Patron den Vorfig hat. | 

Dr. Hoffmann: Belteht der Kirchenvorſtand fort, fo Hat bie 
ſrage gar feine Bedeutung, denn dann heißt es: Dex Pfarrer iſt 
Brafes im Gemeinderathe, wie der Patron im Kirchenvorftande. . 

‚ Albert: Der Geſchaͤftslreis des Gemeindekirchenraths ſteht noch 
Not fe, aber das Innere tritt doch in den Vordergrund, und dem 
Ceiftichen gebührt darin der Morfih, wie Superintenbent und Generals 
Euperintendent nicht aus den Laien genommen werden. 
‚FJaspis: Drei: Geflihtöpunfte kommen hier in Betracht, die 
Rücſicht auf bie Natur des Gegenſtandes, das Herkommen, aber auch 
daz Confeſſionelle. Die vefermirte- Anſicht uͤber das Amt iR eine au⸗ 
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dere, als die Tutherifche; in Pommern würde dad confeffionelle Be⸗ 

wußtfein verlegt, wenn ein Anderer. ald der Pfarrer den Vorſitz führte. 

9 Buttlammer: Die Abflimmung über die Frage iſt erſt nach 

Feftftellung der Functionen, 8. 12 und $. 13 der Grundzüge,. möglich. 

Die Bedenken, welche beſtehende Rechte betreffen, können wegfallen, 

da eine clausula salvatoria dieſe decken wird; das erſte Bedenken 

aber kann nicht fallen; die Vorſitzfrage iſt auszuſetzen, bis man den 

Inhalt kennt; perſoͤnlich iſt Redner für den Vorſitz des Pfarrexs. 

v. Röder ſchlaͤgt eine neue Faſſung vor: „In internis hat ‚der 
opfarrer den Vorfig, fonft entfcheidet das Herfommen.“ 

| Präfident: Es ift Einigfeit darin vorhanden, daß Die Rechte 

der Patrone nicht gefchmälert werben follen, und daß in allen inter- 

nis, überhaupt wo die Batronatsreite nicht in Frage fommen, der 

Baftor den Vorfig Habe. Da es fih Hier nur um Grundfäße han- 

delt, fo Fann die Frage jetzt fchon entfchieven werben. 

v. Mittelftädt: Nach dem Landrecht bilden Paſtor und Kirchen⸗ 

vorſteher das Kirchen⸗ Collegium, worin der Pfarrer inimer und 

überall den Vorſitz hat, auch in extemis, ohne daß ber Patron dabei 
iſt, ao gebührt er ihm auch im Gemeinbefirchenrathe. 

: "Dr, Lehnerdt. $. 1 der Grundzüge ſtellt bie Inftktütion unter 

bie Keitung des geiftlichen Amts, und bezeichnet den @eiftliihen als 

das Gentrum der ganzen Gemeindeordnung. Außerdem iſt letztere 
ſchon in. vielen Gemeinden eingeführt, und in dieſen hat überall der 

Baftor bereitd den Vorſitz. Jetzt darin ändern, iſt radital, und mit 

dem ganzen Inſtitute unvereinbar. Darum bleibt es bei der alten 

Beſtimmung. 

Präſident ſchließt die Discuſſion, und /es kommt der Satz: 
„Der Vorſitz bleibt dem Pfarrer” zur: Abſtimmung. Derſelbe 
wird mit 32 Stimmen angenommen, während. 5 Mitgliever ver Eon 
fereng fich der Abſtimmung enthalten und 2 Stimmen den Sat ders 
meinen. . - 

Graf Voß ſchlaͤgt die clausula salvatoria vor: 

0 „Die-in der Gemeindeordnung gegebenen Borfchriften follen allen 
„befouderen und. den in_jeder Provinz befiehenden Rechten der 
„Pfarrer, Patrone und Airhenvorfeher nicht pr&judiciren.“ a 

welchen Vorſchlag Präfident. verlief, 

Superintendent Ball. Die Klauſel ift eatweder aͤberſtüſſig oder 

verfänglich. 

Graf Voß weiſt auf iingelne Corporationen, wie die feanzös 
Afche Eolanie, auf‘ verbriefte. Rechte, wie die der Parochiallirche in 
Berlin, auf Mechte, welche Geſtüche, Lirchenworſtehet und Patrone 
über externa haben, hin. 

Comſiſtorial⸗Director Noͤldeih en galt bie. Zlaufeh ür unver⸗ 
fangich und für noͤthig, da die Grundzüge ‚in 8. 13 Functionen, 
welche. bieher wo anders lagen, in andere Hänbe legen. 
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Dr. Heffter nennt die vorgeſchlagene Klauſel dunkel, weil zu 
allgemein; man koͤnne mit ihr die Einführung der ganzen Gemeinde⸗ 
ordnung annulliren; handele es ſich um die Wahrung beſonders vers 
briefter Rechte, fo ſei er einverſtanden. 

Dr. Sander ift ebenfalls gegen die vorgefchlagene Klaufel und 
findet fie eben in ihrem Umfange bebenflichz jedes neu eingeführte 
Recht befchränfe ein altes. 

v. Meding erklärt die Klaufel für nothwendig; es gelte, die 
Abwege und Mebelftände der Grundzüge von 1850, welche deren Eins 
führung gehindert haben, zu entfernen, und dazu gehöre befonders ber 
Anihein, als wollten die Grundzuͤge ohne Weiteres über beftehenve 
Rechte hinausgehen; dagegen müffe die Gonferenz fich erflären und den 
Borihlag des Grafen Voß aufnehmen. 

Dr. Srummader: Alle Berenklichkeiten werben befeitigt wer⸗ 
dem, wenn der Antrag in erweiterter Faſſung nach des Antragftellers 
eigenen Worten aufgenommen wird; nur in ihrer Allgemeinheit iſt vie 
Klauſel bedenklich. 

Praͤſident Uh den. Die bier auszuſprechenden Grunbfähe follen . 
Rehte, auch Provinzialrechte, nicht verlegen; in diefer Beziehung fei 
der Antrag des Grafen Voß unverfänglich; Präjudicirliches koͤnne 
Der nicht befchloffen, fondern nur ein Gutachten auögefprochen wers 
den, das Weitere gehöre auf den Weg der Geſetzgebung. 

Ober⸗Praͤſident Flottwell ift durchaus gegen die Klaufel, weil 
fe Alles in Frage flelle. 

Dr. Bluhme iſt gegen die Klauſel. Sollen Rechte erweitert 
werden, fo muß anderer Seits auch nachgelaflen werben. 

Dr. Abegg if gleichfalls gegen die Klaufel in der vorliegenden 
dem, in einer anderen Form fönne fie vielleicht bei ber Frage, ob 
die demeindeordnung durch Verordnung eingeführt werden folle, wies 
der aufgeftelt werben. 

„Graf Voß verfpricht eine andere Faflung, in welcher fich hoffent⸗ 
lih das Worgetragene vereinigen laſſen werbe. 

Der Borfigende kündigt die nächfte Sitzung, In welcher der Wahl« 
modus und die Frage über die Einführung der Gemeindeordnung 
verhandelt werden folle, für den folgenden Tag an, und fchließt die 
dritte Sitzung. 


v. Uechtriißz. König. Noeldechen. Thielen. Stiller. 


Dierte Sibung 


(U U) 


Berlin, den 8, November 1856. 


Die heutige Sipung wurde durch Gebet des General» Superinten- 
denten Schmidtborn eröffnet und zeigte der Praͤſident an, daß der 
Meferent in der Frage der Gemeindeordnung, Conſiſtorialrath Liedke, 
durch Unmwohlfein verhindert fei, an der Sigung Theil zu nehmen und 
der Correferent, Geheimer Juſtizrath Bluhme, feine Stelle vertreten 
würde. | " 
Das Protokoll der zweiten Sitzung vom 5. November wurde 
verlefen und nach einigen Bemerfungen vom General Superintendenten 
Büchfel, Geheimen Juſtizrath Abegg, General - Superintendenten 
Hoffmann, Präfiventen Götze, Bräfidenten von Mittelftadt, 
Gonfiftorialratd Hammerfhmidt, Superintendenten Sander, 
Superintendenten Schul und Brofeffor Jacobſon für richtig 
anerfannt. 
. „Der Brofefioe Hengſtenberg ‚bemerkte hierauf, der Superinten⸗ 
dent Ball habe in der Sitzung yom 5. November mit Entrüßung 
darauf hingewieſen, man habe die rheiniſch⸗weſtphaͤliſche Kirche eine 
„Böbelfirche” genannt. Da der Ausdruck „Wöbelficche” in der evange- 
liſchen Kirchenzeitung gebraucht fei und eine gewifje Celebrität erlangt 
habe, müfje er fih auf das Entjchiedenfte Dagegen verwahren, wie der 
ganze Zufammenhang in der fraglichen Stelle der evangelifchen Kirchen 
zeitung beweife, als ob er damit die Verfaffung der ihm theuren und 
werthen rheinifch» weitphäliichen Brovinzialfirche, der ee durch Geburt 
angehöre, habe bezeichnen können und wollen, und müfje. ven Super 
intendenten Ball, infofern er auf dieſen Ausdrud der evangelifchen 
Kirchenzeitung habe zurüdbliden wollen, um Zurüdnahme erfuchen. 
Der Superintendent Ball erklärte, daß er nach diefer Mittheilung 
auf Feine Weife die evangelifche Kirchenzeitung habe bezeichnen wollen. 
Hofprediger Krummacher fnüpfte hieran den Antrag, wie fehr 
ee auch die Treue, die Gefchidlichfeit und Kunft in Abfafjung des 
Protokolles vom 5. November dankbar anerfenne, müſſe er doch Die 
Zmwedmäßigfeit einer folchen ausführlichen Wiedergebung der gehaltenen 
Reden bezweifeln. Abgefehen davon, daß daburd den Serretairen eine 
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kaum zu uͤberwaͤltigende Arbeit auferlegt werde, llege die Gefahr nahe, 
daß mancher Redner zum Nachtheile der Sache die oratoriſche Form 
ins Auge faſſen werde, und werde durch Wiederholung fo ausführlicher 
Protofolle die fo Foftbare Zeit der Verfammlung in Anfpruch genom- 
men. Ihm ſcheine es Hinlänglich, daß nur der wefentliche Inhalt und 
inöbefondere dasjenige aus den einzelnen Reden wiedergegeben werde, 
mas ein neues Moment in der Verhandlung bilde Nachdem aud 
dem Serretariate Eonfiftorial = Director Nöldechen und Superintendent 
König fih in demfelben Sinne erklärt hatten und noch hinzugefügt 
war, daß eine vollftändig treue Wiedergebung nur duch Stenograpfen 
möglich fei und die Secretaire durch zu ausführliche Protokollirung 
der Discuſſion entzogen würden, erflärte der Präfivent unter Zuftim- 
mung der Verſammlung fich mit diefen Bemerkungen einverftanden. 

Die Tagesordnung wurde nun von dem Präfidenten näher bes 
fimm Ihm feien mehrere formulirte Anträge übergeben und würde 
nacht 1. über den Wahlmodus 2. über Disciplin zu berathen fein. 

Der Referent in der Gemeindeordnung hatte fchriftlich feine Zus 
kimmung zu dem in den Grundzügen vorgefchriebenen Modus erklärt, 
da die Borfchlagenden, Pfarrer, Patron und Kirchenvorfteder, die beften 
und tüchtigften Kräfte auswählen Fünnten und die Wahl der Gemeinde 
eigentlich nur ein Akt der Zuftimmung fei und der Erfolg den bis 
herigen Wahlmodus gerechtfertigt Habe. Der Stellvertreter des Refe⸗ 
inten, Gcheime Rath Bluhme, nimmt den Antrag des Referenten 
als den feinigen auf und berichtigt zunächft ein Mißverſtaͤndniß feiner 
Aufaffung des Wahlmodus und der von ihm vorgetragenen Unficht 
uber Verbindung von Wahl und Gooptation und über votum nega- 
ivam. Er müfle großes Gewicht darauf legen, daß der Michliche 
Omeindexathy nicht blos aus Cooptation, fondern auch aus Wahl 
hervergehe, da er das ganze Inftitut für eine Erziehungsanftalt halte, 
wodurch der Sinn und bie Liebe fir das Firchliche Leben gemerkt werde. 
Wie die Pfarrer fi durch das Zufammenfein mit ven Aelteften, durch 
iſten Rat, unterftügt und gefördert fähen, fo fähen ſich dieſe durch 
das Iufammenfein mit dem Pfarrer an Einficht und geiftlichem Leben 
gefördert, daß fei der hohe Werth diefer Inftitution. Die Theilnahme 
ander Wahl der Pfarrer, des Aelteſten⸗Collegiums werde bie kirch⸗ 
che Theilnahme weden, darum müfle er fich entfchieven für die Bes 
laſung eines Minimum der Mitwirkung der Wahl bei der Gemeinde 
teflären, wobei er. den Unterſchied von paffivem und aftivem Wahl 
he und kirchliche Qualification vorausſetze. 

Superintendent Redlich: Eo komme darauf an, welche Stel 
ung die Gemeinbefirchenräthe einnähmen; felen fie ein Organ des 
Batrones und der Dfarrer, dann möchten fie durch Eooptation ernannt 
werden, follten fie aber bie in den Grundzuͤgen ihnen beigelegten Bes 
ſuggiſſe behalten, dann möchte Die Wahl durch die Gemeinde erfolgen. 
Es fei überhaupt bie Ernennung möglich durch Cooptation, Denomi- 
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nation und freie Wahl. Gegen Eooptation ſpraͤchen bie in der Denl⸗ 
fchrift und den Grundzügen angegebenen Gründe, daß dadurch ſchaͤd⸗ 
liche Richtungen in der Gemeinde firirt werden. Dazu Tomme, daß 
die Gemeinden feine Ernennung durch Cooptation . wollten und dem 
Gemeindeficchenrathe in den Grunbzügen einige im Allgemeinen Lands 
recht der Gemeinde vorbehaltene Rechte übertragen felen. Schon das 
durch ſei Eooptation unmoͤglich. Das votum negativum ſchuͤtze nicht. 
Was die Denomination betreffe, ſo falle fie, möge fie vom Pfarrer, 
Patron, Kirchenvorſtand oder Superintendenten ausgehen, praktiſch mit 
der Cooptation zuſammen, habe dieſelben Nachtheile und laſſe die Ge⸗ 
meinden gleichgültig und unbetheiligt. Die Einwendungen gegen die 
Wahl entfprängen.aus ber Furcht, es würden ſchaͤdliche Elemente in 
den Gemeindelirchenrath eindringen; biefe Gefahr Habe fich in feine 
Diöcefe nirgends gezeigt, ebenfowenig redeten davon die übrigen Be 
richte. Thaͤten Patron, Pfarrer und Kiechenvorfteher ihre Pflicht, 
ſchlöſſen fie die fchlechten Elemente aus und prüfe der Superintendent 
vor der Beftätigung,: fo koͤnne dieſe Gefahr nicht eintreten und bliebe 
auch die Inſtanz des Eonfiftoriums im fchlimmften Kalle übrig. Er 
fönne daher nur darauf anfragen, e8 möge bei dem bioherigen Wahl 
modus bleiben. o: 

Generals Superintendent Hoffmann ſpricht fih für Denomi- 
nation aus, aber nicht durch Pfarrer, Batron und Kirchenvorflcher; 
nicht durch den Pfarrer, dieſer werde fich in vielen Fällen nur eine 
ſchuͤchterne Hülfe verfchaffen und das ganze Obium auf fich laden; nie! 
durch Kicchenvorfteher, denn es giebt Gemeinden, wo nur bie jegigen 
Kirchenvorſteher für den Gemeindekirchenrath geeignet find; nicht durch 
Patrone, das heiße den Patron zu Allem und den Gemeinbeficchenrat) 
zu feinem. bloßen Werkzeuge machen. Er. trage darum darauf an: 

„Der Superintendent denominirt die Mitglieder auf Vorſchlag 
„des Pfarrers und die Genteinde hat ein Votum negativam." 
und event. bei Ablehnung dieſes Antrages: 0 
„Der Superintendent denominirt, wo er zwei tüchtige Glieder 
„findet, amei Perfonen, aus denen die Gemeinde wähle, fonk 

‚Gonfiftorials Direftoe Nöldechen: Da die Berfammlung dad 
Recht provinzieller Eigenthümlichfeiten anerkannt habe, fo ſei damit det 
MWahlmodus für einzelne Provinzen ausgefchlofien. Es komme darauf 
an, ob man den Gemeindefircheneath nur als Vorſtufe für eine höhere 
Vertretung betrachte. Von dieſem Standpunkte müfje man für die 
Wahl fein; aber ſchon in bürgerlichen Dingen fel ein allgemeines Wahl⸗ 
xecht ein Unding. Hier gebe es einen Eenfus, auch in Firchlichen 
Dingen, aber hier den Eenfus des Glaubens, der Theilnahme an ben 
Sarramenten, der Betheiligung in ber Liebe und in einem fittlichen 
Verhalten. Daher fei fchon notwendig, zwiſchen activem und paffivem 
Wahlrechte zu unterfcheiden. Ex fönne die Wahl nicht ald das allein 
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Quie und ſelbſt nur als das Beſſere anſehen. Ex Habe bei dieſer 
Zuruͤcweiſung Feine Nebengedanken, nicht den Gedanken, eine kuͤnftige 
Repräfentation der Kirche abzuſchneiden. In den oͤſtlichen Provinzen 
ſei der F. 12 der Grundzüge illuſoriſch, hier thue es Noth, daß vie 
Kirche in inneren Angelegenheiten Organe erhalte. Die Sorge für 
die externa fei in feften und meift guten Händen, aber das neus 
erwachte Tirchliche Leben bedarf Organe; biefe find nicht durch Wahl 
m finden. Es giebt in ben öſtlichen Provinzen Gemeinden von 
14,000 Seelen, wo fich feine 100 regelmäßige Kirchenbefucher finden, 
wie Finnen die wählen? Sn der Provinz Sachfen find ftäptifche 
Kirhencollegien, welche fich durch Eooptation ergänzen, ebenfo refors 
miete Preöbyterien, welche von diefem Principe nicht ablaffen wollen. 
Auf dem Lande. würden in ber Negel die Kirchenvorftcher durch den 
Baron ernannt und fo werde man mit Beibehaltung des Brincips 
auf muͤberwindliche Schwierigkeiten floßen. Es fei daher mit Rüds 
Acht auf diefe Verhältniffe noch ein anderer Wahlmodus durch Coop» 
Infion und Denomination zu geftatten und, infofern das Wahlrecht 
aufrecht erhalten werde, eine Befchränfung des activen und paffiven 
Bahlrechtes zu beantragen. Er erfenne zwar die Mängel der Coop⸗ 
tafion an, glaube aber auch, beftehende Mechte anerfennen zu müffen. 
Das votum negativum ſei nicht fo unbeveutend ald man bemerft 
habe und praktiſch beveutender als die Wahl zwifchen zwei Vorge⸗ 
ſchlagenen. Er trägt daher darauf an: 


„In Erwägung, daß eine gefunde Drganifation der Kirchen« 
„gemeinden nur auf dem Grunde des rechtlich Beſtehenden er: 
Folgen faun, und es zunächſt nur darauf ankommt, dem chrift- 


„lichen Liebesdient an der Gemeinde Raum und Amt zu ges 
„währen: möge bei Revifion der Grundzüge auch Freiheit von 
„dem in den 66. 6 bis 11 vorgefchriebenen Wahlmodus geflattet 
„und für die Einfegung und Ergänzung kirchlicher Gemeinderätbe 
„auch das Princip der Denomination und Cooptation 
„verbunden mit einem Negativ-Botum der Gemeinden) für zu« 
„läffig erachtet werden; infowelt aber dag Wahlprincip aufs 
„recht erhalten wird, angemeflene Beſchränkung des activen und 
„naffiven Wahlrechts eintreten.“ 
‚  Superintendent Stiller: Durch die Wahl erhalte der Gemeinde- 
lichenrath erſt fein Gewicht und kirchliche Auttoritaͤt. In vielen Ge⸗ 
menden hat aber der Patron das alleinige Präfentationsrecht des 
Krhenvorftandes, die Gemeinden find gegen das complicirte Wahl⸗ 
erfahren der Grundzüge, und bei den provinziellen Verſchiedenheiten 
lnne er ſich nur für den Antrag von Noͤld echen erklären. 
Hofprediger Krummacher erklärt fi für den Wahlmodus in 
den Orundzügen. Was in dem Meere Ebbe und Fluth fei, wodurch 
das Todte ausgeſchieden und die Stagnation verhitet werde, das fei 
tie Wahl in den Gemeinden. Hierdurch fomme Die Gemeinde zu ihrem 
vewußiſeln und richte ihre unmwürbigen Glieder. Aus feiner Erfahrung 
onne e5 bezeugen, .e8 gebe in manchen Gemeinden jeht einen Uns 
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gläubigen Kiechensorftand, der dem Pfarrer das Leben verbittere, well 
hier der Kirchenvorftand durch Cooptation entfiche, während bei freier 
Mahl ein gläubiger Vorſtand erwählt werden wärbe. Bei der erften 
Gonftituirung des Gemeindefirchenrath6 muͤſſe er fich für den Antrag 
des Generals Superintendenten Hoffmann erklären, währenn bei ven 
folgenden die freie Wahl eintreten müffe. J 

Profeſſor Jacobſon gegen Cooptation, aber eben nicht für ganz 
freie Wahl der Gemeinde. In der rheinifch-weitphällfchen Kirchen⸗ 
ordnung $. 8 fei die Wahl modificirt und nicht die ganze Gemeinde, 
fondern das Presbyterium mit der Repräjentation. bilden vie Wähler. 
Daß das Inftitut der Nepräfentation Rachbildung der Beftimmungen 
der Staͤdteordnung fei, ift hiſtoriſch unrichtig. Schon in der Straß 
burger Kirchenordnung von 1534 etwas ähnliches, ebenfo feit Sec. 17 
am Rhein und in den Niederlanden. Für die öftlichen Brovinzen würde 
diefer Modus allerdings nicht paſſen. ooptation finde fich zuerſt in 
der Hamburger Kirchenordnung von 1529 bei Anordnung der Dias 
fonen, dann allgemeiner in Frankreich, feit 1555 und 1559. Hier das 
erfte Mat freie Wahl der Gemeinden und deren Ergänzung durch 
Gooptation. Sp fpäter in den Niederlanden, am Niederrhein bei lus 
tberiichen und reformirten Gemeinden, fo daß von Eonfeffion bei dem 
Wahlmodus die Rede nicht fein fann. Ebenſo fei in den öftlichen 
Provinzen 1713 die erfte Wahl durch alle Hauspäter, dann durch 
Eooptation erfolgt. Die Verbindung von Wahl und Cooptation fel 
übrigens fehr alt, finde fich in der römifchen Kirche, in der Kirchen: 
Drdnung des Johannes a Lasco, in Frankfurt, auf ven Synoden zu 
Weſel, Emden, im Summarifchen Begriffe bei den Lutherifchen in Juͤ⸗ 
lich und Berg, daher fönne er fih nur für den Wahlmodus in den 
Brundzügen erklären, hier fei das Recht des Kirchenvorftandes und der 
Gemeinde gewahrt. Das votum negativum genüge nicht, die Theil: 
nahme der Gemeinden müfje wach bleiben und felen die Grundzüge 
dahin zu ergänzen, daß eine Wahl aus. 2 dann nicht ftattfinden dürfe, 
wenn der Gemeinden dagegen wären. 

Generals Superintendent Cranz hält ven Wahlmodus für Die 
Provinz Bofen nicht ausführbar. Oft feien Feine 2 zu befchaffen 
und würden vielleicht die fchlechteften gewählt.. Er fei für Denomis 
nation in der vom General- Superintendenten Hoffmann vorgefchlas 
genen Weife, aber nicht bloß für die erfid Wahl, Die Gemeinde hat 
aber dad votum negativum nad) landrechtlicher Beſtimmung. 

Superintendent Schul für den Wahlmodus in den Grund⸗ 
zügen, der den Wünfchen der Gemeinden entfpreche. Gefahren können 
damit nicht verbunden fein. Die Superintenventen fennen bie Ge⸗ 
meinden nicht genug, um die rechten Perſonen zu denominiren und den 
Wünfchen der Gemeinde ift Rechnung zu tragen. 

Generals Superintendent Büchel: Es fomme darauf an, ob die 
Grundzüge durch Verordnung eingeführt werden follen, oder ob es bei 
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ver freiwilligen Annahme verbleibe. Bei freimilliger Annahme inerbe 
man fih nach localen Bedürfniffen einigen. Bei Zwang ber Emführ 
rung würden ungeſchickte Hände alles verderben Dan müfle ſich an 
dad Vorhandene anfchließen. | 

Präjes Albert für ven Wahlmodus. Er will nicht den Wahlı 
modus ber weftlichen Provinzen für die öftlichen Provinzen. Auch in 
ven weftlichen Provinzen feien Schwierigfeiten gewefen, aber überwuns 
den. Der freie Wahlmodus ift ein Erziehungsmittel der Gemeinden, 
ver 68 ihnen zum Bewußtſein bringt, was zu den Pflichten der Glieder 
ber Gemeinde und des Kirchenvorftandes gehört. Die Cooptation if 
in Rheinland und Weftphalen zur Befeitigung ber Mebelftände vors 
geihlagen, aber von Presbyterien und Smoden in überwiegender 
Majorität abgelehnt. Maſſenherrſchaft ift nicht zu fürchten, denn nicht 
Najeritaͤten, fondern der Here regiert die Kirche. Die. Eooptation 
Ihleppt fchlimmere Elemente von Generation zu Generation fort. 

Graf v. Voß⸗Buch: In den reformirten Gemeinden der Marf 
it die Gooptation und kann daher nicht abgefchafft werben. Er fei 
für den Antrag von Hoffmann, wenn ber Superintendent nicht 2, 
fondern 1 denominire. In der Mark gebe ed Parochieen mit mehreren 
Gemeinden und Kirchen, bier könne durch den Wahlmodus eine Ges 
meinde den Gemeinde» Kirchenrath für die ganze Parochie wählen. Er 
fi für die Freiheit nach Iocalen Verhältniffen. 

Präſes Wiesmann: Schon in den Grundzügen ſei durch Die 
delhränfung ber Wahl und die vorgefchriebene Denomination den 
Mibräuchen vorgebeugt. Verhielte es fich fo, wie behauptet werde, 
daß in manchen Gemeinden nicht einmal 2 denominirt werden fünnten, 
ſo conſtatire das einen entfeglichen Verfall der Gemeinden, benn 
nißten Miffionaire gefchict werden, um die Gemeinden wieder. zu 
Önflihen zu machen. Wird das Alte confervirt, dann. ift nichts 
Heuss zu fchaffen, das Alte Hat ven Tod herbeigeführt. Man belaffe 
den Patronen und Magiftraten alles, fchaffe aber eine neue Ordnung 
und faffe ihnen Freiheit, fich In diefe neue Orbnung einzuleben. Ders 
be überreicht feinen Antrag fehriftlich. u 

Superintendent Sander: Für die Beibehaltung der Grundzüge, 
recurtirt auf Die frhon angeführten Gründe und das durch Denomi⸗ 
nation fich auf den Pfarrer richtende Odium. Diefed Opium werde 
auch dann auf dem Pfarrer laften, wenn der Superintendent auf 
Vorſchlag des Pfarrers denominirt. Derfelbe ift fchließlich für den 
Bahlmodus in den Grundzügen; aber mit Berüdfichtigung der Iocalen 
und provinziellen DVerhältniffe. | 

v. Meding für den Antrag von Röldechen, feine allgemeine 
Veſtimmung, fondern Berüdjichtigung localer Verhältniffe. Derfelbe 
außert feine Bevenfen gegen den Antrag vom General» Superintens 
denten Hoffmann, infofern babei die Mitwirkung der Patrone aus» 
heſchloſſen ſei. Ohne den guten Willen der Patrone Fönne man nichte 
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thun. Es fei beichlofien, die Rechte der Patrone anzuerkennen, fie 
als Mitglieder der Gemeindeficchenräthe zu betrachten; werde ihre Mit⸗ 
wirfung bei der Denomination ausgefchloffen, fo werde ihnen mehr 
geraubt al8 gegeben. Auch Fennten fie die Gemeindeglieder befier als 
der Superintendent. Es fei aljo die Mitwirfung des Patrons vor- 
zubehalten. Schließlich fucht der Redner durch faktifche Mittheilungen 
aus feiner Erfahrung die Heußerungen des Präfes Wiesmann über 
den Zufland der Gemeinden in den öftlichen Provinzen zu berichtigen, 
event. würde er nach Ablehnung des Antrages von Röldechen für 
die Grundzüge flimmen. u 

Praͤſident Goͤtze: Es laßt ſich ‚für jede Form etwas fingen. 
Jeder Wahlmodus ift ein guter in guten, ein fchlechter in fchlechten 
Händen. Es fommt auf die Hände an. Der Wahlmodus kann nicht 
derfelbe. in Berlin und in einem Kleinen Dorfe fein, daher nichts uns 
zweckmaͤßiges zu firiren, für den Antrag Nöldechen. 

Der Bräfident fchließt die. Discuffton. 

Der Eorreferent General-Superintendent Sartorius nimmt das 
Wort: Er erklärt fich gleichfalls für den nicht. gleichmäßigen Wahl: 
modus. In der Provinz Preußen gebe es die verfchienenften Verhaͤlt⸗ 
niffe, Hier ſeien oft nicht alle Gemeindegliever ftinnmberechtigt und darum 
habe fchon das Eonfiftorium das Verfahren bei ven Wahlen mobificirt. 
Die Kirchenvorfteher würden nicht überall, wie fo oft ausgeſprochen fei, 
von den Patronen ernannt, fondern auch von ber Gemeinde gewählt. 
Es wird zur Abflimmung gebracht der Antrag von Nöldechen, 
jeboch dabei ausprüdlich die etwaige Annahme der Motive ausgefchlofs 
jen, wobei der Praͤſident bemerkte, daß er die in den Motiven ers 
wähnte Wahrung der beftehenven Rechte auch auf diejenigen Gemeinden 
bezogen erachte, welche die Grundzüge bereitd angenommen haben. 

1. Der erſte Antrag: | 
‚So möge bei Nevifion der Grundzüge auch Freiheit von dem 
„in den 88. 6 bis 11 vorgefchriebenen Wahlmodus geftattet und 
„für die Einfegung und Ergänzung kirchlicher Gemeinderäthe 
„auch das Princip der Denomination und Eooptation, verbun- 
„den mit einem Negativ: Botum der Gemeinden, für zuläffig 
„erachtet werden.” 
mit Hinweglaffung der Worte „und Cooptation, verbunden mit 
einem Negativ Votum der Gemeinden“ wird mit 29 gegen 12 
Stimmen angenonmen. 
2. Das erfte Alinea des erften Antrages „und Cooptation” wird 
mit 27 gegen 14 Stimmen angenommen. | 
3. Das zweite Alinen des erſten Satzes „verbunden mit einem 

, votum negativum der Gemeinden” wird mit 37 gegen 3 Stim⸗ 

men angenommen. 

Es ift alfo hiernach der. erfte Antrag von Nölbechen ganz ans 
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Es wird der zweite Antrag von Noͤldechen: 


„Es möge ... infoweit aber das Wahlprincip aufrecht erhalten 
„wird, angemeflene Beſchränkung des activen und paffiven 
„Wahlrechts eintreten.“ 


zur Abflimmung gebracht und zwar: 


1. „Ed möge. . . inſoweit aber das Wahlprincip aufrechterhalten wirb, 
angemefiene Befchränfung des activen Wahlrechts eintreten” 
wird einflimmig angenommen. 
2. „E86 möge... . inſoweit aber das Wahlprincip aufrechterhalten wir, 
angemefiene Beichränfung des paffiven Wahlrechts eintreten“ 
mit 22 gegen 18 Stimmen abgelehnt. | 


Es wird Hierauf der Antrag des Gen.⸗Sup. Dr. Hoffmann: 


„Wo Denomination flattfinder, da denominirt der Superinten: 
„dent auf Vortrag des Pfarrers die Mitglieder des Gemeinde: 
„Kirchenraths.“ | 


mit 32 gegen 7 Stimmen angenommen. 

Es wird vom Präfiventen die Discuffton über die Anträge bes 
Conſiſtorial⸗ Director Nöldechen und Superintendenten Thal über 
Diedplin über die Gemeindeficchenräthe und Stellvertretung der Pas 
ttone eröffnet. 

Confiftorial» Director Nöldechen: Der Gemeindelicchenrath muß 
durch Disciplin gefichert werben, und kann es fich nur um die Inſtanz 
handeln, wer dieſe Disciplin zu üben hat; beantragt: 

„Ueber die Fähigkeit zum Eintritt in den Kirchenrath und fiber 
„die Ausſcheidung aus demfelben entfcheidet das Conſiſtorium 
„und in zweiter Inſtanz der Evangel. Ober⸗Kirchenrath. Eine 
„Stellvertretung des Patrons im Gemeindelirchenrarh findet in 
„der Regel nicht fatt. Inwiefern für Eorporationen, Frauen oder 
„Minderjährige eine Stellvertretung nothwendig ift, entfcheider 
„das Kirchenregiment.” 

Geh. Juſtizrath Bluhme wünfcht präcifere Baffung und Tren⸗ 
nung der Anträge. 

‚ Der Praͤſident bemerkt: Die Disciplin wäre ſchon durch bie 
Übiplinarordnung vom Jahre 1844 geregelt. 

Superintendent Ball: Da über die Inſtanzen noch nicht be⸗ 
Hoffen fei, fo enthalte der Antrag ein Praͤjudiz. Durch denfelben ſei 
die Kreioſynode ausgefchloffen. So lange eine Kreisſynode nicht conflis 
hit fei, fei allerdings das Confiftorium die erſte Inflanz; wenn aber 
Ye Kreisſynode conflituirt fei, fo bilde die Kreißfynode die erfte Inflanz. 

Profeſſor Jacobſon fehließt fich der Bemerfung von Ball an. 
X ſei -umentfchieden, ob eine Kreisfpnode zu Stande Fomme und 
lärt ſich Antragfteller damit einverftanden, die Discufflon über Diss 
plin über die Gemeindekirchenraͤthe bis zur Abftimmung über bie, 
Siöfgnobe zu vertagen, und wird vom PBräfidenten die Discuffion 
Uber dieſen Gegenſtand geſchloſſen und die Anträge über Stellung ber, 
Patrone im Gemeindelirchenrath zur Discuſſion geftellt. 
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Superintendent Thal ſucht ſeinen Antrag im Gegenſatze zu dem 
Antrage vom Conſiſtorial⸗Director Nöldechen zu begruͤnden. Er 
beantragt aus Nüuͤtzlichkeits- und Zweckmaͤßigkeitsgründen die Theil— 
nahme des Patrons. Dieſe müßte bei dauernder Abweſenheit durch 
Stellvertretung ermöglicht werden. Das Recht der Stellvertretung ges 
bühre auch rauen, welche nicht in diefelbe Kategorie mit den Nicht: 
qualificirten zu ftellen feien. " 

Präfident bemerft, wie die Frauen durch den Antrag von 
Nöldechen nicht ausgefchloffen felen und die Beſtimmung über Stell, 
vertreter am zwedmäßigften dem Kirchenregimente überlaften werden 
fönne. Superintendent Thal formulirt feinen Antrag dahin: . 


1, „Daß beftimmt werde: der Patron bat in der Regel Sig und 
„Stimme im Gemeindelirchenrath. In einzelnen Källen befinde 
„auf den etwaigen Widerfpruch das Königl. Conſiſtorium und 
„in legter Inſtanz der Evangelifhe Dber : Kirchenrarh. 

2. „Daß beſtimmt werde: Frauen, welchen das Patronatrecht iu: 
„Kebt, können fich durch von ihnen erwählte Perſonen vertreten 
„laffen. Bei Widerfpruch gegen die Stellvertreter befindet das Kal, 
„Eonfitorium und in legter Inſtanz der Evang. Ober⸗Kirchenrath. 

3. „Daß beſtimmt werde: Patrone, welche dauernd von ihren Ge⸗ 
„meinden abwefend find, dürfen fich vertreten laſſen. Bei Wider 
„rücken gegen die Etellvertreter befindet das Königl. Conſiſto 
„riam und in legter Inftanz der Evang. Ober⸗-Kirchenrath.“ 

Geh. Juſtizrath Bluhme für den Antrag von Nöldechen. & 
fomme darauf an, das Recht zu begrenzen, was den Patronen jeft 
gegeben fei und handle ſich nicht um fchon beftehende Rechte. In 
inneren Angelegenheiten fönne der Natur der Sache noch feiner einen 
anderen vertreten und durch Mandate gebunden werben, .das heiße 
eine Stellvertretung in ber fchlimmften Weiſe in die Kirche einführen. 

Praͤſ. Naumann erflärt fich ebenfalls gegen Vertretung. Das Reit 
der Patrone ift perfönlich und kann nicht Durch Stellvertreter geübt werben, 
und flimmt dem vom Conſiſt.⸗Dir. Nöldechen modificirten Antrage bei: 

„Die Stellvertretung. der Privatpatrone im Gemeindekirchenrath 
„finder nicht ſtatt. Inwiefern für Gorporationen, Frauen und 
„Benormundete, wird dem Kirchenregimente überlaffen.“ 

Graf Voß erklärt ſich ebenfalld gegen Stellvertretung ber Pa 
teone im Gemeindekirchenrath und wird ver zuletzt normirte Antrag 
vom Präfidenten Naumann einftimmig von der Verſammlung durch 
Acclamation angenommen. 

Der Bräfident fchließt die VBerfammlung nach 3 Uhr, ſtellt zur 
naͤchſten Tagesordnung die Anträge vom Grafen Voß, Superinten 
denten Ball, Praͤſes Wiesmann, Geheimerath von Meding, 
Geheimen Juſtizrath Abegg, Eonfiftorials Direktor Noͤldechen, 

General Superintendenten Hoffmann und Präfiventen Götze. 

Die nächfte Sigung Dienftag den 11. November, Morgens 9 Uhr. 


p. Uechtriß. Stier. Thielen. Noeldechen. König. 
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Berlin, den 11. November 1856. 


In Praͤſident v. Uechtritz eröffnete die Sigung um 9 Uhr, das 
Gebet ſprach Generals Superintendent Dr. Hoffmann. Es erfolgte 
die Verlefung der Protofolle vom Tten und Sten d. M. und heren 
Genehmigung nach Vornahme einiger Berichtigungen. 

Confiftorialrath Hammerfchmidt bemerkte, ob die von Geh. 
Rath Heffter am Tten d. M. übergebene fepriftliche Erklärung nicht 
F Rategorie der nach, der Gefchäftdoronung unzuläffigen Separat- 
vota falle? 

Der Präſident erachtete Diefelbe für die Motivirung eines ab» 
gegebenen Voti, und erflärte, nachdem Superintendent König hervor: 
gehoben hatte, Daß ein Botum wohl vor, aber nicht nach deſſen Ab- 
gabe motivirt werden dürfe, daß er dieſe Anficht als eine zweckmäßige 
Woptire und Fünftig befonvere Motivirung der Bota nut vor deren 
Abgabe zuläffig erachten werde. | 

Der Vorfigende machte der Verſammlung hierauf befannt, daß 
dr kutigen Sitzung der Geheime Regierungsrat Bindewald in 
Dertretung des Herren Minifterd der Geiftlichen Angelegenheiten beis 
nohnen, venfelben auch künftig in geeigneten Fällen vertreten werde, 
m in die Verſammlung der Ober Präfident v. Wigleben heut, 
die ſchon früher der Regierungs» und Schulrath Bock eingetreten fei. 
Kraf v. Voß-⸗Buch ſei am Erſcheinen heut verhindert. Sodann bes 
nmerlte derſelbe zur Geſchaͤftsordnung: 

1. Die Verſammlung trage weſentlich den Charakter einer rath⸗ 
enden, von Sr. Majeftät‘ dem Könige zu dieſem Zwecke berufen. 
deßhalb ſei die Veröffentlichung des Inhalts ihrer Verhandlungen, 
weit fie nicht von dem Vorfigenden amtlich veranlaßt würde, nicht 
Mäffig erachtet. Da indeſſen außerdem in einer hiefigen Zeitung (ber 

venerihen) über die bisherigen Verhandlungen genau referirende 
fe erichienen wären, fo müfle an die betreffende Beftimmung ver 
häftsordnung erinnert werden. 

' 2. Es fei ein Antrag auf DVorberatfung der zur Berathung 
enden Fragen in Eommiffionen geftelt. Er habe diefem in jo weit 


140 Fünfte Sitzung. 


entfprochen, als eine Vorberathung ber für jede Sache ernannten 
Meferenten angeorbnet ſei. 

3. Bon den Anträgen, zw welchen bie Referenten ſich geeinigt, 
würden die Mitglieder vor Berathung jeder Sache durch Mittheilung 
Kenntniß erhalten. 

A. Anträge aus dem Schooße der Verfammlung Fönnten fortan 
nur dann zur Discuffion und Abftimmung gebracht werden, wenn ſie 
von wenigftend fünf Mitgliedern unterflügt würden. 


Endlich machte der Vorfigende der Verſammlung befannt, daß 
der Conſiſtorialrath Vogt von Sr. Majeftät für alle Gegenftände 
ber Berathung als flimmberechtigt berufen uud deshalb nur aus Ver: 
fehen bei ver gegenwärtigen Berathung zur Abgabe feiner Stimmen 
bisher nicht mitaufgeforbert fei. Hierauf wurde in die heutige Tages⸗ 
ordnung — Fortfegung der Berathung über die Gemeindeordnung in 
den öftlichen Provinzen — eingetreten und als fpecielle Berathungs⸗ 
gegenftänve bezeichnet: Z— 

a) die Anträge betreffend die Wahrung beftehenver Rechte und Ver⸗ 

faſſungen | 

b) die Srage, ob die durch eine Reviſion der Grundzüge nah Maß⸗ 
gabe der gegenwärtigen Berathung zu gewinnenden Refultate 
den Gemeinden durch eine Verordnung angeeignet oder den⸗ 
felben zur freiwilligen Annahme dargeboten werben follten? 

c) die Frage, ob die weitere Einführung der Grundzüge bis dahin 
zu fifliven ſei? \ | 

Ad a) famen — nachdem der Eonfiftorials Direktor Nöldehen 
den von ihm eingereichten Antrag zurüdgezogen hatte, die von dem 
gem Grafen v. Voß⸗Buch), von dem Herm Superintendenten: 

alt?) und von dem Herrn Wirkt, Geh. Rat v. Meding?) ge 
fielten Anträge zur Berathung. 





1) Die Rechte, welche nad) Provinzials und Localverfaffung oder nach beſon⸗ 
deren Berbriefungen den Geiſtlichen, Patronen, Kirchenvorftehern und beſonderen 
Kicchencorporationen, wie 3. B. ber franzöfifchen Colonie u. f. w. zuftehen, follen 
durch die Gemeindeorbnung in Feiner Weiſe befchränkt oder beeinträchtigt werben. 

Berlin, 8. November 1856. Voß⸗Buch. 


2) Bei weiterer Einführung der Gemeindeorganiſation bleibt es dem Kirchen⸗ 
regtment anheimgegeben, alle diejenigen Abweichungen nnd Ausnahmen zu geftatten, 
welche durch Berüdfichtigung beftehender provinzieller und Iocaler Verhaͤnie ſo wie 

all. 


wohlerworbener beſonderer Rechte, geboten erſcheinen dürften. 


3) Die Erkläͤrung bes Geh. Raths v. Meding, in welcher ber in Rebe 
fiehende Antrag enthalten ift, lautet wie folgt: 

„Sch feße voraus, daß in dem am 5. d. M. von ber Eonferenz gefaßten Bes 
ſchluß, „daß eine Mevifion der Brundzüge einer Gemeindelirchenordnung von 1850 
nothwendig fei”, auch der Beſchluß liegt, „daß mit weiterer Einführung jener 
Grundzüge bis zur erfolgten Reviſion nicht vorgegangen: werben fol." 

Die Beftimmungen fpeciell zu formuliren, welde an die Stelle ber 
Saͤtze treten follen, welche in dem Entwurf von 1850 als fehlerhaft und unand« 
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Geheimerath Bluhme Hob hervor, daß der Antrag des Herrn 
Grafen v. Voß in ſeiner Allgemeinheit mehr den Charakter einer 
caſſatoriſchen als ſalvatoriſchen Klauſel an ſich trage. Wenn das Wohl 
der Kirche die Durchfuͤhrung einer allgemeinen Ordnung erheiſche, ſo 
koͤnnten nicht alle Sonderrechte dabei beſtehen, es gehe ohne einzelne 
Verletzungen oder Beſchraͤnkungen dabei nicht ab. Es koͤnne auch nicht 
bie Abficht der Conferenz fein, für alle beftehenden Rechte ein aus⸗ 
druͤkliches Anerfennmiß zu geben. 

Conſiſtorialrath Liedke trat ald Referent dem bei, indem er be⸗ 
merkte, daß der Erhaltung der wefentlichen Gerechiſame (wie des Pa⸗ 
ttonate) bereitd Rechnung getragen fei, bei der Verhandlung über das 
Belle der Gemeinden‘ es auch nicht ſowohl darauf anfomme, befonvere 
Rechte zu verflaufuliren, als folche dem Befleren zum Opfer zu bringen. 

Wirkt. Geheimerath v. Meding: Beitehende Rechte follten zwar 
nicht unter allen Umfländen confervirt, aber das wohlbegründete Recht 
des Einzelnen dem allgemeinen Wohl doch nur aus den bewegendften 
Gründen aufgeopfert werden. Es folle nur anerfannt werden, daß bei 
Einführung einer neuen Orbnung beflehende Rechte möglichft zu ſchonen 
wären, und die Veranlaffung, hierum Sr. Majeftät zu bitten, liege 
in der geringen. Beachtung, welche dieſe Nechte in den Grundzügen 
von 1850 erfahren hätten: Der Antrag ded Superintendenten Ball 
ji nicht annehmbar, weil es dem Kirchenregiment nicht anheimgeie 
bleiben Tonne, inwiefern «6 jura quaesita fchügen wolle, — hierbei 
toncurrire auch wie bürgerliche Gefeßgebung. 





—* erkannt werben, Tann allerdings nicht bie Aufgabe ber Gonfe⸗ 
renz ſein. 

Wohl aber müͤſſen die Mängel deutlich bezeichnet werben, welche bie 
Conferenz als folche erkennt, die die Ausführung berfelben als unmöglich 
sder als unrathſam erfcheinen laſſen. 

Dies iſt mit dem Artikel 1 am Sten bereits. geſchehen. Ich glaube aber, daß 
durch bie vorläufig von dem Präfipenten zur Discuſſion geftellten Fragepunkte 
dies noch nicht vollftändig erledigt if. Ich glaube, die feitherige Discuffion hat 
aber fchon ergeben, daß ein fehr großer Theil ver Conferenz der Anficht ift, daß 
ein gebeihliches Bert nur zu Stande Tommen kann, | 

1. unter volllommenem und völlig Harem Anerlenntuiß des beſtehenden Rechts⸗ 
auanbes, alfo auch des Patronats. 

Daß die Grundzüge von 1850 dies nicht thun, iſt ein Haupigebrechen 
derſelben; 

2. daß ans denſelben Alles entfernt werben muß, was auch nur den Anſchein 
hervorrufen Tann, als werbe eine felbfigewäblte, alfo auf Willfür der Ges 
meinden beruhende Repräfentation derfelben beabfichtigt; 

3. daß die gewünfchte neue Einrichtung nur eine Bortentwidelung der in ben 
verfchiedenen Provinzen bereits befiehenden Kirchenorbnungen fein, alfo nas 
mentlich in der Mark, in Bommern und Preußen fich auf das Engfte an 
bie dort vorhandenen, völlig zu es beſtehenden Kirchenorbunngen ans 
dem 16. Jahrhundet fich anfchliegen muß. 

Auf diefe drei Bunfte zbeantrage ich daher, daß die fernere Discuſſion und 
Beſchlußnahme gerichtet wird. 

Berlin, 7. Rovember 1856. v. Meding. 


. 
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Superintendent König: Das Alte ſei nicht unbedingt gu conſer⸗ 
piren. In der Kirche würden Rechte nicht erworben wie im bürgen 
lichen Verhältnifje und hier handele es ſich mehr um Pflichten als 
um Rechte. In kirchlichen Dingen haben die bürgerlichen Geſetze nicht 
zu enticheiden, und wo bürgerliche Geſetze mit dem göttlichen Worte im 
MWiderfpruch ftänden, müffe man Se. Majeftät um deren: Aufhebung 
bitten. Der $. 6 der Grundzüge habe den in Betracht kommenden 
Rechten bereits ihre Gültigkeit vefervirt. Die von dem Herm Grafen 
Voß proponirte clausula salvatoria fei ihm .in ihrer allgemeinen 
Faſſung bedenklich, auch für den Antrag des Superintendentn Ball 
fönne er fich nicht entſcheiden. 

Superintendent Ball erklärt fich gegen den Antrag bed Grafen 
v. Voß in deſſen gegenwärtiger wie früherer Faſſung, weil derſelbe 
in feinen Confequenzen unüberfehbar fei. Alles Hergebrachte laſſe ſich 
nicht conferviren, und Verbefferungen dürften nicht unmöglich gemacht 
werden. Was der Kirche wirkfich ſchaͤdlich, muͤſſe geopfert werben. 

GeneralsSuperintendent Cranz: Es komme darauf an, beftehente 
Rechte zu wahren, dabei aber eine gejunde DOrganifation. nicht zu 
hindern. Er müffe. daher wünfchen, daß man nicht alsbald .mit einer 
allgemeinen Ordnung vorgehe, vielmehr vie Conſiſtorien aufforder, 
nach Prüfung der in den einzelnen Brovinzen beftehenden Verhältnife 
und mit Berüdfichtigung der in ber jehigen Berathung gewonnenen 
Refultate Vorſchlaͤge für. provinzielle Ordnungen zu machen. 

Ober» Regierungsrat v. Holgbrind: Dean verwechfele Recht 
und Nechtözuftände. Jura quaesita dürften allerdings nicht verleht 
werben; dazu gehörten jedoch öffentliche Rechtszuſtaͤnde nicht. Dieſe 
müßten fich die durch Das allgemeine Wohl gebotenen Veränderungn 
gefallen laſſen. 

Staatsminifter Uhden vertheidigte für den heut abwefenden Hermm 
Grafen v. Voß den von demſelben geftellten Antrag. Man habe 
diefen Antrag mißverftanden. Wie dies bereits in Betreff des PBatronate- 
rechts gefchehen, habe der Graf v. Voß auch ein Anerfenntniß für 
gleich begründete Rechte der Geiftlichen, Kicchenvorftände und Firchligen 
Eorporationen in Antrag gebracht, infoweit fie durch Provinzial⸗ und 
Localverfafiung oder nach befonderen Verbriefungen verbürgt wären. 
Solche Gerechtfame wären aber in der That unverleglich, fo Tange die 
Geſetze beftehen, worauf fle fich gründen. 

Superintendent Schul ift gegen die geftellten Anträge und heil 
dabei hervor, daß ein Eonflift der Gemeindeordnung mit beftehenden 
Rechten nicht eintreten könne, da es fich doch nur darum handele, ein 
Organ für Liebeöthätigfeit aufzurichten, und daß, wenn auf die Ev 
haltung der Rechte der franzöfifchen Eolonie Bezug genommen worden, 
diefe feine Gefahr liefen, da die Eolonie eine beffere Verfaffung habe, 
als die Grundzüge ihe zu geben vermöchten. 

Präfident Dr. Goͤtze vertheibigt ebenfalld den mißverſtandenen 


% 
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Antrag des Grafen Voß. Der Antrag wolle den Gemeinden und 
Provinzen feine neue Verfaſſung aufdringen, vielmehr von dem bes 
fiehenden Rechtözuftande ausgehen und Diefen Zuſtand als einem rechtlich 
begründeten anerkannt wiſſen, Aenderungen erſt dann eintreten laflen, 
wenn das Vorhandene als fchädlich anerkannt worden. Es gelte den 
vorhandenen Beitand forgfältig zu prüfen und gewiſſenhaft anzuerfennen. 

Der Präfident machte hierauf befannt, daß der Superintendent 
König einen Antrag auf motivirte Tagesordnung eingebracht habe 
und verlaß denfelben ) 

Generals Superintendent Dr. Sartorius fprach gegen den Ans 
trag des Superintendenten Ball, weil beſtehende Rechtöverhältniffe und 
wohlerworbene Rechte nicht dem Belieben, ob fie anzuerkennen feien 
oder nicht, anheimgegeben werben dürften. 

Gonfiftorial- Direktor v. Röder erflärte fich für den Antrag des 
Grafen v. Voß, welcher vielfach mißverftanden ſei, und für die weitere 
Organifation der Gemeinden nur den Weg des Anfchluffes an das 
Beftehende gewahrt haben wolle. Der Redner wies auf die befon- 
beren Berfaffungen ber fchlefifchen Kirchen, welche von den Evange⸗ 
lichen mit großen Opfern erworben worden, insbeſondere auf. die 
Berfafjungen der Friedenskirchen, der Gnadenkirchen und anderer, an 
welchen Die Gefchichten ernfter und fchwerer Zeiten haften und an 
welchen die Gemeinden hingen, weil ihre Väter folche mit ihrem Blut 
errungen. Gemeinden, bie eine gute Berfaffung befäßen, dürfe man 
nicht nöthigen, eine minder gute anzunehmen. | 

Nachdem der Präſident bemerft hatte, daß der Graf v. Voß 
nicht die Meinung hegen könne, als ob man beabfichtige, im Ver⸗ 
waltungswege mohlbegründete Rechte zu verlegen, und daß berfelbe 
feinen Antrag jo auch nicht verftanden habe, und nachdem noch Herr 
Gral» Superintendent Dr. Hoffmann: hervorgehoben Hatte, daß es 
der gegenwärtigen, zur Extheilung ihres Raths berufenen Verſammlung 
nicht wohl anftehen werde, Sr. Majeftät zu rathen, begründete Rechte 
nicht gewaltfam zu verlegen, fprachen noch Superintendent Dr. Sander 
und Staatsminifter Flottwell gegen ven Antrag des Grafen v. Voß. 
Der legtere hob hervor, daß die Verfammlung, berufen ihr Gutachten 
über eine Gemeindeordnung nach den Grundzügen abzugeben, ſich bei 
diefem Antrage auf einem ihre nicht zuftehenden Boden befinde. Daß 
wohlbegründete Rechte gewahrt werden müßten, fei fchon ausgefprochen 
und ed werde gewiß erhalten werden, was vom Beftehenden zu ers 
halten ſei. Dagegen müfje dasjenige weichen, was mit dem ald noth⸗ 
wendig zu Beichließenden nicht vereinbar fei. Im Vertrauen auf die 
Gerechtigfeit des Königs und der Regierung möge man über die vors 
liegenden Antraͤge zur Tagesordnung übergehen: 

Die Verfammlung nahm auf den Vorfchlag des Präfipnenten 


1) Dergl ben Anirag weiter unten. 
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den Schluß der Discuffion über den erften Punkt der heutigen Be⸗ 
rathung an und erklärte Herr Präfident, über den Antrag des 
Superintendenten König auf Vebergang zur Tagesorbnung zuerſt ab⸗ 
ſtimmen laflen zu wollen. Ä 

Dies gefhah, nachdem der PBräfldent Naumann erklärt Hatte, 
daß von einem eigentlichen „zur Tagesordnung übergehen” wohl in 
einer befchließenden, nicht aber in einer nur berathenden Berfammlung, 
wie die gegenwärtige, die Rede fein fünne, wo es fih nur darum 
handle, feine Meinung über eine gegebene Vorlage auszubrüden. 


Der Antrag ded Superintendenten König in folgender Baflung: 

„Zn Srwägung, daß ſchon durch die Grundzüge der Gemeinde: 

„ordnung die befonderen Rechte der Patrone und Gemeinden in 

„Betreff der Bermögensverwaltung anerkannt find, und daß Die 

„Berfammiung die Rechte der Patrone anerfannt und erweitert 

. „bat, und im fetten Bersrauen zu dem hohen Kirchenregimente, daß 

„dasſelbe Feine wirklich beſtehenden Rechte gefährden werde, hält 

„die Berfammlung die Anträge des Grafen v. Voß, Superinten: 

"„denten Ball und Wirfl. Geb. Raths v. Meding für erledigt.“ 

wurbe hierauf In namentlicher Abftimmung mit 35 gegen I Stimmen 

angenommen und damit die erwähnten Anträge von dem Borfigenden 
für erledigt erflärt. ’ | 0 

Hierauf wurde die zweite Frage, ob die revidirten Grundzüge 

den Gemeinden durch Verordnung angeeignet oder denfelben zur frei⸗ 

willigen Annahme dargeboten werben follten, zur Erörterung geftelt, und 

zuvor bie einfchlagenden Anträge des Eonfiftorial- Direktor v. Röder"), 

bed Dr. Krummacher?), des Superintendenten Redlich’), des 








1) Die Hochwürdige Derfammlung wolle vor einem Eingehen anf vie Einzel⸗ 
berathung ‚ausfprechen: 

1. die Borausfegung, das Kirchenregiment werbe auch in Betreff der revidirten 
Grundzüge bei dem von ihm felbft in den Motiven zu dem Allerhöchfien 
Grlaffe vom 29. Juni 1850 Seite 32 und in der Denkichrift III, die Firchs 
liche Gemeindeorbnung betreffend, Seite 13, als dem allein richtigen bezeich⸗ 
neten Principe beharren und auch die vevibirten Grundzüge nur zur freien 

Annahme empfehlen, nicht aber im Verordnungswege bucchführen ; 

2. daß durch die aufzuflellenden Grundzüge bezwedt werde, ein Helferamt in 
ben Gemeinden einzurichten und wo es bereits befteht, zu entwidehn, nicht 
aber eine Repräfentation zu begründen, berufen, bie Gemeinden zu vertreten, 
fei e8 ben geiftlichem und Ticchlichen Behörden gegenüber, fei es.auf den etwa 
noch zu bildenden Synoben. 

Berlin, 7. November 1856. v. Röder. 
2 Die Hohe Berfammlung wolle befchließen: 
ie in Gemäßheit der von ber Tirchlichen Conferenz ausgeſprochenen Grunds 
füge revibirte Gemeinbeorbnung wird im Wege ber Berordnung 
eingeführt. — Gemeindlihe Ausnahmezuflände, welche die Einführung uns 
thunlich erfcheinen. laffen, werben zur Kunde bes Kirchenregiments gebracht und 
von biefem in Erwägung gezogen. 
Dr. Krummacher. Dr. Albert. Jacobſon. Korb, Bold. Ball 
8) Die Hohe Verfammlung wolle, in Grwägung, 
1. daß bie wider die Ginführung der Grundzüge von 1850 bisher erhobenen 
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Brafiventen Dr. Götze!), fo wie Die eventuellen des Generals Super» 

intendenten Dr. Hoffmann?) und ded Prof. Abegg”) verlefen. 
Zuaft Sprach Dr. Krummacher für feinen Antrag. Die jetzige 

Reviſion verfpreche Reſultate, welche die Einführung einer revidirten 


Bedenken principieller und formeller Art eine forgfältige Betrachtung und 
Würdigung gefunden haben; 

. daß insbefondere der Confeſſtonsſtand der einzelnen Gemeinden, die Rechte 
bes Batronats und die Freiheit des Wahlmodus unter Berüdfichtigung der 
provingiellen und loralen Zuſtaͤnde und Beduͤrfniſſe vollſtaͤndig gewahrt find; 

. daß eine Hinderung der Sache, die in unberedhtigter Oppofttion, in Gleich⸗ 
gültigfeit oder Bequemlichkeit ihren Grund hätte, zu dulden, mit der Autos 
rität des Kirchenregiments und feiner pflichtmäßigen Sorge für die organifche 
Fortentwickelung und den inneren Ausbau ber evangelifchen Landesficche uns 
verträglich fein würde: 

ver oberften Kirchenbehörde empfehlen, die revidirten Grundzüge der Gemeindes 

Sirhenordnung und die dadurch bedingte Gemeindeorganifation, nach nochmaliger 

Anhörung ber Provinzial Confiftorien und fchließlich erfolgter Allerh. Sanction, 

überall in den öftlichen Provinzen, wo die neue Organifation noch nicht Eingang 

gefunden hat, im Wege der Berorbaung einzuführen. 
Redlih. Hoffmann: König Thielen Lehnerbt. 


) 4 Mit Vermeidung eines von Sr. Majeftät zu erlafiendeg allgemeinen 
Geſehes das zu Beſchließende in Form einer vom vangelifchen Ober» KRirchenrath 
ven Eonfiforien zu ertheilenden Inſtruction zu faffen. 

2. Die beabfichtigten Aenderungen nur in der Art eintreten zu laſſen, daß bie 
in den einzelnen Brovinzen geltenden Kirchenorbnungen nicht befeitigt werben, fons 
vera die neuen Ginrichtungen eine Eutwidelung der dadurch bereits eingeführten 
Verfofungen enthalten. Goͤtze. 

2) Da die Erfahrung gezeigt hat, daß auf dem Wege der Freiwilligkeit eine 
lgmeinere Durchführung diefer Snftitution nicht erzielt werden fann; da nad 
Yfeltigung eines der hauptfächlihen Hindernifie, nämlich des Mißtrauens vieler 
Kirhenpatrone, fein Grund mehr vorliegt, die Cinführung anf dem’ Wege der 
daordnung als eine Antaſtung beſtehender Rechte zu betrachten; da unſere Land⸗ 
gentuden ſehr Häufig nur durch Verordnung zu dem zu bringen find, was zu 
stem eigenen Gegen dient, wenn es außer dem Laufe der hergeerbten Gewohn⸗ 
beim legt; da aber bie Beihätigung der beften Gemeindeglieder für die Firchlichen 
drede ver Gemeinde und die chriſtliche Liebesthaͤtigkeit fo ſehr den Charakter ber 
—— an ſich trägt und daher den aͤußerlichen Zwange widerſpricht; fo 

Anirage ich: 

1. & fol die Kirchengemelndeorbnung anf dem Wege der amtlichen Verord⸗ 
aung eingeführt, 

2, Gleich wohl aber nicht bei Androhung von Bwangsmitteln bie ſofortige Ein⸗ 
führung verlangt, fondern, wo fich Widerwillen zeigt, das Mittel ner Ers 
mahnung der Kirchenbehörden angewendet und im Nothfalle mehrere Jahre 
Seit zur Ginführung gelaffen werden. 

doffmann. Thielen. König Wiesmann. Bogt. Lehnerdt. 


*) Eventneller Antrag für den Fall, daß die Anordnung der Einführung 

ter Grundzüge abgelehnt würde, 
as Kirchenregiment möge erfucht werben, bei Befanntmachung ber revidirten 

Örundzüge der Gemeindeordnung, eine dringende Empfehlung, verbunden mit einer 
tläuterung derfelben, ausgehen zu laffen zur Beruhigung und zur Befeitigung ter 
!iwanigen Nigverflänpniffe, wobei insbefondere das, was den Vorbehalt befonderer 
Rechte betrifft, mit aufzunehmen wäre, | 

Berlin, 8, November 1856, Abegg. 


10 


> 


= 





146 - Fünfte Sitzung. 


Gemeindeordnung im Wege der Verordnung räthlich mache. Babel 
müßten Ausnahmeuftände eine ausnahmsweiſe Berüdfichtigung finden. 
Die freie-Annahme ftheitere ſchon daran, daß die Gemeinde eines 
Organs, ſich auszufprechen, entbehrten. - | 
Dagegen verlangte ConfiftorialsDireftor v. Roͤder Feſthalten 
an dem bisher gültig gewefenen und von Sr. Majeftät fanctionirten 
Prineipe der freien Annahme. Ein plögliches Abmweichen von: diejem 
Brineipe werde einen uͤbeln Eindruck machen. Auch die Rüdftcht auf 
eine etwaige Synodalverfaffung nöthige nicht zu einer zwangsweiſen 
Annahme der Gemeindeorbnung, wie auch dies ſchon früher von dam 
Kirchenregiment beftimmt ausgefprochen ſei. Es liege aber in der ge 
fchichtlichen und rechtlichen Verfchiedenheit der Gemeindeverhältniffe eine 
Röthigung zur Abwehr der Aufnöthigung einer neuen Ordnung. In 
Schlefien trete — wie der Ober- Präfident der Provinz beftätigen 
werde — ein befonderer Grund gegen den Verordnungsweg hin. 
Zahlreiche Tutherifche Gemeinden wären. der Gemeindeordnung bejonders 
deshalb abhold, weil fie ihren Iutherifchen Bekennmißſtand darlı ge 
fährvet fähen, und es ftehe zu fürchten, daß fie aus der Landeskirche 
ſcheiden würden, wenn man ihnen die Gemeindeordnung aufhöthige, 
was um fo beffagenswerther. fein würde, als unter. den feparirten 
Qutheranern, vorausgeſetzt daß das lutherifche Bekenntniß Anerfennung 
und Schutz finde, fich eine Neigung zur Wiedervereinigung mit der 
Landedfirche rege. oo | 
Der Ober» Präfident der Provinz Schleftien, Wirkt. Geheimerath 
v. Schleinig, beftätigte die von dem Confiftorial- Direktor v. Röder 
ausgefprochene Befürchtung. Im bürgerlichen Leben ſei ex für energie 
ſches Handeln, im fiechlichen abhold allem drängenden Zwange. Die 
Geiſter wären nicht zu bannen, und die Klugheit gebiete zarte Schonung. 
Die gegenwärtige Gemeindeordnung, aufgedrärigt, würde auf allgemeine 
Oppofition ftoßen. Komme dagegen durch die Nevifion etwas Er 
fprießttches zu Stande, fo werde es freiwillig allgemein und gem af 
genommen werben. Er fei gegen den Verordnungsweg. 
Superintendent Hasper fchließt fich dem Antrage des Dr. Krum-⸗ 
macher an. Die Gemeinde bevürfe der Organifation, der Einrichtung 
des Helferamtes. Sie erkenne ſich jetzt nicht als ‚Gemeinde. Das 
Gemeindegewiſſen ſei verloren, das Bewußtfein des Gemeindeverbandes 
und der Gemeindepflicht. Durch Organifation koͤnne dies wieder ge 
rettet werden. Er hege nicht fanguiniiche Hoffnungen. Aber man möge 
nur Hand anlegen, der Here werde weiter helfen. 
Eonfiftorial» Präfivent v. Mittelftädt erklärt, daß er die Frucht 
der Reviſion erſt ſehen muͤſſe, ehe er ſich daruͤber erflären fönne, ob 
ſolche den Gemeinden aufzunoͤthigen ſel. Won dem bisherigen Princip 
der Freiheit abzugeben, fei fehr bevenflih. Das Beduͤrfniß, ein chriſt⸗ 
liches Helferamt in den Gemeinden aufzurichten, erfenne er Dagegen All 
Dabei eniſtehe die Frage, wie eine Gemeinde fich erklaͤren ſolle. Die 
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Aneignung durch eime freie That der Gemeinden ſei nur durch ein« 
fimmige Erklärung oder Majoritätserflärung möglich; auf diefem Wege 
aber nicht6 zu hoffen. So wünfce er, fich erft nach der Verhandlung 
über Diakonie und das Diafonat über die vorliegende Yrage erflären 
m dürfen. In diefer Richtung ftellte Redner einen Antrag, welcher 
aus der Verſammlung unterftügt, fpäter aber zurüdgenommen wurde 
Generale Superintendent Cranz führte aus, daß die Airchliche 
Ormeindeorpnung provinziell behandelt werden müfle und bezog fich 
auf das früher Gefagte. Gegenwärtig fei man noch nicht fo weit, die 
vorliegende Frage zu entſcheiden. Derfelbe übergab den folgenden 
Antrag, welcher ausreichende Unterſtuͤtzung fand. 
„Die evangelifhe Conferenz wolle beantragen, daß der Evanges 
„liche. Dber: Kirhenrarh vor weiteren Maßnahmen in Betreff der 
„Semeindelicchenortnungs: Anaelegenheit die Conſiſtorien der bſt⸗ 
„lichen Provinzen anweifen möge, nad) Maßgabe der hier be 
„lebten Modificationen der Grundzüge, unter forafältiger Berück⸗ 
„ſichtigung aller provinziellen und localen Rechte und Bedürfniffe, 
„neue Entwürfe zu provinzialen Gemeindeorganifationen vorzus 
„legen, und fich dabei auch über die Frage auszuſprechen, ob ein 
„Borgehen im Wege der Verordnung dem Bedürfniffe der Pro- 
„vinz entipreche oder nicht.“ 
„Motive: 
. „Die anerlannte große Berfchiedenbeit der öſtlichen Provinzen, 
2. „Der Wunſch, daß fein Recht verlegt werde, 
3. „Der Wunfd, daß Etwas gefchehen möge, wo es Noth thut, 
„und daß feine Provinz in den für fie notwendigen Maß: 
„nahmen gehindert werde.” 
Superintendent Stiller ift gegen zwangsweiſe Einführung, Res 
geren ſei auch in der Kirche nöthig, aber die Macht ded Regierens 
Kite hier darin, die Herzen zu gewinnen, in einer inneren Nöthigung 
at einer Äußeren. Wo gehorcht "werden folle, müfle der Befehl: 
Har vorliegen. Hier wifle man aber noch nicht, welchen Erfolg die 
Reviſion haben werde, Das Kirchenregiment wolle das Gute warın 
mpfehlen, nicht Falt erzwingen, dann würden ihm die Herzen zufallen. 
Präfident Dr. Götze fpricht fich entfchieden gegen allen Zwang 
aus und warnt davor, weil es nicht gehe, wenn ed auch befchloffen 
werden follte. Es fomme darauf an, den der Kirchenobrigfeit 
genemenden Weg einzufchlagen. Dem Zwange flehe nicht Abftimmüng 
in der Gemeinde gegenüber. Gemeinden wären nicht die, weldye über 
den Rechtobeſtand Firchlicher Einrichtungen zu entfcyeiden hätten. Die 
Bicche babe ihre objertive Orbnungen und diefe fünnten nur fraft des 
geiftlichen und weltlichen Kirchenregiments, innerhalb deren Legitimation, 
aufgerichtet werden. Es gelte Mißtrauen zu überwinden, Vertrauen 
M gewinnen, dazu die alten Schäge der Kirche in Ehrfurcht unange⸗ 
tafet zu laſſen. Wo dann lebendiges Leben fei, ba finde ſich auch 
Kaum für weitere Ausgeſtaltung. In den alten Kirchencollegien- fei 
10 %* 
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die Sorge für die innere Pflege der Gemeinde wohlbegrünbet, und 
nur mit dem Krlöfchen der Kirchlichfeit der Gemeinden erſtorben. 
Redner erinnert an das Korreferat des Dr. Sartorius und an die 
märfifche Conſiſtorialordnung. Das Bebenklichfle einer neuen allge 
meinen Ordnung wäre aber, daß ed die Gemeinden von biefen alten 
Schaͤtzen der Kirche abfchneiden würde, die man ihnen doch nicht wieder: 
geben oder erfegen fünne. Diefe müßten erhalten und bei den. neuen 
Ordnungen zur Grundlage und Norm genommen werden. Hiernach 
erläutert Redner feinen Antrag, wonach nicht befehlend, fondern 
in Form einer Inftruction des Evang. Ober» Kirchenrath8 an die 
Eonfiftorien die weitere Entwidelung ‚der durch Die Kirchenorbnung 
begründeten Verfaffungen zu leiten fei. 

Regierungs⸗ und Schul-Rath Bod fchildert den guten Fort- 
gang, den die Einführung ber Gemeinde-Ordnung in ber Provinz 
Preußen gehabt, weil das mit Vertrauen Dargebotene mit. Vertrauen 
angenommen worden, und ift dafür, die revidirte Ordnung im Verord⸗ 
nungswege einzuführen, um die Gemeinde des davon zu erwartenden 
Segens nicht verluftig zu machen. 

Superintendent Redlich fpricht für feinen Antrag, wonach bie 
revidirte Gemeindeordnung nach zuvoriger Anhörung der Con— 
fiftorien und nach Allerhöchſter Sanction Sr. Mai. des 
Königs im Verordnungswege einzuführen wäre. Dabei blieben zus 
läffige Ausnahmen zu berüdfichtigen; an eigentlichen Zwang denke er 
nicht; es genüge in den öftlichen Provinzen an Einlegung ber Firchen- 
regimentlichen Autorität. Auch er erivarte, daß die ausgeprägten Vers 
fen in Schleftien ihre Berüdfichtigung finden würden, und hoffe, 
daß, wenn der Befenntnißftand der Iutherifchen Gemeinden verbürgt 
werde, die Gemeinveorganifation bei denfelben feinen erheblichen Wis 
derftand mehr finden werde. In feiner oberfchlefiihen Diöcefe beftche 
feinerlei Spannung zwifchen feparirten und nicht feparirten Qutheranern. 

Geheimrath Bluhme ald Referent führt aus, daß die Gegen 
fäße nicht mehr fo fchroff, wie es anfangs gefchienen,” einander gegens 
überftänden. Die, welche für den Verordnungsweg flimmten, wollten 
feinen abfoluten Zwang, und diejenigen, welche für bie freie Annahme 
fprächen, Feine bloße Willfür. Man differire nur darin, was die 
Pegel, was die Ausnahme fein fole. Er flimme dafür, daß die Freis 
heit der Annahme die Ausnahme fein müffe, und deshalb für den Ber- 
ordnungsweg. Dabei wünfche er allerdings gewiſſenhafte Beruͤckſich⸗ 
tigung begründeter provinziellee Berfchievenheit. Die zu erlaffende Ver 
ordnumg fönne mit einer Raum dafür gewährenden Ausführungsver- 
ordnung verbunden werden. 

Hiermit wurde die Discuſſion gefchloffen. 

Der Präſident erflärte für die Abflimmung, nachdem Herr 
Generals Superintendent Cranz feinen Antrag zu Gunften ded Herm 
Dr. Goͤtze zuruͤckgezogen und Praͤſident v. Mittelſtädt ben feinen 
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zu etwaiger fräterer Wiederaufnahme zuruüͤckgenommen hatte, die Ans 
träge ded Herrn v. Röder, Dr. Srummader und Redlich, als 
principielle zufammenzufaffen und dann über den Antrag des Dr. Götze 
befonderd abftimmen laffen zu wollen: Die Berfammlung war damit 
einverftanden, und faßte Brafident die erfigenannten 3 Anträge in 
der Frage zufammen: 

Sol die revidirte Gemeindeorbnung im Wege der Verordnung 

in die Gemeinden eingeführt werden? 

Die Frage wurde mit 26 gegen 18 Stimmen bejaht. 

Der Antrag ded Dr. Götze wurde getheilt und ad 1 mit 22 Stims 
men gegen 21, ad 2 mit 23 Stimmen gegen 21 abgelehnt. 

Damit erledigen fih die eventuellen Anträge des Dr. Hoff: 
mann und Profeffor Abegg, wogegen auf den Borfchlag des 
Präfidenten aus dem Antrage ded Dr. Krummacher von ber 
Berfammlung allfeitig angenommen wird, daß gemeindliche Ausnahmes 
aufände, welche die Einführung einer neuen Gemeindeordnung uns 
thunlich erſcheinen laſſen, der Berüdfichtigung des Kirchenregiments 
anheimgegeben werben. 

Hierauf wurde die Frage zur Berathung geftellt, ob bis zum 
Grlaffe der revidirten Gemeindeordnung die weitere Einführung der 
Grundzlige von 1850 fiftirt werden folle '). 

Es bezieht fich Hierauf der Antrag des Geh. Raths v. Meding, 
ſowie ein neu eingebrachter Antrag des Prof. Dr. Hengitenberg, 
den derfelbe durch Vorlefung und mündliche Ausführung der beiges 
fügten Motive näher begründete. 

„Ich elle den Antrag: 


die Grundzüge einer kirchlichen Gemeindeordnung, fo weit 
es fih um ein weiteres Fortichreiten auf dem Gebiete der Dr: 
ganifation der Gemeinden handelt, ganz zu befeitigen, und ſtatt 
desfelben, auf Brundlage der bier gefaßten gutachtlihen Bes 
ſchlüſſe, Anweiſungen ergehen zu laffen, welche nur die allge- 
meinen Grundzüge enthalten, welche dann die einzelnen Con⸗ 
filorien, in Anftnüpfung an die älteren Kirchenordnungen und 
mit Berüdfihtigung der Eigenthümlichkeit ihrer Bezirke, weiter 
auszugeftalten haben. 


Zur Begründung diefes Antrages führe ich Folgendes an. 
Die Juden haben die Vorfchrift, daß jede heilige Handfchrift, die 
mehr als eine gewiſſe kleine Anzahl von Fehlern enthält, ohne 
verbeffert werden zu dürfen vergraben werden muß. Diefe Bor; 
febrift beruht auf gutem Grunde Wo das Fehlerhafte über das 
gernöbnlice menfhlihe Maaß hinausgeht, da benimmt es den 

efpect vor dem Ganzen. Die Hochw. Berfammlung nun hat 
durch ihre autachtlichen Befchlüffe Die Heberzeugung ausgefprochen, 
daß die kirchliche Gemeindeordnung in den wefentlichhten Punkten 
einen unfirchlichen Charakter trägt. Als ihr Grundfehler hat ſich 
der herausgeftellt, daß fie eine der Wefenslehren der „Belenntniffe 
der Reformation", die von der Kirche als der Gemeinfchaft der 


) Bergl. oben ©. 18, Anmerk. 
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Gläubigen, verläugnet. Durch diefe Befchlüffe if der Hochw. 
Berfammlung zugleich die Pflicht auferleat, dafür zu forgen, daf 
die Gemeinden überhaupt fernerhin mit dieſen Grundzügen ver: 
ſchont bleiben, an die ſich feine Gefühle der Bierät anſchließen 
fünnen, an die ſich traurige bis in das Fahr 1848 zurückgehende 


‚Erinnerungen anfnüpfen, Die ein Nachhall und eine Abſtumpfung 


des damals überreichten „WBortrages über die Berufung einer 
evangelifchen Landesſynode“ find, der Vielen noch in frifchem 
Gedächtniß if, die als Ganzes für die kirchlich Geſinnten einen 
Gegenſtand bearündeter Antipathie bilden, und das um ſo mehr, 
da die Grundzüge mit den Motiven zufammenbhängen, in denen 
die unfirchliden Anfchauungen noch greller hervortreten. Die 
aänzliche Bejeitigung der Grundzüge wird ferner auch durch ihre 
Yusdrudsform rarhfam gemacht. Die geiflliche Natur des Reiches 
Chriſti muß fi überall äußern. Die Sprache einer kirchlichen 
Semeindeordnung muß von der einer bürgerlichen verichieden 
fein. Bon ſolcher Verſchiedenheit ift hier nichts zu entdecken. Der 
Unterfchied von den Kirchenordnungen des 16. Tahrbunderts If 
nach diefer Seite dur die Mitcheilungen zur Anfbauung gt 
bracht worden, welche in dem Referate des General» Superinten: 
denten Dr. Sartorius aus den preußifchen Kirchenordnnungen 
gemacht worden find. — In Bezug auf den pofitiven Theil meine 
Antrages fann ich mich kurz faflen. Daß das unbedingre Gene 
ralifiren vom Webel ik, die möglichite Antnüpfung an "das be 
fiehende Recht der einzelnen Kirchenprovinzen und an ihre factiſchen 
Zuftände eine nothwendige, bedarf feiner weiteren Augeinonde: 


. fegung. Die völlige Ignorirung der befiehenden Nechtszufände 
iſt ein Grundfehler der Grundzüge, die dadurch auf das Gebiet 


der modernen Gonftitutionsmacherei herübertreten. Es gilt jeßt 
diefen Fehler forgfältig zu vermeiden. 

Der Einwand, der gegen den vorliegenden Antrag aus der 
nicht unbedeutenden Anzahl von Gemeinden entnommen werden 
fünnte, in denen die Grundzüge bereits zur Geltung gelangt find, 
wird nicht als triftig betrachtet werden fünnen. Die Uniformität 
it Doch fehon zerflört, da die Hochw. Berfammlung ihre Ueber 


zengung dahin ausgefprochen bat, daß in den weſentlichten 


Punkten die Gemeindeordnung abgeändert werden müfle. Ja 
genau befehen bat nur Weniges in den Brundzügen die Feuer 
probe der Fritik beftanden. Biel wichtiger als den bloßen Schein 
der Uniformität zu wahren ift jegt, dab das Neue, was unte 
Anregung der Berfammlung zu Stande kommt, ein in fid 
zufammenflimmendes, durch und durch aus dem Geiſie der Kirche 
bervorgehendes und fomit Iebenskräftiges fei. Nur dadurch wird 
es gelingen, diejenigen zu gewinnen, welche bis jegt fich der 
weiteren Ausbildung einer Drganifation der Gemeinden entfchieden 
abgeneiat gezeigt haben. Wenn man, gegen Art. 7. der Augsb. 
Gonfeffion und gegen die Praris der Kirchen der Neformation, 
namentlich der lutherifhen, ein übertriebenes Gewicht auf die 
Uniformität legt, fo befeftigt man dadurch nur den weit größeren 


Unterfchied zwilchen den Gemeinden der Grundzüge und folden 


in denen gar nichts für die Fortbildung der Drganifarion gethan 
worden. — Die nach den Grundzügen organifirten Bemeinden 
kann man, wenn dem vorliegenden Antrage Folge gegeben wird, 
vorläufig in ihrem Etande laſſen. Nach und nach wird unter 
der väterlichen Berathung der Conſiſtorien fich die neue Ordnung 
von ſelbſt Bahn brechen. Denn was aus dem Beiße der Kirche 
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rvorge iſt lebendi d kräafti b 

—* Ober Targ Van kn a ne Re —* 
auch, wenn man bei einer bloßen Reviſion der Grundzüge ſtehen 
bleiben wollte, vorläufig davon abſtehen müſſen, ſie den nach den 
nicht emendirten Grundzügen verfaßten Gemeinden aufzudringen, 
da namentlich eine plötzliche Beſeitigung des Wahlmodus viel 
Fine Hd dienen würde, eine bedenkliche Agitation aufzu— 

Es könnte ferner eingemandt werden, Laß der vorliegende 
Antrag zu fpät komme, daß die Berfammlung, ‚indem fie in die 
Revifion der Grundzüge eingegangen fei, die Anerfennung ihres 
Grundbeftandes bereits ausgefprochen habe. Allein der Antrag 
Tonnte in Wahrheit nicht früher geflelle. werden, als bis der Berfuch 
der Revifion die Schwäden der Grundzüge völlig ins Licht ges 
fliellt hatte. Der Antrag ift eine einfache Folgerung aus den 
Refultaten, welche die Revifion ergeben bat. Die Grundzüge 
find durch diefelbe zu einer Unmöglichkeit, zu einem Lichtenbergi⸗ 
ſchen Meſſer ohne Griff und ohne Klinge geworden.“ 

Gegen diefen Antrag erhoben ſich von allen Seiten &inwenbuns 
gen. Herr General-Superintendent Dr. Hoffmann erklärte denſelben 
für verfpätetz es Hätte der Antrag bei Anfang der ganzen Discuffion 
ingebracht werden muͤſſen. Von anderer Seite wurde derfelbe wegen 
fine Motive als beleivigend für das oberſte Kirchenregiment und die 
gegenwärtige Berfammlung mit Entrüftung zurüdgewiefen und vers 
langt, daß die Verſammlung durch Acclamation erflären folle, einen 
len Antrag nicht berathen zu wollen. Nachdem der Herr Bor: 
ſißende erflärt, daß der Antrag als an fich hierhergehörig auch mit 
diculirt werden folle, erhielt das Wort zuerft: 

Superintendent Dr. Sander. Derfelbe fprach fich gegen ben 
hengſtenberg'ſchen Antrag aus. Er ſeinerſeits finde in den Grund⸗ 
gen nichts Haͤretiſches und nichts Unkirchliches. Die Motivirung des 
Antags fei verletzend und enthalte eben fo viel Srrthümer ald Süße. 
3 ähnlichem Sinne fprachen Conſiſtorialrath Liebke und Super 
nmdent König gegen den Antrag. 

Geh. Rath v. Meding erklärte fich für die Siftirung einer weis 
ken Ginführung ‚ver Grundzüge von 1850 in den Gemeinden. Eine 
blhe fei für Die Provinz Pommern auf die einmüthige Petition ber 
Superintendenten, Patrone und des Provinziallandtags bereits erfolgt. 
Achnlihe Rundgebungen ber Abneigung gegen die Grundzüge ‚hätten 
ſih in der Provinz Brandenburg gezeigt. Seit 1851 Habe die Sache 
laum irgendwo noch Fortgang gehabt, fo daß ſich die beantragte Siſti⸗ 
ung empfehle. . 

Praͤſident Dr. Goͤtze hob hervor, daß man in dem Hengſten⸗ 
berg’fchen Antrag den pofitiven Antrag felbft von.den Motiven fcheiden 
— den erſteren habe er unterſtuͤtzt, letztere nicht, nicht einmal 

annt. 

Ober⸗Pxraͤſident Eichmann iſt gegen eine Siſtirung, da in ber 
Dropinz Preußen. bie Grundzuͤge ‚mit Vertrauen qufgenommen wurden, 
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Synodal⸗Praͤſes Wiesmann Hält die Frage für praftifch un⸗ 
bedeutend, da während der Revifion die Einführung der Grundzüge 
fih von ſelbſt fiftire. 
Diefer Anficht ift auch der Borfigende, welcher die Discuffion 
ſchließt und die geftellten Anträge nach einem Vorſchlage des Ober: 
Praͤſidenten v. Witleben in der Frage zufammenfaßt: 
Iſt dem Kirchenregimente zu empfehlen, während ber Nevifion der 
Grundzüge feinerfeits mit der Einführung der Gemeindeordnung 
nicht vorzugehen? 

was von Seiten der Berfammlung ohne Widerfpruch bejaht wurde. 


Schließlih wurde von dem Vorſitzenden noch der folgende 
Antrag ded General-Superintendenten Dr. Hoffmann, betreffend eine 
Trennung des Kirchenvorftanded ad externa von dem Kirchengemeinde 
rath ad interna und eine facultative Vereinigung beider, zur bejons 
deren Erörterung geftellt. 
1. „Die Gefchäfte des Kirchenvorfiandes, die ſich auf die Berwol 
„tung des Kirchenvermögens beziehen, werden von dieſem wie 
„bisher aanz ſelbſtſtändig geführt, ohne daß der Kirchengemeinde 
„rath damit irgend zu thun bat. 
3. „Daher ift auch der Kirchenvorſtand nicht Mitglied des Kirchen: 
„gemeinderaths, fofern feine Träger nicht dahin gewählt werden. 

3. „Es bleibt aber dem Kirchenvorftand jeder Gemeinde frei, ſich 
„mit dem Kirchengemeinderath, fofern diefer es wänfcht, in Kin 
„Gollegium zu aeftalten, worauf die beiden Abtheitungen, fomohl 
„bei den Internis wie den Externis, miteinander befchließen. 
„Doch ift hierzu jedesmal die Genehmigung der vorgefegten Dt: 
„börden erforderlich * 

General Superintendent Dr. Hoffmann macht in Begründung 
feines Antrags befonders auf die zwiefache Natur der beiden Inflitute 
und auf die zwiefache Stellung des Patrons zu denfelben aufmerfjam. 
Der Batron fei gefeglich Vorfteher des Kirchenvorftandes, folle jeht 
auch in den Kirchengemeinderath eintreten, und alsdann den Anfor 
derungen in Beziehung auf Qualification umd der Dieciplin wie an 
dere Kirchenrathsmitglieder unterliegen. Es frage fich, inwieweit fi 
dies auch auf feine Qualität als Glied des alten Kirchenvorftanded 
beziehe. Bon einer Belebung der alten Kirchenvorſtaͤnde fei nicht viel 
zu hoffen, da fie für innere Gemeindepflege niemals Erhebliches ge 
leiftet hätten. 

General» Superintendent Büchfel erklärte fich gegen den Hoff’ 
mann’ichen Antrag. Die Kirchenvorftände wären nicht überall tobt, 
auch nicht immer tobt gewefen und todt geboren, und man dürfe hof⸗ 
fen, daß das neue Leben auch fie beleben werde. Sie waͤren in der 
Regel die achtbarften Leute in der Gemeinde und die neuen Gemeinde 
Kirchenräthe Fönnten doch nur aus demfelben Holz gemacht werden, 
wie bie alten Kirchenvorfteher. Die Ernennung der legteren und Det 
erfteren liege zwar in verfchiebenen Händen, das ſei aber fein Yinglüd. 
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Conſiſtorial⸗Director Noͤldechen erflärte ſich ebenfalls gegen den 
Antrag des General⸗Superintendenten Hoffmann und entſchieden 
gegen das Beſtehen von zweierlei Kirchenvorſtaͤnden nebeneinander. Die 
externa ließen ſich von den internis nicht trennen, da ſie wie Leib 
und Seele zuſammenhingen. Daß die Trennung im Kirchenregiment 
noch vorhanden, ſei ein Ungluͤck; noch übler würde ſie wirken in dem 
engen Kreiſe einer Gemeinde. Auch nach ſeinen Erfahrungen in der 
Provinz Sachſen koͤnne er die beſtehenden Kirchenvorſtaͤnde keineswegs 
für nicht belebbar achten. 

Geh. Rath v. Meding ebenfalls gegen den Hoffmannſchen 
Antrag. Derſelbe enthalte überdies zu viel unvorbereitete Details, 
über welche fo ohne Weiteres nicht abzuurtheilen ſei. In der Mark, 
tie in den übrigen Provinzen, fei der Patron überdies nicht eigents 
ih Mitglied oder Vorfteher des Kirchenvorſtandes. Der Patron ftehe 
darüber und Habe die Befchlüffe des Vorſtandes zu prüfen und zu 
approbiren. 

Auh Ober» Präfident Eichmann und Präfivent Dr. Götze er- 
Hären fich gegen den eingebrachten Antrag. Der Erftere machte darauf 
aufmerffam, daß auch die Kirchenvorftände unter einer geordneten Dies 
Aplin ftehen und daß es eben fein Mißftand fei, wenn dieſe Disciplin 
ud von verfchiedenen Behörden geübt werde. 

Superintendent König bemerkte, daß, wenn ein einheitliches 
Organ gefchaffen werden fönnte, er ebenfalld gegen den Antrag des 
Öeneral- Superintendenten Hoffmann fein und die externa von den 
internis nicht feheiden würde. Co ftehe die Sache aber nicht. Die 
Duplicität beftehe fchon, da der Patron in feinen Rechten bleiben und 
Dad wie vor Die Kirchenvorfteher ernennen, daneben aber andere Glieder 
We tirchengemeinderaths durch Wahl, Denomination oder Cooptation 
eihnet werben follen. 

Hierauf erflärte Generals Superintendent Hoffmann, wenn «8 
ffftche, daß der Batron nicht ex duplici titulo Mitglied des Kirchen- 
Gemeinderaths fein folle, und daß er als Mitglied des Kirchengemeindes | 
a8 denfelben Anforderungen und derſelben Disciplin wie andere 
Mitglieder unterliege, fo falle das wefentliche Motiv feines Antrags 
Weg, die Befürchtung, daß unmürdige Patrone nicht von dem Ges 
meinderathe abgehalten werben fönnten. 

Da die Verfammlung ihre Zuftimmung dazu zu erfennen gab, 
daß der hinſichtlich der Privatpatrone gefaßte Beſchluß die Anſicht ein- 
ſhließe, daß dieſe in Beziehung auf Qualification und Disciplin dem⸗ 
ſelben Maaßſtabe wie andere Kirchengemeinderathsmitglieder unterliegen 
ſolen, fo zog Gen.» Superintendent Hoffmann feinen Antrag zuruͤck. 


Hiermit erledigte fich die heutige Tagesordnung und damit bie 
derathung über die erſte Vorlage, vorbehaltlich der für die Berathung 
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über ‚die Synodalfrage refesvirten Fragen, nämlich über. bie Behörde, 
welcher die Disciplin tiber die Mitglieder der Kirchengemeinberäthe zu 
übertragen, und Über den Antrag auf Streichung ber die Vertretung 
ber Gemeinden auf Kreisfgnoben zc. betreffenden Stellen der Grund- 
güge (8. 12 ad 10, u. $. 15). 

Der Bräfid ent ſchloß die Situng um 4 Uhr und anberaumte 
die nächte auf Mittwoch den 12ten, 10 Uhr für die Berathung über 
Diakonie und Diafonat. 


v. Uechtritz. Noeldechen. Thielen. Stiller. König. 


Sechste Sitzung. 


Berlin, den 12. November 1856. 


Di fechöte Sitzung wird um 10 Uhr durch den General: Superinten- 
denten Dr. Bücyfel mit Gebet eröffnet und darauf das Protofoll ber 
fünften Sigung vorgelefen, das nach Erledigung einiger weniger Be 
nebingen von der Verſammlung ald richtig anerfannt wird. 

Präſident theilt darauf mit, daß Geheimeratb Bindewald 
überhaupt Stellvertreter des Herrn Miniſters v. Raumer reellen 
in allen das Refſort des Königl. Minifteriums betreffenden Angelegen« 
heiten ſe und nicht bloß der. fünften Sigung in dieſer Eigenfchaft bei⸗ 
gewohnt habe; ferner, daß Seminar» Director Dr. Schmieder, der 
in Gutachten in Sachen des Diafonats erftattet habe, erfchienen fei, 
daß dagegen Generals Superintennent Dr. Möller durch bringliche 
Seihäfte, General» Superintenbent Dr. Schmidtborn durch Unwohl- 
kin, und Beheimerath Dr. Heffter durch feine amtliche Stellung 
glindert feien, an den heutigen Verhandlungen Theil zu nehmen. 

Präſident conftituirt darauf die Verfammlung und bemerkt, 
daß direftor Dr. Schmieder und Paftor Runge ald Verfaffer von 
Öutachten ein Stimmrecht in der Diafonatöfrage hätten; daß Paftor 
Dr. $liedner, Dr. Wichern und Profeffor Dr. Jacobi ebenfalls 
eine Einladung zu biefen Verhandlungen erhalten hätten, jedoch theils 
durch Unwohlſein, theils durch anderweitige Amtspflichten gehindert 
kin, derſelben nachzulommen. Profeſſor Dr. Jacobi fei überhaupt 
ht im Stande, in der Conferenz zu erfcheinen. 

Prafident geht nunmehr zur Tagesordnung über und bemerkt, 
daß Superintendent Eberts das ihm urfprünglich übertragene Referat 
in der Diafonatefache wegen Unwohlſeins nicht habe übernehmen können 
und dag mit Zuflimmung des Superintenvdenten Ball, der erfucht 
worden war, deſſen Stelle zu vertreten, Präfes Wiesmann das 
Referat und Dagegen Superintendent Ball dafür ein Eorreferat über- 
kommen Babe. 

General» Superintendent Dr. Sartorius bemerft zur Geſchaͤfts⸗ 
nung, daß es überhaupt wpuͤnſchenöwerth exfcheine, wenn dem Cor⸗ 
neſerenten vor der Anflimmung nochmals Gelegenheit gegeben werde, 
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fih zur Sache, gleichwie der Referent, zu äußern, daß er es aber 
um fo mehr habe bedauern müflen, daß dies in der legten Sitzung 
nicht gefchehen fei, indem dadurch der Antrag jeined Correferats, ein 
Princip der Anfchliegung an die alten Kirchenorbnungen, dem de 
Präfidenten Dr. Goͤtze verwandt, gar nicht mehr zur Erwähnung 
gefommen fei; übrigens habe er gegen das Refultat der geftrigen Ab- 
ftimmung über diefen Antrag um fo weniger etwas einzuwenden, ald 
fih unter den ungefähr 30 Mitgliedern der öftlichen Provinzen doch 
20 dafür erffirt haben. | 

PBräfident kommt diefem Wunſche gern entgegen und fordert 
die Correferenten auf, fich nach gefchloffener Discuffion und vor Beginn 
der Abftimmung event. bei ihm zum Wort zu melden, nicht aber bei 
dem Sercretariat. 

Ober Vräfldent v. Witleben bemerft dazu, daß es eine allge 
meine Regel der Gefchäftsorunung bei ſolchen Verhandlungen fei, dem 
Meferenten vor der Abftimmung noch einmal ex oficio das Wort u 
geben, um die Refultate der Discuffton zufammenzufaffen und That: 
fächliched zu berichtigen, daß aber Eorreferenten einen folchen Anfprud 
im Allgemeinen nicht erheben Fönnten. 

Präafident eröffnet nunmehr die Verhandlungen über die Dia 
fonie und den Diafonat, worauf PBräfes Wiesmann- das folgend 
Meferat verlief, dem die Correferate des Superintenvdenten Ball, 
GeneralsSuperintendenten Jaspis und des Geheimeraths-Dr. Bluhme 
folgen. Referent, Praͤſes Wiesmann, bemerkt dazu, daß er fih mit 
den Correferenten über die zu machenden, hier angefchloffenen Bor: 
fchläge vollftändig geeinigt habe, daß diefelben ein organifches Ganyed 
bildeten und fih die Einrichtung und Fortführung des Diafonats zur 
Aufgabe geftellt Hätten. 


Dortrag des Referenten Präſes Wiesmann. 


Die Aufgabe eined Referats über die fünf von den Herrn 
Schmieder, Runge, Fliedner, Wichern und Jacobi abge 
faßten Gutachten über Diakonie und Diafonat ſchien zu erfordern, 
den Hauptinhalt dieſer Gutachten überfichtlich nach gewiffen Kategorien 
zufammenzufaflen, und daran einzelne aus den Ontachten fich ergebende 
Borfchläge anzufnüpfen. Indem Referent fich diefer Aufgabe zu ent 
fedigen verfucht hat, darf er bei der Schwierigkeit des Gegenftanded 
und der Fülle der in den Gutachten niedergelegten Gedanken um ſo 
mehr auf gütige Nachficht hoffen, wenn er fich die Bemerfung erlaubt, 
daß das vorliegende Neferat urfprünglich die Stelle eines Correferald 
vertreten follte, und nun durch eingetretene Umftände die Stelle eine 
Referats einnehmen muß. 

Der Begriff der Diakonie wird im Allgemeinen von allen 
Gutachten übereinflimmend gefaßt als Pflege der Urmen im weiteſten 
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— . Wortes, wobei die leibliche mit der geiftlichen Hand in 
and geht 

Dieſe Diakonie wird gegliedert von Schmieder als ſpora⸗ 
diſche, Anſtalts⸗ und Perſonal⸗Diakonie; von Wichern als bürgerliche 
(Familien⸗), freie und Kirchen⸗Diakonie. Die übrigen Gutachten unters 
ideiden nur freie und amtliche Diakonie. 

Der Diafonat if nah Schmieder das Amt, dem die Werke 
der dienenden, pflegenden Liebe und die Bejorgung der äußern Ge⸗ 
ſchäfte des Gottesdienſtes in einem beftimmt abgegränzten Berufskreiſe 
von dem geiftlichen Vorfteher übertragen find, um fie in defien Namen, 
und unter deſſen Aufficht, immer .in Beziehung auf den geiftlichen 
Zweck, zu verrichten. Der kirchliche und gemeindliche Diafonat ift 
nah Wichern diejenige Pflege, welche von der gottesdienftlichen Ge⸗ 
meinde als folcher ausgeht, durch welche die Gemeinde ald Familie 
Gottes den nothleivenden Gliedern dieſer Familie Handreichung thut, 
und Damit dem Herrn dient. Die übrigen Gutachten bezeichnen im. 
Allgemeinen den Diakonat als das Amt der Liebespflege. 

Sämmtlihe Gutachten begründen ven von ihnen aufgeftellten 
Begriff von Diafonie und Diafonat durch gejchichtliche Erpofition. 
Daß die Liebeöpflege in erweiterterem Umfange in der Kirche fich 
geftalten müfle, als fie bisher geübt worden ift, erkennen alle Gut⸗ 
achten als notwendig und pflichtmäßig an. 

Der Diafonat wird auch in fämmtlichen Butachten ald Amt bes 
wichnet; Der Amtsbegriff wird jedoch in verſchiedener Bedeutung gefaßt. 

Schmieder will feinen firchlichen Diafonat, der in die Ges 
meindeverfaffung organifch eingegliedertift. Mit Bezug auf 
die Unterſcheidung der fporadiichen, Anſtalts⸗ und Perſonaldiakonie fol 
die Diakonie Immer nur Hülfsleiftung der dienenden Liebe fein, die, 
wenn fie einen amtlichen Charakter annimmt, nur zu einem unter- 
geordnetem Amte eines Gehülfen führen fann, was jedoch nicht 
hindert, daß dieſes Amt eine Stufe zu einem höhern Amte werben. 
fonne, welches nicht mehr bloßer Diafonat ift. Runge will ebenfalls 
feine burchgehende organifche Einführung des Diafonats 
in die Gemeindeverfaffung. Er verlangt, daß in Eleinern Ge⸗ 
meinden der Pfarrer geeignete Männer, oder in deren Ermangelung 
Frauen und Jungfrauen für die Liebeöpflege in freier Weile um fich 
jammie, daß aber in größern Städten befondere Diafonen aus dem 
Zaienftande zur Unterflügung des Pfarrers angeftellt werden. Jacobi. 
mil organiihe Eingliederung in den Gemeindevorſtand, 
ſo daß der Diafonat neben dem Presbyterat ftehe; in Fleinen Ge 
meinden jedoch und im Anfange können Presbyterat und Diafonat ° 
vereinigt werden. Fliedner will den Diafonat in jeder Ge» 
meinde mit abfoluter Nöthigung im Schooße Des Gemeinde. 
borftandes errichtet wiffen. Diefe Diafonen fönnen fich nach 
Beduͤrfniß Diakonatögehülfen aus der. Gemeinde, oder auswärts für 


T58 GSethete Sifung. 


ven Diakonendienſt ausgebilbete Helfer zuoronen, beziehungẽweiſe von 
der Gemeinde zuordnen laffen. Lebtere find aber nicht eigentliche Dia- 
konen. Wichern will, daß in Nüdficht auf das vorhandene Be 
dürfniß der Diafonat feinem Princip nad nicht als Neben: 
amt eingeführt, fondern Mobificationen vorbehaltlich als voller 
Lebensberuf angefchen werde; aber er müfle auch eim ganzer, 
d. h. organifcher Diafonat, alfo Gemeindes und Kirchen -Diafonat fein. 
Die höhere Stufe des Gemeinde⸗Diakonats iſt der kirchliche, oder Archl⸗ 
diakonat, der ſeinen Anſchluß an die Conſiſtorien findet. Eine orga— 
niſche Eingliederung des Gemeinde-Diakonats in den Ge— 
meindevorſtand ſcheint nicht vorausgeſetzt zu werden. Am 
iſt bei Beſtellung deſſelben die Mitwirkung der organiſchen Gemeinde 
anzuerkennen. Das Minimum dieſer Miwirkung iſt die Zuſtimmung 
der Wahl, das Maximum ihre Betheiligung nach Wet: 6. 

Das Berlangen organischer Eingliederung des Gr 
meinde=- Diafonate in den kirchlichen Gemeindevorſtand 
ftügt Jacobi darauf, daß die Gemeinde eine Art von Familienver⸗ 
band fei, welcher feine nothleivenden Glieder zu tragen und zu pflegen 
habe; daß nur dadurch eine einheitliche Wirkſamkeit der freier Vereine 
und der Bürgerlichen. Armenverwaltung herbeizsführen feiz daß auf 
dieſem Wege die Gemeinveverfaffung ausgebaut werde, wozu: der Din 
fonat gehöre; daß dieſes Verhaͤltniß biblifch begründet, durch die Re 
formatoren anerfannt und zum Theil audgeführt fei; daß bei längerer 
Säumniß viele edle Kräfte in der Kirche in Gefahr ftänden, fich den 
Secten zuzuwenden; daß dadurch dag Amt des Pfarrers erleichtert und 
namentlich feine Seelforge mehr auögebreitet werte. Kunge um 
Fliedner führten zum Theil viefelben Gründe an; letzterer beruft ſich 
weiter auf den Segen, ven die Einrichtung in alter und neuerer Zeit 
da bewährt habe, wo fie ins Leben getreten fei; in neueſter Zeit auch 
noch in Erfolg der Gemeindeordnung vom Jahre 1850. Die Roth⸗ 
wendigfeit eines folchen Pflegeamtes ergiebt fih nah Wichern ſchon 
aus der Fülle: der Oefchäfte, welche der bürgerlichen Acmenpflege gegen: 
wärtig in.der Gemeinde obliegen, forwie aus der Erfahrung, daß die 
bürgerliche. Armenverwaltung- ihre Aufgabe nicht gelöft habe, auch ſolche 
ihrem Geiſte nach nimmer lölen fünne. Das Dafein von Diafonen 
fegt aber nothwendig einen Diafonat voraus. Der Diafonat ift aber 
nicht als etwas Mechanifches zu faflen, fondern er muß mit dem 
wiedererweckten perfönlichen Chriftenleben: principiell zuſammenwachſen. 
Die Diafonle muß zur olxodogn, im apoftolijchen Sinne, zur Außen 
und innern Pflege der Gottesfamilie werden, in ber dad Ganze reift 
und wächft zum vollfommen vollendeten Manne in Chriſto. Die Dies 
fonie fpenbet das Wort Gottes, aber ebenfo Speife und Txanf, Ob⸗ 
dad) und Heimath. Solcher Diakonat wurzelt im. Apoftolat, und dar 
mit unmittelbar im Herrn; er hat und behält vollſtaͤndige apoſtoliſche 
Autorität, und ficht es Damit nicht im Belieben der Gemeinde, ob fir 
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biefes Amt aufrichten wolle, oder nicht; es gehört nothwendig zum 
Ausbau der von Chrifto auf Erben neu geftifteten Gottedfamilte. 

Im Bezug auf den Eharafter des kirchlichen Diafonats 
als Amt will Wichern dvasfelde als ein vom Herrn gewolltes, im 
Apoftolate wurzelndes und damit der Kirche unveräußerlich innewoh⸗ 
nende® Amt; Jacobi ald ein Ehrenamt, Fliedner nicht als 
eigentlihes Amt anerfannt wiflen, leßterer darum nicht, weil man 
fih in unfern Tagen aus Roth auch mit ſolchen Diafonen begnügen: 
müfle, denen nicht die Attribute der erften apoftolifchen Diafonen nach 
Act. 6 inne wohnen. 

Die in der Gegenwart an vielen Stellen fo reich und gefegnet 
entwidelte freie Diakonie muß nad allen Gutachten fich mit 
dem kirchlich geordneten Diafonat fo innig ale möglich 
zujammenfchließen, demfelben wegbahnend vorhergehen, ihn unter- 
Rügen, ihm frifche perfünliche Kräfte zuführen‘, und ihm newe Gebiete 
der Wirkfamfeit öffnen. 

Ueber die Sphäre der Wirffamfeit des Gemeinde-Dias 
fonats fich zu äußern, lag für Schmieder und Kunge feine Ber- 
anlaffung vor; letzterer weift aber dem Diakon in größeren Städten 
die Pflicht zu, in der Familie ald Nathgeber und Pfleger aufzutreten 
und die Thaͤtigkeit der freien Vereine für Liebeöpflege möglichft zu con⸗ 
centriren. Nach Jacobi beftehen die Functionen der Gemeinde- Dias 
fonen in der Fürforge für die Hausarmen und die firchlichen Wohl- 
thätigfeitöanftalten, in der Unterflüßung des Geiftlichen bei der Ans 
regung der Privatwohlthätigkeit. Fliedner befchränft die Thätigfeit 
ter im Gemeindevorflande Äingieenben Diakonen im Allgemeinen auf 
vie Berwaltung der Armenfonds der Gemeinde, bie Beforgung der 
Einnahpme- und AusgabesAnmweifungen des Präfes, Die Rechnungs: 
lage md in nicht zu großen Gemeinden auf die Sammlung der Bei- 
träge für die Armen; während er annimmt, daß der ‚wichtigfte Theil 
der Armenpflege, die Sorge für die Armen der Gemeinde, die Unter 
fuhung der Familienverhaͤltniſſe, ihres Häuslichen und fttlichen Zu: 
ftandes, Erforſchung der Bedürfniſſe derſelben, die Formirung der An- 
träge zur Befriedigung der Berürfnifje in der Verſammlung des 
Kirchenvorftandes' und die Ausführung der gefaßten Befchtüffe, welches 
alles die rheiniſch⸗weſtphaͤliſche Kirchenordnung vom Sahre 1835 $. 17 
von den Diafonen forbert, in der Regel ſchon in etwas größern Ge⸗ 
meinden ihre Zeit und Kraft überfleige, und diefer Theil deshalb den 
freiwillig zugeordneten oder berufenen Helfern überwiefen werben müfle. 
Er betont dabei vorzugsweiſe die bisher häufig überſehene Kranken⸗ 
pflege. Indem er mit Jacobi die bürgerliche Armenpflege von ber 
firchlichen nicht beſtimmt fondert, erfchließt fi ihm als Wirfungsfreis 
der GemeindesDiafonen und ihrer Gehülfen das ganze ımgetheilte 
Geblet der Armennoth. Wichern fiheidet zuerft die Thaͤtigkeit der 
freien und der Bürgerlichen Diafonie aus. Der letzteren weift er zu; 
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die Armengefebgebung; die Armen» und Siüten» Polizei; die Aufbrin⸗ 
gung der gefeblichen Armenfteuer; die Einrichtung, Erhaltung und Der: 
maltung der fogenannten inftitutionellen Armenpflege in Hospitälern, 
Armen« und Waifenhäufern c. Hiernach bleibt für den Gemeinde 
Diafonat als Arbeitöfeld die Pflege der Hausarmen im weiteſten 
Sinne des Worts mit allen Intereſſen derfelben, der Erziehung und 
Defonomie, und verzweigt fich ſodann in das ganze Gebiet der faats 
lichen fowohl als der freiwilligen Diakonie. Der Diafonat tritt als 
Archidiakonat mit dem Anftaltswefen in allen feinen Formen und 
Zweden, mit dem ganzen Gebiete der Afjociation, gleichermaßen mit 
der Gefehgebung und Adminiftration ded Staates in Bezug auf dad 
Armenweſen vermittelnd, anregend, helfend in Berbindung. 

Die Beforgniß eines Eonflictes folder diakonalen 
Thätigfeit mit der dem Pfarramte zuftehenden feelforge: 
rifhen Thätigfeit ift für Schmieder und Kunge nicht vor 
handen, weil die von ihnen gewollte Liebesthätigfeit lediglich vom 
Pfarramte audgeht. Fliedner und Jacobi befeitigen viefelbe durch 
Einordnung des Diafonatd in den Gemeinvevorftand, in welchem der 
Dfarrer den Vorſitz führt, und alfo die feelforgerifche Mitwirkung ded 
Diafond jederzeit auf das richtige Maaß zurüdgeführt werben fann, 
Wichern befürchtet Feine Conflict. Wenn vderjelbe aber dem Ges 
meinde-Diafonat die Pflicht auferlegt, das Wort Gottes und ebenſo 
Speife und Trank zu fpenden, fo ift bei der weiter geforderten Stel⸗ 
lung des Diakonats als eines felbfiftändigen Amtes dieſe Beſorgniß 
nicht ganz abzuweilen. Wenn der Diakon weder dem Pfarrer dire 
untergeordnet, noch der Diafonat dem Gemeindevorftande eingegliedert 
ift, fo ift eine unmittelbare Remedur etwaiger Ausjchreitungen nid! 
ermöglicht, fofern nicht etwa folche Remedur durch Inſtruction, Weber 
wachung, Zurechtweifung Seitens des Archidiakonats gedacht worden 
ift, wofür aber feine Andeutung vorliegt. | Ä 

Was die Qualification der Diafonen anlangt, fo wir 
die Gabe, das Wort Gottes zu verfündigen, die Lehrhaftigfeit in feinem 
Gutachten poftulirt. Fliedner verlangt für die ald Diafonen im 
Gemeindevorftande fungirenden Gemeindeglieder als nothwendiges ſpe⸗ 
cielles Erforderniß nicht abſolut einen lebendigen, liebesthaͤtigen 
Glauben an den Herrn Jeſus, ſondern nur gutes Gerücht in kirch⸗ 
licher und ſittlicher Hinſicht; für die für ihren Beruf beſonders erjzo⸗ 
genen Helfer aber befondere Einficht in das Weſen der Armen und 
Krankenpflege, und Erfahrung auf diefen Gebieten. Wichern ver 
langt von dem GemeindesDiafonen außer den allgemeinen Kräften, 
welche der heilige Geift giebt, vor allem das Charisma der Weiöhell; 
ſodann tiefe Kenntniß der heiligen Schrift in befonderer Beziehung auf 
feinen Beruf; Kenntniß des jeweiligen Standes der Kirche; Erfahrung 
in der Kinder» Erziehung; allgemeine Bildung. Für den Kirchen» oder 
Archiviafonat werden gefteigerte Anfprüche gemacht,. nämlich Einfſicht 
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in bie vielen verwidelten Firchlichen und politifchen Lebendfragen ver 
Zeitz; Kenntniß deflen, was auf dem Gebiete der Armenpflege ander» 
waͤrts geleiftet wird, und mannigfaltige wiffenfchaftliche und technifche 
Kenntniſſe. Eigentlich theologifche Kräfte find auf dieſer Stufe nicht 
ju entbehren, aber ed müflen Kräfte gereifter Männer fein. 

Schmieder will in der Berfonal- Diakonie vorzugsweiſe Can⸗ 
divaten des Predigtamtes verwendet willen, denen Fliedner 
und Wichern aber als folchen feinen befonderen Vorzug vor anderen 
Diafonen vindiciren, während Runge die dem Pfarrer in größeren 
Städten zuzuordnenden Helfer in der Armenpflege dem Laienftande ent⸗ 
nehmen will, weil biefe dem Volke näher fehen. 

Schmieder, Fliedner, Jacobi und Wichern beanfpruchen 
für die Gemeinde s Diakonie, erfterer auch für die beſon— 
ders vorgebildeten Helfer, Ordination durch Handauflegung 
und Gebet, woruch Wichern ein neuer, die Kirche bereichernver 
Ordo entſteht. Wo der GemeindesDiafonat einzelnen Glievern des 
Gemeindevorftanded als Nebenamt anvertraut wird, find dieſe nach 
Wichern nicht Diafonen, fondern Armenväter, und al folche nicht 
u ordiniren. 

Was die Zahl der GemeindesDiafonen angeht, fo wird 
von feinem Gutachten auf die apoſtoliſche Siebenzahl irgend ein vor, 
bildliches Gewicht gelegt. Schmieder genügt für die von ihm ger 
wollte PBerfonal» Diakonie in der Regel Eine Perſon; Runge will 
für das Diafonat in größeren Städten jedem Pfarrer nach Bedürfniß 
Einen oder mehrere Helfer zuoronen; Fliedner und Jacobi wollen 
nah Bedürfniß ein größeres oder Fleinered Bollegium im Gemeinde- 
vorftande, wobei nach Umftänden in Fleineren Gemeinden nad Jacobi 
Eine Perſon genügt, die auch ſchon im Paftor gegeben fein fann; 
Wichern verlangt da, wo der Diafonat organifch ind Leben. tritt, 
für jede Gemeinde Einen Diafonen, nah Beduͤrfniß mit mehreren 
Helfern. Derfelbe nimmt für jede Kirchenprovinz Einen Archidiakon 
in Ausficht. 

In Betreff der Befoldung fennt Schmieder feine befolveten 
Diafonen. Fliedner und Sacobi wollen die aus der Gemeinde 
hervorgehenden Diakonen nicht beſolden, während nah Kuntze die 
von auswärts zum Diafonendienfte berufenen Helfer befoldet werben 
müffen. Die von Wichern poftulieten Diafonen und Archidiakonen 
werden in der Regel zu befolven fein. 

Weber die Amtspauer der Diafonen fprechen ſich Schmieder 
md Kunſtze nicht aus. Fliedner macht die Amtsdauer der eigent⸗ 
lichen Diafonen von den betreffenden Firchenordnungsmäßigen Beftim- 
mungen abhängig, befolbete Helfer und Pfleger dagegen follen nur. auf 
Widerruf angeftellt werden; die Dauer des Dienftes der freien Diakonats⸗ 
gehülfen aus der Gemeinde hängt felbftredend von deren gutem Willen 
ad. Jacobi will für die Gemeinde» Diafonen fünfjährige Amtsdauer. 
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Rah Wichern's Anſchauung find Diakonen und Archidiakonen Ins 
haber lebenslaͤnglicher Aemter, wenngleich dieſes nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen iſt. 

Kuntze und Wichern werfen noch die Frage auf: woher Die 
Mittel für einen einzuführenden kirchlichen Diafonat zu 
nehmen ſeien? Kunge rechnet dabei auf eine vermehrte Opfer- 
willigfeit der Gemeinden, nöthigenfalls auf Unterftügung durch Collecten 
in größeren Kirchenfreifen. Wichern erwartet ebenfalls mit der Wirk⸗ 
famfeit der Inſtitution felbf eine reichere Bethätigung der opfernden 
Liebe, nimmt aber auch dabei in Ausficht, daß von der flaatlich zu 
erhebenvden Armenfteuer der für die Pflege der Hausarmen zu ver 
wendende Theil dieſer Steuer ausgefchieden und der Gemeinde erlafien 
werden koͤnne, wogegen diefe dann foldien Theil freiwillig aufzu- 
bringen hätte. 

Die Frage, wann die amtlihe Diafonie In Diejenigen Ge 
meinden, welche diefelbe gegenwärtig noch entbehren, einzuführen 
fei, wird von Schmieder nicht erörtert. Derfelbe bemerkt aber, daß 
die von ihm vorgefchlagenen Einrichtungen zunaͤchſt nicht allgemein 
angeordnet, fondern nur da zugelafien und befördert werden füllen, wo 
fie fiy bequem an das Vorhandene anfchliegen. Runge will, vaß 
die Paftoren überall verfuchen ſollen, einen Kreis von chriſtlich ge- 
finnten Männern oder rauen für die Liebeöpflege um fih zu Jammeln, 
and in größeren Gemeinden alsbald Diafonen anzuftellen und Damit 
das Werk zu beginnen. Jacobi wünfct überall die Organifation 
des Diafonats in dem Gemeindevorftande, erklärt jebuch, e& möchte 
gegenwärtig eine wieberhofte dringende Ermahnung zur Einführung des 
Amies angemefjener fein, als ein für alle Gemeinden gültiger Befehl. 
Die freie Diafonie werde weiter vorarbeiten, und die Praxis allmälig die 
Borurtheile gegen die Eirchlich geordnete Diafonie befeitigen. Flied ner 
will, daß mit der Einrichtung ded Diakonats überall ſogleich voran⸗ 
gegangen werde Wichern will die Einführung des Gemeinde⸗ 
‚ Diakonats nicht von einer vorhergehenden Ausfcheivung des jet noch 
unter. bürgerlicher Verwaltung ftehenden Eirchlichen Armenvermögens 
abhängig gemacht wiſſen. Er verlangt auch nicht, daß der Diakonat 
fogleidy überall eingeführt werbe, fondern ed gemüge, daß mit dem⸗ 
felben an einzelnen Stellen, namentlid) da, wo durch die freie Dia- 
konie vorgearbeitet fei, oder wo das Beduͤrfniß befonderd dringend her⸗ 
vortrete, ein Anfang, jedoch ein ’ernfter Anfang gemacht werde. Won 
biefen Punkten aus werde ſich dann die Snftitution: fchon weiter ver- 
breiten. Wo die Borbedingungen eines vorausfichtlich günftigen An— 
fanges nicht gegeben feien, muͤſſe der gegenwärtige Rothſtand vorläufig 
bleiben, oder man müffe fich mit der nach den örtlichen und perſonellen 
Berhältniffen möglichen Abhülfe der Noth begnügen. Die Einrichtung 
eined Archiviafonats iſt nicht abhängig zu machen von der vollſtändig 
burchgeführten Einrichtung des Gemeinde⸗Diakonats, auch iſt nich 
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alsbald mit der Errichtung von Archiviafonaten für alle Firchlichen 
Provinzen vorzugehen, ſondern es genügt, vorläufig an Einer Stelle 
ein ſolches Amt ind Leben zu rufen und ſodann im Laufe der Zeit 
weiterer Entwidelung gewärtig zu fein, 

Die Einrichtung ded Diafonate überjaupt ftellt Wichern nicht 
in das Belieben: eines Pfarrers oder einer Gemeinde, fondern fie ſoll 
eine That der Kirche fein. Die wirkliche Errichtung des Diakonats 
wäre aber eine apoftolifche That. 

In Zufammenfafjung der in den Gutachten niebergelegten Grund⸗ 
anſchauungen, abgefehen von den fpecielen Mobalitäten, bürften fich 
verfchiedenartige praftifche Folgerungen ergeben. 

Nach Schmieder If in Betreff der Diafonie und des Dinfonats 
feine neue Organifation zu verfuchen, ſondern es find nur die vor⸗ 
handenen freien Kräfte der Liebe durch das Pfarramt in reichere Bes 
gung zu feßen. “Die Gemeinde als folche wird für die Diafonie 
nicht in Anſpruch genommen, ein eigentlicher geordneter Gemeinde⸗ 
Dialonat nicht ald Beduͤrfniß anerkannt; nur bei einzelnen Pfarrern 
die Annahme von Berfonal- Diafonen in Aufficht geftellt, und auch 
diefe werden dafür nicht verpflichtet. Es wirb fomit Das ganze Armen- 
weſen in feiner biöherigen Weiſe bleiben, und nur in denjenigen Ge- 
meinden, welche dad Glüͤck genießen, das fih in ihnen Tünftig freie 
und Berfonal-Dinfonie in reicherem Maße entfaltet, wird der Noth 
umfafiender, als bisher gefeuert werben. 

Die Kunztz e'ſche Auffaffung ſtimmt mit der Schmieber’ichen im 
der Grundlage weſentlich überein, und verlangt nur ausbrüdlich für 
größere Gemeinden bejondere Diafonen, eigentlich auch nur ald Per⸗ 
fmal=- Diafonen, für die Pfarrer. Die Gemeinde als solche kommt 
auch hiernach nicht in Activität. Das praftiiche Refultat würde im 
— votausſichtlich dasſelbe fein, wie bei der Schmieder'ſchen 

nficht 

Sacobi will dunchgreifende Reform der Armenpflege durch ein 
im Gemeindevorſtande vertretenes Diakonat. Indem er aber die Ein⸗ 
richtung dieſes Diakonats in den freien Willen der Gemeinde ſtellt, 
wird vorausſichtlich in nächſter Zeit in vielen Gemeinden der Diakonat 
nicht zu Stande kommen, und damit für alle dieſe Gemeinden die 
Loſung der brennenden Frage der Armennoth auf unbeſtimmte Zeit 
vertagt. 

Wichern will einen organiſch gegliederten Diakonat als ſelbſt⸗ 
ſtaͤndiges Amt in die Kirche eingeführt. wiſſen, durch welchen die Liebes⸗ 
pflege nach allen Seiten geübt und zu einem Ganzen zuſammengefaßt 
werden fol. Da jedoch die factiſche Einrichtung dieſes Amtes von 
tbatfäcplichen Berhältnifien und Vorbedingungen abhängig gemacht 
wird, fo wird die Wirkfamfeit des Amtes vorläufig nur eine örtlich ber 
ſchraͤnkte, innerhalb diefer engern Sphäre aber vorausfichtlich eine inten⸗ 
five werden. Die von der Gemeinde geforderte abfolute Pflicht der 
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Liebespflege wird factiſch in einer großen Zahl von Gemeinden nur in 
der propädeutifchen Form der freien Diakonie ind Leben treten; die von 
der Gemeinde ausgehende eigentliche Diakonie wird auf enge Grenzen 
bejchränft, indem fie in der Regel einem Einzigen übertragen werben 
fol. Conflicte mit dem Seelforgeramte werben bei einer felbftfländigen 
Stellung der Gemeinde⸗Diakonen ſchwer zu verhüten fein. 

Die Verfnüpfung des Archiviafonats mit dem Gemeinde» Dias 
konat ift ein neuer fchöpferifcher Gedanfe von großer Tragweite. Der 
Archidiakonat wird füch feinen Berufskreis erft zu fchaffen Haben und 
in den rechten Händen gewiß den anregendften Einfluß auf Neu⸗ 
und Fortbildung ded gefammten Armenwefend haben. Bel falfcher 
centralifirender Behandlung koͤnnte jedoch die Gefahr entftehen, daß 
die Liebespflege in eine amtlich fchematifirte Form eingezwängt, und 
damit innerlich ertödtet würde. 

Fliedner endlih will durchgreifende Organifation der Liebes⸗ 
pflege durch einen im Gemeindevorſtande beftehenden Diafonat, ver 
fih nach Beduͤrfniß Gehülfen zuordnet, und dadurch, fich mit der freien 
Diakonie verbindet. Er bringt damit in jeder kirchlichen Gemeinde Die 
Liebespflege zur pflichtmäßigen Anerkennung nicht allein, fondern auch 
zur Mebung. Ein folcher Diafonat wird fih feine Wirkfamfeit all⸗ 
mählig fchaffen und diefelbe bei Wachsthum feiner Innern Kraft er⸗ 
weitern. Er wird fich mit der bürgerlichen Alrmenpflege nach örtlichen 
Berhältniffen nach und nach auseinanderfeßen, und den. ber Kirche 
eignenden Theil der Armenpflege dieſer wieder gewinnen. Befteht 
dieſer Gemeinde» Diafonat in einer Gemeinde aus den rechten Per⸗ 
fonen, fo wird durd feinen Dienft die. Xiebespflege bald eine andere 
Geftalt erhalten. Da, wo zur Zeit die rechten Perfonen noch fehlen, 
und der neue Gemeinde» Diafonat nur eine mehr Außerliche und geringe 
Liebespflege übt, wird zwar für den Augenblid nicht viel, aber Doch 
etwas gebefjert; jedenfalls aber in jede Gemeinde durch den Gemeinde, 
Diafonat ein neuer fruchtverheißender Keim für die Zufsmft gefenft. Der 
von Wichern proponirte Archiviafonat findet an den von Flied ner 
gewollten organifisten Gemeinde Diakonat einen fachgemäßen Anfchluß. 


— 


Vortrag des Correferenten Superintendenten Ball. 


Wenn der ergebenſt Unterzeichnete den ihm gewordenen Auftrag 
„ein Correferat, die Diakonie und den Diakonat betreffend, zu geben“, 
womit zugleich ihm die Denkſchrift des Hochmürdigen Ober⸗Kirchenra 
und die fünf dieſen Gegenſtand betreffenden Gutachten mitgetheilt wurden, 
recht verſtanden hat, ſo kann es unmoͤglich die Abſicht ſein, zu dieſen 
fünf durch eingehende Gruͤndlichkeit ſich auszeichnenden Gutachten noch 
ein ſechſtes dieſen ebenbuͤrtiges zu liefern. Abgeſehen von allem Andern, 
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was ihm zur Erfüllung einer fo geftellten Aufgabe mangelt, würbe 
ja ſchon der Umftand, daß ihm zu folcher Arbeit, wozu jenen Männern 
drei Monate verwilligt wurden, faum zwei Tage geftattet waren, Dies 
m einer Unmöglichkeit machen. Ex glaubt vielmehr feine Aufgabe 
dahin verftehen zu müffen, daß von ihm erwartet werde, daß er in 
gevrängter Kürze und möglichfter Treue referire, wie jene Berfaffer der 
Gutachten die in ‘der Denkfchrift geftellten Fragen beantworten, — 
daß er überfichtlich die von ihnen einſtimmig anerfannten Refultate 
und ebenfo ihre abweichende Anfichten darlege, und dann diejenigen 
Säge Hinftele, Die nach feinem unvorgreiflichen Ermeſſen von der 
Hochwuͤrdigen Eonferenz anzuerfennen fein möchten. 

Zuerft verdient freudig hervorgehoben zu werben, daß fich alle 
Gutachten auf das beftimmtefte dafür ausfprechen, daß von dem Weſen 
einer -hriftlichen Kirche die Diakonie und (wenn auch in gewifien Bes 
fhränfungen) der Diafonat unzertrennlich feien. 

Ebenſo einftimmig find fie ferner darin, Daß einerfeitS das neu⸗ 
erwachte Glaubensleben, andererfeitö die vielleicht mit ihm und Durch 
dadfelbe tiefer kundgewordenen geiſtlichen Nothſtaͤnde des Volkes «6 
dringend fordern, daß das Werk und Amt der Diakonie, das wenn 
nicht erloſchen, doch vielfach ſehr verdunkelt und verkümmert iſt, wieder 
erweckt, belebt, ja einestheild nach feiner apoſtoliſchen Geſtalt reorga⸗ 
niftet, anberntheild nach dem zwar allen Zeiten weſentlich gleichen, aber 
m jeder Zeit andere Formen verlangenden Beduͤrfniß neu organifirt 
werde. 

Es iſt Somit die große Wichtigkeit Diefer Frage und die Wohls 
that, welche der Hochwürdige Ober- Kirchenrath, der Kirche des Heren 
erwiefen, Daß er fie zur Sprache gebracht, allfeitig dankbar anerkannt. 

Wenden wir und von biefem Allgemeinen und Uebereinſtimmenden 
zu den Speciellen und mehr oder weniger Diffentirenden in den Gut: 
achten, fo find die in der Denkfchrift angeregten Fragen von Herrn 
Dr. Fliedner richtig, wie folgt, formuliert: 

1. Iſt der Diafonat organifch mit ber Gemeindeverfaflung zu ver- 
fnüpfen ober zunächft noch außerhalb derfelben in ven Boden 
der freien Aſſociation zu pflanzen? 

2. Muß nicht beides gleichzeitig neben einander gefchehen? 

3. Iſt es wohl möglich, eine Thätigfeit, die aus der aufopfernden 
Liebe und dem herzlichen Erbarmen für die Münfeligen und 
Beladenen hervorgehen fol, ald eine Amtspflicht zu übertragen? 

4. Iſt der Diakonat nicht bloß ein Theil der gemeindlichen Inſtitu⸗ 
tionen, ſondern eine eigene Ordnung der Kirche, welche zwiſchen 
der hoͤheren Ordnung der Diener am Wort und der in den 
Hausvaͤtern dargeſtellten Gemeinde mitten inne ſteht? 

Treten wir nun naͤher, um zu ſehen, wie die verſchiedenen Gut⸗ 
achten dieſe Fragen beantworten. 

Das erſte Gutachten (Dr. Schmieder) beantwortet die erſte 


166 Sechete Sitzung. 


Frage in ihrem erſten Theile inſofern verneinend, als ed bie Arbeit der 
Diakonie und den Diafonat nicht in den Organismus einer Gemeinde 
geftellt wiffen will, fondern nur unter den Schuß und die Leitung 
der Pfarrer refp. der oberen Glieder ded Kirchenregiments. Es ficht 
in dem Diafonat nur eine perfönliche Hülfe des Pfarramtes, des 
Superintendenten u. |. w. Unter dem Namen „fporabifche Diakonie‘ 
läßt es die der freien Affockationen und die perfonale (kirchliche) info: 
fern nebeneinander beftehen, als auch dieſe unter dem Schutze ber 
Pfarre fteht. Die dritte Frage löfet es auf umgelehrtem Wege, indem 
ed nicht die erbarmenve Liebe zur Amtopflicht macht, fordern der ers 
barmenven Liebe, wo fte fich manifeflirt und erprobt, das Amt über: 
trägt. Es erkennt zwar für den von Ihm modificirten Diafonat eine 
eigene Ordnung der Kirche, aber nur als Durchgangspunkt zu höheren 
Stufen; eine Weihe ift ihm für denfelben unverfänglich. 

Das zweite Gutachten (Paſtor Kuntze) fieht die freien Aſſocia⸗ 
tionen nicht als den Boden an, in welchem außerhalb der Kicche der 
Diafonat einzupflanzen. wäre, fondern umgefehrt, es betzachtet fie ald 
den Boden, in dem die Pflanzen des Firchlichen Diakonais wie in 
einem ſchuͤtzenden und treibenden -Garten heranwachfen, aus dem fe 
dann, fo. wie fie erftarft und bewährt find, in ben Firchfichen Orga 
nismus als ihren naturgemäßen Boden verpflangt werben. 

Indem es jedoch dem Pfarrer das Recht vindieirt, dieſe Diako⸗ 
nen fich felbft auszuwählen, Tann auch nicht von biefem Gutachten 
gefagt werden, daß es eine eigentliche organifche Verfnüpfung bed Div 
fonats mit der Gemeinde» Berfaffung will. Diefe von ihm vorgelhla 
gene Maßregel if vielmehr nur eine durch die Mitwirkung des Pfar⸗ 
vers hoͤchſtens kirchlich gefärbte Form einer freien Aſſociationsthaͤtigkeit. 
Es will alfo dieſes Butachten ebenfalls Die Diakonie der freien Per 
eine neben der Firchlichen beftehen lafien, und da ed von dem Pfarrer 
erwartet, Daß er nur die, welche erbarmende Liche bewiefen, auswaͤhlt, 
fo kommt die dritte Frage gar nicht zur Sprache, fowie es auch ſich 
über die vierte Frage nicht ausläßt, da die von ihm den Candidaten 
und Hülfs-Predigern vorgegogenen Laiens Diafonen doch Teine br 
flimmt normirte Stellung in der Kirche einnehmen. 

Das dritte Gutachten (Dr. Fliedner) beantwortet bie erfte Frage 
nicht nur mit einem entfchievenen Sa! fondern weift, wie uns daͤucht, 
unmiderfprechlich nach, wie Die heilige Schrift, ‘die Idee Der Kirche, 
ihre erfte Gefchichte und die noch bis Heute unter uns lebendigen 
Zeugniffe einzelner Kirchen &efellfchaften .und Kirchen Brovinzen un 
widerleglich beweifen, daß eine ſolche Berknäpfung möglich, nothwen⸗ 
dig und darum auch fegensreich ſei. Es fordert. aber auch ferner, daß 
bie Diakonie der freien Vereine neben biefer Firchlich orgamificten be⸗ 
ftehe; indem es nachweift, wie wenigſtens bis jetzt noch die kirchliche 
allein nicht allen den Anforderungen entfprechen koͤnne, welche bie Roth 
an fie mache. 
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Henn nun weiter dies Gutachten die dritte Stage verneint, in⸗ 
dem es nachweift, daß es nicht möglich fei, die erbarmende Liebe als 
Amtspflicht zu übertragen, fo ift dad infoweit nicht zutreffend, als ber 
thatfächliche Nachweis, daß es in vielen Ballen nicht gefchieht, nur ein 
Beweis ift, daß die Amtöpflicht den unrechten Perfonen übertragen 
it; aber das Gutachten hat infoweit Recht, als ed aus der unbefreit- 
baren Thatfache, daß es an einer reichen Auswahl folcher qualificirten 
Berfonen fehlt, die Nothwendigkeit hHerleitet, daß die freien Liebes⸗ 
thätigfeiten als die Pflanzftätten folcher befühigten Individuen genährt 
werden müfjen und namentlich, daß ed ein großer Segen ift, den bie 
Kirche nicht dankbar genug anerfennen fann, daß in den Diafonen- 
und Diakoniffenhäufern, welche bis jetzt mehr der freien Aflociation 
als der Kirche ihren Urfprung verbanfen, für Diefe foiche Individuen 
herangezogen, angeleitet, ausgebildet und erprobt werben, benen bie 
Kirche dann diefe Amtspflicht mit gutem Gewiflen anvertrauen Fann. 
Es macht das Gutachten mit Recht hier auf die erfreuliche Thatſache 
aufmerffam, daß gerade in den Kirchen- Provinzen, wo bie Kirche 
felbft in ihren Organismus den Diafonat aufgenommen hat, z. B. in 
Rheinland und Weftphalen, fich diefe Pflanzftätten in den genaueften 
innigften Verband mit der Kirche und ihrem Organismus geftellt haben. 

Endlih will dann das Butachten auch in Bezug auf die letzte 
Frage den Diafonat als eine eigene Ordnung in dem firchlichen Or⸗ 
ganismus anerkannt jehen und wünfcht, daß, wie in den weftlichen 
Provinzen die Firchlichen Diafonen durch einen feierlichen Aft in ihre 
Amt eingeführt werden, auch die zur Aushülfe diefer herzugezogenen 
Diafonen und Diafoniffen durch Handauflegung mit ihrem Amt be 
traut würden. Dahingegen verwirft diefed Gutachten principiell ein 
Diafonat, das zugleich das Predigtam neben der Diafonie ver- 
waltet, obfchon es die praftifche Ausbildung von Candidaten in einem 
Seminar zu ſolchen Aemtern und Wirfungsfreifen, die mit der Dia: 
fonie in enger Verbindung ftehen, befürwortet, die e8 nad) dem Vor⸗ 
bilde des Diakon PhHilippus, der zugleich Evangelift war, Evangeliſten 
nennen möchte. 

Das vierte Outachten (Dr. Wichern) geht, wenn auch in vielen 
Stüden mit feinem unmittelbaren Vorgänger in den Refultaten über- 
einlaufend, doch feinen ganz eigenthümlichen Gang. Webergehen wir 
wunächft, was es in geiftreicher, lebendig erregter und erregender Weiſe 
von der Diakonie in der Offendarungsgefchichte, und welter von der 
bürgerlichen Diafonie redet, und bleiben wir bei der und zunächft an⸗ 
gehenden Tirchlichen Diakonie ftehen. 

Bon dem großen Gedanken durchdrungen, daß der Apoſtolat das 
irbifche Abbild des Amtes Chriſti fein fol, der Hirte und Diener feiner 
Gemeinde zugleich ift, — daß fomit der Apoftolat urfprünglich beides: 
Hirten» und Diafonen- Amt vereinigt und dann in apoftolifcher Macht 
vollfommenheit, als fich die Nothwendigkeit der Trennung dieſer beiden 
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Zweige (ded Hirten- und Diafonen- Amtes) heraudgeftelit habe, dieſe 
Act. 6 vollzogen, ftellt ed den Sat auf, daß das Diafonat ein eiges 
nes Amt neben dem Hirten Amt in der Kirche fei. Weiter dringt 
ed darauf, daß dasfelbe wieder wie in der erſten Kirche unverfürzt als 
eine eigene Ordnung in der Kirche hergeftellt werde, daß dasſelbe analog 
dem Hirten» Amt ein Gemeinde» Diafonat für die locale Gemeinde, ein 
Kirchen» (Archi⸗) Diafonat für weitere Kreife werde. 

Es fagt dann mit Recht, daß bei einem von Gott getvollten 
Amte, wie diefes, Die Frage: ob es möglich fei, daß erbarmende Liebe 
als Amtöpflicht übertragen werden könne, gerade fo ungläubig ſei, ald 
Die: ob ed möglich wäre, die Gefinnungen und Pflichten eines Pas 
ftoren als Amtspflicht zu übertragen. 

Es will ferner dies Gutachten die Kreife Der verfchiebenen Dias 
fonie, der bürgerlichen — der freien — der Firchlichen, fo geordnet 
und begrängt wiflen, daß fie theild neben, theild im einander wirken, 
fo daß die zweite Frage nicht minder wie die erfte über eine organiſche 
Perfnüpfung diefes Amtes mit der Gemeinde -Berfaffung bejaht wird. 

Während der Verfaſſer des dritten Gutachtens fich mit befonderer 
Vorliebe an die firchliche Berfaffung feiner Heimath (Rheinland, Wels 
phalen) anlehnte, hat das lebte oder fünfte der Gutachten (Dr. Ja: 
cobi) beſonders die Gemeindeordnung der öftlichen Provinzen im 
Auge, und in dieſem Sinne fordert es eine organifche Verknuͤpfung 
des Diafonatd mit der Gemeinde-PVerfaffung, resp. eine teitere Aus— 
bildung jenee Gemeindeordnung, während es der freien Vereind-Dia- 
fonie ihre ungeflörte Entfaltung, vorbehaltlich ihrer kirchenfreundlichen 
Stellung, zwar vindicirt, aber ihr endliches Aufgehen in die Firchlide 
Diakonie erwartet. Die dritte Frage berührt dieſes Gutachten nicht 
und geht auf die vierte nur infofern ein, al8 ed eine Ordination de 
Diafonen befürwortet und dadurch thatfächlich den Diafonat als einen 
Ordo der Kirche anerfennt. 

Nach dieſem gevrängten Referat der fünf vorliegenden Gutachten 
fei e8 nun Ihrem Correferenten vergönnt, diejenigen Sätze, die er 
theils im Anfchluß an diefelbe, theils felbftftändig über dieſen Gegen 
ftand Einer Hochwürbigen Verfammlung vorzulegen wagt, vorzutragen. 

1. Die chriftliche Diakonie iſt diejenige dienende Liebesthätigfel, 
welche nicht, wie das Darreichen in der Gottfeligfeit, brüberliche Liebe 
— und in der brüderlichen Liebe allgemeine Liebe, jedes Chriſtenmen⸗ 
chen Pflicht und Luft ift, fondern fie iſt dieſe infofern fie im Namen 
und Auftrage der Gemeinde gefchieht. 

2. Sie hat als ihr Object alle Troſt⸗ und Hülfsbebürftigen in⸗ 
nerhalb der Gemeinde oder Kirchengemeinfchaft und leiftet ihnen biele 
Hülfe in der Weife, wie der Herr dies am jüngften Tage als ſich 
gethan eremplificiren wird. Math. 25. 

3. Obfchon von dem Amte der Diakonie principiell das „Dienen 
am Worte” getrennt ift, fo deutet doch der Umſtand, daß unter den 
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Urbifdern des Diafonats der predigende Stephanus und der Evans 
gelift Philippus waren, darauf hin, daß Darreichung der leiblichen 
Dflege keinesweges das Einzige war, was von dem Diafonat erwartet 
wurde, fondern daß mu Recht noch heute den Diafonen in bem For⸗ 
mular der jülich» bergifchen reformirten Kicchen gefagt wird: „daß fie 
nicht allein mit Außerlicher Gabe, fondern auch mit tröftlichen Reben 
aus Gotted Wort den Armen und Elenden Hülfe beweifen follen.” 

4. Die criftliche Diafonte gehört fo fehr zum Wefen der Kirche, 
daß, damit fie von Anfang an der chriftlichen Kirche nicht fehle, ſich 
die Apoftel felbft derfelben unterzogen, bis fie ein eigenes Amt für die⸗ 
ſelbe eingeſetzt hatten. 

5. Diejenigen Zeiten der chriſtlichen Kirche, wo der Diakonat 
iiber „am Worte” als „zu Tiſche“ dienen wollte, und ein Theil des 
Predigtamtes ward, find eben fo Franfe, als die, wo der Diafonat 
über allerlei äAußerlichen Verwaltungen u. f. w. das „mit tröftlichen 
Reden aus Gotted Wort. Hülfe zu erweifen” vergaß. 

6. Da das fpecififche Merkmal der chriftlichen Diakonie dies ift, 
dag ihr Dienft der Liebe gegen Arme und Elende im Auftrage und 
Dienft der Kirche gefchieht, fo Fann von bürgerlicher Diafonie 
nur uneigentlich die Rede ſein, es ſei denn, daß dieſe buͤrgerliche Lie⸗ 
besthätigfeit im Verbande mit der Kirche geübt werde. Dasfelbe gilt 
auch von der Liebesthätigkeit freier Vereine, fie werden erft dann 
DiafoniesThätigkeiten, wenn fie in irgend eine Verknüpfung mit 
den firchlichen Organen treten. 

7. Eben darum fann ed aber auch Feine Frage fein, ob der 
Diafonat mit der Gemeindeverfaffung organifch zu verfnüpfen ſei? Er 
iſ nur Diakonat, wenn, weil und fo lange er in dieſer organiſchen 
Veclnüpfung ſicht. 

8. Die Liebesthaͤtigkeit der freien Vereine wird jedoch ſo wenig 
wie die perſoͤnliche des Einzelnen durch den kirchlichen Diakonat aufs 
gehoben oder angefeindet, daß ed vielmehr feine Aufgabe ift, dieſe 
Liebesthaͤtigkeiten der Vereine wie der Einzelnen zu wecken, zu unter⸗ 
halten und ſie je mehr und mehr in einen organiſchen Verband mit 
der Kirche zu bringen. 

9. Die Liebesthaͤtigkeit dieſer freien Vereine und beſonders der⸗ 
jenigen unter ihnen, die, wie in Rheinland und Weſtphalen, das Band 
mit der Kirche immer enger ziehen, ſind dem Diakonat willkommene 
Pflanzſtaͤtten, aus denen er die Reihen feiner Arbeiter ergänzt. 

10. Obfchon die Kirche ihren Diafonat am liebften folchen Gliedern 
überträgt, die fchon ihre erbarmende Liebe gegen die Mühfeligen und 
Beladenen bewährt haben, fo hält fie es doch nicht für unmöglich, 
auch folchen, die Diefe Probe noch nicht abgelegt haben, dieſe Amts⸗ 
pflicht zu übertragen, weil fie es überall erfahren Bat, 3. B. auch im 
Predigtamt, daß die Buͤrde der Amtspflicht (wie bie Reit) beten lehrt, 
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und daß derjenige, welcher, wenn ihm Weisheit:und was fonft mangelt, 
bittet, reichlich empfähet. 

11. Wenn zu jeder Kirchenzeit der Diakonat der Kirche zu ihrem 
Geſundſein unentbehrlich ift, fo hat der Herz durch Die zunehmende 
Noth ded Volkes einerfeitd und Durch das, Gott Lob! ebenfo wachſende 
Glaubens⸗ umd Liebesleben der Kirche der Jetztzeit ambdererfeit den 
ernften Mahnruf erteilt, Das was hinſichtlich der Diakonie fterben 
will, zu flärfen, und das was verloren ift, wieberherzuftellen. 

12. Der, welcher die Brofamen nicht umfommen laffen wollt, 
und den glimmenden Docht nicht auslöfcht, mahnt und auch bei der 
Wiederbelebung des apoftolifchen Diafonats, die von biefem noch übrig 
gebliebenen Brofamen nicht umkommen zu laſſen, und fo viel von dem 
Docht noch da und dort glimmt, anzufachen. Statt den ganzen vollen 
Diafonat der Apoftelzeit unvermittelt ind Leben rufen zu wollen, laſſen 
wir und vielmehr durch das Gleichniß vom Senfforn und dem Sauer 
teig zu einer allmäligen Entfaltung desſelben aus den vorhandenen 
Keimen mahnen. 

13. Der Diafonat, wie er in’ den Gemeinden ber weftlicen 
Provinzen feit der Reformation lebt, ift demnach dort zu pflegen, und 
für Die öftlichen Provinzen in die ihm in ihrer Gemeindeordnung offen: 
gehaltene Stelle einzufügen. Derfelbe ift nach der Analogie der Bil 
dung des Gemeindekirchenraths, ald deſſen Glied er eintritt, vorläufg, 
bi8 die Gemeinde zu einem Wahlrecht, wie ed die Gemeinde zu 
Serufalem übte, Firchlich gereift ift, zu bilden. Die dazu Berufenen 
werben dann wie in ben weftlichen Provinzen und wo möglich mit 
noch größerer Felerlichfeit, etwa ‚durch Handauflegung, in ihr Amt 
eingefegt. 

14. Se ernfter den Presbyterien vefp. dem Kirchenrath der Ge 
meinde und dem Diafonat insbefondere die ganze Größe ihrer Aufs 
gabe aufgevedt wird, deſto öfter wird fich die in dem weftlichen und 
in der Provinz Preußen gemachte Erfahrung wiederholen, wie freudig 
diefe thätliche Betheitigung an dem MWerfe der Diakonie oft ergriffen 
wird, wie viele fchlummernde Kräfte dann geweckt, wie viele Pfunde 
aus der Oefangenfchaft des Schweißtuches erlöft werben. 

- 45. Aber auch wird, je ernfler Die kirchlichen Diafonen ihre 
Aufgabe auffaffen, je tiefer fie in vie unbekannte Steppe ber Not) 
und des Elends hineinvringen, das Gefühl immer lauter werben, daß 
der Diafonat durch feine Perfönlichkeit, durch Die fonftige Pflicht feined 
irdifchen Berufes, durch die zu Heine Zahl derfelben gehindert ift, feine 
Aufgabe in feiner ganzen Größe zu löfen. Da tritt denn ber Zeil 
punft ein, wo die Gemeindevorfteher fich nach weiterer Hülfe umſehen, 
und nun thun fich die Diafonen- und Diafonifienhäufer auf, um ben 
Gemeinden die willkommene Hülfe zu bieten. Wie ihren Planer, 
Lehrer u. f. w., fo wählt fich die Gemeinde ihren Diafonen ober ihre 
Diafoniffin. Sie werden in Firchlicher Feier unter. Handauflegung zu 
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dem Amte geweiht und ber Gemeine vorgeftellt (es find die Wichern’- 
chen Gemeinde -Diafonen). 

16. Wie der Pfarrer Präfed ded Presbyteriums, des Schuls 
vorflandes if, jo ſtehen auch diefe Diafonen unter feiner in Berbindung 
mit dem Presbyterium geübten Leitung und Aufficht. 

17. Das in folcher Weife allmälig immer wachſende Bebürfnig 
nach Diafonen und Diafoniffen macht e8 dann immer mehr jeder ‘Brovinz . 
zu einer Ehren- ja Nothfache, ein Diafonenhaus, ein- Diafoniffens 
Mutterhaus zu befigen, das nicht einem freien Verein, fondern der 
Provinzialſynode angehört. 

18. Die fomit firchlich ehrenvolle und bürgerlich geficherte Lebens⸗ 
ftellung dieſer Diafonen ermuthigt manchen chriftlichen Juͤngling oder 
Jungfrau, fich diefem Diafonenftande zu widmen, und fo mehrt fidh 
mit dem Bedarf auch die Zahl derer, die zu dieſem Amte gewählt 
werden Tonnen. 

19. So manche ſchlummernde Kraft wird hier geweckt, fo mancher, 
deſſen frifcher Lebendtrieb aus Mangel an Gelegenheit ihn im geord⸗ 
neten Firchlichen Bette ergießen zu laffen, den Damm durchbricht und 
in die Secten verläuft, wird ber Kirche, ja fich felbft gerettet und es 
wird wahr, was ein Gutachten fehnfüchtig wünfcht und womit aud) 
dieſes Correferat betend fchließt: 

Der Herr fendet fein Wort mit Schaaren von Eovangeliften! 
Ja die Kirche Chriſti hört dann von ihrem Herrn und Haupte den 
tröftlichen Zuruf: 

„Es fol durch dich gebaut werben, was lange wüfte gelegen ift, 

"und wirft Grund legen, der für und für bleibe, und ſollſt heißen, 

„der die Brüden verzäunet und die Wege befiert, daß man da 

„mohnen möge.” Jeſ. 58. | 
Amen! das werde wahr! Amen. 


Dortrag des Lorreferenten, General- Superintendenten 
Dr. 3aspis. 


DBorbemerfungen. 


1. Die Rothftände in der evangelifchen Kirche, durch welche die 
Stage über die Diafonie veranlaßt worden ift, verdienen die ernftefte 
Beachtung. inerfeitd nehmen nicht blos die Schreden der Verarmung 
des Volks, fondern auch die Berfommenheit großer Vollsgebiete die 
Theilnahme der Kirche in Anſpruch; andererſeits ftellt ſich die Unmoͤg⸗ 
lichkeit Heraus, daß allein durch das geiftliche Amt diefer Verkommen⸗ 
heit gewehrt werde. Ich deute hierbei an, daß, was ich fogleich näher 
begeichnem werde, die Diafonie nicht bloß unter „Armen und Kranken”, 
jondern unter Verkommenen überhaupt fich thätig erweiſen muß. 
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2. Gegen die genannten Nothſtaͤnde muß die Diakonie ihre 


Wirkfamkeit äußern; aber, was ich noch anführen werde, nicht die 


Diakonie allein kann Alles leiften, was hierbei Noth thut. 


3. Bei einer Berathung über Diafonie treten vier Schwierig- 
feiten entgegen: 


a) es fcheint nicht durchweg Webeteinftimmung barüber zu herr 


hen, welche Perfonen eigentlich die Gegenflände der Diafonie 
“fein folfen. Ich glaube, man muß hierzu nicht blos Arme und 


Kranfe rechnen, fondern Verfommene und Berfommenve aller 


Art; ich führe an: entlaffene Gefangene, Trunfenbolde, Ver⸗ 
brecher= Familien, der Unzucht ergebene Frauensperfonen, nicht 
blos Individuen, die notorifch zu den Armen gehören, fondern 
auch die, die der Perarmung entgegengehn. 

b) In Betreff der Aemter und Einrichtungen, an welche die all⸗ 
gemein einzufuͤhrende kirchliche Diakonie ſich irgend wie an⸗ 
ſchließen ſoll, findet in der vaterlaͤndiſchen Kirche Verſchiedenheit 
Statt, z. B. die kirchlichen Gemeinderaͤthe find bis jetzt nicht 
in allen Provinzen eingeführt, — zwiſchen dieſen Gemeinderäthen 


und den Presbyterien per weſtlichen Provinzen iſt ein Unter⸗ 


ſchied. Die Hierbei unumgänglich nothwendigen Diafonen= und 
Diafonifien »Anfialten find noch nicht in allen Provinzen ge- 
gründet 

c) Das Berhältniß, in welches eine eventuelle Diakonie der Kirche 
zur bürgerlichen Armenpflege treten fol, ift nicht feſtgeſtellt. 

d) Die Differenzen der zwei evangeliſchen Confeſſionen über den 
Begriff des Amts werben fich bei der Frage geltend machen, ob 
das Diafonenamt als befonderer Ordo eingeführt werden fol. 


Nach diefen Vorbemerkungen gehe ih zu dem eigentlichen Re⸗ 
ferat über. 

1. Die Kirche, wie im Kirchenregimente, fo in ben einzelnen 
Kirchgemeinden, muß die Fürforge für die Armen und Verkommenen 
und zwar für die Verkommenden aller Art für ihre Pflicht erkennen. 
Es ift eine Lichtſeite unſerer Zeit, daß man inmitten der Kirche nicht 
mehr wagt, dies in Abrede zu ſtellen. 

Nun entſteht zweitens die Frage, durch welche Organe ſoll in 
den Gemeinden die Diakonie geuͤbt werden. Drei Modi ſind denkbar: 

A. „Die Diafonie fei auf den Boden der freien Affociation zu 

pflanzen.” 

Sch bemerfe, die Kirche braucht diefe Aſſociationen, fie kann aber 
ihnen allein die Fürforge für die Verfommenen nicht überlaflen, muß 
vielmehr die freie Liebesthätigkeit zu leiten fuchen, aus ben befannten 
einfachen Gründen: 

damit die Pflege einzelner Verkommenen nicht dem Zufall Preis ge⸗ 
geben werde; 
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damit die Kräfte der freien Liebesthatigkeit ſich nicht zerfplittern; 
damit Die geiflige Einwirfung Seitens derjelben Firchlich geſund 
bleib 


B. „Das Amt der Diafonie fnüpft ſich an die beſtehenden Ge⸗ 
meindeverfaffungen.” 


Diefer Modus hat Vieles für ſich, aber durch denfelben allein 
wird der Zweck der Diakonie nicht befriedigend erfüllt, denn 

1. befteht zur Zeit nicht überall die Gemeindeordnung. Wenn aber 
auch die Einführung derfelben Schwierigkeiten Hätte, ift bie 
firchliche Diafonte einzurichten. 

2. die Kraft Einzelner reicht nicht hin, um das, was bei der Fürs 
forge für Verfommene nöthig ift, zu leiften. Manchen Gliedern 
der Firchlichen Gemeinderäthe würde auch ob ihrer fonftigen 
bürgerlichen Stellung nicht möglich fein, als Diafonen nur 
‚Einiges zu leiften. 

C. „Die Diakonie werde befonderen Aemtern vertraut, deren 
Inhaber befonders zu beſolden ſind und begiehentlich eine 
Amtsweihe empfangen.” 


Bon diefem Modus find zwei Modificationen aufgeftellt worden: 

Die Eine: Diefes Amt if ein Zwiſchen⸗Ordo zu einer höheren 
dericalen Stufe und dann einem jungen Theologen zu übertragen. 
Bei dieſem Vorſchlage entſtehen die Schwierigkeiten, daß ein Dienſt 
des Amis und ein zu Tiſche Dienen verbunden waͤre und daß nicht 
viele Candidaten ſich hierzu eignen würben. 

Die zweite Modification iſt die: Das Diafonatamt wird als 
befonderer Ordo eingeführt. Hiergegen ift zu bemerfen: 

das Amt der Diafonen in der apoftoliichen Zeit, worauf man bei 
diefer Feſtſetzung fich bezieht, erfcheint zwar als eine für dieſe Zeit 
geordnete Inftitution, welche auch unvergängliche gültige Grundſaͤtze 
für die Diakonie in der Kicche überhaupt enthält, aber nicht als 
eine für alle Zeiten vom Herm der Kirche angeordnete Inftitution. 
Ich erinnere an Ephef. 4, 11 und 1 Eor. 12, wo unter den vom 
Herrn feftgefegten Aemtern die Diafonen nicht genannt werben, wie 
auch Paulus felbft, obwohl Apoftel, noch Diakonendienfte verrichtete. 

Die Einrichtung eines felbftfländigen, neben dem geiftlichen Amte 
ald befonderer Ordo wirkenden Diafonenamtes würde in Gemeinden, 
deren gefchichtlicher Bekenntnißſtand der evangelifch »Tutherifche ift und 
als folcher feftgehalten wird, vielen Widerfpruch erregen. 

Hierzu kommen zwei "andere fehr einleuchtende Bedenken: daß 
Eonflicte Diefes Amtes mit dem geiſtlichen entſtehen wuͤrden und die⸗ 
ſelben um ſo mehr Beachtung verdienen, je muͤhſamer ſich das geiſt⸗ 
liche Amt aus der Verachtung emporarbeiten muß, unter der es in 
unſerer Zeit leidet; und daß die Mitlel fehlen zur Beſoldung ſelbſt⸗ 
fändiger Dialonen. Pehlt ja dao Geld, um bie und da zwingend 
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vortrag des Correferenten, Geh. Juſtizraths Dr. Bluhme. 
lehten unter den Correferenten wird es vor Allem obliegen, 

je ihm yorhegenden Anſchauungen und Anträge feiner Borgänger auf 

Die igen Punkte zu rebueiten, welche ais bie twefentlichften für dir 
Br Berathung und Entſcheidung Hervortreten. Ich halte es für 
aubt, diefer Aufgabe in der Weife zu entfprechen, daß ich Diele 
umtte fofort in derjenigen Weiſe formulire, in welcher ich ihnen bie 

Beiftimmung ber hohen Verfammlung wuͤnſchen möchte. Sie find ent 

halten. in folgenden ſechs Sägen. ı 

4. Der Diafonat if als einer der wefentlichften Stüde des chrift 
lichen Gemeinlebens in allen evangelifchen Gemeinden einzuführen. 

2. Der Diakonat ift ein GemeindesAmt, aber ohne erelufive Br 
rechtigung zur Diafonte. 

3. Er gehört als ein weentliches Element in den Gemeinde 
lirchenrath. 

4. kein Ordo, und feine Uebergangsſtufe zum geiſtlichen 

tande. 

5. Er iſt nicht lebenslaͤnglich und nicht beſoldet. Nur bie Hilfe 
oder Subdiafonen, und die Diafonifien, die aber Beide nict 
in den Kirchenrath der Gemeinde gehören, find Hiervon mög: 
licherweiſe auszunehmen. 

6. Die allgemeineren firlichen Anftalten, welche außerhalb det 
Gemeindeleben für den Diafonat anzuempfehlen find, muͤſen 
fih — wenigfens vorläufig — auf Diafomenfchufen für Hilfe 
Dialonen und Dinfonifen und. auf Einübung ber Kinftigen 
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Pfarrer im Dienfte der praftifchen Liebespflege befchränfen. Der 
von Heren Dr. Wichern in Vorfchlag gebrachte Eirchliche Archi⸗ 
diafonat würde vorläufig hörhftens als Gegenſtand eines Vers 
fuches zu behandeln fein. 

(Zu bevorworten möchte noch fein, daß der Diafonat durchaus 
leine blos temporäre, durch augenblidliche Nothſtaͤnde gebotene Aufs 
abe fein darf; denn fo lange es fündige Menfchen giebt, wird auch 
überall die Teibliche und geiftliche Noth fich erzeugen.) 


Nähere Ausführung diefer Säße. 


l. Der Diakonat if als eines der wefentlichften Stüde bes 
hriftlichen Gemeinlebens in allen evangelifchen Gemeinden 
einzuführen. | 

Rach den Ausführungen des Heren Dr. Wichern wird man zu 

tem Refultat gelangen müflen, daß eigentlich Das ganze praftifche 
Chrienthum im der Diakonie enthalten fei, und jedenfalls wird daran 
Niemand zweifeln bürfen, daß ein chriftliches Gemeinleben ohne Dia- 
Ionie fein wahrhaft chrifliches ſei. Diefelbe gehört alfo wefentlich zu 
en Elementen des lebendigen Organisnus der Gemeinden. Das 
Gebot der Nächftenliebe muß fich zuerft erfüllen an dem Nächften in 
det Gemeinde. 

Den perfönlichen Träger der Diakonie haben wir aber im Diafonat. 

1, Der Diakonat ift ein Gemeindeamt, aber ohne excluſive 
Berechtigung. 

‚„ Die Unentbehrlichkeit eines verordneten Amts für jede geregelte 
ofentliche Thätigkeit liegt von felbft am Tage. Wenn dagegen von 
dem Dr. Fliedner ©. 119 die Unmöglichkeit geltend gemacht wird, 
im Thätigkeit, die aus der aufopfernden Liebe hervorgehen fol, als 
ane Amtspflicht zu uͤbertragen, ſo ſcheint dieſe Unmoͤglichkeit doch nur 
duin zu beſtehen, bie Liebe und das Erbarmen auf ben Kreis einer 
mlihen Tpätigkeit zu befchränfen. Das_wußten auch die Apoftel, 
und doch beftellten fie Diakonen als Gemeindebeamte. 

‚Heraus folgt, daß die Kirche nicht nur die freie Vereins⸗ 
ufonie in ungehemmter Entwickelung neben ihrem Diafonat beftchen 
fen (ol, und zwar fowohl in als neben der Gemeinde, fondern daß 
"au die bürgerliche Armen» und Krankenpflege unangefochten 
titten laſſen fol, wenn fie nur ihrerfeitd nicht durch die bürgerliche 
mengefehgebung gehindert wird. Diefe Ießtere iſt ſchon um berer 
Bilen unerläßlich, die der Staat außerhalb der Firchlichen Gemeinde⸗ 
rbände als Angehörige oder Wanderer unterflügen muß. Ohnehin 
— die Aufgabe des Staats der leiblichen und geiſtigen Noth gegen⸗ 
DT eine ganz andere als die der Kirche. Er hat fie zu befämpfen, 
möglich ihre Quellen zu verftopfen; die Kirche dagegen fteht ber 
Oi) nicht als Zeindin, fondern als Freundin zur Seite. 

12 
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Gonflicte zwifchen diefer dreifachen Diskonte find allerdings nict 
ganz zu vermeiden, aber ihre Löfung gehört nicht im eine allgemeine 
Vorfchrift über die Grundlagen des kirchlichen Diafonats. 

Andererfeitd wird das Diafonenamt fich auch der Einfammlung von 
Liebesgaben unterziehen müflen, nicht aber, wenigftens in der Regel nicht, 
einer weiter gehenden Güterverwaltung, auch nicht von befonderem Armen 
ftiftungsvermögen. Dazu gehören andere Kräfte, andere Garantien. 


II. Der Diafonat gehört als wefentliched Element in den Ge 
meindefirchenrath. 


Der Gemeindeficchenrath iſt Die engfte, den Pfarrer unmittelbar 
umgebende Gemeinde, er fol die am meiften geläuterte Gemeinde vor 
ftellen. Was zum Wefen der Gemeinde gehört, das darf im Gemeinde 
firchenrath nicht fehlen, es muß dort feinen Ausdruck finden. Der 
Dienft ift es vor Allem, der in der Gemeinde Anfehen geben fol: 

„So Jemand unter Euch will gewaltig fein, der fei Euer Diener.‘ 

Die in den öftlihen Provinzen noch hin und wieder obwaltenden 
Abneigungen und Borurtheile gegen die Presbyterien werden bald ber 
fiegt fein, wenn die Presbyterien oder Kirchenräthe nicht bloß ver⸗ 
walten, fondern auch dienen. 


IV. Der Diafonat ift fein Ordo, und Feine Uebergangsſtufe zum 
geiftlichen Amte. 


Daß es wünfchenswerth fei, das Diafonenamt mit einer Firchlichen 
Feier, mit Firchlichem Segen und dem entfprechenden Formen zu über 
tragen, das verfteht ſich von felbft. 

Aber die Bedeutung, - welche die evangelifche Kirche dem geiſtlichen 
Stande beilegt, Täßt fih auf den Diafonat nicht anwenden. 

- Die Ordination des Geiftlichen ift das feierliche Zeugniß der 
ganzen Kirche für die Fähigfeit und Wuͤrdigkeit zum geiftlichen Amt, 
und der Befehl, dasſelbe wahrzunehmen. Dieſes Zeugnig und dieſen 
Befehl Tann bie einzelne Gemeinde — Nothſtaͤnde ausgenommen — 
nicht ertheilen; bie Gemeinde empfängt ihren Gelftlichen von de 
Geſammtkirche, auch wenn fie ihn felber erwählt hat; ob er biöhe 
ihr Mitglied war oder nicht, das iſt für feine neue amtliche Stellung 
ganz unmwefentlih. Der Diakonat dagegen iſt weientlich ein Ge 
meindeamt, die Gemeinde überträgt es in der Regel nur ihren bie 
herigen Mitgliedern. Freilich IR auch der Pfarrer und der Aelteſt 
zugleih Diafonus, weil in dem größeren Amte das geringere mitent⸗ 
halten fein muß; dagegen kann von einer Fähigkeit zur Verwaltung 
der Sacramente bei dem einfachen Diafonus nicht weiter bie R 
fein, als fie nach der Lehre vom allgemeinen Prieſterthum auch je 
anderen Laien beizulegen ift. 

Eben deshalb darf die evangelifche Kirche auch darin der roͤmiſchen 
nicht nachgehen, daß fle den Diafonat zu einer Vorbereitungsſtufe zum 
geiftlichen Amte mat. Dadurch würden die Faͤhigſten zum Diakonat 
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demfelben verloren gehen, weil ihnen nicht zugleich die Fähigkeit und 
Keigung zum geiftlichen Berufe zuzutrauen ift — wie denn ja eben 
deshalb auch in der römifchen Kirche die Weihe des Diakonus faft 
nur noch als Bormalität erfcheint, durch welche der priefterliche Ordo 
eingeleitet wird. 

Die gewiß ſehr heilfamen Vorübungen des Fünftigen Pfarrers zu 
dem Dienfte in dem Diafonats-Inftitut bedürfen befonderer Veran⸗ 
faltungen, die auf das Weſen des einfachen und viel umfafienderen 
Dialonats nicht zuruͤckwirken können. 


V. Der Diafonat ift nicht befoldet und nicht Tebenslänglich. Nur 
für die Hülſs⸗ oder Subbiafonen und für die Diakoniflen, 
die aber fämmtlich nicht in den Gemeindeficchenrath gehören, 
find Hiervon Ansnahmen zuzulaffen. 


Der Diakonat ift nicht zu befolden: 

) weil die dem Grundbegriffe der dienenden Liebe zuwider fein 
würde; 

2) weil dadurch die Gemeinde mit neuen Laſten beſchwert würbe, 
welche den Bortheil des Inftituts in Frage ſtellen könnten. 

Er darf nicht lebenslänglich fein: 

1) weil alle dazu fähigen Glieder der Gemeinde fich demfelben 
abwechjelnd unterziehen und fich darin unterftügen follen; 

2) weil die Lebenslänglichkeit ein unverhältnißmäßiges Opfer fordern 
fönnte, wodurch der Dienende felber unterflügungsbebürftig, ja 
in feiner Außeren Eriftenz zu Grunde gerichtet würde. 

Die Zulaffung von Ausnahmen rechtfertigt fich von ſelbſt. 
Hl Diafonen und Diakoniſſen fönnen von Gemeinde zu Gemeinde 
Mındern, wo man ihrer bedarf. Yür fie muß dann der Dienft ein 
Uhnsberuf werden, wobei die Mittel für den eigenen Unterhalt Ans 
kan aufgebürdet werben müffen. 


Vl. Die allgemeinen Firchlichen Anftalten, welche außerhalb des 
Gemeindelebens für den Diafonat anzuempfehlen find, müffen 
fich — wenigftend vorläufig — auf Schulen für Huͤlfs⸗ 
Diafonen und Diafoniffen, und auf Einübung der Fünftigen 
Pfarrer im Dienfte der praftifchen Liebespflege beichränfen. 
Der von Herrn Dr. Wichern in Borfchlag gebrachte kirch⸗ 
liche Archiviafonat würde vorläufig höchftens als Gegenftand 
eines Verſuches zu behandeln fein. 


. Der Diafonat ift Gemeindefache: Die Gemeinde hat vor Allem 
die Pflicht, fich feiner Entfaltung anzunehmen. Ein höherer kirchlicher 
Arhidiafonat würde, — wenn man damit beginnen wollte, — ben 
Agentlichen Standpunft vielleicht verfchieben. Weber den hohen Werth der 
auferordentlichen Nachhülfe durch Diakonen- Schulen u. dgl. bedarf es 
iet feiner weiteren Empfehlung: die Namen Wichern und Fliedner 
gMigen, die Thatfachen reden hier lauter ald Worte ed fünnen. 
12 * 
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Sechste Sitzung. 


Dorfchläge des Referenten und der Korreferenten. 


. „Die evangelifche Kirche der Gegenwart Tann fi) Angefichts der wach- 


fenden Armennoth und der damit verbundenen fittlichen und religiöfen 
Berwilderung nicht mit einer Liebespflege begnügen, die in der Form 
der einfachen perfönlihen Wohlthätigkeit auftritt. Sie kann fih auch 
damit nicht beruhigen, daß in Erfolg des in ihr wiedererwachten neuen 
Lebens einzelne ihrer Glieder in der unferer Zeit befonders eignenden 
Form der freien Affociation Wohlthätigkeit üben. Es liegt vielmehr 
im Wefen der Kirche als einer geheiligten Bottesfamilie, daß fie Durch 
einen von ihr ausgehenden geordneten Dienft nach allen Seiten bin, 
fo viel fie vermag, ſich ihrer nothleidenden und verfommenden Glieder 
hülfreich annehme. Sie eignet fich damit wieder einen Theil der Weihe 
und Würde an, die der apoftolifchen Kirche zuftand und die der evan- 
gelifhen Kirche als Erbin der apofiolifhen nicht fehlen darf, und 
fihert dem Dienfte am Worte weitere fegensreiche Wirkſamkeit. Es 


if diefe Liebespflicht der Kirche als eine unerläßliche zu bezeichnen. 
. Diefer von der Kirche ausgehende Dienft muß durch Glieder des kirch⸗ 


lihen Gemeindevorftandes geübt und damit ein Gemeinde: Diafonat 
bergeftellt werden. Es liegt nicht im Hirtenamte des Pfarrers befchlof. 
fen, daß der Pfarrer allein für fich und nach feinem Gutdünken foldhen 
Dienft der pflegenden Liebe in der Gemeinde ordne, und ihn fortwäh.- 


rend allein leite. Auch if der Diakonat nicht als ein felbifändiges 


Amt in der Weife hinzuftellen, daß er neben dem Pfarrer und dent Se: 
meindevorfiande fiebe, und mit beiden nur in eine gewiffe Communi—⸗ 
cation trete, fondern die Blieder des Diakonats find von der Gemeinde 
nah Maaßgabe der kirchlichen Gemeindeordnung zu beftelen, und die 
Tätigkeit des Diakonats von dem Gemeindevorfiande unter der Auf: 
fiht des Pfarrers zu ordnen und zu leiten. 


. Es ift dem Gemeinde: Diakonat anheimzugeben, ſich Gehülfen, feien 


es frei dienende Blieder der Gemeinde oder befonders für die Armen 
und Krankenpflege gebildete Gehülfen, mit Zufimmung des Gemeinde 
vorflandes nach Bedürfniß für Die Liebespflege zuzuordnen, und da—⸗ 
durch mit der freien und aflociirten Diakonie in einen weiteren Liebes; 
bund zu treten. Sn großen Städten mit mehreren Parochien können 
Glieder der verfhiedenen Diakonate zu einem ftädtifchen Diafonierath 
fi vereinigen, welcher die den Gemeindekreis überfchreitenden Ange⸗ 
legenheiten der Liebespflege für die enangelifhen Bewohner der Stadt 
in feine Hand nimmt. 


. Die Umtsdauer der Glieder des Gemeinde: Diakonats wird durch die 


tirhliche Gemeindeordnung normirt. Die befonders vorgebildeten Dia- 

Tonatsgehülfen, weldye ihre Thätigfeit zu einem Lebensberuf gemacht 

ln werden in der Regel von der Einzelgemeinde auf Widerruf an- 
eftellt. 


. Die Mitglieder des Gemeinde» Diafonats werden, wie die übrigen Mit 


lieder des Gemeindevorfiandes, vor der Gemeinde in ihr Amt einge 

hrt und verpflichtet. Dasfelbe kann auch bei den angeftellten Dia- 
tonatögehülfen fatıfinden. Diefe Diakonen bilden aber feinen beſon⸗ 
eren Drdo. 


. Bei der Wahl der Blieber des Diakonats muß neben der von den Se 


meindevorflehern erforderten allgemeinen kirchlichen und fittlihden Dua- 
lification auf das befondere Charisma einer lebendigen, aus dem Staus 
ben flammenden Liebe und der Weisheit nach Möglichkeit Nücficht 
genommen werden. 
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7. Die Gemeinde» Dielonen und die Dialonatsgehülfen haben diejenige 
geiſtliche Einwirkung zu üben, welche fih in Belehrung, Bermahnun 
und Tröflung bei Ependung der Wohlthat im einzelnen Falle einfa 
ergiebt. Bei den fich in folcher gelegentlichen Seelenpflege ergebenden 
wichtigeren Fällen haben fie den Rath des Pfarrers als eigentlichen 
Geelforgers der Gemeinde einzuholen, und nad Bedürfniß deſſen per« 
fünlihe Einwirkung zu veranlaffen. Ä 


8. Für die Ausbildung der befonders angeftellten Armen: und Kranken: 
pfleger und SKrantenpflegerinnen find in allen Provinzen Bildungs» 
fhulen anzulegen, fofern die von freien Aflociationen gegründeten Bil» 
dungsanftalten dem Bedürfniß nicht vollländig genügen möchten. Diefe 
kirchlichen Bildungsanfalten werden in angemeflener Weife der Kirche 
eingegliedert. 


9. Da die gefammte Armenpflege, mit Ausnahme der fpeciel Tirchlichen 
Anftalten, gegenwärtig nad gefeglihen Normen von den bürgerlichen 
Gemeinden obligatorifch geübt wird, und Privatwohlthätigkeit und freie 
Afociation nur einzelne Urme und einzelne Gebiete der Armenpflege 
ih zum Gegenftande ihrer Thätigkeit genommen haben, ohne daß 
überall ein organifhes Zuſammenwirken der bürgerlichen und der 
freien Liebespflege ſtattfindet, fo ift bei Aufftellung eines geordneten 
Bemeinde: Diakonats für diefen ein beſtimmter Wirkungskreis für feine 
Liebespflege auszufcheiden. Bürgerliche und kirchlihe Gemeinden werden 
fi darüber nach localen Verhältniſſen zu vereinbaren haben, da eine 
Ausscheidung des firchlichen Armengebiets aus dem bürgerlichen in gefeß« 
licher Weife fobald noch nicht zu Stande fommen möchte. Sollte eine 
folche freie Vereinbarung an einzelnen Drten herbeigeführt werden kön⸗ 
nen, fo wird der kirchliche Diakonat durch freien aufopfernden Dienſt 
ſich nach den örtlichen Berhältniffen allmählig den der Kirche natur⸗ 
gemäß befonders eignenden Antheil der.allgemeinen Armenpflege gleich» 
fam erobern müflen, fo daß im Laufe der Zeit in freier Entwidelung 
der wichtigere Theil der Armenpflege von der bürgerlichen Armenver: 
waltung auf die Firchliche übergeleitet wird. Der Grundfag allmäb: 
liger Ueberleitung gilt auch für die Thätigfeit der Diakonieräthe in den 
großen Städten. 

. Mit der Errichtung eines kirchlichen Diakonats ift alsbald in jeder 
Bemeinde vorzugehen und diefelbe nicht anfangs nur an befonders be» 
dürftigen Stellen zu beginnen. Das von der Liebe gefchärfte Auge wird 
auch in den Lleinften Gemeinden Nothſtände aller Art entdeden. Der 
Umfang der Gemeindenoth bedingt jedoch. den Umfang des Diakonats. 


11. Die unter dem Namen Ardidiafonat in Vorſchlag gebrachte Inſtitu⸗ 
tion ift für jegt in der Weile nicht zu empfehlen, daß fie einen orga» 
niſch gegliederten Auftanzenzug für diefen Zweig des chriftlichen Ge⸗ 
meindelebens zur Folae hätte; dagegen erfcheint es zwedmäßig, daß 
von geeigneten Perfönlichkeiten in den Kirchenbehörden die Förderung 
und Leitung des Gemeinde» Diatonats, fo wie die fahgemäße Einwir⸗ 
fung auf die innerhalb der Landeskirche befiehenden freien Affociationen 
und Anfalten und auf die dem Armenwefen zugewendete flaatliche 
Fürforge in die Hand genommen werde. 

12. Da die Kirche an den in ihr wirffamen lebendigen Chriſtus glaubt, fo 
glaubt fie damit auch, daß für die in Seinem Namen und auf Seinen 
Befehl wiederhergeftellte Tirchliche Liebespflege ihr weder die rechten Mäns 
ner, noch die erforderlichen Mittel auf die Dauer fehlen werden. In 
Seiner Hand find die Herzen, und auch Silber und Gold. Die Diakonie 
iſt wefentlih auf Gaben freier Liebe angemwiefen, und wird in jeder Ges 
meinde dabei nach Jocalen Berhältnifien das Erforderliche fich ordnen.“ 
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Praͤſident eröffnet hierauf die allgemeine Discuffton über jene 
von dem Referenten in Gemeinfchaft mit den Gorreferenten vorgelegten 
12 Punkte und erfucht, etwaige befondere Anträge über einzelne Bunfte 
bei Gelegenheit der Discuffton über diefelben zu übergeben. 

Paſtor Runge bemerkt, daß die dringendfte Nöthigung zur Dias 
fonie in der Noth der Zeit liege und daß ed auf einem Borurtheil 
beruhe, wenn man von der Vorausfegung ausgehe, Daß nur auf der 
kirchlich organiſirten Diakonie ein befonderer Segen liege. Darum 
folle man damit nicht bis zur erfolgten Organifation der Kirche warten, 
fondern überall damit vorgehen, wo Nothflände Abhuͤlfe verlangen. 
Die Elifabeth » Gemeinde habe Feine Gemeindeordnung, aber eine wirhk⸗ 
fame Diafonie, die von Kandidaten, Laien = Diafonen und einem Vereine 
von Frauen geübt werde und Bedeutendes leiſte. Es komme jeht nur 
darauf an, diefe Diakonie, wie fie hier befteht, in den Fiechlichen Ors 
ganismus einzureihen; nur müfle er der Behauptung des General: 
Superintendenten Jaspis widerfprechen, daß die Diafonie nothmendig 
einen Firchlichen Charakter Haben muͤſſe. Beſſer fei e8 allerdings, wenn 
die Gemeinde eine preöbyteriale Ordnung habe, und der Paſtor die 
Diakonie nicht allein leite und vermittfe, denn im leßteren Falle wire 
dieſelbe bei feiner etwaigen Verſetzung oder bei feinem Abfterben, zumal 
wenn ein Wittwenjahr eintrete, einen großen Stoß erleiden, und bie 
Traditionen verloren gehen; fei die Diakonie Dagegen in ben Gemeinde 
rath eingegliedert, fo fei damit ihre Fortſetzung gefichertz nur dürfe 
“man nicht mit der Einführung derfelben bis zur erfolgten Bildung ded 
Gemeinverath8 warten. | 

Conſiſtorialrath Liedke fchließt fich dem Borredner an und be 
merkt, daß die allerdings in fich weſentlich verfchiedene bürgerlich, 
freie und Firchliche Diakonie doch eine Verfchmelzung zuließen, wie fe 
auch in feiner Gemeinde durchgeführt fei und fich bereits fieben Jahre 
hindurch als Heilfam erwiefen habe. Derfelbe erklärt fich ſchließlich 
noch gegen eine feierliche Ordination der Diafonen und glaubt eine 
hinreichende Anerfennung ihred amtlichen Charakters darin zu finden, 
daß diefelben von dem Kirchengemeinderathie erwählt feien und dem 
felben fortvauernd angehören. 

Superintendent Schul beftreitet den Beftand und Fortgang der 
Diakonie, wenn dieſelbe nicht in den Gemeindekirchenrath eingereiht 
jet und diefer die Diafonen nicht leite und beauffichtige. Bon einer 
Ordination im firengeren Sinne bed Wortes fei Hier wohl nicht bie 
Rede, fondern von einer Firchlichen Vorftelung der Diafonen. Den 
Mangel an einer kirchlichen Diakonie habe man durch Bildung freier 
Bereine für innere Miffion zu erfegen gefucht, der Erfolg würde jedoch 
ein größerer und ficherer gewefen fein, wenn eine Airchliche Inſtitution 
dafür vorhanden geweſen wäre. 

Conſiſtorialrath Hammerfhmidt flimmt im Wefentlichen den 
12 vorgelegten Bunften bei, vermißt aber in Nr. 2 eine nähere De 
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kimmung über bie Verwendung der Kandidaten für den Diakonat. 


bezterer ſei zwar Feine Vorſtufe, aber doch eine Vorbildung für das 
Pfarramt. Man möge vor allen Dingen die Candidaten hierzu heran- 
jehen, denn dieſe gewähren zugleich eine Garantie dafür, daß bie 
Diafonie in einem evangelifchen Sinne getrieben werde. Außerdem fei 
dies eine wünfchenswerthe Bildungsfchule der Kandidaten für das geift« 
liche Amt, welche durch die wenigen vorhandenen Prediger Seminare, 
vie außerdem auch noch eine andere Aufgabe zu verfolgen hätten, nicht 
eiegt werben Fönne. Damit würbe ferner die fo lange vergeblich: ges 
ſuchte firchliche Beichäftigung der Candidaten in der zwedmäßigften 
Weiſe gefunden fein, woraus aber dann auch folge, daß man diefelben 
m Mitgliedern des Presbyteriums reſp. des Gemeinbeficchenraihe mit 
erathiendee Stimme machen müffe. 


Referent, Präfes Wiesmann, bemerkt, daß man bei Aufſtellung 


jme Bunkte nicht daran gebacht habe, die Einorpnung der Kandidaten 
in den Diakonat auszufchließen; fei der Candidat tüchtig, fo werde ex 
bon der Gemeinde, der er angehöre, von felbft gewählt werben. Res 
[rent findet daher nichts Dagegen zu erinnern, daß eine folche Bes 
arrfung über bie Verwendung der Candidaten aufgenommen werbe, 
welche Bemerkung Präfident an bie bafür geeignete Stelle der Vers 
Mndlung verweiſt. 

Superintendent Dr. Sander führt aus und belegt mit Stellen 
der heiligen Schrift, daß der Diafonat von dem Heren für alle Zeiten 
angeordnet fei, Daß aber auch ein Beduͤrfniß für denfelben immer vors 
lege, Der Diakonat ſei fein Ordo, daher bevürfe e8 auch für denfelben 
kine Ordination. Mit Conſiſtorialraih Hammerſchmidt betrachtet 
ts denfelben nicht als eine Vorſtufe, fondern ald eine Vorſchule des 
Kiflichen Amtes. 

Wirkl. Geheimerath Graf v. Voß⸗Buch hat im Allgemeinen 
manche Bedenken gegen die aufgeftellten zwölf Punkte, beſonders aber 
m Ar. 10, der die allgemeine Einführung des Diafonatd vor- 
ſhteiben will. Die Einrichtung einer Firchlich organifirten Liebes- 
Nätigfeit köͤnne fich im Allgemeinen empfehlen, aber es fei nicht rathſam, 
hefimmte Formen dafür aufzuftellen und dieſe Gemeinden zu geben, 
Ne nichts damit anzufangen wüßten. Wo die Mittel vorhanden felen, 


M möge man einen Diakonat einrichten, aber nichts Formelles fefts 


hen, bevor bie Sache felbft vorhanden fei. 

‚ General» Superintendent Dr. Büchfel tritt zunächft der Aus⸗ 
führung des Superintendenten Schuld entgegen und will nicht den 
dinfonat in den Gemeinderath, vielmehr Iegteren in ben erften einges 
gliedert wiſſen. Derfelbe theilt Darauf Näheres über die Einrichtung 
der Diakonie in der St. Matthäusgemeinde mit und weift nach, daß 
der Erfolg einer Diakonie nicht von einem amtlichen Organismus abs 
ange, vielmehr aus dem Glaubensleben von felbft erwachſe und darin 
ülkin feine Nahrung finde, Es Tomme vor allen Dingen darauf an, 


\ 
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den Einzelnen nach vem Maße und der Eigenthüimlichfeit feines Charisma 
dabei zu verwenden und dann für die rechte Befchäftigung Sorge zu 
tragen. Die Verpflichtung zur Diakonie liegt auf der ganzen Ge⸗ 
meinde und allen ihren Gliedern; aber in jeder Gemeinde find einzelne 
Kräfte zur Ausführung diefer Pflicht erforderlih. Zur Diakonie fe 
viel Weisheit erforderlich, daher Hüte man fich, Formen zu fchaffen 
und Gefege zu erlaffen für die in der Entwidelung begriffene Sad; 
reige vielmehr zur Mebung der Diakonie und fuche fie zu beleben. Dem 
Generals Superintendenten Jaspis pflichte er bei, daß das Geld noch 
für die wichtigften Dinge zum Aufbau des Reiches Gottes fehle, das 
müffe aber nicht abhalten, mit dem Wenigen getroft anzufangen; es 
fehle mehr an den Männern, ald an den Außeren Mitteln. Ein Con 
fliet zwifchen dem Diafonat und dem Pfarramt fei ein großer Schade. 
Das Konfiftorium könne und folle durch Superintendenten und Eonvente 
auf die Belebung des Diafonats Hinwirfen. | 
Director Dr. Schmieder führt aus, daß der Segen ded Die 
fonats wejentlich davon abhange, daß der Pfarrer der rechte Mann 
fei, denn alle Diafonen ſeien zunächft recht eigentlich Perſonal⸗ Diakonen 
des Pfarrers; wo ed anders fei und dem Pfarrer die rechte Tüchtigfelt 
abgehe, da bilde ſich Oppofition. Gegen General» Superintendent 
Jaspis bemerkt Redner, daß auch der Diafonat von dem Apoſtel 
Paulus als ein Amt bezeichnet fe. Mit dem General= Superinten 
denten Dr. Büchſel iſt er ebenfalld gegen jeden Schematismus in 
der Sache. Daß die Diakonie auch ohne den Diafonat zu einem Amte 
erwachfen könne, beweife die Einrichtung derſelben in dem Seminar 
zu Wittenberg, die bis jetzt noch zu feinem Conflict mit dem Pfarramte 
geführt habe. Man habe gefagt, der Diafonat fei fein Ordo und man 
dürfe Daher den Diafonen nicht die Hände auflegen, eine Behauptung, 
der er nur dann zuftimmen fönne, wenn zwifchen dem Ordo der Pfarrer 
und Diafonen nicht unterfchieden werde. Wie in der chriftlichen Kirche 
überhaupt, fo folle auch in ver Liebe Chrifti Einheit fein. Das Amt 
des Worted fei das Centrum und die Hauptfache; jede übrige Thaͤtig⸗ 
feit müſſe fih daran anreihen, weshalb er fich auch für den von 
Dr. Wichern empfohlenen Archiviafonat nicht ausfprechen könne, vie 
mehr befürchten müfje, daß berfelbe einen nachtheiligen Einfluß auf 
Zucht und Lehre erlangen werde. Mifcht fich der Diakonat in Zucht 
und Lehre, dann fpaltet er das Hirtenamt und zerfplittert Die Gemeinde. 
Daher gebührt dem Hirtenamt die Aufficht über den Diafonat. 
Geheimeratö Dr. Abegg bemerft: Die bisher vorgetragenen Er 
Härungen zu Nr. 2 hätten auf ihm den Eindruck gemacht, daß all 
feitig oder doch überwiegend die Aufnahme und Einführung bed Die 
konats und der Diafonie befürwortet worden, indem nur über die At 
und Weiſe und die Beſtimmung eine Verſchiedenheit der Anftchten ſich 
zu erfennen gebe. Er freue fich darüber und flimme dem erften Sage 
volftändig bei. Infofern jedoch von einer „Einführung“, indbefonbere 
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nah den etwa zu faſſenden Befchlüffen, die Rede fei, müfle er eine 
Bemerfung machen, und um Crlaubniß bitten, folche auf den in ber 
legten Sigung behandelten Gegenftand — die Gemeindeordnung — 
mitbegiehen zu Dürfen, da ihm, nachdem die Debatte für gefchloffen 
erklärt worden, Die Gelegenheit, fih über einen ihm wichtig fcheinenden 
Punkt auszufprechen , gefehlt Habe. Diejenigen, welche für die Eins 
führung auf dem Berordnungsmwege fich erklärt, hätten dies, und jeden⸗ 
fald er, der Redner, nicht anderd al& fo verftehen fönnen, daß die . 
Gemeinden aufgefordert würden, fich, in Gemäßheit der revidirten 
Grundzüge, zu organifiren und felbft ihre nach Iocalen Beduͤrfniſſen 
beftimmten Orbnungen, wo foldde noch nicht befländen, zu entwerfen 
und zur höheren Beftätigung vorzulegen. Dabei fei, in Folge der 
beantragten Reviſion, namentlich an 8.1, dem confeflionellen Stand» 
yunfte, dem SBatronat, den anzuerfennenden befonderen Berechtigungen ꝛc. 
ihr Recht gewahrt, und jede mit dem evangelifchen Princip vereinbare 
Freiheit geftattet. Die Einführung einer beftimmten Gemeindeorbnung 
fei fo wenig beabfichtigt gewefen, als die Abfchaffung beftehender, 
inöbefondere der trefflichen alten, an fo vielen Orten noch geltenden 
Kirchenorbnungen, deren Werth allgemein anerfannt fei, und welchen 
unter Anderen ein geehrter Vorredner (Herr Präfident Göye) mit ges. 
bührendem Nachdruck hervorgehoben. habe. Dies flehe nun im uns 
mittelbaren Zufammenhange mit dem jet zu erörternden Gegenftande. 
Denn die Gemeinde, welcher er angehöre, erfreue fich einer folchen. 
nah der Revifton auf alter bewährter Grundlage beruhenden Ordnung, 
und nach diefer bilde der Diafonat einen weſentlichen Grundbeftand- 
theil derfelben. Er, Redner, habe die Ehre, Presbyter⸗Diakonus 
dieſer, der evangelifch -reformirten Gemeinde der Hofficche zu Breslau, 
u fein, und wenn er auch befennen müfle, daß die Leiftungen der 
Mitglieder des Presbpterii und der Diakonen hinter den Anforderungen 
wurüdbleiben, welche fie felbft an fich ftellen müßten, und daß Ver⸗ 
beſſerungen Beduͤrfniß feien, fo möchte er doch fo wenig dad Fort⸗ 
beftehen der Gemeindeordnung mit Preöbyterial- und der Diakonats⸗ 
Einrichtung in Frage geftellt, ald eine wefentliche Umgeftaltung ber 
letzteren, etwa als Vorfchule für Kandidaten des Predigtamtes, an⸗ 
geordnet fehen. In Conſequenz diefer Saͤtze müfle er, wie für bie 
Beibehaltung bereits beftehender älterer. Gemeindeordnungen, deren 
Segen nicht verloren gehen dürfe, fo auch für die beftehende Diakonats⸗ 
Einrichtung ſich ausfprechen und die betreffenden Gemeinden gegen we⸗ 
ſentlich abändernde Befchlüffe verwahren. Dagegen würden dieſe gewiß 
bereitwillig fich folchen Borfchlägen anfchließen, nach welchen auf Grund⸗ 
lage ihrer Verfaffung eine Fortentwidelung der gedachten Einrichtungen 
und eine neue Belebung derfelben erfolgen koͤnne, und er behalte ſich 
vor, einen Antrag w Kr. 2 — der hoffentlich unterftüßt werben 
würde — einzureich 

Gonfiftorial- Rräfident v. Mittelftäbt übergiebt dem Prafivium 
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einen Antrag , der bei der Discuſſion ber Nr. 10 verhandelt wer 
den ſoll. 

Bräfident ſchließt darauf die General⸗Diocuſſion mit Zuſtim⸗ 
mung der Verſammlung und giebt dem Referenten das Wort, der ſein 
Reſumé dahin abgiebt, daß, einige wenige Specialitaͤten abgerechnet, 
welche eingefügt werden koöͤnnten, im Großen und Ganzen Ueberein⸗ 
fimmung vorhanden, und nur bie Frage noch ftreitig fei, ob Nr. 10 
angenommen werben folle. Derfelbe verlieft darauf Nr. 1 und be 
merft dazu, es folle durch diefen Paragraphen conftatirt werben, daß 
die perfönliche Wohlthätigfeit und ebenfo die organifirte freie Kiebeds 
thätigfeit zwar eine berechtigte fei, bie Kirche fich jedoch durch biefelben 
von einer organifitten Diakonie nicht dispenſirt erachten koͤnne, daß 
leßtere vielmehr der Kirche ihrem Weſen nach immanent und nicht von 
vorübergehenden Zuftänden abhängig fei. 

Generals Superintendent Dr. Sartorius beftätigt, daß die Kirche 
als folche zu allen Zeiten die Pflicht der Armenpflege anerkannt, 
fpäter jedoch oft vergefien habe. In Oftpreußen befiße jede Kirche 
eine Kirchſpiels⸗Armenkaſſe, welche von dem Pfarrer mit dem Gemeinde 
rathe verwaltet werde. Die Kirche müfle vor allen Dingen bahin 
trachten, die großen Wohlthaͤtigkeits⸗Inſtitute, welche die Vorzeit mit 
rein kirchlichem Charakter gegründet habe und bie fpäter meiftens in 
Leibrenten » Inftitute verwandelt und in die Hände der Magiftrate über 
gegangen feien, wieder zu gewinnen. 

Die Berfammlung erklärt fich mit Nr. 1 einverflanden. 

General» Superintendent Dr. Hoffmann übergiebt dem Praͤ⸗ 
ſidium einen Antiag, dee fich auf die Rummern 2, 3, A, 5, und 10 
bezieht. Praͤſident verlieft denfelben und erklärt, Daß die Debatte reip. 
bie Abſtimmung über denfelben bei der Discuffion der einzelnen Rum 
mern, denen er fich anfchließe, oder im Ganzen nach deren Discuſſion 
erfolgen koͤnne. 

Generals Superintendent Jaspis befämpft biefen Antrag und 
erklärt fich befonders gegen die Ordination der Diafonen, die ein völlig 
ungerechtfertigte® novum in ber evangelifchen Kirche und nad de 
Schrift nicht zu rechtfertigen ſei. 

Paſtor Runge überreicht einen Antrag zu Wr. 2. 

Referent bemerkt: Nr. 2 will folgende Grundſaͤtze firiren; der 
Diakonat fchließt fi) an ven Gemeinde» Organismus an; der Paſtor 
hat nicht allein die Diakonie zu üben; der Diakonat ift nicht ein Amt 
neben dem Pfarramt; Pfarramt und Diafonat find organifch zu ver 
binden. 

Eonfiftorial- Director Nöldechen findet es bevenklich, fo viel in 
einem Sage zufammenzufafien und wünfcht, daß bie einzelnen Grund 
füge in eine beftimmte Frageform gebracht werden, auf welche mit Ja 
oder Nein geantwortet werben koͤnne. Derfelbe erklaͤrt ſich zugleich 
dagegen, daß die Diakonen von der Gemeinde gewählt werden ſollen. 
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Superintendent Stiller Hält die Diflinction von Weihe unb 
Einführung für verwirrend und fürchtet das Anfehen und die Bebeus 
tıng der Ordination durch ihre häufige Wiederholung zu fchwächen. 

Director Dr. Schmieder glaubt, daß der Orbinationsbegriff 
nur dann verfänglich fei, wenn man damit die Vorftellung verbinde, 
daß Laien dadurch zu geiftlichen Functionen autorifirt werben follen; 
jedes Mißverfländniß werde ſchwinden, wenn man flatt Orbination 
„nung fage, wofür auch die Analogie der Ehe und Eonfirmation 
breche 


Geeral-Superintendent Dr. Büchfel weicht in feiner Anftcht vom 
Dinfonat von Nr. 2 wefentlih ab und erklärt ſich mit Eonfiftorials 
Iiretor Nöldechen gegen die Wahl der Diafonen durch die Ges 
meinde, biefelben müßten vielmehr gefucht und von Gott erbeten 
erden 


mal Dr. Abegg überreicht dem Praͤſidium einen Antrag 
u Rt. 2. 

Paſtor Kuntze betont wiederholt, daß die Diakonie nicht auf 
die Organifirung eines Gemeinderathes warten duͤrfe, daß für dieſelbe 
fd überhaupt Feine Gefege geben laſſen, daß Liebe nicht befohlen wers 
ven kͤnne. Wo der Diafonat bereits begonnen habe, müffe man ihn 
einfach fortführen und fich nicht auf Erperimente einlaflen. 

Conſtſtorialrath Dr. Lehnerdt legt den Accent darauf, daß ber 
Blarrer nicht allein und nach feinem Gutduͤnken den Dienft der pfle- 
genden Liebe in der Gemeinde orbne und leite, und begründet dies 
th das Vorbild der apoſtoliſchen Kirche. Wie damals die Bes 
nande bie Diakonen gewählt habe, fo könne und müffe ihr auch jet 
Ve Vahl derfelben überlaffen werben; e8 fordere Died der Begriff einer 
Sllihen Gemeinde und gründe fich auf die Verheißung des Herrn, 
ber immerbar bei ihr fein wolle. Der modus ordinandi fönne 
reihieden fein je nach der Berfchienenheit des Amtes. Zur Apoftel- 
At ſaen die Diakonen ordinirt worden; wie biefe Orbination jebt ers 
hlgen folle, fei von untergeorhneter Bedeutung. 

Praſident erflärt, daß er den Antrag des Generals Superin- 
mdenten Dr. Hoffmann fpäter als ein Ganzes zur Discuffton 
Nellen werbe, 

Präfident Dr. Goͤtze fchließt fich der Ausführung des Paſtors 
Kunde an, kann jedoch dem Antrage desfelben nicht beipflichten. 
it. 2, bemerkt er, fei fo gefaßt, als handle es fich davon, überall 
nen Diafonat anzuoronen und dafür beflimmte Regeln aufzuftellen; 
16 liege jedoch die Sache nicht; durch folche Regeln koͤnne das bereits 
deſtehende leicht zu Grunde gerichtet werden. — Es handle ſich zu⸗ 
Haft davon, denjenigen Gemeinden ber oͤſtlichen Provinzen einen 
Dalonat zu geben, die einen folchen noch nicht befigen; dieſe Ge— 
hinden fein aber fehe verſchiedener Art, und in vielen Gemeinden 
I bereit ein reges chriſtliches Leben. vorhanden, das ber Diafonat 
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erft wecken wolle. Es fei jeht die Aufgabe, Died in eine organifce 
Verbindung mit der Kirche zu bringen, und dabei müfle man baran 
fefthalten, daß der Pfarrer den Mittelpunft der Gemeinde bilde; es 
fei daher große Vorficht geboten, und da ed auch Pfarrer gebe, die 
außerhalb der Gemeinde ftänden, fo fei ed bedenklich, die Sache in 
beftimmte Formen zu prefien, welche die Gefahr mit fich führen wuͤr⸗ 
den, entweder das vorhandene Leben zu unterbrüden ober gefährliche 
Gegenfäge Hervorzurufen. Nr. 2 gehe von einer Borausfegung aus, 
die nicht zutreffe, wenn fie behaupte, es liege nicht im Hirtenamte 
allein, die Liebespflege zu ordnen und zu leiten, dem widerſpreche ber 
Zuftand der St. Matthauss Gemeinde, in der diefe Liebespflege allein 
in der Hand des Pfarrerd zur Freude und zum Segen der Gemeinde 
ruhe. Unter folchen Verhältniffen ſei jede Aenderung gefährlich. Redner 
erklärt fich ferner für den Gedanken der Anordnung eines Archiviafer 
nats und will, daß man in allen Provinzen ſich nach Männern um- 
fehe, die überall das Vorhandene auffuchen und prüfen, dabei aber 
durchweg individuell verfahren. Auf diefem Wege werde man dahin 
fommen, aus der Mannigfaltigfeit eine Einheit zu gewinnen. Vor 
allen Dingen folle man aber die zarten Anfänge fchonen. 

- Superintendent Ball vermißt in der Discufflon den Punkt, um 
den es fich wefentlich handle, und findet, daß man durchweg das Or 
biet der inneren Miſſion, die fich allein durch die vorhandene Rolf 
leiten laffe und nicht nach Organifation und Auftrag frage, mit dem 
firchlichen Diafonate und der Firchlichen Diakonie verwechfele, um 
welche es fich hier allein handele. Diafonat und Diakonie fein Br 
griffe, die eine beftimmte Gefchichte und Bedeutung hätten. Der Din 
fonat fei ein firchliches Amt, das erft veconftituirt werben folle, und 
liege es nicht in dem Gutduͤnken des Pfarrers, dasſelbe anzuordnen; 
die Gemeindeorpnung biete einen Rahmen dazu dar und zu den noth⸗ 
wendigen Functionen des Gemeinderathed gehöre auch die Diakonie 
Straͤube man fich gegen die Wahl der Diafonen durch die Gemeinden, 
fo vergefie man, daß auch der Pfarrer gewählt werde und daß In 
einer chriftlichen Gemeinde und in einer chriftlichen Behörde Gott der 
Herr es fei, unter defien Leitung auch die Wahl, wie die Auswahl 
fiehe; Diafonen wie Bfarrer würden gefucht und erbetet, aber ebenſo 
auch gewählt. . 

Superintendent König glaubt, daß die geäußerten Bedenken 
duch das Wort „muß“ in Alinea 1 der Nr. 2 veranlaßt werben, 
indem dieſes Wort die fofortige Organifation des Gemeinderathes er⸗ 
fordere; er fchlägt daher vor, flatt der Faſſung: „dieſer von bet 
Kirche ausgehende Dienft muß durch Glieder des kirchlichen Gemeinde 
vorſtandes geübt ıc. werden” zu fagen: „biefer 2c. ıc. Dienft wird am 
zwedmäßigften durch Glieder des Firchlichen Gemeindevorftandes geübt. 
Alinea 2 könne dagegen füglich wegfallen, indem es nur Motive enls 
halte, In Alinea 3 müfle die Beflimmung, daß die Glieder bes Din 
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fonats „von der Gemeinde” ꝛc. beftellt werben jollen, ebenfalls weg⸗ 
fallen, indem die Art und Weiſe der Wahl des Gemeinderathes bereits 
durch die früher gefaßten Befchlüffe feſtgeſtellt ſei. Nenner übergiebt 
darauf dem Praͤſidium einen Antrag. ; 

Gmeral=- Superintendent Dr. Büchfel bemerft, daß man allen 
een zuerft Zeit laffen müffe, zur Reife zu fommen, bevor man fie 
in eine beftimmte Form fafle; es fei darum nicht zwedmäßig, mit der 
Aufftellung von Statuten zu beginnen, bevor man die Sache felbft 
habe. Gegen Superintendent Ball verwahrt Redner fich dagegen, 
daß die Liebeöpflege in der St. Matthäus-Gemeinde ein Werf der 
inneren Miffton fei, diefelbe werde vielmehr in Einheit mit dem Pfarrs 
amte geübt. 


Präſident fordert die Verfammlung auf, nicht fo ins Detail 
inuphen, da Einheit im Principe und nur Verſchiedenheit in den 
Nodalitaͤen der Ausführung vorhanden fei. 

Referent, Bräfes Wiesmann: Es hätten fich in der biöherigen . 

Mieuffon zwei Gegenfäge herausgeftellt; nach der einen Auffaffung 
hole man die Ausbildung der Diakonie zu einer amtlichen davon abs 
hingig machen, daß das chriftliche Leben zuvor in jeder Gemeinde 
turhgebilbet werde; nach der anderen gehe man von der Voraus⸗ 
ung aus, daß in jeder Gemeinde wenigftens ein chriftlicher Kern 
borhanden fei, der fich zur Geftaltung der Diakonie gebrauchen lafle. 
Feſerent erklärt, daß man die Nothwendigfeit einer kirchlich georbneten 
Diakonie und das Ungenügende der freien und bürgerlichen Liebes- 
fiege bereitß anerkannt habe, daß mithin die meiften gegen jene wieder 
vorgehrachten Gründe wegfielen. 
PFraͤſes Dr. Albert erflärt fidh für den Antrag des Super: 
Nmenten König und hält es für das Zwedmäßigfte, wenn bie 
Siofonie durch den Gemeindeficchenrath geübt werde. Schließe man 
the Yon deſſen Functionen aus, fo bleibe für den Gemeinde 
luhenrath kaum noch etwas zu thun übrig. 

Gmeral» Superintendent Jaspis bemerkt, man folle nur nicht 
"erlangen Alles fogleich fertig zu fehen, fondern in Geduld und Glauben 
Men; man dürfe der freien Thätigfeit nicht Alles uͤberlaſſen, viel- 
neht follen die Kräfte dafür in der Firchlichen Organifation gefucht 
m von ihr aufgeboten werben. 

Präfident Dr. Götze verwahrt fich gegen die Behauptung des 
Referenten, daß die Annahme Nr. 1 auch die Annahme und Ein- 
Nhrung des Diafonats involvire. 

Conſiſtorial⸗Director v. Röder nimmt an, daß die geäußerten 
dedenken hauptfächlich gegen die Faſſung der Nr. 2 gerichtet feien, . 
dem man befonders die Stellung des Pfarramtes nicht darin gewahrt 
finde, weshalb er eine andere Yaflung des Antrages des Superinten- 
denten König vorſchlaͤgt und einen dahinzielenden Antrag übergiebt. 
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Gegen die Ausführung bes Gonftftortals Directors Noͤldechen, 
dag Ar. 2 noch nicht gehörig aufgeklärt fei, bemerkt Praͤſident, dieſe 
Nummer habe ed nur mit einer Ausführungsmodalität zu thun und 
fönne daher, nachdem mit Nr. 4 das Princip feftgeftellt fei, füglid 
wegfallen, womit Eonfiftorial= Director Noͤldechen fich jedoch nidt 
einverftanden erflärt. 

Ober-Präfident v. Witleben bemerkt zur Geſchaͤftsordnung, es 
fei feine principielle Verſchiedenheit in der Discuffion hervorgetreten, 
die vorgelegten Paragraphen feien jedoch nicht in eine gehörige Frages 
form gebracht und dies fei der Grund, warum die Debatte zu feinem 
Ziele komme. | 

Nachdem General» Superintendent Dr. Hahn noch bemerft hatke, 
daß 8. 2 zu feinem Bedenken Veranlaſſung gebe, fchließt Präfivent 
die Situng um 3 Uhr und beflimmt, daß die näcdhfte Sikung am 
Sreitag, den 14ten d.M. Morgens um 9 Uhr beginnen folle. 


V. g. u. 


v. Uechtritz. Noeldechen. König. Stiller. Thielen. 


Siebente Sitzung. 


— — — — 


Berlin, den 14. November 1856. 


Die Eröffnung der heutigen Sitzung, Vormittags 9 Uhr, wurde Durch 
en Gebet des Herrn General= Superintennenten Cranz eingeleitet. 
Das Protokoll der fechflen Sigung wurde verlefen, und nach Erlebi- 
gung nicht erheblicher Bunfte, wobei General-Superintendent Dr. Sar⸗ 
torius eine genauere Faflung feiner in der fechften Situng gefprochenen 
Borte zu dem Protofoll genannter Sitzung übergab *), von der Vers 
ſanmlung genehmigt. 

Der Herr Vorſitzende Fündigte den Eintritt des Dr. Wichern, 
dagegen das Fehlen des Generals Superintendenten Dr. Büchfel wegen 
amtlicher Gefchäfte und des General» Superintendenten Schmidtborn 
wegen Unwohlſeins an, eben fo, daß Ober» Bräfident v. Schleinig 
aus amtlichen Gründen abgereift, und ed ungewiß fei, ob derſelbe in 
die Conferenz zuruͤckkehren werde, Ober» Bräfident Flottwell von 
der fiebenten und achten Sigung amtlich zurüdgehalten, auch Geheimerath 
d. Neding auf einige Zeit an der Gegenwart verhindert fel. 

Zur Geſchaͤftsordnung beftimmt der Vorfigende, daß während ber 
affton Anträge zur Geſchaͤftsordnung fchriftlich zu formuliren feien, 
damit entfchieden werden koͤnne, ob diefelben ohne Nachteil für bie 
Behandlung bis an den Schluß der Discuffion verfehoben werben 
fönnten, dergleichen Anträge aber natürlich der Unterflügung nicht ber 
dürften. Aeußerungen des Präfiventen Uhden und des Vice⸗-Praͤſi⸗ 
denten Naumann gegenüber, hält der Vorfigenve dieſe Beftimmung 
a8 ausführbar aufrecht, bemerkt jedoch auf eine frage des Geheimerath 
dluhme, daß Aeußerungen zur Frageſtellung von diefer Beflimmung 
tiht getroffen würden, und erflärt noch, daß ihm die Leitung der 
khtm Sigung ſchwer geweſen, weil bei ber Kürze der Zeit ihm ein 
vollkommenes Vertrautmachen mit dem Stoffe nicht zu ermöglichen ges 
weſen wäre, daß daher über die in der nächften Sigung zur Sprache 
lommende liturgiſche Frage fürs Erſte nur die Vorträge des Referenten - 
ind der Gorreferenten gehalten, und bie mündlichen Aeußerungen der 
Verfaffer gehört, die daraus herzuleitenden Fragen aber von dem Bor- 





) Diefe GrHlärung iſt unter den Anlagen des Protokolls nicht vorgefunden worden. 
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figenden erft in der darauf folgenden Sigung geftellt werden follten. — 
Die Trage des Confiftorials Direktor Nöldechen, ob auch die auf 
die liturgifchen Berürfniffe bezüglichen fchriftlichen Anträge morgen eins 
gebracht werden follten, bejahte der Vorſitzende. 

Derfelbe Hatte die der Verfammlung gedrudt vorliegenden 12 Saͤtze 
des Referenten und der Correferenten über Diakonie und Diafonat in 
‚vier ragen zufammengefaßt, unter der Annahme, daß der von General: 
Superintendent Dr. Hoffmann geftellte Antrag befonders zur Ber 
handlung kommen follte, fordert aber Referenten und Correferenten 
auf, einzelne ihrer Anträge, welche, etwa in jenen vier Bragen nidt 
eingefchloffen lägen, noch beſonders hervorzuheben, und verlieft diefe 
Fragen in folgender Faſſung: | 

1. Sollen die Diafonen ein Theil des Gemeindevorftandes fein? 

2. Soll eine feierliche Einfegnung der Diafonen und der übrigen 
Mitglieder des Vorſtandes als eine löbliche Ordnung empfohlen 
werben? j 

3. Sol es dem Kirchenregiment empfohlen werden, ba, wo die 
Kräfte dazu vorhanden find, die Einführung des Diakonats all⸗ 
gemein anzuftreben? 

4. Soll unter dem Namen „Archiviafonat” ein Mittelpunft und 
eine höhere Leitung für die Diakonie in den verfchiedenen Theilen 
der Kirche begründet werben? 


Bor dem Berlefen der beiden lebten Fragen ftellte Der Vorſitzende 


ausdrüdlich folgende beiden Saͤtze als Vorausſetzungen auf: 
a) durch den Gemeinde» Diafonat wird die Thätigfeit der perſoͤn⸗ 


lichen und affociirten Diakonie nicht ausgefchloffen; eine einheit⸗ 


liche Wirkfamfeit ift jevoch nach Möglichkeit anzuftreben; 

- b) wo fchon Einrichtungen, welche die Zwecke des Diakonats ver- 
folgen, beftehen, fol nur auf dem Grunde dieſer Einrichtungen 
die weitere Entwidelung angeftrebt werben. 


Der Vorſitzende weift nach, wie die bezeichneten 12 Anträge in 
diefen vier Fragen enthalten fein dürften, und verlieft dann folgenden 
Antrag des Eonfiftorial» Direktor Nöldechen: \ 

„an das hohe KHirchenregiment die Bitte zu richten, dahin ju 
„wirkten: daß die in den Gemeinden für die Armen und Kranken 
„der Gemeinde bei Gottesdienften oder bei Gelegenheit geiſtlichet 
„Amtshandlungen gefammelten Liebesgaben fernerhin nicht mebt 
„an die bürgerlichen Armenvermwaltungen abzugeben find, did: 


„mehr an die geordnete kirchliche Armen: und Krankenpflege det 


„Bemeinde, zur gehörigen Verwendung umter Aufficht der geil. 
„lichen Dberen, abgegeben werden dürfen.“ 

Es wurde dabei bemerft, es würbe nur ein Zeugniß ber Bew 
fammlung beabfichtigt zur Unterflügung des Kirchenregiments in feinem 
darauf gerichteten Streben, eine Abflimmung daher nicht nöthig fein. | 

Nachdem Referent, Prüfes Wiesmann erklärt hatte, Die voR 
ihm in fieben Fragen zufammengefaßten zwölf Anträge faͤnden ſich in 
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ben vier verlefenen Fragen wieder, und ber Vorfibende einen vom 
Gonfiktoriaf- Präfidenten v. Mittelftädt eingebrachten Antrag au Stage 
3 verwiefen hatte, wurde bie Discuſſion über die erfte Frage: 
„Sollen die Diafonen ein Theil des Gemeindevorftan, 
des fein?” 
eröffnet, und es erhielt Dr. Wichern, weil er der vorangegangenen 
Berhandlung über Diakonie und Diafonat in ver fechften Sitzung 
nicht hatte beitvohnen können, dad Wort zur ausführlicheren Aeußerung, 
wobei zu feiner Information der meiter unten zur Sprache kommende 
Antrag des General» Superintendenten Dr. Hoffmann verlefen wurde, 
Aner giebt in Kurzem den Inhalt feined Gutachtens, bei welchem 
et ſih vergegenmwärtigt habe, es handele ſich dabei um eine ber wich⸗ 
toflen Fragen der Gegenwart, fpecieller der evangeliichen Kirche, und 
u habe fich dabei von Crfahrungen aus dem engften und weitelten 
Stile, von der .ganzen Kirchengefchichte, obenan durch die heilige 
Ehrift, leiten laſſen, und hebt wieberhoft ausdrücklich hervor, daß 
fine ganze geltend gemachte Auffaffung des Diakonats vorausſetze und 
geltend mache, daß die dsaxovia zoü Aöoyov das Erfte und Leitende 
kin und bleiben müfle. Ex entwidelt folgende Hauptgedanken: Eine 
beſondere Schwierigkeit liegt in der Beantwortung des Frage, ob der 
Diefonat ein Ordo fei, und Diafonen die Ordination erhalten müfjen? 
Fthova offenbart fih in feinem Thun für Israel als der Diakonus 
ſeines Volks, ‚verficht den vollen Diafonat, bis fein Sohn erfcheint, 
helher der Aoyos, zugleich aber That iſt. Es iſt Die Ordnung Gottes 
fir fein Volk als feine Familie Eorge zu tragen; und in Ehrifto 
legt diefe deaxorse, fowohl als zov Aoyov, als aud) av zounsLwr, 
chſolut vor; wiederum erjcheint in den Apoſteln diefe dacxovice abjolut 
vabunden. Bei weiterer Entwidelung der Gemeinde des. Heren mufite 
N das erſt Verbundene theilen, die dıaxovi« zov Aoyov und die 
Immvia av roanelov ſich fcheiden. Aber die Diakonie ift Ordnung 
tb Heren, als folche von der Kirche anzuerkennen, darum ein Ordo. 
Cie findet ihre naͤchſte Erſcheinung da, wo die ewige Gottedfamilie 
NH am nächften realifirt, in der Familie; die Gemeinde aber fegnet 
hausvater und Hausmutter, und giebt ihr.den vom Herrn empfangenen 
deſehl, ja jeder durch die Taufe in die Gottesfamilie Verfegte iſt 
iur Diafonie geweiht, — das ift die freie Diafonie. Es ift Gottes 
Ordnung, daß, wo die &xxAnate fich fammelt, und jede Familie darin 
te daxorte in fich trägt, wovon auch die apoftolifchen Briefe reden, 
Ales Diakonie if. — Wo die Familie aufgelöſt ift, da muß bie 
Önttesfamitie, die Gemeinde, eintreten, und zeigen, daß fie fich ver 
Dalonie als vom Heren geboten, als einer göttlichen Ordnung bewußt 
iſ. Zu deren Ausführung bedarf fie der Diafonen, und dieſe müffen 
ta orbiniet werden, im apoftolifchen Sinne, d. h. das xapıaua dazu 
Ruß in den dazu zu Ordinirenden belebt, dieſe muͤſſen vom Geifte des 
hermn angefaßt und eingeführt werden, in ber Gemeinde den Willen 
13 


194 Siebente Gikung. 


Gottes zu vollführen. Rur folche Ordination meint und will Redner. 
Die Apoftel betrachteten. fich felbR als die Diafomen des Herm, um 
die Anfänge des allgemeinen Diafonats in der ‚weiteren Entwidelung 
der. Gemeinde liegen in den Apofteln felbft begründet. Der ganı 
Diafonat aber trat nach dem Bebürfniß hervor, und gerieth in den 
fpäteren Zeiten kirchlicher Verwilderung in Unorbnung; der Rüdblid 
auf die reiche Fülle desſelben in den eriten ſechs Sahrhunderten be 
antwortet viele Fragen der Gegenwart. Die Reformation überjah den 
Diakonat nicht; denn bie alten Kirchenorbnungen des evangeliſchen 
Kirche zeigen Klar, daß fie an eine Ordnung für Armenpflege dachte. 
Luthers eigene ‚Worte veranlaßten Verſuche des Diafonats in ver 
fohiedenen Gemeinden; die lutheriſchen Kirchenordnungen von Bit 
tingen und Kalenberg fordern Ordination der Diafonen und auf 
Löcher und feine Freunde (in den „Unfchuldigen Nachrichten”) zeugen 
dafür, erörtern die Diakonie als Hauptfrage und die Oxbination ber 
Diafonen als Haupterfordernig. Der Gang der. Diafonie in de 
evangelifchen. Kieche bedarf der genaueren Erforſchung, hat nie fein 
Ziel erreicht, wie fchon Bugenhagen klagt, und ebenfo die Etral⸗ 
funder Kirchenordnung, daß man die. Leute dazu nicht finde. Daher 
ift in der evangelifchen Kirche unfäglidde Noth entflanden, Mahnung 
der Geiftlichen und Behörden’ umfonft:.geivefen, und es mußte, wie in 
England, zur Armenfteuer geswungen werden. Die Obrigkeit mußte 
polizeilich einfchreiten, und fo ift die. Armenpflege: in die Hand de 
bürgerlichen Gemeinde und Obrigfeit gefommen, und: eine Megulirung 
des Armenweſens ohne alle Beiheiligung der Kirche erfolgt. Das 
Refultat iſt ein trauriged, wie England zeigte Armenbaſtillen werden 
errichtet, Schaaren von Beamten für Alrmenverforgung, an mande 
Orten nur duch ‚Zwang zu befchaffen, werben nöthig, das Elend 
wählt, — und wir find auf demfelben Wege! — If die duuxorie 
av voaneiov Sache der Kirche, fo muB fie das Werk ganz thun, 
aber das können die Gelftlichen nicht neben ihrer dunxosse zov Aoyov 
übernehmen, daher ift in der Kirche von jener Diakonie die leptere Mi 
fondern, und bie, welchen ſolch heiliges Amt aufgetragen werben foll, 
müfjen ber Gemeinde bekannt gemacht und vorgeftellt werben, mit dem 
Zeugniß, daß die Kirche dieſen Dienft ihren armen Gliedern im Namen 
des Herm fchuldet. Es ift jedoch zu unterfcheiden, was der bürger 
lichen Diafonie zufommt, und was der freien, welche in vie red 
Zucht ‚gebracht werden muß. — Die Ausführung ift nach den Locab 
verhältnifien eine verſchiedene. Man macht Experimente, ganze Stäble 
haben fich ſchon für voͤllig rathloß erklärt. Daher muß. fich die Kirche 
ermannen, in den alten, vom Herrn empfangenen Dienft neu eintreten, 
einen. Diafonat einrichten ind mit Ordination bezeichnen, dieſen Ihren 
Beruf aber ſich nach und nach organifch gliebern laffen; ber Segeh 
davon iſt nicht zu ermefien. 

Dr. Krummacher: Es Handelt fich nicht um freie Helfer, for 
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dern um ben Diafonat, welcher neben dem Presbyterqunt ſtehen muß, 
und dem Gemeinde » Organismus nothwendig einzufügen iſt. Die 
Zräger desſelben find bewährte Glieder der Gemeinde, welche ihren 
dien in freier Liebe leiften; beſoldete Diafpnen, von außen herge- 
bracht, vernichten die Wirfung des ganzen Diafonatd. Die Diafonen 
müſſen Mitglieder des Gemeindeficchenrath fein, unter der Leitung 
des Pfarrers fliehen, welcher aud der Gemeinde noch Helfer zu den 
Dinfonen fucht. Einen Ordo bildet der Diafonat nicht, daher Feine 
Ordination der Diafonen, fondern nur Einfegnung vor der Gemeinde. 


Dr. Sander warnt bei aller "Anerkennung ded Vortrags von 
Dr. Wihern vor dem Berfteigen ins Ideale, dem die Wirklichkeit 
nicht entfprichtz; für das Verlangte müßten erft apoftolifche Gemeinden 
gebildet werben. Der Diafonat ift in den kirchlichen Organismus 
Anufügen, und die Frage nach den Helfern der Diafonen auszufcheiden. 
Orftination ift nur möglich bei befoldetem, lebenslänglichem Diafonat. 

Eonfiftorials Director Nöldehen wuͤnſcht gliedliche Einxeihung 
des Diafonats in den Gemeindevorftand, aber Einfehiebung der Worte: 
„in der Regel” in die Frage. Ohne den Geift der Liebe bleibt Alles 
kere Form; felbft bei vorhandenem Material ift noch nicht Alles für 
die amtliche Form zurechtgelegt, man trage daher den befonderen Vers 
hälmiffen Rechnung, und mache jenen Zufaß. | 

Der Borfigende erklärt fich perfönlich für diefen Zufag, meint 
über, Frage 3 beftimme die erfte Frage in dieſem Sinne. 

General» Superintendent Dr. Sartariug weiſt auf Pie fpäter 
h behandelnde ‚Orbindtiondfrage hin und behält fih bie dahin das 
ort vor. 
Superintendent Schulg: Die kirchliche Diakonie hat die buͤrger⸗ 
Ihe mit ihrem Leben zu erfüllen, wozu ſchon bedeutende Schritte ge- 
Ihefen find. Der Geiftliche fol den ihm offen ſtehenden Anſchluß an 
dk Armen» Commiffionen nicht verfäumen, und ihn dazu nügen, Daß 
N die bürgerliche Armenpflege der kirchlichen anfchließt, — 

Präſident weift auf die in Rede ftehende Frage hin. 
‚. Superintendent Ball If} gegen den Zuſatz „in Der Regel," weil 
tiefer zu Frage 3 gehöre, und ſchlaͤgt Die Frage wor; If der Dia⸗ 
Imat ein Theil des Gemeindevorflandes? Ä | 

Confiftsrialratt Hammerfchmidt will bie Frage beiahen, weil 
der Diafongt nur fo mit dem Pfaxramte in vechter Verbindung bleiben 
Inne, bie leibliche Pflege müffe doch wit der geiftlichen verbunden 
kin; in der Verbindung mit Dem Gemeindevorſtande fei geiſtliche Lei⸗ 
Ri waͤre ber Diakonat ein eigener Ordo, ſo wäre Dad weniger 

glich. 


General» Superintenbent Dr. Hoffmann Halt die Frage nicht 

für deuiljich genug; follte das Geſchaͤft der Diakonie von dem Ge⸗ 

meindevorſtande mit uͤbernommen werden, fo wäre fie nicht unbedingt 
13 * 
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Gottes zu vollfuͤhren * 7 Geffern, die aus der Or 
Die Apoſtel bet we / | 
die Anfänge ? * * fer der Diafonen muß de 
ber. Gemeint PR, * 5 —* — ß nd 
Diakonate 4 Ft, per Diafonat zov zgantlov in m 
fpäteren ? I LU ' et | 
: A kau IR organifch mit dem Presbyterium 





auf .bie 2 Zu un y D' ' u. - Bet 
yon de * —*— — —* mit Mitglieder desfelben; Rimmt 
Dialo PS air 9 ne: Dieſe 
Kir zur 0 u pr, BIuDME: r Zuſatz ift von untergeorbneie 
Sur a ih mefentlih, ob die Geſchaͤfte der Diafonie tem 
ad " gehören. Cine Gemeinde ohne den Gemeinde⸗ 


und? 2 npe 343, f Re 
If —— nicht der Diakonie nicht aufhalten. Sind di 
ve ‚had 5 piafonatO Glieder des Gemeindelirchenraths, fo haben fe 
Grägel Male Amt ber Liebeöpflege und auch Stimmrecht in anderen 
pud gg aber die Kirchenzucht zu den Attributen ded Gemeinde 
Dinge ug gehört, fo müffen auch bie Diafonen dem Gemeindelirchen 
— * gehören, benn ohne Diafonen ift Feine Kirchenzucht möglid. 
rat Gonfihorial« Beäfibent Graf Voß, welcher für den Zuſah zin 
vr regel‘ if, will Auskunft, ob die Frage nad) Einführung der Div. 
Dem äter folge, was ber Borfigende bejaht. | . 
r. Shmieder: In der alten Kirche waren Presbyter und 
Dialonen ſcharf geſchieden; jene waren eine Autorität, dieſe dienten, 
en feine Autorität in der Kirche, und ſolche Scheidung iſt fell 
alten, eine Bermifchung beider Aemter zu vermeiden und ven Die 
fonen Theilnahme an der regierenden Thätigfeit des Kirchenvorſtande 
nit zu geftatten; fie haben unter Leitung des Paftors das Angemeſſene 
zi x 
- Der Borfigende verweift auf die früheren Verhandlungen übe 
bie „Geme nbeorhnung bei weichen Redner noch we kugegen war; 
aehör a afonen zum Gemeindevorftande, fo flände ihnen auf 
Die Discuffion wird gefchlofien. 
Ä Präfident fehlägt vor, fi zur Vermeidung von Mißverfſtaͤnd⸗ 
niſſen dahin zu vereinigen, daß die beiden als Vorausſetzung zur dritten 
Frage ausgeſprochenen Saͤtze fuͤr alle Fragen Geltung haͤtten. 
Sur Brogeftehlung äußern fih folgende Gonferenz » Mitglieder: 
F r. Krummacher ſchlaͤgt die Frage vor: Soll da, wo bie 
emeinde nad) der revidirten &emeindeorbnumg organifirt wird, DT 
Diafonat in den Gemeinderath aufgenommen iverden? - 
a a DH; 
—* * a emein eorftande in eine ot 
onſiſtorialrath Liedke erinnert an 8. 12, 9 ber. Grundzüge. 
Superintendent Ball an die Faffung In der Denlſchrift 5.12. 
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Conſiſtorial⸗Director Röldechen und Vice» Präfident Dr. Gäge 
geben ihre Vorfchläge auf und einigen fich in. ver Faffung des Ge⸗ 
mals Superintendenten Dr. Hoffmann. . Ä 

Der Borfigende erflärt die beiden als Vorausſetzung zu Frage 3 
augefprochenen Säge als auch. für die anderen Kragen geltend, und 
Melt darauf die Frage: 

‚Soll ver GemeindesDiafonat mit dem Gemeindevor- 
Rande in eine organifche Verbindung treten? 
welche einftimmig bejaht wird. Damit waren die befonderen Anträge 
von Eonfiftorial = Director 9. Röder, Geheimrath Dr. Abegg, Baftor 
Kunge und Superintendent König erledigt, was im Protofolle vers 
watt werden follte. | 0. Ä 

88 wurde die zweite Frage: „Soll eine feierliche Einſeg⸗ 
nung der Diafonen (nad Streichung der Worte: „und ber 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes“) als eine Löbliche- 
Otdnung empfohlen werden?" — zur Discuffion geftellt. 

Auf eine Frage des General» Superintendenten Dr. Sartorius 
aflärt der Vorfigende, die Ordinationsfrage ſolle damit nicht präjus- 
tr werden, und General» Superintendent Dr. Hoffmann, daß 
au er in feinem Antrage nur Einfegnung meine. . 

Dr. Sartorius: Alle Aemter und deren Attribute. waren nach 
Dr. Vichern in der Diakonie Chrifti vereinigt; hat diefer nun die 
ganze Vollmacht auf die Apoftel übertragen, wie ‚in feinen Worten 
gt: „Wie mich der Water fendet, fo fende ich euch!” fo waren auch 
in Ipoftolate urfprünglich alle Aemter vereinigt; mit vollem Rechte 
kt nun da die enangelifche Kirche auf Ordination, wo es fih um 
Yo Holle Amt Too Aoyov handelt, und fie ertheilt daher nur dem 
Nurer die Ordination. Da die Apoftel. nicht der Herr, fondern nur 
ihwhe Menfchen waren, fo wurden nur helfende Diafonen und ans 
dar Nemter noͤthig, aber in biefen allein liegt nicht das Heil, das 
fnet fih im vollen Sinne nur im Amte des Worts, Abzweigungen 
ührt nicht Ordination, fondern nur Segnung; der Diafonat ift fein 
Meiter ſelbſtftaͤndiger Ordo! | 

‚Der Borfigende erflärt die Ordinationsfrage Doch als hierher 
Mörig, wie die Discuffton zeige. | 
‚ . General» Superintendent Saspis: Es handelt fih um ein Neues 
N der Kirche. Die Ordination gebührt den Dienern des Wortd und 
"langt das dreifache: solennis declaratio vocationis, die Ueberant- 
Mrtung des Amts an Wort und Sarrament mit Abfolution, und 
nd 2 Tim. 1 und 1 Tim. 4 die inanguratio. Nach der Schrift ift 
te Ordination eine Firchliche Gebetöhandlung, worin zwar nicht. Durch 
handauflegung die Amtögnabe vermittelt, diefe aber während derſelben 
Martet werben kann. Sie hat einen Anflug von etwas Sacramens 
lm. Aus Act. 6 kann eine Ordination für Diafonen wohl her- 
gleitet werden, aber Nenner kann ſich nicht überzeugt halten, daß bey 
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Diakonat ein vom Herm für alle Zeiten geordnetes Amt ſei; Act. 6 
erfcheine die Gemeinde ald dad handelnde Subject, wie folfe aber durch 
fie die Ordination ausgeführt werden? Auch fehle bei Ordination der 
Diakonen titulus mensae. Huch Segnung durch Handauflegung nad 
Dr. Hoffmann’ Borfchlag habe einen Anflug von Ordination, und 
das müffe zu einer Zeit doch vermieden werden, wo fich das geiftlice 
Amt aus großer Mißachtung mühlam emporzuarbeiten habe. Ein 
fegnung der Confitmanden, der Chegatten fei etwas Anderes; bie 
Sache fei dem Kirchenregiment zu näherer Erwägung zu empfehlen. 

Superintendent König fchließt fi dem Vorredner an, Die 
älteren Kirchenordnungen wiffen wohl von felerlicher Einführung, aber 
nicht von feierlicher Einfegnung. Sollten die Diafonen eingefegne 
werden, fo müßte ed auch mit ben anderen Mitgliedern des &emeinde 
firchenrati8 gefchehen. Melanchthon war zweifelhaft, 06 er die Ordi⸗ 
nation als Sarrament Betrachten follte. Redner ſchlaͤgt vor: feierlide 
Einführung. 

Brüfident weit auf die Faſſung der Brage Hin, welche bie 
Bedenken ſchon hebe. 

Dr. Bluhme will die DOrbinationsfrage noch verſchoben willen, 
worauf der Vorfigende erflärt, Hier folle Mar werden, was man unter 
Ordination verftehe, und dann eine befondere darauf bezügliche Frage 
folgen. 

i Dr. Sander: Diafonen, wie fie zu ber Apoftel Zeit waren, 
würben geweiht werden, wie von den Apofteln; fo Hütten wir fie aber 
nicht. Redner iſt gegen Alles, was an Ordination erinnert; alſo auf 
gegen Hantauflegung. | | 

Conſiſtorialrath Dr. Lehnerdt: Die Kirche Würternbergs hat gar 
feine Ordination, aber doch Geiftliche, nur Inveſtitur derfelben. Wenn 
ein Orbinitter das Amt nieverlegt, fo iſt das mißlich, falls die Ordi⸗ 
natton einen 'character indelebilis verleihe; ſie ift aber ur eonfir- 
matio, durch Hanbauflegung vollzogen, alfo Beftätigung, das iſt der 
evangelifche Begriff der Ordination; fie fihließt nach den Schmallals 
bifchen Artifein die approbatio und confirmatie in fh. Die Hand- 
auflegung, an heutigen Diafonen vollgogen, ift nicht fo bedenklich. OP 
im Apoftolat felbft der Diafonat neben dem Paſtorat als vellgüftiges 
Amt ſich herausftellt, das ift die Hauptfragez ift dad der Fall, dann 
findet wirklich eine Ordination mit Hanbauflegung ihre rechte Stelle. 

General» Superintendent Dr. Hahn: Wir wollen den Diafonat 
im apoftolifchen Sinne Berflellen, dann doch wehl die Diakonen auch 
in apoſtoliſchem Sinne und apoſtoliſcher Weiſe beftellen. Für all 
Weihungen in der alten apoftolifchen Kirche gab es nur eine Kom, 
pie durch Handauflegung unter Gebet, und auch in ber erneucxien 
apoftotifchen Kirche werden Kinder und Ehegatteri mit Handauflegung 
geweiht; erft im dritten Jahrhundert, als ein beflimmter Ordo, derer 
nämlich, welchen die Verkündigung bes Worte und die Sacraments⸗ 
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verwaltung anvertraut wurbe, ein Ordo zar dKoxnv genamnt wurbe, 
kam deſſen Weihe unter dem Namen Ordination zar' &boyyv auf, eben 
nur für diefen Ordo. Alle Mebrigen wurden nicht orbinirt, wohl aber 
ängefegnet, erhielten die benedictio, aber feine ordinatio. Jene wird 
bei Herſtellung einer apoftolifchen Inſtitution nothwendig fein, alfo 
benedietio unter Handauflegung mit Gebet, und nicht ordinatio. 

Gonfiftorialrath Liedke. Der Unterſchied zwifchen deaxoxie 00. 
horov und zay zoanskov iſt feſtzuhalten. Der Here unterfcheidet 
wiſchen Seele und Leib, jene iſt höher, als diefer, daher auch. jene 
daxovle höher, als dieſe. Die Kirche hat das wohl ſtets gefühlt, 
daher zwiſchen Ordination der Geiftliden und ver Diakonen unters 
hin, wie denn bie römifche Kirche verfchiedene Weihen ertheilt; 
daher benedictio der Diafonen vor der Gemeinde, aber unterfchieden 
vonder Ordination. 

Dr. Wichern: Wir verlafien mit ſolcher Unterſcheidung den 
changeliſchen Begriff, milden etwas Magiſches ein. Die Vorredner 
haben einen Unterſchied vorausgefegt, aber nicht bewiefen. Redner bes 
jest fh auf Dr. Lehnerdt's Worte, geht davon aus, daß der Dias 
Ionat Abzweigung vom Apoftolat fei, einzelne der entgegenſtehenden 
Auffaffungen der Ordination fehe er als Nefte der römischen Lehre 
an, und wolle Auffaffungen, die er als fchriftwidrig überhaupt bes 
freite, auch nicht für den Diafonat befürwortet haben; auf den Namen 
lomme es ihm nicht an, er würde genug haben mit Einfegnung, wenn 
man darumter Darftellung vor der Gemeinde und dem Herrn mit Gebet 
und Handauflegung verflände, und kann nicht zugeben, daß die lu⸗ 
herifche Kirche nichts von Ordination der Diafonen wiffe, wobei er 
ſih nochmals auf die Kirchenordnungen von Göttingen und Kalenberg 
De auf Löfcher beruft. Zür VBerftändigung hebt er aber hervor, daß 
tn feinem Gutachten Drdination nur ſolchen Trägern des Dias 
Imts ertheift wiffen wolle, welche die Diafonie als ihren eigentlichen 
Lauf betrachten, -derfelben ihr ganzes Leben widmen. Redner Außert, 
8 ſchienen ihm im Allgemeinen die Verhandlungen für diefe Eonferenz 
uicht ausreichend vorbereitet, um die Frage über die Diakonie und den 
Dinfonat zu einem Austrage zu bringen. 

Der Borfigende erklärt fi den Sinn ber Frage nach eigener 
Auffaſſung und will zuerſt fragen: Soll der firchliche Diafonat einen 
Orte bilden? und dann die zur Discuflion gebrachte Frage 2 ftellen. 
‚ General» Superintendent Jaspis: Wie auch die Abflimmung 
Uber biefe Frage 2 ausfallen mag, fo if Doch zu. Sitten, daß ber 
Evang. Ober⸗Kirchenrath in der Sache ohne Einholung. anderer Vota 
nicht verfäge. Redner ift nicht im Stande, mit Dr. Lehnert Die 
Ordination nur für eine eonfirmatio zu halten,’ und beruft fi dafür 
auf dag Neue Teftament; die evangelifche Kirche Habe den locus er- 
Ginationig noch: nicht erfchöpft, letztere fei aber vor zwei Jahren in 

utemberg eingeführt worden, 
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Der Vorſitzende erinnert an feine Stellung, wonach er hie 
nicht als Präfident des Erang. Ober s Kirchenratäs, ſondern ald Präfee 
der Conferenz wirfiam fei, und fohließt die Discuffion. 

Referent, Bräfes Wiesmann, giebt ein Refume, der. Diafonat 
fei a) ein perfönliched Amt, wurzele als ſolches vorzüglich im Pfarramt, 
b) mwurzele in der Gefammtfirche und müffe von diefer geübt werden, 
c) wurzete in der Gemeinde und müffe in diefer- zum Ausdruck kommen, 
Für a) fomme die Ordinationdfrage nicht in Betracht; bei b) von 
Dr. Wichern vertreten, erjcheine der Diafonat ats ein beſonderer 
Ordo und dafür eine gewifie feierliche Ordination nöthig; den Geſichts⸗ 
punft c) eigne fich die Berfammlung an, darin fei bei ven Männern, 
durch welche die Gemeinde ihre Pflicht der Diakonie zum Ausorud 
bringe, zu unterfcheiden zwifchen folchen, welche aus der Gemeinde 
ſelbſt ihre Thätigfeit erwiefen, und folchen, welche, beſonders dazu ges 
bildet, Diafonen auf Xebengzeit wären, jene bilden feinen Ordo, wohl 
aber die leßteren. — Weihe erhält Jeder, welcher. fich in der Gemeinde 
dem Dienfte weiht, und folche Weihe kann feine verjchiedene fein; ob 
fie für furge Zeit, oder auf Lebenszeit wirken, tiefer innerlich, ode 
mehr Außerlich, aber aM’ ihre Thätigkeit wurzelt im Diafonat. Alſo: 
der Diafonat bildet feinen Ordo, aber die Träger desfelben aus ber 
Gemeinde, oder fonft dazu gebildet, werben feierlich eingefegnei oder 
eingeführt. 

Zur Frageſtellung kamen folgende Aeußerungen: 

Geheimerath Dr. Abegg erklaͤrt die Verſammlung nicht fuͤr com⸗ 
petent zu der Vorfrage: Soll der kirchliche Diafonat einen Ordo bilden? 
und er erinnert dabei auch an bie Stellung zur evangelifchen Kirche 
außerhalb Preußens, 

Ober» Bräfivdent Eichmann: Die Frage, ob Ordod iſt eine für 
Theologen fehwere, noch nicht von biefen erörtert, wie follen Laien fie 
beantworten?! 

Eonfiftorial- Direktor Nöldechen weift auf bie Verhalmiſe hin 
und will die Frage nicht vorgelegt wiſſen. 

Praäſident hat eine Faſſung der Frage gewollt, ohne damit den 
Abſchluß der Sache zu präjubiciren; da die Frage hervorgetreten ſei, 
fo müffe doch von der Berfammlung etwas barüber erklaͤrt werben. 

Dr. Wichern fragt, ob nicht in die Frage mitaufzunehmen fei, 
daß die Einfegnung nur denjenigen Diafonen ertheilt werden folk, 
welche fich dieſem Berufe ganz widmen? 

General» Superintendent Dr. Hoffmann widerräth bie Abftims 
mung über die Frage, ob Ordo? ſie greife tief in ſeinen Antrag ein, 
welcher Darin theilweiſe eingefchloffen liege, theilweiſe wieder nicht, und 
trägt darauf an, von einer Einfegnung mit Handauflegung zu ſprechen; 
den eigentlichen Diafonen gebühre die Einfegnung. - 

Praͤſident will Kormulirung der Brage, damit ſich päter zeige, 
was vom Antrage noch übrig bleibe. 
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‚Superintendent König geht auf bie frühere Frageftellung zurüd: 
Soll eine feierliche Einführung folcher Diafonen unter allen Umſtänden 
fattfinden ? 

Präfivent Dr. Götze: Die Autorität der gutachtlichen Befchlüffe 
ver Gonferenz werde gefchwächt, wenn wir ein Gebiet betreten, wohln 
fie nicht ganz gehört; es iſt ein verſchiedener Begriff von Orbination 
aufgeftellt worden, und ein nur formaled Refultat mit verfchledenem 
Einne der Einzelnen herausgefommen; die Sache ift hier nicht zu 
entſcheiden. 

Unter Beziehung auf ſeine ſchon einmal ausgeſprochene Bemerkung 
conſtalirt der Vorſitzende zum Protokoll: „Die Frage, ob der kirch⸗ 
ie Diakonat ein beſonderer Ordo ſei, iſt in Verbindung mit der Frage 
über dad Mefen der Ordination lebhaft erörtert worden; es hat fich 
un herauögefteilt, daß ſich die Berſammlung nicht berufen findet, 
über die Einrichtung eines neuen Ordo, wie über die Orbination der 
Dinfonen, irgend eine Entfcheivufig abzugeben.“ 

Darauf wird der Antrag des General-Superintendenten Dr. Hoff⸗ 
nam jur weiteren Discuffion geflellt. Der Antrag lautet vollftändig 
iſo: J. „Es iſt zwiſchen den eigentlichen lebenslänglichen Diakonen und 

„den Helfern zu unterſcheiden; die Erſteren werden mit Hand» 

„auflegung eingefegnet, die Zegteren nur kirchlich eingeführt. 

2. „Der Diakon iſt entweder ein Theologe und fann zu einem Pfarr: 
„amt (Presbyterat) vorrüden, oder ein hinreichend geiftlich gebil- 
„deter Nichttheologe, und kann zwar geweiht werden, aber nicht 
„zum Predigtamte fortrüden, wohl aber Kirchengemeinderath 
„nichtordinirter Presbyter) werden oder fein. 

d. „Die Diafonen werden auf Borfchlag des Pfarrers mit dem 
„Kirchengemeinderatb vom Superintendenten ernannt und ein: 
„gefegnet. Die Helfer werden vom Pfarrer und dem Kirchen: 
„pemeinberath beftelt und eingeführt. Das Amt der Legteren 
„iſt zeitweilig. 

4. „Wo in.einer Gemeinde Feine Männer, die zum eigentliden Dia⸗ 
„tonat befähigt find, ſich finden laffen, da find bloße Helfer zu 
„beſtellen.“ 

Synodal⸗Praͤſes Wiesmann: Das Wort Helfer iſt nicht klar 

genug; es faßt Vieles in fich. 

Generals Superintendent Dr. Hoffmann erwidert, die Ber 
ſanmlung wiſſe es, was General» Superintendent Dr. Hahn verneint. 
„Praſident: Diefe Erörterung kann hier nicht beiläufig ent- 
ſhieden werben. 

‚  Synodal- PBräfes Dr. Albert erwähnt, die rheiniſch⸗ weftphälifche 

Kirhenoronung habe dad Wort „einführen“. 

General» Superintendent Dr. Hoffmann wird auf die Frage, 
b mit der Einführung die Handauflegung ausgefchloffen fein folle, 
durch die Antwort des Borfigenvden berufigt, das fei nicht der Fall, 
bei den verichiedenen Kategorien muͤſſe eine nähere Modificatign eintreten, 
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Viee⸗Praͤſident Dr. Göhe findet Die Faſſung von Superintendent 
König mehr negativ, um über die Schwierigfeiten ber Brnge, od 
Ordination, oder nicht? hinwegzufommen. 

Superintendent König will die von dem Vorfitzenden geftellte 
Frage vor der feinigen: 

„Soll eine feierliche Sn führung folder Diafonen unter 
allen Umftänden ſtattfinden?“ 
zur Abftimmung gebracht wifien. 

Der Vorfigende bringt daher die Frage 2 in ihrer urſpruͤnglichen 

Fafſung: 
„Sol eine feierliche Einfegnung der Diafonen und ber übrigen 
Mitgliever des Borftandes als eine loͤbliche Orbnung- empfohlen 
werden?” 
zur Abftimmung, und fie mid mit. 26 Stimmen gegen 8 verneint; 
9 Mitglieder enthalten ſich der Abſtimmung. 

Dagegen wird die Frage: 

„Soll eine feierliche Einführung unter allen Umftänden 
Rattfinden?“ 

von der Berfammlung ohne Widerfpruh angenommen. 

Dasfelbe geſchieht mit Frage 3: 

„Soll ed dem Kirchenregiment empfohlen werben, da, 
wo bie Kräfte dazu vorhanden find, die Einführung des 
Diafonats allgemein anzuftreben?” 

Es folgt ein Mittelantrag des Eonfiftorials Diredtor Noͤldechen, 
alfo lautend, wie oben S. 192 verzeichnet fteht. - 

Dber > Präfivent v. Wigleben findet ihn formell bedenllich, weil 
er als eine an das Kirchenregiment zu richtende Petition uͤber die Auf 
gabe der Verfammlung binausgehe, feinem Inhalte nach aber miß⸗ 
verſtaͤndlich. 

Ober⸗-Regierungsrath v. Holzbrinck bemerkt, der Antrag ſtehe 
in Beziehung zu privatrechtlichen Verhaͤlmiſſen „ es werde daher nut 
eine Bitte an das Kirchenregiment, auf eine Revifton ſolcher Rechte 
Bedacht zu nehmen, thunlich fein. 

Eonfiftorials Director Nöldechen: Die Frage nach den Mitteln 
für die Diafonie liege doch nahe; der Antrag bitte einfach nur, dahin 
zu wirken, daß der alte Zuſtand nach den Kirchenorbnungen wieder 
hergeſtellt werde; die Frage. fei in der Brovinz Sachen im einer 
Eorrefpondenz mit den Regierungen vom Conſiſtorio ‚angeregt worden, 
und er wuͤnſche nur, ed möge, was der Evang. Ober »Lircyenralf 
bereitö angeftrebt habe, durch den Auoſpruch der Berfammlung eine: 
Unterftügung finden. 

Ober⸗Praͤſident v. Wisleben erflärt bie materellen Bedenlen 
für erledigt, wenn ber Antrag danach gefaßt würde. | 

Der Borfigende fpricht ſich dahin aus, es liege nur der Zweaͤ 
por, kirchlich Geſammeltes durch lirchliche Hande zur lirchlichen Vers 





Verhandl. über Diakonie und Diafonat. 303 


wendung zu bringen; eine Klärung ber Sache fei zu wünichen, be⸗ 
fimmtere Faſſung nicht zu rathen, und überweiſt dieſe thatfächliche 
Feſtſtellung dem Protokoll. 

Conſiſtorial⸗Director Noͤldechen haͤlt eine Abſtimmung nicht 
für nöthig nach den abgegebenen Erklärungen. 

Ober⸗Praͤſident v. Witzleben glaubt die Veranlaffung zum 
Antrage in den Sammlungen für das Gorrectionshaus fehen zu 
müflen, was 

Confiftorial » Director Noͤldechen ald ein Mißverſtaͤndniß be⸗ 
zichnet, indem der Antrag bezwede, das für die Kirche Gefammelte 
niht an die Magiftrate, fondern an die firchlichen Behörben, gelangen 
m laffen, und die Herftellung alter Ordnung erbitte. 

Dbders Bräfident von Buttfammer hält ed nicht für gut, auf 
lie Specialitäten einzugehen, und bittet dringend, ſolchen Anträgen 
in Ziel zu fegen. 

Der Borfigende erflärt die Sache für erledigt. 

Es gelangt die vierte Frage: „Soll unter dem Namen 
„Archidiakon at“ ein Mittelpunkt und eine höhere Leitung 
für die Diakonie In den verfhiedenen Thellen der Kirche 
begründet werden? zur Diöcuffoon. 

Dr. Schmieder: Es iſt hierbei die Frage, ob das Amt des 
Vorts und der Diakonat zwei felbft Herechtigte Ziveige desſelben Baumes 
md? Die Apoftel haben das letztere Amt an befonvere Perſonen ab⸗ 
gegeben, aber nie iſt es in der alten Kirche ein gleichberechtigtes mit 
dem des Worts geweſen, wie Ausiprüche des Ignatius beweifen. Wir 
haben jeßt fo große Nothftände, daß der Diafonat vom Paftorat ges 
kant werden, und die Armenpflege fi zu einem befonderen Dienfte 
Halten muß. Es giebt Kreife der Roth und der Diafonie, welche 
da Paſtor nicht mehr uͤberſehen und beauffichtigen fann, und In dieſen 
pl ein Archidiakonus angeftelt werden; ein folcher muß nicht nur 
ſelbſt rein im Lehren fein, fondern auch auf folche Reinheit Halten 
Emm. Soll nun außerhalb‘ des Paſtorats eine Oberleitung bes 
Dakonats begründet werben. fo muß biefelbe durch Ordination und 
Berpflichtung dem Hirtenamte gleichgeſtellt werden, und gehört zum 
Litchenregiment; man nenne folhen Leiter Rector, und ordinire ihn, 
tie den Paſtor; aber folch Amt, fo nothwendig es fein mag, ift Loch, 
well es leibliche Beduͤrfniſſe angeht, der Lehre untergeorbnet; der Be- 
giiff des Vorftchers muß vorwalten. Die Oberaufficht über den Dia- 
lonat gehört wefentlich den Provinzialbehoͤrden, genauer den Generals 
Superintenbenten. 2 
General⸗Superintendent Dr. Hoffmann: Es iſt wuͤnſchenswerth, 
iM Amt zu erhalten, deſſen Träger der Sache allein dient; der Archi⸗ 
dialonat ſoll nicht ſoſort eingerichtet werben, ſondern nur bald als 
Jiel ing Auge: gefaßt werben, Ä Ä 
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Dr. Sander findet die Sache bedenklich, weil die Tragweite 
ſich nicht uͤberſehen laſſe, und ein Amt neben dem Paſtorat ſich ein⸗ 
draͤngen ſolle, was wieder die Ordinationsfrage involvire. Solche 
Oberaufſicht ſcheint mehr Sache des Staats zu ſein, daher moͤge man 
hier die Sache fallen laſſen. 

Superintendent König verwahrt fih gegen bie bogmatifche und 
firchengefchichtliche Begründung, und will fih nur auf den praftifchen 
Geſichtspunkt ftellen; if gegen den Antrag, zumal da die Errichtung 


dieſes Archidiakonats in die Ferne geftellt werde; in der Gemeinde ſei 


der Pfarrer Archidiakonus, die Armenpflege aber eine freie, eine bürger: 
liche und eine firchliche, es könne daher feinen Archiviafonus: geben, 
ber alles zufammenfaffe, und- der freien Afforlation wuͤrde durch ſolches 
Amt der Kern abgeſchnitten werden. 

Dr. Wichern: Die Pflege if die Gauptfache, und je mehr die 
zu Pflegenden fich drängen, defto mehr Aemter müffen ſich heraus⸗ 
arbeiten. Preußen geht mit ſolchem Ernſt in die Sache ein, und die 
Landeskirche muß ſich zu dem großen Werke erheben. Da follte ein 
Bemeindes Diafonat genügen? Es ift ein Oberamt mit apoßolifde 
Vollmacht nöthig, welches Alles concenteirt, die rechte. oyfe zum 
Merfe fich fammelt, und die Thätigkeiten: vertheilt, damit . richt Vieles 
ohne Nugen weggeworfen werde. Nach der gegenwärtigen. Entwidelung 
der Armenverhältniffe ift folche® Amt jetzt indigirt. Der Staat hat 
nach. der weifen Leitung. des Herrn die Armenpflege in feine Hände 
erhalten, dabei die bürgerliche Obrigkeit Vieles, was ihr nicht gehörte, 
an fich gebracht. Zum Theil geben es dieſe Hände an die freie Die 
fonie zuruͤck, aber die Kirche, muß ihre fegnende Vollmacht darüber 
ausbreiten, die Derernenten in den. Regierungen und. Oberpeäfbien 
können die Pflege der Armen nicht Ieiten, nur die Kirche hat die dazu 
erforderliche vople. Es wäre wünfchenswerth Nr. 11 der gebrudt 
vorliegenden. Anträge zur wirklichen Ausführung au bringen; wäre 
in jedem Conſiſtorio eine. folche Berfönlichkeit, fo würde. das eine 
Aschiviafonie nach des Redners Wunfche geben. . 

Dr. Krummacher: Der Name enthäft- fchon, einen Widerſpruch, 
der Diener wird zum Herrſcher erhoben, der Archiviafonus aus dem 
Diafonat in den Stand des Paſtorats gerückt. Das Ießtere hat die 
Diakonie zu überwachen; fehlt es den. Behörden in dieſer Beziehung 
an Kräften, fo gebe man fie ihnen. 

Vice⸗Praͤſident Dr. Götze: Man erreicht mit bloßen Befcplüffen 
nicht, fie gefährben wohl gar vorhandenes Leben. Das Beduͤrſniß 
it allgemein anerfannt, auch in’ der Sache ‚hier und da ſchon reiht 
reges Xeben entflanden. Die Gefahr ift groß, daß fie. eine: Erankhafte 
Richtung nehme, ober ‚bald wieder einfhlafe. Die Diakonie fol ein 
Amt in der Kirche fein, alſo ift, was ſich ſchon lebendig gezeigt 7 
in die Kirche einzuführen, - Man foll daher die zweite Hälfte von Nr. 11 
der Anträge als anzuftrebendes Ziel den Behörden empfehlen. Das 
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Beduͤrfniß der Leitung ift lebendig vorhanden, daher fchaffe die Kirche 
einen Uebergang, und der liegt in der legten Hälfte des Antrages 11 
angedeutet. Ä 

Referent Wiesmann refumirt: Das Bedürfniß einer Vereinigung 
und JZufammenfaffung des Gemeinde- Diafonats ift anerfannt, die Auss 
führung aber ſchwierig, daher empfiehlt er den Archiviafonat nicht, fieht 
vielmehr den Kern der Sache: in der Berfnüpfung der gefammten 
tiafonalen Thätigfeit überhaupt, was nicht ſowohl durch ein Amt, ale 
duch einzelne geeignete Werfönlichkeiten gejchehen Fönne. 

Der Borfigende ftelt feft, daß fich die VBerfammlung in ihrer 
großen Mehrheit dem in Ne. 11 der Sätze Ausgefprochenen,, deſſen 
afes Alinea durch die frühere Befchlußnahme erledigt war, anfchließe. 
Dr. Wichern ſchließt fich der erftien negativen Hälfte der Nr. 11 
ve Süße nicht an, fieht auch von deffen Inhalte ganz ab, weil er 
tur die: bisherige: Abweiſung einer:Befchlußnahme über den Diafonat 
ad Ordo erledigt ſcheint; dagegen unterftügt er die Annahme ber 
weiten pofitiven Hälfte, weil er darin Die Anbahnung eines Archi- 
dinfonats erfenne, der auch nach-feiner formellen. Seite aus folchem 
Lrrfahren nach und nach aus dem Leben felbft hervorwachfen werde. — 
Damit war auch die vierte Frage beantwortet: 

Die Anträge des Senerals Superintendenten Dr. Hoffmann, 
wie fie S. 201 unter 1: 3 und A verzeichnet flehen, werden nun von 
dem Vorfigenden zur Discuffion geftellt; es meldet fich zu dieſer Nie 
mand, weil der Praͤſident erflärt, daß die Discuſſton darüber fchon 
eihöpft fei. Referent bittet, unter Hinweifung auf die ftarfe Specialität 
der Anträge, um deren Zurüdjtehung, welche Antragftelfer verweigert. 

Der Vorfigende bringt Antrag 1 zur Abftimmung, und bdiefe 
nt ihm mit 13 gegen 5 Stimmen ab; 17 Mitglieder der Conferenz 
mialten fich der Abflimmung. Damit waren zugleich die Anträge 3 
um A gefallen, wie der Antragſteller erflärte. 

Ein Antrag des Confiftorials Bräfidenten v. Mittelftädt ers 
hin durch das bei der dritten Frage von der Verſammlung Aus⸗ 
jefprochene erledigt. - 

Somit war die zweite der &onferenz geftellte PBropofition über 
Dinfonie und Diaforat zum Schluß gebracht. 

Der Borfigende beftimmt die nächfle Sitzung, in welcher bie 
Borträge uͤber die liturgiſchen Bebürfniffe gehalten, und die darauf 
beüglichen Antraͤge geftellt werden follen, ‚für den nächflen Tag Vor⸗ 
mittags 10 Uhr und fchließt die ſiebente Sitzung. u 


v. Uechtritz. Noeldechen. König. Thielen. Stiller. 


Adte Sitzung. 


ev 


Berlin, den 15. November 1856. 


Die Sigung wurde mit Gebet des General-Superintendenten Jaspis 
begonnen , und das Protokoll der fiebenten Sigung verleſen. Da 
Protofoll wurde nach einigen. Bemerkungen. des Vorſitzenden, de 
Generals Quperintendenten Jaspis, Praͤſidenten Götze, Superinten- 
denten Sander, Oberpräfinenten v, Witzleben, General- Ser 
intendenten Sartorius, Dr. Wihern, Bräfes Wiesmann, Di 
rector Schmieder, Superintendenten König, vorbehaltlich einiger 
noh vom Dr. Wichern zu prärifirenden Faſſungen, für berichtigt am 
genommen. Der Präſident forderte den Gonfifterialrath Hammer 
ſchmidt auf, die naͤchſte Sitzung mit Gebet zu eröffnen und erklärte, 
daß Superintendent Stier, Dirertor Schmieder, Beh, Legationdratl 
Abeken, welche fchon den früheren Gigungen beigewohnt hatten, 
und Pfarrer Eltefter, welcher jetzt eingetroffen. war, als Verfaſſer 
von Gutachten über die liturgiſchen Beduͤrfniſſe der Landeskirche, ald 
ftiounberechtigte Mitglieder in Diefer Trage den Situngen beimohnen 
würden. Ä 

Der Praͤſident Götze erbittet ſich das Wort über die officiellen 
Mittheilungen über den Gang der Verhandlungen ber Conferen. Er 
halte es zwar für durchaus angemeffen, daß von einzelnen Mitgliedern 
Nichts über dieſe Verhandlungen Yeröffentlicht werde, -unb werde ſich 
feinerfeit8 gewiß danach achten, müfle es aber anpernigeils für ein 
Recht jedes Mitgliedes halten, auf Berichtigung der. ihm etwa enl- 
gegentretenden, und bereits entgegengetretenen irrigen Ableitungen aus 
ben officielen Darftellungen ven erfolgten Verhandlungen gemäß einzu 
gehen. Als eine irrige oder doch zu irrigen Auffaffungen Beranlafjung 
gebende Darftellung müfle er den Bericht über Befchlüffe der Confe⸗ 
renz binfichtlich der Einführung der Gemeindeordnung erflären, da aus 
derfelben hervorzugehen fcheine, als habe die. Banferenz eine zwangs⸗ 
weife Einführung beantragt. Der Vorfigende erflärte, wie zwar 
die Mittheilungen dem MWillen Seiner Majeftät gemäß von ihm ver 
anlaßt feien, bei feinen überhäuften Gefchäften aber möglicherweife ein 
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Irriger Ausdruck überfehen fein Tonne und er die Berichtigung veran⸗ 
laſen werde. Mit der Bernerfung des Generals Superintendenten 
Hoffmann, wie dem Einzelnen nicht dad Recht: eingeräumt werden 
könne, feibft einen ihm irrig erfiheinenden Ausprud öffentlich zu bes 
richtigen, erklaͤrte fich der Antragſteller einverftanden. . : : 

Der Präfivent eröffnet nun die Verhandlungen. Der Generals 
Euperintendent Möller trägt fein Referat, die Correferenten Con⸗ 
Morialeath Lehnerdt, Brofefflor Jacobſon und -Eonfiflorialrath 
Vogt ihre Borreferate vor. 


Dortrag des Referenten, General- Superintendenten 
Dr. Möller. 


Ein ernſter und dunkler Durchgang meines Seelen - und Geiſtes⸗ 
bed während ber lebten Monate vor dem Jufammentritt dieſer Con⸗ 
fr hat mich erſt in den jüngfiverflofienen Tagen zu der Einficht 
Iommen lafien, wie verwidelt und fchwer zu behandeln Die Löfung der 
mie geftellten. Aufgabe vor einer Verfammlung wie diefe erfcheinen 
muß. Nicht blos fällt das ganze Gebiet auf ein Feld, welches nicht 
ganz gleicher‘ Weile . die AIntereffen unferer weftlichen Provinzen, wie 
die der öftlichen berührt, weshalb ich auch vielleicht oft der Weisheit 
imfered verehrten Herrn Praͤſidenten werde überlaffen müffen, zu ent 
ſcheiden, weiche Theile des Inhalts dieſes Neferats der Beſchluß⸗ 
fung unferer ungetheilten Verfammlung zu unterwerfen fein werden; 
ſondern es handelt fich auch bei der befonderen Natur meines Vortrags 
km Loſungsverſuche von Aufgaben, welche nur dann praftiich werben 
innen, wenn man die gutachtlichen Borarbeiten bis in das Ginzelne 
de Verfolgung werth achtet, und ſodann find doch die Entſcheidungen, 
De fie dem chriſtlichen und geifllichen Urtheil anheimfallen, immer 
m durchaus von der Art, daß fie weder einem einzelnen Sach⸗ 
Imdigen, noch einem großen Verein folcher Männer auf der Stelle 
Agetraut werden fönnen. Je mehr hierbei neben und jogar bor der 
Veorie die. ſubjective Empfindungs⸗ und Gefühlsweife ihr Recht in 
Anſpruch nimmi, deſio weniger fcheint eme Hinleitung auf Ab- 
fimmungen im Reiche. ver Möglichkeit zu liegen. Man wird fi 
hiervon gewiß augenblidlich überzeugen, wenn man es unternehmen 
Wil, ein einzelnes Collectenformular der hohen Conferenz vorzuführen 
und nach Inhalt ober Form beurtheilen zu laffen. 

,Es folgt aus dem Hinblid auf die eben gedachten Schwierig« 
fiten nach ‘meinem ammaßgeblichen Dafürhalten jedenfalls einerfeits, 
daß eine kurze Zufammenfafjung des Inhalts der gelieferten Vor⸗ 
arbeiten eine Ungerechtigkeit gegen die Verfaſſer derſelben und eine 
Sen fo große Nichtbefriedigung des Referenten in fich fchließen wuͤrde, 
d.h. meine Arbeit muß notwendig weitauslaufend fein; und 
Andererfeits daß die ganze öffentliche Verhandlung über dieſes Kehrftür 
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nur :nubbar für das hohe Kirchenregiment werden kann, wenn es 
gelingt, diefelbe auf Grundgedanfen. surüdzuführen. 
Die Gutachten, aus welchen zu xeferiren mir obliegt, find: 
I. von dem Superintendeuten Dr. Stier zu Schkeuditz, 
I. von dem eriten Dicector des. königlichen: Predigerſeminarg zu 
Witienberg Dr. Schmieder, 

Ul. von dem. Geh. Legationsrath Lie. theol. Abeken gu Berlin, 
IV. von dem Prediger Eltefter zu Potsdam ' 
verfaßt worden, und ich werde bei Anführungen ber einzelnen Arbeiten 
mich darauf befchränfen, die Zahlenfolge zu bezeichnen, in welcher die 

Gutachten, wie vorgebacht, hintereinander ſtehen. 
Mein Bortrag aber wird in vier Hauptheife zerfallen: 
A. Bergleichende Darftellung des allgemeinen Inhalte 
der Gutachten in ihrer Sujammenkimmung. und in 
ihrer Abweichung. 
B. Specielle Darlegung der im Rüdblid auf die Dank 
ſchrift IV gegebenen Beiträge eines jeden diefer Gut— 
achten. 
6. Unmaßgebliches Urtheil des Referenten über biefelben 
D. Beiträge des lehtgenannten du ber kir chlichen Be⸗ 
dürfnißfrage. 


A. Verglelchende Darſtellung des allgemeinen Inhalts der Gutachten 
in ihrer Zufammenftimmung und in ihrer Abweichung. 


In den Gutachten I—-IV haben die Verfaffer von geſchicht⸗ 
lichen Grundlagen ganz abgejehen und ſich damit begnügt, ſich auf 
die das Weſentliche fchon beibringenbe Darftellung in Der Dentichrift 
IV zu beziehen, und nur von.der dritten und vierten Arbeit‘ muß at 
gemerft werben, baß fie in ihrem Stoff auf die älteren Urkunden ne 
mentlich der morgenländifchen. Kirche zurüdgehen. 

Auch darin befteht eine wefentliche Gleichheit, daß alle Gutachten 
der Hauptaufgabe der Denkichrift mehr oder weniger entfprechen, mits 
hin auf das im Diefer dargebotene eingehen, und an-ber Richtſchnut 
bleiben, für den Diener am Wort das eine Nothwendige, welches 
Schutz erheifcht, und dad eine Mannigfaltige, welches auf Zu⸗ 
laſſung rechnen kann, zu bezeichnen. 
| Die eigentliche Rechtsfrage fommt in Elarer Geſtalt nur unter 

Nr. 11 zu einer ausführlichen Erörterung. Zwar darf nicht gelaͤugnet 
werden, daß auch die Audeinanderjegung des Gutachten IV gleich von 
vorn herein diefe Rechtöfrage in fehr allgemeinen Zügen behandelt, 
und wir werden weiter unten, wo von der principiellen Eigenthuͤm⸗ 
lichkeit dieſes Gutachtens die Rede ſein wird, auf dieſen Theil der 
Grundanſchauungen zurüdfommen müffen: Sol dagegen die Rechte⸗ 
frage einfach blos auf die liturgiſche Geſetzgebung bezogen werden, ſo 
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ſcheint e8 zue Sache dienfam, fich deffen zu erinnern, was der Vers 
faffer von II hervorgehoben hat. Es wird nämlich hier die bisherige 
Agende gefchichtlich als eine rettende That in ihren gejegneten Folgen 
dargeftellt, ald ein Bepürfniß des evangelifchen Geiftes aber die Weiters 
bidung jener Gabe unter Mitwirkung der Kirche zwar gefordert, aber 
eingeräumt, daß die Kirche gegenwärtig in einem fo franfhaften und 
entleerten Zuftande erfcheine, daß von ihr felbft und in ihr eine folche 
Weiterbildung nicht zu erwarten fe. Und von da wird nun die 
Nitthätigfeit einer Synode, welche der Autorität des Kirchen: 
regiments zur Seite träte, als ver rechte Ausgangspunft bezeichnet, 
und in dieſe Beziehung auf den Synodalorganismuß treten auch 
vie übrigen Gutachten ein, entweder, indem fie fegen (Il): eine mit 
Approbation der Generalſynode dargebotene Liturgie werde die Kirche 
wit Freuden empfangen; oder fi dahin ausfprechen (IV): wo ein 
Omeindeorganismus walte, da fei auch liturgiſche Ordnung zu er⸗ 
halten, und daher fchelne es gut, daß nichts ohne ſynodaliſche Mit- 
birtung gefchehe, eine folche jedoch nicht einmal auch nicht alleinig 
den Zweck erreichen könne; endlich indem fie einräumen (I): Gemeinden 
und Provinzen feien auch im Beſitz des Nechtes, gewiſſe Befonverheiten 
in fiturgifcher Beziehung für fich zu fordern. 

AS Bafis der Bildung einer liturgifchen Ordnung wird von 
allen Botanten Das Wort Gottes angenommen, ald welches in der 
Echrifworleſung, als in der eigentlichen Mitte des Gottesdienſtes fich 
aupräge (I), oder ald Verkündigung, Bekenntniß und Aneignung den 
bitten Haupttheil der Liturgie einnehme (Il), oder Das Gemeinjame 
im Geift de8 Glaubens zur Unterlage habe und dadurch Gemeinfchaft 
bidend wirfe (IV), oder endlich (1) ganz einfach als das erfte Princip 
W Gotteodienſtes feine Stellung behaupte. 

Weniger gleichlautend verhalten ſich die Qutachten Hinfichtlich 
KB Ranges, welchen fie dem confeffionellen Theile zujprechen. 
Ansdrüclich wird das Befenntniß, welches von der Gemeinde anges 
nommen iſt, al8 eine zweite Grundlage aufgeftellt (II); oder der Glaube 
heißt: die Umgebung der Predigt, welche auch abwechſelnd durch 
das Nicaͤniſche Symbolum vertreten werden kann (I); eine abweichende, 
doch aber nicht widerfprechende Anſicht (IH) will die Gottesdienſt⸗ 
nung von der confeffionellen Frage gar nicht berühren laffen, ftveitet 
über gegen den Wegfall des Betenntniffes in der Liturgie und 
Kl nicht, daß das Apoftoticum dem Nicaͤnum auch nur abwechfelnd 
weichen dürfe. Unter IV ericheint die Erklärung: über das Ges 
neinfame werde zuletzt bie Kirche entſcheiden, aber freie Predigt des 
pettlichen Worts fei Überall die Hauptlache. 

Eine beſondere Seite der confeffionellen Frage tritt beim heiligen 
Abendmahl hervor. Zwei Gutachten, I und IV, drüden ihre Anficht 
dadurch aus, daß file erinnern: die Kirche Habe einen Tifch des Herrn 
und feinen Altar, oder; wir kaͤmen nicht zum Tifche der Kirche, fondern 
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des Herrn. Auf einer dritten Seite wird der Gettesbienft überhamt 
als ein Handeln und: ein Thun bezeichnet, bei: welchem die Differenzen 
im Glauben jzurüdteeten (ll). Dagegen wird die confafionelle Be 
rechtigung gerade für die Beier des heiligen Abendmahls gewahrt, und 
die Forderung ausgefprochen: alle Reutralifation des Belenntnifiet 
muͤſſe hier forgfältig vermieden werden (II). 

Sieht man nun endlich auf das Verhaͤltniß der Liturgie zu ber 
und jegt vorliegenden Agende von 1829, fo fann wohl gefagt werben, 
daß im Ganzen die fämmtlichen Gutachten son dem Princip ausgehen, 
es fei zwar in den Grimdanfichten eine fchärfere Sonderung zu der 
wirken, 3. B. bei der Predigt komme mit feinem Gewiffen. ber Geiſt⸗ 
liche in Betracht, bei der Liturgie. die Gemeinde (IV), oder: es a 
mehr noch auf innere Wahrheit, auch im fubjeciven Sinne genommen, 
hinzuarbeiten (1), oder: es muͤſſe die evangelifche Kirche als eine wirl- 
li unirte vorausgefeßt werden (11); aber für den. yraftifchen Zwei 
handele es ſich im gegenwärtigen Falle gar nicht um Müdblide auf 
ältere Agenden (IV) oder auch um Erweiterungen (II), ſondern ald 
eigentliche® Bebürfniß zur Hebung des kirchlichen : Lebens fei freilich 
noch mancher andere Gegenftand ind Auge zu fallen (1), aber dat 
Nächfte und jetzt Genügende fei Dach Der Rahmen, welchem man in 
dem eingeführten Kirchenbuche begegne (Il). 

Nächft der theilweilen Hebereinftiimmung haben wir abe 
auch der wirklichen Differenzen, namentlich hinfichtlich der Grund⸗ 
anſchauungen, noch befonders zu: gedenken. W 

Am ſchaͤrfſten ſtellt ſich in dieſer Beziehung heraus, was dem 
Gutachten IV vorausgeſchickt wird. 
„Kein Gewiſſen, weder des Einzelnen, noch der Gemeinde, noch der 
Kirche, darf gezwungen werden, zu thun, was ihm widerſtreitet, 
noch gehindert werden, zu thun, was und in der Weiſe, wie es 
Dazu in ihm ſelber genöthigt iftz denn es wird der formale Grund⸗ 
ſatz von der evangeliſchen Gewiſſensfreih eit uͤberall den leitenden 
Punkt angeben. Conflicte entſtehen nicht aus der Entgegenſetzung 
menſchlicher Meinungen, denn wir haben uns unter der Kirche eine 
vom heiligen Geift erleudhtete Gemeinſchaft zu denken, buch werden 
diefelben bei der Unvollkommenheit des Lebens und des kixchlichen 
Organismus häufigen Zuſammenſtoß herbeiführen, and dieſer kam 
dann nicht befeitigt werden, weder durch. Autorität, noch buch im 
dependentifche MWillfür, noch durch Diplomatie, noch durch Radica⸗ 
. Üsmus, fondern nur fo, daß jedes Gewiſſen, Das handelnde um 
das mithandelnde, zum vollen Ausdruck feiner felbf gelangt, um 
daß die Kirche einen Streit oder Kampf gu tragen dat, bie fie F 
ber Meberzeugung gelangt, daß ber Widerſprechende mit ihr nic! 
mehr auf demfelben Grund und Boden fteht, weichen fie für DM 
alleinigen Grund der .evangelifchen Kirche erfannt At, in welch 
Galle es zur Bethaͤtigung ihres Gewiſſens gehört, dem abweichende 





Verhandl. über bie liturg. Bebürfntffe der Landeskirche, 211 


Gliede zu erklären, daß es mit feinem Gewiffen keinen Raum. in 
ihrem Organismus mehr habe. Kurz, ed ergiebt ſich einerjeits, daß 
evangelifche Gewiſſensfreiheit und volle evangelifche Ordnung auf 
allen Stufen zufammengehen, und andererfeits, daß eine evangelifihe 
Lehrordnung nur auf diefem Wege zu erhalten iſt.“ 

Wie nun auf Grund diefer Principien und unter der Vorauss 
kung einer in völliger Gewiflensfreiheit beruhenden firchlichen Ge⸗ 
meinſchaft und ihrer Ordnungen die oben angeregte, fogenannte Rechts⸗ 
age zur Verhandlung und Beantwortung kommt, wird ſich dem 
ruhigen und unbefangenen Betrachter von felbft ergeben. Einzugeſtehen 
iR, daß der Verfaffer nicht an ein fchranfenlofes Wollen und Segen 
einelner Gemeindeglieder gedacht hat, fondern an Beftimmungen, 
welhe die Kirche als eine erleuchtete Gefammtheit trifft und in welchen 
ſch in der That ein Gefammtgewiffen und alfo auch ein Gefammt- 
wöpunft ausprüdt; aber es wird behufs Aufklärung dieſes Satzes 
reiih darauf anfommen, in welches Verhältniß der Beurtheiler zu 
dieſen Grundanſichten überhaupt fich ftellen fann. Und ich werde 
mich in der Lage befinden, das Haupturtheil in biefem Fache den 
Heren Gorreferenten anheimgeben zu müffen. 

Eine zweite Differenz ehr folgenreicher Art fcheint fi) aus dem 
Sutachten III ergeben zu muͤſſen; denn der Verfaſſer fagt: In ber 
Siche, welche Hier als die unirte Kirche gilt und gefebt wich, 
beiiehe ich jede Gottesdienſtordnung Lediglich auf ein Handeln oder 
hun, wie Denn namentlich bei der Einfegung des Abendmahl der 
Herr nicht gefagt habe: Solches denket, oder: Solches glaubt, 
mern: Solches thut. Auf folcher Orundlage.gäbe es dann dog⸗ 
natifhe Differenzpunfte gar nicht und eben auf diefer Annahme 
deuhe ja das Wefen der Union. Im Zufammenhange damit fei leicht 
Nefennen, daß und warum den Kern der Nachtmahlöfeier nicht ihre 
Inramentale, fordern ihre facrificielle Seite ausmache, und 
der Hauptact diefer Feier nicht in den Einfeßungsworten, fondern in 
dem euchariftifchen Gebete zu fuchen fei. 

Weitere Abweichungen von geringerer Bedeutung werben fi) 
etlennen Taflen, wenn wir num aus ber Abtheilung, welche mit ber 
vergleichenden Darftelung des Inhalts der Gutachten fich zu thun 
machte, zu ber folgenden Abtheilung übergehen. 


B, Specielle Darfegung der in Rüdfiht auf die Deutfchrift gegebenen’ 
‚Beiträge eines jeden diefer Gutachten. 


Das Gutachten I charafterifirt das Weſen der Liturgie fehr richtig 
und im Einklange mit der Denkfchrift als diejenige kirchliche Thätig- 
keit, hei welcher der Geiftliche ald individuelle Perſon ganz zuruͤcktritt 
ud im Namen der Gemeinde bezeugt, befennt und betet, während 
w auf der Kanzel feine PBerfönlichkeit innerhalb gejeglicher Ordnung 
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hervortreten laͤßt. Die gottesdienſtliche Thätigkeit Hat nach ihm zwei 
Hauptfeiten, ein Empfangen und ein Wiedergeben; was jenfeits 
liegt, 3. B. alles Typifche und alles vorbildliche Weſen, foll dem 
Irvingianismus vorbehalten bleiben. Der Geiftliche hat dabei feine 
Freiheit der vorgefchriebenen Form, und feine Zeit dem Bebürfniß der 
Gemeinde unterzuordnen und es ift nicht gut, daß er fich hierunter 
in fflavifcher Abhängigkeit fühlt. Mit dem Entwurf, welcher unter 
A vorliegt, kann der Berfaffer im Allgemeinen fich einverftanden wiſſen, 
hält aber für rathfam, daß in Feftzeiten auch das Symbolum Ricanum 
als das Befenntniß der Gemeinde gebraucht werde. Anlangend das 
Bibetfefen, fo will er, wo die Predigt nach. einem. freien Terte gehalten 
wird, daß beide Perikopen gelefen werden, wogegen er fich anderenfalld 
für das Weglafien der epiftolifchen Perikope entſcheidet, und fonft eine 
nochmalige NRevifion der ganzen Perifopenreihe, namentlich für gewiſe 
Tage, 3. B. für den Bußtag (Lur. 13, 1—9 u. Röm.2, 1-1), 
wiederholt empfiehlt, auch altteftamentliche Kectionen mit eintreten lafen 
will. Die Sünvenbefenntniffe follen furz, ernft, und häufigem Wechſel 
nicht ausgefeßt fein. Das alte Beichtformular erſcheint ganz untabelig, 
die auf dasſelbe folgende Abfolutionsform aber werde der Beichwor⸗ 
bereitung vorbehalten. Bon den Reiponforien für ven kirchlichen Gr 
brauch im Allgemeinen, das ift in Fleineren Städten und Dorfgemeinden, 
follten wire nicht fo viel halten, jedenfalls diefelben nicht als Surrogat 
für den echt evangelifchen Kirchengefang anfehen. Die Stellung dei 
Kirchen» und Fürbittengebets nach der Predigt Fönme für unrichtig nicht 
gehatten werben, aber bevenflich erfcheint e6 dem Derfaffer, wenn der 
betende Geiftliche von der Kanzel Behufs dieſes Gebetsvortrags wieder 
zum Altar zurüdgeht, wenigftend fo lange noch, als die Firchlicen 
Aufgebote, die Danffagungen und fonftige Fürbitten für Kranke u. ſ. w. 
dafelbft verbleiben müfjen. Daß ber Geiftliche als Liturg recitationd 
mäßig fingen müffe, möge nie angeorbnet werben; gegen eine Er: 
laubniß dazu iſt unter befonderen VBerhältmiffen nichts zu erinnern. 
Es wird nun zur Abendmahlsfeier Übergegangen. Zur Anmah⸗ 
nung an die Communicanten fcheint dem Verfaſſer die alte, Tutherild 
formirte Anrede (S. 95 der Agende) wegen Inhalt und Yorm ent 
ſchiedene Vorzüge vor der lang und breit ausgeſponnenen in der jet 
gewöhnlichen liturgiſchen Ordnung zu haben. Hieran ſchließt fich «in 
furz einleitendes Gebet zum Webergang in die eigentliche Handlung, 
hinfichtlich welcher ein weſentlicher Anfchluß an die sub D. gegebene 
Form und zugleich der Wunfch einer Aufforderung zur Erhebung oder 
auch Beugung der Kniee während der Eonfecration fich anfchließt. Das 
dreifache Sanctus würde der Verfaſſer lieber fortfallen laffen, bei der 
Austheilung aber den Gentralritus der Union: Unfer Herr Chriſtus 
fpricht! recht nachbrüdtich fefthalten, weil gerade dafür als für dad 
eigentlich Sacramentale‘, dieſe Spenveformel das befle Zeugniß gebe. 
Der Behauptung, daß die Abendmahlsfeier recht eigentlich als die 


Berhandl, über die liturg. Beduͤrfniſſe der Landeskirche. 313 


Hauptjache des evangelifchen Gottesdienſtes betrachtet und behandelt 
werden müfle, fann der Begutachter nur widerjprechen, weil der ans, 
gebliche Schriftbeweis (Apoſtelgeſch. 20, 7) nicht durchgreife und weil 
vie relative Herabfegung eines Gottesdienſtes blos mit Predigt un- 
wangelifch fei. Daß die Gommunicanten auch noch mit dem Gegen 
beſonders entlaffen werben, erfcheint fchidlich und nothwendig; wogegen 
nach feiner Anficht der Vorſchrift eined Formulars zu Kranken⸗ 
Gommunionen kaum bebürfen würde, | 

Entſchiedener aber fühlt er dad Bebürfniß, daß bie Geifllichen 
unfered Landes ein einfaches Taufformular ausgearbeitet empfangen, 
weiches die im Anhange der Agende befindliche, die reformirte Grund⸗ 
anfcht vertretende Normalvorſchrift auch für die lutheriſchen Gemeinden 
vertreten und namentlich durch einen würdigen und firchlichen Inhalt 
ve Geiſtlichen vor Mißgriffen fchügen könnte. Hinfichtlich der fonft 
bi der Taufe vorfommenden und fo oft Gegenftand bes bittern Streites 
gewordenen Formeln des Erorrismus und der Abrenuntiation befennt 
Her Botant, Daß er an der Verfion der neuen Agende feinen Anftoß 
nehme, fich aber auch Das Alte gefallen laffe, wobei er jedoch vorauszus 
ehen Scheint, daß von dem Exorcismus die evangelifche Kirche eigentlich 
Abhied genommen habe. Im Betreff des Schlußgebets bei der Taufe 
hndlung begegnet man der aufrichtigen Angabe, er ſelbſt Habe fich 
von jeher der Form bedient: 
„Der allmächtige Gott, der dich wiedergebären will und bir -alle 
deine Sünden vergeben will." 
Juch für die Nothtaufe würde er ein Formular aus Gründen wills 
Immen heißen. 

gür den Trauungsact werden von dem DVerfaffer des Gut- 
Wins nur einige einzelne Bemerkungen gemacht; bie wichtigfte der⸗ 
m ift umftreitig: e8 möge in dem fonft ſchönen Schlußgebete bie 
liche Bezeichnung des Bundes Chrifti mit feiner Kirche in denjenigen 
dällen wegzulaffen geftattet fein, wo der Chatafter der zu weihenden 
Che unter. jenes Bild gar zu wenig pafle. Selbfiverftändlich iſt der 
Vunſch, daß für gewiſſe Fälle der Geiftliche anzuweifen fei, gewiffe 
Redeweilen, wie 3. B. „in Gegenwart diefer Zeugen” oder auch: „daß 
fe zu einem erwünfchten Alter gelangen und der Tugenden ihrer Nach⸗ 
Immen fich erfreuen mögen”, nach Umftänden fortulaffen. 

Bedeutungsvoll ift ſodann das Begehren, e8 möge doch ein bes 
Imderes Formular zur Trauung Gefrhiedener ausgearbeitet werben, 
ind fehr wichtig die fchon oft vorgebrachte Bitte, deren Nichtberüd- 
Mhtigung die Amtsführung vieler Geiftlichen erfchwert, daß Bibel: 
hrüche, welche zur Berfiegelung und Weihung heiliger Acte angeführt 
erden follen, nicht blos nach ihrem Standort bezeichnet, fondern 
vollſtaͤndig ab gedruckt im Kirchenbuche erfichtlich werben. Weber 
degräbniffe und Nebengottesdienfte findet fich nichts ange⸗ 
Mt, und nur für das Conſirmationsformular wird noch ein 
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hervortreten läßt. Die gotteöbienftliche Thaͤtigleb ‚affendes Erordium, 

Hauptfeiten, ein Empfangen und ein Wied“ in würdiger Schluß 

Hiegt, 3. B. alles Typiſche und alles vork’/ 

Irvingianismus vorbehalten bleiben. Dr 

Freiheit der vorgefcpriebenen Form, und sem Belträgen hinzuwenden, 

©emeinde unterzuorbnen und ed iſt - gegeben hat. 

in ſtlaviſcher Abhängigkeit fühlt. "ve beftehe nicht in einer Copitung 

A vorliegt, kann der Berfaffer ir anglikaniſchen Liturgie, fondern 

hält aber für vathfam, daß in“ „afihen Theologe in einer jelbfändigen 

als das Bekenntniß der Ge -„@ottesdlenftorbnung. Um aber hier bie 
fe für den gegenwärtigen Zuſtand des 
Mmefen, erſcheine es als ganz unerläßlid, 
u tutheriichen Catechismus vor Augen haben 

‚Inn bewahren, im welchem derfelbe Reformator 
Borrede zu der beutfchen Meffe gefhrieben hat. 
ſend hält ee auch die Regel, daß die ſchon vor 
durch Sitte im Volke geheiligt fei, als fer 
rt und beibehalten werden müfle, und flimmt 
genommen die Rachtmahlöfeier, einer Haupt 
ide Confeffionsfirchen bepürfe. 
iden rechnet er die Elemente, die Reihen- 
formulae solennes und die Form des 


43 
Lllag. Elemente find das Wort Gottes, nach dem Perikopen⸗ 
J perlefen (dad Evangelium unabaͤnderlich), ſodann das Br 
she qu ben göttlichen Perfonen und Heilöthatfachen und endlich 
nrafung des göttlichen Namens in Jeſu Chrifto. 
5 Die Reihenfolge oder Ordnung If vurch die Agende bereits 
nellt und erleidet blos nad) ©. 51 der Dentſchrift eine in der 
Pe roving von des Könige Majeät genehmigte Unterbrechung 
purch da8 fogenannte Morgengebet. 
3. Die vorgedachten formulae solennes haben auch bereits 
owohl durch analoge Benugung des alten römifchen Meßcanons, ald 
auch duch die fonftige firchliche Sitte ihre normative Geſtalt bekommen. 
Wir rechnen dahin das Kyrie, das Gloria, das -Dominus vobiseum, 
das Hallelufa, das Sanctus, das Agnus dei und ben aaronitiſchen 
Segensſpruch. Als Wuͤnſche des Verfaſſers mögen hier ausgeſprochen 
werben, daß auch das Kyrie Eleiſon in die jegige lutherlſche Kirche 
überall Eingang finde, und ſodann, daß auch die rheiniſche Provinzials 
ſynode zur Herftellung der Einheit ſich das Kyrle, das Gloria und 
das Dominus vobiscum, natürlich In deutfcher Sprache, gefallen laſſe 
Als eine formula solennis der Liturgie if auch das apoftolifche Sym⸗ 
bolum anzufehen, deſſen Erſatz durch das nicäniſche Symbolum er 
hoͤchſtens in der Welfe einer Erlaubniß empfehlen würde. Sonſt legt 
er ein befonderes Gewicht auf den in Wittenberg beſtehenden Gebrauch, 
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an feftlich ausgezeichneten Tagen der Kicche der Geiſtliche 

» Symbolum am Altare fpricht, wogegen an gewöhnlichen 

sanze Gemeinde das alte Lutherlied: Wir glauben AN’ 
als Bekenntniß anzuftimmen pflegt. 


* des Vortrags kann ſeitens des Geiſtlichen 


m 


Ua U DD — 


We I — 


* ion fein, feitend der Gemeinde oder Des Chores, 
attfindet, wird eine Fortbildung durch bie 


u ectheit großes Bebürniß fein. 


u ‚en fich nun folgende wefentliche Beſtandtheile des 
naes. 
| A. Bingang. 

‚ingangsgefang. 


. Antrittöformel der Liturgie: unabänderlich. 
. Sundenbefenntniß nad) Wahl des Liturgen aus dem Borrath 


ber Agende. 


Kyrie Eleiſon. 
.Abſolution oder anderweitiger Gnadenſpruch aus dem Vorraih 


der Agende. 


. Ehre ſei Gott in der Höhe (unabaͤnderlich). 


B. Aneignung des Wortes Gottes. 


. Dee Herr fei mit euch ⁊c. (unabänderlidh). 

. Eollecte. 

. Evangelifche oder epiftolifche Perifope. 

. Spruch aus der Agenve, mit Amen oder Halleluja fchließend. 

. Das apoftolifche Symbolum oder Lutherd Glaubendlied (uns 


abaͤnderlich). 
C. Haupikirchengebet. 


.Das allgemeine Fuͤrbittengebet. 

. Das Gebet des Herrn. 

. Der anronitifhe Segen. Ä 

. Schlußgefang, welcher nad) Hrtlicher Sitte auch vor dem Segen 


gefungen werden kann. 
Diefe Summa, welche eine etwas größere Ausdehnung, als der 


Entwurf A. für fich fordert, umfaßt nur den Hauptgottesdienſt mit 
Ausſchluß der Nachtmahlsfeier und iſt im Wefentlichen durch folgende 
Bemerkungen begleitet: 


Zu A. 1. Hier dürfen nicht Lieder gebraucht werden, welche ihre 


eigentliche Stellung in der folgenden Liturgie finden, wie 3. B. dad: 
Wir glauben AN’ an einen Bott ıc., oder das: Kyrie, Gott Vater in 
Ewigkeit ıc., oder das: Allein Gott in der Höh’ fei Chr’ ꝛc. 


Zu A. 3. und A. 5. Aus den agendarifchen Vorräthen hat der 


Üurg hier freie Mahl, es iſt aber fehr rathſam, eine Formel in 
tegelmäßigen Gebrauch zu nehmen. Um nicht neue, vom Geiſt erzeugte 
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gefolgert wird, daß für die Kirche, wie ſie jetzt vorllegt, Agende 
und Union ein unzertrennlicdhes Ganze bilden. | 

Der fonntägliche Hauptgottesbienft fol in drei Theile zerfallen: | 

1. Eingang, — ü 
2. Aneignung des Mortes, 
3. Frucht des angeeigneten Wortes. 

Es wird hierüber folgendes geurtheilt: 

1. Der Eingang ſoll nach dem Schema B zum Inhalt habe: | | 
Allgemeines Beten, Loben, Belennen, Flehen und Dankfagung; und 
hier bleibt nun bie Frage, wohin fommt bei dieſer Eintheilung das 
Sündenbefenntniß zu ftehen, und muß nicht dieſes gerade als 
ein Hauptact ber Liturgie betrachtet werden? 

Zu 2. Es ift ald richtig anzuerkennen der Inhalt des zweiten. 
Teiles, nämlich der Aneignung des Wortes und zwar alt: 
Schriftoorlefung, Befenntniß und Predigt, und es ift Hier nur zu 
erinnern, daß Die Predigt aus dieſem Zufammenhange nicht heran 
gerüdt werden darf. | 

Zu 3. Frucht des angeeigneten Wortes. Weber die An⸗ 
gemeſſenheit dieſer Eintheilung kann man Bedenken und Zweifel hegen: 
im Allgemeinen iſt aber als weſentlicher Inhalt für das Ganze der 
Liturgie anzufehen: ! 

1. Das Stindenbefenntniß. 

2. Die Verkündigung und bad Bekenntnis des Wortes. 
3. Bitte und YFürbitte. 

4. Lob und Danf. 


Der Berfaffer bemüht ſich Hier moch im Allgemeinen dad Be: 
haͤltniß der Thatigkeit des Predigers und der Gemeinde fefzuftelen, 
indem er folgende Grundfäge ausipricht: Die weſentlichen Acte muͤſſen 
als ſolche ſtets in wiederkehrender Form und nie im Choralgeſang allein 
hervortreten (Vgl. C. 2, Nr. 8. ©. 51). Ebenſowenig darf ein folder 
Act allein in das vom Prediger zu haltende Gebet zu liegen Fame 
wie wir dies in den Rheinlanden zu tragen haben (Vgl. €. 2, Nı.d 
&. 51). Der Chor, welcher überall feiner Ratur nach nur hinzus 
kommt, nicht die Gemeinde vertreten kann, darf nie einen Hauptach 
ausfchließlich behandeln ſollen, und endlich muß die Gemeinde hi 
dem, was der Prediger für fie thut und ſpricht, anerfennend mit 
thätig fein. 

Mit größerer Ausführlichkeit, ald Die vorangehenden Begutachter, 
wendet fich nun der unfrige zu der mehr ind Einzelne gehenden Durch⸗ 
fiht der drei. Haupttheile der Liturgie. | 


Erfler Theil. 


Den Eingang bildet das Eingangslied, zu welchem ‚aber nicht 
ein den Inhalt der Titurgifchen Hauptftüde vorwegnehmendes Gefang‘ 
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füf gewählt werben darf (gegen C. 2, Nr. A u. 5 u. 8); dagegen 
Inn ein ſolches auch nach Wunſch ganz weggelaflen werden. 

Dem Sündenbefenntniß ifl eine Aufforderung des Geiſtlichen 
an die Gemeinde vorauszuſchicken, und es ift dasfelbe aus einer reichen 
Auswahl der Agende mit der Maßgabe, daß ed recht kurz und ausdrucks⸗ 
vol gewählt fei, herauszuheben und wenn thunlich, von dem Geiftlichen 
fnieend zu fprechen, auch von der Gemeinde allenfalls mitzufprechen. 

Die Abfolution muß ebenfalls in einem deutlichen und fchrift- 
gemäßen Charakter hervortreten und kann nicht in einer fogenannten 
Dorologie ohne Gnadenſpruch beftehen, desſelben gleichen muß auch 
tie wirkliche Dorologie ein Ausdrud des allerfpeciellftien Danfed für 
tie empfangene Gnade fein. Am paflenpften wird hier das: Ehre fei 
Bett in der Höhe in Fürzerer oder weiterer Ausbringung erſcheinen, 
ae auch die Mahl anderer neuteftamentlihen Lobgefänge 
dürfte fich Hier empfehlen. Bür den erften Theil des Gottesdienſtes 
biden alfo die Regel: 

I. Sündenbefenntniß vom Geiſtlichen oder vom Geiftlichen 
und der Gemeinde ſtehend over fnieend gefprochen, mit ober 
ohne Aufforderung dazu. ' 

2. Anftimmung der Gemeinde im Gefang: Kyrie ıc., Chriſte, 
Du Lamm Gottes ıc., Herr, erbarme Dich ıc. oder in einem 
fonftigen Choralverd. 

d. Abfolution von dem Geiftlichen in einem beflimmten For⸗ 
mular oder Gnadenfpruch ausgenrüdt. 

4. Danffagung der Gemeinde für die Vergebung in einem Ges 
fangftüde oder Choral. 

Es ift hierbei nur noch zu bemerfen, daß die oben unter 1 — 3 
ungählten Theile in der rheinifchen Kirche in ein Morgengebet zus 
Ammengefaßt werben dürfen; ferner, daß in der römischen Gefandts 
ſaftzcapelle Hinter Nr. 3 und vor Nr. 4 das Gebet des Herrn zum 
ten Male gefprochen wird, was nicht eben unpaffend erfcheint, 
und endlich, DaB es ganz undeutlich geblieben, was in der Denlſchrift 
(0.2, Ne. 8) der „anfangsweife” Gebrauch des Vater Unſers 
heißen fol). 

Zweiter Theil. 
Ankündigung, Bekenntniß und Aneignung des göttlichen Worte. 


Hier läßt fich gegen die Eintheilung des Wefentlichen eine Ers 
Mmerung nicht machen, aber was zum Mannigfaltigen gerechnet wird, 
ſheint eine Verwirrung herbeizuführen, fo unter anderem die Erwäh— 
Nung eines altteftamentlichen Lection, welche viel paſſender in einen 
Rebengotteöbienft zu verlegen fein wird; fo auch die Freigebung der 
Stimmung, daß von den beiden Perikopen eine allenfalls weggelaffen 
den lͤnne. Daß der Glaube und das Gebet des Herm auch im 


N Dafür if zu leſen: „anhangsmweife.“ 
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Eingange der Iiturgifchen Acte eine Stelle einnehmen dürfen, dawider 
ift fchon Zeugniß abgelegt und. mit dem mittelft des Nicänifchen Sym- 
bolum einzuleitenden Wechſel kann fich der Berfafler ebenfalls nicht 
als einverſtanden erflären. Als eine Erlaubniß aber kann es gelten, 
weil es den Cultusgebrauch der morgenlaͤndiſchen Kirche heutiges Tages 
für ſich hat, wenn das Glaubensbekenntniß nach der Predigt 
geiprochen wird. we 

Dritter Theil. 

Frucht des angeeigneten göttlichen Wortes in Dankſagung und Biitgebet. 


Dieſer Theil iſt ſehr zart und ſchwierig zu behandeln, weil hier 
pie Blüthe und Spitze der Andacht liegt. Schon in der Ueberſchrift 
dürfen die Worte: Lob und Preis’ Gottes nicht fehlen; jo zwar, 
dag Bitte und Fürbitte in getrennter Stellung vorangehe, Lob md 
Preis dagegen folge und die Hingebung Im Danfgelübde vermittele, 
was namentlich dann unvermeidlich wird, wenn der KHauptpredigls 
gotteödienft mit der Abendmahlöfeier verbunden wird. Won dien 
Berfnüpfung wird gleich nachher befonderd gehandelt, im voraus aber 
muß erklärt werben, daß die Beſtimmungen Denffchrift C. Rr. 10, 
1—3, ©. 52 unpaſſend erfcheinen, und daß es bedauerlich erfcheint, 
für Diefe weitere und vollfommenere Form des Gottesdienſtes einen 
Entwurf nicht vorzufinden. Als weſentlich für den legten Haupttheil 
des Predigtgottesdienftes fieht der Verfaſſer an | 

1. Bitt- und Fürbittengebet (Salutation des Beiftlichen) oder 
auh Litanei und Geftattung einer Pauſe zum ftillen Gebe. 
2. Danf- und Lobgebet mit over ofne Praͤfation u. Sanctus. 
3. Gebet des Herrn (vorher einflimmenver kurzer @emeinde 
gefang oder das: Heilig, heilig ꝛc.) 

4. Der aaronitifhe Segen. 


Die Abenpmahlsfeier im Allgemeinen. . 


Die Abendmahlsfeier ſteht mit dem Predigtgottesdienſt Feineöiwegd 
in einem zufälligen over auch nur empfehlenswerthen Zufammenhange, 
fondern fie ift der vollfommene und naturmüchfige Beftanptheil bed 
ganzen Gottesdienſtes. Wir find von der Idee diefer Verbindung ab— 
gekommen, je mehr der Begriff der Kirche bei uns zurückgetreten if, 
und in dem Gotteödienft der Gedanke an das Empfangen oder all 
das Verhaͤltniß des Einzelnen zu dem Herrn fih in ein Uebergewich 
verfeßt hat. Die Apologie der Augsburgifchen Confeſſion unterſcheide 
als durchgehend: 

1. Das Opfer, d. i. das Werk des Menfchen vor dem Herrn obei 
das facrificielle, welches in Predigt, Danffagung, Lob und De 
kenntniß befteht. u | 

2. Das Sarrament, das MWerf Gottes oder das Sacramentale 

. welches bei der Austheilung oder im Genuß erfannt wird. Dat 
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beide in Verbindung mit einander fich entfalten, iſt die fort- 
[hreitende Aufgabe der untrten Kirche. 


Stellen fich nun bei der Abendmahlsfeier Dogmatifche Gegenfäße 
heraus, fo liegen diefe allein auf der facramentalen Seite, wo dad 
Gewicht gelegt wird auf die Worte: Das ift mein Leib, das ift mein 
Blut. Die Nachtmahlsfeier aber als folche hält nur die facrificielle 
Eeite befeßt und erfüllet fh durch ein Handeln und Thun nad 
tem Gebote des Herren. Diefer hat nämlich bei der Einſetzung nicht 
geſagt: Denket das, noch auch glaubet das, fondern thut das, und 
tes iſt ja freilich ein Thun durch den heiligen Geift, und hier fommt 
für den Feiernden der wefentliche Nachtmahlsbegriff zur Verwirklichung. 
dar Here hat nämlich nach dem Berfaffer das Abendmahl eingefeßt, 
nem er die Segnung des Brotes und Kelches durch ein 
Dnnfgebet zu feinem Gedächtniß als Verfündigung feines 
Id, und dann das Effen und Trinfen des Brotes und 
kelhes gebot. Hiernach ergiebt fih nun die Zufammengehörigfeit 
der Abendmahlsfeier und des Predigtgotteövienftes und die Innere Wich- 
igfeit der Sache; e8 begründet fich aber auch hieraus, daß man nicht 
wird behaupten Fönnen, die bisher feftgebliebene und beibehaltene Feier 
des Abendmahls habe den Verfall desfelben in dem letzten halben Jahr⸗ 
hundert irgendwie mit verfchuldet. 


Die Abendpmahlsfeier in fich felbft beurtheilt. 


Es iſt gewiß für eine ganz vage Aeußerung anzufehen, daß 
gend ein euchariftifched Gebet nothwendig fcheine, und gewiß würde 
im folches feine Stellung nicht in der Einleitung finden. Cbenfo 
Inentigend ift die Annahme, die Weihe des Nachtmahls werde 
duch das Sprechen ber Einfegungsworte vollzogen, was jeden- 
hlß eine vömifch-Fatholifche Anficht, und weder biblifch,; noch alt 
frdlig, am wenigften evangelifch zu nennen wäre; wenn es auch 
anige Iutherifche alte Kirchenbücher giebt, in welchen das Herfagen 
der Einfegungsworte unter dem Titel: „die Segnung des Abend» 
mahls" aufgeführt wird, fo ift doch die Anzahl der Iutherifchen 
Agenden weit größer, welche die Recitation jener Einfegungsworte 
a8 eine „Feine Furze Summa” anfehen und an fi nicht für 
unbedingt nothwendig erklären, und bie eigentliche Weihe hinter biefe 
Einfefungeiworte verlegen in das fogenannte euchariftifche Gebet. 
Dit diefem Urtheil ſtimmt auch die heilige Schrift, denn weder Paulus 
Inn bei den Morten: „der gefegnete Kelch, welchen wir fegnen“ ix. 
"od die drei Evangeliften Fönnen bei der Erzählung: „Unfer Herr 
sus Chriſtus, in der Nacht, da er verrathen war, nahm er das 
dtot, pries oder danfete“ xe., daran gedacht haben, daß die Ein- 
ttungsworte dabei zu verftehen feien; vielmehr kann die eigent- 
Ihe Weihe ober Determination zu Gpeife und Trank des ewigen 
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Lebens nur liegen in dem euchariftifchen Gebete, wobei aber nidt 
an etwas befonderd Myſteriöſes oder Myſtiſches, fondern lediglich 
an das Lob- und Danfgebet zum Gedächtniß des Herrn, 
verbunden mit der Berfündigung feines Todes zu denfen if. 
Es ergeben fi alfo al8 wefentliche Theile der Abendmahlsfeier 
diefe drei: Einleitung, Weihung und Austheilung zum Genus, 
wozu noch als Abjchluß ein vierter, die Dankfagung, treten wir. 
Zur Einleitung wird gewöhnlich die Anmahnung an die Coms 
municanten gerechnet, deren Stellung übrigens nicht organifch als noth— 
wendig zu erfennen ifl. Die eigentliche Eröffnung befteht in dem 
Wechſel der Eprüche zwifchen dem Beiftlichen und der Gemeinde: 
Beiftlicher: Erhebet eure Herzen! 
Gemeinde: Wir erheben fie zum Herrn. | 
Beiftlicher: Laffet und danken dem Herrn, unferm Gott! 
Gemeinde; Das ift recht und würdig. u 
Näher zur Handlung hin führet demnächſt, wenn auch nid! 
wefentlich nothwendig, doch fehr ſchicklich, das ſogenannte Bräfationd- 
gebet und das Sanctuß der Gemeinde, 

Hierauf folgen als Hiftorifche Anknüpfung an die eigentliche 
Handlung die Einfegungsworte, und ob nun vor Diefen oder nad 
diefen das Gebet des Herrn feine rechte Stelle habe, läßt fid ur 
fundlih faum ermitteln. In der Liturgie der apoftolifcen 
Conftitutionen finden ſich dagegen die folgenden Worte ald Ueber 
gang von den Einfegungsworten zu dem eigentlichen Gebet: 

„Eingedenk nun feines göttlichen Gebotes loben und preifen wir did, 
fagen wir dir Danf, nicht wie wir follen, fondern wie wir ver 
- mögen, fagen wir dir Danf, o himmlifcher Vater, verfündigen wit 
den Tod deines eingebornen Sohnes, befennen wir feine Auferftehung 
und Himmelfahrt.” . | 
Die meiften Liturgien fügen noch die Worte hinzu; 
„Eingedenk feines göttlichen Gebotes bringen wir Dir dar dies Opfe, 
daB Deine von dem Deinen.” | 

Unſere evangelifche Kirche hat nun für dieſes euchariftifche Gebe 
feine beftimmte Formel ausgeprägt, wahrfcheinlich weil in dei 
xömifchen Kirche die reine Idee von dieſem Beitandtheil buch di 
Mefje verloren gegangen war. Die Urkundenſammlung von Höjlint 
bewahret zwar ein einziged kurzes aber jchöned Gebet, welches abeı 
eigentlich als Danfgebet an den Schluß der Nachtmahlöfeier gehen, 
und das eigentliche euchariflifche Gebet immer nicht vertreten kann. & 
lautet dasfelbe alfo: - | 

„Allmächtiger, wahrhaftiger Gott, ewiger und einiger Vater unfert 
Heilandes Jeſu Chriftil Wir danken die für alle Wohlthat un 
fonderlih, daß du dich gnädigli und genffenbaret haft, und hal 
uns deinen lieben Sohn zum Mittler und Verjöhner für und vet 
ordnet und und durch ihn vom ewigen Zorn erretjet und wiederun 
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zu ewiger Seligfelt angenommen.. Wir danken dir au, allmächtiger, 
eingeboruer Sohn Gottes, Jeſu Chrifte, daß du aus großer Liebe 
gegen die arme menschliche Creatur für uns. gebeten haft, und haft 
menfhliche Natur an dich‘ genommen, damit nicht die Menfchen ganz 
in Ewigfeit verworfen würden, fondern 20.” 

Es muß mithin doch verfucht werden, ein folches euchariftifches 
Gebet neu zu bilden und dasfelbe mit einer Turgen aber kraͤftigen Ein- 
fimmung der Gemeinde, etwa in der Art zu verfehen: 

„Deinen Tod verfündigen wir, deine Auferftehung befennen wir, 
beine Herrlichkeit preifen wir! Komme bald, Here Jeſu, fomme bald.” 

In Bunfens Sefangbuh S. 470 u. f. findet fich überdem zur 
Yung von Dankjagungsformularen für die Communicanten ein 
reiches Material, . 

In mehrerem alten Liturgien findet fich ferner noch an diefer Stelle 
ine Bitte um Herabfommen des heiligen Geiftes zum Segen ber Ge⸗ 
ninde und der Elemente, davon fich ein. Beifpiel bei Bunfen-©. 483 
u. f. vorfindet. 

Der eigentliche urkundliche Ausdruck dieſes Gebeis war: 

’ nuüs xl Ei va nooxtiusve daoa! — 

Nun, an den Schluß aller dieſer Gebete, ift das Gebet des Herrn 
hflend zu verſetzen. 

Hierauf folgt nach einer kurzen biblifch geformten Einladung die 
agentlihe Diftribution des Abendmahls, welche Demnächft mit einer 
Dankſagungs⸗Collecte und mit dem Gegen geichlofien wird. 

Endlich fpricht fich Died Gutachten noch über die Verbindung des 

Abendmahls mit. dem Hauptgottesdienſte alfo aus: 
„Tritt diefer wichtige Fall ein, ſo gehen dann der Nachtmahlsfeier 
hoch voran im Hauptgottesdienſt die Predigt, ein kurzer Ges 
neindegefang, die Salutation, das Bitt- und Bürbitten- 
gebet, die Prafationen, das Präfationsgebet und Das 
Sanetus.“ | 
Nach Abfingung dieſes Sanctus, bis zu welchen Hin der Ver⸗ 
Mir des Gutachtens, auch wenn feine Abenpmahlefeier ift, den ges 
wöͤhnlichen Gottesdienſt fortzuführen anräͤth, findet fich Die Stelle, wo 
die ewa abgehenden Gemeindeglleder in einer mit Orgelfpiel auszu⸗ 
ſuͤlenden PBaufe entlaſſen werben können. | 

Was num fonft der fachkundige Verfaſſer über Brivat- und 
ranken-Communionen beibringt, ergiebt fich ſchon aus dem 
Jufammenhange des Ganzen, auch erlangt Hier der Borfchlag feine 
volle Wichtigkeit, daß jedes enangelifche Gemeindeglied wie von ber 
iturgifchen Ordnung überhaupt, auch von den Perikopen und Fefttage- 
Collesten, fo auch von der eben beſprochenen Abendmahlsordnung einen 
Abdrud erhalten müſſe. 

Am Schluß der fehr ausführlichen und lehrreichen Aybeit des 
Berfaffers findet ſich nun noch ©. 335 — 340 in Verſuchsform ein 
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Entwurf einer von Ihm proponirten Gottesédienſtordnung 
mit Angabe des Wandelbaren und zuläffig Mannigfal- 
tigen, welcher zur Beurtheilung des vielgenannten euchariſtiſchen 
Gebets dienen kann und nachzulefen fein wird. - 


Mir wenden und nunmehr zu den Beiträgen und Bemerkungen, 
welche das Gutachten Nr. IV gegeben hat. 

Abgefehen von dem, was in das Befenntniß der eigenthuͤmlichen 
Brundanfchauungen des Verfafferd gehört, Haben wir vorzugsweiſe an 
diefer Stelle dem Ausfpruch unfere Aufmerffamfeit zuzumenden: Das 
Eharafteriftifche des Liturgifchen, daß e6 nämlich das übers 
wiegende Gemeinfame und darum auch das mehr oder we 
niger Gebundene, das mehr oder weniger fetig Wieder 
fehrende ift, führt zu der Frage hin, welche Gemeinſchaft in 
der Liturgie fo als die handelnde aufträte, daß ihrem Gewiſſen di 
Entfcheidung zufalle, und diefer Frage kommt nach dem ganzen 34 
ſammenhange ded Gutachtens die Antwort entgegen: 

Die Liturgie iſt Gebet, Bitte, Dank, Anrufung, Gelöbniß, Br 
fenntniß der Gemeinde, fo zwar, daß bei derfelben auch dad Ge⸗ 
wiſſen des Geiftlichen und das Gewiflen der Kirche in Betrag 
fommt, aber die legte Entfcheidung lediglich in Das Gewiſſen 
der Gemeinde fällt. Bu | 

In unferer evangelifchen Kirche wird Daher gefordert, daß in der. 
Riturgie die Gemeinde felbft betet, bittet, dankt, befennt und handelt 
und daß dies alles gefchehe im Glauben ohne unfer Verdienſt. 
Bo alfo auch mit den fehönften Formen umgeben das opus operatum 
anhebt, da hört auch der Segen des Gottesvienftes auf. Hiernach 
fann die Liturgie Feiner evangelifchen Gemeinde in einer andern Zorm 
als in der Form der Freiheit angeboten werben, und ihre wahr 
Beichaffenheit hängt damit zufammen, daß fie in allen Stüden den 
evangelifhen Principien entſpreche. Selbſt das Herfömm- 
liche und das Alte, welches bei dem Gemeinfamen allernings fehr 
in Betracht kommt, kann doch allein für fich ihren Werth nicht de 
flimmen und erhält nur dann erft Gewicht, wenn dieſes Alte ald ein 
lebendiger Ausdruck des gemeinfamen evangelifchen Glaubens anzufehen 
it. Auch Elemente der Kunft und Wiſſenſchaft Fönnen nur 
eine dienende Stelle in liturgifehen Bildungen erfahren, denn die Li⸗ 
turgie foll eben nichts ald nur den Glauben darftellen und erhalten. 
Endlich hat felbft, was einzelne Perſonen aus der reformato— 
rifchen Zeit anlangt, eine unbedingte Geltung nicht, und mie der 
read, fo iſt auch liturgifchen Formeln eine Fortbildung 
nöthig. 3 

In gleicher Weiſe, wie die Gemeinde auf den Geiftlichen, uͤbt 
auch die Kirche an ihrem Ort ein Verhaͤltniß auf die Gemeinde aus 
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Sie hat ihre Gemeindeglieder über die Grundfäge aufzuklären, 
nah denen fie liturgifche Orbnungen als Vorbilder aufftellt, wie 
fe ja das bei Vorbildern der Lehre ebenfalls in Ausübung bringt und 
um jo mehr, als die liturgifchen Vorfchriften ein viel längeres Fort⸗ 
beftehen für fich in Anfpruch nehmen, und während fie es fich zur 
Picht macht, von jeder maßgebenden Veränderung die Gemeinde in 
Lenntniß zu ſetzen und deren Brüfung zu veranlaffen, wird fie 
doch andererfeitö zur Annahme folcher Beftimmungen nicht hindrän⸗ 
gen, felbft zur Einführung des Befleren nicht zwingen wollen und 
we Anwendung von Strafen erft dann fchreiten, wo man mit Bor: 
wiß oder zur Verletzung einer Gemeinde Kräfte in Bewegung ſetzt. 

Mit diefem freifinnigen und milden Berfahren wird die Kirche 
um jo gewiffer ihren Zwed erreichen, als fie auf biefem Wege die 
Older der Gemeinde zu dem Bewußtſein bringt, daß fie nicht für 
N, fondern für die Gemeinde, ja für die evangelifche Kirche im 
Omen genommen handeln, und daß die Fülle des Geiftes und feiner 
Gaben nicht in dem einzelnen Glieve, fondern in dem ganzen Leibe 
des Herrn fich wirkſam erweiſe. 

Allerdings kann hier die Frage aufgeworfen werden, ob nicht die 
Kirche für ſich das Recht des Ordnens der liturgiſchen Ma— 
terialien in Anſpruch nehmen koͤnne, und namentlich, ob es ihr nicht 
uiche, die PBerifopenreihen, die angenommenen Belenntniffe 
und andere feierliche Formeln in der Agende normativ nieder 
julegen. So wenig man aber dagegen im Allgemeinen erinnern 
wird, fo muß man doch an die Möglichkeit denken, daß auch un⸗ 
fangelifche Beſtandtheile in eine Agenve fich einfchleichen Tünnen, daß 
uch auf die Stellung der Theile in einem evangelifchen Gottespienfte 
ad ankommt und endlich, daß es einem evangelifchen Gewiſſen zu 
Mr harten Aufgabe werden Tönnte, bei der heiligiten Angelegenheit 
Seele, beim Gebet, fich unbedingt einem Ordner zu unter- 
verfen. Gewiß ift invefien, daß noch Theile der Liturgie übrig 
teben, namentlich die Borfchriften über Taufe, Gonfirmation 
ud Abenpmahl, welche ihrer Natur nach über die Gemeinde 
Ninausreichen, in diefen räumt das Gutachten ein, daß Die Ent- 
IHeidung der Kirche wefentlich gebühre. 

Der Geiftliche al8 folcher kann für fih einen Anfpruch auf Ent- 
ſcheidung in dieſen Beziehungen nicht machen, wohl aber fordern, an 
lolde Ordnungen gebunden zu fein, welche ein fittliches und leben⸗ 
diges Handeln nicht befchränfen, worunter aber nicht verflanden werben 
hl, es muͤſſe ihm als Liturgen auch erlaubt fein, freie Productionen 
m Altardienft zu machen. Merkwuͤrdig tritt hier noch die Erflärung 
des Verfaſſers hervor, daß freie Productionen von ganzen 
Verfammlungen in ver Regel nicht ausgehen können, fon« 
dern daß in diefem Stüde nur der begabte Einzelne, von den 
Ausftattungen eines fruchtbringenden Zeitalters begün- 
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ſtigt, Großes und Dauerndes zu leiſten vermöge. Wie 


alle Kirchenlehren, ſo haben auch alle Kirchenordnungen 


und Gebete einen ganz individuellen Ausgangspunkt ge- 
habt. 
Als eine wichtige Forderung beim Aufftellen liturgiſcher Ord⸗ 
nungen wird enblich noch das Verlangen audgefprochen, daß es nad 
Maßgabe ver kirchlichen Bildung und nach dem geringeren oder größeren 
Bedürfniß der Freiheit auch verfchiedene Agenden für verjdie 
dene Kirchenfreife geben möge. | 

Bon den hier aufgeftellten allgemeinen Grundſaͤtzen geht nun de 
Verſaſſer zur Beurteilung der in der Denkſchrift vorgelegten Ent- 
würfe über und betrachtet ed als eine willfommene Erſcheinung: 

1. daß auf diefem Felde nichts ohne ſynodaliſche Mitwir- 
fung geichehen und daß auf diefem Wege eine Verſammlung zu 
Stande gebracht werden foll, welche materiell als die Traͤ⸗ 
gerin kirchlicher Einfiht und Erfahrung und formell als 
die Darftellung der Landeskirche angefehen werden koönne. 
Selbftverftändlich aber wird auch eine ſolche Synode, ohne Rüd- 
frage bei den Gemeinden zu halten, nicht6 ausrichten, auch 
einmal für allemal nicht Feftfeßungen treffen, am wenigften abe 
zwingende Vorfchriften von fich ausgehen laſſen können. 

2. Es ift ald Gegenſtand der befondern Freude ferner bemalt 
worden, wie Die litwrgifche Ordnung al6 geordnete Freiheitge 
dacht if, und wie man an die Herfiellung einer Einheit ge 
dacht hat, in welcher Webereinftiimmung in der Mannichfaltig- 
feit herrfchen fol. Der Berfafler bemerkt hierzu, nach feiner Anſicht 
fei es nicht gut, nach Formiofigfeit zu ſtreben, fondern bie Liturgie 
müffe wirflich ihren, das iſt hier den evangelifchen, Charakter aus⸗ 
prägen. . Eben fo wenig fünne man ſich dur ein Einerlei de 
Formen in den verfchiedenen Kirchen befriedigt fühlen, und mas nun 
die Mannichfaltigfeit betrifft, fo hat man doch auch biefer nicht 
zureichende Rechnung getragen. Offenbar nämlich ift auf den lu— 
therifchen Typus fchon früher mehr, als auf den reformirten 
hingefehen worden, oder man hat, um nach beiden Seiten hin geredt 
zu werben, nicht friiche Schöpfungen, fondern fühle Ausgleichungen 
verfucht und das Wenigfte dafür gethan, daß auch Die unirte Kirche 
die Nüdficht finde, welche fie vor andern verdient; ja, man folle 
eigentlih mit Recht von einer Landesliturgie fordern, daß die 
liturgifchen Ordnungen derfelben ohne Ruͤckſicht auf Befenntnif- 
verjchiedenheiten in allen Theilen des Baterlandes uns 
benenflih in Anwendung gebracht werden fönnen. 

In Bezug auf das Einzelne folgt nun, was der Verfafjer über 
den Unterfchied des Wefentlichen und Unweſentlichen gu fagen hat, 
namlich, ihm fei nichts wefentlich, al6 daß Ordnung walte und daß 
dieſe Ordnung evangeliſchen Charakter behaupte, welchen er 
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hirgenbs vermiſſen werde, wo, hier abgefehen von den Sacramenten, 
freie Bredigt des göttlichen Wortes, deutſcher Choral und 
dad Gebet feine Stelle habe. Daß von den übrigen Beftanptheilen 
der Agende nicht gejagt werben Fann, fie gehören zu den wefentlichen, 
davon kann man fich leicht Kberzeugen, wenn man nur an Die Bes 
ſchaffenheit unſerer Nachmittagsgottesdienfte denft, oder wenn man 
vergleicht, wa S. A7 u. ©. 51 u. S. 51 B. u. ©. 52 G. als wefent- 
lihhe Beſtandtheile des Hauptgottesdienſtes hervorgehoben wird; denn 
man darf ja annehmen, daß, wo in den Entwürfen ein „oder!” 
geießt if, da auch eine Wahl erlaubt, within ein unbedingt 
Veſentliches nicht geradehin vorgefchrieben fei. 

Dem Zwede der Erbaulichkeit würde nach den Wünfchen bed 
Berfofer näher getreten werden, wenn ein beſtimmtes Cingangs- 
lied ganz gefungen, nach der Antrittsformel ein zufammenfalfendes 
Gebet im der Korm eines Morgengebets gefebt, wenn anflatt ber 
Derifopen, welche er fonft nicht verwirft, ein fortlaufendes 
Leſen von größeren Schriftftüdfen geflattet, danach der @laube, 
an Predigtlied und die Predigt, mit freiem Herzensgebet be⸗ 
ginnend umd fchließend angereift, und das allgemeine Kirchen» 
gebet, weiches fich in ber Sammlung von Bunfen S. 408 und 
6.464 findet, zugelaffen und endlich noch ein Schlußlied ver Ge⸗ 
Minde vor dem Segen: vorgefchrieben würde. 

In derfelben Weife und in gleichem Sinne und wie vorhin 
durchweg ohne Mefponforien der Gemeinde würde der Berfaffer beim 
Kligen Abendmahl (vgl. S. 53 B. des Entwurfs) fich befriedigt fühlen, 
Den an das: „Friede fei mit Euch” die Anmahnung der älteren 
uberifchen Agenden, welche jedoch eine Gorrectur zu erfahren habe, 
da das „Hochwürdige” und das „Niederfnieen“ aus der evangelifchen 
he forifallen muͤſſe, ſich amreihte, darauf ein Gebet um gefegneten 
Omuß des heiligen Abendmahls (Höflings Urkundenbuch ©. 115), 
ud allenfalls die Bräfation und die Weihung (S. 54 der Denffchrift) 
igte, welche namentlich” bei Landgemeinden eine Befräftigung durch 
Anftinmung paflender Liederverfe (3. B. Jeſu, wahres Brot des Le⸗ 
heng x. Nehmt und eßt ꝛc.) erhalten duͤrfte, woran ſich die Aus⸗ 
Nilung nach der Spendeſormel der unirten Kirche, und nad) 
tr Beendigung Des Actes die alte lutherifche Eollecte und der 
Segen anfchließen könnte. Zu allen dieſen Wünfchen fpricht der 
Verfaffer die Verwahrung aus, daß damit etwas Allgemeines zu 
hen ihm nicht in den Einn fomme, und läßt darauf noch al einzelne 
Ötmerfungen folgen, daß eine Verbindung der Abenpmahlsfeier mit 
dem Predigtgottesdienſt fein Fönne; daß für die Gemeinden in ber 
Noßen Mehrzahl Choralgeſang viel eingreifender als Refponforien 
Dirfe; daß dem Liturgen, wo er ed von Herzen wünfcht, das Singen 
geflattet werde; Daß man bei der ganzen Handlung das Mufter bei 
dunfen (S. 457 u. f.) nicht überfehe; daß, wo der Ölaube von der 
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Gemeinde gefungen wird, auch über den Gebrauch des längeren ober 
fürzeren Glaubensliedes eine angemefiene Beftimmung getroffen, 
auch das nicänifche Symbolum zwar zur Abwechfelung zugelaflen, aber 
nicht als vorgüglicher betont werde und daß man im Allgemeinen 
nicht blos die Unebenheiten und Heinen Verftöße in dem allgemeinen 
Fürbittengebete entferne, wo man es nicht vorzieht, die Kaflung in 
Bunfen’s Geſangbuch (S. 464) in Anwendung zu bringen, fondern 
auch theils den Gebrauch der Litanei nicht für unbedenklich in 
unferen Gemeinden anfehe, theild bei dem Gebet des Herrn nicht 
unerwwogen laffe, daß nicht eine zu flarfe Betonung auf die Worte: 
„mit der ganzen Ehriftenheit auf Erden“ und „wie unſer Her 

Jeſus Ehriftus uns befohlen hat” gelegt werbe. 
| Für feine Perſon verhehlt der Verfafler nicht, daß Ihm das Geh 
nach dem „Heiligen Chryſoſtomus“ einer durchgängigen Umarbeitung zu 
bedürfen fcheint und daß für das eigentliche Kirchengebet eine befier 
Redaction bei Bunfen zu finden if. 

Bon Bereutung auf dem theologifchen Standpunkte des Verfaſſers 
ift endlich die Bemerkung, daß man den Gebrauch verfchiedener 
Spendeformeln nad dem Belenntniß, ja nach Beobachtung 
des in der Gemeinde Ueblichen noch eine größere Anzahl von 
Spendeformeln zur Auswahl geftatte. 

- Aus den befannten Grundfägen des Verfaſſers laͤßt fich nun 
von felbft entnehmen, in welcher Weile und Ausdehnung er bei Auftecht⸗ 
haltung der liturgifchen Ordnung einen disciplinarifchen Zwang 
zulaffen fann und wird. 

Un nun noch feine Yeußerungen beizugeben 

1. über etwaige andere ihm fühlbar gewordene Mängel der 

jegigen Gottesdienſtordnung, 

2. über den Mangel eines Abenpmahlsgebetes, 
erklärt er: 

Ad 4. feine Urtheile über Entftehung und Einführung ber jetzigen 
Agende fchon gelegentlich namhaft gemacht zu haben; und 

Ad 2. er könne mit Weberzeugung die Gebete in Hoͤfling's 
Urkundenbuche 3.8. S. 115 und ©. 107) zur Einführung empfehlen; 
er könne auch nicht8 gegen die gelegentliche Anwendung der in Auguſtiv 
Denfwürbigfeiten (B. 8 ©. 107 und 109) aus den apoftolifchen Con: 
flitutionen herübergenommenen Gebete erinnern, außer, daß fie vielleicht 
einer leichten Correctur bevürfen würden; Dagegen halte er es für 
genügend, die ältefte vollftändige Abenpmahlsliturgie au 
den Conftitutionen in einem Abdrucke beizufügen, um anfchaulid zu 
machen, daß wir hier einer für viele evangelifche Ehriften 
unerträglichen Ausdehnung und offenbaren Nachflängen aus 
dem römifchen Mepgottesptenfte begegnen. Ein gleiches Ver⸗ 
fahren hat er auch Hinftchtlih der Berner Agende von 1775 ein 
treten laſſen, in welcher zwar nicht die von Ihm ernftlich abgelehnte 
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Dpferidee, wohl aber der Gedanke eines Bundes mit dem Herrn 
das Borherzfihenbe ift, und dem Ganzen einen Charakter von Nuͤchtern⸗ 
heit verleiht. 

Den Schluß der ganzen Abhandlung bildet nun eine feierliche 
Apellation an das durch Art. 15 des Staatögrundgefehes für immer 
feſtgeſtellte Recht der Kirche, ihre Verfaflung fich felbft zu ordnen; ber 
Berfaffer fpricht damit auf das ntfchiedenfte dem Kirchenregiment 
dag Recht ab, durch eigene Beranftaltungen in liturgifcher Beziehung 
Drvnungen zu machen. 


C. Unmaßgebliches Urtheil des Referenten. 


Gewiß wird Niemand, welcher diefer hohen Berfammlung ale 
Mitglied beiwohnt, von mir bie Erwartung hegen, daß ich mich zu 
ine eigentlichen Kritik der mit möglichfter Ausführlichkeit aufge: 
fürn Gutachten für berufen erachte. Es würde das fihon wegen 
de in dieſer Conferenz vertretenen, ungeachtet der herzlichen Einheit 
im Gicherftellen ver Fundamentalartikel des evangelifchen Glaubens 
doch feflzuhaltenden und mit zartem Ernft zu wahrenden Con» 
feffionsverfchiedenheit als etwas ganz Unangemeſſenes erfcheinen 
und mit dem Gefühl einer wahren Union völlig unvereinbar 
fin; ich müßte in Sonderheit eine folche Stellung fchon darum ents 
ſhieden ablehnen, weil es fich hier um ein Richteramt über vier 
Kamen handeln würde, welche durch die Studien und Gelehrfamfeit, 
welche durch die Urtheilsfähigkeit und durch den fittlichen Charakter 
rer Träger mir zum Theil ſchon längft befannt, jedenfalls beim 
Einarbeiten im dieſe Aufgabe noch näher getreten find. 

Ein Urtheil und zwar auch ein amtliche wird aber, um aus⸗ 
mitteln wie weit ber Neferent mit dem einen oder dem andern ber 
eheten Heren Verfaſſer in der vorliegenden Sache ſich einig wiffen 
a auf Einheit des einzufchlagenden Weges fi) Hoffnung machen 
Inne, in Feiner Weiſe zurüdzuhalten fein, und fo allein bitte ich das 
Rahftehende anfehen zu wollen. 

In Wr. I finde ich wehlerwogene und präcife Behandlung des 
Gegenſtandes in Thefenform, welche im Einzelnen viel fachliche Ers 
hhrungen befundet. Weber die Stellung der Liturgie und ber Abend» 
mahlöfeier Fommt Manches zur Beachtung dienende, über den innern 
und Ichriftgemäßen Werth der fogenannten unirten Spendeformel 
nicht Unerhebliches, ja den Haren Eregeten Bekundendes vor, und 
würde ich mich dem Herrn Verfaſſer, von welchem ich vieles gelernt 
u haben gern befenne, noch ausnahmsloſer anfchließen können, wäre 
ihm möglich gewefen, im Sinne der futherifchen Kirche ben eben- 
maßigen Gebrauch der confefftonellen Spenvdeformel und 
des Taufrituals ohne befchränfenden Zuſatz zuzulaffen. 

Gerade auf der kirchlichen Seite fuͤhle ich mich nun zu dem 
butachten 1] vornehmlich hingezogen, weil dasſelbe eben beim Genuß 
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ded Nachtmahls um der leichwerletzbaren Gewifien und um des Friend 
willen jede Reutralifation des Bekenntniſſes als höchſt be- 
denflich abweiſt. Daneben dringt ed Hauptfächlich auf Berüd- 
fichtigung der Einfalt oder Einfältigfeit unſeres Volkes in der Provinz 
Sachſen, erklärt den kleinen Iutherifchen Katechismus auch für ein 
liturgiſches Normativ, Hält, unter Wahrnehmnng eines mäßigen Um 
fangs der Beurteilung die fchon eingeführte Agende für nothwen- 
dige Grundform und fpricht fi auch über die Stellung des 
heiligen Abendmahls im Gottesdienſte gemäßigt und in be 
friedigender Weife aus, fo daß ich eigentlich nur zwei Punkte hervor, 
zuheben weiß, in welchen ich mir eine Abweichung der Anficht vor 
behalten muß. Es ſcheint mir nämlich nicht unbedenklich, dem 
Liturgen das, wenn auch mit Reftriction verbundene Recht der freien 
Production in einzelnen Fällen der Agende zu geftatten, und ſodann 
hat wenigftend das Eonfiflorium meiner Provinz aus innen hiſto⸗ 
rifhen Gründen bis jegt noch nicht wagen wollen, vie Zeit der 
Rachtmahlsfeier auf andere als auf die anoniſchen Tagesſtunden, 
und namentlich in die Abenpftunden des Gründonnerftags 
verlegen zu lafien. 

Der Hauptcharafter von Ar. II befleht in Anlehnung de 
Liturgie an die Gebräuche und Gebete der morgenländifchen Kirche, 
weiche mit umfaſſendem Fleiß ſtudirt worden find und in eben fo regem 
als fruchtbarem Gefühl für organifche Ausbildung des liturgiſchen 
Gottesdienftes, in grundfäglicher Weglaffung der confeffionellen 
Differenzen bei der Abendmahlsfeier und in Hinweifung auf dad 
Bedürfniß der evangelifchen Kirche, mit einem euchariftifchen Gebete 
bedacht zu werden. Je mehr in meinen Erinnerungen die Gebet 
der morgenländifchen Kirche etwas unvergeßlich Großartiges 
in fich fchließen,. und je amziehenver für mich die größere Ausbil: 
dung des Organifchen in der Kiturgie geweſen ift, deſto mehr 
würde ich geneigt fein, den Früchten viefer Arbeit verfuchsmeile 
eine Stellung in einer neuen Redaction der Liturgie zu erbitten, abet 
ih kann doch nicht leugnen, daß ich für jet von der Anwendung 
dieſes Rechtes mir einen bedeutenden Erfolg für das Firchliche Leben 
der Evangelifchen kaum verfprechen kann, weil nach meinen Er 
fahrungen die evangelifche Kirche ſich fchwerlich entſchließen 
wird, der Predigt, welche fie für den Haupttheil der fird- 
. lien Andachtsübung zu halten nicht umhin fan, durch Ein; 
ordnung in einen Organismus des fiturgifchen Körper? 
ihr eigentliches Gepräge zu entziehen, wie es denn auch nad 
meiner Amtöprarid ſchwerlich gutgethan heißen wird, wenn wit 
dem Act der heiligen Communion eine größere Ausdehnung IN 
der Zeitdauer anmweifen. 

In der Nr. IV erfcheint dad Product eines an Selbſtdenken 
gewöhnten, in den Eonfequenzen feiner Grundſaͤtze feftflehenden, IN 
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Amtöforge wackern und durch Aufrichtigkeit, fo wie auch durch 
Gerechtigkeitsliebe ausgezeichneten Mannes, dem das deut⸗ 
liche Gefühl inne wohnt, mit ſeinen Grundanſichten nicht auf viele 
gleichgeſinnte Freunde in der jetzigen Geſtaltung der Kirche rech⸗ 
nen zu können. Wie ſich weiter unten noch genauer ergeben wird, 
kann ich freilich das leitende Princip dieſes Gelehrten nicht für ein 
ſolches Kalten, welches in fich felbft richtig und in der Anwendung auf 
vie Beduͤrfniſſe des chriftlichen Volfes Hoffnungsreich wäre, aber ich 
halte mich für Heilig verpflichtet, zu geftehen, daß ich die Geſchmacks⸗ 
urtheile Diefed Mannes für bewährte halte, in den innern Kern 
ſeiner Darftelung mit Theilnahme und großer Befriedigung hinein⸗ 
gehen und den von ihm hervorgehobenen Grundſatz: „daß liturs 
ide Mufterleiftungen niemals von einer Berfammlung 
und immer nur aus dem Charisma Einzelner im Laufe 
der Jahrhunderte felten hervortretender Berfonen abzus 
m feien, als einen innerlich und hiſtoriſch bewährten gem 
anerkenne. 


Nach dieſer allgemeinen Charakteriſtik, zu welcher als nothwen⸗ 
dige Ergaͤnzung das Urtheil des juriſtiſchen Herrn Corre— 
ferenten noch wird hinzutreten müffen, habe ich nun noch der all⸗ 
gemeinen Brincipien zu gedenken, weldhe in den vorgedachten 
Irdeiten, theild durchgängig, theils befonderd und eigenthümlich vor⸗ 
Iommen, und auf mein Berhältniß zur Schäßung derſelben 
von Einfluß find. - 

Es fteht in genauem Zufammenhang mit der Abfaffung der 
Denlſchrift ſelbſt, daß, wie fchon bemerkt, in allen Gutachten die 
bortbildung der Liturgie auf mehr oder weniger ſyno— 
hlifhe Mitwirkung rechnet und hinausfieht. Da diefe Seite ber 
Sache in der befonderen. Behandlung der fynodalijchen Frage 
tetlommen wird, fo babe ich diefen Gegenftand auch hier nicht zu 
berühren, und es ift Iebiglich eine Pflicht der Ehrlichkeit, wenn ich 
von meiner Seite alsbald Hier bemerfe, daß ich den eben angebeuteten 
Veg für die evangeliſche Kirche ver äftlichen Provinzen überhaupt und 
der meinigen Provinz insbefondere als einen heilbringenden gegen— 
Wärtig nicht anfehen Fann, fondern mich mit meinem Bekenntniß 
ganz einfach der Ausführung anfchließe, welche in feinem litur- 
silhen Urkundenbuche der zu früh verftorbene Dr. Höfling in 
Muͤnchen (S. 15. 16 u. ff.) gegeben hat. ° 

Dem Princip, welches der Verfaſſer von III Hinfichtlich der con- 
feſſonellen Frage abgiebt: Ä Ä 

Da das gottesdienftliche Bezeigen der Gemeinde in Der Liturgie und 
bei derfeiben eben nur ein Handeln und ein Thun, nicht ein 
Ölauben fei (wobei ex, wie fich von felbft verfieht, pelagianifche 
Irrthümer abwehrend, nicht an ein mechanifches Thun, fondern an 
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ein Thun im Geiſte denken wi), fo treten auch die comfefftonelien 
Berfchiedenheiten bei der Beier des Altarſacraments zurüd und fommen 
‚nicht in Betracht, 
müßte ich meinerfeitd entgegenhalten: daß ein Thun im Geift nah 
evangelifcher Denfart immer ein Thun im Geift des Glaubens 
fein muß, oder noch einfältiger: daß unfer evangelifched Volk an 
diefer Stelle ver Worte Luther's wird eingebenf bleiben müffen: 
„Das zeigen und die Worte an: „Für euch gegeben und vergoflen 
zur Bergebung der Sünden” und diefe Worte „für euch” ers 
fordern eitel gläubige Herzen.” 

Endli bin ich auch in der Lage, dem leitenden Princip de 
Herrn Prediger Eltefter: daß in allen liturgifchen Ange: 
legenheiten die evangelifche Gewiffensfreiheit Leitende 
Norm fein müffe, unter Vermeidung philofophifchen Streited gan; 
einfach und feierlich zu widerfprechen, indem ich mich einexfeitd auf 
das apoftolifche Bekenntniß 1 Eor. A berufe: „ich bin mir wohl nichts 
bewußt, aber darinnen bin ich nicht gerechtfertigt” und andererſeits 
an das gefchichtlich unvergeßliche Bekenntniß Dr. Luther's verweil, 
daß fein Gewiffen in Gottes Wort gefangen fei. 

Unter diefen Verwahrungen und Einfchränfungen wird es meines 
Erachtens nicht ſchwer fein, für eine neue Redaction der vaterlänpifchen 
evangelifchen Kirchen »Agende recht brauchbares Material zu gewinnen, 
eine Aufgabe, welche ich aber mehr ind Einzelne zu verfolgen weder 
berufen noch befugt zu fein glaube. 


D. Beitrag des Referenten zur liturgiſchen Bedürfnißfrage. 


Der Hochwürdige evangelifhe Ober- Kirchenratö wird auch bei 
diefer Redaction Die jeher dankenswerthe Aufgabe fich ſtellen, ven be 
fondern provinciellen Beduͤrfniſſen der evangelifchen Kirche Red: 
nung zu tragen. Unftreitig wird derſelbe nach biefer Seite hin noch 
eine Aeußerung von mir erwarten. Sch muß unter dieſer Beziehung 
ganz einfach und mit Vorbedacht hier ausfprechen: 

Zuerft, daß die bei der Abfaffung im Jahre 1829 auf dad 
Bebürfniß der Provinz Sachen genommene Rüdficht mit Dank er 
fannt wird. 

Sodann, daß die Beobachtung der Agende von 1829 mit Aus 
nahme der mit den Spenbeworten in vielen Kirchengemeinden nad Ev 
laubniß des Kirchenregimentd vorgenommenen Veränderungen — [0 
weit unfere Augen reichen Fönnen (was ich betonen muß), in 
allen wefentlichen Stüden in ihrem Gebrauch unverändert geblieben if. 

Zum dritten, daß wir uns auch noch die Bitte erlauben, 
wenn es zu einer neuen Redaction dieſer Provinzial⸗Agende kommt, 
einen dahin gehoͤrigen, die kirchlichen Beduͤrfniſſe des Sachſenlandes 
anlangenden Vortrag vorbehalten zu duͤrfen, deſſen Beurtheilung nicht 
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nuͤſſe. 

Endlich, daß die bis jetzt fühlbar gewordenen derartigen, zum 
Theil ſehnlichen Wuͤnſche und Bitten vieler Geiſtlichen aus den 
93 Superintendenturen unferer Provinz bereitd vor drei Jahren amtlich 
mianmengeftellt, von und in pleno geprüft und der Gentrals Auffichte- 
felle aller evangelifchen Provinzen des Vaterlandes zur Kenntnißnahme 
und event. Exrhörung und Gewährung unterbreitet worben find. 

Daher glaube ich nicht, etwas Weberflüffiges zu thun, wenn ich 
auf den weſentlichen Inhalt jener Beichlußfafiung unfered Eonfiftos 
ums aus dem December 1853 und auf einen von da auögeflofienen 
dicht an den evangelifchen Oberfirchenrath, bier kurzen Bezug nehme. 

Wir haben damals: 

l. In Begiehung auf die Liturgie zu dem Hauptgottes- 
diente nachftehende MWünfche geäußert oder auch Vorfchläge gethan: 

1. Daß das alte Confiteor, welches urfprünglich der Liturg für 
fich felbft zu fprechen pflegte, in deutſcher Sprache vorausgefchickt 


werde. 

.Daß S. 2 Th. 1 der Provinzial⸗Agende für Sachſen geſetzt 
werde: Unſere Hülfe ſtehet. | 

3. Daß das Sündenbefenntniß- Formular nicht als Einlage er: 
fheinen müffe, fonvdern gewählt in den fräftigften Formen an 
der rechten Stelle des Kirchenbuchs Aufnahme in die ge- 
drudte Agende finde ine ähnliche Bitte wird hinfichtlich 
der fogenannten Sprüche nach dem Sündenbefenntniß gethan, 
und auf die Nothwendigfeit einer guten Wahl in der Beziehung 
aufmerffam gemacht, daß derfelbe Spruch die Abfolution oder 
Vergebung der Sünden recht beftimmt und Fräftig in fich faffe; 
daß es zmwedmäßig fei, dann erſt das Kingangslied oder den ° 
Inteoitus folgen zu laffen, diefem das fogenannte Gloria patri 
anzureihen, Hierauf das Kyrie und demnächſt das Gloria in, 
excelsis anzuftimmen, fo wie es der Form der alten Meſſe 
gemäß ift. 

4, Für bedenklich werde gehalten die Verlegung der Doxologie hinter 
den Glauben; und das Benediecite (Wir loben dich) ſcheine nur bei 

, größeren Kirchenfeften in Anwendung fommen zu follen. 

». Als matte und nicht in liturgiſchem Gelft gefaßte Eollecten 

vor der Epiftel ſcheinen und angefehen werden zu muͤſſen die 

Nr. 9, 10, 15, 16, 18, 20, 21, 23, 24, 25 und 34®). 


— — — 

.) Auf einen ſehr beachtenswerthen Vorrath von trefflichen Collecten vor ber 
Wiſlei und vor dem Evangelio, wie ſich dieſelben in Bunſen's allgemeinem 
Sefangs und Gebetbud zufammengeftellt befinden, glauben wir nochmals aufs 
meriſan machen au dürfen mit dem MWunfch, daß auch der Inhalt einer jeden 
bollecte über berfeiben kurz angegeben werben möge, woburch dem Liturgen bie 
Auswahl beim Gebrauch erleichtert wird, 


on 
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Bon den Sprüchen vor dem Hallelufa, welche vielleicht 
durch einen einzigen (Nr. 18) vertreten werden Tonnen, if 
jedenfalls Ar. 6 ganz zu flreichen. 

Nach dem Glauben tritt am beften die Prebigt ein, daher denn 
für die Sprüche nach dem Glauben Feine fchicliche Stelle 
mehr übrig bleibt und die Gemeinde mit dem dreifachen Amen 
den erften Theil der Liturgie abfchließt. Die Prafation möge 
nur dann ihre Stelle finden, wenn das heilige Abendmahl ſich 
unmittelbar anfchließt. 

Roc immer ift ed erwünfcht, daß das allgemeine Bitt 
und Fürbittegebet eine Ausbefferung im Einzelnen und eine 
fräftigere Geftaltung im Allgemeinen fo erfahre, wie ſolches 
Schon früher von ung beantragt worden ift. | 


IM. Liturgie bei der Feier des Heiligen Abendmahls 
. Eine Fürbitte für die Communicanten von der Kanzel zu 


Erweckung der Theilnahme der Gemeinde erfcheint ferner auf 
jebt noch fehr heilſam. | 
Die Bermahnung an die Communicanten (S. 95) dürfte als 


‚die beffere zur Auswahl fehr zu empfehlen, und nur wenigen 


Abäanderungen zu unterwerfen fein. | 
Daß das Unfer Vater in der Provinz Sachfen herkoͤmmlich vor 
den Einſetzungsworten geſprochen wird, duͤrfte dort feſtzu⸗ 
ſtellen ſein. 

Wegen des Gebrauchs der Spendeformel iſt inzwiſchen 
die noͤthige Anordnung getroffen und mit derſelben vorgegangen. 
Das Danfgebet nach dem Genuſſe ift aus zweien zufammen 
gegoffen und bedarf der Heberarbeitung. Die Correctur, daß ge 
fagt werde: durch die heilfame Gabe des Leibes und Blut, 
ftatt durch das heilige Sacrament, ift ſchon früher nach Anfiht 
der Mehrheit vorgefchlagen worden. | 
Der über das Beicht- und Abfolutionsformular hin 
fichtlich der Gedanfen-Anoronung und der Frageform auge 
iprochene Wunfch wird erneuert. 


M. Die Heilige Taufe. 


Die Formulirung einer Firhlich ftylifirten Taufrebe au 
Abweiſung allge ärgerlichen Digreffionen des Geiftlichen wir 
abermald Gegenftand einer Bitte. 

Nicht weniger, was damals vorgetragen worben ift über bad 
Bevürfniß einer Reviſion der beiden Gollecten nad Er 
theilung des Kreuzes; desgleichen, was als Majoritaͤtsurtheil 
des Conſiſtoriums über die bekannte Entſagung und übe 
den Antrag, daß die Frage an die Bathen nicht darauf ge 
richtet werde, ob fie entfagen, glauben und getauft werden, 
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fondern ob fie wollen, daß das Kind entfage, glaube und auf 
benfelben Glauben getauft werde? vorausgefeht, daß das ältere 
Formular in feiner Geltung bleibe. 

IV. Die Eonfirmation der Kinder fcheint uns noch Heute 
aner liturgifch würdigen Durchbildung bebürftig und eines Tirchlicher 
geftalteten Einfegnungefpruches. 

V. Die gehorfamften Anfragen über Rachhülfe im Trauungsds 
formular ftehen ebenfalls noch feft. 

Ebenfo muß abermals erinnert werden an 

VI. eine pafiende Behandlung der Krantens&Communion 
nach Maßgabe ſchon vorhandener Vorarbeiten, und 

VI. die vielleicht noch nothwendigere und ſchickliche Formulirung 
des kirchlichen Begräbnißactes. 

VIII. Ueber die Ordination der Geiſtlichen ſind inzwiſchen 
aleneine Anordnungen des Kirchenregiments ergangen, welche hier 
nur in Bezug genommen werben unter abermaligem Vortrag der damals 
gewünfchten Fleinen Abaͤnderungen. 

Wir wiederholen auch diesmal, daß noch folgende Gegenftände 
unſern Wunfche gemäß in der Provinzials Agende für Sachſen eine 
heſondere Berückfichtigung erfahren mögen, nämlich: 

IX. die Inflitution oder Snveftitur, für welche wir und außer 

dem damals zur SBrüfung eingereichten Formular auf die in Höfling’s 
Irtundenbuch S. 145 — 172 dargebotenen fehr würdigen Formulare 
wu Auswahl beziehen wollen. 
X. So ift ferner als ein unleugbared Bebürfniß ftehen geblieben 
die firhliche Einrichtung und Iiturgifche Orbnung in den fogenannten 
Nebengottespienften, als Frühmetten, Vespern, Nachmittages 
Ihe, Wochenbetflunden u. f. w., wegen welcher wir ebenfalls auf 
’ vorhandenen Muſter aus der Iutherifchen Kirche Bezug nehmen. 
bonferire auch die neuerdings erfchienene „Alte Matutins und 
Lesperord nung ber evangelifch- kutherifcher® Kirche von dem Archis 
dialonus Armknecht zu Glausthal, mit einem beachtenswerthen Vor⸗ 
wort von D. Ehrenfeuchter, Göttingen 1856." 

Endlich aber: 

Xl. beſonders für die Landgemeinden ein Gebet und eine Eins 
egnungsformel für Sehswöchnerinnen. 


Nach allen diefen Seiten hin find Bereicherungen des Materials 
vi und fühlbares Bepürfniß, und das Königl. Gonfiftorium muß 
nach bisheriger Erfahrung befürchten, daß viefer fühlbare und bie 
Antöprarie berührenne Mangel bald auf ungehörige Weiſe durch 
Shöpfungen des Augenblids, bald auf unſchickliche Weife 
duch Herübernahme ausländifeher Agenden ergänzt wird! 


— 
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Am Schluß dieſes gehorfamften Vortrags erlaube ich mir noch 
eine auch ſchon einmal in officieller Form vorgebrachte, aber jeht der 
Erfüllung näher liegende Bitte, welche vielleicht als einfache Be- 
friedigung des Gerechtigkeitsgefühls betrachtet werben Tann: 

„Es möge den in der Agende zur Adminiftration des heiligen Abends 
mahls freigegebenen Spendeformeln eine facultative Berechti⸗ 
gung im Gebrauche für die Lutherifchen, für die reformirten 
und für die Eonfenfus- Gemeinden eingeräumt, und zu ihre 
Aufnahme in die Agende nicht der Anhang angewiefen, fondemn 
die nach dem Inhalte gebührende Einreihung gehörigen Orts 
— das ift jedenfalls gleich nach dem Ritus für die Conſenſual⸗ 
Gemeinden — verftattet werben.” _ 


Vortrag des Korreferenten, Conſiſtorialrath Dr. Cehnerdt. 


l. 

Die Denkfchrift, über welche fich die vier Gutachten, bie hie 
näher ind Auge gefaßt werben follen, verbreiten, erinnert zunaͤchſt 
(S. A3) daran, daß es der Agende muͤſſe als ein Verdienſt anges 
rechnet werden, inmitten einer allgemeinen Zerfahrenheit in den litur 
gifchen Dingen an die Gefchichte wieder angefnüpft und Dadurch einen 
wefentlichen Bortfchritt begründet zu haben. Wir Alle werben dieſes 
unbedenklich und dankbarlich zugeben, wenn wir, was feit den fehlen 
27 Jahren fich im Bereiche des gotteövienftlichen Lebens in Folge des 
von der Agende ausgegangenen Impulſes bei und hervorgebildet und 
angefegt hat, mit dem früheren Zuftande vergleichen. Auf der anderen 
Seite‘ fteht freilich ebenfowenig zu leugnen, daß die mit ber Ein 
führung dieſes Kirchenbuchs beabſichtigte Herftelung der Weberein: 
fimmung in den gotteßdienftlichen Formen doch nur zum Theil erreicht 
worden. Unter den Urfachen, die dazu mitgewirkt haben, wird in der 
Denkſchrift befonders auch das confeffionelle Element und zwar 
dieſes von der Seite feined Bezuges zur Union hervorgehoben. Und 
daß hier ein Knoten liegt, der für Biele, fobald fie, ob unioniſtiſch 
oder antiunioniftifch gefinnt, fich der agendarifchen Frage nähern, noch 
heute nicht gelöft ift, wer möchte das in Abrede ftellen? Zwar hat es 
das Kirchenregiment in dieſer Beziehung an wiederholten, eine Ver 
fländigung und Beruhigung erzielenden Declarationen nicht fehlen 
laſſen; es hat aber dennoch dadurch das Weitergreifen confeffioneller 
Bedenken nicht verhütet und infonberheit die inzwifchen beftimmter her: 
vorgetretene Forderung einer Ausgeftaltung der Agende nach Maßgabe 
Iutherifchen Bekenntniſſes und Iutherifcher Titurgifcher Tradition nicht 
zum Schweigen gebracht werben fönnen. Was das .erftere betrifft, ſo 
werden wir dafür halten müfen, daß das Kirchenregiment noch heute 
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daran fefthält, daß zwifchen der Annahme der Agende und dem Bei⸗ 
tritte zue Union eine wefentliche Verſchiedenheit der rechtlichen Bezie⸗ 
hungen obwalte (Denfichr. S. 43), und daß daher noch heute die in 
der befannten Cabinetsordre des hochfeligen Königs vom 28. Febr. 1834 
gegebene Declaration für die Beurtheilung dieſes Berhältnifies maß⸗ 
gebend fe. Was aber das andere, das ftärfere Herportreten bes con⸗ 
ifionellen reſp. lutheriſchen Intereſſes auf dem liturgiichen Gebiete, 
betrifft, fo ift befannt, daß von diefer Seite her der agendarifche Be- 
hand fo vielfach bemängelt und im Cinzelnen einer Umgeftaltung bes 
dürftig erklärt worden iſt, daß es in biefer Beziehung einzelner An⸗ 
führungen nicht bebarf. Nimmt man nun noch hinzu, daß, ganz ab⸗ 
geſehen von den Unions⸗ und Confeffiondbeziehungen, nicht felten auch 
duch das blos Kiturgifche Intereſſe — oder fol ich fagen Gelüfte — 
foren fich veranlaßt gefunden haben, von ihrem jeweiligen Stand» 
puntte aus an der Agende zu befiern, fo begreift fih aus alle dieſem 
Kinlänglich, wie, troß des Vorhandenſeins einer Agende, durch welche, 
Ifter augefprochenen Intention gemäß, die Webereinflimmung in den 
getteödienftlichen Formen hergeftellt werden follte, dennoch ein großer 
Nangel an Webereinftimmung fich entwideln konnte. 

Daß diefer Zuftand ein Nebelftand fei, empfinden wir Alle; und 
wenn in diefer Hinficht eine gründliche Abhülfe gefchafft werden fann, 
ſo fleht zu erwarten, daß daraus den zur Landeskirche gehörigen Ges 
menden Tein geringer Gewinn erwachſen, daß davon der chriftliche 
Einn und das Tirchliche Leben einen Zuwachs an heilfam reinigenven 
und ordnenden Kräften empfangen werde. Wir werden es daher nur 
wilkommen heißen und dafür nur dankbar fein koͤnnen, daß des Königs 
Najeſtaͤt dieſer Angelegenheit Allerhöchſtihre beſondere Aufmerkfamteit 
ugewandt und ber hoͤchſten kirchlichen Centralbehoͤrde aufgetragen haben, 
iſrechende Maßnahmen zur Herſtellung einer Ordnung des Gottes⸗ 
denſtes einzuleiten, durch welche einerſeits der Gang desſelben und 
die einzelnen barin ohne Ausnahme aufzgunehmenden Stüde ihrer kirch⸗ 
lihen Bedeutung nach beflimmt werden, bei welcher aber zugleich ans 
drerfeitg hinficht8 der Formulirung der letzteren den einzelnen Provinzen 
und ſelbſt den Geiſtlichen in gewifien Grenzen freie Hand gelaffen 
Dede (Denkſchr. S. A4 vergl. ©. 46). Zwar dürfen wir ald gute 
Mangelifche Ehriften nimmer vergefien, daß unfere Väter zu Augsburg 
in dem 7. und 15. Artifel ihrer und unferer Eonfeffion, fußend auf 
den feften und gewiſſen Grund des göttlichen Wortes, der Fatholifchen 
Bartei ins Angeficht erflärt haben, daß „nicht noth fei zur wahren 
Einigkeit der chriftlichen Kirche, daß allenthalben gleichförmige Cere⸗ 
unieen, von Menfchen eingefeht gehalten werben,“ daß vielmehr 
diefeö genug fei zur wahren Einigfeit der chriftlichen Kirche, daß da 
nträchtiglich nach zeinem Verftand das Evangelium geprebigt und die 
Sactamente dem göttlichen Worte gemäß gereicht werben”; ferner, Daß 
„don Kirchenordnungen, von Menfchen gemacht, diejenigen zu. halten 
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feien, fo ohne Sünde mögen gehalten werben und zu Frieden und 
guter Orbnung in ber Kirche diewen, ald gewifle Beier, Feſte und 
dergleichen”, daß jedoch „dabei Unterricht gefchehe, daß man die Ge 
wiſſen damit nicht befchweren fol, als feien ſolche Ordnungen nöthige 
Gottesdienſte, ohne die Niemand vor Gott gerecht fein koͤnne“. Wir 
bürfen zwar, fage ich, diefe und ähnliche Kundgebungen bes urfprüng. 
lichen evangelifch » reformatorifchen Geiſtes fo wenig für abgethan 
halten, daB es vielmehr unfere Pflicht und Ehre ift, eben in biefem 
Geifte Hier zuſammen zu rathen und zu thaten. Aber auf der andern 
Seite find Doch „Briede und Ordnung in der Kirche“ fo fol 
bare Güter, daß, wo fie in Abgang fommen, das firchliche Gemeinde 
leben nothwendig feine feften Stüßpunfte verliert und atomiftifch zerfällt; 
woraus folgt, daß eine nach den Maßen des Evangeliums, nad) den 
Grundfägen der enangelifchen Reformation anzuftrebenve Uebereinſtim⸗ 
mung in der: Ordnung des gemeinfamen Gottesdienſtes zu ven un 
erläßlichfien Aufgaben gehört, an deren Löfung die evangelifche Kirche 
überhaupt, und jede evangelifche Landeskirche im befonderen, um bad 
Gedeihen der zu ihr gehörenden Gemeinden zu förbeen, zu arbeiten 
hat. In diefem Sinne find auch, worüber ein Zweifel gar nicht ob⸗ 
walten fann, die in ber Denkfchrift enthaltenen Vorlagen, bie litur 
gifchen Benürfniffe der Landesfirche betreffend, dargeboten; in dieſem 
Sinne find, bei allen Differenzen im Einzelnen, die durch die Denk 
fchrift veranlaßten und im Drude vorliegenden vier Gutachten abge 
faßt; und in dieſem Einne wird auch die Gonferenz dieſer wichtigen 
Angelegenheit fich zuwenden, um, foviel an ihr, durch ihre Berathungen 
dem Kirchenregiment, wenn auch nicht zur definitinen Erledigung, doch 
zur Förderung derjelben behülflich fein. 

Es ift nicht meine Abficht, hier näher in das Detail bed Inhalted 
der denffchriftlihen Borlagen einzugehen; ich fann die allgemeine De 
fanntichaft mit demielben vorausfegen. Hier reicht es zu, daran zu 
erinnern, daß das in den Vorlagen dargebotene liturgiſche Material 
ein Zwiefaches in ſich begreift. Das Erſte if eine bündige Zuſammen⸗ 
fiellung der leitenden Gedanken, denen die liturgifhe Commiſſion 
bed Evang. Oberkirchenrathes bei der Feſtſtellung der Hauptfüde und 
der Ordnung des Gottesdienſtes gefolgt ift. Das Andere find zwei 
Entwürfe für die Liturgie des Hauptgotteödienfted und des heiligen 
Abendmahls. Der erftere, der Entwurf für die Liturgie des Haupt 
gottesdienftes, ift in zwei Formen gegeben, einer kürzeren (A), welde 
eine einfache Deſcription des Hauptgottesdienſtes in feinen weſentlichen 
Beſtandtheilen enthält, und einer längeren (B), in welcher jene kuͤrzere 
Form durch Erlautermgen und Cremplificationen ausgefuüͤllt und er 
weitert ift; woran fich dann noch ald Zugabe (C) die Anbentung dei 
zuläffigen Maunigkaltigen in der Liturgie Des Hauptgottesdienſtes an 
fchließt. Der zweite Entwurf, für die Liturgie Des Heiligen Abend 
mahls, iſt ebenfalls in zwei Formen gegeben, einer Fürgeren. (D), welche, 
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analog dem Entwinf A, eine einfache Defeription ver eier des hei⸗ 
igen Abendmahls in ihren weientlihen Beitandtheilen enthält, und 
ner längeren (E), welche feinen von D verjchiedenen, fondern den⸗ 
eben Entwurf, aber mit Erläuterungen und Eremplificationen aus⸗ 
geRattet, darbietet. 

Bevor ich die Denkichrift verlafle, glaube ich die darin (S. A6) 
erhobene Frage nicht unberührt laffen zu bürfen, „ob das Kirchen« 
tegiment über die Hauptftüde und den Gang des Gottesdienſtes eine 
unvandelbare Beitimmung zu treffen berechtigt fei, oder ob es dazu 
ver Autorität einer Synode bebürfe.” Diefe Frage hat aber infofern 
bereit8 ihre Beantwortung gefunden, als nach der Denffchrift „des 
Könige Majeftät eine fynodalifche Mitwirfung und zwar in der Weife 
für angemefien erachtet haben, daß die Gottesdienſtordnung durch eine 
mals Synode mit obligatorifcher Kraft feftgeftellt werde, demnädhft 
aber bie Ausfüllung des gegebenen Rahmens den Provinzialſynoden 
üelafien bleibe.” Es will mich bebünfen, daß von dem blos litur— 
giſhen Standpunkte aus diefe Seite der Sache fammt den mit ihr 
verfnüpften xechtlichen Folgen unmittelbar nicht weiter verfolgt 
werden fan, daß vielmehr erſt abgewartet werden muß, wie über bie 
derufung einer allgemeinen Landesſynode, auf welche fich die erfte 
Denfiheift bezieht, wird entfchieden werden. Mag indeſſen dieſe Ents 
ſcheidung ausfallen, wie fle wolle, die liturgifche. Frage wird dennoch, 
weil fie eine brennende ift, jedenfalls entfchieden werden müffen, fo 
ſtoß auch die dabei obmaltenden Schwierigkeiten fein mögen, und fo 
Kir ih «6 beflagen würbe, wenn ihr die Hülfe zur Ueberwindung 
defer Schwierigkeiten, die ihr durch eine fonodalifche Mitwirkung, wie 
ih fie mir denfe, gewährt werben würde, verfagt bleiben follte. Ich 
hede daher von dem engern Kreife der Betrachtung, innerhalb deſſen 
ih mich zu bewegen gevenfe, dieſe Seite der Suche möglichft fern 
Au halten fuchen, indem ich mir daran werde genügen laffen, die 
liurgiſche Frage rein als folche in ihrem eigenen Elemente zu verfolgen. 


u. 


‚ Runmehe hätte ich zu den vier Gutachten überzugehen, um 
ides derfelben nach feinem weientlichen Inhalt und feiner unterfcheidens _ 
den Haltung zu charakterifiren. Ich würde aber gewiß etwas fehr 
Iberflüffiges und der Hohen Berfammlung Läftiges thun, wenn ich 
dies Stüf Arbeit noch einmal wieder aufnehmen wollte, nachdem fo 
ten der Herr Meferent fich im dieſer Beziehung umfändlich ausge⸗ 
rohen hat. Wenn ich jedoch den allgemeinen Einbrud wiedergeben 
darf, den ich von diefen Gutachten empfangen habe, fo ift es der, daß 
ih defien im guter Juverficht bin, es werde einer evangelifchen Landes⸗ 
frhe, aus welcher fich noch folche Stimmen vernehmen laflen, mit des 
herrn Hülfe wohl gelingen, fich von innen heraus kraͤftig zu erbauen, 
um auch auf dem gottesdienſtlichen Bebiete das, was noth thut und 
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der Roth ein Ende mächt, wenn auch vielleicht erſt nach Tangem, viel⸗ 
fachem Suchen und Berfuchen, herauszufinden und ind Werk zu richten, 
Ich fage dies nicht in dem Sinne, daß ih, um nur feinen Streit 
anzufangen, geneigt wäre, das theilweife ſehr Ungleiche, ja Wire 
fprechende und einander Ausfchließende, welches in diefen Gutachten 
fich jedem aufmerkſamen LXefer von felbft aufbrängt, gering anzuſchlagen 
oder mir und Andern zu verbeden; ich fage ed vielmehr in dem Sinne 
der Mäßigung, deren wir neben dem ganzen, vollen Ernſt der Wahr, 
heit nicht entrathen koͤnnen, wenn ed und gelingen fol, in recht⸗ 
fchaffener Synergie und Sympathie die Gerechtigkeit . gegen einander 
zu üben, welcher der. Herr, der die maßhaltende Gerechtigkeit ſelbſt if, 
die Gnade nicht verfagen wird, daß wir die klaffenden Wunden an 
dem franfen Leibe Seiner Gemeinde, zu deſſen Gliedern auch wir ge 
hören, fich immer mehr fchließen fehen. In dem Sinne dieſer Mäßigung 
bir ich mir bewußt, dad Wenige niedergefchrieben zu haben, was id 
jegt bald für, bald wider diefe oder jene Aufftellung bes einen ode 
andern der vorliegenden Qutachten vorzutragen habe; in dieſem Sinne 
bitte ich e8 Hinzunehmen. Es ift nur Weniges, was ich zu bieten 
habe, da außer der Analyſe des Inhalts der Gutachten auch ſchon 
eine Darftellung des Identiſchen und Gemeinfamen, wie des Differenten 
und Streitigen, die ich zu geben und mit einigen Fritifchen Bemerkungen 
zur Sichtung und Schlichtung zu begleiten mic vorgenommen hatte, 
von dem Herrn Referenten vorweggenommen worden. Mir übrigt 
nur noch, das Ergebniß der fämmtlichen Erwägungen, zu denen ih 
durch die Vorlagen geführt worden bin, in möglichft kurzer Faflınz 
zufammenzuftellen. 
III. 


Indem ich über die Gutachten hinüber in bie liturgiſchen Ent 
würfe der Denffchrift zurüdgreife, habe ich folgende Bropofitionen 
aufzuftellen: 

1. Die agendarifch » feftgeftellte Gottesdienſtordnung 
für unfere evangelifche Landesfirche hat fich feit ihrer Ein 
führung hinlänglich fo weit bewährt, daß fie in ihrer Grundlage, ihren 
Grunpbeftandtheilen und ihrer Grundeonftruction nicht aufgegeben 
werden darf, wenn, um dem wohlverſtandenen ficchlichen Beduͤrfniſſe 
entgegenzufommen, auf dem liturgifchen Gebiete wirklich etwas Neue), 
das zugleich ein Beſſeres fei, herbeigeführt werden fol. | 

2. Es wird daher die In unferer Agende enthaltene Liturgie ded 
Hauptgottespienftes und des Heiligen Abendmahls, um welche es fd 
hier direct handelt, nicht fowohl fundamental umzugeftalten, als viel⸗ 
mehr der Grundfäben des evangelifchen Cultus gemäß nach innen 
und außen tiefer und reiner auszugeftalten fein: wobei es 
vornehmlich darauf ankommen wird, dad gegebene liturgiſche Material 
theils zu fichten und gu vereinfachen, theild zu ergänzen und zu ver⸗ 
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volftänbigen, theils endlich in dem Gebrauch desſelben die Grenze 
milden dem Nothwendigen und Freien genauer zu beflimmen. 

3. Ye firenger einerfeitd darauf zu halten ift, daß die in dem 
weientlichen Beftande der Liturgie und in defien einfacher, organifcher 
Gliederung ſich ausdrückende lebendige Einheit der liturgifchen 
Grundform bewahrt werde, deſto mehr ift auf der andern Seite, 
um nicht durch eine bis in die Außerften Spiten ausgebilvete Anis 
formität des ſiturgiſchen Handelns den praftifchen Wirkungen jener 
Ibendigen Einheit Abbruch zu thun, für das irgend zuläffige 
Rınnigfaltige freier Raum zu fchaffen. 

4. Dieſes Geſetz des irgend zuläffigen Mannigfaltigen ſchließt 
aber nicht die Nothiwendigfelt ein, daß die Gottesdienſtordnung 
in den einzelnen evangelifchen Gemeinden den Unionscharafter der 
tingelifchen Geſammtkirche Preußens verleugne. Sie hat 
diefen vielmehr, was nicht unmöglich ift, in dem Sinne nadyzubilden 
eb. völliger durchzubilden, daß fie fowohl von den unirt=lutherifchen, 
ald von den unirt=reformirten, ald auch von den zu dem confellionellen 
Conſenſus Haltenden Gemeinden, und zwar nicht bloß bei dem fonn- 
tplihen Hauptgottesdienfte, fondern auch bei der Abendmahldfeier, 
nit gutem gottesdienftlichen Geiviffen gebraucht werden fann. So weit 
dag enangelifche Sonderbefenntniß in der Liturgie feinen Ausdruck 
Anden darf. und muß, wird ihm derſelbe, unbefchavet jenes Unions- 
Ina der evangelifchen Gefammtlirche Preußens, gewährt werben 
DNNEN. | 


5. Jemehr bei dem liturgifchen Theil des Gottesdienſtes bie 
belbſtthätigkeit der Gemeinde, fei es durch eine zu continuirs 
ie Bethätigung des Liturgen, fei es durch eine zu weitgreifende Be- 
häligung des Chors, zurüdgedrängt wird, deſto weniger wird ber 
tungeliiche Charakter des Gottesdienſtes gewahrt, der eine lebendige 
Örgenfeitigkeit des Liturgen und der Gemeinde fordert. Die 
Itere findet ihren naturgemäßen Ausdruck in, dem Sprechen bes 
Üurgen und in dem Singen der Gemeinde. Wo das Umgefehrte 
auch nur partiell hervortritt, ift es als eine liturgifche Anomalie anzu⸗ 
kden, welche zwar, wo fle etwa als Kirchliche Sitte befteht, in ihrem 
dortbeftande nicht zu flören, wo fie fich aber nicht findet, nicht zu 
mpfehlen, noch weniger anzuordnen ift. 

6. Liturgifche Befonderheiten, die auf örtlichem oder pro⸗ 
vinziellem Herkommen beruhen, find überhaupt, falls fie nur nicht 
hlechthin mit. den Principien der evangeliſchen Gottesdienſtordnung 
freien, freijugeben, und die Gemeinden in dem Beſitz derjelben durch 

Kirchenregiment zu ſchuͤtzen. | 

7, Dee Gottesdienſt am Sonntage iſt auch ohne Abend- 
nahlsfeier für einen vollſtaͤndigen Gottesbienft zu halten, ob⸗ 
Wohl zuzugeben iſt, daß ex erſt, wenn fi dad Abendmahl: mit ihm: 

16 
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verbindet, feinen Hoͤhepunkt erreicht. Die (xelaupe) Vollſtaͤndigleit des 
communionloſen ſonntaͤglichen Gottesdienſtes kommt dadurch zum Vor⸗ 
ſchein, daß ſich derſelbe Durch beſtimmte Gebetsacte in ſich abſchließt. 
Kommt das Abendmahl Hinzu, fo vermitteln eben dieſe Gebeisacte ven 
. organifchen Zufammenhang des vorangegangenen Gottesdienſtes mit der 
Abendmahlöfeier. Es erfcheint in dieſem Halle unpaßlich, die Richt: 
communisirenden zum Bleiben zu nöthigen, da fie durch die Entlaflung 
mit dem Segen bereits von den Communicirenden abgelondert, und 
diefe zu einer befonderen, zur Abendmahlsgemeinde ausgejondert und 
conflituirt find. 0 

8. Das wefentlichfte Stüd des ganzen erften Theile des fonn- 
täglichen Gottesvienftes, der. in der Denkſchrift (S. AT) als „Ein: 
gang” bezeichnet wird, ft ohme Zweifel das Sündenbefenntniß; 
was unmittelbar vorhergeht und nachfolgt, umfchließt diefen Kern, der 
immer volftändig dargeboten werden muß, auch dans, wenn eiwa ein 
Eingangslied wie „Kyrie Gott Vater”, welches fchon ein Belenntnih 
der Sünde enthält, gefungen worden. 

9. Das Eingangslied, deſſen Wegfall wohl ſchmerzlich m 
pfunden werden würde, muß wirklich ein Eingangslied fein, Furz zwar, 
aber nicht zu kurz, damit es feinen Zweck eerülle Ein abgebrochen 
Theil des Hauptliedes folte nie zum Eingange gefungen werben; auch 
der Glaube eignet ſich wohl Fan dazu. Ein Introitus im engern 
Sinne aber vor dem Eingangsliede oder ſtatt dedfelben’ hat nichts 
gegen fich, doch bleibe er auf die hohen Feſte befchrantt. 

10. Das der Formula aditialis fich unmittelbar anſchließende 
Sündenbefenntniß, welches ſchicklich von dem Liturgen mit einer 
Aufforderung an die Gemeinde eingeleitet wird, darf ein freige⸗ 
wähltes fein aus dem Vorrath der Agenbe, der jedoch der Sichtung 
und Bereicherung bedarf. Die Gemeinde allein oder die Gemeinde 
mit dem Chor (nicht der Chor allein) hat das Sündenbefenntmiß mit 
dem „Kyrie“ oder einem entfprechenden Liederverſe zu Bejahen, worauf 
dann der Liturg einen biblifchen Gnadenſpruch folgen fäßt, der 
wegen der fogleich folgenden Dorologie („Ehre, fei Gott in der 
Höhe” ꝛc. 2c.), welche hier die fpecielle Bedeutung des Lobes und 
Dankes für die empfangene Zuſicherung der Stindenvergebung hat, 
nicht fehlen darf. Aber eine förmliche Abfolution flatt des 
Gnadenſpruchs dürfte fich in dieſem liturgifchen Juſammenhange ſchwer⸗ 
lich empfehlen. 

11. In dem Centrum des zweiten Theils des ſonntaglichen 
Hauptgottesdienſtes, den die Denkfihrift: (S. 47) als „Aneignung 
des Wortes kennzeichnet, ſteht das Wort Sottes, wie es als 
Gnadenmittel ſich der Gemeinde zum Anhören und Empfangen, zum 
Bewahren und Bewaͤhren darbietet in der Schriftvorleſung und 
Predigt, zwiſchen denen ber Act des Bekenntniſſes. vermittelnd 
einteitt, ais Ausdruck des allem Schriſtwort und aller ſchriftmaßigen 
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Predigt zum Geunde liegenden chriftlichen Gemeinglaubene Seber 
Verſuch einer Abſchwächung dieſes centralen Elements des fonntäg- 
a’ Gemeindegottesdienſtes wäre eine Kränkung des evangellichen 
eiſtes 

12. Die Schriftvorleſung leitet ſich, nach vorangegangener Sa⸗ 
lutation („der Herr ſei mit euch”) mit einem kurzen Bittgebet 
(Collecte) um Gnade und Segen zur Berfündigung des göttlichen 
Wortes ein, im welches die Gemeinde mit dem zuflimmenden Amen 
einfaͤlt. Die Auswahl der Collecte aus dem Schab der Agende ift 
dem Liturgen, zu überlaffen; doch ſcheint es zugleich zwedmäßig, in 
Angemeffenheit zu den an ven einzelnen Sonn» und Feiertagen vor⸗ 
meimden Schriftftüden, ein evangelifched Syſtem von Eollecten 
aufufellen und zum Gebrauche zu empfehlen. . 

13. Zur Schriftvorlefung find die herfümmlichen evange- 
(fen und epiftolifchen Berifopen beizubehalten; doch laſſen fich ge 
rindete Bedenken gegen die Aufftellung neuer Perifopenfyfteme, 
wohl auch von dem Alten Teftament Gebrauch zu machen wäre, nicht 
heben. Auch hier Fönnte Altes mit Neuem Hand in Hand gehen 
ur Erbauung der Gemeinde. Webrigens find jedesmal beide Peri— 
open, die epiftollfche fowohl als die evangelifche, zu verlefen, felbft 
wenn die eine oder die andere als Predigttert benupt wird. Das 
memalige Vorleſen desſelbigen Schrifttertes fehadet nicht nur nicht, 
Imdern fördert vielmehr. 

14. Auf die Schriftvorlefung folgt das apoftolifche Glaubens⸗— 
hekenntniß, weldes in jedem fonntäglichen Gottesvienft an dieſer 
Stelle von dem Liturgen zu fprechen iſt, auch danıı, wenn, was nicht 
unfatthaft, ftatt des Hauptliedes (Predigtliedes) dee Glaube gefungen 
Bird, Daß die Gemeinde das Bekenntniß mit- oder nachſpreche, 
Iitet mit dem sub 5 aufgeftellten aligemeinen Grundſatze. Es iſt 
nmefiener, daß die Gemeinde ihre Zuftimmung zu dem Bekennmiß 
Iingend entweder durch bas breimaltge Amen over durch bie 
Heine Dorologie bezeuge. An den hohen Feſten flatt des apoſto⸗ 
hen dag nicanifhe Symbolum eintreten zu laffen, dazu iſt weder 
M dem letzteren ſelbſt, noch in der Hoheit der hohen Feſte ein zu⸗ 
reichender Grund gegeben. 

15. Den Uebergang vom Glaubensbekenntniß zur Predigt macht 
das Haupt» oder Predigtlied, welches der Gemeinde in feiner 
Veiſe verkürzt oder verfümmert werben darf. Das evangelifche Chriſten⸗ 
rolk IR von Haufe aus ein fingenves Volk; . der evamgelifchen Kixche 
IR nicht umfonft das Pfand eines fo reichen Liederſchahes anvertraut. 
Bas aber die an das Hauptlied ſich anſchließende Predigt felbft 
ketrift, die gerade Gier ihre vollberechtigte Stelle hat, fo ift fie nicht 
af eine kurge paränetifche Anfprache zu befchränten, fondern fie muß 
ic ei entfalten dürfen, wozu ihr gine angemeflene Zeitdauer zu vers 
gönnen if. Die Predigt ſchließt zweckmaͤßig mit, einem homile⸗ 
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tifogen Gebet, ar welches unmittelbar die temporären Fürbiiten, 
Danffagungen, Anzeigen ıc. angefhloffen werben können; worauf 
der Prediger unter einem kurzen Gefang der Gemeinde die 
Kanzel verläßt. Iſt vor der Predigt der Glaube gefungen worden, 
fo tritt an die Stelle des kurzen Schlußgefanges ein vollftändiges 
Predigtlied. J 

16. Der letzte dritte Theil des fonntäglichen Gottesbienftes, 
ber in der Denffchrift (5.48) „Frucht des angeeigneten Wortes" 
üßerfchrieben ift, ift feinem liturgifchen Grund » Charakter nach durch⸗ 
aus Gebet, und zwar fowohl Dank» als Bittgebet, umd zwar beides 
in feiner fohlteßlichen Verſiegelung durch das Gebet des Herm. Die 
Einleitung zu dieſen Gebetdacten gefchieht entweder durch eine neue 
(legte) Salutation oder durch einen Spruch (3. B. „Es ſegne 
rd no unfer Gott, es fegne uns Gott und alle Welt fürdte 
ihn” ıc. ' 

17. Ob das Dankgebet und das Fürbittengebet in zwei 
Gebetsacte zerlegt oder in Einen Gebetsact gufammengezogen 
werde, kann in der That dem Liturgen überlaffen bleiben, da fich hier 
ein Geſetz der Nothwendigkeit entweder für, die eine ober für die an 
dere Form nicht aufftellen laͤßt. Auch ift Fein fchlechthin. zwingender 
Grund vorhanden, die Bitten und Fürbitten der Danffagung vor 
aufgehen zu lafien; der Webergang zum Gebet des Herrn ift ſogar 
natürlicher und einfacher bei.der umgefehrten Orbnung, Der Zu 
fammenziehung beider Gebetsacte In Einen dürfte der Vorzug zu geben 
fein, und es ift alfo biefes allgemeine Kirchengebet nicht auf bir 
Kanzel, fondern auf dem Altar zu ſprechen. en 

18. Auf das Gebet des Herrn folgt der aaronitiſche 
Segen, auf. den bie ‚Gemeinde mit einem Amen reſpondirt. Wird 
es ‚gewünfcht oder iſt es locale Sitte,. fo darf ein Ausgangsverd 
der Gemeinde nicht verwehrt werden. Wenn fo die nicht comnumi⸗ 
cirende Gemeinde entlaffen ift, fo beginnt -die Abenpmahlsfeter, falls 
Abendmahlsgenoſſen vorhanden find. 

19. ..Uebrigens hat fich in der Liturgie des Hauptgottesdienſtes 
an feiner Stelle die Nothwendigkeit angefündigt, dem confeſſio⸗ 
nellen Unterfchiede zwifchen Lutheramern und Neformirten einen 
entfpsechenden Titurgifchen Aushrud zu geben.” Beide Confeſſtonen 
tönnen und müflen fich vielmehr in der Liturgie bes fonn» und 
fefttäglichen Hauptgottesdienſtes, wenn fie nicht abfichtlich .eine die 
feiernde Gemeinde nichts ‚angehende dogmatiſche Differenz er⸗ 
fünfteln, von dem Bande der Einheit ſchweſterlich umſchlungen fühlen. 

20. Die Liturgie des heiligen Abendmahls begreift nad 
der Denkichrift vier Stüde in fh: Einleitung, Weihung, Auf 
theilung, Danffagung, von denen das zweite und dritte ben 

„ eigentlichen Kern ber Abendmahlsfeier enthalten. 
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21. Eine Ermahnung allein an die Communicanten reicht als 
Einleitung. zur Beier nicht zu. Ein euchariſtiſches Gebet mit 
vorangehender Bräfation, Bräfationsgebet und vem Sanctus 
darf nicht Fehlen. Für die ermahnende Ansprache will fich aber dann 
faum noch ein reiht geeigneter Ort mehr finden laffen, und doch fcheint, 
wenn fie ganz wegfäht, etwas zu fehlen. 

22. Die Weihung, der zweite Theil der Abendmahlsliturgie, 
vollzieht fich nicht fehon an fich Durch das euchariffifche Gebet, 
fondern durch das feierliche, von dem Geiſte dieſes Gebets getragene 
Ausiprechen der einfachen Binfegungsmworte, welchem fi) dann 
bad Gebet des Herrn anfcließen mag, was jedoch für abfolut 
nothwendig an dieſer Stelle nicht erachtet werden fann. 

23. Der dritte Theil der Abendmahlsliturgie iſt die feierliche 
Anstheilung von Brod und Wein, welche durch einen Einladungs⸗ 
ſpruch einzuleiten iſt. So weit der bogmatifche Diffenfus ver Con⸗ 
feffionen, was zwar möglich, aber nicht nothwendig iſt, im dieſen liturs 
giſchen Act hineintritt, kann demfelben durch reigebung der bei den 
beiden Confeffionen am meiflen gangbaren Spendeformeln Rechnung 
getragen werden (j. Denffchr. S. 54). Nur ift es zu weit gegangen, 
wenn man meint, daß man fich der fogenannten. unirten (agenvas 
tiichen) Spenveformel nicht ohne Berleugnung des Iatherifchen over 
reformirten Bekenniniſſes bedienen fünne. — Während der Diftributten 
fingt Die Gemeinde dus. Agnus Dei, unb zwar in der deutſchen 
Form als „Ehrifte, vu Lamm Gottes“ over „DO Kamm Gottes 
unfchuldig”; doch können auch andere paſſende Choräle gefungen 
werden. 

24. Der letzie vierte Theil der Abendmahlsliturgie iſt bie 
Vanffagung :für die im Sacrament empfangene Gnade (auch 
posteommunio genannt). . Die Danfcolleste ift aus dem Vorrath 
der Agende zu entnehmen. Die ganze Feier fchließt mit dem anro⸗ 
nittfhen Segen. oo. ee 

25. Auch in der. Liturgie des heiligen Abendmahls liegt, ſelbſt 
wenn, wie zu wänfchen, die Spenveformel mit Rüdficht auf die Con⸗ 
fffion freigegeben :wird, durchaus kein zwingenber Grund zur Löfung 
des Unionsbandes zwiſchen Den beiden evangeliſchen Confeſſtonen; bie 
Feier des Heiligen Mahles ſelbſt enthaͤlt vielmehr ſogar die heilige 
Pflicht, in dem Conſenſus der glaͤubigen, dankbaren Liebe zu dem 
Herrn den Diſſenſus der dogmatiſchen Vorſtellungsart, momentan. we⸗ 
nigſtens, völlig untergehen zu laſſen, und daher den Genoſſen der 
anderen Conſeſſion nicht etwa bloß aus Barmherzigkeit, ſondern viel⸗ 
mehr aus neid⸗ und ftreitfofer Liebe zu ihm, ald einem Bruder in 
Ehrifto, und aus Achtung vor feinem in dem Herrn gebundenen Ges 
wifien, wenn er. 26 begehrt, zur Abendmahlsgemeinſchaft zuzulaſſen. 
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Vortrag des Lorreferenten, Profeffors Dr. Jacobfan. 


Ich gedenke in meinem Referate mich auf dad zu beichränfen, 
was in der liturgiſchen Angelegenheit rechtlicher Beurteilung umterliegt. 

Die Vorfrage über die Eriftenz liturgiſcher Beduͤrfniſſe if leicht 
zu beantworten. Zwar wird dieſelbe in den Gutachten ©. 28 ver: 
neint; für Das Gegenteil fprechen aber die in den Denkſchriften S.43.44 
angeführten Thatfachen. Selbft da, wo bie Feſthalnmg der agenda⸗ 
rifchen Ordnung am meiften bezeugt ift, in Rheinland und Weſtphalen, 
fehlt das Beduͤrfniß nicht: denn es erflärt der Präfes der rheiniſchen 
Synode in den Gutachten ©. 39: „Ea find auch in der sheinifchen 
Kirche auf dem liturgifchen Gebiete vielfach Wünfche in Bezug auf 
Abänderungen in ber Agende laut geworden.“ Auch bie Berfaffer der 
Gutachten über diefe Angelegenheit ſelbſt beitätigen das norkamden 
Beduͤrfniß, ſowohl ‚überhaupt, wie ©. 247. 248, als im Eingehen, 
wie in Beireff der Stelle des allgemeinen Kirchengebets ©. 256, des 
Perikopencyclus ©. 255, der Abenpmahläliturgie ©. 258. 

Steht das Bedürfniß feft, fo fragt fich weiter: Wie ſoll das⸗ 
felbe befriedigt werden? 

Wir erfahren aus der Denkſchrift S. 46: „Ded Lönigs Majefiͤt 
haben eine ſynodaliſche Mitwirkung und zwar in ver Weiſe für ange 
mefien erachtet, daß die Gottesdienftorbuung durch eime Generalſynode 
mit obligatorifcher Kraft feftgefiellt, demmächft- aber die Auafüklung dei 
gegebenen Rahmens der Provinzialiynode überlaſſen bleibe.” Die Ber 
faſſer der Gutachten über die Liturgie begrüßen diefe Königl. Beſchluß⸗ 
nahme mit Freude, evilären darin einen weſentlichen Fortſchritt zu 
finden, find Ber Anftehi, daß nur ſo das Kicchenregiment Etwas aͤndern 
Bärfe und nur dann der Schuß des Geſetzes für disciplinariſches Ber 
fahren eine Ächere Unterlage gewinne (Gutachten ©. 272:273. 290.367). 
Auch in den Butachten über die Berufung einer Landesſonode finden 
fich conſentirende Erklärungen &. 38. 39. 58. 59, wie auch ich felf 
S. 18.19 .mich in dieſem Sinne ausfprechen zu dürfen geglaubt hab. 

Dieſelbe Stimme, welche das Bedürfniß in liturgiois vermeint, 
finden wir jedoch auch in Bezug auf dieſen Punkt diſſentirend, ©. 23 
„Kür die Befrienigung der Hturgifchen Beduͤrfnſſe der Randeöficche iR 
von Spnoden wohl am wenigften zu erwarten.” — „Eime Synode 
fönnte meines Erachtens nur flörend eingreifen. Sie fünnte nur nat 
äußere Normen fchaffen, die gax leicht die Sache. nur: übler machen 
fönnten. Würde formel die bindende Kraft der Agende theilweiſe aufs 
gehoben, fo ‚könnte damit leicht der Unfirchlichkeit und Glaubensloſigkel 
Vorſchub geihan merden.” 

Abgefehen von der, wie ich meine, unbegründeten Beſorgniß det 
Nachtheile durch die Mitwirkung der Synode in liturgieis überhaupt, 
da hierbei Alles von der Art und Weife der Mitwirkung abhängt, iR 
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biefe ‚Erklärung. in beppelter Hinflcht nicht: unwichtig, indem fie bie 
bindenbe Kraft ber Lamdesagende anerbennt, die vechtliche Competenz 
ber Synode feldft aber auch nicht beftreitet:. denn die Aeußerung ©. 30: 
„ed wäre doch offenbar ungerecht, wenn eine lutheriſche Majorität, 
wie fie auf der Synode, wenn Alles nach der Norm des Rechto eins 
gerichtet wird, ohne Iweifel vorhanden fein wird, der reformirien Kirche 
liturgifcge Einrichtungen aufpringen wollte, vie mit ihrem :innerften 
Weſen im Wiverfpruche fehlen“, berührt den confeffionelen Bunft des 
Cultus, für welchen befondere Regeln eintreten, weiche bie Competenz 
der Synode mäher beftimmen, beineswegs aber: überhaupt ausfchließen. 

Die bindende ‚Kraft der Agende if. aljo vorausgefeht, und das 
Kischenregiment hat diefe Borausfegung bioher nicht. aufgegeben. Be⸗ 
lanntlich ift..feit 4852 auf der Eifenacher Conferenz die litungifche 
Angelegenheit von den Vertretern verfchiedener deutſcher Landeslirchen 
in Angriff genommen. “Dex Abgeordaete Preußens gab in der Sitzung 
vom 4. Semi 1852 (v. Meofer, Allgemeines Kirchenblatt 1852, ©. 208) 
bie Erklärung ab: „Das Kirchenregiment ber evangeliſchen Landedlirche 
in Preußen befinde ſich dermalen nicht in der Lage, auf der von dem 
Herrn Neferenten entwickelten Baſto eine poſttive Beihuͤlfe zu ber bean⸗ 
tragten Loöͤfung der liturgiſchen Ftage leiſten zu koͤnnen, weil in Preußen 
bereits ſeit 20-30 Jahren eine für Sntherifche und NReformirte ger 
meinſame. Agende beftehe, welche eben anf. einer anderen Bafid ruhe, 
al6 die vom Referenten empfohlene. ... Dagegen müßten ſich bie 
Abgeordneten des preußtfchen Ricchenregimnende verwahren, ihrenfelld ein 
Vomm im dieſer Frage abzugeben, durch weiches der vorhandene Kicchs 
liche Rechtobeſtand in; ihrem DBaterlanbe in Frage geſtelßt werden 
möchte.” Von dieſer Boransfepung iſt auch min Hecht ie Denlchrift 
KR amdgegangen. und hat bie ganze Vergangenheit nicht in Frage 
fm wollen, wie auch wir weit — davon And, Died thun au 
nollew. 

Allem: der. Rechreboſtand⸗ und der Thatbeſtand decken ſich wicht, 
Forſchen wir nach tem Grunde diefes Zwieſpans, fo finden wir ihn 
vornämlich darin, daß Bel. ver Ginführung ber Agende bie Landeskirche 
in vollſtaäͤndig bofriedigend organifixter Weiſe nicht: mitgewirkt Bat. Um 
dieſen Deſett zu heben, Haba: Sic, des Königs Majeflaͤt zus ſynoda⸗ 
liſchen Mitwirkung entichloffer. Died if auch nach meinem, mıitpen 
Butachten harmonirenden Ermeſſen dev richtige Weg: beim die Zus 
zehung der Opneise bei der Feſtſtellung ves Gultus ri leineowego etwas 
Neues umb Umerdörted; im Gegentheile bildet biefelbe in der evenge⸗ 
lichen Kirche urfprünglich vie Regel, entſpricht auch durchaus ben 
Prineigien der Reformation und iR. nur durch das Eindringen des 
Terrnorialiomus in vide Airche za deven großen Nachtheil bofeitigi worden. 

Der Cultus if eine gemeinſame und öffentliche Angelegenheit ver 
Gemeinde, der Rinde und ala joiche gleich anfangs von den Reſor⸗ 
matoren amgefehen. Indem Quiher im der Schelft: „Ben Ordenung 
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Gottis dienſt un der gemeyne“ 1528, desgleichen in ber »Formula 
missae pro etelesia Vuittembergensi«, im, Taufbuͤchlein“ jo wie 1526 
in der „Deudſchen Meſſe vnd Ordnung Gonis dienſts“ u. a. m. den 
Grund zu einer evangeliſchen Gottesdienſtordnung legte, war er fern 
davon, mehr ald Vorfchläge zu machen, und ſich allein rin Recht dabei 
zuzufchreiben. (Er. erklärte vielmehr die Beihülfe Anderer für noth⸗ 
wendig und erließ in der »Formula missae« bie. Aufforderung: Last 
ung Hand anlegen unb in öffentlicher Verwaltung ind Werk ſetzen, 
indem wir niemand abſchneiden, eine ambere. Orbnung anzunehmen 
und zu befolgen. Vielmehr beſchwoͤren wir fie von ganzem Kerzen 
bei Chriſtus, daß, wenn ihnen Beſſeres als dieſes offenbart worven, 
fie ung die früheren ſchweigen heißen, auf daß wir mit. gemeinfamer 
Arbeit Die gemeinfame Sache fördern (ut eommuni opera rem eom- 
munem juvemus). 

Bon der Auffaſſung des ganzen Cultuo als einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheit hat Luther niemals abgelaſſen. Ihm iſt die Ge⸗ 
meinde nicht im roͤmiſchen Sinne nur ein Object kirchlicher Thatigkeit; 
fie iſt ihm ſtets zugleich, auch Subject. In der bei Einweihung der 
Schloßkirche zu Torgau im Jahre 1544 gehaltenen Predigt ſagt ex in 
dieſem Sinne: „Daß ich, fo wir in der Gemeinde zuſammenkammen, 
predige, das iſt nicht mein Wort noch Thun, ſondern geſchiehet um 
euer Aller willen, und von wegen der ganzen Kirche: ohne, daß Einer 
muß fein, der da redet und das Wort führet, aus. Befehl und Ver: 
willigung bed Andern, welche fich Doch damit, daß ſie die Predigt 
hören, .alle zu dem Wort befennen, und alfo Andere auch lehren. Alſo, 
baß ein Kindlein getauft wirb, das that nicht ‚allem det Bfarcherr, 
fondern auch die Bathen, ald Zeugen, ja die ganze Kirche. Denn die 
Taufe, gleiihwie das Wort und‘ Chriſtus ſelbſt, ift ein gemein Gut 
allen Ehriften.. Alfo auch, beten, fingen. und: danken fie Ale mit 
einander, und hier if Nichts, das Einer für fich alleine habe oder 
thue; fondern was ein Seglicher. hat, das iſt auch des Andere. Siehe, 
alſo wird der Sabbath recht geheiliget, und Bo recht gedienet“ 
(Walch, Luthers Werke X, 2489 ff: 2500) 
: Die Refnematoren waren indeflen nicht baeneih— auch die Ord⸗ 
nungen der Biſchoͤſe und Pfarrer auzuerkennen, ſobald dieſelben dem 
Evangelium .entiprächen. In dieſem Sinne heißt es in bee A. C. 
Art. 28: „Weiter disputirt man: ob auch Biichöffe Macht Haben, Cere⸗ 
monien in der Kirche aufzurichten.;..% — Aber die Yinferen lehren 
in diefer Frage alſo: daß die Bifchöffe nicht Markt Haben, Etwas wider 
das Evangelium zu feten und aufjurichten...... — Derhalben, dies 
weil ſolche Ordnungen als nöthig aufgerichtet, Damit Gott zu: verſoͤhnen 
und Gnade zu verdienen, dem Evangelio entgegen ſind, ſo ziemt ſich 
keineswegs den Biſchoͤffen, ſolche Gotieddienſte zu —— — “ Berner: 
„Was ſoll man denn halten vom Sonntag und dergleichen Ordnungen 
und Ceremonien? Darzu geben die Yinferen viele Antwort: daß die 
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Bifchöffe oder Pfarcheren mögen Ortmung machen, Damit ed orbentläch 
in der Kirchen. zugebe. .... Solche Orbnung gebühret ver Chriftlichen 
Berfammlung um der Liebe und Friedens willen zu halten, und ben 
Biichöffen und Pfartherren in dieſen Fällen gehorſam zu fein.“ 

Daß aber nur die Biſchoͤſe und Pfarrherren allein berechtigt 
feien, folche Orbnungen zu treffen, int im Art. 28 der A. C. nicht aus⸗- 
gefprochen. Bam darf überhaupt bei der Erklärung dieſes Artifeld die 
itenifche Tendenz, den Wunſch ber Wicbervereinigung mit der alten 
Kirche, nicht außer Acht laſſen: denn daß die Abfafiung folcher Ord⸗ 
numgen Sache der Kirche felbft fei und nicht bloß der Bifchöfe, ver 
gaiftlichen Oberen, zeigt auch die Apologie der A. C. im Art. 14. Es 
genüge, daraus nur Folgendes anzuführen: „Ob die Bifchöffe ſchon 
Jurisdiction über öffentliche Lafter haben, fo folget doch nicht, daß fie 
darum Macht haben, neue Gottesdienſte anzurichten — —. Man muß 
fry lafſen, ſolche äußerliche Sapungen zu brauchen, oder nicht zu 
brauchen ..,. Doch iR man ſchuldig, Aergerniß zu meiden.“ Märe 
nicht diefe Auffaffung die richtige, wie hätte wohl vie Concordienformel 
inden Erklärungen Art. 10 „Bon Kirchengebräuchen, fo man Adiaphora 
oder Mitteldinge nennt”, ausſprechen fonnen: „Demnach glaͤuben, lehren 
und befennen wir: daß die Gemeine Gottes jedes Orts. und jederzeit 
berfelbigen Gelegenheit noch, guten Fug, Gewalt und Macht habe, 
viefelbigen ohne Leithifertigkeit und Aergerniß, orventlicher und gebührs 
licher Weile zu ändern, zu mindern und zu mehren, wie es jederzeit 
zu guter Ordnung, chriſtlicher Disciplin und Zucht, evangelifchem 
Wohlſtand und zu Erbauung der Kicchen am nuͤtzlichſten, förderlich ten 
md beften angejehen wird.“ 

Diefe: Auffaffung der Bekenntnißſchriften findet fich auth in den 
Kirchenorbnungen wieder. So heißt es 3. B.: „Die Eeremonien finb 
externi ritus, Außerliche Werke in der gemeinen Verſammlung ver 
chtiſtlichen Kirche nach NRochdurft oder Gelegenheit ver Berfonen und 
Oerter vermoͤge umferer. chriſtlichen Freiheit von gottſeligen frommen 
Chriſten fuͤrgeſtellt, einteichtiglich. beliebt, chrißlich bewilligt und eins 
bellig angenommen, auf baß ca Alles ‚orbentläch. und. zur Beflerung 
in der chriſtlichen Gemeine zugehen möge” (Kurlaͤndiſche Kirchenordnung 
von 1570, Theil:3.a. Anf.). 

Das iR freilich‘ klar, daß die eigentliche Production und die Bears 
beitung des Ikturgifihen Stoffes immer nur von Einzelnen audgehen 
wird, pie Brüfung, die Anerfennung ift aber Sache der. Gefammtheit; 
Dieſer Ordnung entfprechend find bie Agenden der Einzelnen Landes⸗ 
firhen ind Leben getreten; fie. finben wir denn auch in ben einzelnen 
Bropinzialficchen unferes Vaterlandes wieder. 

In Oftpreußen wurde bie erfle Kirchenorbnung: „Artikel ber 
Geremonien und andrer Kirchenordnung“ 1525 von den beiden Bifchöfen 
von Samland umd Pomeſanien, unter Zuziehung ber Prediger von 
Königäberg, mit Benupung der Intheriichen Ordnung ded Gottesdienſtes 
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und der »Formula misaua«, ‚ausgeürbeiiet; Tem Markgraſen Alhrecht 
und den Landtage vorgetragen, und: nachdem dieſelbe, eynheitglich für 
gut angeſehn, bewilligt und angensmmen“, allen Gemeinden ober 
Kirchipielen und Dienern :berfelben: zur Einführung empfohlen. Ohne 
Zwang erfolgte dieſelbe und es wurde fo ein im Weſentlichen gleicher 
Cultus durchgeführt. In derfelben Weiſe ih auch. ſpaͤterhin die goktels 
bienftliche Ordnung geändert worben. Als 1558 davon abgewichen 
und ohne Zuftimmung der Landſtaͤnde die revidirit Kirchenordnung cin- 
geführt war, erhoben dieſelben Proteſt und erwirkten ven Receß vom 
1. October 1566 (Beivilegia der Stände Preußens. Braunsberg 1616. 
©. 64): „ES foll von ben Biſchoͤffen und ‚andern gelehrten gones⸗ 
fürchtigen Kirchendienern in Jahresfriſt eine rechtichaffene, eine, un⸗ 
verdaͤchtige Kirchenordnung, darinnen die Lehre. dev A. C. ami 1530 
kläͤrlich verfaßt, gute chriſtliche und uͤbereintragende Ceremorien und 
Disciplin begriffen, außgefagt und beſchrieben werden, Darnac man ſich 
in allen Kirchen dieſes Landes unmeigerlich zu halten.“ „Hieramf bears 
beiteten die aus Braunschweig berufenen Joachim Mörlin und Martin 
Chemnitius, in Bemeinfchaft mit den preußiſchen Rüthen, die »Re 
petitio Corporis doectrinae ecelesiasticae« als. erſten <heit Der neum 
Kirchenordnung. Wegen der Ceremonien wollte man eigentlich bei det 
älteren Ordnung verbleiben, entſchloß ſich :aber doch zu —** Reviſion, 
welcher ſich vie beiden Biſchoͤſe Venediger und Moͤrlin unterzogen. 
Sie erſchien 1568 unter dem Titel: „Kirchemorhuung. und Cexemonien, 
Wie es in vbung Gottes Worts, vnd reichung der Hochreürbigen Sa⸗ 
cramenie, in den Kirchen des Hertzogtihumbs Preußen Jo galt 
werben.” Eine Synode der Geiſtlichen und Die Stamde approbirken 
das Werk, deſſen Publication mit landeßherrlichem Comſend erfolgte. 
Eine fpätere Agenbe ft. für die Provinz Breupen bi6: zum. 19, Sa 
hundert nicht orſchienen. 

In Weſtpreußen, unter polniſcher Sersfchaft, mauchte an die 
freineillig angenommene alte ſaͤchſiſche Agende, Kia, 1208 in Dans 
ber Rath eine neue Form ausarbeiten: Geh. und publicirte. Diet 
wurde von ben Gemeinden in. Som, Marienburg, im Marienburztr 
Werder u. a. ‚frei eingeführt. 

In den Marken erließ Joachim u. im Sabre 1540 die: Kirchen⸗ 
ordnung „mit Bewilligung und Rath unfereh. Freundes des Biſchoſs 
von Brandenburg ala unfers Ordinarii und anderer gottesfuͤrchugen 
und gelehrten Leute” und mit Vorbehalt ſpaͤlerer Lienderung „im 
vobt. umferer Biſchoffe, Bifitetoren umd der gelernen px ſeder Zeil. 
Eine fürmiiche Zufimmung ver Etämbe.hiekt..er nicht für nöthig, da 
er die Beftätigung des Kakferd: nachgeſucht. Die mannigfachen Wider⸗ 
fprüche gegen bie. Ritualien gaben indeſſen Anlaß zu Veraͤnderungen, 
welche ber Sanbeahere durch kundige Männer feſiſtellen ließ. In da 
1561 verſaßſen, Geiſtliche Polizei⸗ ifiintion unb Gonfifteriaherbnum 
erflärte er: „Uns ala dem kaudcoſũn ſun aus fürſtlicher Obrigkei, 
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Hoheit und wegen Unferö tragenden. Amts gebuͤhrt und zufichet, rebus 
sic stantibus, ‚wicht allein in weltlichen, ſondern auch in’ geiftlichen 
Sachen Recht und Gerechtigkeit männiglihen . . mitzuthellen, auch 
geiftliche Orbnungen ..... . aufjurichten, und derwegen nicht werbumben 
fein, Unſerer Landſchaft Bewilligung darinnen zu vequirigen und zu 
erfordern, vornehmlich da dasſelbe allerwegs bei ben Bilchöfen und 
ihren Officialen allein geſtanden..“ (Richter, die Lirchenorbnuns 
gen 1. 359). So erfhien auch 1572 die erneute Agende und 1573 
die Bifitations- und Gonfiftorialorduung, mit der Beſtimmung, .-daf 
im Fall Fünftiger Bedenken ein Synodus entfcheiden folle (a. a. O. 379). 

In Pommern heiten Johannes Bugenhagen fammt den 
Predicanten des Landes eine Kirchenordnung ausgearbeitet, welche 
1534 auf dem Landtage zu Treptow an der Rega von der Landfchaft 
angenommen und 1535 Dusch die Herzoge Barnim und Philipp 
publiiet wurde. Im Jahre 1541 veroronete aber Philipp zur 
Weiterführung der Sache die Abhaltung von Synoden. Da die Ord⸗ 
nung von 1535 nur wenige Beflimmungen über bie Liturgie enthält, 
wurden die General» Superintenventen Joh. Knipfirow und Baul 
v. Rheda beauftragt, eine vollſtaͤndige Agende auszuarbeiten. Diefes 
MWerf ward von Joh. Bugenhagen überfehen und auf den Synoben 
u Greifswald 1543 und zu Stettin 1545 approbirt; inheffen erfuhr 
es auf den folgenden Synoden mancherlei Eorrecturen und der Lands 
tag zu Treptow 1566 fette feit, daß nach den gemachten Erinnerungen 
die General » Superintendenten eine vollflänbige Ordnung für die äußes 
ten gottesienftlichen Formen bearbeiten follten. Knipftrom’s Nach: 
fölger, Jacob Runge, unterzog fich diefem Geſchaͤft, Abergab feinen 
Entwurf 1567 der Synode zu Wolgaft, worauf nach der Approbation 
des Landtaga zu Skettin 1568 bie Ianpesherrliche Publication erfolgte. 
Die Ordnung blieb feiven Bis gegen Ende De& vorigen Jahrhun⸗ 
derid in Geltung. . 

Sn Sachen iſt die Agende von 1539 von Influs Jonas, 
Georg Spalatin, Caſspar Ereugiger, Friedrich Myconius 
und Anderen, mit Benypung ber Arbeiten Luther’s,. zuſammen⸗ 
gefteßkt, von den Landſtaͤnden approbirt und dann nen Herzog Hein rich 
eingefährt.. inter befien Sohne, dem Churfürften Anguft, erfolgte 
die revidirte Kirchenordnung von 1880, welche gleichfalls vecher durch 
die Depstirten der. Landſchaft gebißigt wurde. Ginen aͤhnlichen Nies 
ſprung haben die Drbnungen für. Magdeburg, Manofeld und andere 
früher felbſtuͤndige Gebiete des Sachfenlandes, fowie die ber ſchleſiſchen 
FürftentHlimer. Nicht anders verhält es ſich urſprünglich in einzelnen 
Theilen von Rheinland.» Wefipheten; doch finden wir ſchon geitig eine 
umfaſſendere Thaͤtigkeit der Synoden, welche ihre. Befchlüfle. landed⸗ 
herrlich beſtaͤtigen ließen. Veiſpiele fir die lutheriſchen in Juͤlich⸗Berg 
in meiner Urkundenſammlung ©. 240. 244 Nr. 1-5. 7ff., für 


* 


Cleve ⸗ Mark die Kuchenordnung von 1687, welche aud der butheriſchen 
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Generalſynode von Unna 1859. und anderen. Syynodalſchluͤſſen hervor: 
gegangen if. Auch ergeben dies fpätere Gondufionen der Synode 
ſelbſt (a. a. O. S. 251 unten Nr. if... S. 23 A. 15-19 
u. m. a.) WW a | 

Kuͤrzer kann ich von den reformirten genden fyrechen. Die 
Infpections s Presbyterlal» Clafflcal-Orbnung vom 24. October 1713 
iſt vom reformirten Kirchendirectorium ausgearbeitet und vom Könige 
beftätigt. Sie ftübt fich auf die anerfannten Grundſaͤtze der auswär 
tigen reförmirten Kirchen. Die allgemeinen Beftimmungen über den 
Cultus find fpecieler ausgeführt in der auf gleiche Weiſe entftandenen 
Agende von 1714, wiederholt 1741: Die: Materialien derfelben- find 
aus der Pfälzer und Niederländer Agende, mit befonderer Beruͤchſich⸗ 
tigung des Johannes a Lasco, entlehnt.  —- 

Die Ordnungen von 1713 und 1714 gelten‘ nicht für die wel 
lichen Provinzen. Seit Beginn her haben die Reformirten derſelben 
ein freieres liturgifches Hecht geübt. Sie behielten fich. das Recht 
vor, andere Agende anzunehmen oder felbft zu entwerfen. Bereits die 
erfte Generalfynode von 1610 1. 1 (meine Sammlung ©. 165 1.) 
enthäft eine desfallfige Beftimmung. Die auf Antrag des Moderamend 
landedherrlich beftätigte Kirchenoronung von 1662 -alterirt‘ diefe De 
fugniß nicht. Fortwaͤhrend ergingen daher auch Schlüffe der Synoden 
in liturgieis. BEE on 
Die Pre ie Kirche hat die auf, Grund ſynodaler 
Beſchluͤſſe entworfene. Liturgie nach .ihrer Neception in Brandenburg 
1685 beibehalten. Rn 





Das Reſultat diefer Ueberſicht iſt: Die aͤlteren agenbariſchen Br 
ſtimmungen ber Provinziallirchen beruhen. auf den’ landesherrlich be 
ſtaͤtigten Feſtſetzungen der Provinzialkirchen ſelbſt. Nur in der Matt 
verfuhr ber: Regent ſelbſtſtaͤndiger, indem er die Landſtaände zuzuziehen 
nicht für noͤthig hielt. Mit der fh firteenden :Soouberainetät bed 
geoßen Ehurfürften geſchah dies -aber allgemeiner, In der Marl 
wurde 1653. der’ letzte Landtag gehalten: im. Oſtpreußen verloren die 
Stände den unter polnifcher Hoheit geibten Einfluß, da die Affen 
ration vom 12: März; 1663 zu Gunſten der Souverainetät gedeutet 
wurde; in Cleve⸗Mark und: Minden -Ravendberg veränderte ver Chur 
fürft bie frühere Berfafiung, indem er Die ihm mißfaͤlligen Receſſe von 
1649 und 1653 nach. vem Landtagsabfchieve vom 19. Maͤrz 1661 de 
feitigte. Zugleich machte fich der Territorialismus in der. Firchlichen 
Bermaltung geltend; Die Synoben, welche allein: ans: @elfttichen und 
einzeinen -politifchen Rüthen des .Sundesheren beftunden, gingen unter, 
und nur in. Cleve⸗Mark und da,. wo Aelteſte aus: den Gemeinden 
za den Synoden gehörten,: behauptete. ſich ein ſelbſtaͤndigeres kirchliches 
Sehen, und eo vermochten bie Landesherren da nicht In das Murgiſche 


Berhanbl. über die litneg. Bebänfaifie der Landeskirche. 253 
Gebiet fo einzugreifen und Berwirrung herbrizufuͤhren, als in den an⸗ 
veren Diſtricten. 


In Vommern. befahl der Regierumgs» Erlag vom 6. April 1705, 
td folle knieend gebetet werden. Ein gleicher Befehl folgte unter dem 
2. Januar 1710 In: Brenßen. . Derartige Anorbnungen etgingen aber 
nicht felten nicht einmal burch WBermittelung ber Eonflferien und 
Euperintendenten,, ſondern durch die Regierung und Aemter, wie ein 
Ihr bemerlensweriher Erlaß wegen des Kirchengebets vom 14. Auguft 
1790. Daran fchloß fich eine Menge anderer Befehle, wie der vom 
3. April 1734: „Daß nichts. weiter als nur drei Lieder vor ber Pre⸗ 
digt gefungen werben follen, nämlich: Allen Gott in der Höh’, dann 
das Hauptlied und der Gefang: Wir glauben al’ an Einen. Gott. 
Statt der bisherigen Altar» und Ehorgefänge fol eine Gatechifation: 
galten und die Predigt catechetifch jedesmal wiederholt werben." Ver⸗ 
gem erhoben die Geiſtlichen dagegen Bedenken und Beſchwerden; 
fe nınden, wie namentlich ber Oberhofprediger Quandt, entfchieben 
ſuruͤkgewieſen. | 

Darauf ergingen mehrere Verordnungen wegen Abfchaffung der 
Irivatbeichte, des: Abfingene ver Evangelienterte, der Gebete, des 
Srgens und der: Ginfepungsworte des heiligen Äbendmahls; wegen 
deitigung der Chorröͤcke, der Mefgewänver und Gafeln der Gäſt⸗ 
lihen und des Gebrauchs der Altartücher u. a. m. Durch. Alterhöchften 
Schehl vom 3. Fult: 1740 hob Friedrich ver Große dieſe Beftimmungen 
hier auf, „damit diejenigen, bei weichen vergleichen Geremonien vor 
18 ergangene Verbot üblich geweſen, mit ihren Gemeinen darunter 
die freie Wahl. nehmen können.“ | 

Die Felge: diefer Eingriffe, der nicht felten durchaus unnöthigen 
änderungen des Cultus war theils Gleichguͤltigkeit gegen bie kirch⸗ 
ide Formen, theils willkuͤrliches Verfahren ber einzelnen Geiſtlichen. 
Han befolgte bald weder die neueren Aenderungen, nody bie alten 
Anden und bediente ſich entweber . felbfigemachter Formulare oder 
Bender genden. - Urkundlich verbuͤrgt iſt dies für Oftpreußen und 
Vommern. Derglelchen Unordnungen verhüteten in Rheinland und 
Veſtyhalen die Synoden, welche beharrlich einfchärften, daß oßne ihr 
Vorwiſſen und Gutfinden niemand in üblichen kirchlichen Ceremonien 
und Agenven eine Reuerung machen bürfe (meine Urkundenſammlung 
6.299, MA). -- > 

Daß Feſtſezungen über-bie Liturgie nicht In territorialiftifcher Weiſe 
Molgen dürfen, daß biefelben vielmehr von der ganzen Kirche in ge⸗ 
"neter Weiſe ausgehen follen, iſt von unbefangenen Forfchern als eine 
ommunis opisio ſteis betrachtet worden. Unter Bezugnahme auf vie 
übten Kirchenrechtölehrer wie Theod. Reinking, Joh. Dlearins, 
Org Dedekenn u. a., führt Benedict Carpzov (7 1666) 
N der jurisprüdentia eonsistorialis. lib. H. zit. 15 de fin. 247 aus: 
»Ofne daß die Diener des göltlidgen Worts auf einer Synode gehört, 
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ohne daß die Stände ver Kirche berufen ſind, if keine: von einem 
Fürften oder Magiftratus ausgehende Veränderung oder Abſchaffung 
firchlicher Gebräuche annehmen.“ Eben fo fagt Joh. Schilter 
(+ 1705) in: den Institntiones juris canowiei lib, H. tit. 1. $. 8: „Das 
Recht, die Liturgie anzuordnen und zu verändern ſteht der Kirche zu 
ober der Höchften, die ganze Kicche teprüfentirenden Gewalt, das ift der 
Synode oder dem Kirchenfenate, mit Zuftimmung der Provinzialſtaͤnde. 
Das liturgiſche Recht gebührt weder allein.der Geiſtlichkeit, noch allein 
dem Landesherrn, welcher nicht abſolut das liturgiſche Recht beftt, 
viel weniger fteht es im Belieben der Einzelnen, fondern. ba ‚allen drei 
Ständen oder. den Vertretern derſelhen. 

Dieſer Anficht folgt auch Beyer in den Additiones F Carpzov 
a. a. O. und andere Juriſten und Theologen in großer Zahl, und 
ihr entſprach auch die Praxis wohl in ganz Deutſchland. Sie wurde 
beſonders unterſtützt durch die dem Territorialſyſtem gegenüber. gefielle 
Theorie des Bollegialprincips, nach welchem in feiner Ausarkung ein 
Independentismus in die Kirche eindringen mußte. Es Tann nid 
befremben, daß dieſer Zug auch im Kirchenrechte des allgemeinen 
Landrechts ſich vorfindet; indeſſen war die Macht der beſtehenden Ein 
richtungen doch ſtark genug, um die conſequente Durchfuͤhrung des 
Independentismuo zu verhindern. Auch war v. Carmer, im Gegen⸗ 
ſatze zu Suarez, mehr Territorialiſt. Die 88. A6 — 49 des allge⸗ 
meinen Landtechts überweiſen die Cinführung liturgiſchex Ordnungen 
jeder Kirchengeſellſchaft, unter Zuſtimmung bed Stants. Nach meine 
erforderlichen Falls weiter zu begruͤndenden Meinung iſt damit nicht 
jeder Localgemeinde das Recht, dergleichen Cinrichnungen zu .Iveffen, 
beigelegt. Es duͤrfte ſchon Died dagegen ſprechen, daß die genannten. 
Paragraphen fih im erſten Abſchnitte nes Kirchenrechts befinden, in 
welchen von dem Verhaͤltniſſe der Kirchengeſellſchaften als größere 

Gompiere die. Rede iſt. 

Des hochſeligen Könige Majefät unter og Sid gleich nach Ans 
teitt Seiner Regierung der Hebung des tief gefuntenen Fiechlichen Lebens. 
Es war ihm: insbeſondere eine Herzensangelegenheit, das in Preußen 
geſetzlich beſtehende Verhaͤltniß der Lutheraner und Refermirten, ald 
protefamtifcher Kirchengefellfchaften des Augsb. Glaubensbekenniniſſes 
Eaudrecht N. 11. 8. 39) durch eine. gemeinſame Agende zu befeſtigen 
und zu erweitern. Er ließ daher ſchon 1798 die Vorarbeiten zu einer 
ſolchen machen, Die beiden daruͤber ergangenen Cabinetsordres vom 
18. Juli und 5. Auguſt 1798 finden ſich dei Falck: Achenſtuͤde, ber 
treffend die neue preußiſche Kirchenagende, ©. VII felg. — Die bald 
barauf.. eingetretenen holitiichen. Wirren binderten.. die.. fofortige Voll 
ziehung, fuͤr welche jedoch gleich nach Herſtellung des Friedens um ſo 
eiſriger geſorgt wurde. Die Sache erhielt befanntlich ihren Abſchluß 
mit der Landesagende won 1829, unter Berifichäigung der in den 

einzelnen Prodinzen geltenden Altern Agenden. | 
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Mögen bei der Einführung ber Agende in. einzelnen Faͤllen Seitens 
der  ausführennen Behörden Mißgriffe vorgefommen fein: fänmtliche 
darüber ergangene Crlafie des Könige bringen baramf, daß hie Ans 
nahme frei erfolgen follte. In einem der legten, mitgetheilt in dem 
Minifterials Refertpt vom 29. Juni 1827, heißt es noch: „Obgleich 
vorausgefeht werden muß, daß die Geiſtlichen mit ber Stimmung ihrer 
Gemeinden ſchon befanmt, fich die Erlaubnis zum Gebrauche der (auf 
Befehl des Könige von einigen Geiflichen ausgearbeiteten) Formulare 
zu geiftlichen Amtshandlungen nur mit Ruͤckſicht auf dieſelbe erbitten 
werden, fo tft doch dabei mit befonberer Borficht zu verfahren, um 
nah der ausdrücklich geäußerten Abficht Sr. Majeftät des Königs bie 
Befugniß dazu nur dann zu ertheilen, wenn fie duch achtbare Mits 
glieder der Gemeinde, von ihrem Geiſtlichen unterſtuͤtzt, dringend ges 
wünſcht und nachgeficht werden ſollte.“ 

Die zur Zeit noch in Geltung ftehende Agende ſoll nunmehr 
einer Reviſion unterworfen werden. Daß.eine folche, weil’ein Ber 
diirfniß Dazu vorhanden iſt, zuläffig fei, ift zweifellos. Des Königs 
Majerät wolken dazu die Mitwirkung einer Landesſynodt. Ich finde 
dies durchaus in der Ordnung, aus den oben dargelegten Gründen: 
denn der Cultus ift eine gemeinfame Angelegenheit ber Beiftlichen, ver 
Gemeinden, ver Kirche; auch Hat früher ordentlicher Weile eine folche 
ſtattgefunden. Synoden "hatten aber meiſtens nur eine verhältniß- 
mäßig geringe Vertretung des fogenannten dritten Standes in den 
Deputirten der Landtage, welche überdied nicht ald eigentlich kirchliche 
Vertreter angefehen werben dürfen. Der ältere politifche » Firchliche 
Charakter der. Landtage hat fich aber durch das Hinzwireten der Mit: 
glieder der römifchen Kirche geändert und ift ein rein politifcher ge- 
worden. Weber den Provinzial⸗Landtagen, noch den beiden Häufern 
des allgemeinen Landtages würde gegenwärtig ein Einfluß auf bie 
eigenen kirchlichen Ungelegenheiten der Evangeliſchen zugeflanden werben. 
fonnen. - Art. 15 ver Verfafiungss Urkunde fehließt einen ſolchen auch 
ganz beftinmmt aus. Damit die Synode eine vollffändige Vertretung 
der Landeskirche ſei, Ift Daher Bad fogenannte Laien» Element: in anderer 
Weife zu gewinnen, nämlich durch Abgeordnete der firchlichen Ges 
meinden ſelbſt. Wie wichtig dieſe Snftitution auch für die Erhaltung 
der liturgiſchen Ordnung fei, beweiſt Die gegenwärtige Rage diefer Sache 
in den rheiniſch⸗weſtphaͤliſchen Provinzialli rchen. 

Es kommt nunmehr darauf an, ein Feſtes zu erzielen, Gonflicte 
zu befeitigen, der Willfür zu begegnet. 

Die Berechtigung der Provinzialficchen auf gewifle Eigenthuͤm⸗ 
lichkeiten im Cultus ift wohl begründet und unbeftreitbar. Wenn dem 
Zufammentritt der Landesſymode die Provinzialfynoden vorhergegangen 
find, fo werden dieſelben bei der Vorberathung bereits ihre Deſiderien 
feftfteßlen und an die Landesſynode bringen fünnen, welche: hierauf ges 
buͤhrende Ruͤckſicht zu nehmen Haben wuͤrde. Den Provinzialſynoden 
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find aber auch bevchs orbuungsinäßig bie Wünjche und. Beiärfnife 
der einzelnen Gemeinden. durch vie. Kreisſynoden bekannt geworden und 
auch diefe fünnen auf der. Landesſynode, ſoweit fie. nicht durch die 
Provinzialſynoden erlebigt find, in Erwägung ‚gezogen werben. Der 
hierbei leitende Kanon würde fein,: baß jeder: Gemeinde und Provin 
im Eultusfachen foweit Freiheit zugeftanden werde, als das Princip 
des evangelifchen Gottesvienftes im Allgemeinen und die Geftaltung 
desfelben für die Landesficche im. Beſonderen in wefentlichen Punkten 
nicht benachthelligt wird. Jede Ortögemeinde hat. Arttomomie, aber 
beichränft auf ihren Kreis. Sie kann alſo Feine Forderung ftelln, 
welche die Einheit im Wefentlichen mit den. anderen Gemeinden, allo 
mit der Landeskirche felbft, flören würde. Gomeit: aber die Eindelt 
nicht leidet, iſt ihr freie Bewegung zu geftatten. Iſt alſo die Einzel⸗ 
gemeinde befchränft, fo gilt dies natürlich auch von ihrem Mittelpunkt, 
dem Geiftlichen, deſſen Willkuͤr ein disciplinariſches Einfchreiten der 
kirchlichen Behörden rechtfertigen würde. : . 
Dieſen Grundſatz finden wir ſowohl in den Kirchenordnungen 
(3. B. Brandenburger von 1540, Pommer'ſche Agende Fol. 61-6), 
Summariſcher Begriff für Juͤlich⸗Berg von 1677, Cap.l, 8.7 u. v.a) 
als in der Praxis ſtets feſtgehalten (Carpzov, Jurisprad. cons. lib. I| 
de fin. 248. Beyer, Additiones fol. 241 u. a.), auch von den Der 
fafjern der Gutachten anerfannt (3. B. S. 289. 385 folg. u. a.). 


Vortrag des Eorreferenten, Conſiſtorialraths Dr Dogt. 


Nachdem die durch die vierte Denkſchrift qufgefteflte Frage übe 
bie liturgiſchen Bebürfniffe der Landesficche in vier bedeutenden und 
gehaltuoden Gutachten, welche der hohen Verfammlung vorliegen, von 
verfchiedenen Gefichtspuntten aus ‚beleuchtet und exärtert worden, und 
über dieſelben in drei umfaffenden Relationen Vortrag ‚gehalten if, 
dürfte der Gegenſtand fo weit erfchöpft und zur Discuſſion vorbereitet 
fein, daß ich mich verpflichtet fühlen muß, um Die Geduld der verehrten 
Berfammlung nicht zu erfchöpfen, auf: eine ausführliche Erörterung zu 
verzichten und mich auf wenige bie Hauptpunfte betreffende NAeuße⸗ 
rungen zu befchränfen, welche meiner. Stellung. zum Inhalte der Denk 
fehrift. des hohen Evang. Ober⸗Kirchenraths gemäß, vornaͤmlich nut 
dazu dienen werben, mein Botum für den in derſelben angeveuteten 
Weg etwas zu motiviren. 


Was die rechtliche Seite der Frage betrifft: wie die gottes⸗ 
bienftliche Ordnung für ſaͤmmtliche zur Landeskirche gehörige Gemeinden 
feftzuftellen fei? fo Bann ich nur die Ueberzeugung theilen, daß die 
Liturgie der Landeskirche im ver Agende von 1829 als rechtlich be 
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gründete Bafis und Ausgangspunft feftzuhalten fe, da ſie Die Lehre 
der enangelifchen Kirche nicht alterirend, fondern wahrend durch das 
Kichenregiment eingeführt, und wefentlich in Gebrauch und Leben ber 
Kirche übergegangen iſt (ſ. Gutachten S. 269). Der Eultus ift aber 
en Handeln der fh Auf dem Grund des Evangeliums erbauenven 
Gemeinde (Gefammtgemeinde und Ortsgemeinde, die ineinander find) 
md es muß daher bei der Feſtſtellung besfelbert gleichwie der Glaubens⸗ 
grund und Lebensorbnung der Gemeinde, deren Einheit das Kirchen- 
tegiment zu vertreten hat, ebenfo auch Beduͤrfniß und Zuſtand der 
Ormeinde und Gemeinden wahrgenommen werden, und darum die 
Stimme der Berechtigten in ihr gehört werden und zur. Anerkennung 
gelangen. Iſt diefer Forderung unter dem Nothſtande der Kirche, 
unter dem Mangel an genügender Organifation für die Bethätigung 
der Gemeinde in ihren verfchiedenen Gliederungen bei der Einführung 
der Biturgie nicht volle Genüge gefchehen, fo ift es als ein Entfchluß 
changeliſcher Weisheit dankbar zu verehren, wenn des Könige Majeftät 
ven in der Denffchrift angeveuteten Weg der fonodalifchen Mitwirkung 
Generalſynoden, Provinzialſynoden, womit ſich auch weiter die Bes 
heiligung der Kreisfgnoden und Gemeinderäthe naturgemäß verbinden 
dürfte) zu weiterer Feſtſetzung der Iiturgifchen Ordnung eingefchlagen 
wiſen wollen. 

Es Tiegt in diefer Annahme aber die rechtliche Baſts und der 
Ausgangspunkt zugleich, daß die Feſtſtellung der Lturgifchen Ordnung 
auf die ganze evangelifche Landeskirche zu beziehen fei. Diefe, wie fte 
ih die enangelifche nennen darf, und in Ihren verfchiedenen Fractionen 
ſih der gemeinfamen evangelifchen Glaubensſubſtanz bewußt und gewiß 
geworden Ift, Hat für diefe Einheit einen rechtlichen Beſtand gewonnen, 
vr in die Firchliche Sitte und vielfache Lebensverhältniffe übergegangen, 
te fruchtbare Wurzel vielfacher chriftlicher Kebensäußerungen geworden 
id und auch in jener Bottesdienftordnung einen Ausprud erhalten 
ht; f6 daß (mit dem Gutachten I, S. 270 zu fprechen) „bie Rechtes 
tage über dieſe Einheit zu fpät kommt“, und es ſich eben um bie 
Juläffigfeit der Unterſchiede in der Einheit handelt, indem von den 
Gemeinden und Geiftlichen das Aufgeben des confefftonellen Stand- 
punftes nicht geforvert, die Beſonderheit der Gonfeffion nicht vernichtet 
werden fol. Sollte dagegen der Ausgangspunkt zur Erledigung diefer 

agen von der Regation der Einheit und von der Poſition zweier 
verſchiedener evangeliſcher Landeskirchen genommen und behauptet 
werden, daß nur von diefem Standpunfte aus den in Rede ftehenven 
dedürfniſſen genügt werden könne, fo wuͤrde dieſes Verfahren wenigſtens 
nicht als gefchichtlich begründet und durch die göttlichen Führungen 
ind Zufaffungen über den Entwidelungsgang unferer Landeskirche 
p des evangeliſchen Glaubenslebens in ihr indicirt angeſehen werden 
nnen. 
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II. 


dm Hinſicht auf das Materielle der liturgiſchen Frage und 
das zur Löfung derſelben in der Denkfchrift Dargebotene muß ig 
im Gegenfaß zu einigen dawider erhobenen Einwendungen meine 
Zuflimmung bezeugen, zunäcft A. für die allgemeinen Grund- 
fätze über dad Verhältniß der Einheit zur Mannids 
faltigfeit. 

Das vierte Gutachten, defien Glaubens» Ernft und Ziefe neben 
feiner Sreimüthigfeit ich ehre, auch wenn ich Ihm wäderfprechen muß, 
macht in diefer Beziehung (S. 374) eine Bemerfung, welche den Bor: 
wurf einzufchließen fcheint, daß es in Den Vorfchlägen der Denlkſchriſt 
an der eigentlichen Einheit fehle, indem nichts fo feftgehalten fe, 
daß es unbedingt und überall unter derfelben Form wiederkehren müfle, 
Allein es ift wohl zu beachten, daß dieſelbe Subftanz der einzelnen 
Stüde und die wefentliche Ordnung derfelben doch auch bei der Mannid- 
faltigkeit der Formen und der Art der Verfnüpfung im Cinzelnen 
gewahrt if. — Andererſelts vermißt dasſelbe Gutachten gemügende 
Gewährung des Mannichfaltigen; nämlich 1) hinreichende Ann 
fennung des reformirten Elements, 2) neben der Sicherung, welche der 
mwohlberechtigten Entwidelung der einen oder anderen Confeſſion ge 
währt. werden fol, die Sicherung der Union, 3) Gewährung eine 
Berechtigung für den biblifchen Nationalismus. Hinfichtlich des Erſteren 
glaube ich dem Urteile unferer reformirten Brüder Die. Entfcheibung 
überlaffen zu dürfen, wie weit fie ihren Anfprüchen Genüge gethan 
finden. Hinſichtlich des Zweiten muß ich nach dem Obigen die Weber 
zeugung fefthalten: es folle die Union die Vorausſetzung fein und 
bleiben, welche der Gottesdienſtordnung zu Grunde liegt, und mad 
hier eingeleitet werde um den confeflionellen Weberzeugungen, Sitten 
und Wünfchen der Gemeinden in der Landeskirche Anerfennung Al 
gewähren, wie es um der Wahrheit und des Friedens willen noth 
wendig ift, das folle doch nicht dazu dienen, biejenigen Formen dei 
Gottesdienſtordnung, welche der Union zum Ausdruck und zur Körderun 
gereichen fönnen, zu befeitigen (mie namentlich die agendarifche Spende: 
formel im heiligen Abendmahl, für deren Würdigung ich die gehalt 
vollen Aeußerungen des erſten Gutachtens Sag 20 nur einftimment 
hervorheben, nicht wiederholen darf); es folle nicht dazu dienen, ei 
Verfahren zu begünftigen, welches dahin führen würde, henjenigen 
Gemeinden, die ohne durch fchriftliche Verträge eine Bereinigung mil 
den anderen Eonfefftons- Verwandten vollzogen zu haben, hoch ſoͤrmlich 
der Union beigetreten find, ihe Recht an und in der Union zu ver 
bunfeln und zu verfürgen. — Hinfichtlich des Dritten aber if zu 
fagen, daß der biblifche Rativnallsmus als folcher wohl nicht auf ber 
fondere Berechtigung in der Gottesdienftoronung wird Anſpruch zu 
erheben haben, fondern fich in die. biblifehen Formen ber Agende 
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wird zu ſchicken wiſſen, da es ja fein Charakter if, die Bibels Lehre 
und Formen anzuerkennen und, wenngleich in abgeſchwaͤchtem Sinne, 
fh anzueignen. 

Ferner B. glaube ich, daß auch der Entwurf für den Haupt⸗ 
gottesdienft in feinen weſentlichen Beſtandtheilen gegen 
einige dawider erhobene Einwendungen zu rechtfertigen ſei. Die Ord⸗ 
nung der einzelnen Theile in demfelben: 1) Eingang (welcher jedoch 
weſentlich Suͤndenbekenntniß und Gnabenverheißung enthalten muß), 
2) Aneignung des göttlihden Worts, 3) Frucht derfelben in 
Dankfagung und Fürbitte, Ift durchaus entfprechenn der Natur der 
Andacht, in welcher die Gemeinde fih aus dem täglichen Leben ſam⸗ 
met, ihrem Herm naht und fich hingiebt, damit er ihr nahe und fich 
mittheile zu neuer Stärkung des geiftlichen Lebens, Infonderheit ans 
gmefien ver Stellung, welche im evangelifchen Gottesbienfte dem 
Bere Gotted und der Predigt gebührt; daher auch wefentlich über« 
änimmend mit dem Gange, welchen ältere evangelifche Liturgieen 
vorzeichnen (3. B. die alte PBommerfche Agende). Es entjpricht den 
pſhchologiſchen Geſetzen bed Glaubenslebens, daß fich die Gemeinde, 
welche fi auf und aus dem Worte Gottes erbaut, wenn fie fih um 
ihten Herrn fammelt, zuerft mit dem Befenntniß ihrer Sünde-zu ihm 
eufihaut, und auf Grund der Gnadenverheißung, die ihr wird, weiter 
um die Gabe und Mittheilung ded Heren in feinem Worte bittet, und, 
nachdem fie dieſelbe ducch Lefung und Predigt empfangen, zunächft für 
diefe Gabe, die ihr in dem Worte geworden, dankt und im Hinblicke 
auf das Leben mit feinen Arbeiten, Nöthen, Anfechtungen, in welches 
ſe zuruͤkkehrt, in Bitte und Bürbitte den Segen des Herrn erflcht 
und denfelben empfängt und mitnimmt. Bon dieſer Anſchauung aus 
nohte ich weder dem zweiten Gutachten beiftimmen, welches (5.275) 
W Bitte und Fürbittengebet vor die Predigt geftellt wiſſen will, noch 
die Einwürfe des dritten Gutachtens für gerechtfertigt halten, welches 
ftdert, daß das Bittgebet voraufgehe und das Kobgebet fchliehe: 
denn dieſes fei der hoͤchſte Aet der Anbetung, der und mit den himm⸗ 
lien Heerſchaaren ‚gemein fe, mit denen wir im Himmel loben und 
danfen, aber nicht mehr bitten wuͤrden; diefe Spike müfle das Ende 
des Gottesdienſtes bilden; auch müfle der Schluß jenes Gebetes, das 
Eihhingeben an Gott, ein Gelbftopfer fein, wie es im Lobe liege 
(6. 307). — Aber die Gemeinde, wenn fie auch im Geifte ihrer An⸗ 
dacht fich zum Thron Gottes aufgeſchwungen hat, fie geht am Ende 
des Gotiesdienſtes doch nicht in den Himmel, foudern in bie irdiſche 
Roh und Bebürftigfeit zuruͤck; deſſen fol fie gevenfen und dem iſt 
die angegebene Ordnung des Gebets entſprechend. Die Hingabe, das 
Selbſtopfer, in welches jedes Gebet ausgehen ſoll, iſt in Wahrheit 
doch die Hingabe des ganzen Lebens am Leib und Seele, und dieſe 
ige Hingabe drüdt uͤch ebem darin ans, daß ber Einzeine und bie 
Oemeinde ſich ganz dem Herrn beflehlt und in bie. Arme wirft, damit 
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fie, von ihm behuͤtet und geiragen, für das ganze Reben geweiht und 
gehelligt. und bewahrt werde. 1 

C. Dies greift ſchon in die Frage (welche die Denkſchrift S. 45 
unter 2 berührt) über die Verbindung des heiligen Abend— 
mahls mit dem fonntäglidhden Haupt-Gottesdienſte. Auch 
hier dürfte der Grundſatz der Denffchrift, welche annimmt, der ſonn⸗ 
und fefltägliche Gottesdienſt Fönne in organifche Verbindung mit ber 
Feier des. heiligen Abendmahls treten, beide Theile koͤnnen aber auch 
al8 abgefonderte Stüde behandelt werben, gegen die wiwerſtteilende 
Anftcht, welche die Trennung nur als eine Abnormität zulafien wil 
(Butachten 3 ©. 310), aufrecht zu erhalten fen. So gewiß es if, 
daß die Feier des heiligen Abendmahls der hoͤchſte Act des Kultus in 
der Gemeinde Ift, und ſo wünfdhenswerth es ift, daß ſonntuͤglich und 
öfter ſich Glieder der. Gemeinde finden, welche venfelben zu feiern be 
gehren, ſo iſt doch die Möglichkeit der fonntäglichen eier von Außer 
Umftänden und VBerhältniffen der Gemeinde abhängig, welche an ſich 
ſchon hindern, diefelbe zu einer gefeglichen Ordnung zu ‚machen. Der 
‚ Bedeutung, welche die evangelifche Kirche dem Worte Gottes ale 
Snabdenmittel neben dem Sacramente vindicirt, imd vermoͤge dem 
es nicht blos begleitend, einleitend und deutend dem Sarramente dienen 
und untergeordnet fein fol, entfpricht e8 aber auch, dem: fonntägigen 
Brevigtgottesdienfte die Stellimg zu geflatten, welche die Grundſaͤtze 
der Denkfchrift ihr einraͤumen, und ihm nicht blos als Umgebung, ald 
vorbereitenides und imtergeorpnetes Montent für die Abendmahlsfeier 
zu behandeln, welches ohne dieſe unvollſtaͤndig und. gleichfam frag: 
mentarifch bliebe, und ebenfo fir die Feier des heiligen Abendmahl 
eine beziehungswelfe felbftändige Stellung offen zu halten, da dieſelbe 
dadürch, daß die Gemeinvegliever, welche nicht zurüdmhalten fin, 
etwa in der Mitte derſelben entlaffen werben, nur geftört wird. — 
Was die ürchriftlichen Vorbilder und Normen anlangt, fo iR im 
zweiten‘ Gutachten (5. 286) darauf hingewieſen, daß das Abendmahl 
urſpruͤnglich eine felbftännige gottesdienſtliche Handlung, nicht Theil 
einer anderen geweſen, und anvererfeitS im erften. Gutachten ©. 261 
ausbrädlich heroorgehoben, daß die Behauptung, die Communio mil 
ihrer Liturgie ſei Hauptgottesvienft, alles andre, die Predigt mit I 
begriffen, verhalte fi dazu nur bienend, aus dem: Neuen Teſtamente 
nicht zu begrümben fein dürfte. Wenn aber auch fpäter in ber alten 
Kirche die Gottesdienſtordnung ſich nach dieſer Richtung hin entwickelt 
dat, fo iſt auf dieſen Wege auch eine Hinanſetzung bes Worts und 
eine Verdimkelung des chriſtlichen Glaubens und Lebens herbeigeführt 
worden, welche. bedenklich machen muß, dahin zu folgen: 


II, 


Die Denkſchrift Hat auf ewaige Mängel In ber bißherigen Gotes⸗ 
dienſtordnung, namentlich auf den Mängel eines Abendimahlsgebets hin⸗ 
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gewiefen, dieſen ſpecieller Würdigung empfohlen und dabei an ältere 
eangelifche Muſter, fo wie an Gebete der griechiichen Kirche erinnert. 
Diefe Frage Hat in dem dritten Gutachten eine Exdrterung ges 
finden, welche auf fo vielfeitigen Studien beruft, fo liebevoll, umfaſſend 
und gründlich eingeht, daß eine entfprechenne Cewiderung und Wuͤr⸗ 
digung derſelben nur in einer Arbeit gegeben -werven Fönnte, zu deren 
Vortrag in diefer Berfammiung bie Zeit gebrechen würde, jelbft wenn‘ 
dem Referenten nieht, wie ich dies von mir befennen muß, Kraft und 
Nuße gebräche fie zu Stande zu bringen. on W 
Der Herr Verfaſſer des dritten Gutachtens hält die Herſtellung 
ner euchariſtiſchen Feier des Abendmahls, welches ihm der eigentliche 
und weientliche Kern des Gottesdienſtes iſt, für. ein wirkliches Be⸗ 
Vin Der Kirche, weiches in unſerer enangelifchen Kirche zur Zeit 
nicht befriedigt fei, indem bei ber einfeitigen. Hervorhebung der ſacra⸗ 
mentalen Seite der Feier, der des Empfangens, die ſacrificielle 
or gottespienftliche, wie er fie nennen möchte, des Thuns ber 
Gemeinde, nicht genügend zur Anerkennung fomme. — Diefe. werbe 
durch die Einſetzung des Heren fchon gefordert, : indem die Worte 
‚ſolches thus“ nicht blos auf .das Eſſen und Trinfen, ſondern auf 
ve ganze Handlung, dad Segnen und Brechen des Brodes, auf bie. 
Berfündigung feined Todes im Danfgebet zu beziehen fein. (S. 3135: 
mer durch. die. Bezeichnung des Abendmahls als söxamoıle — 
Dankact — angedeutet (5. 312); fie fei auch in der Apologie ber. 
Angsburgifchen Eonfeiflon zur Anerkennung gebracht, nur tim Laufe 
vr Zeit vergeſſen worden (S. 311); in ihe müffe namentlich bie 
Union ihre Stärke ſuchen, indem die Eonfeffionen, während die Lehre 
kennt, buch das Thun nach dem MWillen des Herrn, der nicht an 
Imfen, Lehren; Glauben, fondern an. das Thun feine Verheißung im 
Andmahi geknüpft, vereinigt würben. — Das Weſentliche dieſes Thuns 
die Segnung bed Efiens und Trinkens durch Danfgebet, durch 
Lefimdigung des: Todes des Herrn. Wolle man dieſen Danfact ein. 
Dankopfer nennen, oder ein Selbftopfer der fich hingebenden. Gemeinde, 
fer die Elemente; che fie ihre ſacramentale Bedeutung empfangen, 
8 Symbole dieſes Dankopfers anfehen, fo fei dagegen nichts «ins 
Menden; das feien Ausdrucksweiſen, . welche, tief und fchön, für. das 
Rligiöfe Gemüth, auch für die doctrinelle Entwidelung von folgen 
tiber Berentung fein. mögen, Die. aber auf: vie Ordnung ber weſent⸗ 
ihen Feier des Abendmahls keinen Einfluß zu haben brauchen; für- 
defe Haben wir und an. die Einfegung des Herrn zu halten, melcher 
Nt die Feier feines Abendmahls die Segnung des Brods und Kelches 
ducch Danfgebet zu feinem Gedaͤchtniß als Verkündigung ſeines Todes 
© (obann das Efien und Trinken des Brods und Kelches gebietet 
.315— 16). 0 
Ih muß befennen,: daß ich es für wünſchenswerth halte, daß 

dem zum Theil etwas rockenen Gharafter und dem Mangel eines 
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euchariſtiſchen Gebetes, ber in den an manchen Orten gebrauchlichen 
Gottesdienſtordnungen zu fühlen ift, abgeholfen werbe; wozu in Der 
That Höflings Urkundenbuch reiches Material darbietet, auch 3. 2. 
das Gebet aus den Apoftoliichen Eonftitutionen B. VIL c. 25 mit 
einigen Veränderungen angewendet werden koͤnnte. Demjenigen aber, 
was der Herr Botant fordert, kann Ich, fofern ed in den Schranken, 
in welche es von ihm geſtellt it, gehalten un won weiteren Folgen 
und Folgerungen, welche ſich daran anfchließen können, abgefehen wir, 
ein fo wefentliched Gewicht nicht beilegen, ald auf den erften Anblick 
dee Here Verfaſſer ihm beizufegen fcheint, während er doch in Der 
That die Kraft und den Umfang feiner Forberung dadurch: wieder 
bedeutend reftringirt, daß ex ausdruͤcklich verfichert (S. 325): was er 
wolle und empfehle gehe nur auf vie facuftative Aufſtellung einer aus⸗ 
gebildeten organifchen Abendmahlsordnung, ed folle keineswegs ale 
abfolut wefentlich und zur Guͤltigkeit des Abendmahls erforderlich er⸗ 
achtet werden; vielmehr fei das Abendmahl ein rechtes Abenpmahl, 
auch wenn nur die Einfegungsworte und das Gebet des Herm babei 
gefpeochen würden: „denn auch darin ſei Lob und Danf und Ber- 
fündigung bed Todes des Herrn enthalten.” Eben darum muß Ich aber 
auch befennen, daß ich die fharfe Hervorhebung des von dem Herrn 
Botanten in der evangelifchen Abenpmahldfeier vermisten Momentes, 
welches ex den facrificiellen oder gotteöbienfllichen Act der Gemeinde 
nennt, durch die angeführten Argumente nicht für hinreichend begründet 
halte und daß ich nicht zugeftehen kann, daß das Wahre und Weſent⸗ 
liche davon in unferer Kirche bisher gefehlt habe, und in Folge biefes 
Mangels die Auffaffung des Abendmahls als eines gemeinſamen 
Gottesdienſtes der Gemeinde abhanden gekommen und Theilnahmlofig⸗ 
Feit gegen die Feier desfelben eingetreten ſei. Vielmehr ſcheint mir, 
daß gerade die pelagianifivende Meinung von ber Kraft des eigenen 
facdificiellen Thuns des Menſchen, der fich durch feine guten Vorfäge 
und Gelübde die Vergebung der Sünde verfchaffen koͤnne, vornehmlich 
dazu gewirkt habe. j 


Achten wir näher auf die oben angeführte Begründung ber im 


dDeltten Gutachten aufgeftellten Fornerung. — Zugegeben, daß. ſich das 
Thun, welches der Herr in der Einfegung forderte, nicht bios auf 


das Efien und Trinken, fondern auch auf die Verkundigung feines 


Todes im Dankgebete beziehe; anerkannt, daß die Bezeichnung des Abend⸗ 


mahls als söxapscıla, Dankact, wohl zu beachten feit fo wird ja, 


auch in der That das Abendmahl in der einfachkten evangelifchen Feier 


als ein folder begangen und es wird der Ausdruck des Dankes, fowie 
die Berfündigung des Todes des Herrn in feiner fehlen, wie der Herr 
Verfaſſer felbſt einräumt. Das Moment des Danfed und ver Hins 
gebung der Gemeinde in folchem Danke tritt aber auch beftimmt hervor 
in den evangeliſchen Liturgieen und in der Bräfation — (Hecht ift es 


und wahrgaft würdig — bir Danf zu fagen), in der Exrbortation, | 
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welche die Wohlthaten des Herrn vor Augen ftellt, zum wuͤrdigen 
Empfang mahnt, und auffordert ihm dafür zu danken und In Hin- 
gebung des Lebens fich zu weihen (z. B. „dankbar für dieſe unaus⸗ 
ſprechliche Gnade nehme daher ein jeder fein Kreuz auf fich u. f. w.9, 
woran Dann das Gebet des Herrn, das allumfafiende, welches doch 
auch eben dasjenige mit umfaßt, worauf die Exrhortation hinwies, fich 
anfchließt. Das Schlußgebet (ich erinnere nur an das einfachfle und 
gewöhnlichfte: Wir danken bie, daß du uns durch deine heilfame Gabe 
haft erquidet und bitten deine Barmherzigkeit, daß du uns ſolches ges 
veihen laffeft zum flarfen Glauben an dich u. f. m.) fpricht, und zwar 
an der paſſendſten Stelle nah Empfang der Kimmlifchen Gabe, ven 
Danf aus und zugleich das heilige Verlangen, ihm fich in dem Opfer 
des ganzen Lebens: barzubringen, denn ſtark werten im Glauben, 
wachſen in der Liebe u. f. w., das iſt ja ber vernünftige Gottesdienſt, 
in welchem nach dem Neuen Teſtamente das eigentliche Selbſtopfer 
ber Gemeinde beftehen foll; dies Berlangen wirb aber, und daB. fcheint 
mir das vorzugsweife Richtige und Weife für uns Menfchentinder, 
nicht in der Form der Berfprechungen und Geluͤbde, ſondern ver Bitte, 
daß der Here foldyes verleihen wolle, ausgebrüdt. ' j 

Es ift darum auch "ferner nicht einzuräumen, baß in der evan⸗ 
geliſchen Gottesdienſtordnung im Laufe der Zelt des Sacrifickum vers 
geffen worden fei, welches Die Apologie der Augsburgifchen Eonjeflion 
neben dem Sarramentum arierfenne und lehre. Die Auseinanbers 
fetung Melanchthon's Hat nicht, wie es jegt nach manchen Aufs 
faffungen ſcheinen möchte, die Abficht über das Sacrificielle eine Lehre 
vorzutragen, durch welche demfelben eine eigenthümliche Stellung neben 
dem Sacramentalen im Heiligen Abendmahle vindieirt werben toll, 
ſondern nur zu zeigen, in welchem Sinne nur von Sacrifictum im 
hiligen Abenpmahle die Rede fein Tönne Das Sarrificium, die 
Handlung, weiche wir Gott tun, um ihn damit zu ehren, wird unters 
ſchieden als propitiatorium, Sühnopfer, und das if für und allein 
dad Opfer Chriſti, und eucharistieum, Damfopfer, und dieſes letziere 
findet fich in allem Predigen, Glauben, Belennen, Leiden, guten Werfen 
der Heiligen. Das Sacrammt iſt, feiner prineipalen Bedeutung nach, 
eine Handlung Gotted gegen und, eine Ceremonie, in welcher Gott 
uns das mitteilt, was die mit der Eeremonie verbundene Verheißung 
verfpricht; Im Abendmahl alfo die Vergebung der Sünde, die uns Chri⸗ 
ſtus durch. fein Opfer am Kreuze erworben; damit wir Died und an⸗ 
eignen, fagt Chriſtus: „thus es zu meinem Gedaͤchtniß.“ Dies iſt der 
prineipalis usus sacramenti. Das Opfer kommt Hinzu, indem das 
Gewiffen, duch den Glauben aufgerichtet, empfunden hat, aus welchen: 
Schrecken es exlöfet ift, mit wahrer Inbrunſt dankt für die Wohlihat 
und das Leiden Ehrifti, und viefe heilige Handlung felbft zum Lobe 
Gottes gebraucht, um durch dieſen Gehorſam feine Dankbarkeit zu 
beweifen, und dadurch bezeugt, daß es Gottes Gabe hochachte; To wird 
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die Geremonie ſelbſt em .Robopfer. Ein beſonderer Dankopferaci der 
Gemeinde,. per nicht fchon in dem Empfange des Sacraments läge, 
wie er nach den älteren evangelifchen Liturgieen zu begeben ift, wird 
hier nicht als Requifit zur Abendmahlsfeier aufgeftellt. 

Wenn endlich der Herr Verfaſſer des dritten Gutachtens in dieſer 
Auffaffung des ſacrificiellen Thuns der Gemeinde eine Stärfung der 
Union fucht, fo möchte.ich, in der Liebe zur Union mit ihm einver- 
flanden und mich an Allem freuend, was dieſelbe ftärfen kann, doch 
verhütet fehen, daB nicht eine Stüge aufgerichtet würde, weche ihr 
den Verdacht der Yeußerlichkeit und Glaubensloſigkeit zuziehen könnte; 
jedenfalls möchte ich mich vor einem etwaigen Mißverftehen ver. An⸗ 
ſichten des Herrn Votanten fichern, darum bemerfe ich: der Herr Votant 
urgirt, „dad Abendmahl fei nicht eine Xehre,. fondern ein Gebot des 
Herrn, nicht ein Object des Glaubens, fondern des Thuns. Können 
nun beide Eonfeffionen nicht Dasfelbe lehren, fo Fünnen fie doch dasſelbe 
thun, und darum fönnen und follen fie e8 mit einander thun,” und gewiß 
ift das Abendmahl nicht eine Lehre; aber das Thun. ift doch, wie das 
Gutachten felbR fagt, geifliges Thun, infofern sd.aber Verkündigung 
des Todes des Herrn fein fol und Dank dafür mit Empfang feiner 
Gabe, wird es That ded Glaubens fein. muͤſſen. Und wirklich liegt 
Die Berechtigung zur. gemeinfamen eier für beide Confeſſionen in der 
Gemeinfchaft des Glaubens, bei. welcher fie darin einig find, daß fie 
hier die Selbftmittheilung des Heren, der feinen Leib und fein Blut 
für unfere Sünde dahingegeben hat und ald Speife zum ewigen Leben 
darbietet, anerkennen und empfangen, wenn fie auch in. der Lehre, in 
ber immer mehr oder weniger durch theologifche, fcholaftifche Gedanken 
vermittelten bogmatifchen. Lehre, über das Wie bifferiren. 

Wie ich. nun befennen muß, daß ich die Gründe, mit welchen 
in diefem Gutachten die Hervorhebung und ‚Einführung ‚ber eucha- 
riftifchen Feier oder des facrificiellen Moments geftüät wird, nicht für 
burchgreifend Halte, ſo kann ich ebenfo. wenig verjchweigen, daß ich eine 
fo bejondere Werthlegung auf Diefelbe nicht für ganz unbedenklich Halte 
und danfbar die Weisheit unferer älteren evangeliſchen Gottespienft- 
Ordnungen ehre, welche nach biefer Seite Bin fo enthaltiam geweſen 
find, und obwohl fie der Sache nach wefentlich das, was von Dank⸗ 
und Selbftopfer in der heiligen Handlung ‚dem: Heren von der Ges 
meinde ‚darzubringen ift, andeuten und einfchließen, dennoch es ver- 
meiden, das Bekenntniß dieſes Danf» und Selbftopfers, welches im 
evangelifhen Sinne nichts. anderes ald der Gottesdienſt des ganzen 
Lebens fein fol, mit befonderem Nachdruck auf einen Punkt concentrirt, 
in einen liturgifchen Act zu verlegen, wodurch bei weniger tiefem und 
ſcharfem Verſtaͤndniß leicht der Mißverftand. ſich erzeugt, als ob Die 
Opfer des Lobes und Dankes, welche Sache des ganzen Lebens find, 
in biefen einen Act gelegt und damit abgethan werben Fönnien. Solche 
liturgiſche Emphafen find ja oft, obwohl fie an fich in .einem guten 
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und zulaͤſſigen Sinne gemeint waren, doch Ausgangspunkte und Quellen 
weitgreifender und ſchwerer Serthlimer geworden, wie bie Gefchichte 
der urfprünglich arglos angewendeten Idee von dem Opfer, ‚welches 
die Gemeinde dem Herrn im Abenpmahl barbringe, zur Genüge zeigt. 
Der Herr Referent felbit Hat nicht unbemerkt gelaffen, wie weitgreifende 
Bedeutung folche Formen für die doetrinelle Entwidelung haben können. 
Daher glaube ih, daß, wenn eingeflandener Maßen ver biöherigen 
Feier nichts Weſentliches fehlt, man fehr vorfichtig fein müfle, Etwas, 
das nicht weſentlich iſt, doch ſafi mit dem Schein, als wäre es weſem⸗ 
lich, zu urgiren und einzufuͤhren. 

In dem Entwurf der Gottesdienſtordnung ſelbſt, welcher in dem 
Gutachten nicht als Vorbild und Vorſchrift zur Einführung, ſondern 
als Beiſpiel zur Veranſchaulichung deſſen, was gemeint ſei, mit vieler 
Veſcheidenheit dargeboten wird, iſt gewiß nicht der evangeliſchen Lehre 
Widerſtreitendes nachzuweiſen, mb die Eunftreiche Gliederung, die Auf⸗ 
nahme erbaulicher Stüde 'ehrend anzuerkennen. Doch dürfte durch dieſe 
funftreiche Gliederung eine Ausdehnung herbeigeführt werden, die das 
Maß des Liturgifchen, welches unfere Gemeinden vertragen und mit 
innerer Theilnahme begleiten möchten, überfchreitet, und die aufs Kunſt⸗ 
reichfte gegliederte und aufs Schönfte gedachte Liturgie wird eben das 
durch Teicht, wie die Geſchichte ehrt, zu einem todten und ertöbtenden 
Weſen. Sodann tft die Idee der Selbftopferung ber Gemeinde im 
Gebetsact fo wiederholt und geflifientlich ausgedrückt, daß daran ber 
peoteftantifche Sinn der Gemeinde doch leicht einen Anftoß nehmen, 
und das ftörende Gefühl, es folle bier doch wohl Fatholifirt werben, 
fih anfehließen fünnte. 

Mein Botum geht: fchließlich bahin, daß es ber verehrten Vers 
ſammlung gefallen möge, auf den in der Denkſchrift angedeuteten Weg 
im Wefentlichen und Ganzen, wenn auch bier und da einzelne Modis 
fiationen ftaltfinden mögen, einzugehen; mein innerlichfted Votum ift 
8, daß es dem Herrn, der feine Gemeinde mit feinem Blute erfauft, 
und für ihre Eimigfeit gebetet Bat, gefallen möge, ihr auch dadurch zu 
Kraft und Eintracht, zu Freiheit und Frieden im Glauben zu verhelfen 
zu Seine? heiligen: Namens Ehre. 





Antrage 


der gerren Referenten und ECorreferenten in der Berathung fiber die 
liturgiſchen Bedũr ſuiſſe der Lundeskirche. 


1. „Der Eultus der edangeliſchen Kieche mit allen feinen Anordrungen 
in gemeinfame Angelegenheit ber Kirche und Gemeinde. Auch von der 
kirchlichen Liturgie, ' 

d. i. von der gottesdienftlichen Thätigkeit, in welcher die Gemeinde 
dur) das Drgan Ihres Beiftlichen und verbunden mit diefem in 
Öffentlichen und wiederfehrender Gemeinſchaft den dreieinigen Gott 
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Achte Sihung. - 


anbetet, preifet, befennet, ſich ihm gelobet und mit feinen Buadeu 
gütern fi in Berbindung ſetzt, 
gilt dasfelbe. ' 
Hieran knüpft fih die Frage: j 

Db die Eonferenz anertennt, daß bei allen für die 

Kirche angeordneten Abändernungen und Feſtſtellun— 

gen, welche die in ihrer Geltung gewahrte Konfeffion 
etreffen, wie die Kirche, fo us die Gemeinde ein 

Recht hat, Gehör zu begehrten? 


. In den Thätigkeiten, welche für den Eultus und die Liturgie geordnet 


werden, gehören wefentlich: die homiletiſche und die eigentlich li. 
turgifche, und eine wie die andere if für das kirchliche Leben von 
hoher Bedeutung. Die Vorfchriften, welchen eine und die andere unter 
worfen werden. muß, find von verfchledener Art, und es kaun nun 
zweifelhaft erfcheinen, ob die Prediger der Liturgie organifch einju— 
ordnen und in diefer eben nur als eine- Stufe anzufehen iR, oder ob 
fie eine felbfitändige, wenn auch verwandte Stellung für, ich in An 
ſpruch nimmt. Es wird fich fragen: 
Db die Eonferenz mit uns dafür hält, dag in der 
evangelifhen Kirche die Predigteine, wenn auch ana: 
loge, der Liturgie fehr verwandte, doch ſelbſtſtändige 
‚ Stellung behaupten darf and muß? | 
Die Gemeindeglieder, auf welche beide Arten der Tchätigfeit, die homir 
letifche und die liturgifche, abzielen, bilden ein eng verbundenes, aber 
wacfendes Ganze, müffen daher fowohl in ihrem Feſtbeſtehen, als in 


ihrer Sniwidelung angefchaut werden, und dasjelbe gilt auch von den 


Umgebungen, in welchen fie leben. Hieran reiht fih Die Frage: 
Db. die Conferenz von dem Grundfag ausgeht, daf 
firhlihe, namentlih liturgiſche Ordnungen nid! 
blos bewahret, fondern auch von Zeit zu Zeit weiter 
entwidelt werden müffen? ' ' 
Sowohl homiletifche als liturgiſche Beſtimmungen müſſen zur Baßs 
eine fihere Unterlage haben; eine folche if durch das Wort Gottes m 
der Schrift und durch die Bekenntnißbücher, ingleichen durch die fir: 
liche Gewohnheit der Gemeinde gegeben. Die Frage, an deren Be | 
antwortung der Gonferenz gelegen jein muß, lautet alfo: 
Db in gleiher Weife die lutheriſchen und die refor⸗ 
mirten und die Gonfenfualgemeinden bei Einfüh— 
rung und Beurtheilung einer Tirhlihen Liturgie 
nah ihrem Befenntniehande Berüdfihtigung zu 
fordern berechtigt find? . oo. 
Hieran ſchließt ſich natürlich noch eine zweite Krage: 
Db nicht bei Annahme der confeffionellen Spende— 
formel in einer der beiden zuerfi genannten Gemeln 
den die Borausfegung gelte, daß jedem Mitgliede 
anderer Confeffion auf inen Wunſch aus Achtung 
des Sewiffens und aus Liebespflicht die Zulaffung 
bereitwillig zu gewähren ſei? 


Es wird gewiß fehr erwänfcht fein, wenn, ſo weit es die Wahrung det 


confeffionellen Berbältniffe erlaubt, allen Abtheilungen der evangeliſchen 
Kirche ein und dieſelbe Agende dergebaten werden Tan. Der Com 
ferenz wird daher die. Frage vorgelegt: RF 
Ob fie die Anfſicht theilt, Daß unter der angedenteten 
Beihräntung eine einheitliche Redaction der liturg— 
ſchen Borfohriften ohne Gefährdung des Friedens um) 
. „ber Gewiffensfreibeit denkbar und augführbar fel- 
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6. Veränderungen und Weiterbildungen von fo wichtiger Urt müſſen 
netbwendig Con einem befimmten Antnüpfungspunfte ihren Ausgang 
nehmen. ir erfuchen daber die Conferenz, ſich darüber zu äußern: 

Ob fie von dem Brundfag ausgeht, daß die von dem 
Kirchenregimente im Jahre 1829 dDargebotene Agende 
für die evangelifhe Kirche der königlich preußiſchen 
Lande als ſolcher Auknüpfungspunkt zu betrachten 
fei und für jede etwaige Neugeflaltung liturgifcher 
Borfhriftendie BrundlageoderdenRahmenabgiebt? 

7. Mit Anſchluß an den Brundfag in der unter Nr. 6 behandelten Frage 
und im allgemeinen Rückblick auf das Gefammturtbeil des zweiten 
Gutachtens wird die Gonferenz zu der Erklärung fchreiten können, 
daß fie mit gewiffen Modificationen und unter Hinzufügun 
einiger befonderen Anträge den in der Denkfchrift Nr. IV. &.47 —5 
proponirten Entwürfen: A. B. C. D. E. im Allgemeinen beizutreten 
nicht abgeneigt ſei. Diefe Modificationen und Anträge aber werden 
im Folgenden näher verzeichnet: 

1. (Entw. A. ©. 47). Diefe gange Ordnung wird angenommen und 
zum Gebrauch in beengter Zeit für genligend angefehen. 

2. (Entw. B. ©.48 Nr. I) wo von dem Introitus die Rede if; das 
Lied: Allein Gott in der Höh’. ſei Ehr’, greift dem organifchen 
Zufammenhange der Liturgie zum Nachtheil vor und muß ges 
ſtrichen werden. 

3. (ebendaſelbſt Nt. 3 S. 49.) Der Zufag: oder ohne diefen, if 
unbedingt zu entfernen; es ift nämlich dringende Forderung des 
inneren und äußeren Zufammenhanges, daß durch Anführung 
eines Turzen, fträftigen uud deutlichen Guadenfpruches die Ge 
meinde von der erhaltenen Abfolution verfichert werde. 

4. (ebendaſelbſt.) Statt der Dorologie wird auch der Gebrauch des 
dreimaligen Amen kirchlich fehr wohl zu geflatten fein. 

5. (Zweiter Theil TI. b.) Der Zufag: Aus dem alten Teſta⸗ 
ment, wird nicht beftritten, fcheint aber nicht nothwendig; in« 
gleichen kann auch der bloße Zufap: Gelobt ſei Zefus Chriſtus, 
ausreichen, infofern dies dem alten Meffanon entfpricht. 

6. Wo die Eremplificationen ſtehen, wird für fehr angemeflen er 
achtet, daß eine allgemeine Hinweifung auf die fon vorhandenen 
und befonders in dem Geſangbuch von Bunfen fleißig gefammelten 
Gebete und Gollecten der Kirche als auf eine zugängliche und 
fehr ergiebige Quelle gegeben werde. 

(Entw.C. S.51u.f.) Zu diefem ganzen Abfchnitt empfiehlt fich 

auf das Dringendße der Zufog: daß zu den von der Gemeinde 

u. gebenden Antworten nach den bisherigen Erfahrungen in allen, 

eineren Gemeinden ohne Unterfchied das Reſponſum mittel eines 

der Gemeinde befannten Ehoralverfes das wilfommenfte und alfe 
auch erbaulichfe if. 

8. cebendafeibh suh Ar. 3.) Die non ben weßlichen evangeliſchen Ge⸗ 
meinden in, mehreren Gutachten begehrte Einwilligung binfichtlich 
des Morgengebets oder der Einführung desfelben muß der Ent 
ſcheidung der Bevollmächtigten aus den weftlichen Provinzen über: 
laffen bleiben. 

9. (ebendafelbf.) Der Bemerkung Nr. 5 wird nicht sugeftimmit. 

10. Bon deu unser Nr. 8 gegebenen Zulaflungen wird ebenfalls ganz 
abgefehen, wodur oh der den Sinn flörende Zufag: „ans 
fangsweife“ entfernt wird. (Bergl. die Rote S&.219.) 

11. Zu dem Erfag durch das nicänifhe Symbolum vermögen 
wir unfete Zuſtimmung nicht zu geben. .: 


12. (ebendafelbft und zum Entwurf D. und B. ũber die Rachtmahls— 
feier.) Wir müflen wünſchen, daß doch auch der. Fall bedacht 
werde, welcher eintritt, wenn .an den Bredigegottesdienk ‚die Feier 
des heiligen Abendmahls fich anſchließt, was nicht unbedingt als 
nothwendig, aber jedenfalls als würdig und empfehlenswerth an: 
geiehen werden muß. 
13 Es if bereits in dem Bortrage des Weferenten ‚über die innere 
Bedeutung und hiſtoriſche Ableitung des Bedürfniſſes eines einzu« 
führenden euchariftifchen Gebetes das Nöthige mit Theilnahme 
‚angeführt worden. Mit Nüdfichtsnahme einerfeits auf die lange 
Dauer der proponirten Feier, andererfeitd auf die große Vorſicht, 
welche beim Gebraud der liturgifchen Formeln der morgenlän: 
difchen Kirche, abgefehen von deren fonfliger Trefflichkeit, wegen der 
unzweifelhaften Färbung mit pelagianifchen Irrthümern, anzuwen⸗ 
den ift, wird von uns vorgefchlagen und zwar im Sinne des Herrn 
Proponenten felbit, das Mußerbid (S. 335-340 der Butachten) 
verfuchsweife in den Anhang. der neuen Agende aufzunehmen. 
14. Mit Beziehung anf das in dem ebengedachten IV. Gutachten zu 
mehreren Malen vorfommende Ermähnen des‘ Knieend der Ge 
meinde oder des Predigers, für welches zwar nicht Gebot, wohl 
aber die Möglichkeit der Ausführung efforderlich if, feheint für 
das Kirchengebäude eine Rüdfihtnahme bei der Anlage von Neu⸗ 
bauten dringendes Bedürfniß zu fein, zumal in der Stellung der 
Kanzel und des Altars noch immer eine wünfchenswerthe Berüd: 
fihtigung vermißt wird, weshalb ein Benehmen des Kirchenregir 
2 ments mit den Tünigl. Regierungen einzuleiten fein möchte. | 
8. Es iſt eine von der allgemeinen kirchlichen Ruhe und Ordnung ge 
fiellte Aufgabe, ‘daß eine Aufficht über die Befolgung agendarifcher 
Vorſchriften beftehe. Der befte Führer diefer Aufficht wird die Ge 
wiffenhaftigkeit der Geittlichen fein; man wird aber auch auf amtliche 
- Wahrung zu denken haben. Zur Prüfung und eventuellen Annahme 
wird daher der Conferenz der Sag dargeboten: 
If die einzelne Gemeinde an das in der Liturgie ge- 
ordnete Gemeinſame, — unbefchader ihrer nahweis: 
lihen befonderen und provinziellen Gerehtfame, — 
gebunden, fo if dies auch der Geiftlide, und jede 
willfürlihe Ubweihung wird ein disciplinarifches 
.... Berfabren gegen denfelben rechtfertigen. 
"Weber die vorfiehenden Modificationen und Anträge geneigteft abflimmen 
laffen zu wollen, wird gehorfamft anheimgeſtellt.“ 
Der Präfent ſchließt Nachmittags nach A Uhr die Verhandlung, 
nachdem die von Dr. Wichern noch zu prächirenden Fafſungen vor⸗ 
gelefen und als richtig angenommen waren. 
Die nächfte Sigung wird auf Dienftag den 18. November Mors 
gens 10 Uhr anberaumt. Gegenftand der Verhandlung: — 
1. die gedruckten, allen Mitgliedern‘ übergebenen Anttäge der Re⸗ 
ferenten und Gorreferenten über bie liturgifchen Beduͤrfniſſe ber 
Landeskirche; 


2. ein: Antrag des Directors Schmiederz 
3. ein Antrag des Conſiftorial⸗Directors Noͤldechen, 
welche beide ſchriftlich dem Praͤſidenten eingereicht werden. 


v. Uechtritz. Noeldechen. Stillex. Lhielen. König. 


Meunte Sibung. 


Berlin, den 18. November 1856. 


Der Bräfldent, Wirkt. Geheimerath v. Uechtritz, eröffnete Die Sitzung 
um 10 Uhr. Das Gebet fprach Here Conſiſtorialrath Hammers 
ſchmidt. Das Protokoll der Sigung vom 15.d. M. wurde verleſen 
und genehmigt. | 

Der Herr Bräfident zeigte ar, daß ber Geheimeraih Heffter 
buch Unwohlfein, und der Ober-Präfivent v. Puttkammer amtlich 
verhindert wären, der Situng beizuwohnen. Derfelbe bemerft fodann: 
Es fei an ihn die Frage gelangt, ob bei der Abflimmung unter Um⸗ 
fänden eine Theilung (itio in partes) der Verſammlung flattfinden 
werde. Da ihm Feine. UAllerhoͤchſte Weiſung zugegangen fet, welche ihm 
eine folche: Theilung zuläffig erfcheinen lafle, fo müfle er die Frage 
verneinen. Die Verſammlung fei berufen, ihren Rat zu ertheifen. 
Er hoffe, daß ſtets diefer fo werde ertheilt werden, wie es mit dem 
Rechtsbeſtande der Landeskirche vereinbar fei. 

Auf eine Bemerkung in dem Referate ded General» Superinten- 
dnten Dr. Möller und In den Motiven ded Antrags des Seminar- 
Directors Schmieder müffe er, und zwar in feiner Eigenfchaft ale 
Borfigender ded Evang. Ober Kirchenrathe, erklären, daß der Gebrauch 
der Iutherifchen Spendeformel in der Provinz Sachſen nicht -umbedingt 
freigegeben, vielmeht von Sr. Majeftat dem Könige auf gehaltenen 
Bortrag nur genehmigt worden fe, daß dabei alle zuläffige Nachſicht 
zu üben, wie died dem Königl. Confiftorio der Provinz Sachfen auch 
eröffnet worden. 

Die Verhandlung felbft eroͤffnend, ftellte der Herr Vorſitzende 
die Vorfrage, ob die überreichten und gedrudten Anträge *) als der 
Ausdruck der. gemeinſamen Anfichten der Herren Referenten. und Cor⸗ 
referenten angejehen werden büärften? Es wurde dies von feinem der 
eben Genannten uneingefchrantt bejaht. Der Referent, Herr General⸗ 
Superintendent Dr. Möller, gab insbeſondere an, daß zwar Con⸗ 


*) Diefelben find Hinter ben Vorträgen des Referenten und der Eorreferenten 
in der achten Sigung mitgetheilt.: | on 
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ferenzen der Referenten ſtattgefunden haben, und daß er bemüht ges 
weſen ſei, den verſchiedenen Anſichten derſelben in den Anträgen Aus⸗ 
druck zu geben, daß aber nicht ein Jeder Allem zugeſtimmt, die Kürze 
der Zeit auch verhindert habe, die fchließliche Redaction eines Theils 
der Anträge den Herren Correferenten noch vor dem Drud mitzu- 
teilen. Da dies Alles von den Correferenten, Herren Eonfiftorialrath 
Lehnerdt, Gonfiftorialratö Vogt und Profeſſor Sacobfon, beftätigt 
wurde, indbefondere der letztere erklärte, daß in feiner Qualität als 
rechtöverftändiger Eorreferent er nur auf die Aufnahme folgender Säge 
Gewicht gelegt habe: daß die beftehende Agende Rechtsnorm fei, von 
welcher auszugehen, daß die Einrichtung des Cultus eine öffentliche 
Angelegenheit und eine der Kirche wie den Gemeinden gemeinfame fei 
und daß deshalb die leßteren dabei gehört werden müßten, fo erklärte 
der Herr Vorfigende, daß, da die gebrudten Antraͤge den Ausdruck 
der gemeinfamen Anfichten der Herren Referenten nicht enthielten, er 
diefelben in der vorgetragenen Form auch der Abflimmung nicht zum 
©runde legen werde. Gleichwohl werde fich die Beſprechung daran 
anlehnen können. Er gevenfe von der Pofition 6 der .gedrudten An⸗ 
träge, wonach bei dee Revifton von der zu Recht beſtehenden Agende 
son 1829 ald Grundlage auszugehen fei, auch den Ausgang zu nehmen, 
über den Satz jedoch, als. einen ſich von felbft verſtehenden, Feine Ab⸗ 
flimmung eintreten zu laſſen. Es follten bei diefer PBofition aber Die von 
dem onfiftorial» Diretor Näldechen *) und Seminar » Director 
Schmieder**) geſtellten Anträge zur Discuſſion fommen, dabei jedoch 


2) Die hohe Berfammlung wolle . | 

1. es als ein Bebürfniß anerfennen, daß dem lutheriſchen und reformirten Bekenni⸗ 

niffe auch in der Gottesdienftorbnung ihr voller Ansdruck gewährt werde, deshalb 

2: an Se. Majeftät ven König die unterthänige Bitte richten: 

a) für bie geſchichtlich Iutherifchen und reformirten evangelis 

fhen Gemeinden (mögen fie der Union beigetreten fein oder nicht) 

Allergnädigft zu geftatten, bei Spendung der Sacramente diejenigen For: 

mein zu gebrauchen, welche in ber Iutherffchen und reformirten Kirche 

hergebracht und in ben befreffenden Gemeinden bie zur Einführung der 

Agende Tirchenorbnungamäßig gebraudt find, auch Hierzu bie befondere 
Einwilligung der Gemeinden nicht zu erfordern; au 

b) Allergnädigft anzuorbnen, daß durch die Kirchenbehörden dahin gewirkt 

werben möge, daß in biefen Gemeinden, — fo weit fie ſich nicht anf dem 

Confenfus beider Bekenntniſſe gegründet haben — jene Item gefchichte 

lichen Bekenntnißſtande entfprechenden Formeln allnählig und ohne Nöthis 

gung der Gemeinden wieder zur regelmäßigen Orbnung werben. " 


töldecdgen. 
Unterflüßt durch die Generals Superintendentn Möller, Hahn, Jaspis, 
J Sartsrins, CTrantz, Buͤchſel. J 
“*) Daß der. in einem urfprünglich lutheriſchen Landestheile gehorue Chriſt 
eyangeliſcher Eonfeſſion nicht genoͤthigt werde, waͤhrend der Leiſtung feiner Militatr⸗ 
pflicht das heilige Abendmahl mit einer feinem wirklichen Bekenntniſſe fremden 
Spendeformel zu empfangen. 


stive. ' n 
1. Diefe Nöthigung laͤßt ſich nicht durch das evangeliſche Kirchenrecht begründen. 
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aus dem Satze 2. a) des erſten Antrags die Worte: „auch hlerzu Die 
befondere Einwilligung der Gemeinden nicht zu erfordern” Hier aus⸗ 
fheiden und fpäter bet Berathung der Poftion 4 der gedruckten An⸗ 
träge mitberüdfichtigt werben. 

Nach Eröffnung der Debatte erhielt das Wort zuerſt der Con⸗ 
ſiſtorial⸗Director Noͤldechen zur Vertheidigung des von ihm geſtellten 
Antrags. Derſelbe trug vor: Der Herr Profefſſor Dr. Jacobſon habe 
in feinem Eorreferate weſentlich nur die Frage beantiwortet, auf welchem 
Wege dem Iiturgifehen Beduͤrfniſſe Befriedigung zu getvähren fei, um 
zu der Antwort zu gelangen, daß es hierzu noihwendig der ſynodalen 
Mitwirkung beduͤrfe, wobel biefe wieder nicht als ein Beirath von 
Geiſtlichen und denominirten fachverftändigen Laien, ſondern als eine 
Vertretung der Gemeinden durch Kreis, Provinzial» und General⸗ 
Imoden gedacht fei. Der Ausführung diefes Herrn Eorreferenten müffe 
in einzelnen Punkten widerfprochen werden. Wenn der Herr Cor⸗ 
referent Bezug genommen habe auf Stellen der Befenntnißfchriften, 
monach „der Gemeinde Gotted Fug und Macht beiwohne, Kirchen⸗ 
gebraͤuche — ſo dhiregoge — zu ändern”, fo könne dies, als für 
eine Vertretung ber Gemeinde im modernen Sinne fprechen, nicht 
anerfannt werden. Der Herr Eorreferent habe erwähnt, daß früher 
die evangeliſchen Stande bei der Aufrichtung von Kirchen» und Gottes⸗ 
bienftordnungen mitgewirft, und, weil Died auf unfere Landesvertretung’ 
nicht paffe, daraus den Schluß gezogen, daß nichts übrig bleibe, aͤls 
eine Gemeindevertietung an deren Stelle treten zu laſſen. “Diefer 
Schluß Tonne für bündig nicht erachtet werben. Dagegen fet aus dem 
Iehrreichen Vortrage zu conftatiren, daß — fo viel auch Iutherifche 
Kirchen» und Gottesdienftorunungen zum Segen der Kirche aufgerichtet 
worden — dies niemals auf dem Wege fonodaler Berathung und 
Beſchließung (im modernen Sinne) gefchehen fi. Es müffe ferner 
feftgeftellt werben, daß der Synodus der lutheriſchen Orbnungen feine 
dergleichen Synoden, vielmehr nur Convente der Geiſtlichen, denen 
einige weliliche Raͤthe, gottesfürchtige und ſachkundige Männer, beige⸗ 
geben werden, bezeichne, und es muͤſſe ein vorgekommener Irrthum 
dahin berichtigt werden, daß die Annahme der Agende von 1829 von 
Seiten der Gemeinden feine freiwillige, vielmehr eine nothwendige ges 
weien fei. Es fe zu bebauern, daß ber vechiöverftändige Herr Cor⸗ 
referent flatt der behandelten, nicht die brennendere Frage nach dem 
Nechte des Bekenntniſſes in jeder Gottesdienſtordnung ſpeciell behandelt 


2. Sie une die Pietät gegen die väterliche Confeſſion und bie barin enthaltene 
ahrheit 
3. Die Anfhebung derſelben befriedigt das Gefühl der Gerechtigkeit und beſeitigt 
ein Hinderniß des Achten Geifles ber Union. 
4. Diefe Aufhebung ſchließt fich folgerichtig an die bereits beiwilligte Freigebung 
der ererbten Openbeformel der urfprünglich lutheriſchen Gemeinden in der 
Provinz Sachſen an 


habe. Auf dieſes Recht besiehe ſich der Antrag, den er: (Renner) ge⸗ 
ftellt. Es ſei dieſer Antrag von den General⸗Superintendenten der 
Provinzen Preußen, Poſen, Pommern, Sachſen, Schlefien und einem 
der General⸗Superintendenten der Mark unterſtuͤtzt. Er dürfe: hoffen, 
daß auch der andere Herr General⸗Superintendent der Mark einem 
Theile des Antrags zuflimmen werde, habe Grund anzunehmen, daß 
bie Vorfigenden der Gonfiftorien wie die anweſenden Bräfidenten des 
oberfien Gerichtöhofed fich für den Antrag erfären würden. Zähle 
man nicht, fondern. wäge diefe Stimmen, fo werbe man das für den 
Antrag eingelegte Gewicht nicht verfennen.. In der That umfaſſe der- 
felbe die Sragen, welche ald die wichtigften diefer Berathung entgegen- 
träten, weil, nach des Antragftellerd gewiſſenhafter Ueberzeugung, Davon 
der Frieden in der Landeskirche abhängig fei. Es feien diefe Fragen, 
Tragen ded Rechts und des Friedens, weil das überall aufwachſende 
Mißtrauen nicht eher beruhigt werde, als bis man ſich in unferer 
Kicche offen und unummunden auch zu den Bekenntniſſen ver Kirche 
befenne. und eben fo offen und unummunden das Recht des Belenni⸗ 
niffes zur Anerkennung bringe. Die Bragen wären auch ragen ber 
Union, da von der Liebederweifung gegen die Brüder, welche die 
Union fördern wolle, erft dann die Rede fein Tönne, wenn vorher 
dem Recht fein Recht gefchehen und die nachbarlichen Grenzen. gerecht 
und fell regulirt wären. ' Zr 
In dem.Eorreferate des Herrn Conſtſtorialrath Lehnerdt wäre 
der Ausdruck gebraucht: „der Unionscharafter der evangeliſchen Sefammts 
kirche Preußens.“ Es müffe dazu bemerft werben, daß bie Union nies 
mals anders ald zur freien Annahme dargeboten . werben, niemals 
anders ald mit dem Vorbehalten, daß die Annahme ven gefchichtlichen 
Bekenntnißſtand der Gemeinde nicht alterire. Diele Gemeinden lu⸗ 
therifchen und reformirten Bekenniniſſes wären. danach der Union nicht 
beigetreten. Nur wenige verſchmolzene Gemeinden hätten erklärt, ihren 
hisherigen Belenntnißftand aufgeben. zu wollen. In der Provinz 
Sachſen wären von circa 1500 Gemeinden nur 9 veformirte und 
eva eben fo- viele Konfenfusgemeinvden, alle übrigen lutheriſch und 
Intherifch geblieben. Danach könne man wohl fagen, daß die Landes⸗ 
firche Iutherifche, veformirte und Gonfenfusgemeinden, und ‚von. jenen 
ſolche, welche der Union beigetreten wären, und andere, welche es 
nicht wären, einheitlich. umfaffe, man Tonne aber nicht von einem 
Unionscharafter der -evangelifchen Gefammtlirche Preußens reden, ohne 
den That» und Rechtöbefland zu verlegen oder doch zu verwirren. 
Dem geſtellten Antrage fei es günftig, daß. er unabhängig von 
ber. Frage jei, ob liturgifche Aenderungen ſynodaler Mitwirkung be⸗ 
bürfen, indem es fich dabei nicht um Einfuͤhrung neuer Formen, 
vielmehr nur darum handele, eine Klärung und Firirung des: deſtehenden 
vielfach getruͤbten und verrüdten Rechtszuſtandes herbeizuführen. Die 
evangelifche Kirche Habe feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts einen 
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Abfall ohne Sleichen erfahren. Unter dem Einfluſſe einer verfnödherten 
Orthoborie und des Rativnalismus fei der lebendige Glaube, und das, 
mit Kirchlichfeit und Cultus verfallen. Die Befenntniffe, die Litur- 
gieen, die Gefangbächer und Kicchenorbnungen wären bei Scte ge- 
worfen. In der Freiheit ded Unglaubens "Habe man nur noch das 
Princip des Proteftantismus erfannt. Es fei eine vollſtaͤndige dissi- 
patio ecelesiae, eine Säcularifation der ganzen Kirche gewefen. Der 
evangelifchen Treue des Hochfeligen Königs habe die Kirche. unendlich 
viel zu danken. Indem verfelbe die betende und befennenne Gemeinde 
wieder geordnet, Habe ed in der Natur der Sache gelegen, daß zu⸗ 
naͤchſt nur das. allgemein Chriftliche und allgemein Evangelifche habe 
wieder aufgerichtet werden fönnen. Zunächft fei das allgemeine apo⸗ 
ſtoliſche Symbolum wieder aufzurichten geweien. Auch dieſes fei ver- 
lengnet umd vergefien gewejen, man habe an bie befonderen Belennt- 
niffe ver. Kirchen noch nicht denken köͤnnen. Daß man deren Unter 
ſcheidungen nicht blos für vergefien, ſondern für überwunden gehalten, 
das fei ein Irrthum, wenngleich ein verzeihlicher, gewefen. Seitdem 
wehe ein neuer Hauch des Lebend über die Kirche. Man befinne ſich 
auf Die anvertrauten Schäße der Belenniniffe, Gefangbücher, Litur⸗ 
gieen, Kicchenorbnungen. . Sie wären zwar erhalten, lägen aber, vom 
Stuhle geftoßen, zw unferen Füßen und wir vermörkten .fie nicht zu 
heben. Zunaͤchſt fel-e8 das Bekenntniß und deffen Recht, welches Die 
Seelen bewege, und dieſes wieder. zur Geltung zu bringen, fei die 
nächfte Pflicht ver Kirche. Es fei diefe Geltung unabhängig von dem 
jeweiligen Meinen der Menfchen, und. das Bekenniniß nicht minder 
rehtmäßig, wenn eine glaubensarme Zeit ed verwerfe. Es fei der 
Boden, auf dem die Gemeinde ſtehe, das Banner, um welches bie 
Gläubigen fich zur Kirche fammeln. 

Menn die Berfammlung ſich zu dem Sage .befannt habe, daß 
jede evangeliſche Gemeinde auf dem Boden ihres geſchichtlich feſt⸗ 
ſtehenden Bekenntniſſes beruhe, ſo werde ſie nun auch ſich dem Satze 
nicht entziehen koͤnnen, der nur eine Conſequenz ſei, daß dieſem 
Bekenntniſſe in der Gottesdienſtordnung voller Ausdrurk 
gewährt werben müſſe. Confessio norma regendi, docendi et 
colendi. Der Antrag ſchlage weiter vor, an Se. Majeftät eine unter⸗ 
thänige Bitte zu richten: a) um Rreigebung der kirchenordnungsmäßig 
fanetionirten Bormeln bei Spendung der heiligen Sarramente, b) um 
Anweifung der Kirchenbehörben, fich die Pflege der befenntnißgemäßen 
Sarramentöverwaltung ‘amtlich angelegen fein zu laffen. Künnte man 
fh ad a) auch noch einige Zeit behelfen, weil die Conſiſtorien autos 
tifirt worden, den Darum bittenden Beiftlichen die confelftonellen For⸗ 
meln zu gefatten, fo laſſe fich auf die Dauer doch mit einem Sy⸗ 
ſteme perfönlicher Eonceffionen nicht regieren. .Die Bermaltungen 
fünnen darin weder gerecht, noch damit flarf fein. Das Recht des 
lutheriſchen und veformirten Bekenntniſſes ſei auch nicht blos ein per⸗ 

18 
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ſoͤnliches Einzelne; ſondern das Mecht, ja ber Rechtoboden dba 
Gemeinden, in Deuiſchland ſtaatsrechtlich gaxantirt, im preußiſchen 
Landrecht anerkannt, in allen Unionserlaſſen ausdruͤcklich vorbehalten 
Daß dasſelbe dennoch immer wieder bezweifelt und verdunlkelt werde, 
das naͤhre das Mißtrauen und. ven falſchen Eifer und Streit. Der 
erſte Here Correferent habe geſagt, jeder verſtaͤndige evangeliſche Chriſ 
fönne ſich bei der agendariſchen Spendeformel beruhigen. Das koͤnnte 
wohl fein und er (Redner) könne es für ſeine Perſon vollſtandig 
So aber liege in Wirklichkeit die Sache nicht. Seit miehe als dreifig 
Jahren habe man ed mit diefer Beruhigung verfucht: und Habe Der 
unruhigung geerntet. Wie hätten die Bilisht, Die Zuſtaͤnde nach ihre 
Wirklichkeit anzufehen un zu prüfen und, ſo wiel an und, ihnen wm 
Frieden zu Helfen. Dazu were bienen, wenn wie geſtellten Bitten 
Erhörung fünden. Insbefondere auch die ad b) geſtellte Bitte, Es 
enthalte diefelbe nichts, als was fchon die Allerhoͤchſte Ordre yon 
6. Maͤrz 1852 den oberften Kirchenbehoͤrden zur Pflicht gemacht hal, 
die Pflege des Befenntrüffes wie der Unien. EB time nich Mol, 
von vem Syſteme ver Aushälfemaßregeln abzukbumen und bie find 
liche Verwaltung auf feſte Rechtsnormen zuruͤckzuführen. Das Br 
keuntniß ſei der Glaubensſchiſd, vie. fcharfe Waffe gegen: Unglauben 
Sektirerei und Romerchum. Man möge es nieht gering achten. 
Zum Schluß wuͤnſchte Redner dein Eimvande zu begegnen, daß 
der geftellte Antrag der Uniom zu nahe treten Zünne, indem er fh 
biefe ſelbſt alle Rechtsperwahrung einlege. Derſelbe gab ſeine perſon⸗ 
Ihe Stellung dahin an, daß ex lutheriſchen Belmminkffes und an 
Freund der Unien in ihrem rechten Sinne ſei, ha feinem Herzen dat 
Enigende näher ſtehe als das Trennende. Biber er chre es als Golles 
Fügung, daß in der Reformation ben Glaͤubigen zwei Wege gewieſen 
worden, . um gu ißrer Seelen Erloͤſung m gelangen, nad er erfenne 
an und ehre dieſe parallelen Wege, big. es dem Herrn gefalle, fie zu⸗ 
ſammenzufuͤhren. Er verfichere eruſt und ſeierlich, mit fehwen Antraͤgen 
nicht ine Aluflöfung, ſondern die Erfüllung einer wahren Nnion Im 
Auge zu haben. .n oe WG 
Hierauf erklaͤrte Conſiſtorialraih Thielen ſich gegen: den von 
Dr. Schmieder geſtellten Autrag und gab an: Der Autrag ſei un 
ꝓraktiſch und unmotivirt. Es ſei feinem :Selbaten verwehrt, außerhall 
feiner Parochie das heilige Abendmahl nach den feinem Belenntniſ 
entſprechenden Formen zu empfngen. In einer jangiaͤhrigen Wirt 
famkeit als Militairgeiſtlicher habe er nie von ſolchem Wunſch, mod 
son deſſen Berwehrung gehoͤrt. Der Aufrag ſecheine den andeten zu ver 
hüllen, Sr. Majeſtäͤt zu rathen, ben Militairppedigern, in Abweichun 
von ver Agende fuͤr das Heer, den Gebrauch der -ihmum.fmbjechven Er 
meſſen ‚pefagenden Spenbeformeln zu geſtatten. Die lutheriſche Spende 
formel anne nach ihrem Iuhalte zwar von allen Evangeliſchen gehrauch 
werben, aber fie age das Zeichen einer Zeitrichtung, kei das Shi 
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boleth einer Gliederung gegen bis Union und ſei vielfach zur Bahn 
ner Partei gemacht, die die Aufloͤſung der Union zu ihrem Zwecke 
habe. In der Armee habe eine ſolche Formel keinen Platz. Die 
Agende für das koͤnigl. Kriegsheer entſpreche her Zuſammenſetzung ber 

iltairgemeinden, die oft Glieder aus allen Provinzen des Landes 
umfaflen. Die Mifitajrgemeinben wären Bonfenfusgemeinden im emir 
nenten Sinne des Works und innerhalb der Gieche der Armee bürfe 
kine befondere Kirche aufgeführt werben. Der Soldat perſtehe eine 
ſoche Aenderung nicht und bie Musführung würde auf bie größten 
Schwierigkeiten flogen, Wenn in Wittenberg jur Zeit auch nur Sol⸗ 
daten aus der "Provinz Sachien ftänden, ſo Fönne ein Garnifens- 
wechſel dies bald ändern, Wis ſolle 28 gehalten werben, wenn im 
Dee vor einer Schlacht eine gemeinfame Abendmahlsfeier angeordnet 
wade. Wer fich den Ordnungen der Armee nicht fügen fönne, bleibe 
dam, Er trage dahin an, ber den Schmied er hen Antrag zur 
Agesordnung zu ſchreiten. 

General⸗ Superintendent Pr. Möller perwahrte ſich dagegen, 
daß die Sache der Sutherifchen Kirche als eine Parteifache bezeichnet 
fl. Man Habe fein Mecht, anzunehmen, daß ſechs BeneralsSuperin- 
indenten aus ben ſechs öffichen Provinzen fich fo und gegen die Union 
vetbunden hätten. Derfelbe erklärte ſich ſodann für den von dem 
Confflortals Director Noͤl dech en geſtellten Antrag, für den er auf 
dem Wege der Geſchichte und der Theologie eintreten kͤnne. Er wolle 
% aber nur auf Grund feiner langjährigen Erfahrung als General⸗ 
Erperintendent der Provinz Sachſen tun. Er unterfcheide in ber 
Sache die Unruhe der wahren und bie ber eingebifpetn Gewiflen. 
Sen erinnere ihn an die in feinen Gemeinden wirklich heftehende Un« 
ne Früh fchon habe er den Gedanken eine wahren Union in 
ſinem Bergen: getragen und doch, als fie angeorbnet worden, tvegen 
iter bloßen Aeußerlichkeit dagegen Bedenken getragen, Als er 1830 
vr Union wirklich beigeireten fei, habe er «8 geihan nicht ohne feiner 
Gemeinde verfichert zu haben, daß ihr lutheriſches Belenniniß keinerlei 
Geſahr laufe, Wir hätten vie Pflicht, auch der Schwachen wicht zu 
bergeflen, auch ber Geringſten Keinen zu üngern, Kr erachte für ſich 
die agendariſche Spendeſormel nicht für verleßend, aber Die Gewiſſens⸗ 
noth Anderer ſei es werth und erheiſche es, daß man für fie pinirete. 
Unter den Armen und Schwachen unter den Glaͤubigen könne pr im 
10 Iißecthe Ratecherpuegemeinbe ber Paopiny Gacen ner 
ſehen. Wo in der Provinz Sachſen ein fremmer Menic ſei, da 
ſehe derſelbe auf be Sup des Katechismus vom heiligen Abendmahl. 
in Menſch Habe Macht, dies hen Gemeinden zu enſreißen und ‚dar 
lür wolle ex Fampfen und für Die Gewiſſen zeugen am Abend feines 
Int und Pebene, Eine beſondere Mriahmung der Irhien Jahre hake 
dieſe Sache ihm noch naͤher gebracht. Der zweite Geiſtüche am Dom 
Mm Magdeburg habe dieſe Stelle mux unter her Beinguns annehmen 
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wollen, daß Ihm geſtattet werde, das Abendmahl nach lutheriſcher Weile 
zu fpenden. Er (Redner) habe, damals von dem Höchften Kirchen: 
regimente befragt, die Anftellung unter dieſer Bedingung entfchieben 
widerrathen, weil Die zwiefache Form in derſelben Gemeinde bevenflid, 
ein gefährliches praecedens, eine Gefahr für die Union fe: Dennoch 
fei die Anftellung erfolgt und habe, weit entfernt, fchäblich zu fen, 
für die Gemeinde, für Magdeburg und für die Provinz zum größten 
Segen gereicht. Das, was dieſen Segen gewirkt, Tiege im der großen 
Befenntnißtreue jenes Mannes. Diefelbe Bekenntnißtrene habe er an 
zuerfennen gehabt, wo bei den in ber Provinz gehaltenen General: 
Viſitationen Ihm befondere Erfolge entgegengetreten wären. Er leg 
hier ein wahres Zeugniß ab für die Sache des Befenntniffed. Redner 
ſchloß mit dem Worte: „Verdirb es nicht, es iſt ein Segen darin. 

. Der Vorfigende erflärte- hierauf, daß in dem vorgetragenen Vor— 
gange eine Anklage gegen das höchfte Kirchenregiment gefunden werden 
fönne, als habe es bei der Anftellung des zweiten Domprebigerd in 
Magdeburg ſich einer Verlegung des Unionsprincips fchuldig gemacht. 
Er Tonne an diefer Stelle nicht über den inneren Gang ber Verwal— 
„tung ſprechen. Man möge darum in biefer Verfammlung auch fine 
auf Amtspflicht beruhende Stellung berüdfichtigen. 

‚Dr. Krummacher führte aus, daß für. jene Gemeinde die co 
feſſionelle Baſis voranzuftellen. fei, wie er dies in folgendem formulirten 
Antrage näher ausgedruͤckt habe. 2 
2 „Die hohe Verſammlung wolle folgende. Erklärung in Ih 

„Protokoll aufnehmen: 
„Die kirchliche Conferenz erkennt an, daß in der’ Evangeli 

„ſſchen Landeskirche Preußens eine befenntnißtofe Union 

- „nit zu Recht beftebt, fondern daß diefenigen:unirten Gemeine, 
„weiche in einem einzelnen der beiden evangelifchen Sonderbefennt 
niſſe den erfchöpfenden Ausdrud ihres Glaubens nicht mehr er 
„tennen Tonnen, jedenfalls und überall den demeinfamen 
„Inhalt der beiderfeitigen reformatoriſchen Bekenntnißſchriften 

a ihrem unwandelbaren Lehr⸗ und Slaubensgrunde haben.” 

Reben den confefftonellen Gemeinden wären nicht wertige ber Union 
beigetretene, welche der Meinung wären, daß der Veitrlit zum Union 
ihnen Freiheit von allem Befenntniffe gewährt habe. Das duͤrfe nicht 
anerkannt, es müfle ausgefprochen werden, daß die Gemeinden, welche 
nicht auf dem Boden der beiden ewangelifchen Sonderbefenninifft ſtehen, 
fich zu dem gemeinſamen Inhalte der beiderſeitigen reformaloriſchen 
Bekenntnißſchriften bekennen. 
Confiſtorialrath Hammerſchmidt erklaͤrte zu dieſem Antrage, 
daß darin die Unionsgemeinden näher umd beſtimmter hätten bezeichnet 
werben müflen. Es fomme darauf-an, welches der gefchlchtliche und 
firchenorbnungsmäßige Befenntnißftand fel, auf welchem jede Gemeinde 
ftehe. Derjelbe ſprach fich fodann für den Antrag des Confiſtorial⸗ 
Director Noͤldechen aus. Man habe von Rheinland und Wefſiphalen 
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die größere Anhängfichfeit an die Agende gerühmt. Dennoch gehe es 
auch dort, namentlich in Weltphalen, ‚Viele, welche einen dem Bes. 
imniniffe mehr entfprechenden Ausdruck dringend wünfchten. ‚Die con 
feiftonelen Formeln hätten Anſpruch auf ihe Erfcheinen im Gultus 
und wären weit entfernt, die Union aufzulöfen. Es bevürfe der aus⸗ 
drücklichen Beflimmung, daß neben der Union auch die Confeſſion 
heilig zu halten fet, der Anmweifung, auch dieſer Pflege zu gewähren. 
Die liebevolle Bflege werde die fünftige wahre Einheit fördern, In 
ver Verwaltung müffe der Weg perjönlicher Eonceffionen, der nur 
Lerwirrung fchaffe, verlaffen werden. Er müfle es bezeugen, baß in 
Beiphalen, namentlich deſſen nörblichem Theile, viel Unruhe und Miß⸗ 
nauen beftehe, und höre er oft die Frage, ob die Iutherifche Kirche in 
Preußen verboten fei. - Manche Gemeinden wären nur mit der Hoff- 
vung, daß ein anderer. Zuftand in Ausficht ſtehe, vorläufig beruhigt 
worden. 

General⸗Superintendent Cranz trat dem Antrage und der Aus⸗ 
ſührung des Conſiſtorial⸗Director Nöldechen bei. Man thue Uns 
recht, die Frage, wie dem Bekenntniſſe Raum zu geben, als eine 
Parteifeage zu bezeichnen. Es ſei eine Frage wahren Beduͤrfniſſes und, 
wahrer Roth bei Vielen, wenn auch nicht bei Allen, und die Kirchen⸗ 
behörben kaͤmen ſelbſt in Noth, wenn fie rechtfchaffenen Gewiſſensbedenken 
nicht abhelfen Könnten. Es müffe übrigens feine ‚neue Schöpfung 
beabfichtigt, fondern von der Agende von 1829 ausgegangen ‚werben. 
Ramentlich, möge man für bie gewöhnlichen Gottesdienfte fo wenig 
als möglich daran ändern. Aber für die Sacramentöverwaltung be⸗ 
dürfe es beſonderer Vorfchriften für lutherifche und reformirte Gemeinden, 
na ihrem gefchichtlichen Befenntniffe, und diefe befonberen Formen 
müßten denſelben, dieſem ihrem Befenntniffe gemäß, obligatoriſch, nicht 
in Wege perfönlicher Conceffionen, übergeben werben. 

Ober s Bräfident Wirft. Geheimerath Eichmann bezeugte, Haß. in 
der Provinz Preußen die firchenrechtliche Gültigfeit. der Agende von 
1829 nirgend ‚bezweifelt werde, biefelbe auch in allen Gemeinden, mit 
Ausnahme der 10 veformirten, eingeführt fel. Er müffe auch dafür 
Rinmen, baran- fo wenig als möglich zu ändern, wozu in feiner SBrovinz 
um fo weniger Bebürfnig wäre, als die alten lutheriſchen Spende⸗ 
ſormeln auch nach Einführung ver neuen Agende faft übergl im Ges 
brauch geblieben wären. Er träte aber dem Antrage des Confiflorial« 
Üretor Noͤldechen bei, um den Gemüthern Beruhigung zu gewaͤhren, 
und zwar wolle er Died auch. nicht im Wege perfönlicher Conceffton, 
Imdern nach, fefibeftimmten Normen, In der Provinz Preußen habe 
man es wohl mit dem Ynglauben, aber auch mit dem Sektenweſen, 
den Baptiften, Altlutheranern, Irvingiten zu thun, die der Kirche bie 
fen Glieder entführten. Was an der Agende geänvert werben folle, 
moge Übrigens, wie er dringend vathe, auf dem Wege der Berathung 
mt den Provinzial» Eonfiftorien, welche die Beduͤrfniſſe Der Provinzen 
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kennten, geraten werden. Eine De fkagung und Veritetumg der Ge⸗ 
meilnden halte er dazu nicht für nöthig. Die Agende von 1829 Führe 
ebenſo wie fe entſtanden, wieder geaͤndert werben. 

J perintendent Stiller machte darauf aufmerkfam, daß bie Be 
rathung die Schranken der Vorlage — die Ermilielung der leurgiſchen 
Bevurfniſſe — im Auge behalten möge. Uederelnſtiimmend mi 
dem, was der Confiflorlal⸗Direcior Noldechen und Seneral ⸗Superin⸗ 
tendent Cranz angegeben, müfle ex Freihelt ves confeſſionellen Mus 
drucks in der Liturgie fuͤr ein wahres Beduͤrfniß erachten. Das Be⸗ 
kenniniß ſel das Leben, welches die liturgiſchen Formen zu dutchdtingen 
habe. Der Redner krinnert an bie ägenthümliche und verſchlchen⸗ 
Entwickelung Ber lutheriſchen und teformirten Gottesdienfiordnungen 
Die Agende von 1829 Habe einen weſentlich lutheriſchen Typus, und 
darum wären bie Reformirten davon zutlickgeblieben. Die Kirche duͤrſe 
von dem Belfenntnifie nichts nachlaſſen, dürfe nicht über demſelben 
ſtehen wollen, dasſelbe müfje Slelmehr als Grundlage und Bebingung 
des kirchlichen Lebens hingeſtellt und gefordert werden. Der Mehr 
erinnert an die muncherlei erſchienenen Ugendenentwürfe, von denen 
einet, ihin bekannterer, aus dem Gtunde des Bekenntmiſſes heraud 
organiſch gewachſen ſei. Das fel das Richnge. Wenn Worie gebrauch 
wuͤrden, welche von dee conſeſſtonellen Fafſung des Sarramem auch 
nur ableiten koͤnnten, ſo liege darin etwas vie Andacht Sioͤrendes. 
Die Grundlage der Agende von 1820 möge man abet fa nicht vetlaſſen. 

Conſiſtorlaltath Dr. Lehnerdt erklaͤrte ſich gegen ven Anttag dei 

Conſtſtotial⸗Direckor Noͤldechen: Was der Herr Referent für di 
Bekenntnißtteue geſagt: „verdirb es nicht, es iſt ein Segen varin“ 
das wende er auf die Union an. Der Hetr bitte: „Vaier, Ich will, 
daß fie eins ſeien.“ Ce müffe duch jeßt noch der preußlſchen Landed 
ficche den Unionsthärakter beilegen, obwohl ex wiſſe, daß die Union 
noch Feine fertige Sache, wie ie Kirche in Ihe Knechtsgeſtall über: 
haupt nicht, wäre. Die preußifche Landesficche habe eine Geſtalt, mie 
fie fi in Ihrem Kirchenregimente zeige, Worin vie Kiechenparfelen, 
von ber Union umſchlungen, zuſammengehalten wilden. Die edan⸗ 
geliſche Landeskirche ſchließe Allerdings das Lutheriſche und Mefsrmirte 
er ans, vielmehr ein. Es fe gefagt, der Allgemeine. Gotesdienſt 
ſolle in dee biohetigen Drünung bleiben, aber die Abendmahlsliturgie 
nach den Bekenntniſſen verfchieven eingerichtet werben. Es ſei abe 
im der fonntäglichen Liturgie nirgends die Stelle nachzuweiſen, wo 
das fpeeiftfch. Lutheriſche oder Reformirte eintreten muͤſſe. Div Ber 
ſchiedenhelt der Spendeformeln etheiſche keine Vetſchiedenheit ber 
Liturgie. Das Confeſfionelle dürfe nicht ſo viel Raum gewinnen 
das gemeinſame Band zu ſprengen. Er warne vor Suuflonen, Nicht 
bie Gemelnven, fordern die Geiſtlichen verlangten das Confefſionelle 
Wenn die Gemeinden e8 wirklich begehrten, möge Man v8 ihnen ge 

währen, aber innerhalb ber Union. 
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General⸗Superintendent Hoffmann erfiänte zu der Aeußerung 

deg Eonftftorlals Director Noͤldechen, „wie er hoffe, daß auch ber 
andere General» Euperintendent in der Mark dem geftellten Antrage 
in wefentlichen Stüden nicht entgegen fein werbe,” Daß vermuthlich 
der den Borlagen beigegebene Entwurf für die Sarramentöfeier dazu 
vie Beranlaffung gegeben habe. Er habe auch in der That feinerfeits 
nihts dagegen, daß bie verfchtenenen Spenbeformeln in gehötiger Weiſe 
ve Wahl der Gelftlichen freigegeben würden, aber doch ur unter 
Unftänden und aus gehörigen Gründen. Ex habe die Anträge des 
Confiſtorial⸗ Director Nöldechen Hauptfächlich deshalb nicht unterſtuͤtt, 
wäil fie auf Freigebung ver Tutherifchen Spendeformel im Intereſſe 
dr Pflege der Confeſſion agden, während bie agendariſche Spende⸗ 
formel, nach dem Zugeſtaͤndniß des Antragftellerd ſelbſt, ganz Iutherifch 
id, wie andererſeits die alte lutheriſche Spendeformel die Union nicht 
velpe, fogar in dem veformirten Canton Bern im Gebrauch fel. 
Venn die verfchtevenen Spendeformeln zur Wahl geftellt würden, fo 
werde dem Bekenntniffe genug gethan und zugleich die Union gepflegt. 
der Ober» Kirchenraty habe in feinem Entwurfe nur die Confeffion 
nicht gegen vie Union pflegen wollen. In feinem früheren Vaterlande 
babe er die luiheriſche Spendefosmel gebraucht, bei feiner Hierher⸗ 
herufung aber vie agenbarifche annehmen Tönnen, weil fie Dem luthe⸗ 
Hihen Bekenntniſſe nicht widerſpreche. In der lutheriſchen Spende⸗ 
ſarmel könne ja auch ein Calviniſt ven Ausedruck feiner Lehre finden, 
ud bie Union werde durch die Intheriiche Spenveformel nicht verlegt. 
darum dürfe nicht um des Befenniniffes, fordern nur um Der 
Iradition willen die lutheriſche Formel begehrt werben, auch nicht 
aug bloßem Belieben der Paſtoren. Man müſſe die frommen Männer, 
ve ih von der Gewalt ver Tradition nicht frei machen fönnten, von 
dm Uebrigen ſcheiden. Er wolle Freiheit, aber in Ordnung, unter 
Afüicht der Eonfifiorien, auch nicht als Gonceffton, fondern im Wege 
det Anordnung. Cine ausprüdlich zuſtimmende Erklärung der Ge⸗ 
neinden verlange ex ebenfalls nicht; aber wider beren ausdrücklich 
ellärten Willen ſoll auch Nicht geändert werden. Es müfje hier eine 
Schranke fein, 
General⸗Superiniendent Schmibtborn erklärte ſich gleichfalls 
fe Anerlennung des Befenninifies; aber die Gottesdienſtordnung ſei 
not dee Ort, wo confeffionelle Spipen zum Ausprude gelangen bürften. 
Hier wünfche ev Exhaltung des Einheitlichen. Die Landesagende mit 
ven befonderen Zufagen für Rheinland und Weſtphalen enihalte meh- 
me Formulare aus Berüuͤckſichtigung ver principiellen Bedürfniſſe 
die Anerkennung der Zulaͤfſigkeit ſolcher Verſchiedenheit habe bie 
Union nur geftärkt und ſei deshalb auch für die anderen Provinzen 
winſchenswerih. 

Der Praͤſivent verlieſt hierauf einen: von Dem. Superintendenten 
Dall überseichten Antrag zu ©. 6 der gedrudten Anträge: 
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„au dem Brumdiap, daß die Agende von 1829 Anknuͤpfungs— 
„punkt für die weitere Behandlung der liturgifchen Frage ſei, 
„den Wunfch auszufprechen, daß den provinziellen wie confefio: 
„nellen agendarifchen Bedürfniſſen durch einen diefe berückfchti⸗ 
„genden Anhang Rechnung getragen werde." 


Eonfiftorial- Präfident v. Mittelſtädt hob hervor, Daß er be 
fonder8 den Rechtspunkt in der proteflantifchen Kirche wahren wolle 
und in diefer Beziehung das von dem Confiftorials Director Nöl: 
dechen Gefagte beftätigen muͤſſe. Er glaube auf die für Pommern 
gegebene Agende aufmerkſam machen zu müflen. Der Anhang berfelben 
gebe den Geiftlichen für die Sacramentsfeier verfchiedene Yormuları 
frei. Die Confiftorialpraris habe aber — ob mit Recht bezweifle er — 
die Genehmigung des Eonfiftorii zu deren Benutzung erforderlich er 
achtet. In wie weit die Gemeinden dabei zu hören, ſei fehr zweifelhaft; 
ihre Wuͤnſche durch Abſtimmung feftzuftellen, jedenfalls unzuläflg. 
Für die Provinz Pommern halte er fchon jegt jenen Geiftlichen be 
rechtigt, die Iutherifche Spenveformel in Gebrauch zu nehmen. 


Hierauf vertheidigte Director Schmieder den von ihm geflelten 
Antrag. Derfelbe machte darauf’ aufmerffam, wie hier die entgegen⸗ 
ſtehendſten Aeußerungen von gleich gewiflenhaften Männern vorgebradht 
würden; Tradition merbe für Befenntniß genommen, von anderer Seite 
über der Gonfeffion die Union vergefien. Er felbft gelte mit Grund 
als ein Freund der Union, für. die er feit langen Jahren öffentlich 
das Wort genommen. Um jo mehr fchmerze es ihn, feinen Antrag 
heut fo ſchweren Mißbeutungen unterworfen fehen zu müffen. Obwohl 
Freund der Union, müfle er doch anerfennen, daß deren Einführung 
mit Mißgriffen und Rechtöverlegungen verbunden geweſen. Das vew 
geffe das chriftliche Bewußtfein nicht. Diefe. Verlegung fönne nur 
durch eine Sühne geheilt und durch ein Opfer wieber gut gemacht 
werben. Für eine folche Sühne erachte er. ed, daß man wiedergebe, 
was man vorfchrell genommen, namentlich die Iutherifche Foxmel bei 
Spendung des heiligen Abendmahls. Wit feinem Antrage Habe er 
deshalb nicht flören, fondern orbnen wollen. ‚Beim: Militair finde 
allerdings Fein Zwang für die Abendmahlsfeier, aber doch. eine gewifl 
KRöthigung ftatt, der kaum wiberftanden werben könne, da der Soldat 
fih auch Hierbei im Dienft fühle. . Eine Conſenſusgemeinde koͤnne 
eine Milttairgemeinde niemals genannt werben. ever Soldat komme 
mit feinem heimathlichen Bekenniniſſe in der Armee und nehme. für 
ſeine Dienftzeit fein anderes an. Die jungen Leute fänden Niemand, 
fie in ihrem Iniherifchen Belenntniffe zu vertreten und es fei hier ein 
ſchmerzlicher Conflict zwifchen Dienft und Chriftenpflict. Der gemeine 
Mann werde .gegen eine Sache gleichgültig, wenn bie Art und Weiſe, 
wie fie gefchehe, ihm als gleichgültig geſchildert werde. Solche Dinge, 
wie Sacramentöfeler, dürfe man aber niemals als gleichgültig Dr 
handeln. Er wolle darin keinen Zwang, fondern Freiheit auch hier, 
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und eine ſolche könne ber Union nur zu gut kommen. Die mit feinem 
Antrage verbundenen Schwierigfeiten. wären nicht fo groß ald man 
fe geichilvert habe, und unfere Däter wären im Sabre 1813 nicht 
weniger treu geruefen, weil man: damals noch feine Union gehabt habe. 
68 fei auch daran Anfloß genommen, daß er für bie Glieder der 
anderen. Gonfeffion Theilnahme am Sacrament „aus Liebe und 
Barmherzigkeit” verlangt babe. Aus dem Rechte fo eimas zu 
forbern und zu bewilligen, achte er für nichts; am Tiſche des Herrn 
bürfe nur Liebe walten. In vielen Gegnern ber Union beſtehe das 
lebendige Bedürfniß nach Brudergemeinichaft; aber das ‚Gefühl, daß 
ter Gonfeffion nicht ihr Recht gefchehen, Halte fie zurüd. Werde das 
onffebende Unrecht von ber Union genommen, fo werde diefe unendlich 
gewinnen. Die Spendeformel mache die Union nicht, und fo fei es 
in Liebe für die Unten, daß er feinen Antrag geftellt. 

Prediger Eltefter verwahrte fich dagegen, daß er nicht für zur 
fimmend evachtet werben möge, wenn ee nicht allen vorgebrachten 
Heußerumgen, die feinen Weberzeugungen wiberfprächen, einen aus⸗ 
vrüdlichen Widerſpruch entgegenfeße, da er durch Schwerhörigfeit vers 
hindert fei, ver Discuſſion genau zu folgen. . Er halte dafür, daß jede 
willkuͤllche Abweichung von der Agende verantwortlich mache, vor 
dem Gewiffen und vor. der Kirche. Die Kirche Tünne, wenn fie 
Amderungen mache, auch den gegebenen Rahmen .überfchreiten. 

Der Antrag des Divertor Nöldechen begehre nicht blos Rüdficht 
fie beaͤngſtete Gewiſſen, ſondern wolle, ohne alles Bebürfniß, die 
Sache reguliven Teviglich nach dem Befenntnißftande, Wäre in früherer 
Jet die Confeſſton betont worben wie jet, fo wäre es nie zur Union 
gfommen. Damals wären bie Eonfeffionen in ſich vertragen geweſen 
md man habe die Union in dem Bewußtſein vollzogen, Luther und 
Lalyin vergeffen und auf den Herrn allein’ fich begiehen zu bürfen. 
Die Anton fei eine Vertiefung und Berinnerlichung in das Gebot des 
Herrn „eins zu fein.” In dieſem Sinne beſtehe die Union in Wirk⸗ 
lichlet. Er kenne Feine Iutherifchen Gemeinden, die fich von ben Res 
ſormirten trennen wollten. Nur einzelne Geiftliche wollten ed. Die. 
meiften ſtaͤnden, lutheriſch und reformirt, ‚nicht neben fonbern in ein- 
ander. Er felbft fei von reformirten Eltern geboren, in ihm neben 
bielem Reformirten auch ‚viel Lutherifches. Luther amd. die Innigfeit 
des deutfchen Weſens könne er nicht entbehren. Darin liege ein Con⸗ 
ſenſus in Gott und Chriſto, wenngleich Fein formulirter. Gin Bertrag 
ſei allerdings. in den’ Gemeinben nicht aufgerichtet; aber fie. ftänben 
thatſaͤchlich in der Union, in dem Gelfte der Liebe und Handreichung: 
Diefe Unton beſtehe zu Recht und biefem (nicht -vertragämäßigen ) 
Fechtsmſtande gemäß ſei auch die ſpätere Entwickelung geweſen. 
Niemand habe ein Necht, die Union zu definiren, als die Kirche allein; 
man möge dieſe hören. Gr ſelbſt ſei Prediger an einer reformirten 
Gemeinde gewefen, dann von einer Iutherifchen Gemeinde zum Pfarrer 
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berufen, obwohl ex berfelben vorher gefagt, daß er nicht Enihesifeh fri 
und nicht werden könne. Er fer aber auch nicht calviniſch, ſondern 
evangeliſch. Separirte Lutheraner Hätten bei ihm, dem veformicten 
Prediger, communicrt. Wie Tonne man bei folcher. Union vie Bes 
meinven nöthigen wollen, wieder Iatherifch zu werden und lutheriſche 
Formeln zu gebrauchen. Wenn der. Antrag des Eonfiftoxial- Director 
Nölvehen Recht werben könnte in der Kirche, dann wäre e6 un 
die Union gefchehen; dann wären flatt einer Kixche drei Seen; er 
ſelbſt würde vermuihlich basn in keiner fein. Noch flehe aber ber 
Anton ihr Recht zur Seite. Er bitte auch Die Gewiſſen zu fchonen, 
welche, in Gottes Wort gebunden, frei wären von faljche Gewicht: 
legen auf die Confeſſton. Er wolle Freiheit für confefkonelle und 
andere Gewiſſen; ber geflellte Antrag verlege aber die unixten Gewiſſen. 

Superintendent Dr. Sander fprach für den von dem on 
fiftortal- Director Noͤldechen geftellten Antrag, indem derſelbe nur 
vie Conſequenz von dem ausfpreche, was die Verſammlung früher ber 
reitö angenommen habe. Ausnahmen von. der agendariſchen Vorſchriſ 
wären bereitö geftattet und dies folle nur in rechter Welſe erwahrt 
werben. Die Allerhöchfte Babinetd-Oxrdre vom 6. März. 1852 habe 
die Pflege. des Belenntniffes dem Kirchenvegiment bereits zur Pflicht 
gemacht; dies folle auf bie vorliegende. Frage angewendet voerben. Auch 
er fei ein Freund der Union; er Habe unter Umſtäaͤnden kein Bedenken 
gegen ein gemeinfames Communiciren; ed Tomme aber Darauf an, dab 
in der Union bas Recht der Senverbeienntnifie auch zur Anerkennunz 
gelange. Es Fönnten in biefer Berfammlung vie thenlogiichen Gründe 
für die Gonfefflon nicht gebrasht werben, und möge man deshalb hie 
auch das Iutherifche Bekenntniß aus theologifchen Grunden nicht an 
fechten. Man dürfe nicht fagen, «6 wuͤrden Tradition unb Belenntnip 
verwechfeit, wenn man für letzteres eintrete. Er (Redner) ſtelle ſich auf 
ben Standpunkt des Rechts, und Niemand dürfe fagen, er koͤnne ſich 
bei der reformirten oder agendariſchen Spendeformel berußigen. Ex for 
dere das Recht der Iutherifchen Spendeformel ald Lutheraner und im 
Hinblid auf Jahrhunderte. Die agenvarifche Spendeformel fe jeden 
falls eine Abſchwaͤchung des Bekenntniſſes, und darum müfle er Frei⸗ 
heit für das letztere erbittn. Es were immer hervorgehoben, daß 
folche Wünfche nur in den Paſtoren ſteckten und die Gemeinden nicht 
davon wüßten. Es wären aber die Gemeinden auch .bei der früheren 
Agende nicht gefragt, und Keiner Habe das Recht, über die Gewiſſensͤ⸗ 
noth der Einzelnen zu richten. Die über die Kirche gelommene Er 
weckung führe zum Lutheranismus und, wenn bem Bebürfniffe bed 
Bekenniniſſes Feine Beftievigung gewährt werde, zum Austritt aus Der 
Kirche. Hierauf vertheidigte der Redner noch den vom Dr. Schmiebet 
geſtellien Antrag, da auch dem confeffiotteßen Beduͤrfniſſe der Milüair⸗ 
gemeinden Rechnung zu tragen fei, und erklärte fich ſchließlich gegen 
die von Dem Prediger Elt eſt ex auogeſprochenen Anfichten, da, wenn 
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nach deſen Maaßen gemefien were, es überhaupt nur noch unirte 
Gemeinden gebe, die Lutheraner und NReformirten aber übel daran 
fin würden. 

Dr. Schmieder zog hierauf feinen Antrag zurüd, da es ihm 
genüge, feine Anficht Hier dargelegt und dafür die Vertretung des 
Dr. Sander gefunden zu haben. 

Nach diefen Vorträgen vertagte der Präfident die Kortfegung 
ter heutigen Discuffioen anf Mittwoch den 19. b. 10. und gab für 
deren weitere Leitung an, es fei, wie bereits bemerft, daran feftzus 
halten, daß die beftehende Agenvde von 1829 der Ausgangspunft 
für die etwa vorzunehmenden Aenderungen fe, fo daß hierüber eine 
Afimmung nicht ftattfinden könne. Daran fnüpfe fich die Berathung 
über bie von dem Gonflkorials Director Röldechen und dem Super: 
mendenten Ball geftellten Anträge. Dabei fünne die Srage, ob es 
zu den ald.nörktg erkannten Aenderungen ber Miwirkung einer Sy⸗ 
node beduͤrfe, an dieſer Stelle ebenfalls nicht weiter erörtert werden, 
da ben des Konigs Majeftät vorläufig bereits vie Allerhoͤchſte Mei⸗ 
nung ausgeſprochen worden, daß eine ſolche fynodale Mitwirkung er» 
ſerdetlich erſcheine, womit ber ſpeciellen Erörterung der Frage bei Ge⸗ 
legenheit des fuͤnften Berathungsgegenfiandes uͤbrigens keinerlei Feſſel 
angelegt werden ſolle. Nach Erledigung der vie Aenderungſs⸗Bedürf⸗ 
niſe betreffenden allgemeinen Anträge gedenle er die Beräthung auf 
ve Kr. 8 der gedruckien Antraͤge Lexcl. dep darunter enthaltenen pos. 8) 
uherzulelten, um danach zu einem Beſchluſſe varäber zu gelangen, ob 
He Verſammlung der Anſicht fei, daß die vorgefihlagenen Entwürfe 
in Ganzen als geeignete Grundlagen für hünftige Borlagen zu em⸗ 
Helen ſeien. Demnächſt würde vie unter Me. 7 ver gedruckten An⸗ 
tige berüßtte Frage Gegenftand ver Disenffion werden. Erſcheine 
nal auch die Sauptaufgabe der gegenwärtigen Berathung erfchöpft, 
io ſollten ſchließüch voch noch bie umter ven Nummern 1—5 ber ge- 
dructen Anträge beruͤhrten Punkte gu einer Erörterung fommen.. In 
de Ownung wären auch die einkommenden Anträge einzureihen. 
Ur Ayung ſchloß um 8 Uhr, | 


4 U 8. 


v. Uechtriiz. Noeldehen. König, Stiller. Thielen. 


Zehnte Sitzung. 


Berlin, den 19. November 1856. . 


Die zehnte Sitzung wurde durch den. Superintendenten Schultz mi 
Gebet eröffnet. Ä BE 

Bräfident theilt einen Antrag bes Superintendenten König 
mit, der Die Reden während ber Debatte auf die Zeit von 5 Minuten 
befchränfen will, was mit der Wunſchaͤußerung ſeine Erledigung fine, 
daß die einzelnen Vorträge und Mittheilungen ſich, fo viel es die, 
Gruͤndüchkeit geftattet, befchränfen möchten. oo | 

Bräfident Dr. Götze erklärt, daß, da mach ber Bemerkung dei 
Heren Vorfigenden eine öffentliche Polemik gegen: die affisiellen. Mit 
theilungen über den Gang und Inhalt der Verhandlungen wicht zu⸗ 
läffig fei, — eine Anficht, der auch. er nur beipflichten koͤnne — det 
Antrag um fo mehr gerechtfertigt. fein bürfte,. daß Die Stimmliſten zu 
den Alten gebracht werben möchten, indem es ſich Bier vielfach um 
Fragen handele, weiche theild nur hie. öftlichen Provinzen angehen, 
theils bloß lutheriſche oder refosmiste. Gemeinden betreffen, bei, deren 
Beantwortung nur bie. Stimmen der Confeffionsgenoffen ins Gewicht 
fallen möchten. Für das hohe Kirchenregiment fei es von großer 
Wichtigkeit, Hierin klar zu fehen, was eben nur durch Pruͤfung det 
Stimmzettel möglich werde. Außerdem: finde ‚der Antrag auch fein 
Berechtigung durch die Allerhöchfte Oxrdre vom 6. März 1852. Rene 
behält fih einen hierauf bezüglichen Antrag vor. 

Präfident theilt der Verfammlung mit, daß der Wirkt. Geh 
Rat Obers Präfident v. Flottwell heute gehindert worden ſei, in 
der Conferenz zu erſcheinen. 

Superintendent Dr. Stier ift der Anficht, daß die heutige Der 
handlung eine entſcheidende fei, denn e8 handele fich um den Beſtand 
der Union und der Landeskirche, die faft einzig und allein noch auf 
dem Gebiete, mit dem wir uns heute befchäftigen, einen feften Grund 
und Boden habe. Demnächft bezeichnet er feine perfönliche Stellung gut 
Union und bezeugt, daß er berfelben von ganzem Herzen zugethan ſei 
feit der Zeit feiner Erweckung am, weil fich biefelbe auf Gottes Wort 
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gründe, in welchem er nichts wider die Union, fordern nur für bie- 
telbe gefunden Habe; daß ihn die vielfachen Erfahrungen, bie er. im 
kinen verſchiedenen amtlichen Stellungen in den weftlidjen: und öfl- 
lichen Provinzen gemacht habe, nur in diefer Auffafſung haben bes 
kfigen koͤnnen; daß er daher mit dem ganzen Gewiſſen und zwar mit 
feinem bloß eingebildeten in ihr und zu ihr flehe: Derfelbe erklärt fich 
demgemäß- für die agendarifche, in gewiffet Beziehung untonsmäßige, 
Spendeformel beim Heiligen Abendmahl und folgerecht gegen den An⸗ 
trag des Gonflftorials Dirertor Nöldechen, wobei er überhaupt von 
ter Union ausgehe. Die Union, fagt er, müfle zwar für manches 
Unrecht, das unter ihrem Namen, aber ohne Schuld ihres echten Kerned 
begangen fei, von Gottes⸗ und Rechtswegen Sühne leiften, aber daraus 
ſolge nicht, DaB das Unrecht der jebigen Reaction zum Recht werbe. 
Ban koͤnne und dürfe daher der Union nicht die Buße auflegen, fich 
fiber aufzugeben. : Der Antrag Nöl dech en enthalte die verhuͤllte Ab⸗ 
ft, der. Union ihr Recht und ihren Beſtand abzufprechen und jede 
weitere Geſtaltung und Entwicklung -derfelden abzufchneiden, worauf 
dieſelbe doch ein volles Necht habe: “Die unirte Kirche fei allerdings 
noch nicht fertig, fo wenig. wie die lutheriſche Kirche eine ununter- 
hrochene Herrlichkeit aufwelſen könne und die Kirche des Herrn über- 
haupt in ihrer ſichtbaren Erſcheinung fertig ſei; aber wir hätten Doch 
bei alle dem eine vereinigte, cormbinirte, zufammengefaßte- unionsmäßige 
Inndeöfieche, die zu Recht beftehe. Im diefer Landesfirche gebe es theils 
ufundfich unirte Gemeinden, wenn auch in geringer Zahl, theile 
ſolche, innerhalb welcher wenigſtens die Iutherifche und reformirte Kirche 
vor beſtanden habe, in denen dieſelben aber nicht mehr In lebendiger 
Tradition vorhanden ſeien; es ſei vielmehr Etwas dazwiſchen getreten, 
nd bereits einen geſthichtlichen Beſtand von Decennien erlangt und 
dio auch-ein "Hecht für fich habe. Dem Worte „geſchichtlich“ werbe 
Mt ein zu befchränfter. Sinn untergefihoben, als ob Geſchichte nur 
ve (ängft vergangenen! alten Zeiten -umfafle und es Feine Gefchichte 
inferer Jeit gebe, die wir durchgemacht, die. und unfere- Stellung ge⸗ 
geben Habe, - Zum Weſen ber: Geſchichte gehöre, daß fie immer fort- 
gelfpehes Die lebendige Entwicklung muͤſſe ihr. Recht behulten. ‚Die 
Reformation ſei gefchehen, aber es fei auch geſchehen, daß die beiven 
Kirchen abgefallen und zetfallen feien In einem ſolchen Grade, daß «6 
af gar keine gläubige Theologie," viel weniger aber noch eine fpecififch 
lutheriſche oder · reformirte Theologie, und Teine lutheriſchen ober refor⸗ 
nen Gemeinden im vollen Sinne des Worts mehr. gegeben habe. 
E8 fei weiter geſchehen, daß Gottes Geiſt in ber. neueren Zelt, und 
war im erſten Viertel dieſes Jahrhunderts, ein neues Reben hervor 
gerufen, dabei jedoch nicht etwa am die alten Sonderbekenntniſſe der 
verfallenen ‚Kirchen angefnüpft habe, fondern das neue Leben, das 
neue lebendige Ehriftenthum, fei ein unirtes und ein univendes geweſen. 
die Gläubigen hätten bie alten Schranken des Glaubens und der Liebe 
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durchbrochen. Es ſei fexner geſchehen, daß manche im jener Zelt Er⸗ 
wedte ſpaͤtex wieder Audere geworben ſeien, den früheren Freund und 
Bruder nicht mehr anerkannt haͤtten; aber fie:. ſeien daxum nicht zur 
confeſſtonellen Vollkommenheit hexangewachſen; es ſei aber sin gan 
anderer Gegenſatz vorhanden, Der uͤberwunden werden. muüͤſſe. Pie 
Unionsgeſinnung jener Zeit ſei aber kein Irrthum geweſen, wie wan 
wohl oft behauptet Habe, noch viel weniger ein treufpfes Verlaſſen des 
Befenninifies, ſondern vielnehr aine Büdfehe zum Herrn in fin 
anmittelbaren Worte, Die Trenming der beiden Kirchen ſei Feine Thal 
des Herrn, fendern eine That und Schuld der Menfchen, und auf 
in der Unionszeit offenbaxe fich ein Deus activus. Es gebe. Gemeinden, 
und nicht bloß neugeſtiftete, die aus Lutheranern und Reformiren 
zuſammengrwachſen ſeien, es gebe viele Opmeinben, ‚die nur für di 
Predigt des einfachen Epangeliums empfoaͤnglich und bedurftig ſeien 
und es gebe auch in dieſen Gemeinden ein vom Geiſte herſtammendes, 
unmittelbar durch Das Wort Gottes begonneneß und ſich eutwidelnden 
ja ſchon giemlich feſt gewordenes Chriſtenthum, und wer Died ynlaı 
mäßige Chriſtenthum nicht ſehe, der Habe noch aicht auf hen Grund 
geſehen. Hier nun binden und zunidichranben wollen, ſej im Weſu—⸗ 
lichen ein ebenfo menſchliches Machen, wie man ſolches der Union 
vorwerfe. Das EChriſtenthum habe einen innerlichen Uniongcharalie 
und gwar ben ber helenninlotreuen Anion, denn die belenntnißloſe habe 
fein Recht zu beſtehen. Weil die Dem Lutherthhum Zugethanen jeh 
Die Vorhand haͤtten, darum dringe man auf Die Zuſtimmung ber Br 
meinden; 08 Gebe aber Viele, welche. pie Bekenniniſſe ppar anerkennen, 
aber in bem Gtreitpunkte keins der beihen Syñeme annehmen, fonden 
in beiden eine gegenſeitige Ergänzung finden, und Die deshalb fh 
nicht lutheriſch, nicht reſormirt nennen Eönnem, und auch Soſche Halten 
ein Recht auf Anerlennung, und Niemand ducfe jhnen die beſondere 
Signatur des Lutherthume jun der Gpsnbeformel aufsdthigen, denn ent 
Signatur dieſer Art. habe men daraus gemacht, Letztexos ſei aber er 
Unwahcheit und. damit ein Unrecht und wolle er, lich der Frage an 
halten, ob. das Dringen hiexauf nicht auch alma politifche oder ander: 
Nebenrädfichten habe. Des Herxn Merk gehe in. legen Zeit nicht 
bloß auf die Wiederherſtellung des Alten und Dageweſenen, ſondern 
vielmehr Darauf, ein Neues zu ſchaffen in der Freihen des Weihe, 
eine Einheit der Glaͤubigen anibahnen für den großen Kampf der 
uns vielleicht nahe bevoraͤchenden boͤſen Zeit, ab zu dieſem Kamp! 
wolle ber Here uns im umnſexer Zeit durch die Zulagmmenfafſung ii! 
Einheit vorbereiten. Man Türme wisht mit gutem Mewiſſen Tagen, MM 
halte 28 mit der. Fommsnden Union, wenn dieſe wicht Kommen be⸗ 
griffen ſeiz mon fage, ber Here koͤnue allen. bie. Huloy machen, WB 
doch wolle mon Hr. Einhalt thun, und ſelbſt bie Gemejnſchaſt I 
Brodhrechen vernichten; men folle Doch nicht in den Bang bed Her 
‚eingreifen, ſondern mus Merle haben mit der werdenden Union und 
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nicht fogkeich ein Conſenſus⸗Symbol fordern, nicht durch ungerechie 
Repriftinationen dem wehren, was der Herr für bie Zufunft anbahnen 
wolle. Zreibe man. bagegen bie Berireter ver poſitiven Union in’s 
Maͤrtyrcthum, dann werde der rechte Grund ſich erweilen. — Durch 
Beleitigimg Der agendarifchen Spendeformel wolle man die Union ber 
kiign, Man bitte ſehr unnoͤthig fi Die armen bedxaͤngten Gemeinden, 
bean Niemand wolle fie bebrängen, shen fo wenig ſich aber auch bes 
draͤngen laſſen, nur folle nicht jeder Geiftliche mit ſeinem Gewiſſen 
fh an die Stelle der Gemeinde fepen Man folle jeder Gemeinde, 
fofeen ſie es nachweisbar winfche, jede vorhandene, biblifch Hegründele 
Spendeformel geben, aber primo loco möfle Die agendariſche Formel 
Ächen, denn dieſe beeinträdktige Riemand in feinem Glauben uud 
Belenninifie und fei nicht referirend, ſondern bezeugend. Berbächtigen 
laſe ſich jede Formel. Die agendariſche Formel fei eine echt lutheriſche, 
ben fie enthalte nach dem oberſten Grundſatze ber lutheriſchen Kirche 
das Wort Mottes, und es fsi doch unmöglich, daß daB Wort des 
Herrn von dem Worte deo Herrn ablenlen Tönne. Es ſei daher. unge⸗ 
rehffertigt,, fie durch eine Verordnung oder allmälig wieder zu ber 
ſeiigen. Der Antrag Noöl dechen Tonne unmöglich die fastifch be⸗ 
ftehende Union meinen, wenn er die Unien ju ſchuͤtzen vorgebe; 
bie Union aber verlange fein anderes Recht, als das, welches fie ber 
its habe. 

Proſeſſor Dr. Jacobſon fucht verſchichene Einmürfe des Con⸗ 
Morial - Divertors Nölderhen gegen Behauptungen feines Correferats 
zu widerlegen, und zwar: | 

1. Be Habe, behauptet, Daß bei der Feſtſtellung einer Gottes⸗ 
hienſtordaung Die Synode mernommen worden ſei und habe dabei an 
die Vekennimßſchriften angelnupt. Er habe fich nicht fir Die Sy 
en im modernem Eine auf die Bekenntnißſchriften berufen, Er 
habe bewieſen, daß nicht Biſchoͤſe und Pfarrer allein bereihtigt ſeien, 
m liturgiſchen Dingen gu handeln, Die Gemeinde ſei dabei nicht aus⸗ 
ſhloſſen worden, die Contordien⸗Formel uͤberweiſe es ihr ausdruüchlich. 
Bon einer abſoaten Form der Kuchenverhaſſung ſei uͤberhaupt wicht 
die Rede, dab ſei etwas Mömifchesz die Gemeinda müſſe dabei zum 
Borte ommen und Die beſſe Form, in der das geſchehen könne, ſei 
een die Synade. oo 

‚2% Habe man ihm enigegnei, die früher bei biefer Feſtſeßzung 
mitwirkenden Loudſtaͤnde ſeien dazu macht mehe befugt, weil die Kirche 
veieffungemäßig ihre Angelegenheit ſelbſtſtaͤndig zu ordnen Habe, Lehr 
nd fei wahr, aber im Imterefig der Gemcinde wülls für Die Laud⸗ 
Hände dis Suxrogat gewonnen werben, Das erfordere die Billigfeit, 
denn fie Habe zim. Recht. gehört zu werden, und Dies folge aus dem 
Weſen des Cultus ſelbk, in dam, wie Luther moch kurz vor feinem 
Inde bemerkt habe, Die Geweinden mäbslenuen. Das Velennmiß 
dürfe ihr nicht aufgedrumgen, ſondern muͤſſe ein freies fein. (ine un. 
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vollkommene Vertreumg muͤſſe ed: aber. genannt werden, wenn hir 
Geiftliche die Gemeinde vertreten. W 

3. Es ſei ihm endlich entgegnet worden, eine ſynodale Be 
rathung uͤber dieſen Gegenſtand habe in der lutheriſchen Kirche nie 
flattgefunden; Dagegen legten ein Zeugniß ab: Die gedruckten Sy 
nodals Berhandlimgen für Bommern von Baltkafar, Träftiger noch 
Die in der Herzoglichen Bibliothek zu Gotha berufenven.. Hand- 
fchriften dieſer Synode; die Geſchichte der lkutheriſchen Synode zu 
Dinslafen von 1612, zu Unna von 1659, in der namentlich vom 
heiligen Abendmahl verhandelt und abgeſtimmt worden ſei; ferner bie 
Iutherifche jülich»bergifche Synode von 1695, die Verhandlungen: auf 
der Synode zu Vollberg von 1760 und 1780 und zu. Rabe vorm 
Wald von 1781; vie Synoval» Verhandlungen in der Graficheft Marl 
feit 1817, wo man fidh mit der. Enwerfung einer. Agende beichäftigt 
habe, die Synode: zu Eöln von 1830. Ueberall aber feten Aelieſte 
zugegen geweien. — Daß: vie Agende in. Breußen freiwillig ange 
nommen fei, gehe auch aus dem Umſtande hervor, daß 10.&emeindm 
ihre Annahme verweigert hätten. -- Kr 

Redner bemerft ferner, daß in der. Agende nichts enthalten fd, 

was das Bekenntniß alterive, beide fländen überhaupt nicht in einem 
folchen inneren Zufammenhange, wie die Orbre vom 28. Februar 1834 
beweife; die agendarifche Formel fei weder für Lutheraner, noch Re 
formirte anfößig. Er erklärt fich zulebt gegen den Antrag NRoöͤldechen 
und will, daß die Spende» Formel nicht dem @eiftlichen, fonbern den 
Gemeinden freigegeben werde. Ä 

Bräfldent. Dr. Goͤtze bemerkt ‚vorab, ‚Daß: der Vorſitzende die 
Frage darüber, ob eine Synode über diefen Gegenſtand gehört werben 
folle, .ausgefchloffen habe, was der Vorſitzende mit der Erklärung be 
ftätigt, daB des Könige Majefät Allergnaͤdigſt angeordnet habe, die 
liturgiſche Entwicklung folle unter ſynodaler Mitiwirfung vor fich gehen. 
Redner fährt darauf fort, es ſcheine ſich eine Annäherung zwiſchen 
den verſchiedenen Anſichten gebildet zu haben und keine ſehr große 
Verſchiebenheit mehr in der. Stellung der Einzelnen hinſichtlich des 
vorliegenden Gegenſtandes vorhanden zu fein. Man Habe. zwar ge 
fagt, es ſei die gemachte Forderung eine Parteiſache und berge Hinter 
gedanken in fi), das fei aber mehr Mißverftand, und er hoͤnne es 
daher nur billigen, daß Gonfiftorial- Direstor. Noͤldechen feine Ste, 
lung zur Union und zum Bekenntniß klar ausgeſprochen habe, dem 
er völlig beipflichte. Auch er habe oft das heilige Abendmahl: mit det 
agendarifchen Spenveformel Im Segen anpfangen, was auch in Zus 
funft unter Umftänden gefchehen könnte; daraus folge aber keinedwegb 
dag die Spenbeformel feib und auch Die Spige eines‘ Bekenntniſſes 
etwas Gleichguͤltiges feis es genüge für das Seelenheil des Einzelnen 
allerdings nur das Evangelium, daneben fei aber auch zu empfehlen, 
die Austorität des Bekenntniſſes nicht gering zu achten, denn dieſe 
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diene dazu, Srrthümer zu verhuͤten. Davon Tei aber Hier nicht die 
Rede, wie der Einzelne felig werde, fondern was die Kirche beduͤrſe. 
Seine Kicche könne unter und neben anderen Kirchen beftehen ohne 
ein ſeſtes, eigenes Bekenntniß, und das gelte namentlich von. der evan« 
geliſchen Kirche, denn. dieſe habe ihren einzigen Schuß ſowohl gegen 
innere als Außere Feinde in dem Befenntniffe und nicht. in der Ver⸗ 
ſaſuung. Rüttle man an dem Belenntniffe, fo rüttle man an Ihrem 
ganzen Beſtande. Es fei eine Differenz zwifchen der Iutherifchen und 
reformirten Kirche, welche verfchiedene Belenntniffe hätten. Die lus 
thetiſche Kirche habe ein gemeinfames Bekenntnis, das der veformirten 
abgehe. Das. Bebenntniß fei ein Beduͤrfniß für die Kirche und ein 
Gchuß in böfen Tagen, dafür fpreche die ganze Kirchengefchichte, die 
N ihrer wachſenden Feinde nur durch Erweiterung und ‚Ausführung 
ine Befenntniffes habe erwehren koͤnnen. Es offenbare ſich darin der 
Bang der goöͤtttichen Providenz. — Was nun die Spendeformel bes 
bee, fo fei geltend gemacht. worden, daß die agendarifche von der 
lutheriſchen nicht wefentlich verfchienen ſei. Das falle der theologiſchen 
Unterſuchung anheim und fei von Dr. Sander .beftritten worden; 
wenn es jedoch auch jo wäre, fo bliebe es doch eine Sache von großer 
Wichtigleit und könne nicht zugegeben: werben, daß es bloß eine Sache 
traditioneller Ausbildung fe. Die Formel fei vielmehr ein Kennzeichen 
der Iutherifchen Kieche geworden und darum gehöre fie zum Bekennt⸗ 
niſe, wie fie auch überall dafür angefehen werde. Warum: räume 
man ihr darum fein Recht. varauf ein? Es fei. feines Wiſſens in Feine 
Kirche die Zurückziehung eines Bekenntniſſes je vorgefommen und hoch 
mathe man bie jegt der lutherifchen Kirche zu. Werbe dem Orga⸗ 
nignus der Kirche dad Bekenntniß genommen und basfelbe nur dem 
Uinelnen befaffen, ‘dann werde die Kirche zerftört, denn das Befenntniß 
M der alleinige Schug ber evangelifchen Kirche. Man fage ferner; 
die Richtung ſeirder Union entgegen und habe viefe wohl mit eine 
daume mit zwei Zweigen verglichen; ‚aber. es fen doch num einmal 
Mei Jweige vorhanden, die man folle grünen und bfühen-und Früchte 
Igen laſſen, ſtatt fle Durch Juſammenbinden zu toͤdten. Lafle man 
beide Kirchen ſich ruhig entwideln, fo wuͤrden fie felber das Bebürfniß 
fühlen, Hand in’ Hand zu gehen und eins zu werden bis zum lebten 
Bunfte hrer inneren Gemeinfamkeit. Die Spaltung ſcheine jest nut 
ſo groß, weil jede Zweigkirche befürchte, man wolle fie in ihrem Recht 
und in ihren Bekenntniß befehränfen. — Man ftelle ferner die unirten 
Örmeinden entgegen: Wo eine ſolche Vereinigung der Bekenntuiſſe 
ind eine Befeitigung des Diſſenſus fich gebildet habe, da habe fie 
Anſpruch auf Schup umd Pflege, aber die anderen Gemeinden hätten 
adfelbe Recht. — Gegen ven zweiten Theil bes Antrags des Hof⸗ 
predigers Dr, Krummacher, daß die unirten Gemeinden an den 
Conſenſus gebunden fein follen, muͤſſe Redner ſich erflären und ſich 
für den Antrag des Confiſtorial⸗Directors Nöldechen ausfprechen, 
19 
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mit dem Zuſatze jedoch, daß die Entſcheidung: darüber der’ Gemeinde 
übexlaffen werden folle .. Dem. erften. Thelle des Antrages Krum⸗ 
marher:tzete er dagegen bei. - Es verdiene endlich. Dank, daß de} 
Könige Majeſtaͤt befohlen babe, die Agende non: 1828: als Grundlage 
anzuſehen, man muͤſſe aber bei der weiteren Entwicklung berfelben die 
provinziellen Kirchenordnungen mit. aller Sorgfait und Treue beachten, 
und hichts thun, was Die Confeſſionen beeinträchtige: Werbe das Recht 
der Confeſſion durch eine Allerhöchſte Ordre anerbannt, ſo werde die 
wahre Union eintreien, was Redner von Herzen wuͤnſche. Daß ſie 
noch nicht da ſei, Daran. ſei gerade: die unbeſtimmte Union Schub, die 
ſo, verſchieden erklaͤrt und betrieben werde. — Medner erklärt ſich für 
den Antrag des Conſiſtorial⸗ Directors Nöldechen 

.. Geheſmer Legationsrath Abeken verwahrtſich zunäcft gegen 
das Draͤngen in eine falſthe Union und Confeſſtan, und bemerlt, « 
ſei dies ein ganz falfches Dilemma, denn Niemand ſei für Union oh 
Eonfeffion ‚over umgekehrt; aber der Antrag bes. Eonfiftorini- Direrterd 
Möldechen ziele auf eine ‚Gonfeffion ohme: Union, nicht. im feine 
Tendenz, mohl aber nach. feinem Buchſtaben. Derſelbe enthalte brel 
Anträge oder. Satze. Das in dem erften. ausgefnrochene. Bedirniß 
ſei mur aud zwer Gründen al& motivirt zu erachten, nämalich. entweder 
aus der Gottesdienſtordnung ſelbſt, wein man nachweiſe, daß dieſelbe 
mit: dem Bekenntniß unzertrenmlich zufotumenhänge: Bicher. fa. mut 
yon. der Spenbeformel geredet worden, aber dann folle man airht den 
Anträge: eine fa weite. Faſſung ‘geben, fonbern. nur von; dem Em 
mente allein .handeln.. Dies erweike ein Pruͤimdiz, das‘, man nit 
uͤberſehen dürfe... Es fei nicht .erwiefen,. daß das Befenniniß.ninen Ein 
fiuß amf die. Gefaftung..ded: Gottesdienſtes gebt: habe. Die Gotiedr 
dienſtardnungen :beiver Qünfeffionen ſeien nicht: ug: einem bemußien 
Haren: Principe entſtanden, He: ftlen vielmehr ein: Vothwerk nad den 
Borbilde.der:nönifchen Meſſe geweſen, indem. nk. uuk: Daran entfernt 
habe, was gegen den Glauben geweſen ſei, has. Kebrige ‚aber. Beben 
ließ In dem ſonntaglichen Gothesdienſte ſei, ie: Spendeformel auf 
genommen, dev. Ausdruck des Bekanntkiſſes richt: nethivenkig,, ja nich 
möglich... Die traditirmellen Orbnungen: ben, Gemeinhen fehlten. dabıl 
gefchübk werden; darin fiege aber nichts Caufeſſtohelles. Der eingige 
Unteufihleb:; eh :der, ‚baf Die lutheriſche Ordnung Bali mehr ar. Dad 
Beſtehende angeſchlaſſen habe, die reſormirie mehr: auf Die: Mibel zurid- 
gegangen: jeiz : Beine ‚aber: Tollten.. ſich gegenfeitig: ausgleichen umd er 
sangen Der: weile Orund dieſes Bermrfnifies fünse der fein, dah 
der Wusprud im Gottesdienſte aus dam praftifchen Bedrftziß der Ge— 
meinde ‚genden werde: Redner erinnert hier an: dao Wort, def 
die Kirche weſenthich sine. Miſſionsauſtalt und daß die Gemeinden mei! 
Defekt. as Suhject her. Kirche ſchem Damach möge man bad De 
hürfidp,. der Gemeinden hemefſen. Es ſeien ihm viekfuche.Benichke vor 
gloͤnbigan deuiſchen Predigeru in Auslande augegaugen, daß ſe mi 
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fteng eonſeſſionellen Veſtrebungen in Ihre Geneinden ihgetreten ‚fnen, 
aber ſich bald überzeugt hätten, daß es ſich Bier um ganz andere Dinge 
handele, Dasfelbe hätten vielfach Mifftenare ausgeſprochen, die «4 
beflagt hätten,. daß ſelbſt .in die Miffton eine folche ſtreng co feittonelfe 
Richtung gekommen ſei. Unſere Gemeinden felen hiervon nicht mefent- 
lich verſchieden, unſere Gemeinden. und. unfere Zeit ftaͤnden micht fa 
hech, und ſicher nicht höher, als fie 1817, gefianden haͤtſen, denn 
damals ſei fm die Erweckung zum Befenninig und zum Lehen vor⸗ 
handen geweſen und dieſe habe gerade zur Union gefuͤhrt, und. nicht 
ber Indifferentistaus habe bie Union: geboren. Man ſage wohl, die 
Anıken Gläubigen, die, vorgefchrittenen Chriften hielten an ver: Spende⸗ 
formel feſt und feien gegen Die agendariſche, aber bier in dieſer Ver⸗ 
Mmlung fer Time Stimme gehört worden, daß das Gewiſſen eined 
te Anweſenden durch die agendariſche; Formel bebrängt fei.. Sole 
nun bie Auctoritaͤt einer fo hohen Verſammlung bie ſchwachglaͤubige 
ji, bie ſtarren Anhänger der -Iutherifchen Spendeformel dagegen vis 
farfgläubigen? Darum hange Alles nur davon ab, daß man die fchwachen 
Chriften in den Gemeinden belehre. Redner findet dazu ˖ in jenen zwej 
Anträgen Feine Beruͤckſichtigung dieſer Schwachgläubigen, denn «6 
handele ſich dabei nirht um bie Gemeinde, was ber Schlysfog bes 
Rätige, wonach, Die Gemeinde nicht einmal befragt werden folle. Wem 
ſolle es mın verſtattet werben? Das fei ganz wnbefimmt gelaſſen. Eo 
werde dies ein beſtimmtes Statut: vorausſetzen. 13 Gemeinden im 
Sadlen Hätten: die Union durch ein Statut feftgeftelt,. aber. üͤberhaupi 
fi dies auch nicht von ‚andeuen: Gemeinden hinſichtlich ihres kirchlichen 
Standpunktes geſchehen; eh frage ſich un, ob bie übrigen Gemeinden 
kur die Confeſſion und nicht den, Conſenſus haben wollten... Nebnen 
gebt jedem Einzelnen das vollſte Recht auf die Gonfeilton, nicht aber 
du Eonfeffton. an. die Gemeinde, denn die Confeſſton fei. werer juriſtiſch, 
woch bibfifcg, <ngch nach. der, Seite. deg Gewiſſens ‚hin, berechtigt au 
tinem ſolchen Apfprarb, an: bie. Öempinde, , Seh Lehtereswirliich ‚Der 
nl, ſo müßten wir alle wigder in ben, Sſhogß des rmiſchen Kivchn 
Wrüdfeften, Gegen den britten Autegg auf, eine almäige Einwirkung 
I Rügiehr zur Senbersonfellion „müßten ‚alle Freunde her. Union, ſich 
tniiciedem, erklaͤrfuz es ei, diefe Forderung völlig, unbegreiflich, daß 
das gicchenregiwent auf die Trennung; auf die Aufhebung der Union 
aAlwalig Hi * en ſolle. — Bas Kirchenrxegiment ſolle das Befenninip 
Not. auf feine Fate ſchreihen, denn dag ſei wider das Wort des 


m, von dem, einen. Hirten und der einen Heerde. Man ‚vers 
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wenig. die: Stillen’ im Lande und beſonders am Rhein. Redner wi 
jeder Gonfeffion und jedet Gemeinde das volle Recht geben, erklärt 
aber, gegen die Anträge des Eonfiftorials Dirertors Nöldechen ſtimmen 
zu müffen, weil biefelben gegen die Union gerichtet ſeien. 
ESuperintendent König bemerkt, es koͤnne zwar nicht Aufgabe 
jedes Mitgliedes fein, fen perſoͤnliches Verhaͤltniß zum Bekenniniß und 
zur Union zu erklaͤren, da dieſes aber von den Vorrednern geſchehen 
ſei, ſo möge man es auch ihm geſtatten. Er bekenne ſich von ganzem 
Herzen zu dem Bekennmiſſe der lutheriſchen Kirche, aber auch ebenſo 
son Herzen zur Union, zu der Union und nicht zu einer bloßen Con⸗ 
föderation der beiven evangellichen Kirchen. Die Union fei ihm noch 
etwas Höheres, als die Liebe und Milde, die in den: Differenzen nichts 
Trennendes finde, e8 gebe einen -Geift der Union. Nur zwiſchen einer 
abforptiven, befenntnißlofen Union: und dem Bekenntniſſe, aber nicht 
zwifchen einer befenntmißtreuen Union und dem Befenntniffe könnten 
ſich Wiverfprüche erheben. Die Union Habe Ihre menfchliche und ihre 
göttliche Seite. Das Menſchliche hinwegzuthun, das Göttliche In ihr 
zum Rechte ju bringen, das fei die Aufgabe in unferer Zeit. Wenn 
Redner fih zu dem Bekennmiſſe der Intherifchen Kicche befenne, fo’ 
fheide er die negativa und die affirmativa in den Befenninifien; 
nur in den verworfenen Irrthuͤmern, aber nicht in den aflırmativis 
Babe die Kirche immer ihren adäquaten Ausdrud gefunden. : Ueber dem 
Bekenntniß ſtehe das göttliche Wort mit feinem viel volleren Inhalte, 
mit Keimen zu neuen Befenninifien, die eine vom Herrn dazu berufene 
Zeit zu einem neueren Befenntniffe geflaften werde. Das fei das Be- 
Ienntniß, das die Union der Zufunft, worin die Gegenfäße der beiden 
Eönfeffionen ihre höhere Einheit, und die evangeliſche Wahrheit ihren 
ganzen und vollen Ausdrud finden werde. Bon dieſem Geſichtẽpunkte 
aus wolle Redner ſich über die vorliegenden‘ Anträge erflären. Hin⸗ 
ſichtlich des erften Theile des Antrages Noͤldechen ‚habe ſchon ber 
Voͤrredner nachgewiefen, daß die: Gottesbienftorpnung in ber evange⸗ 
liſchen Kirche nichts Confeſſionelles feiz er füge nur hinzu, daß die In 
unferer Landesficche geltenden reformirten Bekenntnißſchriften darüber 
beinahe gar nichts enthielten; in der Intherifchen Kirche die befannten 
Stellen in der Auguftana, Apologie, Schmalkafdifchen Artikein und in 
der Concorbienformel nur über die Bedeutung der’ Geremonien, das 
Berhältniß des evangeliſchen Gottesdienſtes zur Meffe und bie Stellung 
der Predigt redeten; daß es auch innerhalb der luthetiſchen Kirche 
einen brandenburgifchen und fächflichen Typus gebe und alſo nicht 
von einer Gottesdienſtordnung nach lutheriſchen und reformirten Bes 
Fenntnifien, fondern nach Iutherifchem und reformirtem Typus die Rede 
fein fönne. — Mit dem zweiten Thelle des Antrages Tonne er fich 
im Wefentlichen einverftanden erflären. Nach feiner Anftcht were zwar 
durch die agendariſche Spendeformel das Iutherifche Bekenntniß in Feiner 
Weiſe beeinträchtigt, muͤſſe er es aber für ein Unrecht anerfennen, wenn 
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ben Gemeinden in ben öftlichen Provinzen ohne ihre Zuflimmung auf 
dem Wege der Verordnung bie hergebrachte und ihnen liebgetworbene 
Spendeformel genommen ſei. Diefes Unrecht könne aber nicht dadurch 
gefühnt :werden, daß wieder ohne Zuftimmung ver Gemeinde biefe 
Formel hergeftellt werde. Noch. aber fehle es an einem gejehlichen 
Drgane zur Kundgebung der Wünfche der Gemeinde. In den weils 
liyen Provinzen fei die Intherifche Spendeformel und ſeien Iutherifche 
Abendmahlsformulare geitattet. Diefelbe Freiheit gebühre auch. ven öft« 
lihen Provinzen. Dit der Spenveformel ftehe ober ‚falle die Union 
nicht, denn eben in ven weftlihen Provinzen fei fie am feiteften ges 
wurzelt. — Gegen den dritten Theil des Antrages Nöldechen müfle 
Rener fich aber ganz entſchieden erflären, denn biefer werde "nach 
ſeiner Anföcht die Union zerreißen. — Ebenfo müffe er fich gegen den 
Antrag des Superintendenten Dr. Stier erflären. Abgefehen davon, 
deß er fich gegen viele feiner Vorausfegungen beflimmt verwahreit 
müfle, gebe es einen zu Recht beſtehenden gefchichtlichen Beſtand der 
Bemeinden, und dicht, wie der Antragftelker behaupte, einen fogenannten 
geſchichtlichen Beſtand. Alles Berechtigte und Zuläffige in. den Ans 
traͤgen des Gonfiftortals Director Nöldechen fei in dem Antrage des 
Superinteiventen Ball enthalten, daß den provinziellen und con⸗ 
Kiionelien Beduͤrfniſſen Rechnung getragen werben ſolle. Dasfelbe 
fi nach der Denffchrift des Ober⸗Kirchenraths auch die Abficht Sr. 
Majeftät des Könige und des. hohen Kirchenregiments, und fei bereit 
die Provinzialſynode als das berechtigte Organ bezeichnet; das über 
diefe provinzieflen und confeffionellen Beduͤrfniſſe zu enticheiven habe. 
Redner koͤnne fich daher nur für den Antrag Ball exrflären. . 
Generals Superintendent Dr, Sartorius bemerkt, vie geftrige 
Discuffion Habe damit begonnen, daß der Vorſitzende $. 6 der ges 
deuten Anträge des Referenten als felbfiverftändlich feftgeftellt Habe, 
daß nämlich die Agende von 1829 Grundlage und Maapftab ver Vers 
handlung über die ganze Gottesdienſtordnung fei und überreicht ſodann 
dem Präfivium drei Anträge und bemerkt zu dem erften, daß nichte: 
darüber zu fagen fei, zu dem zweiten, daß der hier vorgefchlagene Meg 
don der bisherige geweſen fei, den ſchon bie Agenve von 1821 eins 
gehalten, die von 1829 noch flärfer betont habe. Dies entfpreche auch 
dem Grundfage, daß die Agende dem Befenntniß gemäß fein müffe, ja 
die Agende fei felbft ein Bekenniniß, um fo mehr muͤſſe fie aber dem 
Befenntniffe conform fein und zwar dem Bekenntniſſe der Provinzial: 
Kirche. Bisher fei nur von einem Recht und Beduͤrfniß der Gemeinde 
die Rede geweſen, aber es gebe auch Kreiös Gemeinden, Provinzial Ges 
meinden und eine Randeds Gemeinde. Diefe Nechte follen aber von den 
Pfartern, Superintendenten und General-Superintendenten x. gewahrt 
werden. Es fer Pflicht der Gemeinden im Einzenen wie im Ganzen, 
an dem Bekenntniß feftzuhalten, und es fei Pflicht, darauf zu achten, 
daß die Gottesdienſtordnung dem Befenntniß gemäß fe, - | 
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Zu ßeinem bortten. Ansage beinerkt Redner, bie Anlon fd als 
maaßarbend zu berüdfichtigen, wenn fie auch nach der Allerhöchſten 
Ordre vom 28. Februne 1834 nicht nothwendig mit der Agende ju 
fammenhänge. Es frage fich nun, wie weit" biefe Union beſtehe, ver 
wir eine ſolche Ruͤckſicht ſchuldig ſeien. Zwar felen Thmmiliche reſor⸗ 
miete Chriſton in. der Provinz Preußen mit: wenig Ausnahme in fo 
meit-factifch unirt, als fe unter Einem Provinzial⸗Gonfiſtotie Händen, 
worin ein beſonderer Rath; . Re vertrete. Es ſeien aber In 10 © 
meinden etwa 10,000 Neformirte, welche weber in Synod al⸗Union 
mit ven Luiheranern fünven, indem fie ejme eigene Synode nach ihrer 
befonderen Claſſital⸗Ordnung bildeten, noch auch in Bemeindes 
Unson, indem: fle:jevde Annäherung, ‚wie auch die Annahme der 
Agendoe abgelehnt Hätten und daher mit den Lutherauern chen jo wenig 
yniet feien, wie dieſe mit. jenen. - Auhßerdem gebe’ es einige gemiſchte 
ESynoden, wie auch comhinixte Gemtinden; in denen thatſächliche Abend: 
mahls⸗Gemeinſchaft ſtatifinde; ihre Zahl jet aber nur gering. 
:,: ‚Die, Spendeformel, bemerktRedner endlich, bildk einen Theil der 
Gattesdienſtordnung. Geueral⸗Superintendent Dr. Hoffmann habe 
alle Formeln für.gleichgültig erklärt.‘ . Wenn dem fo wäre, was: Rene 
jenoch nicht einraͤumt, ſo hatten: wir. beſtimmte Megeln über Adiaphota. 
Vieles fei ein Adiaphoron am und: für fidh, aber‘ micht umier allen 
Umſtaͤnden. Bine Bormel, Die nicht blos ſpende, fordern :; ven Br 
lenninißſtand alterire, ſei fein Adiaphoron mehr. Die reftrirende Formel 
ſei recht zweckmäßig für die Confenſus⸗Gemeinden,“ wenn abe der 
Geiſtliche überhaupt nur das. Wort des Herrn gebrauche, fa ſei er ge⸗ 
nöthigt, feine eigene Interpreiation hinzuzufügen, wad dach hier bes 
denklich. erſcheine. Da man ‚nun in- der: Provinz Preußen eine de 
ſtimmte Spendeformel ſowohl in der lutheriſchen als in der refoamirien 
Kirche beſige, To müfle das Recht derſelben auch: gewahrt werben. 
Demnach folle jede Der. drei Formeln auch ihr Recht behalten. 
Präſident erklärt unter der Zuſtimmung der Verſammlung, 
daß nur diejenigen noch Dad Wort befommen follen, die ſich geſtern 
dazu angemeldet haben. De EZ 
Benaral- Superintendent Dr. Büchfel. bemerkt, er ſei ein Mann 
bed Friedens, und feine Gemeinde fei: eine unirie im eminenten Sinne 
Des Wons, und in den 44 Jahren feiner Amtsverwaltung fei fein 
Mißton darin durch diefelbe erflungen; daſſelbe boͤnne ex von feine 
Stellung als General⸗Superintendent Der Neumark: jagen und von 
feinem Verhältniß zu ben dortigen. Superintenbenten und Pfawtet, 
Dagegen habe er oft im Stillen gefeufst, daß doch Feine Union on fein 
nächte, weit Birle sum Ihrewillen nach Amerita ausgewandert fein 
und zwar gevede bie, welche ihm hie liebſten geweſen, weil :fo mandet 
Thornex darum Amt und Brad uerioxen habe, ſo Viele aus der Landes⸗ 
fische, auggeſchieden ſeien und fish perſoͤnlich für. ihn fo manchts Hauer 
leid an die Union knuͤpfe. Es ſelen aben. Dach. nicht ſo viele Miß⸗ 


Berhanbl. über bie liturg. Beduͤrfniſſe der Landeskirche, 295 


verſtaͤnduiffe vorhanden, als «8 auf: ven erſten: Slick fcheine, er muͤſſe 
aber auch ein Recht für die. Schwachen anrufen, die auch ein Recht 
an der Kirche Hätten, und ed möchten gar wohl die Confeſſionellen 
vie Schwachen fein; es fei aber die Aufgabe der Kirche, die Confeffion 
zu pflegen, denn dieſelbe fei.fo wenig Subjectivität, daß fie vielmehr 
vie Subjertivität ausſchließe; ſie gehöre auch nicht. der ſtreitenden Theo⸗ 
Iogte an. Es komme nicht fo fehr auf bie Spenveformel an, als ‘auf 
dad, was hinter derfelben liege, was mit derfelben gefordert und ge⸗ 
bsten werde. Das fei Har, die Conceſſionen müßten weg, fie feien 
des Kicchentegimentes unwuͤrdig. Lebteres habe bie Confeſſion wie-bie- 
Union zu pflegen, sch nach dem Allerhöthften Willen Sr. Majeftät 
des Könige. Redner erklärt fich für Die Union, für vie Union . mit 
allen bußfertigen Sünbern, die an den gemeinfamen Heiland glauben. 
Dedelbe ſpricht feinen Gegenfak gegen viele Behauptungen des Geh. 
uiond-Rathes Abeken aus und hebt. dabei die Erwähnung von 
Spener und Kranke. hervor, die nicht für. eime Anton geweien' feiern, 
wie fie jegt gemacht werben folle. - | 2 a 

Bräfes Wiesmann. bemerft, den Glievern ber rhemiſch⸗ weſt⸗ 
phaͤliſchen Kirche fei von verfchiebenen Gelten angevemtet worden, 
daß ihre Mitwirfung bei verſchiedenen Gegenſtaͤnden eine faft unbe⸗ 
rechtigte ſei, getröfte ſich aber deſſen, daß unfer Koͤnig und Herr bier 
ſelben hierher berufen habe. Ex ſelbſt ſei Lutheranet von Geburt und 
hehe auf dem Grunde lutheriſcher Ueberzeugung, aber auch zugleich: 
in wahrhafter Unionsgeſinnung; eben fo fei aber auch zu conflatiren,: 
daß innerhalb diefer hohen Berfammlung bie. größte Uebereinſimmung 
m der Bekennung ber Confeſſton wie der Union herrfche, daß Alle 
änserftanven «feien, daß beive beſtehen folfen, und: nur darüber herriche 
ine Verſchiedenheit, wie der gegenwärtige Beſtand des Rechts und ber‘ 
finftigen Forteniwichelung beijelben feftgeftellt werben folle. Die Eon 
fin habe nicht blos das gefchichtliche Recht, fondern mehr noch, fie 
habe die Macht des Lebens hinter ſich. In der Gegenwart fei das 
confeſſionelle Leben eine Macht, die aber auch Niemand tödten wolle. 
Die Union datire bereit&. aus dem 16. Jahrhundert und fei bereits im 
aneinen Familien und Gememben ſchon vor 1817 tuatfächlich ges 
toren, wofür einzelne Beiſpiele mitgetheilt werden. Es fei dies eine 
ſactiſche Union geweſen. Auch die Union Habe eime Geſchichte und 
an Leben. Die xheinifche Kirche Habe den Unions- Charakter, was 
die Befchlüffe der letzten Provinzial⸗Syoode bewiefen, woraus Redner 
einen Die Union und das treue, emflimmige Bekenntniß aller Sym⸗⸗ 
dalen zu-ihre betreffenden Abfchnitt verlief. Die Union der rheiniſchen 
Kiche koͤnne fich durch ihre Fruͤchte ausweifen, denn fle fei zugleich eine 
helenntnißtreue. Für biefed rege Leben, das fie bei allen. Schwächen 
und Mängeln ziere, werde Feine Anerkennung geforvert; hier aber 
werde viel von Rechten gefprochen und man folle doch vielmehr von’ 
Chriſten ⸗Pflͤchten venen, Wir wollten benen, welche vie Confeſſton 
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betonen, gern jede Hülfe gewähren und Ihnen ihre Speinbeformel 
firchenosdnungsmäßig freigeben, aber dasfelbe muͤſſe man auch für bie 
Union fordern, gegen welche der dritte Theil des Antrages des Con 
ſiſtorial⸗Directors Noͤldech en gerichtet fei. Die Zulaſſung zum hei⸗ 
ligen Abendmahl habe man ein Werk der Barmherzigkeit genannt, 
dagegen müſſe man ſich feierlich erklären, denn damit ſei jede Union 
vernichtet; Die -Abendmahlögemeinfchaft ſei vielmehr: ein Recht imers 
halb der Union. 

. ; Superintendent Ball verwahrt fich gleich dem Vorredner eben 
falls gegen die wiederholt verfuchte Ausfchließung der. Glieder aus den 
weftlichen Brovinzen, mad den Vorſitzenden zu der Bemerfung vevan- 
laßt, daß die. hohe Berfammlung nur ald eine :ungetheilte Einheit 
ſelbſtredend zu betrachten und jeve Verwahrung in diefer Beziehung 
überflüffig fe. Redner fährt dann fort und conflatixt. mit große 
Freude, daß fämmtliche Redner, die geftern und heute gefprochen, dad 
Bedürfniß gefühlt hätten, fi ald Freunde der Union zu bekennen, 
wodurch am beften das Urtheil eines: vielgelefenen Blattes wiberlgt 
werde, man fange an, fich der Union:eben fo ſehr zu fchämen, ald 
des vulgaͤren Rationalismus. Die reformirte Kirche habe imma 
Unions- Sinn und Unions> Freundlichkeit gehabt, er ſelber fei aber 
fein Freund der befenntnißlofen -Untön, fondern einer folchen, die auf 
dem Befenntnifie wurzle und flimme in dieftm Stüde faſt durchweg 
mit dem SBräfidenten Dr. Götze. Die. reformirte. Kirche habe zwar 
verfchievene Befenntmiß- Schriften, aber, gleich der AIutherifchen, nur 
ein Belenntniß. Die Union in den weftlichen Provinzen fiche un 
erfchütterlich auf den reformatorifchen Bekenntniſſen und daher dalire 
ihre Blürhe. Die Union fei aber vielfach angegriffen: worden, man 
habe fie der Sünden befchuldigt und von ihr Sühne geforbert, aber 
die Sühne des Eurtius in Rom, die Sühne der Seibſtvernichtung. 
Unfere Befchlüffe, fage man. ferner, follten die Grenze zwiſchen zwei 
Nachbarn bilden, aber beide Kirchen ſeien feine Nachbarn, fondern 
Eheleute, und biefe trenne.man nicht Durch eine Scheidewand. Man 
habe mit Unrecht die Spendeformel hier herangezogen, denn dieſe habe 
feine confefftonelle Bedeutung, und Redner felbft fönne alle 3 Formeln 
im Segen gebrauchen; fie fei Dagegen ein Kennzeichen der Gonfeffion 
gleihwie die Zählung der 10 Gebote und des Vaterunfer; fie habe 
ein Recht auf die Liebe dexer, die fie haben und haben wollen; eine 
gemeinfame Spendeformel ſei allerdings beſſer, und die agendariſche 
empfehle fich befonvers, denn fie vermittle am leichteften bie Abend» 
mahlögemeinfchaft. Die reformirte Synode zu Eharenton von 1691 
laffe die Iutherifchen Brüder nicht aus Barmherzigkeit, ſondern eben 
als Brüder zu. Man wolle mit der Spendeformel die Gewiſſen fehonen, 
aber man müffe auch an die andern Gewiffen denken, welche die agen⸗ 
dariſche Formel vorziehen. In welcher Weiſe feien.die Gewiſſen bed 
usfpränglich reformirten Theils der hiefigen St. Matthäus, Gemeinde 
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hei Einführumg ber Iutherifchen Spendeformel geſchont worben? Darum 
Gerechtigfeit nach allen Seiten und der werde burch den vom Redner 
eingebrachten Antrag genügt. Derfelbe ſtehe mit dem erften Theile 
des Antrages Noͤldechen in Verwandiſchaft, unterſcheide ſich uber 
dadurch, daß ex an der Agende von 1829: feſthalte als Baſis, welche 
durch den letzteren Antrag vernichtet werde. Sein Antrag komme dem 
confeſſionellen Beduͤrfnifſe entgegen, der andere wolle: es. erſt hervor⸗ 
rufen und zwar auch in den Gemeinden, bie es nicht haben, und ihnen 
dieſe Formel aufprängen. Die Zeit von 1829 Bis 1856 gehöre. eben- 
jalls der Gefchichte an, Deshalb glaube er: nicht, Daß über den Antrag 
78 Superintendentn Dr. Stier abgeflinimt werben fönne, ‚indem er 
ih von ſelbſt verſtehe. | nt Ä | | 
Emfiftorialrath Liedke bemerkt, die. Agenve von 1829: habe die 
Ah gehabt, der lirchlichen Zerriſſenheit zu fteuern, was zwar nicht 
überall erreicht fei, aber es fei doch auch ein geſunder Kern einer ger 
wiſen Kathoticität damit gefchaffen, weshalb man dieſe Grundlage 
nicht mehr verlaſſen könne. Geiſtliche und Gemeinden hätten: fie in 
der Provinz Preußen angenommen und ſich in ſie hineingelebt und 
fe liebgeiwonnen, darum ſolle man nicht. daran rütten. Gewiſſens⸗ 
Bedenfen hätten fich in der Provinz nicht geregt, koͤnnten aber auf- 
Reigen und ganz beſonders hinfichtlich des heiligen Abendmahls und 
dee Spendeformel. . Wenn nun diefe Formel das Sacrament nicht 
made, fo ſei darum auch nicht ein folches Gewicht darauf zu legen; 
Nnden fich jedoch Gemeinden, die darauf befländen, ſo müffe das 
kirchenregiment dies‘ berinkfichtigen. Die Union wolle den Befenutnißs 
hand der Gemeinden und der Einzelnen nicht alteriren, und das wolle 
ud die Agende nicht. - Gegen den Antrag Nöldechen ſpreche ber 
hetifche Beſtand der Gemeinden in der Provinz Preußen, denn dert 
fi die Agende von 1829 überall eingeführt und viele Gemeinden von 
hieher Iuthertfchem Gepraͤge hätten bie agendarifche Formel angenommen 
md damit. fich für die Union erflärt.. Nun fei aber zu befürchten, 
daß ſolche Gemeinden und Geiſtliche durch den Antrag Röld.ehen 
Wieder zur urſpruͤnglich lutheriſchen Formel gedrängt: werben würben, 
mit würden aber viele Gewiſſen bebrängt werden. Das fei aber 
ihr ſchlinm, und darum folle man auch. die hiſtoriſchen Rechte von 
1829 an reſpecliren. Rebner:fet daher gegen den Antrag Noͤldechen, 
denn was biefer wolle, das wollte die Allerhöchfte Ordre vom 6. März. 
1852 in Verbindung mit der vom 42. Juli 1853 nich. 
General s Superintendent Dr. Hahn bemerkt, die Hiturgifche Frage 
be nicht ohne die Yinion erörtert. werben fönnen, dafuͤr fegten auch 
Ne Denkſchrift, die Gutachten, bie Referate und Reden in ber aus⸗ 
Anander gehenden Discufſion Zeigniß ab. Darliber müfle man aber 
ud ins Klare kommen, denn dies ſei eine Lebensfrage der enangelifchen 
Kirche, und dazu habe uns auch des Könige Majeftät berufen. Das 
Bet St, Majefät‘ des Hochfeligen Königs fei nicht -allein in guter 
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Acht, ſondern auch im Mamen des Kern "unternommen wotden 
und. nicht’ ohne Segen geblieben, obwohl. viel Fleiſchliches bei deſſen 
Durchführung hinzugetreten eh. Der Zweditel nicht: erreicht worben, 
wohl aber das Gegentheil,; denn man habe" jeht. ſtatt 2: Kirchen 3, 
ja. fogar 5, und: nvch dazu; 30, 000 Altlutheraner aus ber Kirche her: 
ausgedraͤugt, die Ausgewanderten nicht einmal mitgerechnet. Der Her 
werde uniren, aber die :eityige jetzt nuͤgliche und zeitgemäße: Umion fü 
bie Confoderation, Die Vereiniguag der verſchiedenen Kirchengemein⸗ 
ſchaften unter ‘einem Regimente.“ Der’ Evangeltfche Ober⸗Kirchenrath 
habe :fich. ja bereits In Anerkennung dieſer Wahrheit tonfüberativ ge⸗ 
ftaltet: durch die emgeführte itio in’ partes und die Kunde hiervon habe 
alle Glieder der verfchiedenen Kirchengefellfchaften. mit neuer Hoffnung 
erfüllt und jehnfüchtig Habe mim auf: vie weitere Geſtaltung der Kirche 
in dieſem Sinne gewartet und zwar nicht allein im Negimente, ſondern 
auch im Cultus und auf allen Shrfen des chriftlichen :2ebend. Die 
Gemeinde habe ein Recht. auf: das Belenntniß:im Cultus, und die 
reformirten Gemeinden in den öſtlichen Provinzen bedienten ſich bereit 
größtentheils der von den Vaͤtern ererbten agendaäriſchen Formulare. 
Die allgemeine Geſtaltung diefer liturgiſchen Mannigfaltigkeit ſet eine 
heilige Pflicht des Kirchenregimente und auch an höchſter Stelle ans 
erkannt durch die bargebotene Mannigfaltigfeit: der Formulare. - Der 
7: Artibel ver Augsburgiſchen Eonfeffton: geftatte Diefe Iturgsfche Mannig 
faltigkeit; und ſo ſei es auch in der alten griechifchen wie roͤmiſchen 
Kirche geweſen und beſtehe in der letzteren hrute noch. Sei das Be⸗ 
kenntniß geſtantet, ſo muͤſſe auch der Ausdruck desſelben geſtattet werden; 
dann erſt kehre der Friede wieder, den Union: und Agende vernichtet 
hätten. Nieemand, auch: der Antrag Nöldechen nicht, «habe die Agende 
von: 1829 eliminiren wollen; man wolle fe vielmehr den Gemeinden 
befaffen, die fie! vorziehen, aber man folle, auch ver Gemeinden, welde 
eine: Hendernng. verlangen, entgegenkommen. Dasi:fei: fein .Rüdjchritt, 
fondern ein Fortfchritt und en Friedenswerk. Nebner. erklärt fich dahet 
für den Antrag Rölvehhen; :mit der Clauſel jedoch, daß das Ge 
fchehene und Vorhandene gefchont ‘werben. möge,; und überreicht in 
biefem Sinne einen beſonderen Antrag. — Was nun erfnlich, die Spende⸗ 
formel betreffe, ſo werde dieſe von den Altlucheranern immer nur ald 
— Referat angeſehen und. dafür fuͤhrr Redner einzelne Bei⸗ 
piele an.. ——3 57, Tun 
Praͤſident: fehlteßt: nunmehr die - Dieeufffon :ukb giebt dem 
Conſiſtorial⸗Ditecior Nöldechen’ ale Amtragfteller.: das. Wort, der 
einige "Mißverflänpnifie,: die fich an: ;feinen: Antrag geinüpft haben, 
aufhellen und beſtitigen wilk: :Dexhelbe erklaͤrt ſich Aben' den: Ausfall 
der bevorſtehenden Abftinimung völlig "beuufigt, denn ber ‚materielle 
Theil feined Antrages werde auch durch den Antuag Ball gewahrt 
werden, event. Boffe ex. auf pie Gnade Sr. Miieftät des Könige, da 
das, was xr wolle, nur vet umd- billig fd. Dagegen müffe er ber 
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dauern, daß bie in den Provinzen herrſchende Unruhe auch im vieſe 
hohe Verſammlung eingedrungen ſei, da man in feinem Antrage nicht 
ſowohl den eigentlichen Inhalt desſelben ins Auge faſſe, als vielmehr 
dad, was Jeder dabei befürchte vder hoffe. Tind Ablehnen feiner An⸗ 
träge wärde ein Hinausſchleben des Rechis des Bekenniniſſes fein, 
das Bekenntniß ſel aber den ſibylliniſchen Bächern zu verglelchen, deren 
Werth und Preis mit: jebem Jahre“ fteige. Sein erſter Antrag ſolle 
nach der Anſicht des Superintendenten Ball wegen ſeiner großen 
Allgemeinheit nicht annehmbar fein und beſonders auch deshalb nicht, 
el. er auf die Gemeinden: leine Nüdficht nehme, Letzteres ſei aber 
von ihm beabſichtigt und vorgeſchlagen, von dem Mräfldium aber an 
tm geeigneten Dre verwieſen worden; es fomme ihm jedoch nicht Im 
im Sinn; wie’ Widerfpruͤche nicht zu berückſichtigen. Es folle aber 
at dem zweiten Antrage Teine Noͤthigung der Gemeinden eintreten; 
Anden nuv eine allmaͤlige eBieberherfelung der guten Ordnung na 
Ahalt der Lllerhoͤchſten Ordre vom 6. Märj 1852. | 
Praͤſid ent verlieft Hierauf den Antrag des Hofpredigers Dr. Krums 
naher und conftatirt auf den Wunſch des Paſtors Eftefter,. daß 
dieſer Antrag nicht auf die Richtung ziele, weldye der Paſtor Eltefter 
m dieſer Berlainmfung charafterlſirt Habe, welcher Erklärung Dr, Krum⸗ 
nacher ausdrücklich beitritt.. ° | 


ZFraͤſident verlieſt hiexrauf den yon dem Praͤſidenten Dr. Göge 
übergebenen, früher vorbehaltenen Anteag:- F 
je Unterzeichneten finden ſich hei ihret Betheiligung an den 

E be =, i 
fen ung über die „liturgiſchen Bedürfuiffe der Landeskirche" 
„gedrungen, dit Nechtsverwahrung und den Ausdruck vertrauens: 
„voller Hoffnung biermit iebergule en und um deren Aufnahnıe 
. „iR das Protokvll zu bitten: ‚daß, tere die Conferenz Gutachten 
„Über liturgiſche Ordnungen erſtattet, welche für den Gottesdlenſt 
„her lutheriſchen und xeſp, seformirten Confeſſion in der Landes, 
„kirche Anwendung finden follen, das hohe Kirchenregiment feiner 
„eis dei Würdigung dieſer Gutachten (unter forafältiger Mif 
„bewahrung der namentlichen Albftinmungen): ben Stimmen ‚nur‘ 
in. dem Berhältmi Gewicht beilegen werde, als: fie-ber- betzsefr. 
n gnben Sonfeffion angehören, indem zwar bei einer bloß bera⸗ 
‚thenden Berfammlung eine itio in partes nach’ Wordildb der 
„Allerh. Cabinets⸗Ordtoe von 6. März 1852 nicht erforderlich 
„ſheint; aber doch auch Fir fie wegen ihres woraliſchen Gewichts 
„Der am ſich unbefreitbare und in. jener Cabin —— 
„kannte Rehtsgrundfag gelten muß, daß das Üriheil darüber, 
„was der Iutherifchen nnd reformirten Confeſſion entfpricht, nur 
„Den Wöltgliebern derſelben zuſteht. 2 Te 
Berlin, ‚ben 48. Rovenihex 1656... ·. u 
—2 udden; Sartortus. Hahn. Budſel Erang. Jaawvis, 
d. Mittelſtädt. v. Röder. v. Voß. Möller Nöldechen. 


und erflärt dabei, daß bie Geſchaͤftobednung einen derartigenAntrag 
mot zulafie; daß aber, wie es auch. bereits geſchehen ſei, bie Stimm⸗ 
ifen day Vdeirchenden Postokollen "beigefigt..wmesben jollen, daß dies 
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aber keineswegs beöhalb geſchehe, weil jener Antrag es nerlange, fondem 
weil es in der Natur der Sache ſelbſt liege : .: . 

Referent, ‚Generals Superintenbent Dr. Möller, bemerkt, de 
vom Dixertor Dr. Schmieder gebrauchte Austrud „Barmherziafet", 
aus Barmherzigkeit folle man die Genoſſen eines anderen Gonfeffion 
zum -heilgen Abendmahl zulafien, fei Vielen. aufgefallen und das Habe 
ihnen wehe gethan, er habe aber unter der Barmherzigkeit: nur das 
höchfte Maß der Liebe verſtanden und Halte darum vieles Wort für 

anz unverfänglid. — Es feien die Spendeformeln Gegenſtand der 
Betrachtung geweſen, und die Forderung der Katechiomus⸗Gemeinden 
auf Berüdiichtigung fei es hauptſaͤchlich geweſen, der man widerſprochen 
babe; aber er muͤſſe dabei ſtehen bleiben, daß der. Gebrauch der Spende⸗ 
formel ein Kleinod der Gemeinde ſei, zu deren Wegnahme Niemand 
ein Recht habe. Das Fefthalten am Bekenntnis ſei nicht bloß en 
Recht, fondern auch eine Pflicht, und es handele fich Dabei um da 
theured Gut der Kirche und nicht bloß der Gemeinden. Möge immm 
bin das Beduͤrfniß nicht in .fo hohem Grabe vorhanden fein und 
manchmal auch nur vorgegeben werben, fo bürfe Doch ber damit ge 
triebene Mißbrauch nicht hindern, .ed da, wo es wirklich vorliege, 
nicht zu berücfichtigen, denn es gelte ein Palladium. der Kirche. Ein 
ſolches Beduͤrfniß fei in Sachfen wie in Bommern hervorgetreten. — 
Die wahre Union ſei vor der gemaien ſchon da geweſen, und Referent 
habe darin geſtanden, aber dieſe in der Schrift, dezeugte Union ſei die 
Union des Glaubens und der Liebe unter allen Bekennern. "Die jebige 
Urfion beduͤrfe der Suͤhne, und gerade Berlin ſei der rechte Ort, dieſe 
Süuͤhne zu üben, ‘denn von hier ſei Paul Gerhard vor 200 Jahrten 
vertrieben worden. nn = 

Correferent Profefloe Dr. Lehnerdt bemerkt, man habe bie ſym⸗ 

boliſchen Bücher mit den ſibylliniſchen verglichen, aber’ der Vergleich 
treffe nicht, auch Habe es damit Feine Noth. Letztere feien abhanden 
gekommen; Died möge auch jene treffen, wenn fie nur recht ind Hm 
hineinfümen. Es werde bie Spendeformel zur: bogmatiichen Declaration 
gemacht und dabei vergefle man, daß fie auß der römifchen Kirche her: 
ſtamme; diefelbe habe auch nicht entfernt einen confeſſionellen Charakter, 
fie drüde nicht ſchon ohne Weiteres an fich das ſpecifiſch Lutheriſche 
aus und hebe eben fo wenig bie Union auf; die Differenz trete 
ein, wenn fie dogmatifch gedeutet werde, wozu aber bei der Spendung 
des heiligen Abendmahls gar keine Veranlaffung gegeben fei; fie wollt 
dies aber auch nicht; die theologifche Auslegung ſei heilſam in ber 
Schule, Heillos, wenn fie fih an den Altar dränge, denn da der 
wandele fich- durch fie das Heilige But, das ein Brob- fein folle, in 
einen Stein. ' = 

Bräfident fohreitet nunmehr zu den Abflinnnungen. 

Zuerſt wird abgeftimmt über den Antrag. Röldechen . (oben 
©. 270). ‚Der erſte Theil: desfelben wird mit 25 Stimmen gegen 19 
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abgelehnt; der zweite Theil desfelben mit 24 Stimmen gegen 16 ver- 


neint, und ebenfo ber dritte Theil desfelben mit 26 Stimmen gegen 
14 verneint. 


Darauf folgt die Abſtimmung über den folgenden Antrag des 
Omerals Superintendenten Dr. Hahn: 

„Daß unter Schonuig des Beſtehenden, wo es in Frieden und 

„mit Segen gelibt wird, in der Liturgie der Verfchiedenheit der 


„Belenntniffe der unter Einem Regiment vereinigten Kirchen ihr 
„volles Recht zu Theil werde.” 


und wird berfelbe mit 23 Stimmen gegen 17 ‘verneint. 


Darauf folgt die Abſtimmung über den Antrag des Superinten- 
denten Ball Coben S. 280) und wird derfelde mit 30 Stimmen 
gegen 10 ‚bejaht. W I 

Demnaͤchſt folgt die Abſtimmung ‚über den folgenden Antrag. bed 
Euperintendenten Dr. Stier, der mit 22 Stimmen gegen 18 bejaßt 
md angenommen. wird: . 

„Der ‚geschichtliche Bekenntnißſtand einer Gemeinde darf jeßt nicht 

‚„mehe. ohne Weiteres bis zu der. Gonfequenz geltend gemacht 
„werden, daß, wo feit Einführung der Agende die Spendeformel 
„derfelben zur Tirchlichen Gewohnheit geworden, die Aenderung 
„dieſes Beftandes von Amtswegen angeftrebt werde.“ | 

Schliegfih wird der Antrag des Hofprevigerd Dr. Krummacher 
(dem S. 276) zur Abflimmung gebracht und wird ber erſte Theil 
köfelhen von Der ganzen Verſammiung mit Ausfchluß einer einzigen 
Slimme, die. den Antrag zu unbeflimmt findet, ‚angenommen. Dex 
Antragſteller zieht darauf den zweiten Theil feines Antrages zurüd. 
Präaſident ſchließt Hierauf die Sigung um 3'/, Uhr und bes 
kant u ägße auf Donnerfag, den 20. November, Rachmiltage 


V. g MW... 


v.Ueihtrih., Mönig. Moeldechen, Stiller. Tielen. 
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Die von dem Herrn Präfidenten für den 20. Nodetider; Abt 
5. Uhr, anberaumte elfie Sigung: wurde mit Gebet des GSymodal⸗ 
Brajes Dr. Albert begomen. tt 

Nach der Anzeige des Vorfigenden, daß Obers Preafwent & enifi 
v. Pilfach durch. Unwohlſein noch von. der Conferenz ;zugücgehalm 
werde, in: einigen Tagen. aber an Derfelben theilnehmen "zu koͤnnen 
hoffe, erfolgt die Vorleſung des’ Protokolls der neunten Sſhung, un 
es wird diefes, nach Erledigung einiger Bemerkungen hon Seiten vl 
Ben Borfipenben und ‚einzelner Tonferenz» Mitglieder, als genehmigt 
ezeichnet. Pa FR . Baar Se 4 J de Zu 0. 
Es ſchließt ſich die Vorleſung des Protokolls "der zehnten Slhung 
an, und auch dieſes erlangt, nachbein vie aus ber Be lg darühet 
haut een Bemerkungen ihre Erlebigung "Befinden hatten, Mi 

en migung. ar EEE Para ae a SE EEG Be SEE “ “ “ u | | 

.Wonſiſtorjdlo Bräfipent Graf iv. Bo Hatte, word Deiferbe: dentHem 
Vorſchenden angezrigt, die zehnie Spung vor dem Schluſſe vetla 
muͤſſen, und bittet heute, zu den darin vollgogenen Abſtimmuitgen ne 
träglich feine Stimme abgeben zu dürfen, und zwar zu dem Anlrag 
des Gonfiftorials Director Nö le chen ,Zhell I und II mit Ja, zud 
Antrage des General» Superintendenten Dr. Hahn gleichfalls mit Ja; 
zu den beiden Anträgen der Superintendenten Ball und Dr, Stie 
aber mit. Nein. „Dir: Borfigmde: erhtänt die Jeteflendend MERMntng 
für gefchloffen, und überweift die angeführten Aeußerungen des Grat 
v. Voß dem heutigen Protokoll. 

Geh. Stantsminifter Uhden iſt in gleicher Weife nach Anzeig 
an den Vorfigenden genöthigt gewefen, vor den Abftimmungen in be 
zehnten Sipung die Verfammlung zu verlaffen, und wuͤnſcht zu dem 
felben feine Stimme über die einzelnen Anträge, ganz wie Präfd 
Graf v. Voß, nachträglich abzugeben; auch das beftimmt ber Vor 
figende zur Aufnahme in das heutige Protokoll. ' 

Derfelbe wiederholt, auf Aeußerungen des Ober s Präftbente 
v. Wipleben und des Superintendenten König, zur Geidällk 


s 
. 
D 


“ 
. 
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Drbmung in Betueff. leichlerer und angemeſſener Fuͤhrung der Prolbokalle 
bie fruͤhere Beſtimmung, daß es die Aufgabe des Setretariats michi ſei, 
vie Reben oder Dlenßerimgen: ber Conferenz⸗ Mitglieder. vollſtäͤndag iD 
wörtlich wiebeszugeben, ſondern nur deten Gauptgesanfdı wit moͤg⸗ 
lichter Treue dem. Protokoll eirimwerlaiben: . . iu 

. Der Herr Vorſitzende erklaäͤrt, heute in den. Verhanudlungen über’ pie 
khirgifche Yrage nicht weiter vorgehen zu wollen, giebt aber zur In⸗ 
ſermalion firr die Mitglieder der Conſerenz den Plan an, nach welchen: 
er in der Sache fortzufahren gedenke. a SE 3 

Derſelbe conſtaurt zuvörderſt, daß :1) das Zumzielefuhren ber 
Reoifton ber. Agende unter Mitwirkung einer zu berufenden General⸗ 
Imode eintreten ſolle, daß⸗daher 23:n8,. was: bee Conſevenz obliege, 
nach Allerhöchſtem Befehl lediglich unter‘, ven Geſichtöpunkt der weiteren 
qriftlichen Inſtruction ver: Sache falle, und ed ſich dahrl um Die Her⸗ 
ſelung einer ſeſten Orenge zwiſchen Nothwendigem und Freien, Unbe⸗ 
weglichem :und: Beweglichenn; Allgemeinen und Individuellem handle. 

AB Anagangspunkt für die Berathung der Conferenz erklärt der 
Herr Borfipende wiederholt die Agende von 4829, als. Obiect der 
Berathung die der Denfichrift des Evang: Ober» Kitchenraths . beiges 
figten Entwürfe — Die auf. dad: Princip der Agende, welche auf 
möglich einheitlichen Ausdruck der liturgifchen Formen gerichtet ſei, 
jelenden Anträge habe er an bie Spige der Berathung ftellen müffen, 
und diefe Berathung habe durch die in der zehnten Sigung feftge- 
ſellten Conferenz⸗ Beßhlüffe. .igran Austsdg gefiuden.. Es werde die 
weitere Berathung nun auf die Prüfung der, mit Nüdficht auf die 
der Denffchrift beigefügten Entwürfe und auf die in den Gutachten 
gefelten Anträge, Seitens des Referenten unter Nr. 8 der gebrudten 
Saͤtze formulirten Frage übergehen. 

Dabei fei zu bemerfen, daß nach der von den rheinifchen Mits 
gliedern der Conferenz abgegebenen Erklärung als conftatirt anzufehen 
fi, daß der unter Nr. 8 zur Erwägung geftellte Punkt ausſcheide, 
weil die Vorausſetzung, auf welcher er ruhe, der factifchen Begründung 
tmangele; ferner, daß der mit dem Gegenftande der Berathung nicht 
in unmittelbarem Zufammenhange ftehende Punkt unter Nr. 14 hier 
nur auf fpeciellen Wunfch des Vorſitzenden Aufnahme gefunden habe, 
um auch für die hieran zu Enüpfenden Erwägungen einen ganz allge 
meinen Anknuͤpfungspunkt zu finden, womit fich die Gonferenz wohl 
ohne Weiteres einverftanden erflären werbe; beiläufig auch, mit Rüds 
ſiht auf den im Referate zur Sprache gebrachten Drudfehler, daß es 
6.52 der Denkfchrift, Zeile 3 v. o., nicht „anfangsweife”, fondern 
„anhangsweiſe“ heißen folle. 

Bei dem die Conferenz gegenwärtig befchäftigenden Gegenftande 
der Beratung und mit Rüdficht auf die Aufgabe der Conferenz, die 
weitere fchriftliche Inſtruction der Revifionsfrage zu einem für bie 
ſhnodale Berathung geeigneten vorläufigen Abſchluß zu bringen, glaubt 
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ber Borfigende, daß es .auf ein weiteres Eingehen auf Einzelheiten 
nicht ankomme, und es gedenft berfelbe, die —— zu ſtellen, ob bie 
Verſammlung ber. Anficht fei,. daß: die ver: Denfich cift beigefügten Ent 
wuͤrfe für die buch eine Generalſynode ——* Gottesdienſt⸗ 
ordnung, hinſichtlich der Abgrenzung zwiſchen Rothwendigem und Freiem, 
Unbeweglichem und. Beweglichem, Allgemeinem und Individuellem, im 
Ganzen als geeignete Grundlage zu. empfehlen ſeien? — Falls die Ber 
ſammlung biefer Anficht nicht fei, tolle zur Discuſſion über das Einzelne 
gefchritten werben. 
ꝛEs werde obige Frage unter der Borausfegung geftellt werben, daß 
a) bei der. weiteren Bearbeitung der ber Denkichrift beigefügten 
Entwürfe die Gutachten umd Referate geeignete Berüdfichtigung 
finden werben, und daß 
b) darin kein inerkennmiß füt das Beduͤrfniß der ſchließlichen Feſt⸗ 
ſtellung einer Gottesdienſtordnung auf ber GOrundlage ber Agende 
von 1829 durch eine zu berufende Generalſynode gefunden werde, 
weil dieſe Frage bei dieſem Gegenſtande der Berathung nach te 
Denkſchrift nicht zu erörtern geweien fei.: 
- Der Herr Borfigende kündigt die folgende Sitzung für.den nächften 
2, Bormittage 10 Uhr, an, und fchließt die heutige Sigung um 
Uhr. ' . 


v. uechtrizß. Noeldechen. Thielen. König. Stiller. 


DE Er ze 
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Berlin, den 21. November 1856. 


Die Heutige Siung wurde mit Gebet des Präfes Wiesmann 
öffnet. Der Brafident erklärt, daß der General» Superintendent 
Büchfel amtlich verhindert fei, den Verhandlungen beizuwohnen, und 
Conſiſtorialrath Profeffor Tholud eingetroffen fei, um an den Bers 
handlungen Theil zu nehmen. Das Protofoll der elften Sitzung wird 
verleſen umd vorbehaltlich einer vom Gonftftorials Director v. Röder 
angemeldeten Berichtigung für den abweienden Wirkt. Geheimerath 
Grafen v. Voß⸗Buch für berichtigt angenommen: Der Staatds 
minifter Flottwell erklärt mit Bezugnahme auf die Erklärungen des 
Wirk. Geheimeraths Grafen v. Voß⸗Buch und GStaatsminifters 
Uhden in der vorigen Sigung, daß er feinerfeitö zu Protokoll geben 
müfle, wie er nachträglich feine Stimme gegen die Anträge des Con⸗ 
fflorials Dirertord Nöldech en und für die Anträge des Superintens 
denten Ball und Superintendenten Stier abgebe; Eonfiftorialrath 
Bogt, wie er fich gleichfalls feine Erklärung über die früheren ges 
faßten Befchlüffe In denjenigen Situngen, wo er irrigerweife nicht als 
fimmberechtigted Mitglied zugelafien fei, vorbehalten müffe.. Nachdem 
der Bräfident den Conſiſtorialrath Lehnerdt erfucht Hatte, Die folgende 
Sitzung mit Gebet zu eröffnen, veranlaßt er die Berfammlung, fich 
über die ſchon in der geftrigen Sigung vorgelegte Frage: 

Ob die Berfammlung der Anficht fei, daß die der Denkſchrift bei⸗ 

gefügten Entwürfe für die durch eine Generalfynode feftzuftellende 

Gottesdienſtordnung, hinfichtlih der Abgrenzung zwifchen Rothwen- 

digem und Freiem, Unbeweglichem und Beweglichem, Allgemeinem 

und Individuellem, im Ganzen ald geeignete Grundlage zu em- 
pfehlen fein, unter der Vorausfebung, daß: 

a) bei der weiteren Bearbeitung ber der Denkfchrift beigefügten 
Entwürfe die Gutachten und Referate geeignete Berüdfichtigung 
finden werben, und daß 

b) darin fein Anerfenntniß für das Bebürfniß der fchließlichen Feſt⸗ 
ſtellung einer Gottesdienſtordnung auf des Grundlage der Agende 

20 
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von 1829 durch eine zu berufende Generalſynode gefunden werde, 
weil diefe Frage bei diefem Gegenftande der Berathung nad) da 
Denkfchrift nicht zu erörtern geweſen fei? 
zu erklären; wolle e8 aber berfelben anheimgeben, ob fte auf die 
gedruckten Anträge Nr. 8, 1 — 14 ſpeciell eingehen wolle. 
General- Superintendent Möller als Referent, trägt darauf an, 
die Discuffion über Nr. 8, 1— 12 zu eröffnen, erklärt ſich aber auf 
die Bemerfung des Präfidenten, daß es weniger darauf anfomme, in 
das Einzelne näher einzugehen, als eine Erklärung Im Ganzen abıus 
geben, und ſchon die Gutachten, die Referate und Correferate ein hin 
längliches Material für das Kirchenregiment darböten, ganz damit ein, 
verftanden, nur auf die von dem Präfidenten geftellte Frage einzugehen. 
Geheimer Legationsrath Abeken bemerkt zur Frageftellung, dab 
doch damit, daß die Referate und Gorreferate dem Kirchenregiment 
zur Berüdfichtigung vorgelegt werben follten, die Verſammlung nicht 
ihre Zuftimmung zu den Vorfchlägen Nr. 8, 1—12 erkläre, und m 
flärt Präfivent, daß dadurch dieſe Zuflimmung keinesweges au 
fprochen jet. 
Präfident v. Röder: Die Frage fei fo generell, daß er fie ald 
Laie nicht beantworten könne. Er wolle die confeffionellen Verhaͤlmiſſe 
der Provinz Schleften berüdfichtigt wiſſen. In Schlefie gebe ed vide, 
weiche ohne Berüdfichtigung des Bekenniniſſes aus der Landeskirche 
außtreten würden. Er überreicht feinen Antrag: 
„Die Brovinzials Confikorien find fiber die in der Denkfchrift IV, 
„S. 47--53 proponirten Entwürfe A. B. C.D. E. noch nicht ge⸗ 
„hört worden. Sie haben alfo auch noch nicht Gelegenheit ge 
„babt zu prüfen und fich darüber zu äußern, wie fich diefe Ent: 
„würfe namentlih auch zu dem Belenntnißftande evangeliſch⸗ 
„utherifcher und evangelifch-reformirter Gemeinden verhalten. 
„Damit nun durch diefe Bejahung der unter Nr. 8 aufgewor 
„fenen Frage: ob die Verſammlung geneigs fei, mit gewiſſen 
„Modificationen und unter Hinweifung auf befondere Anträge 
„den gedachten Entwürfen im Allgemeinen beizutreten? in de 
„gedachten Beziehung nach keiner Seite hin präjudiciet werde 
„Wird darauf angetragen: hinter dem Worte „Modificatlonen 
„die Worte: „namentlich nad Maaßgabe des Bekeuntniſſes“ ein⸗ 
er und alfo die Frage dabin zu fielen: Iſt die Ber: 
„ſammlung geneigt, mit gewiflen Modificationen, namentlid 
„nah Maaßgabe des Befenntniffes und unter Hinzufü— 
„gung befonderer Anträge den in der Denkſchrift IV, &.47—-5 


„Proponirten Entwürfen A. B. C. D. E. im Allgemeinen beiju 
„treten.“ 


‚ „Der Präfident bemerkt, daß ſelbſtredend die Conſiſtorien über 
die Aenvderungen gehört werden würben. 

,Praͤſes Wiesmann bemerft, der Antrag des Herrn v. Röder 
fei gegen das Refultat der Abftimmung vom 19. d. M. Derfelbe 
führe Die Frage Ins Allgemeine zurüd und verwidle die Berfammlung 
in Widerfpruch mit fich felbft. | | 
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Superintendent Ball wünfcht conftatirt zu fehen, daß in ber 
Denkſchrift des Ober - Kirchenrath6 S. 54, wo die Spendeformeln aufs 
geführt feien, und die reformirte Spendeformel fehle, diefe nur irriger- 
weiſe nicht mit aufgenommen ſei und diefelbe daher gleichfalls in den 
Nachtrag zur Agende werde aufgenomen werben, mit welcher Voraus⸗ 
ſetung fih Präfident einverftanden erklärt. 

General» Superintendent Jaspis wünfcht, daß den confeffionellen 
Berürnifien auch durch Aufnahme von Taufs, Abendmahls⸗ und 
Beihtformularen Rechnung getragen werden möge, und bemerft Brä= 
ſident, daß je über die confeffionelen und prowinziellen Beduͤrfniſſe 
die Gonfiftorien gehört werden würden. 

Generals Superintendent Sartorius bemerkt, fowohl in Nr. 6 
ver Anträge, als in der Denkichrift feien die angeführten Eremplis 
ſcationen nicht volftändig und führe er die dort und in Höfling’s 
Irfundenbuch nicht aufgeführten älteren Königöberger, Danziger und 
Rügener Agenden an, welche gleichfalls zu berüdfichtigen fein würden. 

Nachdem Pfarrer Eltefter fich eine Erläuterung des zur Dis⸗ 
uffon flehenden Antrages erbeten hat und diefe ihm zu Theil ges 
worden ift, erklärt fich Superintendent Sander für den vom Prüs 
ſidenten v. Röder vorgefchlagenen Zufaß. 

Superintendent Stiller wuͤnſcht bei den feitzufeßenden Aendes 
tungen das in Schlefien gebräuchliche Sprechen des Sündenbefenntnifies 
auf der Kanzel nicht ausgefchloffen. Auch die übrigen Alteren lutherifchen 
Spendeformeln feien aufzunehmen. 

Präſident wieverholt, daß dieſe Anträge durch die von den 
Confiftorien einzufordernden Berichte, infoweit fie Berechtigung vers 
dimen, ihre Erledigung finden würden. 

Der Bräfident conftatirt nun, daß die Berfammlung einvers 
Randen fei, daß fie auf die einzelnen Anträge 8, 1—14 nicht ein« 
gehen wolle, und ebenfo die beiden sub a. und b. von ihm angegebenen 
Borausfegungen für richtig anerfenne, und formulirt die frühere Ans 
frage noch näher dahin, ob die Verfammlung der Anficht ſei, daß, 

in Borausfegung einer der definitiven Feſtſtellung vorangehenden 
Anhörung der Gonfiftorien, unter Berüdfichtigung und behufs Wahr- 
nehmung der provinzielen und confeffionellen Beduͤrfniſſe der Ges 
meinen, bie der Denkfchrift beigefügten Entwürfe für die durch eine 
Generalſynode feftzuftellenne Gottesdienſtordnung hinfichtlich der Abs 
grenzung zwifchen Nothwendigem und Freiem, Unbeweglichem und 
Beweglichem, Allgemeinem und Individuellem, im Ganzen als 
geeignete Grundlage zu empfehlen felen? 


Der Praͤſident v. Mittelftäpt reicht einen Antrag ein: 


„Die Eonferenz wolle befchließen, des Königs Majeſtät zu 

„Imploriren: Bor aller Entfcheidung tiber die liturgiſche Frage 

„eine Reviſion des Verfahrens zur Einführung der Union und 

Feſtſteluung der Erfolge desfelben durch Einziehung gründlicher 
20 * 
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„Berichte der Confiftorien zu befehlen und davon die liturgiſche 
„Anordnung abhängig werden zu laflen.” 


Motive. 

„Nur auf diefen Wege kann es zur Wahrheit fommen: Ob 
„die Confeffion in dem ihr gebührenden Recht erhalten, oder 
„darin gekränkt if, und ob namentlich nicht diefelbe durch die 
„Spendeformel bei dem heiligen Abendmable in der Agende von 
„1829 eine wefentliche Berlegung erfahren hat, welche durch Con⸗ 
„ceffion des Gebrauchs Iutherifcher Formulare in den einigen Pro: 
„dinzen gegebenen Anhängen um fo weniger zu heilen if, als 
„Lirchenregimentlich felbft dem Gebrauch der Eonceffion unerfül: 
„bare Bedingungen beigemifcht und unüberwindliche Hindernife 
„entgegengefept werden.” | 

Superintendent König erklärt fich gegen diefen Antrag, der eiwas 
En Ka in bie Verhandlung bringe und weder formell, noch materiell 
zuläffig ſei. | 

Gonfiftorials Director Noͤld echen hält es nicht für räthlich, amtlich 
zu ermitteln, wie die Union eingeführt fei. Die Acten des Confiftoriumd 
würden darüber Feine Auskunft ertheilen und fo müfle alfo die Unte 
fuchung bei jever Gemeinde erfolgen. 

Eonfiftorialrati Thielen bemerkt, die Einführung der Union 
liege beinahe AO Jahre hinter uns und fei ed bedenklich, darüber noch 
jetzt Unterfuchung zu veranlaffen. 

Geheimer Legationsrath Abeken: Der Antrag des Präftventen 
v. Mittelftädt fönne gar nicht zur Abflimmung kommen, bie vor 
gelegte Frage gehöre gar nicht zur Eompetenz dieſer Verſammlung, da 
beftimmte Fragen, womit diefer Antrag gar nicht zufammenhänge, vor 
gelegt feien. Die Berfammlung werve fich nicht veranlagt fehen fünnen, 
Seiner Majeftät dem Könige einen ſolchen Rath, zu ertheilen, daher 
könne über den Antrag weder biscutirt, noch abgeflimmt werben. 

Praͤſident v. Mittelftäpt erklärt hiernach, auf die Abftimmung 
verzichten zu wollen. Der Bräafident erklärt, er habe der Abftimmung 
nur darum micht enigegentreten wollen, um bie Freiheit der Der 
fammlung auch in dieſem Stüde nicht zu befchränfen. Auch fei der 
Antrag infofern in formeller Rüdficht nicht unberechtigt geweſen, ald 
er fih dem Beſchluſſe anfchließe, vor definitiven Feſtſehungen noch die 
Provinzials Eonfiftorien zu hören. 

Die Discuffion wird gefchloffen, und die vom Praͤſidenten geftellte 
Erklärung zur Abftimmung gebracht. Die Erklärung wird mit AO gegen 
1 Stimme von der Eonferenz angenommen, 

Der Präſident flellt Die in Sag 7 der gedruckten Anträge ent⸗ 
haltene Frage mit der Bemerfung, daß die Stellung der Gemeinde 
zur Liturgie bei Satz A zur Berathung kommen werde, zur Discuffion. 

Pfarrer Eltefter: Für die gegenwärtige Agende verftehe fich die 
Trage von felbft, der Geiftliche fei an dieſelbe gebunden. Bei Ab 
änderungen fei aber Die Mitwirfung der Synoden, d. h. folcher Synoden, 
welche wirklich die Kirche vertreten, alfo als ihr vechtmäßiged Organ 
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angefehen werben Fönnen, vorzubehalten. Selbft aber bei fo ſynodaler 
Mitwirkung fei die Abänderung für die einzelne Gemeinde nur zu 
Recht beftehend, wenn diefelbe durch ihr rechtliche Organ zugeftimmt 
habe. Wie der Pfarrer erft Pfarrer der Gemeinde durch das Ja ders 
felben werde, fo Fönne auch die Liturgie nur durch das Ja der Ges 
meinde Die ihrige werden, ja hier ſei die Zuftimmung viel nothwendiger, 
weil fie eine viel größere Bedeutung, als der jeweilige Bfarrer , für 
die Gemeinde habe. Der Pfarrer fünne bei Ungehörigfeiten entfernt 
werden, die Liturgie, einmal eingeführt, nicht, diefe müffe mit ber 
Gemeinde verwachfen, in ihr leben. Daher fei Feine Liturgie rechts⸗ 
beftändig, ald auf Grund der Zuftimmung der Gemeinde. Wie Diefe 
Zuſtimmung zu befchaffen, wer das Organ der Gemeinde fei, die 
Frage fei bei den Verhandlungen über die Landesſynode zu beantworten. 
Unter dieſer Vorausſetzung und ferner unter der anderen, daß bie 
Disciplin immer nur auf evangelifche Weife geübt werbe, daß ber 
Geiſtliche nicht knechtiſch an die Agende gebunden fei, wo ein feel 
forgerifches Bebürfniß, 3. B. bei Kranfencommunionen, oder das Bes 
virmiß der Gemeinden bei Fürbitten und Danffagungen eine Ab⸗ 
weihung fordere, er alfo, der Geiftliche, auch feinen perfönlichen Aus» 
druck hineintragen bürfe, trete er dem Borfchlage bei. Er wünfche 
eben fo fehr Imechtifchen Zwang als jede Willfür fern zu halten. 

Eonftftorials Director Noͤldechen überreicht feinen Antrag”): 

„Ale Abweichungen von den Vorfchriften der Agende bedürfen — 
„so weit diefe nicht felb den GSeiftlichen Freiheit gewährt — der 
„Lirchenregimentliden Genehmigung.“ 
und conftatirt ber Präfident auf Anfrage des Superintendenten 
Sander, daß biefer Antrag ſelbſtredend das bisciplinarifche Verfahren 
gegen ſolche Geiftliche in fich fchließe, welche fich willfürliche Ab⸗ 
weihungen von den Borfchriften der Agende ohne Firchenregimentliche 
Genehmigung erlaubten. 

Praͤſident Goͤtze: Er habe bei der Abflimmung über die heutige 
Propofition des Heren Bräfidenten als der Einzige deshalb mit 
Rein geftimmt, weil nach der Beichlußnahme in der lebten Sigung 
die onfeffion ben Gemeinden nur als Conceſſion zugeftanden ſei. Alle 
Conceffionen für einzelne Gemeinden nach den jeweiligen Beduͤrfniſſen 
brachten die Kirche in Gefahr. Ehe man nach dem Zweckmaͤßigen 
frage, müfle das Recht gewahrt werben, daher werbe er fich in biefer 
Frage der Abftimmung enthalten, oder deshalb mit Nein ftimmen. 

Eonfiftorial» Director Nöldechen erläutert feinen Antrag, daß 
demfelben die Borausfegung einer kirchenordnungsmaͤßig feſtgeſtellten 
Üiturgie und zwar mit Wahrung aller confeffionellen und provinziellen 
Eigenthümlichkeiten zu Grunde liege. Unter diefer Vorausſetzung fünne 
aber dem Geiftlichen feine Abweichung geftattet werben. “Die noth« 





*) Unterftügt von Hoffmann, Lehnerdt, Liedke, Thielen, König, 
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wenbige Conſequenz feines Antrages fei Disciplinarifches Verfahren, 
aber das fchließe nicht aus, daß in geeigneten Fällen eine ernfte, liebe: 
volle Ermahnung vorangehen fünne, während bei wirklicher Reniten; 
ein bisciplinarifched Verfahren eintreten müſſe. 

Superintendent Ball trägt darauf an, den Antrag ded Eon, 
fiftoriat-Directord Nöl dechen dahin zu faſſen: „iede weientliche und 
willfürliche Abweichung fol disciplinarifch geahndet werden”, wodurch 
die Bevenfen vom Pfarrer Elteſter und Superintendent Sander 
ihre Erledigung finden würden und jeder vationaliftifchen und con 
feffionellen Willfür entgegen getreten würbe. 


Seminar» Director Schmieder: Abweichungen der Geiftlihen 


von ber eingeführten Liturgie fielen unter 2 Gefichtspunfte, die Orb» 
nung der Kirche und daß fpecielle feelforgerifche Beduͤrfniß. Bei einem 
wirklichen feelforgerifchen Bedürfniß werde der gewiſſenhafte Geiſtliche 
nicht glauben, die Ordnung der Kirche verlegt zu haben, diefe Ord⸗ 
. nung aber erfordere ed, daß er dem Superintendenten bie gefchehen 
Abweichung und zwar formulirt mittheile, und werde dieſer dadurch 
in den Stand gefebt, die etwa nöthige Zurechtweifung zu erteilen. 


Es könne aber auch dadurch ein wirklich ſchaͤtzbares liturgiſches For 


mular gewonnen werben. 


Conſiſtorialrath Liedke: Sei eine liturgifche Gottesdienſt-Ord⸗ 


nung feftgefebt, fo fei der Geiftliche daran gebunden, die Liturgie ſei 
ja eben das Gemeinfame, Objective, alle Gemeinden Berbinvende, 


wodurch das Berwußtfein der Zufammengehörigfeit zu. einem Leibe ge 


geben fei. Regel fei daran feflzuhalten, einzelne vom Geifte Gotted 
gebotene Abweichungen feien felbftrevend erlaubt, aber in ber vom 
Dr. Schmieder vorgefchlagenen Weife zur Kenntniß zu bringen. Rur 
conftante willfürliche Abweichungen unterliegen der Disciplin. 

General-Superintendent Schmidtborn erklärt ſich gegen den vom 
Superintendenten Ball vorgefchlagenen Zufag: „jede wefentliche Ab⸗ 
weichung”. Was fe wefentlih? das begünftige jede fubjertive Willkür. 

Superintendent Sander: Der Antrag ded EonfiftorialsDirectord 
Nöldechen fei fo allgemein, daß er fich von felbft verſtehe. Solle 
er mehr enthalten, fo werde er bei dem Einen den Geiſt pämpfen, die 
Anderen von Willkür nicht abhalten. Die vorgefchlagene Beſtimmung 
fönne ganz wegfallen. 

Wirkl. Geh. Rath v. Voß⸗Buch: Das bisciplinarifche Ber 
fahren verftehe fich bei Abweichungen von felbft und fei nothmendige 
Conſequenz des Antrages vom ConfiftorialsDirector Nöldechen, wenn 
e8 auch nicht betont fei. Ä 

Gonfiftorialratö Lehnerdt weifet auf 8. 12 des Gutachtens vom 
Dr. Stier bin. Der individuellen Freiheit müffe in den dort anges 
führten Faͤllen Raum gelaſſen werden. Das Gebundene trete in dem 
liturgifchen Theile des Gottesdienftes allerdings hervor, aber das Ges 
meindeleben bedinge auch bei Zürbitten und Dankſagungen einen freien 
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Spielraum. Dieſe durch das Gemeindeleben geforderte Freiheit muͤſſe 
er ſich ausbedingen, fonft ſei er fuͤr feſte Ordnung. 

Es wird über den Antrag des Conſiſtorial⸗Directors Nöldechen 
abgeftimmt und berfelbe mit 40 gegen 1 Stimme angenommen. 

Der PBrafident eröffnet die Discuffion über die Berechtigung 
bee Gemeinde bei liturgifchen Abänderungen und. formulirt, indem er 
bie in den gedruckten Anträgen 5. vorbehaltene Inſtanz der Kirche von 
der Discuffion ausfchließt, mit Bezugnahme auf 1. der gedrudten Ans 
träge, die Frage fo: 

Ob die Konferenz anerfenne, daß auch die Gemeinde ein Recht habe, 
bei. iturgifchen Aenderungen gehört zu werden? 


GonfiftorialsDirertor Nöldechen beantragt, als Grundſatz aufs 
unehmen: 
„Bei kirchenregimentlicher Anordnung von Aenderungen in der 
„hergebrachten Gottesdienſtordnung find die betreffenden Gemein⸗ 
„den mit ihren etwaigen Einwendungen zwar zu hören, es bedarf 
„dazu aber nicht ihrer ausdrüdlichen Zufimmung.” 


Profeſſor Jacobſon weifet auf den urfprünglichen Antrag hin, 
monach bei Abänderung der Spendeformel die Einwilligung der Ges 
meinde nicht gefordert werben folle. Die Gemeinde habe ein Recht auf 
vie beftehenbe Form und eine Abweichung fönne ihre wider ihren Willen 
nicht aufgebrungen werben. Namentlich das Recht der Zuftimmung 
wur Abänderung der ihr durch die Union lieb gewordenen agendarifchen 
Spendeformel folge aus dem Weſen des Cultus. Der Cultus fei 
Befenntniß, indem die Gemeinde mit befenne, und weder Befenntniß 
noch Cultus könnten aufgedrungen werben. Das folge aus dem Grund⸗ 
füge evangelifcher Freiheit. Daher fei e8 auch, wie er in feinem Gut» 
ahten ausgeführt habe, eine communis opivio der Kirchenrechtslehrer, 
daß der Gemeinde liturgifche Abänderungen wider ihren Willen nicht 
aufgedrungen werben Tönnten. Er führe noch ergänzend an, daß auch 
Stahl in feinem Kirchenrechte ſich ausprüdlich zu dieſer Anficht bes 
lenne; diefe fordere die Collegien der Kirchenälteften, erkläre das Fehlen 
derfelben für einen Mangel in der Iutherifchen Kirche und vindicire den 
Gemeinden das Recht, bei allen liturgifchen Aenderungen gehört zu 
werden. Redner verlieft mehrere Stellen aus Stahl Kirchenrecht 
©. 208 sq. Auch der urfprüngliche Entwurf des Allg. Landrechts habe 
nah Klein die Beſtimmung enthalten, daß die Gemeinde ein Necht 
habe, gegen aufgedrungene gotteßvienftliche Formen zu protefliven, nur 
fi leider dieſe Beflimmung nicht aufgenommen. Nicht nachher, Das 
führe Aergerniß herbei, fondern vorher müffe die Gemeinde vernommen 
erden. Darum falle freilich die Gemeinde nicht Topfweife abflimmen, 
die Gemeinde habe feinen Mund, Fein Organ, dieſes müſſe man ihr 
geben, den Gemeinde⸗Kirchenrath einführen, diefer fei dann zu befragen 
und fenne beffer als der Pfarrer die Anfichten und Wünfche der Ges 
meinde. Er beantrage, ber Gemeinde fel Gehör zu geben, | 
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Conſiſtorialrath Hammerſchmidt: Die Agende ſei nicht fuͤr die 
einzelne Gemeinde, ſondern fuͤr die Kirche gegeben, darnach muͤſſe der 
Wivderſpruch des Einzelnen bemeſſen werden. Die Wahl der Spende⸗ 
formel richte ſich nach der Confeffion und falle in ein anderes Gebiet, 
da handle es fih um das Bekenniniß und hier ſei Gewiſſensfreiheit 
zu wahren. Sei aber das Befenntniß gewahrt, jo könne nicht über jede 
Abänderung die einzelne Gemeinde gehört werden, das führe in einen 
Independentismus, der jede Ordnung zerftöre. Sage man, die Ein 
führung einer Agende fei voichtiger ald die Einführung des Pfarrerd, 
bei der doch Widerſpruch der Gemeinde verftattet fei, fo vergefle man, 
die Agende fei von der Kirche und für die Kirche, der Pfarrer nur 
für Die einzelne Gemeinde gegeben. 

Superintendent Sander, gegen den Antrag vom Confiftorial 
Director Nöldechen, will ihn in feiner urfprünglichen Weite, Die 
Gemeinde fei zu paffiv, fie müfle Doch gehört werden. In wie weit 
aber ihre Wünfche berüdfichtigt werden follten, fei in dem Antrage 
nicht enthalten. 

Präfident v. Mittelftäpi: In Bommern haben nur die Pfarre 
das Recht des Widerfpruches in liturgifchen Dingen. “Die Gemeinden 
find Iutherifchen Bekenntniſſes, und wird ihnen eine Formel Intherifchen 
Befenntniffes ‚gegeben, fo dürfen die Gemeinden nicht widerfprecen, 
fonft hätte die Gemeinde das Recht, das Bekenntniß abzuändern. Auf 


habe die Gemeinde feinen Mund, und er halte es nicht für wünfchen® 


werth, ihr einen Mund in dieſer Angelegenheit zu geben. Auch werde 
Abſtimmung in den Gemeinden zu feinem Refultate führen. 

Eonfiftorials Director Nöldechen: Durch die vorige Abftimmung 
fei feftgefegt, daß liturgifche Abweichungen nur unter Zuftimmung ded 
Kirchenregimentes ftattfinden Tönnten. Hier handle es fich um die Zu: 
flimmung der Gemeinde. Ex beftreite nicht Das Recht derfelben, bei 
folchen Aenderungen gehört zu werben, aber die endliche Entſcheidung 
koͤnne Doch nicht von der Gemeinde, fondern müfle vom Kirchen 
regimente abhangen. Niemand, auch Profefior Jacobſon nicht, wolle, 
die Gemeinden follten viritim abflimmen, das würbe die Gemeinden 
auflöfen heißen. Die Freiheit der Einzelnen fei gebunden burd die 
Kirche, über Angelegenheiten der Kirche könne nicht. die Gemeinde, nur 
die Kirche entfcheiden. Die Gemeinde Gottes in den Belenntnißfchriften 
jet nicht Die einzelne Gemeinde. Sein Antrag präjudicire weder der 
Zuftimmung der Synoden, da biefe, wo fie beflehen, zum Kirchen⸗ 
regimente gehören, noch dem eben beftehenden Recht der Geiftlichen, da 
er Anerkennung jedes Nechtes wolle. 

Pfarrer Eltefter fragt nach der praftifchen Bedeutung bed Ans 
traged. Heiße ed, man folle die Gemeinde hören, wenn fie fich melde, 
das fönne der Antragfteller nicht wollen, ſondern ein liebevolles Ein 
gehen in die Wünfche der Gemeinde, ein Hineinhorchen, dann müßte 
es auch eine Antwort geben. Wenn die Gemeinde Nein fage, fo fd 
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dieſe vox negativa ebenfo zu achten, als bei Ernennung eines Pfarrers. 
Sage man, ſolche Abflimmungen führten in den Andependentismus, 
fo müffen fie das nämliche Nefultat bei Previgerwahlen haben. Die 
Gemeinde müfje felbft beten, fie bete mit in dem liturgifchen Gebete 
und darum habe fie ein Recht, nicht namentlich abzuftimmen, aber doch 
ihr Ja oder Nein zu fagen. Berühre auch nicht Alles in der Liturgie 
dad Bekenntniß, fo doch Alles den Glauben. Das Gebet Tann dem 
Beduͤrfniſſe der Gemeinde nicht entfprechend, zu lang, unerbaulich fein, 
frendartige politifche Elemente enthalten. Die vorgefchriebenen Ges 
brauche, Lichter, Erucifire, das Niederfnieen in der Weiſe, wie es in 
der Militairagende vorgefchrieben fei, die Stellung des Altard koͤnne 
das religiöfe Gefühl verlegen und die Gemeinde aus der Kirche vers 
teiben. Das Alles Habe nichts mit dem Belenntniffe, aber wohl mit 
tim Glauben zu thun, ja auch was eine franfhafte puritanifche An⸗ 
ſhanung darin fei, verbiene doch Schonung und zarte Berüdfichtigung. 
Denn eine ganze Gemeinde fage, das kann ich nicht beten, wo ift 
dern ein .enangelifches Kirchenregiment, was ſolche Gebete ihr aufs 
dringen koͤnnte. Er trage darauf an, 
„Die Eonfereng möge anerkennen, bei allen Aenderungen die den 
„Cultus betreffen, müffe eben fo die Zuſtimmung der Kirche als 
„der Gemeinde erfolgen.” 
Superintendent Ball flimmt zwar dieſen Bemerkungen nicht bei, 
denn würde das Princip durchgeführt, fo würden bie Gemeinden aufs 
glöft, dad gemeinfame Gebet könne nicht jedes Individuelle Bebürfniß 
befriedigen, aber doch dürfe die Mitwirkung der Gemeinden nicht aus: 
rihloffen fein. Er ftelle den Antrag: 
„Agendariſche Abänderungen und Feſtſtellungen können ohne eine 
—* ‚wie geordnete Mitwirkung der Gemeinden nicht ſtatt⸗ 
Geh. Juſtizrath Abegg: Im den Grundzügen der Gemeinde⸗ 
nung für die öftlichen Provinzen fei dem Gemeinde⸗Kirchenrath die 
Nitwirfung bei liturgiſchen Abänderungen zugefichert, alſo fei das 
Organ, woburch die Gemeinde ihre Wünfche Fund gebe, fchon gegeben. 
‚ Hofprediger Krummacher flimmt dem Antrage vom Eonfiftorials 
iretor Röldechen bei. Die organifirte Gemeinde hat allerdings 
tin Recht, durch ihre Organe gehört zu werben, bei dem jegigen Zu- 
hande iſt der Pfarrer das Organ, der am beften die Wünfche der 
Örmeinde kennt. Wäre bei Einführung der Landesagende die Zur 
mmung ber Gemeinde gefordert, fo wäre fie niemals erfolgt, weil 
biele Gemeinden auf dem Grunde des Unglaubens flanden. Seien bie 
Örmeinden organiſirt, fo fei der Gemeindes Kirchenrath das Organ, 
wodurch die Gemeinde gehört werde, aber das Kirchenregiment hat in 
lefter Inſtanz zu entfcheiden, was hier zum Heile der Gemeinde gereicht. 
Generals Superintennent Jaspis: Man müffe viele Zuftände 
heen laſſen. Schwierig fei an und für fich die Entſcheidung, folle 
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das Kirchenregiment ober die Gemeinde eniſcheiden. Ex müfie darauf 
antragen, bei jeder Beflimmung den Fall im Auge zu behalten, wenn 
eine Gemeinde in ihrer Majorität fich von dem Bekenntniſſe lodlagen 
wolle, da müfje wenigitend den Webriggebliebenen das Recht gelafin 
werden, fi ohne Dimifforiale einer andern Gemeinde anzuſchließen. 
Dad Verhältniß der Seelen zum Erlöfer fei zu zart, daß fie für den 
Augenblid des Abendmahlsgenuſſes das beftimmtefte Bekenntniß braud; 
ten. Das evangelifchslutherifche Belenntniß vom Abenpmahl habe auf 
im Buchflaben der Schrift feinen Grund, fei durch die Wiſſenſchaft 
gerechtfertigt und durch ungweideutige Erfahrung befräftigt. 

Eonfiftorialraty Hammerfhmidt: Das Hineinhorchen in die 
Gemeinde fei das unglüdlichfte Ausfunftsmittel, da liefe man Gefahr, 
nur eine Stimmung in der Gemeinde zu hören. Das wieder gu 
brauchte Beifpiel von Zurüdweifung eines ernannten Pfarrers beweiſe 
nichts, denn nur die Perfon werde zurüdgemwiefen, vie. Lehre blicke 
diefelbe. Das agendarifche Gebet fei nicht allein ein Gebet für, m 
dern auch mit der Gemeinde. Hier fei die fubjertive Willkuͤr abi 
weifen. Möge auch Manches dem Einzelnen unerträglich erfcheinen, 
durch die Einräumung eines foldhen Rechts an die einzelne Gemeint 
werde ein noch unerträglichered Joch auferlegt. 

Ober-Präfident Eichmann: Die jehige Gottesdienſtordnung fi 
ein Recht der Gemeinde, Abänderungen könnten nur im Tirchenregimens 
lichen Wege ftattfinden, wenn auch die Stimmung der Gemeinde u 
berüdfichtigen fe. Er müfle fich für den Antrag vom Confiſtorial⸗ 
Director Nöldechen erklären. 

Conſiſtorialrath Thielen. Es fei nicht von der Liturgie im 
Ganzen die Reve, diefe fei geſetzlich eingeführt, ſondern von der Ab⸗ 
änderung einzelner Theile. Wo es fih nun, wie bei der Spende 
formel, um das Bekenntniß handle, da müfle Die Gemeinde gehört 
werben, nicht viritim, aber durch ihr Organ, den Gemeinde⸗Kirchenrath. 

Praͤſident bemerft, es Handle fi) eben darum, ob man ein 
Zuflimmung der Gemeinde, ober blos ein irgend welches Bernehmm 
ihrer MWünfche zur Information wolle. Ä 

Profeffor Jacobſon: Er meine allerdings die organifirte Ge⸗ 
meinde, in ber Stufenfolge von Gemeinde» Kirchenräthen und Synoden. 
Die Agende ftehe zu Recht, auch die agendarifche Spendeformel, dieſe 
kann ohne Zuftimmung der Gemeinden nicht abgeaͤndert werben. DIE 
bloße Zuftimmung des Geiſtlichen, wenn fie in Pommern aud zu 
Recht beftehe, fei nicht zwedmäßig. Er wolle die Zuftimmung der 
Gemeinde, nicht daß fie bloß gehört werde. Wenn auch die ſchließ⸗ 
liche Entſcheidung bem Kirchenregimente verbleibe, fo verlange er doch 
geordnete Zuftimmung der Gemeinden in ihren Organen. Go lange 
die Gemeinden nicht organifirt feien, fei Das Kirchenregiment allerdings 
zur Abänderung berechtigt, er müffe aber die Abänderung ohne Zu⸗ 
fimmung der Gemeinden für fehr unzweckmaͤßig hatten. Er glaudt, 
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baß die Anträge vom Superintenbenten Ball und Confiftorials Director 
NRoͤldechen vereinigt werden könnten. 

Superintendent Stiller: Ein Hinhören und Hinhorchen in den 
rmeinden, ehe gehandelt werde, fei gewiß billig, aber darum die 
Einführung nicht von der ausdrüdlichen Zuſtimmung der Gemeinde 
abhängig zu machen. Das fel auch biöher nicht gefchehen. Dieſes 
Hinhören und Hinhorchen möge man dem Geiftlichen überlafien, ob 
turh Vernehmung des Kirchenvorftandes, oder Gemeinde» Kirchenrathe, 
oder ber Gemeinde, aber die Ausführung dürfe man von der Zuftimmung 
nicht abhängig machen. Die Beften würben fich vielleicht Der Ab⸗ 
fimmung enthalten, fich für nicht Hinlänglich inſtruirt erflären. Cine 
Gemeinde koͤnne tiber Lehre und Wandel des ernannten Pfarrers, aber 
darum nicht über die Zwedimäßigfeit der Liturgie urtheilen. Auch eine 
utter erforfche die Wünfche des Kindes, ohne eben darum alle Wünfche 
u erfüllen. 

Der Bräfident ſchließt Die Discuſſion. 

Es wird zur Abflimmung gebracht 

1. der Antrag des Pfarrers Eltefter: 
„Dat für alle Abänderungen und Fehiflellungen die den Eultus 
AH die Zuſtimmung der betreffenden Gemeinde erforder: 
v i „a 
und mit 39 gegen 1 Stimme abgelehnt; 
2. der Antrag des Conſiſtorial⸗Directors Nöldechen, nachdem er 
benjelben modificirt und nach diefer Modificirung Superintendent 
Ball feinen Antrag zurüdgegogen hat: 


„zu Nr. 1 der gedrudten Anträge als Grundfag anzunehmen: 
„Bei kirchenregimentlicher Anordnung von Wenderungen in der 
„bergebrachten Gottesdienſtordnung find die betreffenden Gemein» 
„den mit ihren etwaigen Einwendungen zwar zu hören, es bedarf 
„dazu aber nicht ihrer ausdrüdlichen Zufimmung. Den dur 
„befondere Berfaflungen begründeten oder noch zu begründenden 
„Rechten der Gemeinden wird hierdurch nicht präjudicirt.“ 


und wird derfelbe mit AO gegen 1 Stimme angenommen. 


Dar Bräfident bemerkt nun, wie über 2 und 3 ber gebrudten 
Anträge der Referenten und Gorreferenten Keine abweichende Anficht in 
der Berfammlung beftehen werde und die in Nr. 4 enthaltenen Fragen, 
noweit fie zur Abftimmung gebracht werben könnten, durch die früheren 
Verhandlungen und Beichlüfle erledigt feien, womit fich die Berfammlung 
ndertanden erklärt. Derfelbe erflärt die Berathung über die liturgifchen 
Ürtürfaiffe der Landeskirche und die vorgelegten Anträge geichloflen, 
piebt aber noch fchließlih dem Referenten, Generals Superintendenten 

öller, auf defien Wunfch das Wort. 

General⸗ Superintendent Möller: Er habe fich früher im 
Sap 8, 13 für verſuchsweiſe Aufnahme bes euchariflifchen Gebets in 
dem Anhang der neuen Agende ungeachtet der entgegenftehennen Bes 
denten erflärt, Diefe Erfärung müffe er nad dem Veichluffe der 
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Sigung vom 19. November, wo man bie Iutherifche Kieche mit ihren 
confeſſionellen Bebürfnifien beim Gottesdienſte ebenfalls in den Anhang 
verwiefen habe, zuruͤcknehmen. Durch diefen Beſchluß ſei das Reit 
der Inthertfchen Kirche zu Grabe getragen. Die treuen Anhänger dieer 
Kirche würden mit dem fchmerzlichen Gefühle Monbijou verlaflen, daß 
ihre Kirche, diefe Stiftung des Herrn, mit ihren Befenntniffen, mit ihrem 
theuren Mechte, dahin verwiefen werde, wo man nur verfuchweile, 
nur auf die Probe fein Schidfal zu erwarten habe. Er beſchuldige 
Niemanden in diefer Berfammlung, zeihe feinen ver Absicht zu ver 
legen, er verfpreche ſich auch noch heute von dem SKirchenregimente, 
von dem höchften Inhaber desſelben den hier nicht gewährten Schub; 
er müffe aber Hagen, es fei eine Verlegung gefchehen. Aufrichtig un 
mit Leidweſen befenne er ed, auch innerhalb der Tutherifchen Kirche fa 
Unrecht gefchehen; er wolle an 2. Erell erinnern, aber das läge Jahr⸗ 
hunderte hinter und. Hier aber fei ein Unrecht, was gefühnt werden 
müffe, was an den Mann erinnere, der einft um feines Bekenntnife 
willen Berlin verlafien habe, an Baul Gerhard. — Venen 
die Heimath zurüdfehre, werde man ihn fragen, wie fteht es um das 
Bekenntniß unferer Kirche, und die Fragenden würden zu denen ge 
hören, die der Herr als die Geringften bezeichne, und er werbe ihnen 
antworten koͤnnen, man hat vortreffliche Reben über Luther und lu 
therifches Befenntuiß gehalten, aber wenn fe weiter fragen, wie fait 
es um unfer Befenntnigrecht, um das Belenntmiß, was unfer Katechismus 
in dem fünften Hauptflüde enthält, fo werde ich ihnen antworten müfen, 
das ift in den Anhang der Agenve gebracht. Das ift die Betrübnif, 
womit ich fcheive. Es erkläre fich dies nur aus einer irrthuͤmlichen 
Auffaffung der Union und aus Verwechfelung der wahren, laͤngſt dor 
handenen, mit einer fünftigen, noch nicht formulirten Union. 

Praͤſident bemerkt, er habe geglaubt, dem Referenten auch in 
dieſer erledigten Angelegenheit die Bitte nicht verfagen zu bürfen, noch 
von einem rein perfönlichen Standpunkte auf den gefaßten Beichluf 
zueüdzufommen, er fei es aber der Berfammlung ſchuldig, zu confs 
tiren, daß der Herr Referent mit feinen Bemerkungen biefe Orent 
überfchritten habe. Es fei ein Irrthum, wenn derfelbe der Verweiſung 
der Formulare in den Anhang irgend eine Bedeutung beilege. Dit 
gefaßte Befchluß habe ſich naturgemäß aus ven vorliegenden Anträgen 
entwidelt und enthalte ohne Rüdficht auf die Form nur eine einfaht 
Anerkennung des in ber Denkichrift des Ober» Kirchenrathd ausge 
fprochenen Principe. Inobeſondere aber beweiſe der von der Conferen 
zu Nr. 2 der Anträge gefaßte Beſchluß, wie überflüffig bie ausge 
fprochene Beforgniß ſei. 

Präfivent hält Hiermit dieſe Angelegenheit erledigt, geftattd 
aber noch dem Superintendnenten Ball das Wort, der als Antrag’ 
ſteller fich auf das Entfchievenfte gegen die erhobene Anklage verwahrt. 
Er fei überzeugt, daß derſelbe eben fo zum Schuhe ber Eonfeffion a 


Verhandl. über bie liturg. Bebürfnifie ber Landeskirche. 317 


vr union gereiche. Daß in. dem Worte „Anhang” feine Schmach für 
die lutheriſche Eonfeffion liegen koͤnne, gehe ja augenfcheinlich aus dem 
Unſtande Hervor, daß er die Berüdfichtigung der reformirten Confeſſton, 
br er von Herzen zugethan fei, gleichzeitig in gleicher Weile mit der 
lutheriſchen an dieſe Stelle verwiefen habe. Auch befänben fich in der 
Agende für Rheinland und Weftphalen die confeffionellen Formulare 
im Anhange, ohne daß dieſes Anftoß erregt Habe. 

PBräfident fchließt die Sigung Nachmittags nah 3 Uhr und 
beſimmt die nächfte Sitzung auf den 22. November Morgens 10 Uhr. 
Ad Gegenftand der Verhandlung wird die Frage über Einfegnung 
geſchiedener Ehegatten beftimmt. 


a. u s. 


v. Vehtrib. Noeldehen. Stiller. Thielen. König. 


Dreizehnte Sitzung. 


— ——— — 


Berlin, den 22. November 1856. 


Der Bräfident, Wirk. Geheimerath v. Wechtrig, eröffnete die 
Sigung um 10 Uhr. | 

Conſiſtorialrath Lehnerdt fprach das Gebet. 

Sodann zeigte der Vorſitzende der Verſammlung an, daß General⸗ 
Superintendent Hoffmann durch Unwohlſein verhindert ſei, an der 
heutigen Sitzung Theil zu nehmen und daß, auf an ihn ergangenes 
Geſuch, die amtlichen Nachrichten über die ſtattgehabten Berathungen 
in der Preußiſchen Correſpondenz an die Mitglieder vertheilt werden 
würden; die früheren Nummern, fo weit fie vorhanden. 

Es wurde darauf in die Tagesordnung, betreffend die Frage der 
Zuläffigfeit der Tirchlichen Trauung bürgerlich gefchievener Eheleute, 
eingetreten, wobei als mitberathend mitwirken die Herren: Profeſſor 
Dr. Goͤſchen, Appellationsgerichtd » Präftvent v. Gerlach, Brofefor 
Dr. JZacobfon, Kammergerichts-Präfivent v. Strampff und Superin 
tendent Dr. Stier, und ein die Zuläffigfeit der separatio temporaria 
betreffender Antrag des General s Superintendenten Dr. Hoffmann 
für die fpätere Berathung verlefen. 

Nach Berlefung des fchriftlichen Referats des Geh. Tribunalsrathd 
Heffter und der fchriftlichen Correferate des Appellationsgerichts⸗ 
Präfidenten Korb, onfiftorialrath8 Dr. Tholud und Superinten 
denten Kasper, und nach Verweiſung auf die Anträge 

a) der Herren Heffter, Korb und Hasper, und 

b) des Gonfiftorialratie Tholuck 
wurde die heutige Sibung um 3 Uhr gefchloffen, und zur Berathung 
dieſer Sache auf Dienftag den 25.0. M., 10 Uhr, zur Berlefung 
der noch rüdftändigen Protokolle auf Montag den 24. d. M., Nach⸗ 
mittags 6 Uhr, eingeladen. 


a. u. 8. 


v. Uechtritz. Stiller. Noeldechen. Thielen. König. 
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Dortrag des Neferenten, Geh. Ober -Eribunalsrathes 
Dr. Heffter. 


Indem fich der von dem Herrn Borfibenden ernannte Referent 
zur Erfüllung des ihm ertheilten fchwierigen und feine Befähigung 
weit überfteigenden Auftrags anfchict, hält er fich zu einigen Vor⸗ 
bemerfungen verpflichtet, wie er diefen Auftrag aufgefaßt und welchen 
Gang er bei feiner Darftellung befolgt habe. 

Nachdem bereits fieben Gutachten über den fünften Gegenftand 
ver zur Einleitung der Eonferenzverhandlungen dienenden Denffchrift 
änggogen find und gebrudt vorliegen, konnte es nicht mehr angemefien 
oder erforderlich fein, noch ein achtes Gutachten der verehrlichen Con⸗ 
km zu unterbreiten, vielmehr mußte e8 wefentlich als Aufgabe er- 
ſchenen, zur unmittelbaren Vorbereitung der betreffenden Conferenz⸗ 
verfandlungen und Befchlußnahmen den Stand der Sache überficht- 
ih darzulegen, die fich dabei ergebenden Gefichtepunfte und Fragen 
hervorzuheben und bei einer jeden derfelben die Behufs ihrer Beur- 
Heilung zu benutzenden Materialien unparteiifch zufammenzuftellen oder 
beziehungsweiſe anzudeuten. Hierbei waren vorzüglich, außer der Denf- 
Khrift, die Dazu erftatteten fieben Gutachten zu berüdfichtigen; Inzwifchen 
find auch noch andere theils literariſche, theild amtliche Aufklärungen 
benußt, wie an jedem ‚betreffenden Ort näher anzugeben fein wird. 
Eigene Meinungen find nur geäußert, wo es zur Rechtfertigung des 
Eingehens auf gewiſſe Punkte erforderlich war, oder fle find lediglich 
als Bevenfen Hingeftellt. Weber die zu machenden Vorfchläge hat unter 
den Referenten eine Bereinigung Statt gefunden, deren Ergebniß der 
weite Here Referent vortragen wird. 

Anlangend die Neihefolge der einzelnen Theile des Vortrages 
mußte es zweckmäßig erfcheinen, auf die nur fehr überfichtliche Aus- 
iinanderfegung der ohnehin befannten Sachlage, die wenigftens nicht 
aus den Augen verloren werden darf, eine kurze Beiprechung des 
witigen Rechtszuſtandes der evangelifchen Kirche unferes Landes und 
des möglicher Weiſe anzunehmenden Standpunktes der gegenwärtigen 
Synodal⸗Conferenz, fowie der Entſcheidungs⸗Quellen anzufnüpfen, 
demnächft aber die Loͤſung folgender Fragen vorzubereiten: 

Welche Ehefcheidungsgründe hat die evangelifche Landeskirche Preu⸗ 
Bend nach den für fie maaßgebenden Normen anzuerkennen? 
In weichen Ballen ift fie ſchuldig oder berechtigt, die Wiederver⸗ 
heirathung gefchiedener Perfonen mit Dritten durch Trauung 
(oder Einfegnung) zu beftätigen? 
Welches Verfahren ift bei beabfichtigten Wiederverheirathungen der 
Art zu beobachten 
von Seiten des Kirchenregiments; 
von dem betreffenden Pfarrgeiftlichen? 
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Inwiefern hat die Kirche in den von ihr nicht anzuerkennenden 
Hallen eine Civilehe zu wünfchen und wie fich zu einer ſolchen 
Snftitution zu verhalten? | 

Dies find die Haupt⸗ und Kernpunfte. Mehrere Unter» und 
Nebenfragen, die ſich von felbft noch aufprängen, beduͤrfen Feiner vor- 
läufigen Anzeige. 


Die Sahlage, ihre Quelle und Borgefchichte. 


In der Bergpredigt erflärte der Heiland: 

„Es ift auch gefagt: Wer fich von feinem Weide fcheibet, es fa 
denn um Ehebruch (nagsxrog Aoyov nopvsleg), der macht, daß 
fie die Che bricht (mossF adınv uosgacdan), und wer eine Abge⸗ 
fehiedene freiet, der bricht die Ehe.” (Matth. 5. 31, 32.) 

und ald Ihn die Pharifäer mit der Frage verfuchten, ob es auch reht 
fei, daß fih ein Menfch fcheide von feinem Weibe um irgend einer 
Urfache, fprach Er zu denfelben: 

„Habt ihr nicht gelefen, daß, der im Anfang den Menfchen gr 
macht hat, der machte, daß ein Mann und ein Weib fein follt; 

„Und ſprach: Darum wird ein Menfch (Mann) Vater un 
Mutter verlaffen und an feinem Weibe hangen und werben die 
zwei Ein Fleiſch fein. | 

„Ss find fie nun nicht zwei, fondern Ein Fleiſch. Was nun 
Gott zufammengefügt hat, das fol der Menfch nicht fcheiden. 

„Da fprachen fie: Warum hat denn Mofed geboten, eine 
Scheivebrief zu geben und fih von ihr zu fcheiden ? | 

„Er ſprach zu Ihnen: Mofes hat euch erlaubt zu ſcheiden von 
euren Weibern von eures Herzens Härtigfeit wegen; von Anbegin 
ift es nicht alfo geweſen. 

„Sch fage aber euch: Wer fich von feinem Weibe ſcheidet (ed 
fei denn um der Hurerei willen, — dr nogvslg) und freiet eine 
Andere, der bricht die Ehe. Und wer die Abgefchienene freiet, der 
bricht auch die Ehe.“ (Matth. 19. 3—)9.) 

Nach dem Evangelift Marcus 10. 12 erflärte der Heiland auch ned: 

„Und fo ſich ein Weib ſcheidet von ihrem Manne und fr 
einen andern, die bricht die Ehe (nosxäras)." 

Und der Apoftel Baulus fchrieb den Corinthern: | 

„Den Ehelichen aber gebiete nicht ich, fondern der Her, 
daß das Weib fich nicht ſcheide von dem Wanne; fo fie fih abe 
ſcheidet, daß fie ohne Ehe bleibe oder ſich mit dem Manne verſohne 
und daß der Mann das Weib nicht von fich laſſe. 

„Den Anderen aber fage ich, nicht der Herr: So din Bruder 
ein ungläubiges Weib hat und biefelbe Laßt eõ fich gefallen, bei ihm 
zu wohnen, der ſcheide fich nicht von Ihr. 
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„Und fo ein Weib einen ungläubigen Mann hat und er läßt 
es ſich gefallen, bei ihr zu wohnen, die-fcheide fich nicht von ihm. 
„So aber der Ungläubige fich ſcheidet: fo laſſe fie ihn ſich 
ſcheiden. Es iſt der Bruder oder die Schwefter nicht gefangen in 
ſolchen Faͤllen. Im Frieden aber hat und Gott berufen.“ 
- (1 Eor. 7, 10— 15.) 

Wie fih die Discipfin in den chriftlichen Gemeinden hierzu wäh 
md der erften Jahrhunderte verhalten hat, ob in firengfter ober 
milderer Auslegung oder Anwendung, ob gleichförmig oder verfchieben, 
Hi a in der Geſchichte. Sichere Thatfachen der fpäteren 
at find; 

daß die Kirche, wenn auch, nach den Zeugniffen ihrer Synoden 
und Väter, der obigen Beftimmung fi) bewußt und eingevenf, 
dennoch der langgewöhnten gefeglichen Freiheit der Ehen vielfach 
nachgeben mußte, ja derſelben in den morgenländifchen Theilen ſogar 
erlag, indem die dortige, — griechifche Kirche, — das Syſtem der 
tömifchen Reichögefeßgebung in Betreff der Ehefcheidungen auch für 
fh maaßgebend werben ließ und dabei bi heut verblieben ift, fo 
daß diefe Kirche Scheidung und Wiederverheirathung Geſchiedener 
in noch anderen als den fchriftmäßigen Fällen zuläßt und nur die 
Abneigung der Kirche, fowie der römifchen chriftlichen Staatögefeh- 
gebung gegen zweite Ehen den Wiederverheirathungen Gefchiedener 
eine gewiffe Schranke ſetzte; — 

daß die abendländifche, von Rom geleitete Kirche Dagegen an 
den fchriftmäßigen Beftimmungen fefthielt, fie fogar, einzelne Schwan- 
kungen oder Nachgiebigfeiten in einigen Ballen oder Gegenden ab- 
gerechnet, im noch firengerer Weile auffaßte, ald Worte und Zus 
fammenhang bei dem Evangeliften Matthäus gebieten, und fo feit 
dem 9. Jahrhunderte zu dem befannten Syſteme gelangte, deſſen 
leter noch mit etwas fchonender Rüdficht auf die griechiiche Kirche 
gewählter Ausdruck in den Trivdentifchen Concilbefchlüffen zu finden 
und bis heute geblieben ift. 

Wie fih die evangelifche Kicche feit ihrer Gründung hierzu ges 
Rellt und verhalten habe, bleibt einer befonderen Erörterung vorbehalten. 
Ju einem ganz feften, gleichförmigen Syſtem find nur einzelne terri- 
toriale Abtheilungen derſelben gelangt, namentlih in England und 
Shottland. Sn den meiften deutfchen Ländern verlor fie in neuerer 
Jeit fogar die Möglichkeit, ihre eigene Ueberzeugung in Betreff ver 
Cheiheidungen geltend zu machen, da die weltliche Obrigkeit ſowohl 
die Gefeggebung wie auch die Gerichtsbarkeit in Ehefachen allein in ihre 
Hand nahm und ohne weitere Betheiligung kirchlicher Behörven übte. 

Alſo gefchahe es auch in den Ländern des Haufes Hohenzollerns 
Örandenburg. Der nähere Hergang iſt befannt genug; jedenfalls dem 
Gutachten III. S. 441 und V. ©. A91 f. zu entnehmen. 

21 
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Die Staatögefehgebung, welche unter König Friedrich II. feit 1748 
die Eheſcheidungen in ihren alleinigen Bereich zog, namentlich aber dad 
Allg. Landrecht, welches in dieſer Hinficht überall, wo es eingefühtt 
ward, an die Stelle der älteren Geſetze, einfchließlich der Kirchenord⸗ 
nungen getreten iſt, vervielfältigte die Scheivungsgründe nach andern 
Gefihtspunften, als diejenigen waren, welche man fonft und ander 
wärts in der landeskirchlichen Prarid für zuläflig erkannt hatte; d 
gewährte zudem den Gefchiedenen faſt völlige Freiheit anderweiter Ber 


ehelihung, hielt gleichwohl die firchliche Trauung als die einzige Form 


gültiger Eheſchließung für chriftliche Perfonen feſt und gab deren Ver 


weigerung, wenigftend ausbrüdlich, nur den Katholifchen Pfarrern in 


Beziehung auf die Wiederverheirathung gefchiedener Perfonen frei. Die 


landrechtlich zugelafjenen Scheidegründe, wobel ed auch noch die blos 
den Eheproceß reformirende Novelle vom 28. Juni 1844 beließ, berufen 
entweder in zufälligen Umftänven, die erft während der Ehe einge 
treten find, 


namlich: Unvermögen zur Leiftung der ehelichen Pflicht ud 


andere unheilbare Eörperliche Gebrechen, desgleichen Raſerei und 
MWahnfinn; 
oder auf Willfür der Chegatten, nämlich: gegenfeitige Ein— 


willigung bei finderlofen Ehen, heftiger Widerwille eines Theiles 


gegen den andern, Veränderung der Religion; 
oder auf Verfchuldung eines Theiles, nämlich: 


a) Ghebruch, bösliche Verlaffung, Nachſtellungen nach dem Leben, | 


b) Lebens⸗ oder gefunpheitsgefährliche Mißhandlungen, grobe Chren- 
fränfungen, grobe Verbrechen, abfichtlich herbeigeführte Gefaht 


für Leben, Amt, Gewerbe, unorbentliche Lebensart, Berjagung 


des Unterhaltes; 


e) verdächtiger Umgang, mangelnder Ausweis der Unbeſcholienheit 
der entfernt gewefenen Frau, Verfagung ver ehelichen Pflicht, 








Unverträglichfeit und Zankſucht, Ergreifung eines ſchimpflichen 


Gewerbes, wiffentlich falfche Anfchuldigung. 
Hiervon beabfichtigte die Staatsregierung im Anfchluß an die 
Staatsrath8s Verhandlungen von 1844 fämmtliche auf Zufall oder 


Willfür beruhende Scheidungsgründe, desgleichen die unter e) erwähnten 


geringfügigeren Urfachen zu befeitigen, die unter b) aber nur noch zur 
Scheidung führen zu laſſen, wenn das Chegericht die Ueberzengung ge⸗ 
winnen follte, Daß Durch die Schuld des verflagten Theiles 
die Ehe in nicht minderem Grade als wie durch Ehebrud 
oder bösliche Verlaffung zerrüttet worden fei. 

Die Erfte Kammer erklärte fich Hiermit einverſtanden und behielt 
nur außerdem noch die Beränderung der Religion, fo weit ber Unter: 
fchied der Religion gleich Anfangs ein Chehinderniß geweſen jein 
würde, bei. 
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In der Zweiten Sammer kam der fo geftellte Entwurf nicht mehr 
zur Berathung. Noch jetzt iſt alfo das Alfg. Kandrecht das maaß- 
Es Eheſcheidungsgeſetz in dem ganzen geographifchen Bereiche feiner 

ültigfeit. 

In dem gemeinrechtlichen Bezirke der Monarchie, namentlich des 
Appellationsgerichtd zu Greifswald, des Juftigfenates zu Ehrenbreitftein 
und in Hohenzollern, gilt noch das fogenannte gemeine Recht, wie es 
Lehre und Gebrauch geftaltet haben, foweit e8 nicht Durch etwa noch 
beftehende Kirchenorvnungen (wie in Neu» Borpommern der Kal iſt) 
geieplich geregelt worden ift. 

Für den Bezirk des Apellattondgerichts zu Eöln kommt das Nas 
yoleonifche bürgerliche Geſetzbuch mit dem Snftitut dee Civilehe und 
einer rein bürgerlichen &heicheivung in Anwendung, fo daß das Ge⸗ 
biet der Kirche nicht berührt, jedenfalls fte fich felbft überlaften wird. 
Die Scheidungsgründe find Ehebruch der Frau, häuslicher Eoncubinat 
des Mannes, Sävitien, VBerurtheilung zu einer entehrenden Strafe, 
beiderfeitige beharrliche Einwilligung. 

So bifden denn die Chefcheidungsfachen eine bebeutende Rubrif 
dee bürgerliehen Gerichtsbarkeit, wo fie nach gewöhnlicher Procedurweiſe, 
von einigen wenigen Befonderheiten abgejehen, verhandelt und ent⸗ 
Ihieden werben. Eine Durchfchnittöberechnung von 5 Jahren aus dem 
brüten Jahrzehend dieſes Jahrhunderts ergab an 3000 jährliche Scheis 
dungen. Die Zahl verminderte fih in Etwas, nachdem durch die 
Königl. Verordnung vom 28. Juni 1844 eine gemeilenere Yorm der 
handlung und ein tieferes felbftändiges Eingehen des Richteramtes 
in die wahre Bewandniß der Sache vorgefchrieben worden war. 

Die feste, für das Jahr 1853 aufgeftellte Proceßtabelle ergiebt 
für die Provinzen des Allg. Landrechts und gemeinen Rechts noch die 
tithredende Zahl von 6908 anhängig geweſenen Scheidungsprocefien, 
wovon nur 912 durch Entjagung und Bergleich fich erledigten, alſo 
noch 6000 zur Entſcheidung flehen blieben. Davon iſt jedenfall der 
größeſte Theil auf proteftantifche Ehen zu beziehen. Wie viel Ehen 
getrennt worben, erhellt nicht. Nach den Mittheilungen des Herrn 
Juſtizminiſters bei ber vorjährigen Einbringung des Entwurfes zu 
Anem neuen Eheſcheidungsgeſetz ift indeß die frühere Durchſchnittszahl 
von 3000 jährlichen Eheſcheidungen fchwerlich vermindert worden. 
Öegenüber der obigen Zahl hatte der Bezirk des Coͤlniſchen Appellations- 
gerichtöhofes im Jahre 1853 nur 79 fchwebende Eheſcheidungsproceſſe 
IN berechnen, worin 35 landgerichtliche Scheivungsurtheile ergingen. 

‚_ lieber das Verhalten der evangelifchen Landeskirche zu dem Allen 
läßt fih mur fagen, daß fie, einzelne Stimmen abgerechnet, bie fich 
in ihr mit Kummer oder Eifer gegen dad herrfchende Syſtem ausge 
ſprochen Haben, dazu gefehwiegen hat, freilich in ihrer mnorganifchen 
Oemeindeform auch nur fehweigen fonnte. Eine Krifis ift endlich Herbei- 
geführt durch die feit 1831 in einzelnen Fällen vorgefommeneh Weige⸗ 
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rungen evangelifcher Geiftlihen, Ehen geſchledener Perſonen einzu 


fegnen, und durch den weiteren Erfolg, welchen biefelben gehabt haben. 


Schon die Denkſchrift V, ©. 64 ff. ertheilt darüber Auskunft, jedoch 
möge es erlaubt fein, aus einem dem Neferenten nad Anweiſung 
des Herrn Vorſitzenden mitgetheilten Verzeichniſſe noch folgende Notizen 


beizufügen. 
Im Ganzen find feit 1830 bis Juli 1856 238 Falle verweigert 


Trauung im Bereiche der evangelifchen Landeskirche vorgefommen. In 
158 Fällen wurde die Weigerung des betreffenden Geiftlichen durch die 
evangelifche kirchliche Behörde aufrecht erhalten, und nur in 80 Fallen 
die Trauung gewährt. Eine Durchfchnittszahl für ein einzelnes dieſer 
25 Jahre iſi freilich nicht zu ziehen, denn bis 1854 einfchließlich war 


die Gefammtzahl der jährlich vorkommenden Verweigerungen nur fer 





gering; erft feit 1852 ftieg fie über 10, nämlich auf 13, 1853 un 


1854 auf 11; 1855 dagegen auf AO, und in den erften ſechs Mo 
naten von 1856 ſchon auf BI. Bon diefen lesteren find 64 Ber 


weigerungen aufrecht erhalten, und nur 17 unter Gewährung ve 


Trauung reprobirt worden. Die Berfagung hatte zumeiſt ihren Grm 


in ſolchen Scheidungsurfachen, deren Tilgung von der Staatsgeſeß— 
gebung erwartet wird; häufig in der ehebrecherifchen Schuld der mit 
einander zur Ehe fchreitenwollenden Perfonen, wo die Regierung jet 
auch das fchlimmfte Aergerniß in den bisherigen Landesgefegen burg 
abfolutes Verbot der Ehe unter den ehebrecherifchen PBerfonen zu de 
feitigen beabfichtigt. 

Welche ſchonende Rüdficht das Königl. Haupt des Staates und 
der Kirche den Weigerungen ber Geiftlichen durch Allerhöchften Erlaß 
vom 30. Januar 1846 hat angebeihen laffen, mit welcher Umſicht und 
Meisheit die oberfte Kirchenbehoͤrde die Angelegenheit behandelt hat, 
welche Verwidelungen im Schooße der Landedfirche felbft eingetreten 
find, bedarf hier Feiner weiteren Ausführung, fondern es genügt die 
Bezugnahme auf die Denkſchrift und die darin mitgetheilten Erlaſſe. 


Menn nun die Allerhöchft genehmigte Synobalconferenz auch dazu 
benutzt werden fol, um eine materielle Norm zur Entfcheidung der 


Ginzelfälle zu finden, wobei ein Zwieſpalt zwifchen der Stantögeleh: 
gebung und dem Firchlichen Gewiſſen, fowie eine Störung der Ordnung 
in den firchlichen Kreifen felbft duch Sonderbündniffe von Geiftlichen 
in Beziehung auf die Ehefcheidungen und auf die Wiedernerheirathung 


gefchievener Gatten fich hervorgethan hat: fo wird es vorab darauf 





ankommen, das Verhältniß zu erkennen, in welchem fich die evange⸗ 


lifche Kirche Preußens zu diefer Frage befindet, und den Stanbpunft 
zu gewinnen, auf welchen ſich vie Conferenz bei ihren gutachtlichen 


Beſchlußnahmen zu ftellen hat. Denn wenn auch jenes Fein Gegen 
ftand befonderer Frageſtellung fein dürfte, fo wird es boch bei der 


Erörterung felbft nicht außer Acht zu lafien fein. 
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Allgemeiner Standpunkt der evangelifchen Landeskirche Preußens und 
der dermaligen Conferenz zur gegenwärtigen Trage. 


Der Standpunft, welcher für die evangelifche Landesficche Preußens 
in biefer Frage zu nehmen fei, kann nicht zweifelhaft fein. 

Die evangelifche Kirche in den Ländern des Haufes Brandenburg 
hat fih, wie auch anderwaͤrts in Deutfchland, wo fie fich -nicht in 
einer ganz autonomifchen Stellung befunden und erhalten Hat, mit 
vollem Bewußtſein der oberbifchöflichen Leitung der Landesobrigfeit in 
allen äußerlichen Dingen überlaffen, von ihr die Ordnung des Kirchen 
weiend empfangen, und eingedenk der Hinweifung des Erlöferd und 
der Apoftel zum Gehorfam gegen die Obrigfeit, deren Geſetze auch für 
fh al8 verbindlich angefehen und befolgt. Sie hat ihre organifche 
Eriftenz im Staate nur durch die Obrigkeit. Sie macht nicht den 
Anfpruch, dem Staat Geſetze vorzufchreiben oder durch ihn zu herrfchen; 
fie ift zufrieden, wenn fie Bekenntnis und Dienft des Evangeliums 
fowie Verwaltung der Sacramente in guter Ordnung pflegen kann. 
Nur dagegen wird fie zu flreiten haben, daß ihr und ihren Befennern 
etwad gegen das Evangelium auferlegt werde, eingedenk des Gebotes: 
Gebet dem Kaifer, was des Kaifers ift, und Gott, was Gottes ift. 
Das ift ihr Grundrecht dem Staate gegenüber, und unter dieſem Vor⸗ 
behalt nur befteht die innigfte Gemeinfchaft mit dem Staate. 

Diefe Stellung ift auch durch Art. 15 der Berfafiungsurkunde 
nicht verändert worven. Die evangelifche Landeskirche hat damit nicht 
von felbft eine neue Berfaffung zur eigenen Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten erhalten. Sie ift defienungeachtet in Haupt und 
Gliedern diejelbe geblieben, dad Kirchenregiment noch immer dasſelbe 
unter der oberbifchöflichen Leitung Sr. Majeftät ded Königs, fie ift 
nur für ihre befonderen Angelegenheiten und Einrichtungen gegen Das 
directe Eingreifen des allgemeinen Landesregiments Im Wege der Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung, das nicht in der allgemeinen ftaatsrechtlichen 
Competenz auch den Kirchen bes Landes gegenüber begründet ift, ge⸗ 
fichert worden. Erleidet fie darin Befchwerven, fo wird fie deren Ab- 
ftellung im Wege der DVermittelung dem Kirchenregiment und deſſen 
Haupt anheimgeben müffen. 

Das der Standpunkt der Kirche im Allgemeinen. 

Was aber die Stellung der gegenwärtigen Conferenz betrifft, fo 
wird fie fich ficher nicht als eine Vertreterin der Landeskirche felbft 
betrachten bürfen und wollen, oder ihre Meberzeugung ald Zeugniß des 
firhlichen Gefammtbewußtfeind geltend machen wollen. Vielmehr wird 
fie, dem Rufe des Kirchenregiments folgend, ſich darauf zu befchränfen 
haben, die Sachlage m ‚Erwägung zu nehmen, demnach zu prüfen, 
ob die Stantögefebe und Einrichtungen mit den ver evangelifchen Landes⸗ 
ficche innewohnenden Ueberzeugungen, ihren Sagungen und Gewiſſens⸗ 
pflichten in’ einem nicht erträglichen Conflict ſich befinden ober nicht, 
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und daran diejenigen Rathichläge zu knuͤpfen, welche zur Beſeitigung 
des Zwieſpalts dienen fönnen. Dabei wird fie fich nicht verhehlen, 
daß das Kirchenregiment nicht minder der Weishelt und richtigen Maß: 
haltung bedarf, ald eine Staatsregierung; daß Daher auch tief ein: 
ſchneidende plögliche Aenderungen des Beitehenden zu vermeiden und 
mit Vorficht anzubahnen find. Richt jeder Zelus geht won dem Geifte 
Gottes aus, fondern bedarf noch der Probe mid Prafung. 

Mit den hier vertheidigten oder als richtig vorausgeſetzten Ans 
fihten fleht feines der vorliegenden Gutachten in Widerſpruch. Zwar 
hat der Berfafler des zuerft abgedrudten Erachtens in fcharfer ge 
fchichtlicher und juriflifcher Ausführung dargelegt, daß die evangeliſche 
Kirche Preußens in ihrer derzeitigen Lage, mit ihren Organen ben 
Staatögefegen durchaus unterworfen, und im Befonderen verpflichtet 
fei, allen nach dem bürgerlichen Necht gefchiedenen und dieſem gemäß 
zu neuer Ehe fchreitenden Perfonen die kirchliche Trauung zu ges 
währen (S. 419). Abgeſehen indeifen, daß ſolches nur auf das Gebiet 
des Allg. Landrechts zu bejchränfen fein würde, beftreitet das Gut- 
achten nicht die volle Berechtigung der Landeskirche, die ihr gebotene 
Gelegenheit zu benugen, um von dem Zwange des Außeren Geſetzes, 
wo es die firchlichen Ueberzeugungen verlegt, befreit zu werben. Und 
darauf gerade fommt e8 an. Wenn ſodann auch der Berfaffer in 
Beziehung auf das befondere Rechtöverhäftnig ganz recht haben follte, 
fo würde doch der’ von ihm dargelegten Zwangspflicht ver Geiftlichen 
zue Trauung gefchiedener Perfonen, gegenüber. vem Schuß, welchen 
die Alerhöchfte Kabinetorbre von 1846 den Weigerungen gewaͤhrt hat, 
die praftifche Bedeutung entzogen fein und fo auch in dieſer Be 
ziehung das, was der Kirche Roth thut, in nähere Erwägung ge 
nommen werden müffen. 


Die Entfheidungsguellen im Allgemeinen. 


Wo findet nun die evangelifche Kirche die Richtfchnur ihres Ber 
haltens für die vorliegende Frage? Iſt fie vollſtaͤndig und allein in 
den bereitd an die Spige dieſes Vortrages geftellten Beftimmungen 
der heiligen Schrift enthalten? | | 

Viele finden fie darin unmittelbar und Harz auch der Referent 
für fih und fein Haus. Sie lautet: 

Kein Ehegatte fol fi) von dem andern tremmen und wieber vers 
Deisatden, 8 ſei denn wegen hurerifchen Verhaltens (nzooveie) bed 
ndern; 
wobei der Apoftel Paulus allerdings noch bie Conceſſion zu machen 
fich berechtigt gehalten Hat, fi) yon dem nichtchriftlichen Ehegatten, 
der fich trennt, ebenfalls frei zu Halten. Inzwiſchen ift dieſe ſtrengere 
Auffafjung bisher nicht in allen Kreifen evangelischer Belenntniffe durch⸗ 
gedrungen. Nur die fchottifche preöbpterianifche Kirche befolgt fie al 
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Norm mit etwas erweiterter Deutung des Ehebruchs, während bie 
anglicanifche Kirche bekanntlich an der katholiſchen Tradition der Unauf⸗ 
lööbarfeit Des Ehebandes ſelbſt feſthält und nur bürgerlich durch 
Parlamentsact eine Eheſcheidung quoad vinculam zu erlangen ſteht. 
Dagegen Hat ſich bei allen Kirchengenoſſenſchaften des europäifchen 
Continents, fowohl Iutherifchen als reformirten Befenntniffes, nicht 
allein in Deutfchland, fondern auch in Schweben und Dänemark, feit 
der Reformation eine etwas weitergehende Praris der Chefcheidungen, 
wenn auch in Anlehnung an die Beſtimmungen der heiligen Schrift, 
ergeben. 


Es wird hier nicht darauf ankommen und auch wohl nicht als 
Aufgabe der Conferenz angeſehen werben, die Berechtigung der evan- 
gelifchen Kirche, gegenüber ven Vorfchriften ded neuen Bundes, zu unters 
fuhen. Man kann mit fich felber darüber vollkommen Har fein, aber 
man wird fich nicht befugt halten dürfen, die eigene Meberzeugung ale 
einen Canon der ganzen Landeskirche geltend zu machen. Auf feinen 
Hall wird der Kirche im Ganzen das Recht der Auslegung abzufprechen 
fein. Und wenn auch nicht gegen die verpflichtende Kraft und An- 
wendbarkeit der mehrgedachten Beftimmungen für die Kirche geltend 
gemacht werden darf, daß darin zwar. eine lex virtutis, aber feine 
Vorſchrift für Die weltliche Obrigfeit gegeben fei, fo bleibt Doch noch 
der Zweifel: ob der Heiland in feiner Erklärung, die fich unmittelbar 
auf die freie jübifche Ehetrennung mittelft Scheidebriefes bezog und 
felbige auf den Fall des Ehebruchs befchränfte, zugleich auch die Falle 
eingefchlofien haben wollte, wo die Obrigfeit eine Ehe aus beſtimmten 
Gründen, als thatfächlich unmöglich, trennt; ob ferner Diejenigen Ehen, 
mo ed. zu der vom Heiland felbft berührten natürlichen und alttefta- 
mentlichen Borausfegung: „und werden die Zwei Ein Fleifch fein“, 
noch gar nicht gefommen ift, vieleicht auch nicht fommen kann! An⸗ 
geſichts dieſer Fragen und Bevenfen wird der Einzelne feine eigenen 
Ueberzeugungen wohl gefangen halten müffen, ſich vielmehr, foweit es 
Andere betrifft, der Firchlichen allgemeinen Ueberzeugung unterzuoronen 
haben, und auch für den Staat wird letztere allein maßgebend fein. 
Die Schwierigfeit liegt hierbei darin, was denn ald die allgemeine 
Mebergeugung oder Nichtfchnur ber evangelifchen Landeskirche, namente 
fih der unferigen, anzufehen, und woraus fie zu fchöpfen ſei. 

y * zu Anfang des achtzehnten Jahrhunderts fand fie ihren 
usdruck 
1. in den Befenntnißſchriften der evangeliſchen Kirchen, welche indeß 
den in Frage befindlichen Gegenſtand blos in einzelnen Be⸗ 
ziehungen berühren und nicht erſchöpfen; 
2. in ben von ber evangeliſchen Landesobrigkeit meift mit Benußung 
geiftlicher Autorität und Rachſchlaͤge, vielfach auch mit ben 
Ständen der Landesgemeinde berathenen oder von ifmen un⸗ 
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weigerlich befolgten Kirchengeſetzen, vornehmlich den ſogenannten 

Kirchen⸗, Viſitations⸗ und Eonfiftorial-Dronungen; | 
3. in der von den Reformatoren felbft ſchon eingeleiteten Praxis in 

Ehefachen bei den Eonitftorien und anderen geiftlichen Gerichten. 


Sonftige Organe oder Mittel einer eigenen canonifchen Ent- 
wicelung haben wenigftens die deutfchen evangelifchen Kirchen früher 
nicht gehabt. Die Doctrin bewegte fich felbft nur in diefem Kreife um 
ftand mit der Praxis in Wechſelwirkung. Ä 


So verhielt e8 fih auch mit der evangelifchen Kirche in den ver; 
fchiedenen Theilen unfered Landes, namentlich in Betreff der Eheſachen. 
Sie waren in jener Zeit, wie faft überall, den Conſiſtorien, welche 
einen vorherrfchend Firchlichen Charakter hatten, übertragen. So im 
Befondern dem vom Kurfürft Joachim 1552 in Berlin eingefehten 
Bonfiftorium, deſſen Beifigern nächftvem durch die Viſitations⸗ und 
Eonftftorials Oronung von 1573 die eidliche Verpflichtung auferlegt 
ward, in allen Gewiffensfachen „nach diefer Ordnung und fonft, was 
hriftlih und Necht fei, zu richten”, mit näherer Hinweifung auf dad 
Wort Gottes, wie folches in den prophetifchen und apoftolifchen Schriften 
auch den daraus gezogenen Symbolis und der Augsburgifchen Con— 
feffion begriffen und verfaßt fe. ine befondere Beftimmung wegen 
der Ehefachen wird weiterhin noch anzuführen fein. 

Allerdings Haben jene Quellen vielfach den Landesgeſetzen gegen, 
über ihre rechtliche Anwendbarfeit verloren; einige von ihnen find gan; 
verfiegt, wie die Conſiſtorial⸗Gerichtsbarkeit in Ehefachen -feit 1748 
durch die Mebertragung derfelben auf die weltlichen Gerichte. Jedoch 
bat felbft noch das Allg. Landrecht, TH. N, Tit. 11, $. 66, wegen ber 
befonderen Rechte und Pflichten der Geiftlichen in Anfehung ihre 
Amtsverrichtungen auf die Konfiftorial» und Kirchenorbnungen hinge 
wieſen. Wenngleih nun unfere Kicche ein Jahrhundert hindurch in 
ihrer. völligen Unterorbnung unter bie. Staatsgewalt jeder eigenen 
canoniſchen Entwidelung entbehrt hat: fo wird fie doch das Recht dazu 
nicht verwirft haben. Inſoweit es ſich aber davon handelt, in einen 
Gonflict mit dem Staate zu treten, fich Geſetzen und Einrichtungen zu 
entziehen, und der Kirche das Recht ihrer eigenen Weberzeugung zu 
vindiciren: wird wenigftens Die gegenwärtige Conferenz, bis zu einfliger 
Gewinnung eines anderen vollgültigen Ausdruckes evangelifcher Ge⸗ 
fammtüberzeugung, ſich mit Erfolg nur auf die vorhin gedachten Quellen 
beziehen und fo das Recht der Kirche gleichfam an den legten cano⸗ 
nifchen Befisftand anfnüpfen können. Dabei wird ed aber gewiß er | 
faubt fein, auch auf die Kirchengefege und canonifche Entwidelung 
anderer deutſchen Landesfirchen von gleicher Wurzel Bezug zu nehmen. 
In dieſer Weife fol verfucht werben, bie Löfung der von der Gonferen 
rüdfichtlich der Eheſcheidungen zu beantwortenden Fragen unter firenger 
Benubung der vorliegenden Butachten vorzubereiten, | 
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Die befonderen Sragen. 


l. Welches find die in der evangelifchen Kirche Deutſch— 
lands, bezüglich in den preußifchen Landen, aner— 
fannten Scheidungsgründe? 

Schon das erfte Sahrhundert der evangelifchen Kirche führte zu 
einer principiellen Umpgeftaltung des Cherechts und zwar, was nicht 
vergefien werden darf, im Gegenſatz und in der Beläimpfung: der 
dazumal eingeriffenen Sittenlofigfeit, die auch zu einer Entfittlichung 
ver Ehe, zumal bei der Kormlofigfeit damaliger canonifcher Ehe⸗ 
(hließung, geführt hatte, wie man befonderd aus Luthers Abh. von 
Cheſachen 1930 (Erl. Ausg. XXI, 14T) erfahren kann. Zu welchen 
Anfihten ſich die Neformatoren in Betreff der Ehefcheidung, ihres zus 
thenden Grundes und Ihrer Wirkungen befannten, hat unter ven 
vorliegenden Gutachten beſonders das fünfte (v. Strampff) mit vors 
herrſchender Berüdiichtigung der Aeußerungen Luthers darzulegen 
unternommen. Dus Ergebniß der Erörterung findet fi ©. 485 zus 
Immengefaßt: Die Ehe war Luther'n ein hochheiliger Stand; er 
fannte feine Scheidung als im Falle des Ehebruchs, der Berfagung 
der ehelichen Pflicht und der bößlichen Verlaffung. Ob nicht Luther 
in einzelnen Ballen über dieſe Grenzen noch hinausgegangen fei, wird 
fh am beften bei der Anführung der einzelnen Scheidungsgruͤnde in 
Letracht nehmen laſſen. Hier möge vorab nur unter Benugung ber 
m Gebote ſtehenden Matertalien eine kurze Meberficht der ihn leitenden 
Geſichtspunkte ihre Stelle finven. | 

Luther's Ueberzeugungen haben fich feit 1520 in folgender Weiſe 
kind gegeben. Nachdem er noch in einer 1519 gehaltenen Predigt 
die Che als ein Sacrament behandelt hatte (Erlanger Ausg. von 
.W. XVI. 150. 138) gelangte er zu der Auffaffung, die Ehe fei zwar 
an äußerlich weltlich Ding und weltlicher Obrigkeit unterworfen, jedoch 
mt dem Bebing, daß dadurch dem Gewiſſen nicht zu nahe getreten 
werde und dem Seelforgeramt dabei die. Thellnahme nicht verfagt werbe 
(Von Ehefachen 1530 im Ausz. bei v. Strampff, ©. 474— 476). 
Denn er erfannte anderwärts darin einen heiligen Stand (u Palm 128, 
Valch IV. 1749) und ferner mit Paulus, eine göttliche Gabe; ja, 
der Cheſtand ſei der allergeiftlichke Stand (Walch VII, 1006) und 
m der Traurede ad Ebr. 13. Hagte er: „die Vernunft und Welt 
Halt es nicht fonderfich dafür, daß ver Gheftand ein Gottes⸗-Geſtift 
I. Ein Chriſt aber fol die Ehe vom unehlichen Leben durch Gottes 
Rort wohl wiſſen zu unterfcheiven. Wenn du Gotted Wort Dagegen 
haltft und anfleheft, damit diefer Stand gefegnet und gegiert ift, daß 
wird dich wohl erhalten und wiederum tröften und wird bir einen 
heiligen und geiftlichen Stand daraus machen. Und ihm gefchieht 
Untecht, daß fie es einen weltlichen Stand genannt haben, es follte 
an göntlicher und geiſtlicher Stand heißen.“ 
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So Hielt denn auch Luther fi und andere Seelforger zu | 


Rathgebern für die Obrigfeit in fchwierigen Fällen berufen (Schrift 


von Ehefachen); jedoch überließ er der Obrigkeit allein das Urtheil über 
den Beitand der Ehen und erklärte gelegentlich unter Berufung auf 
Matti. 22, Rom. 13, Petr. 2, „daß die Ehe, fo bie Obrigkeit in ge 
wiſſen Graben zuläßt, oder fonft billiget, was wider Gottes 
Wort nicht ift, eine rechte Ehe ſei“. Endlich ſprach er beftimmt 
aus: daß zwar ein Scheider gefchehen möge, jedoch durch die, fo in 
der Obrigfeit Stande fein, und ein Menſch ſich felbft nicht ſcheide. 
Denn Gott wolle der Buhlerei gewehret haben (Auslegung eblicer 
Eapitel des Evangelii Maͤtthaͤi von 1537 bis 1540. Band XLIV, 


431 —140 zu &ay. 19, 3.9). 


Die Vermittelung zwifchen dem obrigfeitlichen und Seelforgerunt 


in Ehefashen ergab ſich nächfldem in der Anordnung und Belegung 
der Confiftorien. 

Die einzelnen zuläffigen Scheidungsgründe a vinculo anbelangen), 
tritt in Betreff des Ehebruches bei Luther nicht der geringfte Zweifel 
entgegen, ja es lehnt fich bei ihm die Zulaffung anderer Scheidegrünt 
mehr oder weniger an jenen Fall an. Eine felbfikändige Bedeutung 


gab er indeß ſchon 1520, unter Bezug auf 1 Kor. 7, 45, der indes 
maliger Zeit wahrfcheinlich fehr ‚häufigen Verlaffung des "Ehegatten, 


wenigftend machten ihm Bälle der Art viele Qual und Sorgen (Schift 





über die Babyl. Gef. ver Kirche. Leipziger Ausgabe XV. 550). & 


fagt: „hier läßt St. Paulus zu, daß ber abgefchiebene Ungläubige 


möge freigelaffen werben, und giebt dem Gläubigen die freiheit, eine 
andere zu nehmen. Warum follte es nicht auch gleich gelten, fo ein 


Gläubiger, d. i. der allein dem Namen nach gläubig, in dem Wal 
aber ſelbſten ungläubig ift, fein Gemahl verläßt, vornehmlich fo et 
Willens ift, nimmermehr wieder zu kommen? Ich finde wahrlich auf 
beiven Theilen feinen Unterſchied. Doch urtheile und ſchließe ich 
hierinnen nichts, wiewohl ich nichts mehr wuͤnſche, denn daß ed De 


fchloffen würde, weil mich und viele Andere mit mix amieht nichts 
heftiger befümmert.” Zur beftimmteren Anerkennung gelangt dieſet 
Scheidegrund in der Predigt vom ehelichen Leben (1522, Bd. XX, 72, 
Erl. Ausg.), und zwar in Verbindung mit dem der Verſagung che 
licher Pflicht: „wann fih Eins dem Andern ſelbſt beraubt ober enl⸗ 
reißt, daß es ihm die eheliche- Pflicht nicht zahlen, noch bei ihm bleiben 
will”; ſodann in der Auslegung des 7. Kap. 1 Eor. (1523, Band LI, 
37. 43), in einem Briefe an den Raih und Pfarrer. gu Dommitzſch 
(1525, LUI, 326), vorzüglich in der Schrift von Eheſachen (1530, 
XXI, 145) und in der Auslegung des Cap. 5—7 Matth. (1532, 


XL, 121), Hier noch mit Bezug auf 1 Tim..5, 8: „Sa eben Jemand 


bie Seinen, fonberlich feine Hausgenoſſen nicht. verfonget, der hat den 
Glauben perleugnet und iſt ärger denn ein Helde‘,. - . 
Die bösliche Verlaffung erfcheint übrigens. bei Luther Beineöwege 
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blos in der Schalt eined Davonlaufend, ohne Abſicht der Wiederkehr, 
ſondern auch als beharrliche Abfonvderung. Dies exhellet beſonders aus 
der Schon mehrfach angeführten Auslegung des erfien Corintherbriefed 
von 1523 a. a. O. zu 2. 10. 14, wofelbft die Meinung bargelegt:ift: 
„wenn ſich Eins nicht wollte mit dem Andern verſöhnen umd fchlechtö 
abgeiondert bleiben und das Andere fonnte nicht Kalten und müßte ein 
Gemahl Baben, was follte dafjelbe tun? Ob ſich's möchte verändern? 
Sa ohne Zweifel, denn weil ihm nicht geboten ift, keuſch zu leben 
und hat auch die Gnade nicht und fein Gemahl will nidyt und nimmt 
ihm aljo den Leib, deß er nicht entbehren kann: wirb ihn Gott nicht 
drangen zum Unmöglichen um eines Andern Frevel willen und. muß 
tun, ald wäre ihm fein Gemahl geftorben, fonderlich weil es an ihm 
nicht fehlte, Daß fie zuſammenkaͤmen. Jenes aber, das nicht will, fol 
ohne Ehe Bleiben, wie hier St. Paulus ſagt“ (LI, 37). — In Ueber⸗ 
änfimmung Hiermit hat denn Luther auch in dem befannten Schreiben 
vom 1. Februar 1530 an den Kurfürften von Brandenburg umb ans 
die daſigen Bifchöfe auf Anrufen eines gewifien Hornung zu Berlin, 
der fh von feinem Weihe durch fchriftlichen Vertrag abgefondert hatte, 
jdodh wiederum die Fortfegung der Ehe verlangte, „um Abſtellung 
diefeß großen Aergerniſſes“ gebeten, mit dem Anheimgeben, die Hornung 
unter der Warnung, daß ihr Mann fonft von ihr als einer 
öffentlichen Ehebrecherin losgeſprochen werden würde, 
zut Ruͤckkehr aufzufordern, wobei übrigens zugleich die Sträflichfeit des 
vorangegangenen Vertrages: hervorgehoben ift, da fich der Menſch nicht 
ſelbſi ſcheiden dürfe (Luther’s Werke, Walch X, 874 folg.). 
Bedenklicher war es, daß Luther fich herbeigelafien hat, in einem 
inelnen Balle, wo ein Cheweib wegen Ausfages ſich in ein Spital 
begeben hatte, auf erfolgte Anfrage sub dat. Wittenberg, Barthol. 1527 
zu erklären: „daß, falld der Mann fein Haushalten nicht ohne ein 
Ehemeib verforgen fünne noch möge, fo wiſſe er ihm nicht zu wehren 
hoch zu werbieten, ein ander Weib zu nehmen, achte auch er für Gott 
wohl entfchulpigt, weil fein voriges Weib von ihm williglich geſchieden, 
ih ewiglich fein verzeihet, dadurch fie billig für tobt und er felbft frei 
von ihr zu urtheilen fei. Wo fie aber nicht hätte fo ganz verwilliget, 
ware ed ein ander Ding, denn fonft allenthalben fo viel Muthwillens 
firgenommen werde in Eheſachen, daß nicht leicht einzuräumen fei fo 
viel Aergerniß.“ (LU, 406. LXI, 243, Hieron. Brüdner, Decision. 
matrimonial, c. 23 u. 25.) 
Inzwiſchen nimmt dieſer nicht unbebenkliche Rathſchlag nicht for 
wohl die Krankheit an und für fich ald Scheivegrund an, ald vielmehr 
it freiwillige immermährende Abſonderung des Franken Chegatten. 
duthers ſpaͤtere Schrift von Eheſachen (1530) laßt eine fo weit 
ende Ausdehnung der Scheidegründe nicht mehr durchſchimmern, und 
in Jahre 1531 bevorwortete er fogar die Schrift feines Anhängers 
oh. Brenz, „Wie in Eheſachen — nach göttlichen billigen Rechten 
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chriſtlich zu handeln ſei,“ worin, wie das Gutachten V, ©. 472 nad; 
weiſet, die Eheſcheidung nur wegen Ehebruchs, wegen halsſtarriget 
Verweigerung der ehelichen Pflicht und gegen den ungläubigen Ehe 
gatten, welcher den Glauben verläßt, nachgegeben wird, in allen andern 
Fällen, wo die Obrigfeit ſcheidet, derfelben überlafen wird, dem Dane, 
ber fich in Zornfachen von feinem Weibe geſchieden hat, zu geftatten, 
eine Goncubine zu nehmen, ein Ausweg, der befanntlicy nie von der 
evangelifchen Kirchen- und Staatöpraris angenommen worden ift. Daß 
übrigens Luther denſelben gebilliget habe, ift aus feinem Vorwort 
eben fo wenig zu entnehmen, wie die Befchränfung der böslichen Ber: 
laſſung auf den Fall der Abfonvderung eines ungläubigen Ehegatten von 
dem Gläubigen, wiewohl nicht zu beftxeiten if, daß die Theologen 
jener Zeit in beſonderen Ballen Eonceffionen gemacht Haben, wodurch 
einerfeitd ein beſtehendes Eheband gegen Auflöfung gefchügt, anderer: 
feitö dem Ehemann zur Vermeidung von Hurerei und Unreinigkeit ein 
Nebenweib geftattet wurde (vergl. Brüdner.l. c. $. 28). 

Die Anfichten Melanchthon's gingen in einzelnen Beziehungen 
weiter, ald Luther’s. Indem er in feiner Schrift de conjugio*) die 
Unauflöslichfeit der rechten Ehe an die Spite ftellt, exfennt er doch 
eine durch das weltliche (römische) Recht eingeführte gänzliche Scheidung 
für zuläffig an, wenn fie nur durch Richterfpruch und anf Antrag des 
unfchuldigen Theiles erfolgt. Als Gruͤnde dazu betrachtet er Ehebruch, 
Berlaffung, lebendgefährliche Behandlung, aber nicht bloße Calamität, 
worein ein Theil gerathen ift (Opp. Viteb. 1601, t. I, p. 341). 
Jedoch Hat er deſſenungeachtet in einem Fall auch die Scheidung wegen 
Ausfages gutachtlich befürwortet (Dedekenn, Consil. theol., Vol. Ill, 
Cap. 1). | 

i Bon Zwingli’s Meberzeugungen giebt die unter feinem Einfluß 
zu Stande gebrachte Ehegerichtsordnung von 1525 Kunde. Dafelbf 
ift zumächft verorbnet, „daß jegliche Ehe, fo rechtlich bezogen worden, 
öffentlich in der Kirche bezeugt .und mit der Gemeinde Yürbitte u 
fammen gegeben werde. Sodann wird erklärt: es zieme einem Ehe 
menfchen, das Feine Urfache dazu gegeben hat, das andere, jo an 
öffentlichem Chebruch ergriffen wird, von ihm zu floßen. Der über 
führte Ehebrecher ſoll zu Feiner neuen Ehe kommen und: übervem auch 
firchlich gebannt werden. Dann aber heißt es weiter: Da bie Ei 
von Gott eingefegt fei, Unfeufchheit zu vermeiden, gleichwohl mande 
von Natur oder wegen anderer Gebrechen ungefchidt und unmöglid 
zu ehelichen Werfen feien, fo follen fie doch wenigſtens noch ein Jahr 
zufammentreffen. Wuͤrde ed aber nicht befier, fo folle man fie von 
einander fcheiden und anderswo ſich vermaͤhlen laffen. Stem gebe ® 
noch größere Sachen denn Ehebruch, als fo Eines das. Leben verwirlie, 


3 Die Schrift de Conjugio ſteht im lateiniſchen Corpus doctrinae md 
nähert ih mithin ſogar den ſymboliſchen Schriften der Intberifchen. Kirche. 
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nicht ficher vor dem Andern wär, wuͤthende, unfinnige, „mit Hury“ 
tragen, oder jo Eins das Anders unerlaubt verläßt, lang aus wäre, 
ausfägig und dergleichen, worüber Niemand wegen Ungleichheit ber 
Sachen ein gemäß Gefeg machen könne: da follten die Richter er⸗ 
fahren und handeln, wie fie Gott und geftalten der Sachen unterwiefen 
mirden.” (Richter, Evang. Kirchen-Orbnungen 1, 22). 

Calvin war firenger; ex fennt durchweg nur die Scheidung 
wegen Ehebruchd und bößlicher Verlaffung, welche beide auch nur 
allein in den Genfer Ordonnanzen von 1541 eine Stelle erhalten 
haden (vgl. das Gutachten VII, S. 539). Bullinger ging aber 
wieder weiter und hielt-auch „Unvermöglichfeit ehelicher Werke halber“, 
wodurch der andere zur Hurerei gedraͤngt werde, für einen zufäffigen 
Cheſcheidungsgrund (Vom Cheftand Cap. 25). 

So war es denn unter den Meformatoren zu Feiner feften Ber 
genung der Scheibegründe gefommen. Sie überließen die nähere 
Beſüinmung und Judicatur der weltlichen Obrigkeit, bemühten fich 
aber doch, wie namentlich Quther und Calvin, die Autorität des 
Wortes Gottes aufrecht zu halten und im Hinblid darauf ihren Ges 
wiſſensrath zu ertheilen. Die Ergebniffe der erſten reformatorifchen 
Betheiligung an der Ehefcheidungsfrage finden fich gewiffermaßen zus 
Inmmengeftellt in dem Werke des Leipziger Pfarrers, Erasmus _ 
Sarcerius, Corpus jur. matrimonialis, gejchrieben 1553 (Frankfurter 
Außg.v. 1569, fol.). Die Chefcheidungsgründe werden daſelbſt (BL. 222) 
auf Ehebruch, Defertion und Verweigerung der ehelichen Pflicht vom 
litchlichen Standpunkte aus zurüdgeführtz jedoch finden fich in der 
Naſſe des gefammelten Materiald noch viele Entfcheidungen und Meis 
Nungen, die über jene drei Gründe hinausgehen, worauf weiterhin 
zurückzukommen fein wird. Im Allgemeinen erfcheint nur noch die in 
dem daſelbſt mitabgedruckten Bebenfen etlicher Theologen, aus der Zeit 
des Anfangs des Evangelii (BT. 196 folg.) enthaltene Anficht bes 
merfendwerth: daß, obgleich der Herr neben dem Ehebruch andere 
Urſachen der Eheſcheidung nicht abgeſtricket habe, er doch nicht alle 
vermeinten Wrfachen zugelaffen habe, ſondern allein diejenigen, vie 
font in der Schrift gegründet feien und am Ehebruch 
bangen (BI. 2116), gleichwie Bullinger a. a. D. gefagt hat: daß 
wenn der Herr Jeſus nur Hurerei oder Ehebruch benennet, damit doch 
ungezweifelt gleiches und größeres nicht abgeſtrickt worden, ſondern 
auch verftanden und eingefchlofien ſei (189b). 


‚ Die Bekenntnißfchriften der neuentftandenen Kirchen be= 
führten den Gegenſtand nur in feinen Wurzeln und in vereinzelten 
lärungen, aber im Sinne ber Reformatoren. So zunädft die 
Apologie der Augsburgiſchen Eonfelfton VII de numero et usu sacra- 
Mentorum, wofelbft die Ehe von den eigentlichen Sacramenten des 
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neuen Bundes ausgeſchieden und blos anerfannt wird: Matrimonium 


est institutum statim initio ereata genere humano, habet autem 


mandatum Dei, habet et promissiones, non quidem proprie ad. N. T. 


pertinentes, sed magis pertinentes ad vitam corporalem. In Ber 
bindung damit find diejenigen Stellen zu bringen, worin der Unter 
fchied der geiftlichen und weltlichen Macht, das Recht der letzteren auf 
jadicia de civilibus ordimationibus aut contractibus audgefprochen wird | 


(Confess. Aug. VIL de potest. eccles.). 





So haben demnachſt die Schmallaldifchen Artikel, rabr. de po- 
testate et primatu Papae, bie hergebrachte bifchöfliche Gerichtsbarkeit 


in Eheſachen als auf menfchlichem Recht besuhend, und dabei eine 
und die andere biöherige firchliche Satzung in Eheſachen ald Unredt 
bezeichnet, darunter als »injusta etiam traditio, quas prohihet eon- 
jugium innocenti post factam divortium.e Es wird endlich gelehtt, 
daß zur Abftellung dergleichen Unrechts e8 Sache der weftlichen Obrigkeit 
fei, andere Gerichte für Eheſachen anzuordnen. 

Auch die Bekennmißfchriften der reformirten Kirche find anf die 


Eheſcheidungsfrage nicht tiefer eingegangen. Jedoch befagt die Conl. 


Helvet. I. (Basil. 2) 3if. 27: „Bon der heiligen Ee“, und wie nun 
fölich ee, vor der Filchen mit einer herrlichen offenbarung und glübt 
beftättigt wird, alfo fol ouch der obergemwalt acht haben umd bar 


an fin, das die ee billig und orbelich bezogen und recht und eerbelid 


gehalten werde, auch nit Inchtlich on wychtige und rechtmäßig: 
urſachen getrennt und gefcheiden werde (Niemeyer, Coll. 
confess. ecel. reform. p. 115). Und die Conf. Helv. Il. (Ibid. p. 533) 
ſprach aus XXIX: »Conjugia eontrahantur... . in illum maxime finem, 
ad quem Dommus conjugia instituit, et confirmentar publice in 
templo cum precatione et benedietione. ... Colantur sanete. Consli- 


tuantur legitima in ecclesia judicia et judiees saneti, qui tueantur 


conjugiae, was jedoch nach dem folgenden Abſchnitt XXX offenbar 


ald Sache des magistratus politieus anzufehen ift. 
Einen beftimmteren Ausdruck, ald in den Bekenntnißſchriften det 





neuentflandenen Kirche, erhielt der Gegenftand in den verfehiedenen 
Kirchen⸗ und Eonfifterialordnungen des fechszehnten Jahrhunderts. Hiet 
überhebt ung die forgfältige Darlegung des Verfafiers von Gutachten, 


Dr. O. Goͤſchen in feiner Doctrina de matrimonio, Halle 1848. 4, 


wobei die Richter'ſche Sammlung der Kirchenordnungen bie Grund 
lage bildet, beinahe jeder weiteren Nachweifung. Die Ergebniffe ſind 
1. Es wird von den meiften jener Ordnungen die gänzlide Che 
ſcheidung wegen Ehebruchs und wegen bößlicher Verlaffung 


anerkannt. 

2. Nur einige Wenige haben die Scheidung allein auf den Fall 
des Ehebruchs befchränft (angeführt bei @öfchen I. o. not. 24, 
denen noch die erfte profeftantifche Landesordnumg für das Herzog⸗ 


chum Preußen von 1525 — Richter I. 32 — am die Halbſche 
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Aischenorbnung von 1526 — ibid. p. 47 — beigefiigt werben 
nnte). 

3. Eimige derfelben gehen noch über Die zwei gewöhnlichen Schei⸗ 
dbungdgrände hinaus, wie namentlich die Conſiſtorialordnung für 
dad Herzogihun Preußen von 1584 bei lebensgefährlicher Miß⸗ 
handlung (anders als in der brandenburgifchen Kirchenordnung 
von 1573), oder fo, daß fie wegen der Falle einer zuläffigen 
Scheidung auf das geltende weltliche Recht oder auf die Rechts⸗ 
verfländigen hinverweifen (Goſchen, not. 216. 217). 

Es darf enplich nicht unbemerft bleiben, daß felbft folche Kirchen- 

onungen, welche ausdrüdlich nur der beiven Fälle gevenfen, im Alls 
gemeinen gewwifle Nebenquellen anerfennen. So Bat im Befonderen bie 
brandenbusegifche Viſitations⸗ und Conſiſtorialordnung beftimmt: „In 
Cheſachen follen fich Confiftoriales in Fällen, davon in der Viſi⸗ 
tatens⸗ und in diefer Eonfiftorialorpnung nit fondere Grwähnung 
geihiehet, deren bis hieher darein gebrauchten Geiftlichen Rechte 
verhalten”, und zulegt am „Beſchluß“: „Da ein Fall fürfiele, der in 
diefer Ordnung nicht decidiret oder vermeldet, Soll es damit nach ge 
meinen befchriebenen Rechten gehalten werven.” Richter II, 385. 
Mit den bis hieher gebrauchten Geiftlichen Rechten kann gar wohl 
don das feit der Reformation in Uebung gelommene Recht gemeint fein. 
iM So hat auch die wenige Jahre fpätere Furfächfifche Kirchenoronung 
eſtimmt: 
„Dieweil in Ehe⸗ und anderen dergleichen Sachen etliche vorneme 
Theologen, Lutherus und Philippus, aus der Goͤttlichen Schrift 
etliche opinionen, fo ſich mit den gemeinen Rechten nicht durchaus 
vergleichen, gezogen, So ſollen unfere Conſiſtorialen auch dieſelbigen 
in guter acht haben und darauf, ſoviel deren in unſeren Landen 
bißanhero gehalten und durch den Brauch der Conſtſtorien ange⸗ 
nommen, die urtheil und abfcheid richten und faßen.” 

Hier war alſo ganz offenbar den reformatorifchen Anflchten, bie 
oben dargelegt worben find, ein fehr entſchiedener Einfluß geftattet. 

Da nun jene felbft nicht ſchlechterdings bei dem Wortbeſtande der 
Schriftſtellen ſtehen gebliehen waren, ſo kann es nicht befremden, daß 
ve Conſiſtorialpraxis ſchon früh eine Reigung zum Latitudinarismus 
annahm, wenn Falle vorkamen, welche vermöge ihrer beſonderen Bes 
Ihaffenheit nach den ſtrengeren Regeln der Kirchenorbnungen zu einer 
Scheidung nicht führen Eonnten, gleichwohl einer billigen Berüdfichtigung 
tringend zu bebürfen fchienen. Dean erkennt folches namentlich fchon 
n den von dem Sachfen- Meiningenfchen, nachher Gothaiſchen Rath, 
Sieronymus Brüdner (geb. 1639, geft. 1693), mitgetheilten De- 
cisiones iuris matrimonialis, von denen mehrere noch aus dem jeche- 
zehnten Jahrhundert herrühren. 

Indeſſen hielten die firengeren Theologen und Juriſten allerdings 
an den beiden allein für ſchriftgemaͤß erachteten Scheidungsgruͤnden, 
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Ehebruch und boösliche Verlaſſung, während des ſiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts feſt (vgl. Strippelmann, Eheſcheidungsrecht ©. 76. 83), 
und namentlich fallt hier die Autorität Benedict Carpzov's (+ 1666) 
in’s Gewicht, obſchon auch er das Zugeſtaͤndniß gemacht. hat, daß 
durch die Worte des Erlöfers bei Matthäus weder malitiosa desertio 
noch aliae causae divortii ausgefchloffen feien. Jprud. consist. Il, def. 201. 
n. 3. Allein nachdem Chriſtian Thomafius durch feine Schrift: 
„Bon dem Recht der evangelifchen Landesfürften in theologifchen Streilig- 
feiten“ 1696 dem Territorialismus die Bahn eröffnet hatte, wurden 
alsbald auch die Chefcheidungsgründe der bisherigen Firchlichen Aufs 
faffung entrüdt. Ein Borlämpfer dieſer neuen Richtung wurde J. 
Frieder. Kaifer (geb. 1685, geft. 1750), weicher in einer zu Halk 
1715 unter Zuft. Henning Böhmer vertheidigten Differtation, de 
jure principis evangelici circa divortia, die Ehe und deren Beſtand 
lediglich dem weltlichen Forum vindicirte, und darnach fuͤr Eheſcheidungen 
andere Brincipien und noch andere Gründe, als die bisher angenom- 
menen, aufftellte. Diefe Richtung warb allerdings befämpft, wie die 
zu Halle gevrudten Controversiae circa jura divortiorum darthun, 
verworfen auch von 3. Balth. Wernher (1742), von Gottir. 
Ludwig Menden (+ 1744) und Anderen. Juftus Henning 
Böhmer felbft, obgleich ebenfalls Territorialift, fuchte zwar den allzu⸗ 
weiten Gonfequenzen jener Lehre auf biefem Boden entgegenzuireten, 
allein auch er bleibt in feinem jus. eccles. Protest. IV, A, 19 keineswegs 
bei den bisher angenommenen hauptfächlichen Scheidungsgründen ftehen, 
fondern fügt ihnen noch verſchiedene andere unter Benußung von Ana⸗ 
logie, Rechtöprarid und fonftigen juriftifchen Autoritäten bei. Seiten 
erlangte die laxere Anficht immer mehr die Oberhand, theils mit de 
Annahme, daß auch der Landesherr Scheidungsgrünve neben dem Cvan⸗ 
gelium zulaſſen Eönne, theils durch naturrechtliche Betrachtungen, wie 
3. B. Leyfer in feinen Meditationen ad Pand. (spec. 315, med. 1) 
ein divortium für gerechtfertigt hält, quum omnes fines matrimonii 
in perpetuum cessant; felbft die Furfächfifche, immer noch ſehr gemeflen 
gebliebene Conſiſtorialpraris erlangte durch Iandeöherrliche Refolution 
von 1785 die Conceſſion der analogen Zulaffung folcher Eheſcheidunge⸗ 
gründe, welche der ehelichen Treue und dem Zwecke ber Ehe eben ſo 
fehr zumwiderlaufen als Ehebruch und malitiosa desertio, fo daß nun 
mehr auch quasi desertio durch Verweigerung ver ehelichen Pflicht, 
Nacftelung nach dem Leben, längere Verwirkung der Freiheit und 
BVerflandeszerrüttung eine Stelle unter den Scheidungsgründen erhalten. 
(Weber, Grundfäpe ded im Königreich Sachſen geltenden Kirchen 
rechts, Il (3), S. 1235 folg. 

Was Wunder nun, wenn in unſern Landen, wo bie Che 
fcheidungen der Eonfiftorialgerichtöbarfeit abgenommen wurden, dieſelbe 
Richtung Wurzel gefaßt hatte; und wenn fie fogar in die Gefehgebung 
überging, fo Hatte man dabei wenigftens noch 1782 die erklärte Ab⸗ 
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ſicht, durch, Firirung der Scheidegründe einer noch größeren Willkuͤr 
und Leichtigkeit der Ehefcheidungen entgegenzutreten. 

Man kann übrigens wohl mit Sicherheit behaupten, daß Fein 
vorherrfchend proteftantifcher deutfcher Staat, fogar mit bleibender Con⸗ 
ftorials @erichtöbarfeit, jener neueren Richtung ſich ganz verfchloffen 
hat, eben fo wenig ift dies der Kal gewefen in den ffandinavifchen 
proteftantifchen Ländern, Dänemark und Schweden, wie von Ziemßen 
und Danach ferner in dem Aufſatz 


über Chefcheidungen in Dänemark, Schweden u. f. w. in den Jahr⸗ 
büchern für Preußifche Gefeggebung, Bd. 58 (auch beſonders abge- 
drudt 1842) 

dargelegt ift. 


Einzelne Scheidungdgründe, 


Sollen wir nun noch einen Abfchluß zu machen verfuchen, welche 
einzelne Scheivungsgründe auf Kirchlichem Boden und unter firchlicher 
Autorität zu wirklicher Anerkennung gelangt find, fo fommen zunächft 
folgende, auch im Allg. Landrecht zugelaffene in Betracht: 

1. Ehebruch. Die Gutachten I. und IV. berühren die Frage, 
06 fchon der Verdacht eines folhen genüge? (S. 416. 451.) Im 
Ganzen iſt Died aber nur eine Frage des mehr oder weniger erforber« 
lihen Beweifes, wobei ſchon das canonifche Recht ftarke Vermuthungen 
für Hinreichend anerfannt hat. Es kann auch darin um fo weniger 
ein Gegenftand Firchlicher Beftimmung gefunden werben, als unjere 
evangelifche Landeskirche nach dem reformatorifchen Grundgedanfen 
Gericht uud Urtheil der weltlichen Obrigkeit überlaffen hat. Auf 
feinen Fall möchte fich die Kirche einem frengeren Princip widerfegen 
dürfen, wenn bie weltliche Gefeßgebung und Praris jchon auf drin- 
genden Berbacht des Ehebruches fcheidet, eingedenk beflen, wie ber 
Heiland felbft dad Begehren eined anderen Weibes fchon als Ehebruch 
bezeichnet hat. Hoffentlich wird auch das Bedenkliche der landrecht⸗ 
lihen Beftimmung II, 1, 674. 676 durch die beworftehende legislative 
Revifion der Ehefcheidungsgründe nach deren bisherigen Ergebnifen 
befeitigt werben. Und ebenfowenig möchte e8 in ſolcher Lage ald Gegen» 
Rand einer Eirchlichen Beftimmung anzufehen fein, was noch ferner im 
Gutachten IV, ©. 452 berührt wird, ob nämlich ber Ehefrau die ex- 
ceptio compensationis mit Landrecht II. 1, 671 verfagt werden dürfe. 

Daß dem Chebruch Bigamie gleichzuftellen fei, von welcher ſchon 
in ber peinlichen Hals⸗Gerichts⸗Ordnung Kaifer Karl's V., Art. 121, 
geſagt ward: „daß ſolche Uebelthat auch ein Ehebruch und größer denn 
daffelbige Lafter ſei“; desgleichen Sodomiterei, ift in älterer Zeit, wo 
diefe Verbrechen noch mit dem Tode geftraft wurden, nicht zur Eon« 
tRation gelangt, in ber fpäteren Zeit aber ſchwerlich jemals bezweifelt 
worden, ausgenommen etwa von denjenigen, welche aus der im Evan⸗ 
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gelium Matth. 19 bezeichneten charakteriſtiſchen Wirkung der Ehe, aus 
der unitas carnis, ein entſcheidendes Gewicht hernehmen. 

2. böslihe Berlaffung, und zwar nicht blos in der Bes 
fhränfung auf den vom Apoftel Paulus in 1 Cor. 7 nachgegebenen 
Fall, fondern in der beftimmteiten Ausvehnung auf den Fall einer ads 
fichtlichen Entweihung und Fernhaltung des einen Ehegatten von dem 
andern, um dadurch die beftehende Ehe thatfächlih aufzuheben. 

Eine genaue Erörterung dieſes Gegenflandes vom Standpunlie 
der proteftantifchen Lehre, Kirchengefebgebung und Praxis würde eine 
ausführlichere Abhandlung beanfpruchen, wozu indeſſen Fein Beduͤrfniß 
vorhanden fein möchte, wenn nicht etwa die hochwürbige Eonferen 
felbige nöthig befinden follte, um die von der Gründung ber deutfchen 
evangelifchen Landeskirchen an durch alle Jahrhunderte hindurch nad 
zuweifende Anerkennung dieſes Scheidegrundes in der angegebenen Auß 
dehnung gegen Diejenigen aufrecht zu erhalten, welche nur wieder 
Den buchftäblichen Ausnahmefall des Apofteld als Norm gelten lafen 
wollen. 

Da jedoch alle vorliegende Gutachten über die Zulaffung dieſes 
Scheidegrundes in dem gedachten Sinn einverflanven find, fo wir 
von einer fo mühevollen Arbeit bis zur weiteren Befchlußnahme der 
hochwärbigen Verſammlung abzuftehen und nur noch ven ferner 
wirklichen oder vermeintlichen Analogieen dieſes Scheidegrundes nad 
zugehen fein. 

Ob die hochwürdige Verſammlung übrigens fich veranlagt finden 
wolle, das im Outachten IV, ©. 452 hervorgehobene Erforberniß eine 
SIntegritätözeugnifies für den klagenden Ehegatten, welches allerdingd 
bie ältere Praris für ſich hatte (Carpzov, Ipr. consist. Ill, 59. 
Stryk, de desertione malit. 8.36. Brunnemann, jus ecdes. Il 
47,27), und auch noch in andern deutfchen Ländern angenommen 
wird (Strippelmann ©. 145), zu einem Gegenfland ihrer Er: 
Örterung und Beſchlußnahme zu machen, kann Referent lediglich ans 
heimftellen, jedoch nicht befürworten, indem es fich hierbei in Feine 
Weiſe um ein essentiale handelt, zu geſchweigen, daß mit folchen Ans 
forderungen der Gonflict mit dem Staat nur noch erweitert werden 
würde. 


Neben dieſen beiven fpecififchen Fällen giebt ed nun noch einige 
andere, die man eben fo oft, wie den eigentlichen Deſertionsfall felbf, 


in Parallele mit dem Ehebruch gebracht und auch dadurch zu flügem 


gefucht Hat, nämlich: 
a) die gewöhnlich fogenannte quasi desertio, wenn ein Ehe 
atte zwar nicht In Die Berne geht, fich jedoch von dem andern Theil 


setlich fondert mit der beharrlich umd auch thatfächlich in Ausführung 


gebrachten Abficht, dem beſtehenden Ehebande ſich zu entziehen; was 
burch den Ungehorſam deſſelben gegen die obrigfeitlicden Befehle aut 


Wiedervereinigung conftatirt wird. ‘Die Anerkennung dieſes Scheide— 
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grundes findet fich fowohl in ber brandendurgifchen Viſitations⸗ und 
Gonfiflorial-Drdnung von 1573 (Richter, 11, 382), wie auch in ver 
preußifchen Confiftorial- Ordnung von 1584 (Ebd. A66. A467) und 
mar und iſt immer und allenthalben bei deutlichen Ehegerichten älterer 
und neuerer Zeit. in Brauch geweien. Selbft Luther hat ihn ge 
billigt, wie feine fchon zuvor atgeführten Schreiben von 1530 in der 
Hornung’fchen Sache beglaubigen; auch findet ex fich in einem von 
drüdner (decis. matrim. p. A495) wörtlich mitgetheilten Refponfum 
des Wittenberger Eonftftoriums von 1544 anerfannt. 

Die etwas Iareren Vorfchriften des Aug. Landrechts II, 1, 8.680 ff. 
ind bereits durch $. 67 der Verordnung vom 28. Juni 1844 auf das 
Naaß einer böslichen Verlaffung zurüdgeführt worben, fo daß in 
diefer Beziehung wohl kaum noch Grund vorliegen dürfte, Seitens ber 
Ma Scheidung wegen dergleichen Quaſideſertion die Geltung 
zu verfagen. 

— Beharrliche grundloſe Verweigerung der ehelichen 
t. 


Dieſer ſeit Luther in der kirchlichen und weltlichen Praxis, wenn 
auch in den Kirchenorbnungen früherer Zeit nicht namentlich mitbes 
nannte Scheidegrund (Vgl. Strippelmann ©. 4146. Brückner, 
deeis, matrim. cap. 18, $. 18) kann bier um fo eher übergangen 
erden, als Ausficht vorhanden ift, daß berfelbe in dem nächftbevor- 
chenden Eheſcheidungsgeſetz werde getilgt werben. An und für ſich 
dürfte feiner Aufrechterhaltung Tirchlicherfeits nichts entgegenzufeßen 
fin, wie auch Gutachten VII, 544 dargelegt bat. Selbſt die fonft fehr 
frnge würtembergifche Ehegerichtsordnung von 1687 hat ihn ausdruͤck⸗ 
ih dee bößlichen Verlaſſung gleichgeellt (Hauber, Recht und Brauch 
7 gngeliſch-lutheriſchen Kirche in Wuͤrtemberg. Stutigart 1856. 
.223). 


e) ein verbredherifches Verhalten des einen Ehegatten 
Begen den andern, wodurch diefem die Forfegung der Gemeinfchaft 
mit jenem unerträglich gemacht wird, namentlich Iebensgefährliche Miß⸗ 
handlung und Nachflelungen nach dem Leben des Ehegatten. Don 
dieſen Grunde ift zwar nicht zu erweiſen, daß ex allbereitö in ver 
Reformationggeit zur vollen Anerfennung gelangt fei; ſchon Melanch⸗ 
thon hielt ihn jedoch mit Hinweiſung auf die Theodoſiſche C. 8 
C. de repud. V, 17, die er als mit chriftlichen Männern überlegt ans 
ſah, für berechtigt. (Vergl. Gutachten V, 458). Die aͤlteſte Praxis 
Dandte daher auch regelmäßig vorerft zeitliche Trennung von Tifch und 
det an (Strippelmann ©. 153). Inzwiſchen findet fich bereits 
in der preußifchen Gonfiftorial- Ordnung von 1584 (Richter II, 468) 
nach vergeblicher Anwendung ber Separation und Beflrafung bie 
Bänzliche Scheidung dabei zugelaſſen, ebendafür find von Brüdner _ 
(deeis, matrim. cap. 18, 19— 21) eine Menge älterer kirchlicher und. 


rififcper Autoritäten angeführt; ja man barf mit Sicherheit annehmen, 
22% 
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dag ſeit Samuel Stryk (de divortio ob insid. vitae str. und in 
feinem usus mod. Pand. IV, p. 290 seq.), fowie feit I. H. Böhmer 
diefer Scheidungsgrund allgemein in der Praris anerkannt worden if, 
al8 parallel mit der bösfichen Verlaſſung, ja felbft mit Ehebruch. Im 
Befondern iſt er auch in der fächfifchen Eonfiftorial-‘Braris zur unzwei⸗ 
felhaften Anerkennung gelangt (Hommel, Rhaps. obl. 716. Weber, 
Saͤchſiſches Kirchenrecht II, 1265 ff.). Und in der That wird fh 
jene Parallele in vielen einzelnen Fällen unftreitig auch dem Ficchlichen 
Gewiſſen einleuchtend machen, wenn z. B. ein Weib, das einen andern 
Mann begehrt, gegen ben zeitherigen Ehemann giftmifcherifche Plaͤne 
in Ausführung zu ſetzen gefucht hat (Vergl. Gutachten VII, 545). Mit 
gutem Bug hat daher auch ſchon die würtembergifche Ehegerichtdords 
nung von 1687, Cap. XIU, 8. 11, die Eheſcheidung überhaupt wegen 
folcher Verbrechen zugelafien, „weil dadurch die Ehetreu und vinculum 
immebiate lädirt und substantia matrimonii fo wohl und mehreres ald 
durch Ehebruch und boßhaftige Berlaffung convelliret wird” (Hauber 
a. a. O. $. 242). 

Sonſtige Scheidegruͤnde (vgl. Gutachten IV, 453 ff.) find er⸗ 
weislich nur vorübergehend oder partiell in der Kirchenlehre oder in 
der Praris aufgeftellt, namentlich: 

1. "Religionsänderung des einen Theile, ohne bie Umſtaͤnde von 
1 Eor. 7,15. Sie ift als felbftändiger Scheidegrund ausdruͤcklich vers 
worfen in der Eoncorbienformel Art. XI; auf alle Bälle der apoſto⸗ 
lichen Erklärung im V. 12 ibid. nicht entfprechend. 

2. Anftedende Krankheit und Wahnftnn, während der Ehe ent 
ftanden. Hier darf zwar neben demjenigen, was in Gutachten IV, 454 
über das frühe Vorkommen dieſes Grundes bemerft if ®), nicht vers 
fhwiegen werden, daß felbft Luther in dem fchon zuvor erwähnten 
Briefe von 1527 an Joachim v. Weisbach einem Ehemanne die 
Trennung von feinem ausfägigen Weibe nebft MWieberverheirathung 
unter den befonderen Umftänden des Falles nachgelaffen hatte, welche 
freilich das Refponfum nicht eben rechtfertigen dürften, wie denn ſchon 
bei Sarcerius (Bl. 3156) dasfelbe „als eine That, nicht als ein 
Recht” angefehen wird. Obgleich nun auch andere Theologen der 
Reformationdzeit dergleichen Fälle als Gewifiensfache betrachten, und 
Brüdner Cl. c. cap. XXUI, V. 17 ff.) viele Autoritäten für eine Ehe 
ſcheidung namhaft macht, fo hat doch dieſer Scheidegrund Feine allge 
meine Aufnahme in der Praris, und namentlich in ver neueren Zei 
feine Vertreter mehr gefunden. 

3. Mores intolerabiles, namentlih Trunkfaͤlligkeit, Unvertraͤg⸗ 
fichfeit und Zankfucht, ferner unüberwindliche Abneigung. — Diet 
find erft feit Thomaſius Hin und wieder ald Scheidegrund, wenigftens 
bevingungsweife, nach vergeblichen Befferungsverfuchen, in Gang ge⸗ 


*) ®ergl. Pufendorf, obs. jur. univ. I. 160; v. 35. 
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fommen, obfchon unter vielfachen Widerſpruch. Aehnliche Befchaffen- 
heit hat es 

4. ‚mit fogenannten Zornfachen und Förperlichen Mishanblungen, 
tomamlich bei haͤufigem Vorkommen berfelben, oder wenn fie die Ges 
funbheit befchädigen, mindeftens gefährben: (Strippelmann ©. 159). 

Einer befonderen Erwähnung unter den Scheidegründen bedürfen 
aber endlich noch diejenigen Verbrechen, die zwar nicht gegen den Ches 
gatten und das Eheband unmittelbar gerichtet find, deren Beftrafung 
jedoch thatfächlich den Fortbeſtand des ehelichen Verhältniffes ftört. 

Im fechözehnten und flebzehnten, zum Theil felbft noch achtzehnten 
Sahrhundert mochte ſich ſchon um deswillen fein großes Beduͤrfniß 
eines von verwirfter Strafe herzunehmenden Scheidegrundes ergeben 
haben, weil jehr viele Verbrechen mit dem Tode gebüßt wurden. Jedoch 
fonnte allerdings ſchon durch die fo Häufige Strafe der Landesver⸗ 
kilung, nebenbei durch manche fehimpfliche und verftümmelnvde Strafe 
die Frage entſtehen, ob dieſerhalb der andere nicht fchuldige Ehegatte 
eine Trennung bed Ehebandes fordern dürfe. Der Zulaffung einer 
ſolchen redete das kaiſerliche Necht, namentlich die fchon von Me- 
landthon a. a. D. in Bezug genommene 1. 8. C. de repud. im Falle 
(hwerer Verbrechen, dad Wort. Iſt nun auch eine entfchiedene Praxis 
im fechögehnten und fiebzehnten Jahrhundert nicht ermweislich, fo ergiebt 
fh doch fon aus Sarcerius, daß man unter Umftänden dem 
unfhuldigen Theile zu einer anderen Ehe helfen zu müflen glaubte 
(81. 226), auch wurde in einzelnen Fallen die Flucht eines fehweren 
Verbrecher als bösliche Berlaffung behandelt (Brüdner, I. c. XVI, 
8.17). Die fpätere Praris trug wenigftens fein Bedenken, bei lebens⸗ 
wierigen Verweiſungs⸗ und Leibeöftrafen zu fcheiden. Die braun» 
ſchweigiſche erneuerte Kirchenordnung aus dem Anfang des vorigen 
Sahrhunderts erklärt erwige Landesverweiſung ausprüdlich für einen 
Scheidegrund quoad vineulum, „in Erwägung der von den Doctores 
aus Heiliger Schrift, wie auch aus den gemeinen und Kirchenrechten 
genommenen Gründen” (vgl. 3.5. Böhmer, J. E. P. IV, 19, 36 sq.). 

In neuefter Zeit iſt man in der Praris mancher Länder noch 
nachgiebiger geworden, wiewohl fich nicht behaupten laßt, daß fie eine 
ülgemeine geworben fei. 

Nicht unberechtigt möchte fchließlich für die evangelifche Kirche 
fin, eine Ehetrennung auch dann zugulaffen, wenn nämlich eine Ehe 
war eingefegnet worben, keinesweges auch wegen eines ganz beflimmten 
Hinderniffes nichtig oder ungültig, jedoch von Anfang an, wegen vor⸗ 
waltender Abneigung, ohne carnale Confummation geblieben ift, weil 
man vieleicht nur dem Willen und Andringen ber Eltern, ohne eigent» 
lien Zwang, ober einer gewiffen Gonvenienz nachgegeben hat. Hier 
dürfte, ebenfo wie felbft in der Fatholifchen Kirchenpraris angenommen 
Wird, in Betracht der noch nicht eingetretenen unitas carnis, worauf 
doch im Evangelio Gewicht gelegt iſt, eine Auflöfung mittelſt Dies 
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penfation nachzugeben fein und zwar entweder bona gratia bei Ein 
verftändniß der Ehegatten, oder felbft auf einfeitigen Antrag wegen 
unüberwindlicher Abneigung von Anfang an. 


An dieſe wefentlich nur gefchichtliche Auseinanderſetzung, welche 
zu keiner beſonderen Frageſtellung, ſondern nur zu einer Eroͤrterung 
der Conferenz Anlaß geben dürfte, ſchließt ſich die weitere Frage: 


I. In welchem Verhältniß ſteht das dargelegte Syſten 
der evangeliſchen Kirche zu dem des Allgemeinen 
Landrechts und welche Stellung hat fie dieſem gegen— 
über zu nehmen? . 

Aus dem Vorausgefchidten ergiebt fich, daß die Brarid der evan- 
gelifchen Kirche Deutfchlands zwar über den wörtlichen Ausorud der 
heiligen Schrift in Anfehung der Ehefcheidungsgründe hinausgegangen 
ift, feinesweges aber die Gebote des Herrn und feines Apoſtels aus 
den Augen verloren hat und keinesweges etwa zu der von dem Heiland 
gerügten Herzenshärtigfeit zurüdigefehrt if, weder mit Rabbi Hillel 
jegliche Urfache, noch mit Rabbi Shamat jedes unfittliche Verhalten, 
Goyipov noöyue für einen Ehefcheidungsgrund anerkannt, fondern 
vielmehr nur folche Berfchuldungen des einen gegen den anderen Che⸗ 
gatten, wobei dem letzteren eben fo wenig oder noch weniger ald be 
Hurerei feines Ehegenoffen eine Fortſetzung der Gemeinfchaft in una 
carne jugemuthet werben fann, wenn er nicht biefe Zerftörung dee 
Gemeinfchaft ertragen will. Denn in Frieden hat uns Gott berufen, 
und nicht mehr auferlegen wollen, als wir ertragen fönnen. In dieſer 
weiteren Auffaflung iſt der Apoftel Paulus, wie Gutachten VI be 
merft, prototypifch vorangegangen. So iſt denn auch in der Lehr 
von den Chefcheidungsgründen die Parallele des Ehebruchs immer 
maßgebend geblieben (f. Henning, de eonjugio p. 120. Gerhard, 
de conjug. $.606, 624. Sam. Stryk,diss.laud.p.30. G.L.Mencken, 


diss. eit, thes. Il, $. 6), und in mehreren fchon gelegentlich angeführten 


Bellimmungen einzelner Landesfirchengefeße (3. B. in der würtemberg. 
Eheger. D. und in der Furfächfifchen Nefol. von 1785) ausgeſprochen 
worden. 

Ueber diefe Richtfchnur, welche übrigens auch dem Weſen ber 
natürlichen fittlichen Ehe, wie fie der Staat zu pflegen hat, nahe liegt, 
ift unfere Landesgeſetzgebung mindeftens feit 1782 weit Hinausgegangen, 
obgleich folched dem damals im Eingang des Edictes vom 17. November 
erklärten Willen des Geſetzgebers keinesweges entfprach. Dies bedarf 
nach den legislativen Vorgängen im Staaterath 1844 und In dr 
Erſten Kammer 1855 feiner weiteren Darlegung. Es würden danach 
unter Zufiimmung der Regierung geftrichen werben: 

Gegenſeitige Einwilligung, 
Widerwille, 
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Berbächtiger Umgang gegen richterlichen Befehl, u 
Mangelnder Nachweis unbeicholtenen Wandels einer vom Manne ent« 
fernt geweſenen Frau, | 
Berfagung der ehelichen Pflicht, 
Eingetretene8 Unvermoͤgen und Körpergebrechen, 
Raſerei und Wahnfinn, 
Unverträglichfeit und Zankſucht, 
Ergreifung eines fchimpflichen Gewerbes, 
Wiffentlich falfche Anfchuldigung. 
Dagegen blieben ftehen als unbedingte Scheidegründe: 
Ehebruch, boͤsliche Berlaffung, und Veränderung der Religion, infofern 
diefe von Anfang an ein Ehehinderniß geweſen wäre; 
und außerdem ald bedingte Gründe: 
Nachftelungen nach dem LXeben, 
Lebens⸗ oder gefundheitögefährliche Thätlichkeiten, 
Grobe, widerrechtliche Kränfungen der Ehre oder der perfönlichen 
Freiheit ded anderen Ehegatten, 
Muthwillige und wiederholte Thätlichkeiten und Befchimpfungen, 
Grobe Verbrechen gegen Dritte, die eine harte oder fchmählige 
Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe nach fich gezogen haben, 
Borfägliche, unerlaubte Handlungen, die den Andern in Gefahr 
bringen, Leben, Ehre, Amt nnd Gewerbe zu verlieren, 
Unverbefierlihe Trunkenheit, Verſchwendung und unorbentliche 
Wirthichaft, | 
Berfagung des Unterhalts, 
unter der Vorausfegung nämlich, daß in allen dieſen Fällen durch die 
Schuld des verklagten Theiles die Ehe in nicht minderem Grade als 
wie durch Chebruch oder bösliche Verlaffung zerrüttet ſei, wodurch 
man fich im Princip dem Syftem der evangelifchen Kirche unverkennbar 
genähert hat. 

Wie Hat fich num hierzu die Kirche mit dem geiftlichen Amt und 
dem Kirchenregiment zu verhalten? 

Anknüpfend an die neuere Richtung der weltlichen Gefeßgebung 
hält der Erlaß des Hochwürbigen Ober » Kirchenraths vom 11. Bebruar 
d. 3. für angemefien: 

in den zur Streichung auserfehenen Fällen die Geiftlichen zur moͤg⸗ 
lichften Abwehr neuer Ehen der gefchiedenen Berfonen, jedenfalls 
zur vorerfligen Berichtserflattung an das Konfiflorium anzu⸗ 

i 


weiſen. 

bei Ehebruch und boͤslicher Verlaſſung, in dem geſchichtlichen Ver⸗ 
ſtande der letzteren, der Wirkſamkeit der Eheſcheldung kein Hin⸗ 
derniß entgegen zu ſtellen; 

endlich in den übrigen Fällen aus ven in dem Erlaß ſelbſt (Denk⸗ 
ſchrift 72. 73) näher angeführten Gründen der Noth die Ein- 
.fegnung neuer Ehe ver Geſchiedenen nicht zu verweigern, bei 
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obwaltenden Bedenken und Gewiſſenszweifeln aber dem Kirchen⸗ 
regiment die Anordnung ber weiteren Maßregeln vorzubehalten. 


Die zur Findung einer dafuͤr brauchbaren materiellen Norm be⸗ 
rufene Conferenz wird ſich alſo vorab zu verſtaͤndigen und. zu em 


Hären haben: 


welchen landrechtlichen EHefheidungsgründen allein 
die Wirkung einer Auflöfung des Ehebandesd aus dem 


Standpunfte der evangelifhen Kirche zugugeftehen fei; 


wobei vorläufig zwar der Bunft der Wieververheiratfung des fchuldigen 
Theiles, fowie was zur Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung m 
im Intereſſe derfelben zu gefchehen habe, ausgefchloffen bleibt, jedoch 


(weil gerade darin der Schwerpunkt liegt und auch nach Maßgabe 
der vorliegenden Materialien) fchon Hier nicht gänzlich unberührt 
bleiben Fann. 

Die gedruckten Gutachten Fommen fämmtlich darin überein, daß 
eine firchliche Norm darüber aufzuftellen fei, in welchen Fällen die 
Miederverheirathung eined Geſchiedenen Firchlich annehmbar oder ver- 
werflich ſei. In der principielen Norm felbft, in einer weiteren ober 
geringeren Ausdehnung derfelben, envlich in Betreff des zu beobachten⸗ 
"den Berfahrens gehen fie, leicht begreiflich, auseinander. 


Gutachten II erfennt unbedingt nur Chebruch als kirchlich feſtzu— 
haltenden Scheidungsgrund an, andere Scheidungsgründe blos dann, 
wenn im befonderen Falle dad Vergehen des fchuldigen Theiles dem 


Ehebruche gleich zu achten iſt; dann auch mit der Befugniß des un 
ſchuldigen Theile zur Wiederverheirathung; niemals für den fchuldigen 
und niemals in fonfligen Fallen. Es Hält das Kirchenregiment für 


befugt, darnach fofort zu verfahren, und eine Wiederverheirathung buͤr⸗ 
gerlich Gefchiedener in fonftigen Fällen firchlih nicht zu dulden, da 


fein Landes= oder Kirchengefeb hier entgegenftehe (S. 429). 


Dem nähert fih an Gutachten II, indem es als Firchlich abſolut 


anzuerfennende Scheidungsgründe, bei deren Vorhandenſein dem un 


ſchuldigen Theile die Trauung nicht verfagt werben dürfe, blos Ehe⸗ 


bruch und genau den Ball 1 Cor. 7, 15 gelten laßt; als bedingte 
Gründe, wo das Gonfiftorium eine neue Trauung dem unfchuldigen 
Theile vermitteln dürfe: Sodomie, lebendgefährliche Sävitien, böslide 
Verlaſſung, verweigerte Cohabitation, felbftverfchuldetes Unvermoͤgen, 
Berurtheilung wegen grober Verbrechen (S. 443). 

Gutachten IV läßt als Firchengefeglich und im Beſonderen für das 
Urtheil der Kirchenbehörben blos Diejenigen Ehefcheidungen gelten, welche 
erweislich aus den durch das Kirchenrecht der Reformation gebilligten 
Gründen des Ehebruchs und der böslichen Verlaſſung flattgefunden 
haben. Nur hier beftehe die Befugni für den nichtſchuldigen Theil, 
eine neue Ehe zu ſchließen, nicht aber für ben ſchuldigen Ehegatten, 
jo wenig, als überhaupt für diejenigen, welche eine nur buͤrgerlich 
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gültige Scheivung herbeigeführt haben, wovon das Nähere bei ber 
dritten Frage angeführt werben foll. 

Gutachten V erachtet für unzweifelhafte Scheidungsgründe ber 
Kiche, wie fie nach Anflcht der Reformatoren bis in die Mitte des 
achtzehnten Jahrhunderts gegolten haben, Ehebruch, bösliche, thatfäch- 
lihe, gegen den Beſtand der Ehe gerichtete Auflöfung der ehelichen 
Gemeinfchaft, und hartnaͤckige Verweigerung der ehelichen Pflicht, vor» _ 
behaltlich des Rechts der Kirche, in Auslegung ber Heiligen Schrift 
auch noch andere Ehefcheidungsurfachen feftzufeßen. 

Gutachten VII führt aus, daß nach den Principien, welche in ber 
mwangelifchen Kirche gefchichtlich und zwar nicht erft in einer fpäteren, 
des Abfalles anzuflagenden Zeit ausgebildet und geübt worden, auch 
fätgehalten werben können und follen, jederzeit da, wo durch die Schuld 
v8 einen Gatten das Band der Ehe thatjächlich zerftört wurde, 
m Gekraͤnkten das Eingehen einer zweiten Ehe zu geftatten, das 
gegen die Anerkennung denjenigen Scheidungen zu verfagen fei, welche 
me in Auffaffung der Ehe als eined von dem Willen und der Reis 
gung des Gatten abhängigen Vertragsverhältnifies den Grund ihrer 
Berechtigung finden (S. 555). 

Als Gründe erfter Klaffe werben gut geheißen naͤchſt Ehebruch 
und böslicher Verlaſſung, Verweigerung der ehelichen Pflicht oder vers 
kehrte Gewährung derfelben, desgleichen Angriffe und Nachftelungen 
nah dem Leben des Chegatten (S. 542). Dagegen wird ausprüdlich 
die Anwendbarkeit eines weitergehenden Principe, daß etwa die Kirche 
überall Scheivungen zugegeben habe, wo die wahre Einheit im Geiſte 
und in der Wahrheit nicht beſtehe, obwohl dieſe die Vorausſetzung 
einer wahren unauflöslichen Ehe fei, in Abrede geftellt, und für Bälle 
geftörter Einheit nur das Mittel der vorübergehenden Trennung in 
Anfpruch genommen (S. 548—550). Befonderer feelforgerifcher Thä- 
figfeit und einer Dispenfation zu anderweiter Verheirathung werben 
ſchwerere Verſchuldungen, namentlich Verurtheilungen zu Zuchthaus⸗ 
und Feftungsftrafen, anheimgegeben (S. 552 — 5595). 

Eigenthümliche Gefichtöpunfte nehmen, jedes für fich, Gutachten I 
und VI, Erſteres gelangt, wie ſchon bemerft, unter Befämpfung des 
in der evangelifchen Kirchenzeitung von 1856 abgedruckten Kronſyn⸗ 
disatö- Gutachtens zu dem Ergebniß: die evangelifche Landesficche und 
deren Organe find nach dem gegenwärtigen Rechtözuftande, worin fie 
ih befindet, verpflichtet, allen nach dem bürgerlichen Recht geſchiedenen 
und diefem gemäß zu neuer Ehe fchreitenden PBerfonen die Firchliche 
Procamation und Einfegnung zu gewähren. Leptere ift, wie die Ehe⸗ 
ſachen überhaupt, eine weltliche Sache geworden, fofern fie die bürger- 
liche Form der Eheſchließung iſt (S. 409). Allerdings aber hat bie 
Kirche nach Art. 15 der Verfafiungs- Urkunde und gemäß ber Natur 
der Fiechlichen Einfegnung das Recht zu verlangen, daß fie durch ein 
neues bürgerliches Geſetz von dieſer Verbindlichkeit befreit werbe und 
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zwar in allen den Fällen, welche da6 forum internum der Kirche 
nicht anzuerfennen vermag, d. i. außer Ehebruch und malitiosa 
desertio. 

Im Gutachten VI wird zunächft gegen voreiliges, unbedachies 
Ruͤckgaͤngigmachen der bisherigen Gefchichte und Entwidelung in den 
evangelifchen Ländern gewarnt (©. 510); ed wird ferner bie Aufgabe 
von Staat und Kirche in Bezug auf den Ehefland dargelegt, und wie 
Aufgabe und Pflicht der Kirche im Befondern nicht in der firengften An- 
wendung der Worte des Erlöfers in Matth. 19 gefunden werben dürfe, 
demgemaͤß auch in der Praxis der Kirche felbft vom Apoftel Paulus an, 
welcher in einem Halle böslicher Verlaſſung fchon einen fcheidenden 
Ehebruch ftatuirte, fich noch eine dritte Reihe von Scheivungsgründen 
ergeben habe. Darnach habe die Kirche, im Principe, dem Staate 
freigelafien und duldend hingenommen die Berechtigung, jede durch be 
harrliche Herzenshärtigfeit wirklich und weſentlich, wenn auch nidt 
durch fleifchliche That gebrochene, unmwiederherftellbar zerriſſene und zer⸗ 
rüttete Ehe vollftändig, d. h. mit Geftattung eines neuen Ehebundes 
zu fcheiden. Als völlig unberechtigt werden im Ianbrechtlichen Verzeich⸗ 
niß der Scheidungsgründe bezeichnet: von Gott gefchidte Leiden und 
nachfommende Gebrechen bis zum Wahnfinn einfchließlich; felbft Strafe 
und Schande, Kinderlofigfeit und Unfähigkeit zur ehelichen Pflicht 
erweifung; gegenfeitige Einwilligung. Allen übrigen, bis zu der nur 
zu lar benannten „unüberwindlichen" Abneigung, fei die Einreihung 
unter die Arten einer dem Chebruch nach geiftlichem Recht gleich zu 
achtenden Zerrüttung und Zerbrechung der Ehe nicht zu verfagen, un 
die Kirche habe dann auch ihre Mitwirkung bei einer Wiederverhes 
rathung zu verweigern feine Urfache, vielmehr fie im fittlichen und 
geiftlichen Interefie zu benugen; ed wird zu dem Ende, abgejehen von 
einzelnen noch anderweit zu erwähnenden Erörterungen und Borfchlägen, 
eine Kirhenordnung für Ehefachen empfohlen, worin theild 
durch Anerfennen und Regeln des dritten Scheivegrundes, außer Che 
bruch und bößslicher Verlaffung, nämlich der ihnen gleichzuachtenden 
Ehezerrüttung, die alten Kirchenordnungen ihre nothwendige Ergänzung 
erhielten, theils auch Die fo bevenflichen, von der Kirche nicht auf iht 
Gemeingewiſſen zu nehmenden Folgen eines Widerftreites gegen die 
Staatögefeßgebung warnend vorgehalten würden. | 

In den hierdurch Fürzlich zufammengeftellten gutachtlichen Aeuße⸗ 
sungen bürften fo ziemlich die, auch anverweit in der Literatur ver- 
nehmbar gewordenen Stimmen über die vorliegende Frage, ſoweit fie 
dem Firchlichen Boden angehören und nicht von abgefonderten Stand 
punkten ausgehen, ihren Ausdruck und ihre Vertretung gefunden haben. 
Die Aufgabe des Referenten kann nicht fein, ſie irgend einer Deu 
theilung zu unterwerfen, die eben nur wieder zu einer neuen Begut⸗ 
achtung führen würde, fondern e8 Tann fich nur Davon handeln, ihre 
Concordanz und Diesosdanz darzulegen, bie übrigens ja fchon aus dem 


N 
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obigen von feldft entgegentreten, und bamit bie Erörterung ber Frage, 
fowie die Befchlußnahme vorzubereiten, welche wiederum ganz beftimmte 
Srageftellungen erheifchen wird. Nur zu dem Zwede wird es ihm ges 
Rattet fein, ja obliegen, einige Bemerfungen oder Bedenken beizufügen. 

Menn vorab Gutachten I den jeßigen Rechtszuſtand, d. h. das 
beſtehende gefetliche Recht in Betreff der Chefcheidungen bie zu feiner 
Ahanderung durch die Staatögefeßgebung, auch für die Kirche als ver- 
pflichtend anſieht, was wenigftens fonft die überwiegende Anficht in der 
preußifchen Rechtspraxis war, fo will es doch, wie fchon eben bemerkt 
ward, davon nicht abhalten, der Kirche eine andere, minder drüdende 
und dienende Stellung zu erftreben. Andererſeits würde dadurch Die 
Kiche oder das Kirchenregiment nicht verhindert fein, auf Grund des 
Artikels 19 der Verfaffungs- Urkunde ſchon jegt über die Art der ihr 
aufgenöthigten Trauungen felbftftändige Anordnungen zu treffen und 
hierzu den ihr durch die Allerhöchfte Cabinetsordre vom 30. Januar 1846 
gewährten Beſitzſtand zu nuben. - 

Inwiefern es demnächft gelingen werde, den gefaßten Beſchluͤſſen 
oder gutachtlichen Vorfchlägen Anerkennung zu verfchaffen, wird Sache 
des Kirchenregiments fein. Mithin dürfte auch eine befondere Frage 
über das, was Rechtens ift, überhaupt nicht zu ftellen fein. — Sofern 
es nun auf eine Berftändigung über die von der Landeskirche allein 
anzuerfennenden Scheivungsgründe anfommt, fo hat zunächft die Anficht: 
lediglich auf die in der heiligen Schrift ertheilten Beftimmungen, «8 
ki nach deren buchftäblicher Beveutung oder nach einer ihnen zu gebenven 
befonderen Auslegung, hinzuweifen, Feine Vertreter gefunden. Auch 
das Gutachten II fieht davon ab und mit Recht. Denn welcher Ueber: 
wugung auch der Einzelne für fich felbft mit voller Gewifjenhaftigfeit 
leben mag: auf keinen Fall wohnt ihm vereinzelt eine Autorität der 
Beſtimmung bei; auch der Konferenz im Ganzen fteht fie nicht zu; nur 
eine Geſammtſtimme der Kirche darf fie in Anfpruch nehmen. 

Die Conferenz wird fich daher für ihre Rathfchläge eine andere 
Vafis zu ſuchen haben. Der letzte Beſitzſtand der Kirche kann dies nicht 
ſein. Denn der Beſitz eines eigenen Rechts hat dem abſoluten Willen 
des Staates gegenüber nicht ſtattgefunden, nicht ſtattfinden können. 
Der fruͤhere Beſitzſtand war damit freilich auch aufgegeben. Die Con⸗ 
frenz kann demnach für ihre Beſchluͤſſe nur diejenigen Autoritäten be⸗ 
nußen und aufrufen, welche als folche in ber Landeskirche allgemein 
anerfannt find, ferner diejenige Tradition und Praris, an welcher fidh 
die Kirche fruͤherhin felbft durch ihre Vertreter betheiligt Hat, fo weit 
darin überall ein Geſammtausdruck proteftantifchen Bewußtſeins zu 
befinden iſt. Es wirdebabel ferner gar wohl in Erwägung zu nehmen 
fin, daß es fich für jegt nur um ein Compromiß wegen Abftellung 
drüdender Uebelſtaͤnde handelt, und daß zu Viel begehren leicht ohne 
Erfolg bleiben koͤnnte, weil damit ein Widerſtand in dem Kreiſe ber 
Kirche und des Staates hervorgerufen werben Könnte, den die Kirche 











348 Drelzehnte Gipung. 


vielleicht mit fortgefeßter Knechtſchaft buͤßen müßte oder wenigſtens in 
langer Zeit erſt zu überwinden vermöchte, 


Menn ed num unternommen wird, dasjenige, was ald fichere 
Iandesfirchliche Weberlieferung angefehen werden foll, zu formulicen, fo 
wird man dabei fofort in manche Schwierigkeiten gerathen, theils fchon 
bei der Verftändigung darüber, welche Entſcheidungsquellen dafür maß⸗ 


gebend fein follen, theild bei Aufzählung ver einzelnen Fälle ſelbſt, 
ſobald man über den Buchftaben der heiligen Schriften hinaus, dr 
Auslegung oder Analogie nachgehet. Und will man einzelne Falk 


dem SKirchenregiment bezeichnen, fo kann fernerweit es nicht bei der 
bloßen Benennung bewenden, fondern man wird die Fälle felbit noch 
näher erflären, beftimmen müffen, um dadurch einen ganz ficheren An- 
halt für die Praxis der firchlichen Organe, insbefondere der Conſiſtorien 
zu gewinnen.. Leicht wäre hier Schiffbruch zu leiden, da die eigene 
Praxis felbft feit einem Jahrhundert für unfere Landeskirche aufgehört 
hat. Beherziget man nun, daß die Eonferenz ohnehin fein Gefeh auf 


zuftellen, daß fie vielmehr nur ein Zeugniß über dasjenige, was da 


evangelifchen Kirche des Landes zuftehet und frommt, abzulegen hat; 
daß fodann der Einficht der leitenden Behörden mit Vertrauen über 
lafien werden kann, in Beachtung der neugewonnenen Stellung und 
Erhebung der Kirche eine eigene, dem aus der Reformation hervor 


gegangenen Kirchenthum entfprechende Praris zu bilden: fo möchtefih 


gar fehr empfehlen, ſich um feine ängftliche Formulirung ber einzelnen 
Falle zu bemühen, fondern vielmehr unter einer umfafienderen Formel 
den Firchlichen Behörden die Entfcheidung über die Firchliche Geltung 
einer flattgehabten bürgerlichen Eheſcheidung zu überlaffen; entweder 
ganz allgemein: 

nach den Beftimmungen der heiligen Schrift neuen Teftamentd 
und nad) dem Brauch der evangelifchen Landeskirchen, 

oder unter Benennung der beiden fchriftmäßigen Gründe, mit 


ber Beifügung, daß außerdem noch diejenigen Gründe beachtet wer 
den follen, welche den erfleren nach dem Brauche der evangeliſchen 


Kirche gleich zu achten; etwa in Form nachflehender Nefolution: 


Die Conferenz erachtet die evangelifche Landeskirche und dad 
Kirchenregiment derfelben hinfichtlich der Eheſcheidungsgruͤnde 
an dasjenige Maß gebunden, welches venfelben in der heiligen 


Schrift neuen Teſtaments vorgegeichnet iſt. Sie hält es abet 
nach dem Brauch der evangelifchen Kirche bes Landes, fowie 


in Deutfchland überhaupt für chriftlich und recht, außer dem 


Ehebruch und der Abfonderung des dem Chriftenthum entfrem 
beten Ehegatten auch noch diejenigen Berfchuldungen als Eier 
ſcheidungsgruͤnde zuzulaffen, welche an und für fich ober im 
einzelnen Fall in gleichem ober höherem Brave das eheliche 


Band zerftören, 
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Eine damit wefentlich übereinftimmenbe Formel ift von dem nächften 
Heren Referenten vorgefchlagen und mit Zuftimmung des gegenwärtig 
erſten Referenten in die gedruckten Anträge unter 1. aufgenommen. 

Dadurch würde man fich dem Gedanken der beabfichtigten Gefeb- 
reviſion unmittelbar annähern, fie felbft befördern und bis auf Weiteres 
ſich beruhigen können, wie ed unfere Vorfahren Jahrhunderte hindurch 
gethan haben, während es jedem Einzelnen freiftände, für fich ſelbſt 
nad) feinem. Gewiſſen noch engere Grenzen zu ziehen, ohne daß er nöthig 
hat, andere Gewiſſen zu beunruhigen. 

WIN man aber noch die Scheidegründe genau fpecificiren, fo füge 
man der beantragten Refolution noch hinzu: 

als da find: bösliche Verlafiung, Nachftellungen nach dem Leben, 
Derfagung der ehelichen Pflicht, Iebensgefährliche Mißhandlung des 
anderen Ehegatten; Verbrechen, welche dem anderen Theile die Forts 
ſetzung einer ehelichen Gemeinſchaft unmöglich machen. 
se weitere Feſtſtellung muß nach des Referenten Meinung in ber 
dermaligen Rage der Sache der Confiftorialpraris überlaffen werben. 
Denn eine Kirchenordnung Tann wohl fchwerlich von der Conferenz 
aufgeftellt werben. | 

Selbftverftandenermaßen find übrigens die gemachten DBorfchläge 
ganz unmaßgeblih. Es mögen andere und beflere formulirt werben. 
Referent ſelbſt behält ſich Weiteres vor. 


1 Welche kirchliche Regel ift bei anderweiter Verheis 
rathung gefchiedener Eheleute mit dritten Berfonen 
zu befolgen? 


Hinfichtlich der Wiederverheirathung gefchievener Chegatten mit 
dritten Perfonen haben fich bei den deutfchen Landeskirchen im Wefent- 
lichen folgende Regeln feit der Reformation eingebürgert: 

1. Dem unfchuldigen — an der Trennung nicht fehuldigen — 
Ehegatten ift von jeher die anderweite Verehelichung und Einfegnung 
undedenflich vergönnt worden, wie ſchon die Schmalfalvifchen Artikel 
in der oben angeführten Stelle ergeben, die den Gegenfab zu dem in 
der alten Kicche herrſchenden Syftem ausbrüden (vgl. Gutachten III, 
37 ff., ABA). Wenn hierneben einzelne ältere Kirchenordnungen noch 
ine befondere Wartefrift vorgefchrieben haben, fo bezog fich ſolches 
theils auf den Ball’ böslicher Verlaffung, oder es walteten dabei Rüd- 
Nhten auf das decorum vor. Lehtteres führte auch hin und wieder 
iu der Beftimmung, wie fie die brandenburgifche Viſitations⸗ und Con⸗ 
ÜRorinlordnung von 1573 enthält, daß Fein öffentlich Aufgebot und 
fein Öffentliches hochzeitliches Gepränge flattfinden ſolle (Richter, 
8.0.11, 377). Man darf wohl annehmen, daß biefe Beftimmungen 
außer Gebrauch gefommen find, ober ihre Anwendung der Beurtheilung 
d28 Geifttichen im befonderen Fall überlafien bleiben muß. : Für bie 
heſchiedene nichtichuldige Frau wird allein noch das auffchiebende 
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Hinderniß, aud Ruͤckſicht auf eine vorhandene mögliche Schwanger⸗ 
fchaft aus der bisherigen Ehe (Allg. Landrecht II. 1, 8. 19 ff.), von 
Belang fein. 

2. Gegen den fehuldigen Theil Haben die Ordner der Kirche und 
die Firchliche Praxis fich anderd erwiefen. Wie Luther dartiber dachte, 
zeigt Gutachten V, 485. Hinfichtlich der Kirchenordnungen und fonftigen 
Praris darf auf Gutachten I, 415, IV, 462 Bezug genommen werben 
Cogl. Richter, Lehrb. des Kirchenrechtes, $. 270). 

Im Einzelnen dürfen daraus folgende Säbe gezogen werben. 
Dem Schuldigen ift die Eingehung einer weiteren Ehe an und 
für fich verfagt. Das ift aber, foweit Referent unterrichtet ift, fein 
Dogma, fo wenig als der den unfchuldigen Theil betreffende Sag der 
Schmalfalvifchen Artifel; ed liegt dabei auch nicht etwa die Anſicht 
zum Grunde, daß die bisherige Ehe für den Schuldigen nod fort 
beftehe, während fie für den Unfchuldigen aufgehoben worden — denn 
ein ſolches claudicans matrimonium wäre ein Unding, ie bereits der 
Marburger Ordinarius Schwendendörfer in einer von Nipid- 
mann 1653 vertheivigten Disputation, de adulterio, $. A6, bemerft 
bat — fondern es liegt dem kirchen⸗ und vormals auch flanteredt- 
lichen Brauch lediglich die fittlihe Rüdficht zu Grunde, daß de 
Schuldige fi) durch fein Verhalten unwuͤrdig gezeigt habe, der Sg 
nungen des Cheftandes theilhaft zu werben; es ift deshalb auch wohl 
(freilich unpaffend) wie eine Art Strafe angefehen worden, endlich 
hat man dabei noch die Möglichkeit einer Wiederausföhnung mit dem 
gefchiedenen Gatten, fo lange dieſer fich felbft noch die Möglichkeit 
erhalten hat, berüdfichtiget. 
| Es ift alfo klar und durch die ältere und neuere PBrarid evan- 
gelifcher Länder in und außerhalb Deutſchlands (wegen Schweben un 
Dänemark fiehe die fchon angef. Zufammenftellung in v. Kamph 
Jahrb. B. 58) außer Zweifel geftellt, daß eine Dispenfation von dem 


felbftverfchuldeten Impediment ftattfinden Fann (vgl. von der Velden, 


disp. de divortiis. Heidelb. 1719. $. XIX). Bereits im fechezehnten 
Zahrhundert war man barüber nicht im Zweifel, wenn ſich nämlid 
die ſchuldige Perfon ohne Gefahr ihres Gewiſſens außer der Ehe nicht 
enthalten Fönnte und ſich dazu außer Landes begeben wollte, was 
dazumal ein leichter Ausweg war. Died ergeben die berühmten Coo- 
sultationes Saxonicae, welche den Augufteifchen Eonftitutionen von 


4572 vorangingen, mit Hinweifung auf die Meinung von Luther | 


und anderen Theologen (Cons. Sax. Il, qu. 26, ed. Petr. Frideri 
Mindani). Die foxtgefegte Braris beftätigt und rechtfertigt v. Bal⸗ 
thafar Jus. eeclesiast. pastorale zur pommerfchen Kirchenorbnung |, 
©. 647 ff. Das Recht, die Diepenſation zu ertheilen, gebuͤhrt nad 


der überlieferten Berfaffung unferer Landeolirche dem Landetherrn ver 


möge oberbifchöflichen Rechts. Inſofern Allerhoͤchſtderſelbe zugleich die 


Landesgeſetze erlaͤßt, kann Er darin auch allgemeine Dispens ertheilen, 
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und die Kirche wird, da es fich von Teiner ganz beflimmten, das Ge⸗ 
wiſſen bindenden Sapung der heiligen Schrift handelt, dagegen feinen 
Widerfpruch erheben duͤrfen, fondern nur darnach zu trachten haben, 
daß die Landesgefebgebung die durch Sitte und Zucht gebotenen Rüds 
fihten nehme, fowie ihrerfeitd das feelforgerifche Amt darauf feine 
shätigfeit richten lafjen, daß der fchufdige Theil von neuer Che ab» 
ehe, wenn etwa noch Ausficht zur Herftellung der früheren vorhanden 
kin follte oder daß er wenigftens in die neue Ehe mit wahrer Buß- 
fertigfeit eintrete. 

Diefed Syſtem beruht allerdings auf der Vorausfehung, daß die 
Scheidungen aus Gründen erfolgt feien, die von ber Kirche als in 
der heiligen Schrift zugelaffen angefehen werben müßten. Ein Eon 
fiet hierüber beftand vormals nicht zwifchen Staat und Kirche, wo 
md fo lange die Gerichtsbarkeit in Ehefachen den Gonfiftorien über- 
fen war oder doch von den Landesgerichten nach den Regeln des 
ithlihen Eherechts gehanphabt ward. Er entftand erft, als das Ehe⸗ 
reht ganz allein von dem Staate nach territorialiftifchen weltlichen 
Gefihtöpunften geregelt und angewendet wurde. Seht nun, wo bie 
Kiche wiederum ihr Recht wahren fann, nachdem fie lange Zeit in 
völliger Abhängigkeit und Unterwerfung gehalten worven ift, muß 
auh erwogen werden, wie fte fich in Scheivungsfällen, welche außer- 
Halb der Firchlichen Pegel liegen, zu verhalten habe, zumal fie ſich noch 
nicht der ficheren Hoffnung hingeben darf, daß die allgemeine Landes— 
geiehgebung vie Firchliche Negel ganz zu der ihrigen machen werbe, 
ſollen auch Annäherungen dazu gewonnen werben. 

Ein verjährtes Necht des Staates auf unbebingte fernere Unter⸗ 
werfung wird man ihr nicht entgegenfegen fönnen. Gemiffenspflichten 
auf Grund des Evangeliums war fe preiszugeben nicht im Stande. 

Eben fo wenig dürfen dem auf dem Boden der lutherifchen Bes 
Imntmiffe und Einrichtungen ftehenden Theile der Landeskirche die Worte 
Luther's entgegengehalten werben, bie ſich in feinem Traubüchlein 
von 1534 finden: 

„So manches Land, fo manche Sitte. — Demnach weil die 
Hochzeit und Eheftand ein weltlich Gefchäft ift, gebührt uns Chriſt⸗ 
lichen oder Kirchendienern nichts darin zu ordnen, fondern einer 
iglihen Stadt und Land hierin ihren Brauch und Gewohnheit zu 
lagen. — Solch alles und dergleichen laße ich Herrn und Rath 
Ihaffen wie fie wollen, es geht mich nichtö an. Aber fo man von 
und begehret, für der Kirchen oder in der Kirchen fie au fegnen, 
über fie zu beten ober fie auch gu trauen, find wir ſchuldig 
daßfelbige zu hun.” 

Mit Recht fagt Gutachten V, ©. 483 denen, die darin bie uns 
bedingte Pflicht ausgefprochen finden, jede von der weltlichen Obrigfeit 
Mgelafiene Ehe einzufegnen ober die, welche fie eingehen wollen, zu 
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trauen: Luther's Worte, fo verftanden, find mißverſtanden. Referent 
macht die dazu gegebene Ausführung ganz zu der feinigen. 

Keineswegs haben auch die Befenntnißfchriften und Statuten der 
Reformirten dem Staat ſich in Betreff der Scheidungsgründe unbebingt 
- unterworfen, fondern ihm, wie fchon zuvor bemerkt worben ift, die 
Scheidung nur aus rechtmäßiger Urfache, nicht wider Gottes Wort 
anheimgeftellt (conf. Helv. 1,27) und überall find die göttlichen Gebote 
den weltlichen Einrichtungen gegenüber vorbehalten. 

Die vorliegenden Gutachten find weder über den Conflict ſelbſt, 
noch auch über feine Löfung ganz einveritanden. 

Gutachten I nimmt, wie fchon bemerft, zwar materiell, nicht abe 
formell nach dem einmal vorhandenen Rechtszuftand, einen Conflict an 
und erachtet demnach die Kirche für verpflichtet, dermalen noch bis zur 
gefeglichen Befreiung davon, allen nach dem bürgerlichen Recht ge 
fhiedenen und diefem gemäß zu neuer Ehe fchreitenden Perſonen die 
firchliche Proclamation und Einfegnung zur Ehe zu gewähren. Holle 
fünftig die Kirche von der Pflicht entbunden werden, die Einfegnung 
zu ertheilen, wo fie folche verweigern zu muͤſſen glaubt, fo möge der 
Staat für folche Falle eine Noth⸗Civilehe einfegen. Die Conſiſtorien 
haben aber jedesmal erſt zu befinden, ob eine bürgerlich gefchiedene 
Ehe auch als kirchlich gefchiedene zu betrachten fei, und im al, 
daß folches befunden wird, haben die betreffenden „Beiftlichen Procla⸗ 
mation und Einfegnung zu volljiehen, widrigenfalld fie event. ihr 
Amtes entfeht werden koͤnnen (1, 419). | 

Die Eonferenz würde fih demnach zu verfländigen und gutadt 
lich zu äußern haben, ob die evangelifche Landeskirche vorab eine 
Geſetzes bevürfe, um ihrerfeits von der Einfegnung bürgerlich geſchie⸗ 
dener Perfonen in nicht fchriftgemäßen Fallen entbunden zu werden. 
Auf die eventuellen Vorſchlaͤge und leitenden Geſichtspunkte wird meiter: 
hin zurüdzufommen fein. | 

Gutachten II will unbedingt, im Anfchluß an die heilige 
Schrift, nur bei Ehebruh und Abfonvderung wegen Verbleibens im 
Heidenthum dem gefchievenen unfchuldigen Theile die Einfegnung eine 
neuen Che widerfahren laffen, bedingt und ohne Zwang gegen det 
ſich weigernden Geiftlichen, unter Vermittelung des Eonfiftorii, blos | 
bei unnatürlichen Fleiſchſuͤnden, lebensgefährlichen Sävitien, boͤslichet 
Berlafiung, verweigerter Cohabitation, felbft verſchuldeten Unvermoͤgen, 
Verurtheilung wegen grober Verbrechen. Bei allen übrigen von det | 
bürgerlichen Geſetzgebung noch gebilligten Scheivungsgrünven würde 
die Kirche den Geſchiedenen anderweite Trauung verweigern müſſen. 
Für ſolche Fälle möge der Staat die Civilehe einführen; der Kirche | 
aber würde gegen die in ihrer Gemeinfchaft Verbleibenden die Ausübung 
ber Dieciplin zuftehen (S. 443 ff.). 

Inwiefern dem fchuldigen Theile etwa durch Dispenfation ge | 
holfen werben Eönne, ift in dem Gutachten nicht erörtert, 
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Gutachten IV erklaͤrt es für Recht und Pflicht der evangeliſchen 
Lirche, dem Worte Gottes gemäß über anderweites Aufgebot und 
Trauung der vom weltlichen Richter gefchievenen Perſonen Tirchliche 
Ordnung zu treffen. Es erfennt aber nur die Verpflichtung an, dem 
unfhuldigen Theil, der eine neue Ehe fucht, Aufgebot und Trauung 
u gewähren. Dagegen verfagt ed dem an der Ehefcheidung fchuldigen 
Chegatten, einfchließlich desjenigen, der eine nur bürgerlich gültige 
Scheidung herbeigeführt Hat, Trauung und Aufgebot, nimmt vielmehr 
die Anwendung der Kirchenzucht gegen fle in Anſpruch. Inzwiſchen 
fl dem Ermeflen der Kirchenbehörvden die Entfcheidung vorbehalten 
bleiben, ob eine Perfon getraut werden kann, 


a) welche als unfchuldiger Theil wegen Lebensnachftellung, lebens⸗ 
gefährlicher Mißhandlungen oder wegen folcher Verbrechen des 
anderen Gatten gefchieben ift, die demſelben lebenswierige Zucht« 
hausftrafe zugezogen haben; 

b) welche zwar nur bürgerlich gefchieven ift, aber mit ihrem ge- 
fihiedenen Gatten nach menschlicher Einficht nicht mehr vereinigt 
werden kann und entweder 
a) diefe Scheidung nicht verfchuldet oder 
60 für ihre Schuld an der Ehefcheidung wahrhaft Buße gethan 

hat (S. 468). | 

Gutachten II endlich erklärt fich wider jede Wiedertrauung des 
ſchuldigen Theils auch bei kirchlich anzuerfennenden Scheivungsgründen, 
wie es fcheint (S. A29), nicht aus dogmatifchen Zweifeln: an der 
Zuläffigkeit einer folchen zweiten Ehe, fondern allein aus Ruͤckſicht auf 
das fittliche Nergerniß und die damit verbundenen Gewiffensbedrängungen 
einzelner Geiftlicher. Es fol deshalb auch Feine Dispenfation ſtatt⸗ 
finden. Demnähft fol dem Unfchuldigen eine Wievertrauung nur 
bergönnt werden bei den vom Kerrenhaufe annoch zugelaffenen Scheider 
gründen, wo wenigſtens in concreto dad Vergehen des fchuldigen 
‚helles dem Chebruche gleich bemeffen wird. Doch fol felbft hier weder 
Aufgebot noch Trauung erzivungen werben. — Nur bei wirklichem 
Ehebruch wird die Wieververheirathung des gefchiedenen unfchulbigeit 
Thells als canonifch nicht zu verfagen bezeichnet (S. 426). Vorbe⸗ 
halten bleibt emplich die Wiedertrauung in den Fällen der Nichtigkeits⸗ 
Der Ungüttigfeitöerflärung einer Ehe oder des nach der. Scheidung 
eingetretenen Todes des einen früheren Chetheiles (S. 429). 

Gutachten VI, welches außer Ehebruch und böslicher Berlaffung 
die Scheidung mit voller Wirkung bei jeder durch beharrliche Herzens⸗ 
Närtigkeit unwiederherſtellbar zerrütteter Ehe anerkennt, Hält eine firch- 
liche Superrevifion von Scheidungsurtheilen überhaupt für unbefugt 
und nimmt für Das Scheidungsurtheil des competenten Ehegerichtes 
die Praͤſumtion der Wahrheit. in Anſpruch (5.524). Jedoch fol 
damit nicht ausgefihloffen fein, bei wirklich in concretem Falle eintre⸗ 
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tendem Gewiſſensbedenken bes einzelnen Geiftlichen eine Bermittelung 
der Behoͤrde eintreten zu laſſen. Auf feinen Fall dürfe das Aufgebot 
verweigert werden (S. 526. 527). Zu helfen fei demnächft durch un- 
beftimmte Dimifforialien, auch wohl durch modificirte Trauformeln. 
Nur dürfe die Kirche im Ganzen einer vom Staat ausgefprochenen 
Scheidung nicht officiell (durch Erklärung ihrer kirchlichen Wirfungs- 
Iofigfeit) entgegentreten (©. 528. 529). 

Gutachten V erkennt Wiederverheirathung gefchievener Ehegatten, 
jedoch des Schuldigen nur mit Confiftorialerlaubniß, und die Pflicht zu 
einer firchlichen Einfegnung nur bei firchlich gültigen Scheidungsgründen 
an. In Betreff der aus blos bürgerlichen Gründen Geſchiedenen hat 

die Kirche Feine Pflicht und nähere Beranlaffung, zu einer Wieder: 
verheiratfung mitzuwirfen. Der dadurch entftehende Conflict zwiſchen 
weltlichem Regiment und Kirche möge indeß auf das gehörige Maß 
zurüdgeführt werben: 
durch Die Unterordnung der evangelifchen Geiftlichen unter die 
Entſcheidung der Conſiſtorien; 
durch Belehrung der aus einem nicht kirchlich anerkannten 
Grunde auf Scheidung klagenden Perſonen; 
duurch die geſetzlich zu gewährende. Möglichkeit, einen kirchlich 
anerkannten Scheidungsgrund geltend zu machen, wenn die Ehe aus 
einem anderen, bürgerlichen gelöfet worden (S. 507). 

Gutachten VII erfennt das Dafein eined Eonflictd an, ſcheint aber 
dee Hoffnung Raum zu geben, es werde der Staat im Hinblick auf 
die bürgerliche Gefellfchaft und abgefehen von confeffionelen Rüdfichten 
das Intereffe erkennen, durch feine Geſetze ſolche Beringungen für die 
Scheidung und Schließung der Ehen aufzuftellen, welche ihrerſeits aud 
bie evangelifche Kirche anzuerkennen vermag, anftatt die Landrechtlichen 
Beſtimmungen feftzuhalten. Sollte der Staat den bahin bereits ct 
geichlagenen Weg aufgeben, und in Rüdficht auf diejenigen, fo jzu 
feiner firchlichen Gemeinde gehören wollen, und in Connivenz gegen 
bie fittliche Berweichlichung und Verwilderung, eine Civilehe einführen: 


fo würde Die Kirche ihrerſeits dem nicht widerftreben fönnen und auf’ 


darin eine zu ihrem Heil zu verwendende Zügung erfennen müſſen, 


darin aber auch einen neuen Impuls zu finden haben, die Ausbildung 


derjenigen Orbnungen für das Gemeindeleben ſich anzueignen, bi 
welchen fle.auch ihrerſeits den Unterfchien zwifchen firchlicher und bürger 
licher Ehe feftyalten kann (S. 557). — Nähere Borfchläge find nicht 
gemacht. Inzwiſchen wird nur bei folchen Scheidungsgruͤnden, welche 
in der Auffaflung der Ehe als eines von dem Willen und der Neigung 


des Satten abhängigen Bertragsverhältniffes ihre Berechtigung finden, 


eine Berfagung der kirchlichen Unerfennung für gerechtfertigt gehalten, 
bei denjenigen aber, welche das Band der Che zwar nicht unmittelbar 


zerreißen, jedoch dasſelbe in einem nicht minderen Grabe als Ehebruß | 


und bösliche Verlaffung zerrütten, vie Einfegnung einer neuen Ehe 
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ber Gefchiedenen mit Dritten von der jedesmaligen Befchaffenheit des 
Halle abhängig gemacht, ein Zwang gegen den die Cinfegnung 
weigernden @eiftlichen aber nicht fchlechthin für ftatthaft erachtet 
(S. 555). 

Hiermit wäre der Weberblid der Gutachten in Betreff der ma- 
teriellen Hauptpunfte beendet. 


Sie bieten eine Fülle des Stoffe, freilich auch eine große Ver⸗ 
fhiedenheit der Anfichten. 


Der Berichterftatter findet auch Hier weder Beruf noch hinreichende 
Befähigung in fih, auf eine Kritif aller einzelnen Meinungen und 
ifrer Begründung einzugehen; er Tönnte felbft nur wieder feine eigene 
Meinung vortragen und zu begründen fuchen, und wenngleich er eine 
jolhe Hat, auch im Bisherigen ſchon angedeutet hat, fo glaubt er doch 
eines Theiles durch ihre Entwidelung der bevorftehenden Erörterung 
der einzelnen Fragen feinen Borfchub Ieiften zu Fönnen, theils aber 
au die Abgabe feines legten Votums noch von den gewiß reichen 
Ergebniffen der Erörterung abhängig machen zu dürfen. 

Nur zur Vorbereitung der Frageftellung erlaubt er fich folgende 
Reihenfolge von materiellen Hauptfragen zu proponiren: 

1. Kann die evangelifche Landeskirche ſchon jet, ohne vorher eine 
gefeßliche Vergünftigung dazu erlangt zu haben, eine eigene 
firchliche Ordnung der landrechtlichen gegenüber treffen? 

Eventuell, wenn diefe Frage bejahet wird, oder wenigftens eine 

afis defien, was man erlangen zu fünnen meint, gewonnen 
werben fol: 
2. Iſt in Folge von Ehefcheivungen, die nach den bürgerlichen Ge⸗ 
fegen ausgefprochen find, FTirchlicher Seite nur dem wegen 
Ehebruches gefchiedenen unfchuldigen Theile die Wiederver⸗ 
heirathung und Trauung unbevingt nachzugeben? 
oder auch noch 
im wörtlichen Sal von 1 Cor. 7, 15% 

ferner | 
bei fonftiger böslicher Verlaffung nach dem Brauch der beutfchen 
evangelifchen Kirchen ? 

ferner 

in allen fonftigen Fällen, welche dem Ehebruch oder auch noch 
der böslichen Verlaſſung mindeftens gleichzuftellen find? 

3. Sol in allen diefen Fällen der ſchuldig erflärte Theil bei Leb⸗ 
zeiten des gefränften Theiles Feine Dispenfation zur Wieder⸗ 
verheiratfung und zur anderweiten Trauung mit einer dritten 
Berfon erhalten können? on 

auch dann nicht, wenn der unfehuldige Theil felbft ſchon 
eine neue Ehe eingegangen if? 
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4. Soll bei Firchlich nicht anzuerfennenden Scheidegruͤnden ben ge: 
fchievenen Ehegatten die Firchliche Betheiligung an einer Wieder 
verheirathung Ä 

durch Aufgebot und 
durch Trauung 
verfagt werben? 

5, Darf die Kirche zu dem Ende eine Eognition in Betreff des einem 
Sceidungsurtheile zu Grunde liegenden Umſtandes aus ven 
kirchlichen Standpunft eintreten lafien? und endlich 

6. Kann fie, ohne gefegliche Autorifation, anftatt des bürgerlichen 
Scheidegrundes einen anderen zu ihrer ficheren Kenntniß ge 
langten firchlich anerkannten Scheivegrund gelten laſſen un 
danach die Wiederverehelichung der geſchiedenen Ehegatten mit 
dritten Perſonen bemeffen? 

7. Kann oder muß fie im Beſonderen nicht felbft dem ſchuldigen 

Theile aus einer bürgerlich gefchievenen Ehe eine anderweile 
Verehelichung nachgeben, wenn ed dem anderen Theile gelungen 
it, die Firchliche Vollzjiehung einer neuen Che zu bewirfen? 

Die Beantwortung dieſer Fragen wird fich leicht der bei dem 

vorigen Hauptpunft (die Ehefcheidungsgründe betreffend) zu beſchließen⸗ 
den Refolution anreihen laſſen. Nach der Meinung des Referenten 
fönnte fie etwa dahin ausfallen: | 

daß die Conferenz e8 ale ein Recht des Staates betrachte, zu De 
flimmen, wann und inwiefern dem für fchuldig erflärten geſchiedenen 
Ehegatten eine anderweite Verehelichung zu geftatten fei; daß jedoch 
kirchlicher Seits nicht nur die Ausübung der Kirchenzucht im Sinne 
des göttlichen Wortes vorbehalten bleibe, fondern auch die Mit 
wirfung zu einer Wiederverhelrathung fo lange zu verfagen fei, als 
der nichtfchuldige Theil noch lebt und fi im Stande befinde, 
eine gottgefällige eheliche Gemeinfchaft mit dem gefchienenen Theil 
wieder anzufnüpfen. 

Das Wefentliche Hiervon enthält der mit den beiden nächftfolgenten 

Referenten verabrevete gedruckte Antrag unter I. | 


Ein weiterer zur Erörterung zu ſtellender Punft wird fein: 


IV. Wie find die vorfommenden Fälle bevenklige 
Mievderverheirathung geſchiedener Perſonen mit 

| dritten Perfonen zu behandeln? | 
Denn obwohl e8 laut der Denffchrift bei den gegenwärtigen Des 
tathungen vornehmlich auf Findung einer materiellen Norm ber Ent: 
ſcheidung anfommen fol, fo iſt doch auch die formelle Behandlung Im 
Allgemeinen nicht ausgefchloffen, ja nicht füglich trennbar; ſie iR auf 
in dem Erlaß des Hochwürdigen Ober, Kirchenrath8 vom 11. Februar 
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b. 3. an die Gonfiftorien in Erwägung genommen und gegeben; eben 
deshalb Haben fich die Verfaffer der vorliegenden Gutachten gemüßiget 
geiehen, darauf mehr oder weniger mit einzugehen. | 
Ohne Zweifel iſt es eine Kernfrage, wenn überhaupt ein bes 
Rimmtes Syſtem innerhalb und Seitens der Landesficche in Aus 
führung gebracht werben fol: Wem die Entfcheivung zuſtehen folle, 
od eine vom weltlichen Richter gefchiedene Ehe auch kirchlich geſchieden 
fi, wie hierbei zu verfahren und die Entſcheidung zu verwirklichen fei. 
Dagegen nun, daß die Entfcheivung nicht dem einzelnen @eift- 
lipen, welcher zur Vollziehung einer Trauung zuftändig fein würde, 
gebühre, fondern lediglich derjenigen Behörde, welche in geiftlichen 
Amtd-Angelegenheiten ein Entfcheidungsrecht hat, alfo regelmäßig ver 
Confiftorialbehörde unter Aufficht und weiteren Beflimmung des Ober- 
hirchenrathes, ift von Feiner Seite her ein Widerfpruch erhoben (Bol. 
Öutachten I, A13; II, A30; III, 444; IV, 449; V, 489, A90, 497; 
vi, 555). Es möchte auch wohl ferner von feiner Seite beftritten 
werden, daß die Konfiftorlalbehörden befugt fein würden, fich mit ven 
ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln über die wahre Befchaffenheit des 
galled und feiner dermaligen Lage vollftändigere Aufklärung zu vers 
ſchaffen, um danach zu ermeffen, ob ver Firchliche Ehefegen einer ges - 
ſchiedenen Perfon ertheilt werden dürfe oder nicht. Im Beſonderen 
it darin feine unbefugte Reviſton des weltlichen Scheiveurtheiles zu 
befinden, da folches an und für ſich ganz intact gelaffen wir. 
Bon Erheblichkeit für die Kirche wird ed allein fein, daß eine 
flimmung getroffen werde, ob nur dann, wenn ein Geiftlicher bei 
der von ihm anzuftellenden Vor⸗Cognition Bedenken gegen die Trauung 
eines Gefchievenen findet, oder in allen Fällen, wo ein Gefchiedener 
die Trauung nächfucht, oder in welchen? die Sache zur Cognition 
des Conſiſtoriums verftellt werben folle. | 
‚Der hochverehrliche Ober-Kirchenrath, (Denkichrift V, S.70) Hat 
in diefer Hinficht die Drei dafelbft gemachten Kategorieen ald Grundlage 
vorgefchlagen. Mas von Seiten der Conferenz werde vorzufchlagen 
iin, erfcheint durchaus abhängig von ben in Betreff der Hauptfragen 
unter I, I und III zu faſſenden Befchlüffen; ed kann daher hier kaum 
annähernd Darauf eingegangen, fondern nur die Frage im Allgemeinen 
vorbehalten werben: | | 
Welche Behandlungweiſe in Betreff der vorkommenden Einzelfälle ꝛc. 
anzutreten habe? | | 
In fehr ernfte Erwägung wird aber die Konferenz außerdem noch 
U nehmen Haben: ob und inwieweit die Entſcheidung der Firchlichen 
Shörde für den betreffenden Geiflichen verbindlich zu achten und zur 
uführung zu bringen fei. u 
Die bisherige Lage der Sache ift befannt und in ber Denkfchrift 
I hochwuͤrdigen Ober⸗Kirchenraihs bargeftelt, | 
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In den eingegangenen Gutachten ift auf diefen Punkt ebenfalls 
eingegangen. | 

Gutachten I hält, wie bereit angeführt werben mußte, die eins 
zelnen Geiftlichen an die Entfcheivung der Eonfiflorien für gebunden 
und demgemäß zur Proclamation wie zur Cinfegnung verpflichtet, 
event. felbft bei Berluft ihres Amtes. Es ift dabei im Beſonderen 
dem Gutachten des Kronfyndicats entgegengeltreten und diejenige An⸗ 
ficht aufrecht erhalten, "welche früherhin in der preußifchen Rechtsubung 
als die allein berechtigte galt, ja fogar jegt noch in den Kreifen der 
Praktiker eine ftarfe Zuftimmung für fich Haben dürfte. 

In Ähnlicher Weife erflärt fich Gutachten V dahin, daß der indis 
viduellen Meberzeugung des einzelnen Beiftlichen über die firchliche An⸗ 
erfennung einer Ehefcheivung (und auch wohl einer demnach zuläfftgen 
Wiederverheirathung) Fein maßgebendes Gewicht beigelegt werden dürfe; 
vielmehr fei dringend erforderlich, die Unterordnung der Geiftlichen unter 
ihre Oberen in dieſer Hinficht wiederherzuftellen und fowohl die Vers 
weigerung einer Trauung, wo fie nach Ermeſſen der Confiftorials 
Behörde kirchlich ftatthaft if, wie auch die Ertheilung der Einfegnung, 
wo fie Firchlich für unzuläflig erachtet werben muß, ald Verlegung der 
Amtspflicht zu behandeln (S. 497. 498). 

Gutachten VI will zwar ein entfchiedened Eingreifen der Firchlichen 
Oberen im Falle verweigerter Trauung, jedoch nicht fo gerade hin mit 
Amts-Entfegung (©. 523. 526). | 


Alle übrigen Gutachten erklären fich, wenigftens fo viel die im 


Gegenhalt der Heiligen Schrift irgend zweifelhaften Scheidungsfälle be: 
trifft, wider jegliche Zwangsanwendung. So 11, A28; Il, AA3 (unten); 
IV, 449; VII, 555. 

Mährend übrigens Gutachten VI, ©.527, in Hebereinftimmung mit 
dem Erlaß des hochwürbigen ObersKirchenrath8 vom 11. Februar d. 9. 


(Denkfchrift 71) den betreffenden Geiftlichen wenigftens zur Volziehung 


des Aufgeboted unbedingt verpflichtet Hält, erklärt Gutachten II und IV 
es ‚für folgewidrig und vom firchlichen Standpunft aus für verwerflich, 
feloft nur das Aufgebot einer aus Gewiffenspflicht für unfirchlich ers 
achteten Ehe zu erzwingen (428, 450, 468). 

Die verehrliche Conferenz wird ſich Demnach nicht entbrechen 
fönnen, über das Maß der ob⸗ und fubjectiven Verpflichtung der 
Geiſtlichen fi zu Außern,. wobei felbftverftändlich die Allerhöchfte 
Cabinetsordre vom 30. Januar 1846, daß bis auf Weiteres gegen 
die, die Trauung verweigernden Beiftlichen mit Zwangsmaßregeln nicht 
voranzufchreiten fei, ganz unberührt bleibt. 

Es wird Dabei in Anbetracht fommen: 

einerfeitö, daß es einen völlig beftimmten Canon ber Kirche 

über die Ehen gefchievener Perfonen, mit Ausnahme ber in den 
Schmalkaldiſchen Artikeln enthaltenen Beflimmungen, nicht giebt; 

andererfeitd aber auch, daß die Breiheit der Weigerung felbft 
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bis zur Verſagung der Ehe jedes Gefchievenen im Anfchluß an bie 
römifch-Fatholifche Auffaffung ausgedehnt werden könnte, was doch 
ber entjchiedenen bisherigen Heberzeugung der evangelifchen Kirche 
zuwider fein wiürbe. | 

Meberdied möchte in Frage zu ziehen fein, ob nicht bie Pfarr⸗ 
geiftlichen in Beziehung auf die Ehefchließung wirklich auch als mittels 
bare Staatödiener mit einer befonderen Milfton anzufehen feien, fo daß 
fie nach dem einmal herfömmlich gewordenen Verhältnig auch dem 
Staate zur Voljiehung von Aufgeboten und Trauungen verpflichtet 
find, wenn auch die Form der Vollziehung dem firchlichen Ermefien 
überlaffen bleiben müßte. 

Endlich dürfte in aller. Weife nicht unerörtert bleiben, ob fich 
formliche Eoalitionen der Geiftlichen unter einander über das zu be- 
obachtende Verfahren rechtfertigen laffen. Denn wenn auch Luther 
(in feiner Schrift von Ehefachen ©. 117) bei gar irrigen und felts 
famen Fallen auf frommer Männer Rath) und Urtheil hingewieſen hat, 
fo hat er doch gewiß damit eine für fich, neben dem Kirchenregiment, 
was dazumal noch gar nicht organiftrt war, beftehende Compromiß⸗ 
inftanz keineswegs andeuten wollen. 


V. Befondere Ausfunftsmittel. 


Theild zur Schonung des Gewiſſens einzelner Geiftlicher, wenig- 
ftend zur Vermeidung bitteren Zwanges, theild auch zur Wahrung 
des Rechtes und der Würde der Kirche im Verhältniß zu dem Staates 
geſetz find einige formelle Ausfunftsmittel zur Sprache gebracht, denen 
die Conferenz noch einige Aufmerkfamfeit zu fchenfen haben wird, wenn 
jene nicht etwa Durch die Befchlußnahmen über die vorausgefchidten 
Hauptfragen von vornherein jeder näheren Berathung entzogen fein 
follten. Es gehört dahin 

A. für den Fall einer von der Eonfiftorialbehörde zugelaffenen 
Copulation, welche der betreffende Geiftliche verweigert, 

a) die Segung eines Stellvertveters, wogegen fich Gutachten VI, 528 
ausfpricht und allerdings ſchon wegen des der Special-®emeinde 
gegebenen Aergerniſſes Vieles erinnern lafien möchte; 

b) die Beauftragung eines anderen Geiftlihen durch das Con⸗ 
fiftorium, welche bereits öfter ald Ausweg benugt worden ift 
(Denkichrift ©. 64); 

c) die Ausftelung unbeftimmter Dimifforialin (S. ebenvafelbft), 
endlich ' 

d) die im Gutachten IV, ©. A50 vorgefchlagene Zrauung vor dem 
Confiftorium oder ObersKirchenrat durch ein geiftliches Mit 
glien, eine fehon von Carpzov, Iprud. consist. II, def. 146, 
erwähnte und für zuläffig erachtete Mobalität, wovon bie ältere 
Praxis namentlich in fehr dringlichen Fällen, z. B. bei ſchon 
eingetretener Schwangerſchaft, Gebrauch gemacht hat, 
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B. Die Anwenbung beſonderer Formen bei Aufgeboten und 
Trauungen gefchievener Perſonen. 

Hinſichtlich der erſteren — der Aufgebote — hat bereits der 
Erlaß des hochwuͤrdigen Ober⸗Kirchenrathes vom 11. Februar auf eine 
frühere Berfügung vom 15. Juli 1852 (Actenſtücke aus der, Ver: 
waltung ded evangelifchen ObersRirchenrathes V, 15) Bezug genommen, 
worin der die Trauung verweigernde Geiftliche zur Verrichtung des 
Aufgeboted nach einer ihm vom Gonfiftorium zu ertheilenden Bor: 
fhrift angewiefen, jedoch von Anrufung des göttlichen Segens ent: 
bunden wird. | | | 

Gutachten VI, ©. 528 ift im Allgemeinen für eine, Die Bedenlken 
des Pfarrers fchonende, aber doch dem Brautpaar feine Schmach an- 
hängende Yormel. Andere Gutachten und Materialien liegen darüber 
nicht vor, und es ift nur noch an das fchon Zuvorbemerkte zu er- 
innern, daß das Gutachten IV bei bloß dispenfationdweife zugelaffenen 
Irauungen Gefchievener das Aufgebot vor der im Conſiſtorium zu voll: 
ziehenden Trauung durch befondere Kundſchaftseinziehung vertreten 
haben will; endlich auch, daß bereits die märfifche Vif.- und Conſ.⸗O. 
v. 1573 felbft bei dem unfchuldigen Theile, Aufgebot und Trauung 
nur in der Stille vollgogen haben will. .. 

Was die Form der Trauung gefchiedener Ehegatten mit 
dritten Perſonen anbelangt, fo ift zufolge des ober sFirchenrathlichen 
Erlafies vom 11. Februar d. J. (Denkfchrift S. 73) in Fällen, wo 
unter der fittlichen Noth der Zeit von Geiftlichen der evangelifchen 
Kiche gefchiedenen zur ferneren Ehe fchreitenden PBerfonen die Ein 
fegnung ertheilt worden ift, obgleich die Scheidegründe zu den 
ficchlich unbedenklichen nicht gehören, das Berürfniß oder der Wunſch 
einer Abänderung des Trauformulars entflanden. Der ver 
ehrliche Erlaß felbft bemerkt indeſſen fchon, daß einer agendarifchen 
Aenderung Schwierigkeiten von fo erheblicher Art entgegenftehen, 
dag von dem Berfuche ganz abzuftehen fein werde. Dagegen müſſe 
um fo dringender daran erinnert werben, daß in Zällen der ge 
dachten Art die Traurede der Ort fei, wo in unmittelbarer An 
fnüpfung an die heilige Schrift und unter ausdruͤcklicher Bezeugung 
der chriftlichen Wahrheit, daß alle Scheidung nur eine Frucht der 
Roth und Sünde fei, die Würde der Kirche gewahrt und deren Stand 
punft felbft bei einer von dem unfchuldigen Theile begehrten Einfegnung 
fund gegeben werben folte. Im Beſonderen ift (©. 73 ver Denf- 
ſchrift) für die Säle der Einfegnung eines ſchuldigen Chegatten 
zu neuer Ehe die in der Traurede einzuhaltenne Richtung angebeute. 
Die eingeholten Gutachten find nur in der Minderzahl darauf 
eingegangen. Das zweite und vierte erklären fich gegen jede agen- 
barifche Aenderung, jened auch wider etwaige Ausweichungen in ber 
Traurede (S. 429. 463). Beide fehen darin einen Widerſpruch mit 
Pflicht und Gewiſſen, fowie mit der Würde der Kirche, Gutachten VII 
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findet jedenfalls die Traurede für den angebeuteten Zweck nicht geeignet, 
weil darin nur ein individuelles Zeugniß enthalten fein würde; dagegen 
iR ein eigenes Trauformular für Gefchievene ſowohl als angemefien 
wie auch als möglich erachtet, fogar mit Abflufungen nah Maßgabe 
der Scheidung mit und ‘ohne Schuld, und nur einer anderwärts (von 
Liebetrut) vorgefchlagenen Trauung auf dad Landesrecht, unter 
paffiver Affiftenz oder Duldung der Kirche entgegengetreten, weil jebe 
firhlihe Einfegnung zur Ehe auch Einfegnung zu wirklicher Che 
bleiben, das Trauformular alfo diefen Kern unveränderlich behalten 
müffe (S. 528 — 530). M 

Auch hierüber alfo wird fich die Conferenz zu erflären und 
event. Durch befonderd Beauftragte aus ihrer Mitte VBorfchläge zu 
formuliren haben. 

Referent enthält fich einftweilen jedes näheren Votums, doch kann 
er nicht unterlaffen, der Anficht einige Berechtigung zuzugeftehen, daß, 
mwenigftend nach den ‚Einrichtungen im Gebiete des Allg. Landrechts, 
fowie ded gemeinen Rechtes, der Pfarrgeiftliche bei Trauungen nicht 
blos al8 Diener der Kirche, fondern auch als vom Staat dazu geſetz⸗ 
lich verpflichteter erfcheint; daß dieſe Duplicität in der Form ber zu 
verrichtenden Handlungen gar wohl eine trennbare fein bürfe und daß 
mithin auch ein Trauformular, welches den Forderungen des Geſetzes 
genügt, andererfeitd aber die Würde und das Recht der Kirche wahr: 
nimmt, gegen den Vorwurf der Zweidentigfeit gefchügt fein koͤnnte. 
Ein folches Berfahren erfparte die immerhin bevenkliche Civilehe und 
fiherte der Kirche ihre günftige Einwirkung auf die in folche Ehe 
tretenden Perſonen. 

Seine eigenen Weberzeugungen in Betreff der unter IV und V 
beruͤhrten Punkte Fönnte Referent in dem Vorfchlag einer dahin gehenden 
Refolution zufammenfaffen: 

„es möge dem Kicchenregiment gefallen 

1. möglichft dahin zu wirfen, daß den Anforderungen: kirchlicher 
Ordnung und guter Zucht in der weltlichen Geſetzgebung 
Geltung verfchafft werde; 

2. fchon jebt in vorfommenven Fällen im Sinne der zuvor beans 
tragten Refolutionen, womit im Wefentlichen das in der Denk⸗ 
fchrift empfohlene Syſtem übereinftimmt, zu verfahren und. die 
Pfarrgeiftlichen durch Deshalb zu erlaffende Inſtruction zur 
Nachachtung anzumeifen, bezüglich im geeigneten Disciplinars 
wege dazu anzuhalten; 

3. in bevenflichen oder‘ zweifelhaften Ballen dem Pfarramt die Er- 
theilung von Oeneraldimifforialien, fowie Die Verrichtung des Aufs 
gebotes nach fpecieller Verordnung des Eonfiftorii, nicht minder 
den Gebrauch eines befonderen Trauformulars nachzulafien.“ 

Das Wefentliche hiervon enthält wieder der gemeinfchaftlich. ver- 
abredete, gedruckte Antrag unter 4. 
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VI. Die Eivilehe. 


In Gemäßheit der Andeutungen der Denkfchrift des Hochwürbign 
ObersKirchenrathed Haben die erftatteten Gutachten auch das SInfitu 
der Civilehe in Erwägung genommen. Ä 

‚Die Meinungen find getheilt. | 

Während Gutachten I und II die Einführung einer Civilehe für 
diejenigen Falle, wo die Kirche nicht einfegnen kann, ald einen Rot 
weg betrachtet, gegen den ſich Nichts erinnern laßt und der fogar zur 
Befeftigung des Firchlichen Syſtems dienen Tann, freilich aus fehr ver 
fchiedenen Gefichtöpunften (S. 418, 419, A32), erachtet fie Gutachten IV 
aus dem Standpunkte des chriftlichen Staates für verwerflich (465); 
Gutachten V wenigftens für feine empfehlenswerthe Aushülfes Bub 
achten VI und VII endlich finden gemäß den darin vorgetragenen Grund 
anfchauungen und Vorfchlägen, die auf ein Zufammengehen von Staat 
und Kirche hinzielen, feinen Anlaß zur Einführung einer Nothehe für 
den Staat, und feinen Anlaß für die Kirche, jenen dahin zu drangen. 

Gutachten MI überläßt die Prüfung des Berürfnifjes lediglich 
dem Gtaate. 

Nicht minder gehen die Meinungen auseinander, infofern ed ſich 
davon handelt, welch ein Typus der Nothehe zu geben fei, wenn die 
Zulaffung von Staatöwegen befchloflen werden Tollte, ein Gegenftand, 
der in den meiften Gutachten wenigftend eventuell berührt worden if. 

Das Gutachten IE will nur eine @ivilehe mit Austritt aus der 
Kirchengenoffenfchaft, nach dem Geſetz vom 30. März 1847. Dadurch 
würde der Kirche die Ercommunication gegen die Verächter ihrer Ord⸗ 
nungen und Segnungen erfpart. Die Kirche dürfe dergleichen Ber: 
aͤchter nicht in ihrer Gemeinfchaft behalten, weil fie fonft ven Ehebruch 
fanctioniren würde (©. 432 ff.). Ä | 

Auch Gutachten III erklärt fich prineipaliter gegen Hineintragung 
der Civilehe in die Kirche. | 

Eine Eivifehe bei bleibenber Gemeinschaft mit der Kirche geftattd 
dagegen Gutachten IV— VII. Dabei aber behält IV und V und eventuell 
auch IIL der Kirche Die Anwendung von Zuchtmitteln gegen die bloß bürger- 
lich Getrauten vor, während fich Gutachten VII begnügt, zu bemerken, 
daß die Kirche folche Perfonen nicht als die ihrigen, wenigftens nicht ald 
ihre activen Mitglieder betrachten könne, wenngleich fie auch ihnen die 
mögliche Einwirfung zu ihrem Heil, fo weit fie verfelden zugaͤnglich 
find, nicht wieder entziehen dürfe und wolle (©. 557). — Gegen jede 
Anwendung einer Kirchenzucht fpricht fich Gutachten VI, ©. 530 auß. 

Referent unterläßt es, fich in dieſen Meinungsftreit durch irgend 
ein eigened Votum vor der. mündlichen Erörterung einzumifchen. Rur 
einige thatfächliche Bemerfungen erlaubt er fich hinzuzufügen. 

Zunächft die, daß dem Vernehmen nad in dem Entwurfe eined 
neuen Eheſcheidungsgeſetzes, welches die Regierung Sr. Majefät bei 
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dem nächften Landiage einzubringen beabftchtigt, für Die Bälle, wo einer 
nah bürgerlichen Gefegen zuläffigen Ehe die priefterliche Trauung 
verfagt wird, eine weitere Auspehnung der Chefchließung vor dem 
Richter nach. den Vorfchriften der Verordnung vom 30. März 1847 
nicht vorgefchlagen werden: wird. 

Sodann verweifet Referent. zur befferen Vorbereitung und vors 
nehmlich zur Bemeſſung der Berürfnißfrage auf Die ſchon zuvor geger 
benen Aufflärungen über den ftatiftifchen Verhalt der unter der bi6- 
herigen Geſetzgebung vorgefommenen Berweigerungen ber kirchlichen 
Trauungen gefchiedener Perfonen. Man könnte darnach vielleicht Die 
Hoffnung hegen, daß fich zu einer Ausvehnung der bisher ganz er: 
ceptionellen Civilehe auf Falle der früheren Art Fein, oder wenigftens 
nur ein fehr geringes Beduͤrfniß für den Staat ergeben möchte. 
Breilih aber, wenn und fo lange man zu feinem ganz harmonifchen 
Scheidungs⸗Syſtem zwifchen Staat und Kirche gelangt; wenn inds 
befondere das Syſtem vom Gutachten II, S. 429 zur Geltung kommen 
follte: fo wird der Staat zur Zulaffung einer Nothehe noch in einem 
hr weiten Umfang ſich gedrungen fehen. | 

‚ Es dürften ſich hiernach unmaßgeblich folgende Fragen zur 

Erörterung und gutachtlicher Beſchlußnahme der Conferenz darbieten: 

1. Soll kirchlicher Seits darauf hingewirkt werden, daß die bisher 
ſchon durch Verordnung vom 30. März 1847 eingeführte Civilehe 
auch auf ſolche Halle ausgedehnt werde, wenn einem von feinem 
Ehegatten gefchiedenen Mitglied der evangelifchen Landeskirche 
die kirchliche Einfegnung einer neuen Ehe mit einer dritten 
Perſon verweigert wird? 

2. Iſt in ſolchen Fällen das Kirchenregiment berechtigt und vers 
pflichtet, gegen Die folchergeftalt bürgerlich getrauten, noch in 
Gemeinfchaft der Kirche verbliebenen Ehegatten, abgefehen von 
feelforgerifcher Thätigfeit, befonvere Zuchtmittel anzuwenden? 

‚ Referent ift der Meinung: daß die erftere Frage zu verneinen, 

die Iehtere in ihrer Allgemeinheit weder zu bejahen noch. zu verneinen, 
Iondern der ferneren Entwidelung der Firchlichen Zucht vorzubehalten 
ki. Einſtweilen genügt die von felbft fich verſtehende Statthaftigkeit 
Kelforgerifcher Thätigkeit, und in dieſer liegt eine größere Fülle und 
taft, wenn fie gehörig benutzt wird, als in Außerlicher Zuchtorbnung. 


VI. Rebenpunfte und Schluß. 


An bie Erledigung der bisher Hervorgehobenen Punkte wird fich 
noch die Erörterung und Befchlußnahme anzureihen haben: 

Ob und in welchem Umfang ber fünfte Gegenftand ver Denkſchrift 
einer Generalfgnode zu unterwerfen fei, falls eine folche Allerhöchft 
berufen werben follte; | 

8 wird aber auch bie Frage bis zur Beiprechung der Synodal⸗ 

Angelegenheit qusgeſetzt werden mögen. | 
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Da übrigens die Denlſchrift ſelbſt noch S. 75 darauf hingewieſen 
hat, daß wenngleich es zunächfi auf die Firchliche Seite der Frage 
anfomme, dennoch der evangeliiche Standpunft die Rüdficht auf den 
Staat und auf das bürgerliche Leben nicht nur nicht abweife, fondern 
ſogar fordere: fo ift auch in einzelnen Stellen der vorliegenden Gut 
achten Einiged angedeutet worden, was von dem Staate zu wuͤnſchen 
und zu erlangen fei. Vornehmlich hat Gutachten VI, ©. 53, betont: 

fchon überhaupt unreifen Ehen ein Ziel zu fegen (S. 532, 529); 
angemeffene Zeitbeftimmungen für Anmeldung der Aufgebote zu er⸗ 
theilen (©. 533, 530); 
Mebertragung der Ehefcheidungsfachen auf befonders befegte Ehe 
gerichte (S. 522, 518); | | 
angemefjene Friſten zum Sühneverfuch vor dem Urtheil und zu 
Wiederverheirathung des fchuldigen Theiles; 
endlich 
ernftliche Beftrafung des Ehebruchs (S. 522, 519). | 
Mit dem letzteren Punkt flimmt auch Gutachten VII überein. 
Endlich wird im Gutachten II, 432 die Einführung einer Scheidung 
von Tiſch und Bett bevorwortet. 

Es wird dem Ermefjen des Heren Vorfigenden lediglich anheim⸗ 
geftellt bleiben, ob die Erörterungen der Eonferenz hierauf. ausgedehnt 
werden follen. | 


Referent fieht fih am Ziel feiner Aufgabe. 
Mehr noch ald die Unvollkommenheit feiner Leiftung fühlt er das 
Gewicht, welches auf den Abflimmungen in der Gonferenz, woran 
auch er fich zu beiheiligen hat, haften wird. Hier die göttlichen Ge⸗ 
bote des Hellandes und bie Erklärungen Seined Apofteld; dort ber 
Staat, welcher um der Menfchen Herzenshärtigfeit willen und in Nach⸗ 
“ giebigfeit gegen diefelben, um größeres Uebel zu vermeiden, Bande 
vernichtet, welche jenen Geboten gemäß.nicht gelöfet werben follen, und 
die Berechtigung zur Eingehung von neuen, eben darnach unzuläffigen 
gleichen Banden ertheilt. Für den Einzelnen, einen even für fh 
felbft, fallt vie Entfcheivung nicht ſchwer. Referent befennt wiederholt 
und ohne Rüdhalt, daß er für fih und fein Haus und für Seen, 
der ihn um Rath fragt, Feine andere Enticheivung als Richtfchnu | 
‚ anerkennt, als die deutlichen Worte der heiligen Schrift ohne ale 
Sinterpretation von irgend einer Autorität. Aber er verhehlt fich nic, 
daß er nur Zeugniß für fich ablegen könne, daß fromme und ſchrift⸗ 
gelehrte Männer feit Jahrhunderten eine andere Auslegung für ver 
träglich geachtet haben, die er nicht der Lüge oder Unwahrheit über: 
führen kann; er erfennt die Schwierigfeit, welche es für bie weltliche 
Obrigkeit unfered Landes hat, fofort an die Stelle eines ſehr laren 
Eheſcheidungsgeſetzes ein um fo viel ftrengeres zu fegen; ex fühlt abe 
auch bie Verantwortung, welche auf die Kirche fallen muß, wenn ſie 
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vom Geſetz zu neuer Ehe berechtigte Mitglieder entweder von fich ftößt 
oder zu einem umehelichen unfittlichen Leben bringt, während es eine 
vollfommen gewifle Erfahrung ift, daß der eheliche PBroletariat (und 
in dieſer Schicht bewegt fich die Ehefcheidungsnoth am meiften) immer 
noch beffer jet, weil der Sitte und Religion zugänglicher, als ver 
uneheliche, worüber man fich doch faum aus dem Grunde hinwegſetzen 
fann, daß ſolch ein eheliches Verhälmiß eben nur ein Ehebruch fell 
Und wenn wir und die Statiftif der Ehefcheidungen in unferem Lande, 
bejonder8 in gewiſſen Provinzen und Orten, nicht ohne Scham und 
Befimmerniß vorhalten fünnen: wo giebt es eine Statiftif der wilden 
Ehen und der aus Zerrüttung von Ehen hervorgehenden fonfligen 
unfitlichen Verhältniffe in anderen Ländern, Provinzen und Orten? 
Darum verbienet auch die Weisheit des Kirchenregiments vollen 
Danf umd Anerfennung, daß es nicht in übereilter Haft die gefeglichen 
Lande, unter. welchen die Kirche bisher allerdings auch zu ihrem Vor⸗ 
teil geſtanden hat, zerreißen will, fondern anlehnend an die günftigere 
Stimmung der weltlichen Gefeßgebung eine Vermittelung zwifchen 
Staat und Kirche herbeizuführen fucht, wobei in Ermangelung einer 
dogmatifchen unfehlbaren Autorität jedes chriftliche Gewiſſen wider 
Zwang geſchützt wird, und zu beftehen vermag, wenn es fich nur nicht 
ſelhſt als Geſetzgeber für Andere oder für Alle geltend machen will. 
Darum war ed auch recht, daß das Kirchenregiment nicht fofort umd 
in allen Fällen jenen Weigerungen einzelner Geiftlichen Folge gegeben 
hat, und den Eoalitionen derfelben entgegentritt, damit nicht ihr Ges 
wiſſensdrang zu einer Gewiffensbevrängung für Andere werde, nicht 
Ihre Unterordnung unter das Recht der ganzen Kirche aufhöre, Jever 
ein Papſt für fich fei. Danfen wir e8 vielmehr dem oberbifchöflichen 
tenfer unferer Landeskirche, daß er ung bie Freiheit verfchafft hat, für 
die Rechte der Kirche thätig fein zu können, und nugen wir fle unter 
and des göttlichen Geiftes für das Heil der Kirche in allen ihren 
Iedern, 


Vortrag des Correferenten, Appellationsgerichts - Prüfidenten 
Korb. | 


Ueber den zur Berathung der Conferenz geftellten Gegenftand, 
die Verweigerung der Firchlichen Einfegnung der von geſchiedenen Ehe⸗ 
galten anderweit beabfichtigten Ehen betreffenn, find fleben durch ven 

mE zur Kenntniß der hohen Verſammlung ‚gebrachte Gütachten er- 
attet worden. Nachdem darüber der Herr Referent einen umfaflenden 
ortrag gehalten und zugleich eine gefchichtliche Weberficht der in der 
Pangelifchen Kirche Deutfchlands und in den preußifchen Landen ins- 
befondere zur Geltung gelangten Ehefcheidungsgründe gegeben hat, fann 
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es nicht die Aufgabe des Eorreferenten fein, ben gleichen Weg noch 
einmal zurüdzulegen und das fchon fo reiche Material durch fernere 
Erörterungen in dieſer Richtung noch zu vermehren. Er glaubt viel- 
mehr fein Ziel darein fegen zu müflen, daß er vom praftifchen 
Standpunfte aus in gebrängter Kürze fein Votum über den Gegen- 
ftand entwidelt, und damit zur Vorbereitung der Conferenzbefchlüfie die 
jenigen Vorfchläge verbindet, durch deren Annahme nach feinem Dafür- 


halten ein für die Kirche wie für den Staat erfprießlicher Rechtozuſtand 


herbeigeführt werben dürfte, 

Nach dem beftehenden Recht bewirft ein rechtöfräftig gewordenes 
zichterliched Scheidungsurtheil eine gänzliche Aufhebung der Che und 
aller ihrer Kolgen in Anfehung beider Theile (88. 731, 732, Zit. 1, 


Th. 11 des Allg. Landrechts). ine andere vollgültige Ehe Tann nur 


durch priefterliche Trauung vollzogen werben ($. 136 a. a. D.). Die 
Scheidungsurtheile werden nach vorgängigem rechtlichen Verfahren von 
den Gerichtöhöfen im Namen des Königs als oberften Richters 


des Landes gefprochen; im Namen der Kirche wird den’ gefchiedenen 
Ehegatten, wenn fie zur anderweiten Ehe fchreiten wollen, und die 
Scheidung aus Gründen erfolgt ift, welche als kirchlich gültige nicht 


anerfannt werden, die Einfegnung der neuen Ehe verweigert. Did 


ift der. obwaltende Conflict. Er iſt ein Conflict ſehr bedenklicher Art, 
weil er einen fchroffen Gegenſatz zwifchen Staat und Kirche zum Au 
druck bringt, weil ex in feinen Folgen die wichtigften Lebensbeziehungen 
ergreift, und weil er geeignet erfcheint, das Urtheil der großen Menge 
zu verwirren, und die Autorität des Firchlichen wie des weltlichen 


Regiments zu gefährden. Er unterliegt einer um fo ernfteren Beur 


theilung, da, wie ung die Denffchrift des Hochwürdigen Evang. Ober 


Kirchenraths mittheilt, fich zum Zwede der Verweigerung der Trauungen 
Vereine von Geiftlichen gebildet haben, und fogar in einem folden 
Vereine ein Schiedsgericht aufgerichtet worden ift, welchem die Verbin 


deten fich zu unterwerfen fich verpflichtet Haben. Solchen Erfcheinungen 
gegemüber, welche, zuerft nur in einzelnen Fällen hervortretend, während 
der legten Jahre eine erheblich größere Ausdehnung erlangten, haben 


fi) die Kirchenbehörden nach Anleitung der Allerhöchften Orbre vom 


30. Januar 1846 belehren, ermahnend und abwehrend verhalten, und 


durch Ertheilung unbedingter Dimifforien Abhülfe zu bewirken geſucht. 


Durch den Erlaß des Hochwürdigen Ober⸗Kirchenraths vom 29. Ro 
vember 1855 ift die Frage dem fubjectiven Ermeflen der einzelnen 


Geiftlichen entzogen, und es ift angeoronet worden, daß in allen Fallen, 


wo von ben Geiftlichen die Einfegnung einer nach ihrer Anſicht in 
ficchlicher Beziehung unzuläffigen Ehe begehrt wird, und bie Be 
iheiligten bei der ihnen zu gewährenden Belehrung fich nicht beruhigen 
wollen, von Amtswegen durch Vermittelung bed vorgefehten Superin- 
tendenten an das Provinzial» Konfiftorium berichtet werben foll, welches 
demnaͤchſt nach der Beichaffenheit des Falls den betreffenden Geiſtlichen 





Berhandl. über die Einſegnung gefchiebener Ehegatten. 367 


zu verfländigen, ober zu erwägen hat, ob das Audfunftömittel allges 
meiner Dimifiorlalien zue Anwendung zu bringen ſei. Schließfich hat 
der in der Denkſchrift mitgetheilte weitere Erlaß des Hochwuͤrdigen 
Ober» Kirchenratbe vom 11. Februar 1856 mit Anfnüpfung: an das 
beftehiende Recht einen Zuftand vorzubereiten angeftrebt, welcher bie 
definitive Entſcheidung möglich machen fol. Diefe haben des Königs 
Majekät, wie in der Denffchrift erwähnt wird, in die Hände einer 
Generalfynode legen zu wollen Sich geneigt erflärt. Unabhängig hier- 
von fol aber die Frage einer Erörterung unterworfen werben. 

Die Aufgabe der Eonferenz, al& einer vom Kirchenregiment bes 
rufenen berathenden Verſammlung, befteht hiernach darin: 

dem Kirchenregiment Rath zu ertheilen zur Findung einer definitiven 
Rorm für die Behandlung der Frage in Betreff der Firchlichen Ein- 
fegnung anderweiter Ehen gefchievener Ehegatten. 

Wenn wir und bei den Verfuche einer Löfung diefer Aufgabe zu 
erinnern haben, daß unfere Befchlüffe eine unmittelbare Erledigung 
der Sache herbeizuführen nicht geeignet find, fo wird es venfelben doch 
fiherlich an einem großen moralifchen Gewicht nicht fehlen. Der Rath 
gewiffenhafter, ihrem Könige, der Kirche und dem Baterlande treu 
ergebener Männer, nach forgfältiger und unparteiifcher Prüfung ertheilt, 
wird gern gehört und von der Landeskirche nicht unbeachtet gelaffen 
erden. 


I. 


Die Ehe (consortium omnis vitae, conjunctio maris et feminae 
individuam vitae consuetudinem continens) ift auf eine gegenfeitige 
auöihliepliche und völlige Gemeinfchaft aller Lebensverhäftnifie gerichtet 
und fol eine gäanzliche Lebenseinheit Hervorbringen. Durch die innigfte 
verjönliche Verbindung find zwei gefchlechtlich von einander verfchiedene 
Individuen nicht mehr zwei, fondern nur eine Perſon. Diefe uran- 
fünglihe göttliche Stiftung hat unfer Heiland ausdruͤcklich beftätigt, 
und den Eheſtand für ein von Gott geordnetes Verhaͤlmiß erklärt, 
Ti fortan von der eigenen Willfür der Ehegatten nicht mehr ab» 
angig iſt. | 
‚Die Ehe ift aber zugleich das Berhältnig, aus welchem alle 
übrigen Orbnungen erwachfen, die Grundlage ded Familien» und damit 
auch des Staatölebens, und erfiredt ihren Einfluß eben fowohl auf 
dem Staat in der Gefammtheit, als auf die einzelnen Mitglieder des⸗ 
ben. Sie gehört daher gleich fehr dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts, wie dem der Kirche an. Was insbefondere den Stanbpunft 
der evangelifchen Kirche betrifft, fo führt das Gutachten I (&. 400 ff.) 
aus, daß die Apologie der Augsburgifchen Eonfeffion die Ehe in der 
Veſe ais eine von Bott eingefepte Orbnung betrachtet, wie bie Ord⸗ 
nung weltlichee Obrigkeit als eine folche bezeichnet werde, daß die 
Echmallaldiſchen Artifel in dem Traetat de potestate et jarisdictione 
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episcoporum die Ehefachen principaliter als der Jurisdiction der weis 
lichen Obrigkeit angehörig bezeichnen, und daß diefer Auffafjung fümmt- 
liche Kirchenordnungen des fechszehnten Jahrhunderts entiprechen. Hier: 
nach find die Ehefachen, den Grundfägen der evangelifchen Kirche 
gemäß, der weltlichen Geſetzgebung und Jurisdiction anheimgefalln 
Sachen, wenn fie gleich ihrem inneren Weſen nach ihre gemifchte 
Natur behalten haben. 

Unzweifelhaft ift dies feit der Verordnung vom 8. Auguft 1750, 
dem Eheſcheidungsedict vom 17. Rovember 1732 und der Geſetzgebung 
der Allgemeinen Gerichtsordnung in Preußen der Kal. Wenn der 
Artifel 15 der Berfaffungsurfunde vom 31. Sanuar 1850 ausſpricht: 

daß die evangelifche und die römifch-Fatholifche Kirche, ſowie jede 
andere Religionsgefellichaft ihre Angelegenheiten felbftändig ordnet 
und verwaltet, 
fo folgt Hieraus meined Erachtens nicht, daß die evangelifche Landed- 
kirche die Eheſachen felbftändig in die Hand zu nehmen berechtigt fe. 
Denn zuvörderft enthält jene Beftimmung nur einen Grundfaß, melde 
für die Anwendung erſt noch weiter ausgeführt und im Einzelnen 
geregelt werben muß, ſodann aber ift ſchon erwähnt, daß die Ehe 


ſachen nach evangelifchem Kirchenrecht wefentlich der weltlichen Obrigkeit 


anheimfallen, daher überhaupt nicht zu den Angelegenheiten gehören, 
welche die evangelifche Kirche felbftändig zu ordnen und zu der 
walten bat. 

Unbedenflich wird dieſelbe dagegen berechtigt fein, eine Mitwirkung 
bei der auch ihr Gebiet wefentlich berührenden Geſetzgebung zu bin 
bieiren, und diejenigen Forderungen zur Geltung zu bringen, welche 
in dem Weſen der chriftlichen Ehe und in dem VBerhältniffe zwiſchen 
Staat und Kirche begründet find. 


In den Gutachten I, II, V und VI ift meined Grachtend über 
zeugend bargethan worden, daß die in der heiligen Schrift enthaltenen 
Ausfprüche über Ehefcheidungen, insbeſondere die Stellen Matth. 5, 32 
und 19, 9 und 1 Corinther 7, 5 ff., von der Kirche zwar an ſich ald 
maßgebend betrachtet, aber nicht übereinftimmend ausgelegt worden 
find. Schon bie Reformatoren waren darüber nicht gleicher Meinung, 
und noch mehr ift dies in der fpäteren Zeit der Fall gewefen. Die 
Gutachten 1 und IV nehmen als kirchlich gültige Scheidungsgruͤnde 
nur Chebruch und malitiosa desertio an; das Gutachten ‚VII bemerkt, 
daß zu ben zugelafienen Scheidungsgränden auch Verweigerung DE 
ehelichen Pflicht und Nachftelung nach dem Leben des Ehegatten ge 
rechnet worden feien; das Gutachten II führt aus, daß es ſich nad 
den Grundfägen der evangelijchen Kirche bei Fefiftellung ber Ehe 
ſcheidungsgruͤnde nicht um einen dogmatiſchen Lehrfag Bandele, viel⸗ 
mehr bereits die Reformatoren mit Rüdficht auf bie unvollkommenheit 


| 
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er Gemeinden für gut fanden, eine analoge Anwendung ber fchrift- 
näßigen Scheidungsgründe zuzulaflen; das Gutachten V endlich erachtet 
ür unzweifelhafte Scheivungsgründe: Chebruch, bößliche Verlaſſung 
mb hartnädige Verweigerung der ehelichen Pflicht, erfennt aber vie 
vangelifche Kirche für berechtigt, in Auslegung der heiligen Schrift . 
ie Scheidungsurfachen überhaupt und fomit noch andere feftzufehen. 
die Kirchenordnungen des fechszehnten Jahrhunderts verweilen, wie 
dad Gutachten III, ©. 438 nachweift, zum großen Theil neben der 
heiligen Schrift auch auf das gemeine Mecht, und fprechen von der 
Scheidung „nach dem heiligen Gotteswort, auch in Kraft gefchriebener 
gemeiner Rechte." Ich fchließe mich der vorzugsweife in dem Gut⸗ 
ahten VI, S. 512 ausgeführten Anficht an: 

daß in den Worten des Hellandes nur ein ewig geltendes Zeugniß 

gegen alle Scheidung, aber nicht ein Geſetz für die Außere Rechtes 

ordnung und bie künftige Kirche zu finden fei. 
Diefe Auffaffung vertheidigt auch Stahl in feiner Rechtsphilofophie 
(8. 464). Ihm ift der Ausfpruch Chriſti in der Bergpredigt Fein 
unmittelbares Gefe für den Staat, oder auch nur für die Kirche, 
ſondern nur ein Geſetz für das Gewiffen, wie dies fchon aus den 
berausgehenden Ausfprüchen erhelle, welche offenbar nur moralifche 
Beichungen betreffen. | 

Mus man Hiernach zugeben, daß durch die Sabungen der evan⸗ 

geliichen Kirche etwas Gewiſſes und Unzweifelhaftes über die Urfachen 
wur Eheſcheidung nicht feftgeftellt ift, fo fann nur das aus dem vom 
Chriftenthume befonders fanctionirten ethifchen Begriffe der Ehe Herzu- 
kitende Brincip fefgehalten werden. Es iſt dieſes: 

daß eine Eheſcheidung nur in den Fällen gerechtfertigt erfcheint, in 

welchen das auf der gefchlechtlichen Einigung beruhende Band der 

volftändigften Lebensgemeinfchaft durch die Schuld eines ber beiden 

Zheile ebenfo wie durch Ehebruch und bößliche Verlaffung gerftört 

worden ift. 

In ſolchen Fällen ift von dem Wefen einer beftehenden Ehe nicht 

mehr die Rede; die Scheidung bringt nur das zur äußeren Aner⸗ 
kennung, was thatfächlich überhaupt nicht mehr vorhanden iſt. 


| II. 
Die landrechtliche Geſetzgebung über Eheſcheidungen entſpricht, 
‚Me ſaͤnmtliche Gutachten mit meiner vollen Zuftimmung annehmen, 
den vorftehend bezeichneten Grundfägen nicht, hat fich vielmehr, den 
Ndauungen der Zeit ihrer Entftehung nachgebend, auf eine viel laxere 
Grundlage geftelt. Wie weitgehend diefe Anfchauungen gewefen find, 
erhellt daraus, daß das der landrechtlichen Gefeggebung vorausges 
Eger und von derfelben im Wefentlichen beibehaltene Ehefcheidungd- _ 
on vom 17. November 1782 ausprüdlich den Zweck Hatte, den 
Amaligen häufigen und aus unzureichenden Gründen erfolgten Schei⸗ 
24 
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dungen Schranken zu ſetzen. Es ift feitbem wiederholt eine Reform 
der Gefepgebung über Ehefcheidungen angebahnt worden, jedoch bis 
jeßt noch nicht zu Stande gekommen. Nur das Proceßverfahren in 
Ehefachen hat durch die Verordnung vom 28. Juni 1844 (Geſetzſamml. 
beheben, wefentliche Verbefferungen erfahren, welche vornehmlich darin 
beftehen: 


1. daß der früher nur vor dem Gericht, und nachdem die Scheidungs⸗ 
flage bereitö zum Proceffe eingeleitet war, flattgefundene Sühne 
verfuch in einen felbftändigen geiftlichen Sühneverfuch umgeftaltt 


worden ift, welcher der Scheidungsklage vorangehen muß, und 


von deſſen Abhaltung die Einleitung des Proceſſes abhängigi; 
2. daß im Falle der Contumaz des verklagten Theils nicht dad 


Augeftändniß, fondern das Beftreiten der gegen ihn behaupteten 
Thatfachen angenommen wird, die letteren daher vom Elagenden 
Theile des Ausbleibens des Verklagten ungeachtet bewieſen wer: 
den müffen; 


3. daß durch ausprüdliches Zugeſtaͤndniß, es mag im Prorfe 


oder vorher erflärt fein, der Grund der Scheidung nur inſofern 


bewieſen werden kann, als daſſelbe geeignet ift, dem Gericht die 
Ueberzeugung von der Wahrheit der zugellandenen Thatſache 


zu verſchaffen; 


4. endlich daß das Ehegericht in Ermangelung eines nach pofitiven 
Beweidregeln volftändig geführten Beweiſes nach feiner aus dem 


ganzen Inbegriff der Berhandlungen und Beweiſe gefchöpften 
Meberzeugung zu beurtheilen hat, ob und in wie weit der Schei⸗ 
dungsgrund bewiefen ift. 
Diefes Proceßgefeb für Ehefachen hat fich gut bewährt und es if 


ihm, vornehmlich aber dem als Bedingung der Einleitung des Procefied 
angeoroneten geiftlichen Sühneverfuche, ohne Zweifel zum großen Theile 
der Erfolg zugufchreiben, daß fich feit einer Reihe von Jahren die 


Ehefcheidungsproceffe in den öftlichen Provinzen vermindert haben. In 


diefer Beziehung habe ich Die flatiftifche Notiz des Herrn Referenten 


‚ durch folgende nähere Angaben zu ergänzen: 
Im Jahre 1853 haben bei fämmtlichen Gerichten der fteben alteren 
Provinzen Chefcheidungsproceffe gefchwebt. . . . 6908, 


im Sabre 1854 . . . .. 6632, 

im Jahre 1855 5. 02 0 ...... . 6033. 
Es ift daher im Jahre 1855 eine Verminderung derfelben eingetreten: 

gegen- das Jahr 1854 um. . . . . 597, 

gegen das Jahr 1853 um. . . . . 873,0. 5. etwa um %. 


(Vergl. Staatsanzeiger von 1856, ©. 2089. Juſtizminiſterial⸗ 
Blatt von 1856, ©. 293. 294.) 


, Bei alle dem find für eine Seelenzahl von ungefähr 14 Millionen 
8000 wirkliche Ehefcheidungen jährlich, wie fie nach den bei Ein 
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bringung des Entwurfs eines Ehefcheidungsgefebes im Jahre 1854 von 
Seiten des Herren Auftizminifterd gegebenen Mittheilungen im Durch» 
ſchnitt bisher vorgefommen find, eine erſchreckende Erſcheinung, welche 
zur ernſten Erwägung auffordert, wie hier Einhalt gethan werben 
kann. Nach meiner Weberzeugung kann dies durch eine firenge Ehe- 
ſcheidungsgeſetzgebung allein nicht gefchehen. Dadurch wird, wenn- 
gleih nicht zu verfennen ift, daß firengere Gefege auch auf einen 
größeren Ernſt bei Eingehung der Ehebünbniffe und bei dem Verhalten 
der Eheleute gegen einander einwirken werden, boch im Wefentlichen 
nur die Außere Erfcheinung des Uebels, das Hervortreten beffelben 
an die fichtbare Oberflüche getroffen, die Zuftände ſelbſt aber, welche 
‚die Urfachen des Uebels find, werben dadurch nicht berührt. Es 
bedarf der Ergründung und Befeitigung des Urfprungs und Sitzes 
aner Krankheit, wenn die Heilung eintreten fol. Einen größeren und 
nachhaltigen Erfolg erwarte ich daher von dem rechten Ernſte bei der 
jezt leider fo fehr vernachläffigten Erziehung und bei dem Unterricht, 
von der Stärfung des chriftlichereligiöfen Sinnes und, wie hinzugefügt 
werden muß, von der Begründung einer befferen leiblichen Wohlfahrt 
eines großen Theils unferer Bevölkerung. Es wird Feines Beweiſes 
bedürfen, daß Sittenlofigfeit und Nohheit des Gemüths am meiften 
da zu Haufe iſt, wo es an religiöfem Sinne, an Bildung und an 
den Mitteln zur Eriftenz fehlt. Auch Die beforglichen Folgen einer zu 
großen Befchränfung der Scheidungsgründe müffen in Betracht ges 
jogen werden, da Ehen, welche nur durch Zwang zufammengehalten 
ind, nicht geeignet fein fönnen, chriftliche Zwecke zu fördern, und eine 
iu weit gehende Befchränfung leicht die Wirfung haben fann, in vielen 
dällen, in welchen die Fortfegung der Ehe den Betheiligten unerträgs 
ih wird, fie dazu zu drängen, daß fie fich mit Weberlegung einer 
derjenigen DVergehungen ſchuldig machen, welche das Gele nur als 
Scheidungsgruͤnde anerfennt, um auf diefem Wege dennoch ihren Zwed 
zu erreichen. 

Eine ähnliche Wirkung gefeglicher Beftimmungen, welche den vor: 
Jandenen Zuftänden nicht gemügende Berüdfichtigung zu Theil werben 
ließen, ift fchon bei anderer Gelegenheit wahrzunehmen gewefen, und 
ſelbſt unter der Herrfchaft der jetzigen Ehegefetzgebung hat ſich nach 
meiner MWiffenfchaft der erſchreckende Fall ereignet, daß eine Ehefrau, 
nachdem fie mit den zuerft von ihr geltend gemachten Scheidungs⸗ 
gründen thätlicher Mißhandlung und unorbentlicher Wirthfchaft des 
Chemannes nicht Durchgedrungen- war, mit Weberlegung einen Chebruch 
u dem eingeftandenen Zwecke verübt hat, um durch die nunmehr 
Povocirte Scheidungsflage des Ehemannes von einer ihr verhaßten 
Verbindung befreit zu werben. 

‚ Solche Erwägungen fönnen, wie ich zur Vermeidung mißvers 

Hänblicher Auffaffung mic zu bemerfen erlaube, auch nach meiner 

Anficht nicht davon abhalten, das zu thun, was das chriftliche Princip, 
24% 
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Sitte und Zucht erfordern, fie find aber eine Mahnung, nicht einen 
idealen Standpunkt einzunehmen, zu deſſen Realifitung ed am ven 
nothmwendigen Bedingungen und Borausfehungen fehlt. 


Unter den oben erwähnten Berhältnifien kann ed nach meiner mit . 


dem Herrn Referenten übereinftimmenden Auffafjung nicht die Aufgabe 
der Gonferenz fein, ſich darüber fperiell auszufprechen, welche einzelnen 
Scheidungsgründe von der evangelifchen Kirche als allein gültige 
anzuerkennen find. Mein Grund dafür ift der, daß darüber, wie der 


Herr Referent und mehrere Gutachten umfländlich ausgeführt Haben, 
beftimmte und unzmweifelhafte Sabungen nicht vorhanden find, und 
daß es daher zu endlofem Streite führen würde, wollte man aufeine 


Erörterung diefer Art hier eingehen. Alles, was geſchehen kann, aber 
auch meines Erachtens gefchehen muß, wird darin beftehen: 
daß wir ein Zeugniß von dem Widerfpruch ablegen, in welden 
fih die landrechtliche Ehegeſetzgebung zu den chriftlichen Grumbfägen 
von der Ehe befindet, und an das Kirchenregiment die Mahnung 


richten, mit aller Kraft dahin zu wirken, daß die Scheidungsgründe 


auf Ehebruch. und ‚bößliche Verlaffung und auf diefenigen zuräd- 


geführt werden, welche eben fo fehr, wie Chebruch und böslihe 


Berlaffung, eine Zerflörung der Ehe bewirken. 


- Ein gleiches Verfahren der Hohen Verſammlung ſcheint mir 
gegenüber der Frage geboten zu fein, ob und unter welchen Vorauss 


fegungen dem an der Ehetrennung fchuldigen Ehegatten die Wieder 
verheirathung zu geftatten fei. Die landrechtliche Geſetzgebung enthält 
in diefer Beziehung nur die eine Vorfchrift, daß, falls die Scheidung 
wegen Ehebruch6, verbächtigen Umgangs oder geftifteter Mißhelligkeiten 


erfolgt ft, der fchuldige Ehegatte die PBerfon, welche dabei mitgewirkt 
hat, nicht Heirathen darf, und daß ihm durch eine ausprüdliche Be⸗ 


ftimmung des richterlichen Urtheils die Wiederverheirathung nur unte 





dem Borbehalte einer beſonders nachzufuchenden Erlaubniß geſtattet 
werden ſoll (88. 736. 25— 27, Tit. 1, Th. 11 des Allg. Landrechts). 
Die Dispenfation von dieſem Cheverbot fteht den Provinzial⸗Con⸗ 
fiftorien zu (Allerh. Ordre vom 15. März 1803. Neues Archiv 11,24). 


Welche Regeln ſich in den deutfchen Landeskirchen hinfichtlich der 
Wiederverheiratfung gefchiedener Ehegatten mit dritten Perfonen im 
Wefentlichen gebildet Haben, iſt von dem Heren Referenten ausführlid 
dargelegt worden. Es liegt danach, wie ich ebenfalls annehme, ber 
früheren Firchenrechtlichen Baris nicht ein Dogma, fondern nur dad 
fütliche Princip zum Grunde, daß der ſchuldige Theil fich durch fein 
Verhalten unwürdig gezeigt Habe, der Segnungen eines neuen Che 
ftandes theilhaftig zu werden, wie denn auch die Ruͤckſicht leitend ge 
weien fein mag, daß noch eine Wiederausföhnung mit dem gefchiedenen 
Ehegatten. ftattfinden Tönne. 

Da es fi) demgemäß auch hier von Feiner bindenden Sabung 
handelt, fo wird die Kirche nur dahin zu wirken haben; 
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baß die Landesgeſetzgebung in Anfehung der Wieberverheiratfung 

gefchlevener fchuldiger Ehegatten diejenigen Anordnungen treffe, 

welche Durch die Rüdficht auf chriftliche Sitte und Zucht geboten find. 

Dem eigenen Gebiete der Kirche fällt dagegen die feelforgerifche 
Wirkſamkeit in Bezug auf die gefchiedenen Ehegatten anheim, und «8 
darf gerade Hier von deren rechter Uebung ein reicher Segen ers 
wartet werben. — 

Der Hohen Verfammlung wird es nicht entgehen, wie fehr durch 
Einfhlagung des bezeichneten Weges die beabfichtigte Reform des Ehe⸗ 
ſcheidungsrechtes gefördert, die Staatsregierung gegenüber den unkirch⸗ 
lihen Beftrebungen unferer Zeit gefräftigt und die Gefahr einer völligen 
Trennung zwiſchen Staat und Kirche abgewendet werden würbe. Die 
Reviſton des Ehefcheidungsrechts fol nämlich nach der in der Sitzung 
des Herrenhaufes vom 9. April d. 3. abgegebenen Erklärung des Herrn 
duſtizminiſters in der nächftbevorfiehenden Seffion des Allgemeinen 
Landtags wieder aufgenommen, und ed wird dabei Außerem Vernehmen 
nah im MWefentlichen der frühere Gejeh- Entwurf, wie er aus ben 
Berathungen bes Herrenhaufes hervorgegangen iſt, zum Grunde gelegt 
werden. Die Hauptbeflimmungen des legteren find: 

1. Befeitigung des jebigen Scheivungsgrundes der gegenfeltigen 
Einwilligung und Abfchaffung aller derjenigen Scheidungs⸗ 
gründe, welche blos in einer partiellen Störung des ehelichen 
Lebens beruhen, fo daß nur Ehebruch und bösliche Verlaſſung, 
fowie folche Scheidungsgruͤnde ftehen bleiben, welche fich auf 
dafjelbe Prineip, wie diefe, zurüdführen laffen; 

2. Berbot der Wiederverheirathung für den gefchievenen ſchuldigen 
Ehegatten innerhalb einer dreijährigen Friſt feit der Rechtskraft 
des Scheidungsurtheile; | 

3. Befugniß des Staatsanwalts, behufs Aufrechthaltung der Che, 
Rechtsmittel gegen Scheidungsurtheile einzulegen. 

‚ Demgemäß würden folgende, bisher gültig geweſene Scheidungs⸗ 

gründe ganz wegfallen: | 

a) gegenfeitige Einwilligung, 

b) Widerwille, 

e) verdächtiger Umgang gegen richterlichen Befehl, 

d) mangelnder Nachweis unbefcholtenen Wandels einer vom anne 
entfernt gewejenen Frau, 

e) Verfagung der ehelichen Pflicht, 

f) während ber Che eingetretenes Unvermoͤgen und koͤrperliche 
Gebrechen, 

8) Raſerei und Wahnſinn, 

h) Unvertraͤglichkeit und Zankſucht, 

i) wiſſentlich falſche Anſchuldigung. 

Dagegen ſollen als Scheidungsgruͤnde beibehalten werden, und 

war unbedingt: 
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a) Ehebruch, 

b) bösliche Berlaffung, 

ec) Beränderung der Religion, infoweit als der Unterſchied der Re 
ligion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt; | 

außerdem aber, jedoch nur unter der Vorausfegung, daß im bien 
Fällen nach der Ueberzeugung des Gerichts die Ehe durch die Schuld 
des verflagten Theild in nicht minderem Grave ald wie durch Ehe 
bruch oder bösliche Berlaffung zerrüttet worden iſt, folgende Gründe: 

d) lebens⸗ oder gefundheitögefährliche Mißhandlungen, 

e) grobe Kränfungen der Ehre oder der perfönlichen Freiheit, 

f) grobe Verbrechen gegen Andere, wegen deren eine Harte und 
ichmähliche Zuchthaus» oder Feftungsftrafe nach Urtel und Recht 
erlitten worden iſt, 

g) vorjägliche Gefährdung von Leben, Ehre, Amt oder Gewerbe, 

h) unorbentliche Lebensart, 

i) Berfagung ded Unterhalte. 

Eine ſolche Gefeßgebung, zu deren Ergänzung ich mit Baug 
auf die obige Bemerfung über das Verhalten des Geiftlichen nach ein: 
getretener Scheidung noch die Anordnung für wünfchenswerth erachten 
würde, daß dem Pfarrer, welcher den geiftlichen Sühneverfuch abge 
halten hat, von der rechtöfräftigen Entſcheidung in dem Ehefcheidungs- 
proceffe Mittheilung gemacht werde, damit er hiernach fein weiteres 
feelforgerifches Verhalten einrichte, entfpricht nach meinem Ermeſſen 
im Principe den wefentlichen Grundfägen der evangelifchen Kirche und 
fann von derſelben freudig begrüßt werben. 

Iſt dieſe Anficht gerechtfertigt, fo ſteht nichts entgegen, durch die 
Zurüdführung der Scheidungsgründe auf Ehebruch, bösliche Ber 
laffung und diejenigen Vergehungen, welche gleich diefen eine Jer 
flörung der Ehe bewirfen, die Forderungen der Kirche für weſentlich 
befriedigt zu erachten. 


IV. 


Unter der erwähnten Vorausſetzung ift meines Erachtens der zur 
Beleitigung des beftehenden Conflicts einzufchlagende Weg durch die 
in. der Denffchrift allegirte Allerhöchfte Ordre vom 30. Januar 1846 
felbft bereits angedeutet. Diefe Allerhoͤchſte Beflimmung hat fich damit 
einverftanden erklärt, Daß von der Einführung einer bürgerlichen Noth⸗ 
ehe für die Fälle, wo Geiftliche aus Gewiffensbevenfen mit Rüdfidt 
auf die Grundfäge des älteren proteftantifchen Kirchenrechts die kirch⸗ 
liche Trauung verweigern, zur Zeit Abftand genommen werde. Auch 
behalte ed, fo lauten die weiteren Beftimmungen, in Beziehung auf 
folhe Trauungsweigerungen vorläufig bei den gefeglichen Vor⸗ 
Ichriften mit der Maßgabe fein Bewenden, daß gegen die einzelnen, die 
Trauung verweigernden Geiftlichen bis auf Weiteres mit Zwang® 
und Strafmaßregeln nicht vorzufchreiten fei. Für jetzt und bie die 
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evangelifche Kirche felbft wieder zu feften und Haren Grundfägen über 
dad Eherecht gelangt fein werbe, und danach das bürgerliche 
Geſetzbuch reformirt werden könne, werde es Die Aufgabe der 
Gonfiftorien fein, in einzelnen Fällen weiterer Conflicte duch Er⸗ 
mahnung und Belehrung aus der heiligen Schrift, ven Befenntniffen 
und dem Kirchenrecht eine vermittelnde Einmwirfung zu üben und bie 
Gemeindegliever gegen eine mißverftandene Auffaffungsweife und gegen 
Willkür der Geiftlichen zu fchügen, andrerſeits aber unter möglichfter 
Rüdfichtsnahme auf den einmal vorhandenen bürgerlichen Rechtszuftand 
die Würde und das Necht der Kirche zu wahren. 

Erſichtlich iſt dieſe Alterhöchfte Beſtimmung eine vorläufige 
Anordnung, beruhend auf dem vorhandenen Rechtszuſtande, in welchem 
die Urſachen des Conflicts zu finden waren. Sie deutet ausdrücklich 
an, daß fie nur als interimiftifche Regel gelten folle, und daß «8 an 
der Zeit fein werde, andere Grunbfäße zur Anwendung zu bringen, 
fobald die bürgerliche Geſetzgebung nach den Grundjägen der evan⸗ 
gelifchen Kirche über das Eherecht verbeffert iſt. Diefer Zeitpunft wird 
nach meiner Anficht jegt fommen, Wenn die bürgerliche Gefeßgebung 
nah dem Grundſatze reformirt ift, daß neben dem Chebruch und der 
böslihen Verlaſſung nur ſolche Scheidungsurfachen zugelaffen werben, 
welche gleich jenen Bergehungen eine Zerftörung des Chebuͤndniſſes 
bavirft haben, fo waltet ein principieller Widerfpruch zwifchen bürger- 
lihem Recht und Firchlichen Grundfägen nicht weiter ob, und es iſt 
meined Erachtend nach der Andeutung der Allerhöchiten Ordre vom 
30. Zanuar 4846 alsdann die Pflicht der Geiftlichen, ſich die Be⸗ 
flimmungen des Geſetzes zur Richtfchnus dienen zu laflen. In weſent⸗ 
licher Uebereinftimmung mit der Ausführung des Gutachtens VI, ©. 524 
erachte auch ich eine Firchliche Nachrevifion richterlicher Scheidungs⸗ 
urtheile der Gerichtshöfe an fich für unthunlich, weil der flaatlichen 
Ordnung zuwiderlaufend, aber auch in vielen Faͤllen gar nicht zum 
Zwede führend. Es kommt nicht felten vor, daß fi) Scheidungs⸗ 
urtheile auf eine einzige von mehreren geltend gemachten Scheidungs⸗ 
urfachen gründen, ohne der übrigen weiter zu erwähnen, ‚weil jene für ‘ 
unzweifelhaft nachgewiefen erachtet wird, während bie anderen noch 
eine fernere, dadurch erührigte Erörterung nothivendig machen würden. 
Shen fo häufig find die Fälle, wo von Seiten des verklagten Theile, 
welcher der Scheidung an fich wiberfpricht, blos. im Wege des Ein- 
wands gegen die Klage Scheivungsgründe zu dem Zwecke geltend 
gemacht werben, um für den Fall, daß auf ven Antrag des Klägers 
die Trennung erfolgt, die Verurtheilung als fehuldiger Theil ab« 
zuwenden, ohne daß jene Gründe in Bezug auf die Ehetrennung felbft 
eine Wirfung äußern, weil in diefer Beziehung für dad Gericht nur 
die Klage maßgebend if. Es iſt leicht erfichtlich, zu welchen Zweifeln 
und Serthümern eine Nachprüfung des Scheivungsurtheild hiernach 
führen, wie fehr jedenfalls durch die bloße Ermittelung der demſelben 
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zum Grunde liegenden Scheivungsurfache eine dem eigentlichen Sach⸗ 
verhalt völlig gumiderlaufende Annahme veranlagt werden kann. End⸗ 
lich it auch in dem Gutachten V, ©. 500 auf den Fall aufmerkſam 
gemacht, wenn nach erfolgter Scheidung aus einem blos buͤrgerlich 
gültigen Grunde ein Scheivungsgrund hinzutritt, welcher die Ehe auch 
nach firchlicher Anficht trennt, ein Fall, welcher der fchon oben ange 
beuteten Erweiterung fähig ift, daß die Scheidungsklage nur auf eine 
bürgerlich gültige Urfache gegründet wird, neben derſelben aber auch ein 
firchlich anzuerfennender Scheidungdgrund ſchon zur Zeit des Schei⸗ 
dungsproceſſes wirklich vorhanden war. Es müßte alsdann, wie in 
dem Gutachten meines Erachtens richtig bemerkt wird, der Durch richters 
liches Wrtheil bereitö erfolgten Trennung der Ehe ungeachtet, eine noch⸗ 
malige neue Scheidungsflage aus dem Firchlichen Scheidungsgrunde 
zugelafien werben, was, von ben fonftigen nachtheiligen Folgen gan 
abgefehen, fihon an ſich als etwas den allgemeinen Rechtögrundfägen 
Widerſtrebendes erachtet werben muß. 

Die geſetzliche Borfchrift im 8. 17, Tit. 1, Th. II des Allg. Lands 
rechts beftimmt in Beziehung auf den erwähnten Gegenftand nur, daß, 
wer zur zweiten und ferneren Ehe fchreiten will, die erfolgte Tren: 
nung der lebtvorhandenen Ehe ſowohl dem Pfarrer, welcher Das Auf 
gebot, ald demjenigen, welcher die Trauung zu verrichten hat, nad 
weifen muß. Dies gefchieht bei Gefchiedenen durch eine mit vem 
Atteſte der Rechtöfraft verfehene Ausfertigung des Scheidungs⸗Urtheils 
Was die fonftige Stellung des Geiftlichen bei Vollziehung des Auf 
gebots und der Trauung betrifft, fo beruht fie meines Erachtens auf 
deutlichen geleßlichen Beftimmungen. Die priefterliche Trauung if die 
einzige für Mitglieder der Landesficche vom Staat zugelaffene Form der 
Eingehung einer gültigen Ehe. Die genauen Vorfchriften, welche dem 
Pfarrer in Bezug auf das Aufgebot und die Trauung hinſichtlich der 
Erforſchung geſetzlicher Chehinverniffe ertheilt find (88. 146 folg. 
Tit. 1, Th. II des Allg. Landrechts), die Strafen, mit welchen derſelbe 
für den Unterlaffungsfall bedroht wird (88.149. 155 a. a. O.), die 
Beſtimmung, daß das Aufgebot oder die Trauung von dem Geriät 
unterfagt werden foll, wenn vemfelben vor der Trauung ein bie 
dahin nicht befannt gewefenes Ehehinderniß glaubhaft angezeigt wird 
(8.165 a.a.D.), die Anweifungen, welche für die Eintragung ber 
Trauungen in die ‚Kirchenbücher ertheilt find (88. 483. 484, Tit. 12, 
TH. 11 des Allg. Landrechts), endlich die allgemeine Vorſchrift des 6. 440 
a.a.D., daß jeder Pfarrer, welcher ein Aufgebot oder eine Trauung 
zu verrichten bat, die darüber gegebenen gefeglichen Beftimmungen 
genau befolgen und prüfen foll, ob die rechtlichen Erfordernifle einer 
gültigen Che vorhanden find: alles dieſes läßt erfennen, daß die Geiſt⸗ 
lichen in Betreff des Aufgebotd und der Trauung als Beauftragte 
des Staats angefehen werden. Der $. 96, Tit. 11, Th. I des Allg. 
Landrechts bezeichnet die Geiftlichen der vom Staate privilegirten Kirchen‘ 
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geſellſchaften fogar ausprüdlich ald Beamte des Staats. Selbſtver⸗ 
ſtaͤndliich iſt dies nur auf diejenigen Functionen zu beziehen, welche 
gleich bürgerliche Verhaͤltniſſe betreffen, zu den letzteren gehört aber 
nah dem Vorausgeſchickten die durch die Trauung einzugehende Ehe. 
Died ergiebt ſich auch aus dem Allerhöchften Patent über die Bildung 
neuer Religiondgefellfchaften vom 30. März 1847, wenn daſſelbe 
beſtimmt: 
Beſindet ſich eine neue Religionsgeſellſchaft in Hinſicht auf Lehre 
und Bekenntniß mit einer der durch den weftphälifchen Friedens⸗ 
ſchluß in Deutfchland anerkannten chriftlichen Religiondgefellichaften 
in wefentlicher Webereinflimmung und ift in derfelben ein Kirchen 
minifterium eingerichtet, fo wirh diefem bei Genehmigung der Gefell- 
haft die Berechtigung zugeftanden werden, folche die Be- 
gründung und Feſtſtellung bürgerlicher Rechtsverhältniffe 
betreffende Amtshandlungen, welche nach den Gefeten zu dem 
Amte des Pfarrers gehören, mit voller rechtlicher Wirfung 
vorzunehmen. | | 

Die Geſetze, welche die verbindliche Norm bilden, find, da das 
Edict vom 17. November 1782 an die Stelle der älteren Confiftorials 
und Kirchenorpnungen, und wiederum das Allg. Landrecht an die Stelle 
des gedachten Edicts getreten iſt, jet die landrechtlichen Vorfchriften. 
Wie nach diefen Vorfchriften der Pfarrer das Recht hat, von den Ein- 
gepfartten zu fordern, daß fie fih in ihren Religionshandlungen, zu 
deren Bolljiehung es der Mitwirfung eined Geiftlichen bedarf, nur 
ftined Amts bedienen (8. 418, Tit. 11, Th. II des Allg. Landrechte), fo 
eriheinen auch die Eingepfarrten berechtigt, zu verlangen, baß ber 
Pfarrer fich ſolcher Amtshandlungen, welchen feine geſetzlichen 
Hinderniſſe entgegenftehen, nicht weigere. 

Es fragt ſich, ob die Kirche veranlaßt iſt, in dieſem geſetzlich be⸗ 
ſfehenden Verhältniſſe des Pfarramis zum Staate eine Aenderung herbei⸗ 
mführen. Daß ihr dazu der Artikel 15 der Verfaſſungs⸗Urkunde an 
N feine Berechtigung giebt, ift bereits früher erwähnt; ob bie 
Anderung in ihrem Intereſſe liege, ift unter den gegenwärtigen Zeit: 
umfänden zu bezweifeln; ihr gutes Recht und ihre Würde wird ges 
wahrt werben, wenn eine Einigung mit dem Staate über die Gründe 
zur Ehefcheivung dadurch zu Stande fommt, daß die Kirche ihr Ein, 
verſtaͤndniß mit den neuen gefeblichen Feſtſtellungen ausfpricht. 

‚ Eine folche Vereinbarung empfiehlt fich dringend. Es fpricht dafür 
die Rechtöcontinuität, denn bisher find Staat und Kirche denfelben Weg 
gegangen; es fpricht dafür der gemeinfame Bortheil, denn Staat und 
Kirche brauchen fich gegenfeitig; es fpricht endlich dafür bie Firchliche 
Politik (wenn diefer Ausprud erlaubt iſt), denn es möchte in unferer 
dit nicht gerathen fein, die Kirche auf einem abgefchloffenen Gebiete 
M iſoliten und dem Staate gegenüberzuftellen. Daß aldvann, wenn 
die Verhaͤltniſſe durch beftimmte Feſtſetzungen georbnet find, noch ferner 
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Trauungsweigerungen flattfinden werben, ift nicht zu beforgen; follten 
fie vorfommen, fo würde es meines Erachtens an der Zeit fein, daß 
gegen folche Geiftliche wegen Berlegungen ihrer Amtöpflichten von 
Seiten des Kirchenregiments im Dieciplinarwege eingefchritten werde 
(Bergl. 88. 3. 4. 53 des Geſetzes vom 29. März 1844. Geſetzſammlung 
©. 77). 

Ein auf den Fall anwendbares bürgerliche® Strafgefeg ift derzeit 
nicht vorhanden, darüber bin ich mit dem Verfaſſer des Gutachtens I 
einverftanden. 


V 


Sollte die in Ausſicht genommene Einigung mit dem Staale 
von ber hohen Berfammlung für die Kirche als ungenügend betrachtet 
werben, fo bleibt nach meiner Auffaffung nur übrig, im Hinblid auf 
Artikel 19 der DVerfaffungsurfunde eine Auseinanderfeßung zwiſchen 
Staat und Kirche auf diefem Gebiete Dadurch zu bewirken, daß die 
Eivilehe allgemein eingeführt wird. Ich erachte ed nicht für unlere 
Aufgabe, dem Staate in diefer Beziehung Rath zu ertheilen, und fir 
biefe Hohe Verſammlung ald eine nicht zu rechtfertigende Auskunf, 
wenn fie ihrerfeits mit der Forderung eines Inftituts, deffen Bedenken 
vorzugsweiſe im chriftlichen Standpunfte beruhen, hervortreten wolle, 
um fich der Schwierigfeiten kurzweg zu entledigen. Nothwendig haben 
wir und jedoch Die Conſequenzen unſeres Votums Flar zu machen un) 
uns zu erinnern, baß die Verhältniffe ftärfer find als die Menſchen, 
und unvermeidlich zur Civilehe hindraͤngen werben. | 


Eine fogenannte Nothehe für gewiffe ausgenommene Yale kann 
ich nicht für empfehlenwerth erachten. Vom praftifchen Gefichtspunfte 
aus ift es, wie fehon früher erwähnt worden, nicht thunlich, daß 
durch eine Firchliche Nachrevifion der richterlichen Scheidungsurtheile 
ermittelt werde, ob die Scheidung aus einem Firchlich anzuerkennenden 
Grunde erfolgt fei. Die Ausführung dieſer Revifion behufs der dr 
flimmung, ob die kirchliche Trauung zu geftatten, oder die Betheiligten 
wegen der bürgerlichen Trauung an das Gericht zu verweifen feen, 
würde daher erheblichen Schwierigkeiten unterliegen. Biel gewichtigere 
Bedenken erregt aber die ganze Stellung der evangelifchen Kirche m 
einer folchen Nothehe. Denn von ihrem Standpunkte aus müßte ſie 
dieſelbe als Concubinat anfehen, und es müßte eine Herabwürbigung 
der chriftlichen Ehe darin gefunden werben, daß eine folche, in den 
Augen der Kirche unzuläffige Verbindung in allen: bürgerlichen Folgen 
der durch Firchliche Trauung vollgogenen Ehe völlig gleichgeftellt wir. 
Auch das Verhalten der Kirche gegen dergleichen Eheleute in Bau 
auf Bathenfchaft, Theilnahme am heiligen. Abendmahl u. f. w. dürfte 
großen Schwierigkeiten unterliegen. Mit Confequenz verlangt daher, 
um den Gegenfag zwifchen kirchlicher und bürgerlicher Che auftecht 
zu halten, Das Gutachten II (S. 432) für folche Falle den vor 
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gängigen Austritt aus ber Kirche nach Maßgabe der Verorbnung vom 
30. Mär; 1847. Es kann aber meined Erachtens durchaus nicht in 
der Stellung und im Intereſſe der Kirche liegen, daß fie felbft mit 
der „Austreibung” aus ihrer Gemeinfchaft zue Hand ift, vielmehr 
müffen Seceffionen als ein Webel in dem Firchlichen Leben angefchen 
und möglichft verhütet werden. Aus dieſen Gründen erfläre ich mich 
gegen eine für fpecielle Fälle zugulafiende Nothehe, und fann die Notiz 
biifigen, daß ein hierauf gerichteter Borfchlag dem Bernehmen nach 
bi der Staatöregierung Teinen Beifall gefunden hat. 


VI. 


Es bleibt noch übrig, ſich zu erinnern, daß wir und derzeit noch 
im Eonflicte befinden, und daß die Hoffnung, aus demfelben durch 
ine dem Rechte und der Würde der Kirche genügende Einigung mit 
dem Staate bald herauszukommen, getäufcht werben könnte. Ich glaube, 
daß bis zu dem Zeitpunfte der Herftellung eines dem chriftlichen Principe 
entfprechenden neuen Chefcheidungsrechts nach denjenigen Grundſaͤtzen 
zu verfahren fein wird, welche der Erlaß des Hocmwürbigen Obers 
Kirhenraths an die Gonfiftorien vom 11. Februar d. 3. entwidelt. 
Danach wird im Anfchluß an den im Jahre 1854 dem Allgemeinen 
Landtage vorgelegten und im Herrenhaufe berathenen Gefeentwurf 
unterichieden zwiſchen 

1. opeibungen, welche auf Ehebruch oder böslicher Berlaffung 
eruhen; 
2. Scheivungen wegen folgender, durch jenen Gefebeövorfchlag vers 
worfener Gründe: 
gegenfeitige Einwilligung, heftiger und tiefgewurzelter Wider⸗ 
wille, verbächtiger Umgang, mangelnder Beweis unbefcholtenen 
Wandels von Seiten der entfernt gewefenen Ehefrau, Bers 
fagung der ehelichen Pflicht, fpäter entftandenes Unvermögen 
und förperliche Gebrechen, NRaferei und Wahnfinn, Unvers 
träglichfeit und Zankſucht, öffentlich falſche Anfchuldigung; 
3. Scheidungen aus den anderen, duch den Gefehentwurf beibes 
haltenen Gründen. ' 

In Bezug auf die Falle zu 1 wird erwartet, daß vie kirchliche 
Trauung ohne Anftand erfolge. Hinfichts der Fälle zu 2 wird an- 
genommen, daß die Trauung den Geiftlichen nicht zugemuthet werben 
linne, und zur Herftellung eines gleichmäßigen Verfahrens wirb vor« 
fhlagen, daß, nach vorhergegangener fruchtlofer Abmahnung der 
detfeiligten, über den Fall an das vorgefeßte Gonfiftorium berichtet 
werden folle. Hinfichtlich der Fälle zu 3 endlich wird darauf hinge⸗ 
dein, daß bie Traurede der Ort fei, an welchem in Anfnüpfung an 
de heilige Schrift Die Würde der Kirche gewahrt, und der Stanbpunft 
tielben fund gegeben werden fünne, daß aber, wenn gleichwohl eins 
Kine Geiſtliche auch ferner Bedenken tragen follten, die Trauung zu 
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gewähren, von benfelben der Grund ihrer Weigerung ben Brauileuien 
zu befcheinigen, und die leßteren mit dieſer Beicheinigung an das vor 
geſetzte Eonfiftorium zu verweifen feien, welches demnächft den Fall zu 
prüfen und über die nach der Allerhöchften Ordre vom 30. Januar 1846 
zuläffigen Aushülfen zu befchließen habe. Das an die Parodie gu 
bundene Aufgebot werde übrigend jedenfalls unweigerlich und zwar 
gemäß der Berfügung vom 15. Juli 1852 nach einer vom Eonfiftorium 
vorzufchreibenden Formel zu bewirken fein. 

Zulegt find noch die Fälle in Erwägung gezogen, in welchen die 
Weigerungen darauf beruhen, daß der durch das richterliche Urtheil 
für fchuldig erklärte Theil die anderweite Trauung nachfucht. Es wir 
angenommen, daß das gemeinrechtliche Verbot, deſſen Wiederherftellung 
jest von vielen Seiten angeftrebt werde, nur in dem Gebiete der Zucht 
. wurzele und daß dasſelbe eben deshalb durch eine Dispenfation ge 
hoben werben koͤnne, welche auf Antrag der Betheiligten von dm 
Confiftorien, und in höherer Inftanz von dem Ober» Kirchenrath zu 
ertheifen fei. \ 

Die für die verfchiedenen Fälle beabfichtigten Anorbnungen er: 
fcheinen der Sachlage entfprechend und dazu geeignet, einen Ruhepunft 
in der Bewegung herbeizuführen, fowie eine gleichmäßige Behandlung 
zu fihern. Deines Erachtens dürfte jedoch, wie auch das Gutachten VI 
(S. 529) bemerft, zu 3 die Traurede wohl nicht der Ort fein, an 
welchem die Würde der Kirche mit Erfolg gewahrt werben kann, weil 
es nicht genügt, daß der einzelne Geiftliche für feine Perſon und in 
einee der fubjectiven Auffaffung unterliegenden Rede folches Zeugnis 
über den Standpunkt der Kirche ablegt, vielmehr durch ein von da 
Kirche felbft verorbnetes gleichmäßiged Zeugniß zu befunden ift, in 
welchem Sinne Gefchievenen die anderweite Trauung gewährt wi. 
Sch ſchließe mich daher dem dort gemachten Vorfchlage an, daß bei 
folhen Trauungen ein abgeändertes Trauformular zur Anwendung 
gebracht werde. 


Die vorgetragenen Bemerkungen über den zur Berathung vor 
liegenden Gegenftand Haben ihren Zweck erfüllt, wenn fie dazu dienen, 
der hohen Berfammlung eine Reihe von Befchlüffen zu empfehlen, übe 
welche fich der Referent und zwei Correferenten vereinigt haben, un 
durch deren Annahme, wie fie glauben, nach Lage der Sache und nad 
der Stellung, welche wir einnehmen, eine befriedigende Erledigung 
bes Gegenftandes herbeigeführt werden würde. Wir tragen darauf 
an, folgende Beſchluͤſſe zu faſſen: 

1. Die Conferenz legt ein ausdruͤckliches und lautes Zeugniß dabon 
ab, daß die Gefeßgebung des Allgemeinen Landrechts über Ele 
ſcheidungen fich im Wiverfpruch zu den chriftlichen Grundfägen 
von der Ehe befindet, und richtet an das Kirchenregiment die 
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Mahnung, mit aller Kraft dahin zu wirken, daß die Scheidungs⸗ 
gründe auf Ehebruch und bößliche Verlaſſung und auf diejenigen 
Gründe zurüdgeführt werden, welche in gleichem Grabe, wie 
jene, eine Zerftörung der Ehe bewirken. 

2. Die Conferenz erachtet es für nothwendig, daß durch die Landes⸗ 
geſetzgebung in Anfehung der Zuläffigfeit der Wiederverheirathung 
gefchiedener für fchuldig erklärte Ehegatten folche Beſtim⸗ 
mungen getroffen werden, wie fie durch die Ruͤckſicht auf chriſt⸗ 
liche Sitte und Zucht geboten find. 

3. Die Conferenz ift der Anſicht, daß, nachdem die bürgerliche 
Geſetzgebung über Ehefcheidungen nad) Maßgabe der Beichlüffe 
au 1 und 2 rveformirt fein wird, die Geiftlichen die gefepliche 
Verpflichtung haben, die Firchliche Trauung gefihiedener Ehe⸗ 
gatten in Gemäßheit der geſetzlichen Borfchriften unweigerlich 
zu vollziehen, und daß fie dazu von der vorgefebten Kirchen⸗ 
behörde im Disciplinarwege angehalten werden können. 

4, Bis zu dem hei Nr. 3 bezeichneten Zeitpunfte möchten biefenigen 
Anordnungen, welche in dem Erlaſſe des Evang. Ober - Kirchen» 
raths vom 11. Februar 1856 angegeben find, mit der Maßgabe 
in Wirkſamkeit treten, daß dem die Trauung verweigernden 
Geiſtlichen jedenfalls die Verlefung des Aufgebot nach einer 
vom Conſtiſtorium vorzufchreibenden Formel obliegen foll, und 
bei den Trauungen folcher gefchiedener Ehegatten, welche aus 
anderen Gründen, als wegen Ehebruchs oder bösticher Verlaffung 
getrennt worden find, ein abgeänverted Trauformular zur Ans 
wendung kommt. 

Mögen, damit fchließe ich meinen Votrag, mögen die Beſchluͤſſe 
der hohen Verfammlung dazu beitragen, daß dem Vaterlande, welchem 
der allverehrte Landeshere in Seiner Weisheit den Außeren Frieden zu 
erhalten gewußt hat, auch der innere Frieden wiedergegeben werde und 
dauernd bewahrt bleibe! 


Vortrag des Correferenten, Conſiſtorialraths Dr. Tholuck. 


Gorreferent ſieht fich aufgefordert, den ungünftigen Umftand zu 
wähnen, unter welchem er dieſes Correferat auszuarbeiten genöthigt 
gemein. Obwohl er mit der Ausarbeitung gezügert, bis ihm das 
Referat mitgetheilt wurde, fo find dennoch Umftände eingetreten, welche 
Um nicht früher als in diefer Verſammlung zur Kenntniß jenes fo 
belehtenden und eingehenden Referats haben kommen laffen. 

Der theologifche Eorreferent in der Chefcheivungsfrage wird es 
a8 feine erfte Aufgabe anfehen muͤſſen, das Recht der Kirche in dieſer 
Sache darzuthun. Bon dem erften juriftifchen Gutachten nämlich iſt 
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dasſelbe nicht nur fuͤr die Gegenwart, ſondern auch fuͤr bie Reſor⸗ 
mationszeit in Abrede geſtellt, und die Unterordnung der Kirche unter 
die bürgerliche Gerichtöbarfeit behauptet worden. 

Das Hauptargument des Herren Verfaſſers bildet die im älteren 
firchlichen Sprachgebrauch flehende Bezeichnung der Eheſachen als 
„weitliher Dinge”. Im Zufammenhang hiermit wird die Behauptung 
aufgeftellt und zu beweifen gefjucht, daß die Ehefachen nie ald Sadıen 
des Kirchenregiments, fondern nur al& weltliche aufgefaßt worden, mie 
denn aus diefem Grunde die mit der Chegerichtöbarfeit betrauten Con⸗ 
fitorien fi auch auf weltliche Nechte berufen, daB daher die Eon: 
fikorien felbft, wo fie in Ebefachen verhandeln, nur als weltliche 
Behörden, und die Kirchenordnungen nur als weltliche Anorbnungen 
angefehen worden, weshalb denn bei letzteren auch die Concurrenz der 
weltlichen Landftände vorfomme. Hiermit wird denn auch das entgegen 
gefebte Gutachten des Kronfyndicatd von 1856 beftritten. Es fragt 
fih demnach zunächft, in welchem Sinne von den Reformatoren die 
Ehe als „ein weltliches Ding“ betrachtet worden. Da anderer Seits 
fie wiederum unter den Firchlichen Gefichtsyunft geſtellt wird, fo fann 
auch die Bezeichnung „weltlich”" nur den einen von zwei Gelichtöpunften 
bezeichnen, unter denen fie fich betrachten ließen. Als eine weltlide 
Sache liege fich nun infofern die Ehe mit Recht anfehen, ale fie, wenn 
auch auf göttlicher Inftitution beruhend, doch Fein eigenthüimlich chrif- 
liches Inftitut und nicht bloß der Kirche, fondern auch der Welt an 
gehört, wie denn der Staat auch für die Ehen der Juden refp. der 
Helden Sorge zu tragen hat. Dazu kommt die Rechtsſeite des che 
lichen Verhältnifjes, vermöge deren fie nach proteftantifchen Grundfägen 
den bürgerlichen Gerichten zugewiefen wurde. Nach ganz entſchiedenen 
Ausfprüchen der Reformatoren follte aber für chriftliche Chen fein 
Norm bürgerlicher Gefeßgebung gelten, die irgend mit der heiligen 
Schrift im Widerfpruche. Es finden fih in dem fünften Gutachten 
Mittheilungen aus der Schrift von Brenz „über die Chefachen“ 1531, 
worin der entfcheidende Ausfpruch vorfommt (S. A471): „das göttliche 
Wort fpricht, man folle fich von Feiner Urfach wegen außerhalb de 
Ehebruchs fcheiden lafien, Mofe aber und das kaiſerlich Recht jagen, 
man möge fich auch von andrer Urfach wegen feheiden. Aber dies if 
feichtlich zu vergleichen: denn das göttlich Wort lehret ſtracks recht 
thun; die zwei im weltlih Magiftrat Mofe und Kaiſer laſſen ein Un 
recht und Webel zu, daß ein größeres Unrecht und Uebel verhuͤtet 
ward ... Ein ander Eheweib zu nehmen fann nicht zug 
laffen werden, denn folde Ehe wird von der Kirche nid! 
. angenommen und noch weniger eingefegnet.” So erklärt 1 
nun auch Luther am Schluffe feiner Schrift „von den Eheſachen 
(S. 476): „Denn wo fich ein folder Fall oder Irrthumb oder Zweifel 
begebe, daß man dem Gewiſſen nicht Helfen fönnte, es wuͤrde denn 
das Geſetz oder Recht aufgehoben, und man doch dasſelbige Reit, 
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meil es gemein iſt, in der Welt, nicht offentlich aufheben Tann, fo 
follt man doch für Gott und heimlich im Gewiffen mehr des Gewiflens 
denn des Rechts achten und wenn ja eines weichen und räumen 
muß, fo foll das Recht weichen und räumen, auf daß bag 
Bewiffen los und frei werde.” 

Mas die Frage anlangt, ob die in jener Periode im Namen der 
Lnndeöfürften emanirten Kirchenordnungen und Chegefeße ald ein Aus; 
fuß des Iandesherrlichen Kirchenregiments anzufehen, wie Died von dem 
Gutachten des Kronfyndicats angenommen wird (Ev. Kirchenzeltung 
1856, ©. 488), oder als Ausflug des Iandesherrlichen Regiments, iſt 
unſeres Erachtens eine Frage, welche, wie auch das juriftifche Gut- 
achten IV andentet, niemals hätte al8 ein Entweder⸗Oder ausges 
Irochen werben follen. Erſt in diejenige Periode nämlich gehört dies 
Entweder» Oder, wo Die bürgerliche Gefeßgebung fich von der Norm 
des göttlichen Worts loszufagen angefangen, in die Zeit 
Thomafius'ſcher Grundſätze und Anfichten. In jener Periode aber, 
wo die Obrigfeit ſich als custos utriusque tabulae betrachtete, als 
verpflichtet, nicht weniger die Mechte Gottes als die der Menfchen 
pegen einander nach der Norm heiliger Schrift aufrecht zu erhalten, 
it es begreiflicherweife im Refultat völlig daſſelbe, ob Kirchliche Ges 
ſeße nach dee Norm des göttlichen Wortes von dem Landesheren als 
folhem oder als oberftem Kirchenhaupte emaniren. „Wie wir uns 
denn”, Iautet die Vorrede Herzogs Chriftoph von Würtemberg zu der 
Kirchenordnung 1559, „(ungeachtet daß, Eglicher Bermeinen 
nad, der weltlichen Oberfeit allein das weltlich Regiment 
zuſtehen ſollt) vor Gott fchuldig erfennen und wiffend unfers Amts 
und Berufs fein, wie auch, daß Gott der Allmächtige in feinem ges 
frengen Urtheil von uns erfordern werde, vor allen Dingen unfere 
untergebene Landfchaft mit der reinen Lehre des heiligen Evangelii, fo 
den rechten Frieden des Gewiſſens bringt und die heilfame Waid zum 
Aigen Leben ift, verforgen und alfo der Kirchen Chrifti mit Ernft 
und Eifer annehmen — dann erft und daneben in zeitlicher Res . 
girung nügliche Ordnung und Regiment anzuftelen” (Reyfcher, 
wurtemb. Geſetze IX, 55. Hartmann, „Brenz“ Il, 277). Und in 
gleicher Weife lauten die Erklärungen der anderen Fürften diefer Zeit. 
Ad advocati ecclesiae betrachteten fich die Zürften, als ſolche aber 
auch verpflichtet, Da8 brachium saeculare ihr zum Dienfte zu ftellen. 
Wir dürfen das Urtheil eines außerhalb der Parteifämpfe der Gegen» 
wart ſtehenden Zuriften dafür anführen, daß von einer Iandesherrlichen 
Oberhoheit über die Kirche im modernen Sinne in der Reformationss 
periode überhaupt nicht Die Rede fein kann: „Bei allen Verhältniffen“, 
heißt es bei Reyſcher, „welche bie innere Verfaffung ber neuen 
Kirche berührten, erfcheint die Gewalt des Staatsoberhauptes Feines- 
wegs als eine eben von diefer Kirche unabhängige, eben darum ale 
kine rein geſetzgebende, fondern, weil fie durchaus nichts, als was bie 
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Stimme der Kirche (der Lehrer und der kirchlichen Gemeinden) 
forderte, anordnete, vielmehr nur als eine vollziehende Gewalt“ 
(Reyfcher, S. 61). Daß bei Emanation der Kirchenorbnungen auf 
die Landſtaͤnde mitgewirkt, wird keineswegs zum Gegenbeweis dienen | 
fönnen. Betrachtete fich der Fürft felbft als vollziehende Gewalt da 
Stimme der Kirche, fo nehmen auch feine weltlichen Berather feine 
andere Stellung ein. Der Herr Berfafier beruft fich unter andem 
auf jene Mitwirkung der Landftände bei Einführung der Landesordnung 
im Herzogthum Preußen 1525. Doch findet fich gerade hier die Er⸗ 
Härung, daß in Ehefachen Niemand anders als nach dem Worte Gotieh 
zu handeln Macht habe: „angefehn daß folche Außerliche Ceremonien 
und Gebährven zum Theil von unferm Heilande Ehrifto ſelbſt aufge 
feßt, als nemlich die heiligen Sacramente, auch etliche fonft in de 
Schrift gegründet al8 Ehe und Ebefcheidung, darin denn ohne 
dies Riemand anders denn nah dem Worte Gottes zu 
handeln Macht Hat“ (Richter I, 28). Als einen wunleugbaren 
Beweis dafür, daß die Ehegerichtöbarfeit „nicht Fraft des landesherr⸗ 
lichen Regiments, fondern kraft der weltlichen Gewalt den Conſiſtorien 
übertragen worden, beruft fich der Here Verfaſſer auf die branden⸗ 
burgifche Viſitations⸗ und Conſiſtorialordnung von 1573 (Richter), 
376), woſelbſt — fagt der Herr Verfaſſer — „über die Ehehinderniſſe 
wegen Berwandtfchaft oder Berfchwägerung nur fo fange Anorbnung 
getroffen wird, bis das heilige römifche Reich, dem Niemand ein 
Kicchenregiment in evangelifchen Kirchenangelegenheiten beilegen wir, 
ein Anderes beftimmt haben würde.“ Allein, wie wenig eben fir 
Beurtheilung der verbotenen Verwandtſchaftograde eine objective lirch⸗ 
liche Norm ſtattfand, und wie fehr die proteftantifchen Landesordnungen 
je nach firengerem oder weniger firengem Anfchluß an die mofallchen 
Gebote im Leviticus und an die Faiferlichen Berörbnungen unter ein: 
ander differiren, ift unter anderm auch von dem Herrn Berfaffer nad 
gewielen worden in dem Artikel über die Ehe (Herzog’s Enchyclop. 
©. 677, vgl. Richter, K. O. II, 146). Unterwirft fich alſo der Lande 
herr in Betreff diefer Berwandtichaftögrade einer allgemeinen Anordnung 
des Reiches, fo kann davon noch Fein Schluß auf Sachen gelten, 
worüber man im Reuen Teſtament unfehlbare Ausfprüche zu finden 
überzeugt war. Beachtet man nicht den Sinn, in welchem die ehelichen 
Sachen „weltliche” heißen, fo kann namentlich fehr beweisfräftig er 
fheinen, wenn nach der preußifchen Conſiſtorialordnung von 1584, 
„wo es Ehefachen und weltliche Perfonen trift, der juriftifche praeses 
eonsistorii oder einer der politici es verrichten und verwalten fol, 
find es aber geiftliche Händel und Berfonen, „fo follen es der Super: 
intenbent oder einer der andern theologorum” (Richter, K. O. II, 264). 
Ehen hier ift denn auch wie anderwärts von juriflifchen Normen die 
Reve: „Die Sentenz und Urtheil aber follen nach der heiligen Schrift, 
auch nach den gemeinen und in diefen Landen gebräuchlichen 
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und üblihden Rechten, wie vorhin alfo auch Kinfüro gefprochen 
werden, in wichtigen Händeln aber follen die consistoriales allwege 
mſers Raths fich erholen.” Daß nun diefe Berufung auf weltliche 
Rechte doch immer die heilige Schrift al8 oberften Canon vorausfeßt, 
läßt fi gerade Hier durch die Worte darthun: „dieweil auch in 
Ehefachen und andern dergleichen Faͤllen etliche vornehme Theologen, 
Lutherus und Bhilippus, aus der heiligen Schrift etliche Opinionen, 
fo fih mit den gemeinen Rechten nit durchaus vers 
gleihen, bezogen, fo follen unfere consistoriales diefelben auch in 
guter Acht haben und nach denfelben, fo viel fie bis anhero in vielen 
fanden und Conſiſtoriis gebräuchlich gewefen, ihre Urtheile und Abs 
ſchiede richten und faſſen.“ Hiermit mag die niederfächfifche Kirchen« 
ornung 1586 verglichen werben, welche bei Lebensnachftellungen ſich 
geneigt zeigt, mach Dem römischen Rechte Scheidung zu geftatten, dann 
aber dennoch hinzuſetzt: „Aber wegen folchee Urfachen Eheleute zu 
beiden, ift uns faft bedenklich, weil die Schrift diefe Urfachen nicht 
meidet. Iſt derbalben geführlih ex foro politico solo wollen 
ohne ausdrückliche helle göttliche Schrift Urſache nehmen, welche in’ 
loro eonseientiae follen de divortio gelten.” Doch bedarf es feine 
weiteren Belege: es genügt, zu bemerfen, daß weltliche wie geift«- 
lihe Mitglieder der Eonfiftorien, wie die jenaifche, fächftiche, 
preußiichen und andere Confiftorialorpnungen zeigen, eidlich auf die 
Schrift und die ſymboliſchen Bücher verpflichtet wurden. 

Was den firchlichen Charakter der Confiftorien anlangt, fo ergiebt 
et fih fchon aus ihrer Entflehung aus den von den geiftlichen Behörden 
auözuführenden Bifitationen. Aus den Bifitatoren zufammengefeßt, 
Ind fie ja nichts andres als ein ftändiged Organ der Kirchenregierung 
(1. Mühler, Kirchenref. der Mark Brandenburg, ©. 72). Werben 
politiei ihnen beigegeben, fo gefchieht ed nur, um bie rechtliche Seite und 
das procefjualifche Verfahren zu leiten — wie Herzog Chriſtoph fich 
ausdrückt, „vamit Alles defto fattlicher und orbentlicher vor fich gehe.“ 
Selbſt unter dem territorialen Kirchenregiment der deutichen Schweiz 
m Zürich und Bafel befinden fich in dem aus dem großen und Kleinen 
Rath sufammengefebten Ehegericht zwei Leuts Briefter, „die des götts 
lihen Wortes berichtet ſind,“ und führt daſſelbe den Namen des 
Kirchen gerichss (Wirz, „Urkundliche Verordnungen des Kirchen⸗ 
weſens in Zürich“ 11,7). Eine Aeußerung Melanchthon's in der re- 
lormatio Vitebergensis 1545 fpricht überdies den Eirchlichen Charakter 
der Conſiſtorien auch antithetifch im Gegenfab zu den weltlichen aus: 
’postea vero huie foro ecclesiastico etiam controversiae de matri- 
Moniis commendatae sunt, quod bono consilio factum videtur. Saepe 
Mm ineidant controversiae, in quibus conseientiis partium consuli 
tet, cuius rei in foro profano non ita habeturratio.« 
Ehen Hier win Melanchthon auch die weltlichen Affefioren nicht 
hles unter dem Gefichtöpunft von Rechtsbeiftänden betrachtet wiſſen, 
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fondern unter dem von Repräfentanten der Gemeinde, wie 
fpäter von Spener auf diefen Geſichtspunft ein befonderes Gewicht 
gelegt worden. Sie follen, heißt «6 bei Melanchthon, Theil nehmen 
ald honesta membra eeclesiae inter laicos, wobei er darauf verwai, 
daß das die ecclesiae Matt. 18 zeige, non tantum unam partem 
ecelesise, scilicet episcopos, sed etiam ex reliquis gradibus populi 
eligendos esse iudices idoneos, qui sunt membra ecclesiae, homises 
honesti, docti, Deum timentes, et vult has quoque habere voces 
decisivas (Seckendorf, hist. Lutheranismi, 1. Il, seet. 31, 8. 139). 

Allerdings findet ſich auch eine Anzahl von Beifpielen, wo die 
Eheſachen leviglih den Juriſten uͤbergeben fchemen, um nad vm 
Normen des römischen Rechts gerichtet zu werben, bei näherer Be 
trachtung ftellt fich indeß Doch ein anderer Geſichtspunkt der Beur⸗ 
theilung heraus. Am meiften fcheint es der Ball zu fein in der Schrift 
„Bon den Ehefachen”, 1554, von Bfalzgraf Ottheinrich (Richter 
ii, 146). Nach Anführung der in den Fatferlichen Rechten c. de re- 
pudiis angegebenen Scheidungsgründe: „fo ver Hann ein Toptichläge 
oder der Leuten mit Gift vergibt oder Räuber oder Mörder oder fih 
zu ungüchtigen Weibern gefellt” heißt es: In viefen Tann zur Zeil 
nichts Gewiſſes befchloffen werden. Wenn fie fich begeben, follen die 
Eherichter „alle Umftend wol erfundigen und bewegen, auch darin yon 
dem Landesfürften und den Iurisconsultis bericht und befcheid erholen.” 
Indeß giebt ſich die angeführte Beftimmung felbft nur als eine interimi⸗ 
ftiiche fund, und ift auch Die vorliegende Schrift fein Seſetz, fondern 
nur ein Gutachten; überdies ift von Eherichtern die Nede, untı 
denen fi) ohne Zweifel auch Theologen als normirende Autoritäten 
befunden Haben, und fchließlich ift die Wittenberger Eheorbnun 
zu Grunde gelegt)! Ausichließlich weltlichen Gerichten finden fich die 
Ehefachen dem Anſchein nach übergeben in den von Bugenhagen 
audgegangenen Kirchenorbnungen, der braunfchweigifchen 15% 
(Richter I, 112), ver Lübeder 1531, der Hamburger 1529. Die 
lübeder ordnet zum Ghegericht nur drei Berfonen aus dem Rathe, drei 
verfiändige Bürger und einen Serretär. Aber daß dieſe Einrichtung 
eben nur die laufenden Geſchaͤfte betreffe, zeigt die braumfchweigiihe 
Ordnung, in welcher dem Rath das Gericht zugewieſen ift, derfelbe 
aber angemiefen wird, gerade in den fchwierigen Fragen den Super 
attendenten herbeizuziehen und in Sachen, die nicht bloße Haderſachen 
find, fondern die Conſcientien betreffen, und wo Gefährlid- 


—  *) Nach einem @remplar der betreffenden Schrift, welches mir in ber Koͤnigl 
Bibliothek einzuſehen vergoͤnnt geweſen, lantet der Schluß derſelben mämlid ſo: 
„Hierauf möcht’ unfer gnaͤdigſte Fürſt und Herr ein kurze Ordnung in Cheſachen, 
in bemeldten und derartigen Artifeln durch Ihro Churf. G. Jureconsultos unge 
ährlih in Maßen wie die MWittenbergifche (Würtembergifche) Gheorbnung 9 
ellt, verfaffen, und den Cherichtern ſich darnach in ihrem Gentenz zu richten, 
Übergeben und zuftellen zu laffen.“ | 
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fit dee Seelen. ſtattfindet, follen die Präbicanten nebſt den Super⸗ 
attendenten berathen und helfen. Nach Richter, Gefchichte der evan⸗ 
geliichen Kirchenverfaffung” ©. 122 wurden namentlich in Würtemberg 
die Eheſachen niemals der Kirche wie in andern Ländern zugewiefen, 
jondern fchon in der Eheordnung von 1537 „den geordneten Ehe⸗ 
tihtern und Rüthen“. Im Gegentheil aber ift Schnepf, der Verfaſſer 
der erſten Ehegeſetze, auch unter den Vollſtreckern derfelben und werden 
ihm nur zwei weltliche Richter beigeordnet. Und auch noch in der 
dritten Ehegerichtsordnung von 1687 erfcheinen diefe zwei Eonfiftorials 
räthe in dem würtembergiſchen Ehegericht, hier aber allerdings neben fünf 
weltlichen Oberräthen (Hartmann, „Brenz’ Il, 241. Reyfcher VI, p. 98). 

Indeß an die Stelle der Altern Kirchen- und Eonfiftorialordnungen 
gegenwärtig das Landrecht getreten, nach weichem die Trauung 
we Abſchließung der (Ehe erforderlich, Daher auch der Zwang der Geift« 
lien zuläffig. Gegen diefe Anſicht ift nun vom Kroniyndicat der 
Örgenbeweis geführt, auch Art. 15 der Verfaffungsurfunde angerufen 
worden: „die evangelifche Kirche verwaltet ihre Angelegenheiten ſelb⸗ 
Rändig.” Ohne nun darüber entfcheiden gu wollen, ob nicht für die 
Verwirflichung dieſes leßteren Artikels noch ein organifches Geſetz ab» 
zuwarten, oder überhaupt auf dieſe juriftifche Frage einzugehen, erjcheint 
und doch fo viel gewiß, wenn nach Th.H, Tit. 11, $. 145. 146 de6 
Landrechts es Heißt: „Sämmtliche Confiftorien der Broteftanten ftehen . 
unter dem Oberdirectorium des dazu verorpneten Departements, des 
Etaatsminiſteriums. Ohne deſſelben Vorwiſſen und Genehmigung kann 
in Kirchenſachen keine Veraͤnderung vorgenommen, noch weniger koͤnnen 
Kitchenordnungen eingeführt werden“, und gegenwaͤrtig an die Stelle 
des Staatsminifterinme der Ober Kirchenrath getreten, fo Tann auch 
gegenwärtig das Gonfiftorium in feinen Beftimmungen über die kirch⸗ 
lie Seite der Ehe nicht mehr an die bürgerlichen Geſetze, fondern 
nur an die höchften Tirchlichen Behörden gebunden fein. 

Wir wenden uns zu dem erften unter den zwei theofogifchen Guts 
abten, von denen auf bibfifchem reſp. Eirchlichem Grunde die Erweis 
kung der zwei Firchlichen Scheidungsgründe vertreten wird. Es wird 
vielleicht nicht ungehörig erfcheinen, wenn wir-hier eine allgemeine Bes 
merlung über die eregetifche Begründung der vorliegenden Frage hinzus 
lügen. Der Nichttheologe könnte meinen, in Betreff ver Auslegung des 
Ausfpruches des Herrn habe er es nur mit einem Walde differenter 
Anfihten der thenlogifchen Ausleger zu thun, aus denen Jeder fich die 
beliebige herauszulefen habe. Auch das Gutachten thut einer folchen 
Reinung Vorſchub, indem es äußert: „Eben, „was ber Herr Ehe⸗ 
bruch nennt“ in feiner Sprache je nach Verſtändniß, ob nur das 
grobe Fleiſcheswerk oder was ihm gleichfteht als völliger Vruch ber 
Ehe — ob er nicht nach Aehnlichfeit von Matth. 5, 28 über manches 
Ehegatten Leben und Gelinnung richten würde: der hat ſchon die Ehe 
gebrochen von feinem Herzen aus — vollends ob er wirklich, wie man 

25 %* 


388 Deeijchnie Sihang. 


will, jedes Wieberfrein als Ehebruch bezeichne — das Altes iſt felöh 
exegetifch gar fehr noch die Frage.“ (S. 514). Darüber indeß, daß 
nropveie durchaus nichts Andres als den fleifchlichen Ehebruch be 


zeichne, daß der Erlöfer auch feine andere Ausnahme als dieſe geflattet, 


darüber find von Anfang der proteftantifchen Kirche an, nur von einigen 
ganz vereinzelten Abweichungen abgefehen, die Ausleger auch der fonf 
bifferirenden Kirchenpartelen einig. Unter den Reformatoren findet ſich 
nur bei Zwingli eine vifferente Anficht; derjenige Theologe jener Zeit, 


bei dem man eine folche ebenfalls erwarten fönnte, Socinus, erflär 
fich beftimmt für die Firchlich gewordene. Bis gegen Ende des 18. Jahr 


hunderts bleibt dieſe die herrfchende, nur der Fatholifirende Arminianer 


Grotius macht eine Ausnahme, aber wie fehr auch fonft die Exegeſe 
der Arminianer die liberalen Auffaffungen der neueren Zeit vorbereitd, 


in diefer Hinficht wird Grotius felbft von feinen eigenen Eonieffiond- 
genofien beftrittien. Qui alias ob causas, jagt Epifcopius, coniugium 


dissolvi posse statuunt, illi videant, utrum satis reverenter habeant 


hoc praeceptum Christi. Celbft die rationaliftifche Auslegung hat den 
Ausſpruch nur vom fleifchlichen Ehebruch als alleinigem Scheidungd; 


grund verftanden, nur daß die Anwendung desſelben auf bie Zeit Jen 
beichränft wird, wo die Scheidung nicht Sache der georbneten Obrig 
eit, fondern der Willfür des Mannes geweſen. Erſt in neuefter Jet 


find — obwohl auch weniger unter. Eregeten als unter Dogma⸗ 
tifern — differente Anfichten hervorgetreten. Indeß nicht nur ber 


rühmte eregetifche Autoritäten, welche von traditionell « Dogmatilden. 


Borausjegungen unabhängig fein wollen, wie Ewald und Meyer, 
finden jenen Sinn in der Stelle, fondern felbft die neufte wegative 
Richtung der Theologie. Bon Strauß wird ber Ausſpruch gethan: 
„Wenn man, um Jefum nicht in Widerfpruch mit der modernen Prarid 


fommen zu lafien, darauf dringt, daß er nur diejenige Art der Ente 
fernung, von welcher man damals allein wußte, nämlich das willfür 
liche Wegſchicken der Frau, nicht aber die gerichtliche „Scheidung, wie 
fie eingeführt iſt, gemißbilligt habe, fo iſt damit Doch zugeftanden, daß 
Jeſus, foweit er von Entfernungen wußte, fie allgemein verworien 


hat.” Ebenſo faßt die tübinger Fritifche Schule Chrifti. Wort in diefem 


Sinne auf (Hilgenfeld, die Evv. 1854. ©. 63). Bei Ueberein⸗ 


flimmung der Zeugen aus verfchledenartigen Zeiten und Schulen wird 


mithin derjenige, welcher der Firchlichen Auffaſſung fich anfchließt, von 


dem in diefem Gutachten der eigentlichen Faſſung von zzwopveia ger 


machten Vorwurf nicht getroffen werden, fich einer „quäferifchen Bud 
ftäblichfeit” ſchuldig zu machen. | 

Bon dem BVerfaffer des Gutachtens wird num nicht in Zweifel 
geftellt, daß Chriftus hier für wahre Chriften Feinerlei Eheſcheidung 
geftatte, außer im Falle der „Hurerel” (Stier, „Reden des Herrn“!, 
152). Nun fol jedoch das Wort „Hurerei” hier im weiteren Sinn 
verſtanden werden: „Endlich was heißt denn Hurerei oder Ehebruch 
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im Munde des Her? Wollen wir das Wort gerade hier aufs grobe 
Werk befchränfen, nachdem er ed furz vorher B. 27, 28 felber anders 
ausgelegt Hat?” Es ift diefe Berufung auf den Ausfpruch „wer ein 
Weib anfieht u. f. w.”, welche namentlich unter den Laien der Ents 
ſchuldigung zur Stüge dient, daß es theild überhaupt mit Chrifti Ges 
boten nicht fo genau genommen werden fünne, theils insbefondere nicht 
in Betreff des einzigen von Ihm angegebenen Scheidungsgrundes. 
Bon den Betreffenden wird jedoch das „der hat die Ehe gebrochen in 
feinem Herzen“ gänzlich überfehen: nichts anderes, als daß ſchon 
der füfterne Bi der Anfang und Keim des Chebruchs, ift hiermit 
gefagt, wie ja auch vorher das leidenfchaftlide Wort als der 
Anfang und Keim des im Herzen beginnenden Todtfchlages 
bdezeichnet iſt. Sollte aber felbft für wahre Ehriften ſchon jede Vers 
tung des ehelichen Verhältniffes durch Blick und Wort, „iede dem 
Chebruch nach geiftlichem Verftand gleichzuachtende Zerrüttung” — auch 
„nie müberwindliche Abneigung” in gewiffen Fällen nicht ausgenoms 
men — einen triftigen Scheiduugsgrund abgeben, würde dann nicht 
Chriſti Auslegung, welche in der Bergprebigt doch überall die gang» 
bare Außerliche Auffaffung des Geſetzes reftringirt, diefelbe vielmehr 
no über Mofes hinaus relariren, bei welchem nach 5 Mofe 24 nur 
„das Efelerregende bei der Frau“ als gültiger Scheivungsgrund ers 
mähnt wird. Wie würde dies auch damit zufammenftimmen, daß im 
Unterfchied von Mofes der Erlöfer auf die urfprüngliche Einſetzung 
der Ehe zurüdgeht, nach modernem Sprachgebrauch — auf die Idee 
der Ehe? Ein flärferes Gewicht fommt dagegen allerdings dem von 
dem Verfaffer geltend gemachten Bedenken zu, ob die für das chrift- 
Ihe Gewiflen von dem Erlöfer geltend gemachte Norm auch für jene 
aus Melt und Kirche gemifchten Volfäfirchen ald Geſetz gelten Fönne, 
bie wir diefelben vor uns fehen. Wenn Chriftus einen Mofes als 
theokratiſchen, d. h. bürgerlich »veligiöfen, Geſetzgeber nicht tadeln will, 
welcher die goͤttliche Idee der Ehe dem ſittlichen Standpunkt ſeines 
Dolls attemperirt, will nicht auch fein Ausſpruch weniger als ein 
Außerliches Gebot aufgefaßt fein, als vielmehr als eine dem chriftlichen 
Gewiſſen gemachte VBorhaltung? So unterfcheivet ja auch Luther, 
was in diefer Sache für die „Heiden und falfchen Chriſten“ zuges 
anden werben Tann und was für bie rechten Chriften gilt, und auch 
on Melanchthon wird für die NRelarirung der Scheidegründe der 
Grund der Herzenshärtigfeit geltend gemacht. Nachdem die Kirche 
wenigſtens im Allgemeinen auf Schließung und Kührung der Ehen 
ten Einfluß verloren, darf fie, wo es ſich um deren Auflöfung 
handelt, ploͤßlich einen Gefichtöpunft geltend machen, welcher eine 
Geiftiche Schliegung und Führung vorausfegt? Zuvdrderft wird nun 
hier zu beachten fein, daß bie von Luther den „Heiden und falfchen 
Ehriften“ gemachte Conceſſion zunächft nur auf die Scheidung geht, 
aß es ſich dagegen hier nicht um eine negative disciplinariſche Maße 
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regel gegen die Scheidung handelt, ſondern um den bei Eingehung 
einer neuen Ehe zu ſpendenden chriſtlichen Eheſegen, um einen pofttiven 
Act der Kirche, bei welchem ihre Dienfte an Vorfchriften des göttlichen 
Wortes und der Firchliden Ordnung gebunden find — ein Moment, 
welches auch der DVerfafler des Gutachtens nicht unberüdichtigt fäft, 
fondern eine freilich den ernfteiten Bedenken unterliegende Audhülfe in 
Borfchlag bringt, die Abänderung nämlich des Trauformulars. Ma 
nun aber ferner durch Schuld der gefallenen Disciplim die Enthrif: 
lihung und Entlirchlichung der großen Maſſe in den Volkskirchen noch 
fo groß fein: noch find fie dur Taufe und Confirmation Mitglieder 
der Kirche, wie fie denn auch noch immer zeitweilig auf Genuß ihre 
Gnadengüter Anfpruch machen. Können fich ſolche Mitglieder nun be: 
fchweren, wenn der Paragraph) des Landrechts (II. 11, 8. 109) auffe 
in Anwendung gebracht wird: „Die weltlichen Mitglieder einer Kirchm- 
geſellſchaft Haben das Recht, fich der Anflalten der Geſellſchaft zu ihren 
Religionshandlungen zu bedienen. Ste müffen fich aber dabei den hi 
diefer Gefellfchaft eingeführten Ordnungen und Berfaffungen unter 
werfen.” Sind fie nicht Glieder der Kieche, deren Dienern Chriſtus 
geboten hat: „taufet alle Völker im Namen des Vaters, des Sohnes 
und Des Gelftes und lehret fie Halten alles, was ich euch befohlen 
habe"? Wohl lag ein Grund zur Beſchwerde vor, fo lange ber Aus 
tritt aus der chriftlichen Kirche, welcher ihre Mitgliener durch die Or 
burt angehörten, unmöglich war; nachdem aber fchon durch das je 
genannte Tolerangpatent 1847 ein folcher Austritt möglich geworden, 
warum fönnte denjenigen nicht zugemuthet werden, dieſen Ausweg zu 
ergreifen, fiir welche die beftehenden Anoronungen ihrer Kirche zu einem 
unerträglichen Joch geworden find? Freilich wäre es Feine geringe 
Sneonfequenz, auf dieſem einen Punkte die Zügel Firchlicher Disciplin 
firenger anziehen, während in allen übrigen die bisherige Schlaffheit 
fortbefteht. Daher wir auch zugeben müffen, daß, wenn denn einmal 
auf diefem Punkt ein größerer Ernft der Kirche gegen die Webertreit 
ihrer Gebote fich zu zeigen beginnt, eine folche Erfcheinung nicht ab 
ifolirtes Factum hervortreten dürfe. Weit entfernt von einer folden 
Ermannung der Kirche zu disciplinarifchen Maßregeln die Gefahr eines 
numerifch bedeutenden Abfalls zu fürchten, find wir vielmehr mit der! 
Aeußerung eines dieſer Gutachten einverflanden, daß eine folde al 
ein erfrifchender Lebenshauch auf die Kirche wirken würde. Daß indeß 
auch gemiſchte Volkskirchen ein firengeres Joch der Ticchlichen Es 
gefebgebung zu ertragen nicht fo unfähig find, Dafür wird ja aud iR 
biefem utachten auf das Beifpiel der Fatholifchen Klrche und de 
anglicanifchen hingewiefen. Es tft wahr, daß In Städten wie London 
die Brutalität, welche das Weib der niederen Klaffen, ohne geſchieden 
werben zu können, erfahren muß, nach gerichtlichen Ausweifen une 
träglicher als fonft wo fein mag: über das Bild; ſtrengerer, Sittlichfeh 
des englifchen Bamilienlebens im Allgemeinen iſt man ja einverflanden 
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Es wird uns auch in diefem Gutachten entgegnet, daß anders es fich 
doch wit unferem fo lange fchon an ein leichteres Joch gewöhnten 
Volke verhalte; aber feit Jahrhunderten gilt das Landrecht immer noch 
nicht, fondern nur nach Jahrzehnten, und auf ein, wenn auch vielleicht 
ziemlich befchränftes, Beduͤrfniß nach größerer Strenge deuten Doch wes 
nigſtens die Urtheile einer fo großen Zahl angefehener Zuriften hin. 

. Wir wenden und zu dem zweiten theologifchen Gutachten. Wie 
Zwingli, fo findet der Verfaſſer desfelben in Matth. 19, 9 vie 
„Hurerei” nur als ein Beifpiel derjenigen Scheivungen angeführt, 
wo bie Ehe „durch die Schuld des einen Ehegatten thatfächlich zer⸗ 
flört wird”. Der Herrfchenden Firchlichen Auslegung des Ausfpruches 
finden fich nur folgende zwei Gründe entgegengefegt: 1) daß bei buch- 
ſtaͤblicher gefeglicher Auffaffung des Wortes Ehrifti nur dem Manne 
das Necht gegeben fein würde, ſich von Dem ehebrecherifchen Weibe zu 
iheiden, und dem Geiſte des Evangeliumd entgegen das Weib von 
der Gleichberechtigung ausgefchlofien fein würde. Sollte e8 aber bes 
fremden fönnen, wenn Ehriftus unter den gegebenen Zeitverhältniffen 
das Princip nur in derjenigen Form ausgeſprochen hätte, in welcher 
ed damals zue Anwendung kommen fonnte? Nun findet fich aber 
befanntlich in der Relation bei Marc. 10, 12 auch die Anwendung 
dedfelben Principe auf das Weib: „So fih ein Weib fcheidet von 
ihrem Manne und freit einen andern, die bricht die Ehe.” 2) „Oder 
wäre die zzopvsia der Fall, welcher factifch, weil der ehebrecherifche 
Gatte eine Gefchlechtöverbindung mit einer andern eingegangen, dem 
Beleidigten die Fortfegung der Ehe geradezu unmöglich mache?" Viel⸗ 
mehr müſſe auch hier der Geift der vergebenden und verföhnenden Liebe 
die Verpflichtung auflegen, dem Schuldigen zu verzeihen und das Band 
wieder mit ihm zu befeftigen. Allerdings, allein jene Ausnahme „es 
fei denn um Ehebruch“ Hat doch auch nicht den Charakter des Ver- 
bot8 einer folchen Scheidung, fondern nur der Gonceffion für den 
beleidigten Gatten. 

Der Berfafler dieſes Referats vermag daher auch Fein andres 
exegetifches Refultat aus der Schrift zu gewinnen, ald das der Un- 
auflöslichfeit des chriftlichen Ehebandes. „Weil Gott von Anfang 
an den Denfchen gemacht hat Ein Dann und Weib" d. i. weil er 
die Gefchlechtspiffereng in der Menfchheit begründet, fo wird der Menſch 
auch feine nächften Anverwandten verlafien, feinem Weibe zur Bildung 
einer neuen Bamilie anhangen und follen die zwei zu einer geiftsleib- 
lihen Einheit verbunden fein; nicht als zwei find fie binfort zu be- 
trachten, fonbern als eine auch im Fleiſch fich vollziehende Einheit, 
und was die göttliche Verbindung auf dieſe Weife zur Einheit vers 
bunden hat, foll nicht durch menſchliches Gelüft wieder geſchieden werben. 
Dies der Inhalt von Matth. 19, 55 worin mit der Unauflöslichfeit 
dee Ehe zugleich der Grund derfelben ausgefprochen wird. Nicht ſowohl 
ale Scheidungsgrund nämlich wird des Falles der Unzucht Erwähs 
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nung gethan, ſondern als einer factiſchen Scheidung, wobei der un⸗ 
ſchuldige Gatte der leidende Theil iſt, dem dann eben deshalb auch die 


Conceſſion zu einer neuen Verehelichung gegeben wird, Der copula 


earnalis wird hiermit im Chebund eine tiefere Bedeutung zugefchrieben, 
als es, im MWiderfpruch mit dem Begriff der Ehe, von einem Theile 
moderner Juriſten und Theologen gefchieht. Die Ehe nach ihrer Idee 
gefaßt, ift die Geichlechtögemeinfchaft in derſelben nichts zufällig Hinzu 


fommendes: in fittlich normaler Ehe tritt das Einsgeworbenfein dr 
Beifter in die finnliche Erfcheinung, vollendet fich hiermit und kommt 


zum Abfchluß; daher der juriftifche Grundſatz bei Carpzov: quod 


per copulam carnalem contrahentes fiunt una caro 


Wozu nach dem Vorgange von Paulus diefer alte Juriſt Hinzufügt: 


in quo effectu coniunctio Christi cum ecclesia per incarnationis 


mysterium repraesentatur. Eph. 5, 31 (Opus definitionum, I. II, tit.3, 


def. 36). Es ift diefe Anfchauung, auf welcher das Unterſcheidende 
der Ehe von allen Verbindungen duch bloße Seelenharmonie befteht 
und Durch welche allein begreiflich wird, warum der Ehebruch in der 
Schrift ald eine tiefere Verlegung des Ehebandes erfcheint, als alle 
andere Berfündigung, den Todtſchlag nicht ausgenommen. — Es if 
gewiß höchft merfwürdig als Beweis, daß auch da, wo Paulus über 
die und von Ehrifto behaltene Lehre hinausgeht, er aus deſſen offen: 
barendem Geifte herausfpricht, ganz derſelben Anſchauung über dab 


finnlich-fittliche Verhältniß der Ehe bei dieſem Apoftel zu begegnen, der 
für feine eigne Perfon nie in die Ehe getreten. Entſcheidend hierfür 
iſt bei ihm der Ausfpruch 1 Cor. 6, 13 — 18: „wer der Hure an 
hanget, ift Ein Leib mit ihr, denn, wie gefchrieben fleht: die zwi 
werden zu Einem Fleifch werden." Wie anders als aus diefer An 


ſchauung ließe fich der befrembliche Ausfpruch erklären, daß nur die 


Hurerei Berfündigung an dem eignen Leibe ſei? Wer wird nicht 
die Völlerei, den Selbfimord noch hinzuzufegen geneigt fein? Abe 
nach 1 Cor. 7, A wird durch die Gefchlechtögemeinfchaft der eine Leib 
und damit auch die eine Perfönlichkeit der andern fo zugeeignet, dab 


fie deffen Eigentum wird; wie dies in dem sis play oagae 


liegt. So iſt denn nur die Hurerei Verfündigung gegen ben eignen 
Leib, infofern mit ihr, welcher der fittliche Zwed der Ehe fehlt, der 
Leib, und damit die eigne Perfönlichfeit auf unwuͤrdige Weiſe Preis 
‚gegeben wird. Ga felbft bei Mofe begegnen wir fchon dieſer An 
jhauung, denn worauf anders beruht es, daß das Wiederzufammen 


gehen mit dem entlaffenen Weibe nur dann unterfagt wird, wenn fie 
unterdeß eines Andern geworben ift (5 Mofe 24, 1)? 


Erklären wir hiermit den Ehebruch für den einzigen Scheidung 


grund der Schrift, fo haben wir freilich, wie es ſcheint, den Ausſpruch 
des Apoftels, 1 Cor. 7,12 ff., wider uns, wenn auch wir in demfelben 
bie desertio malitiosa als zweiten Scheivungsgrund angeführt finden, 
wobei indeß bemerkt fei, Daß nach einigen Iutheriichen Dogmatilern die 





Berhanudl. über die @infegung gefchiebener Chegatten. 393 


desertio darum nicht als zweiter Grund anzufehen: quia deserta in 
desertione non faeit, sed patitur divortium (Dannhauer, 
Hodos. phaen. II, 94) — eine Inftanz, welche indeß nicht weniger bei 
dem adulterium gilt. Doch gehören wir nicht zu Denjenigen, welche 
einer folchen Auslegung huldigen: unferer Anſicht nach Tommen bie 
verfchiedenften Gründe zufammen, um die Anficht zu reihtfertigen, nach 
welcher der Apoftel auch beider desertio des Ungläubigen 
dennod ein Fefthalten am Ehebande von dem Gläubigen 
verlangt und jedenfalls eine Wiederverehelihung nicht 
geftattet Haben würde. Nur eines unferer eregetifchen Bedenken 
fei erwähnt — im Mebrigen fei es erlaubt, auf den Eommentar zur 
Bergpredigt, 4.9. ©. 251, zu verweifen. Wenn bei der entgegenges 
festen Auslegung in dem: „in Frieden aber hat und Gott berufen“ 
nichtS gefunden wird ald die Ermahnung „um ferneren Zwift zu vers 
meiden, das Eheband nicht Angftlich feftzuhalten”, wer follte fich ents 
fhließen Tonnen, in einem folchen Ausdemwegegehen den biblifchen 
Begriff chrifllicher edonyvn ausgedrüdt zu finden und nicht vielmehr bie 
Ermahnung, wenn auch nicht auf alle Weiſe die Lebensgemeinfchaft 
aufrecht zu erhalten, fo doch dabei eine Ausföhnung mit dem andern 
Theile zu fuchen. Noch auf eine Schwierigkeit praftifcher Art muͤſſen 
wir aber dabei verweifen, durch welche die älteren Theologen in nicht 
geringe DBerlegenheit gefebt werben. Nehmen wir an, es kehrt, nach⸗ 
dem das von den Eonfiftorien gefehte triennium oder septennium vers 
firichen, der desertor reumüthig zurüd und findet feine Gattin in einem 
neueingegangenen Ehebunde? Während nach Luth er's Vorgange die 
Mehrzahl fich dahin entfchien, daß die zweite Gattin simpliciter zu 
entlaffen fei, enticheivet Gerhard nach einem andern Ausfpruche 
Luther’s: Hat fich der desertor zur feftgefegten Friſt nicht geftellt, 
si vel maxime animoö mutato redierit, poenis potius subiicien- 
dusestacinexilium, quod sponte elegit, iterum pellen- 
dus (! Gerhard loci T. XVI, 213). Die Rechtfertigung vor den 
auf diefen zweifelhaften Scheivungdgrund gemachten Angriffen muͤſſen 
wir demnach denen überlaffen, welche ihn vertreten zu dürfen glauben. 
Infofern jedoch unfere Auslegung auch in der gegenwärtigen theolos 
giſchen Wiflenfchaft noch nicht burchgebrungen iſt, fönnen wir auch 
den Firchlichen Behörden das Recht nicht beftreiten, dem adulterium 
die desertio als zweiten Scheivungsgrund hinzuzufügen — freilich nicht 
in dem Sinne einer modernen relarirten Praris, wonach jedwede, wenn 
auch durch Tyrannei des Mannes hHerbeigeführte locale Entfernung des 
Weibes, vielleicht in das väterliche Haus derfelben Stadt fchon einen 
gültigen Scheidungsgrund angiebt, fondern nach jener älteren Praris, 
wonach nur diejenige Entweichung als desertio gilt, bei welcher der 
Entwichene fich der Eognition der Firchlichen und weltlichen Behörden 
entzogen hat. 

Den theologifchen Referenten muß es erfreuen, was bie Auffaflung 


894 Dreizehuie Sihung. 


der Schriftgruͤnde betrifft, die vier juriſtiſchen Gutachten auf feine 

Seite zu ſehen: wiewohl bei dem erften berfelben es nicht ausge 
ſprochen iR, fo darf es doch bei dem Herrn Verfaſſer vorausgeſezt 
werben, und wiewohl der Herr Verfaſſer des ten fchließlich anderen 
Anſichten Deferirt, fo fteht er mit feiner eigenen dennoch auf diefer Seite. 
Bei Beichränfung nun auf jene zwei Scheivungdgründe allein ergiet 
fih das ſchmerzliche Nefultat, mit der bürgerlichen Gefebgebung alkı 
Dinge nicht Hand in Hand gehen zu können, und felbft mit jenem 
Entwurfe des Herrenhaufes nicht, durch welchen allerdings eine fra | 
gere Brarid vorbereitet wird. Eins der juriftifchen Gutachten geht be | 
siehungsweife noch darüber hinaus; ein andered und bie zwei theo— 
logifchen treten bei, jedoch auch nicht ohne Modificationen. Unſeres 
Erachtens fprechen Gründe dagegen, welche aufs Schwerfie in’d Ge 
wicht fallen. Eine Anzahl Scheivungsgründe werden darin anerfannt, 
wie „grobe Ehrenfränfung, grobe Verbrechen, abfichtlich herbeigeführt 
Gefahr für Amt und Gewerbe, Berfagung des Unterhalted” welche 
in dem Falle die Trennung zuläffig machen follen, „wenn fie der Art 
find, daß die Ehe in ihrem innerfien Weſen gerrüttet -wird, der At, 
wie es nur durch Ehebruch und bößliche Verlaffung gefchehen kann 
Wie Kühle, wie die genannten, jemald Analogien zum Chebrud ab 
geben follten, läßt ſich freilich nur dann begreifen, wenn ber bibliichen 
und Firchlichen Auffaffung entgegen von der finnlichen Seite der Ei 

abgefehen und Ieviglich die fittliche aufgefaßt, ogvste alfo im fpii 
tuellen Sinn erflärt wird, eine Erklärung, welche, wie oben nadge 
wiefen worden, von den eregetifchen Repräfentanten der verfchiedenfen 
Schulen entjchieden verworfen worden. Nun ift aber nicht nur dad 
Princip, welchem hierin jener Gefegentwurf gefolgt ift, in's Auge iu 
fafien, fondern- auch feine Anwendung. Erſt wenn wir auf biefe den 
Bid richten, tritt die Unmöglichkeit recht hervor, daß Die Kirche zu 
Annahme jener Beftimmungen fich entfchließen und die Geiſtlichkeit 
zur Unterwerfung unter biefelben bei ihren Trauungen 
perpfichten könnte. Befäßen wir etwa in jeder unferer Provinzen 
ein ordentliches Ehegericht, mit Männern befegt, wie fie die Kirchen 
ordnungen für Diefelben verlangen, „gottesfürchtig, erfahren, gelehrt 
und befonnen,” fo möchte das Bedenken um Bieled verringert werden. 
Denfen wir uns aber nach dem gegenwärtigen Gerichtöverfahren in 
Eheſachen einen beliebig von dem Director des Kreiögerichts ausge 
wählten Bivilfenat, welche Anwendung läßt fich von dem Princip ber 
Analogie erwarten? Wenn bei Chegerichten, mit fittlich ernſten und 
überhaupt Diefer Aufgabe -entiprechenden Männern beſetzt, fich eine ge 
wiſſe gleich bleibende und die fittliche Bafis der Firchlichen Auffaſſung 
yor Mugen habende PBraris bilden würde, welche Mannichfaltigfeit zu⸗ 

naͤchſt würde fich Dagegen bei gegenwärtiger Gerichtsordnung in den 
Eheſcheidungen der verfchievenen Gerichte bilden? Welche Abhängig 

feit von laren Zeitanfichten würbe hervprtreten? wuͤrde nicht namen 
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[ich bei einer großen Anzahl von Richtern ber eigene veligiöft Stand⸗ 
punft wie die lange Gemöhnung an das Landrecht doch wieder beffen 
Anfichten von der Ehe Norm gebend werben lafien? nd kirchliche 
Behörden fellten fich entichließen können, ihre untergebenen Geiftlichen 
bei ihren Trauungen fo zu Stande gefommener Eheſcheidungen zu 
unbebingter Unterwerfung bei Strafe der Abfegung zu verpflichten? 
Gewiß, die Zahl derer wird nicht gering fein, weiche Bierin nur eine 
tiefe Herabwärbigung ber Kirche fehen Eönnten. Und biefe Des 
müthigung follte ihr gerade in der Zeit dargeboten werben, wo in fo 
viel allgemeinerem Umfange, ald ed zur Zeit des Landrechts der Fall 
war, dad Bewußtfein höherer Normen als die des arbitrium iudieis 
euiascungue erwacht ift. 

Für Viele dürfte dieſes Bedenken über die Ausführung des 
Princips der Analogie fchwerer in's Gewicht fallen, als das gegen 
das Princip ſelbſt. 

Unſere Bedenken richten ſich indeß auch gegen das Princip der 
Analogie überhaupt. Es iſt wahr, daß in ſchweizeriſchen Kirchen⸗ 
ordnungen und in ber Prarid evangeliſcher lutheriſcher Conſiſtorien 
bei theologiſchen Autoritäten in Eheſachen, wie Hunnius, Gerhard, 
Bidembach, und zumal ſeit dem Aufkeimen der Thomafiusfchen 
Richtung Dasfelbe mehrfach in Anwendung gebracht worden. Aber 
überfehen darf doch gewiß nicht werben, wie dasſelbe fireng genommen 
in feiner einzigen Deutfchen Kirchenorbnung, felbit in folchen nicht, wo 
wie bei der Lippefchen, Melanchthon, der von jenem Prinsip Ges , 
brauch macht, mitgewirkt, über Die zwei erwähnten Scheidungsgruͤnde 
hinausgegangen iſt. Als Beleg für das Gegentheil pflegt die preußifche 
Conſiſtorialordnung von 1584 angeführt zu werden, die jedoch nicht 
zur Ausführung gefommen, und von dem Verfaſſer des zweiten theo- 
logischen Gutachtens (S. 546) wird auch die niederlänbifche Kirchen, 
ordnung und die brandenburgifche Conſiſtorialordnung zugefügt. Allein 
obwohl die erſtere ftch der Zulaſſung des Scheidungsgrundes der in- 
sidiae geneigt zeigt, fo nimmt fie denſelben doch, wie die oben an⸗ 
geführte Stelle darthut, im Verfolge um feiner Schriftwidrigfeit willen 
wieder zuruͤck, die brandenburgifche aber verordnet im aͤußerſten Falle 
das peinliche Halsgericht. Die. Zuläffigfeit von Analogien mit dem Eher 
bruch muß auch fofort aufgegeben werben, fobald gemäß dem als uiav 
odoxe und den andern oben berührten paulinifchen Ausiprüchen, wie 
auch der Ratur der Sache, die Bereutung der finnlichen Seite der 
Ehe und daß dieſe wefentlich zur Conſtituirung des Begriffs derſelben 
gehört, anerkannt wird. Zwar wird. auch in einigen der vorliegenden 
Gutachten darauf hingewieſen, daß die Ehe nicht blos ein finnliches, 
fondern auch ein ſittliches Werkältniß fei, und werden dann aus 
biefem Iehteren Geſichtspunkt die Analogieen gerechifertigt. Aber ein 
„nicht blos — fondern auch” dürfte hier nicht der richtige Ausbrud 
fein. Sie iR ein finnlichefittliches Berhaͤliniß In der Weife, daß biefe 
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ießtere Seite nie dabei außer Betracht fommen kann, weil bie Ges 


fchlechtögemeinfchaft nicht wie die thierifche lediglich Durch den natuͤr⸗ 
lichen Trieb zu Stande kommt, nicht mit dem Eremplar der Gattung, 


fondern mit dem Individuum, fo beruht fie auf Wahl und fomit immer 
auf Berantwortlichfeit. Da andererſeits die innigfte Seelenharmonie 


von Perſonen beider Geſchlechter ohne Gefchlechtsgemeinfchaft Keine Ehe 
bildet, fo iſt es auch immer die Gefchlechtögemeinfchaft, welche der fit 


lichen Verbindung nach dem Urtheil des Rechts und der Kirche erſt 
das Siegel aufprüdt. 
Welche Stellung nun gegenüber einer firengen kirchlichen Praris 


der Staat einzunehmen habe, koͤnnte die Firchliche Behörde der Einfiht 


besfelben zu beurtheilen uͤberlaſſen. Erachtet fie fich durch das Wort 
Gottes in ihrem Handeln für gebunden und verpflichtet, fo Fönnte auch 


in dieſem Fall, wie überhaupt, wo das religiöfe Gewiſſen den Aus 


fpruch gethan, die Rüdficht auf die Folgen Tein entfcheidendes Gewicht 


auf die Waagſchale legen. Dennoch, da bie Koſten anfchlagen muß, 


wer einen Thurm baut, darf diefer Erwägung nicht ausgewichen 


werben und fo erhebt fich die Frage über die vorauszufegenden Folgen 
einer firchlichen Verordnung, durch welche der Geiftlichkeit vie Trauung | 


unfirchlich gefchlevener Gatten unterfagt würde. 


Das das flantliche Regiment, welchem bereits bie Durchführung 


des im Herrenhaufe berathenen Entwurfs erfchwert werben mörhte, 
über die in diefem Entwurf dargebotene Annäherung an bie Grund 
faße der Kirche noch hinausgehen follte, zu einer ſolchen Hoffnung legt 
wenigſtens für jetzt kaum ein genügender Anhalt vor. Iſt num ein 


mit ber Firchlichen einige bürgerliche Gefeßgebung nicht zu erzielen, [6 
bleibt auch, wie ed feheint, für den Staat fein anderer Ausweg übrig, 
als die von dem Berfaffer allgemein in Ihrer Bedenklichkeit anerfannte, 
dennoch als letzter Ausweg, ebenfo wie ſchon in der Berfaffungsurfunde, 


Artikel 19, In Ausſicht geftellte Clvilehe — jedoch nicht im Allgemeinen, 


fondern, gemäß der Denffchrift aus dem Miniſterium ver geiftlihen 
Angelegenheiten 1849 (Aftenftüde der Abtheilung für bie inneren 


evangelifchen Kirchen » Angelegenheiten vom 26. Januar 1849 und 





11. Zuni 1850) lediglich. in denjenigen Fällen beantragt, wo durch 


die Firchliche Behörde die Trauung verweigert worden. Nur das 
fünfte jurififche Gutachten vermag ein praftifches Beduͤrfniß hier 
nicht anzuerfennen (S. 506), infofern die Erfahrung zeige, daß katho⸗ 


liche Eheleute ſich ſchon laͤngſt in der nämlichen Lage befunden, in 


welche gegenwärtig in beſonderen Fällen evangelifche fommen würden, 
und daß die größere Strenge der Fatholifchen Kirchenpraris nur von 
heilfamem Einfluffe auf die Cheverhältniffe gewefen ſei. Handelte es 
fih nun hier nur um wenige vereinzelte Fälle, fo möchte in ber That 
gehofft werden dürfen, daß Die ganze Kirche in ihrer gegenwärtigen 
Geſtalt eine folche Beſchraͤnkung der ihr bisher vom Landrechte ver 
gönnten Freiheit ohne fernere Dazwiſchenkunft der Geſetzgebung zu er—⸗ 
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tragen im Stande ſein wuͤrde. Vernehmen wir jedoch, daß nach einer 
Durchſchnittsberechnung aus den zwanziger Jahren die Zahl der Ehe⸗ 
ſcheidungen ſich in Preußen auf nicht weniger als 3000 belaufen — 
bei der Mehrzahl wegen böslicher Verlaffung im modernen Sinne 
oder gegenfeitiger Abneigung, fo wird freilich Die bürgerliche Geſetz- 
gebung in Erwägung ziehen müffen, ob gegenüber einer allgemeinen 
firchlichen Trauungsverweigerung ein paſſives Verhalten mit den Inters 
efien des Staates vereinbar fei. Auch. wir können daher nicht umhin, 
uns für eine Zulafjung der Civilehe in den angegebenen Echranfen 
zu entjcheiden. Sei ed nun, daß der Kirche nach ihren eigenen Nor⸗ 
men zu enticheiden. verfiattet wird, over fei ed auch nur, daß über- 
haupt die Scheidungsgründe des Landrechts eine Beichränfung in der 
Geſetzgebung erleiden, unter allen Umftänden muß bie Kirche mit dem 
äußerften Nachdrucke die Forderung wiederholen, daß die separatio 
secundum thorum et mensam aufs neue eine Stelle in der Geſetz⸗ 
gebung finde — eine Forderung, auf welche auch von mehreren dieſer 
Gutachten ausprüdlich angetragen oder wenigftens hingewieſen wird. 
Eine je größere Ausdehnung der separatio secundum vinculum ges 
geben wurde, defto mehr erfchien die in der Fatholifchen Kirche allein 
gültige und auch früher in der proteftantifchen allgemeine separatio 
‚ temporaria als entbehrlich; in dem Maße, ald dagegen die Scheidung 
erſchwert werden foll, wird fie unentbehrlich. Und namentlich vermag 
die Kirche, wenn fie nach einee mehrere Menfchenalter hindurch bes 
flandenen laren Brarid den Mebergang zu einer firengeren machen foll, 
nicht minder eined Heilmittels zu entbehren, ſowohl um einigen der 
haͤrteſten Yolgen für das weibliche Befchlecht bei Scheidungdverweiges 
_ rungen propter saevitias Abhülfe zu verfehaffen, ald auch um in deſto 
wenigeren Fällen zur Eivilche ald letzter Ausflucht hinzutreiben. Unter 
der großen Mannigfaltigfeit der concreten Bälle dürften felbft folche 
nicht fehlen, wo das Kirchenregiment, fo lange dieſe fchlechthin durch 
das Intereſſe des Staats wie der Kirche gebotene Aushülfe gefehlich 
noch nicht gewährt if, fich bewogen finden kann, auf Entſcheidung 
durch rescriptum principis als Kirchenoberhaupt zu erfennen, duch 
welches in denjenigen Randeötheilen, wo das gemeine Recht in Gel⸗ 
tung war, noch 1805 und 1827 Scheidungen verfügt worden (Ges 
ſetzentwurf in der erfien Kammer 1854 ©. 16). 

Nicht aber bloß die Folgen für die bürgerliche Geſetzgebung find 
von der Kirche in's Auge zu faſſen, fondern auch die für das geiftliche 
Heil der ihrer Pflege Anvertrauten. In dieſer Hinficht wird nun von 
den zwei theologifchen Gutachten ein ehr entfchiedener Proteſt gegen 
die Einilche eingelegt: den Anfang einer völligen Trennung von Kirche 
und Staat flieht das erfte derfelben in einem folchen Schritte, dad 
andere ein unchriſtliches Verkennen ver der Kirche nach Gottes Willen. 
geftellten Aufgabe. „Anfatt auf diefem Wege dahin zu treiben, daß 
ihre Beziehungen zu denjenigen ihrer Angehörigen, welchen das rechte 
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Bewußtſein über die Ehe verdunkelt if, gelockert und. gelöft und dieſe 
fich ſeibſt überlaffen werden, wird fie vielmehr nur ale ihre Aufgabe 
erfennen müflen, in Geduld dahin zu trachten, daß das chriftlichs fitt- 
liche Bewusßtfein erwect und geftärft werde.” Wenn jedoch dieſes zweite 
Gutachten die Juverficht ausipricht, daß das fittliche Bewußtſein der 
gegenwärtigen Landesficche die Einführung einer im Sinne des Geſehes⸗ 
entwurfed ded Herrenhauſes ausgeführten Ehegefehgebung wohl zu 
ertragen im Stande fein werde, dürfen wie und nicht mit größerem 
Rechte der Hoffnung hingeben, daß, wenn ſchon in Ländern, wo die | 
Civilehe unbefchränft der ficchlichen Trauung zur Seite tritt, wenn in 
Sranfreich, Belgien, den Rheinlanden nicht bloß, fondern felbft in einem 
Lande wie die Vereinigten Staaten, die Civilehen nur eine von de 
öffentlichen Meinung gemißbilligte feltene Ausnahme bilden, dies noch 
siel mehr der Fall fein werde, wo fie nur um der ausgeſprochenen 
Mißbilligung der Kirche willen zugelaflen wirb, die Kirchliche Trauung 
dagegen ausvrüdlich den Charakter eined Borrechts erhält? Würden 
durch firengere Kirchendisciplin die Güter der Kirche nur erſt wie 
den Gemeinden unter den Gefichtöpunft von Borrechten geftellt, um 
wie viel höher würden fie auch in der Achtung fleigen! Was die 
Aufforderung an die Kirche betrifft, gegenüber unfirchlichen Scheidungen 
vielmehr die chriftlich pflegende Geduld, als die zurüdichresfende Strenge 
walten zu lafien, fo muß ja die Kirche diefe in ihrer vollen Berechtigung 
anerkennen, doch darf ja aber nicht vergefien werben, vaß es in diem 
Falle ſich nicht bloß um Ertragung und Pflege der chrifttich Schwachen 
handelt, fondern um den pofltiven Act der Ertheilung eines Gegend, 
wo der Stifter der Kirche Zuftimmung und Segen verfagt hat. 
Auch die unkirchlich Geſchiedenen und-Getrauten würden ja abıt 
auch nicht jener gebuldigen Pflege der Kirche zu entziehen fein. Auf 
disciplinariſche Firchliche Maßregein ift von der Dentſchrift durch die 
Frage hingewiefen worden, wie im Falle der Ginführumg der Clvilehe 
die Kirche „mit würbiger Aufrechihaltung ihre Standpunfts” ſich zu 
verhalten haben werde. Während das erſte theologifche Gutachten 
(S. 531) eine Ausübung der Kirchenzucht gegen ſolche Berächter der 
firchlichen Ehegefeßgebung überhaupt für kaum ausführbar hält, M 
diefelbe zumal eigentlich „ven Rüdgang einer fo gejchloffenen Ehe ver- 
langen fönnte”, wird von dem zweiten juriftifchen Gutachten die Aut⸗ 
übung der excommunicatio minor als ein Liebeswerk, welches die 
Kirche an ihren Franken Mitgliedern volljiehe, empfohlen, von dem 
britten und vierten juriftifchen und dem zweiten theologifchen bie naͤhere 
biöciplinarifche Beftimmung fernerer Berathung anheimgegeben. In 
der That wird Hier um fo weniger eine allgemeine Maßregel audge 
forschen werben fünnen, je verfchiedener der Brad der Verſchuldung 
gegen das Kirchliche Princip in den verſchiedenen unkirchlichen Che 
ſcheidungen ift und.je williger zugeſtanden werben muß, daß e6 foldt 
Falle giebt, in welchen die undhriftliche Bührung der Ehe nicht wenige 
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m einer bisciplinarifchen Behandlung auffordert, als ihre unchriftliche 
Löfung. Wie der Grad der Schuld ein verfchiedener, fo bieten fich 
aber auch verfchievene Grade der Dischplin dar, von der Ausfchießung 
von activen Kirchenrechten, von Hrchlichen Aemtern und Bathenftellen 
an bis zur Ausfchließung von den Sarramenten, wie diefe dem Vers 
nehmen nach In denjenigen Thellen der Rheinprovinz, worin der code 
Napoleon Geltung hat, in der That zur Ausübung fommt. 

Hiernach ſtellt nun Eorreferent folgende Anträge an bie hohe 
Berfammlung: | 

1. Diefelbe wolle anerkennen, daß dem Kirchenregimente das Recht 
zufommt, in Betreff der Trauung unficchlich Gefchiedener nach 
der Schrift und den Kirchenorbnungen zu entfcheiden; 

2. daß die Kirche über die zwei Scheidungsgründe des adulteriam 
und der desertio malitiosa nicht hinausgehe, und die Anwendung 
des prineipium analogiae nicht anerfennen fönne; 

3. daß diefelbe auf's Dringendfte die Wiedereinführung der sepa- 
ratio ad tempus von der bürgerlichen Gefeßgebung forbern müfle. 


Dertrag des Korreferenten, Superintendenten Hasper. 
Ein Hochwuͤrdiger Evang. Ober⸗Kirchenrath hat mich mit dem 


- Correferat in der Frage wegen der Einfegnung gefchiedener Ehegatten 
 beehrt. Sieben fchriftliche Gutachten haben fich in gründlicyer Weiſe 
über diefe wichtige und ſchwierige Frage ausgefprochen. Diefe follen 
die Grundlage des Referats bilden. Es wird mir, dem @eifllichen, 
nicht verargt werden, wenn ich mich vornehmlich an die beiden Gut⸗ 
achten der Theologen anfchließe. 


Die Denkfihrift des Hohen Evang. ObersKirchenrathes flellt als 


‚ Aufgabe: vom Gtandpunft des Princiys und der praftifchen 


Anwendung aus eine materielle Norm ber Entfcheivung zu 


finden: in welchen Zällen die Einfegnung ber von gefchiedenen Ehe⸗ 
gatten beabfichtigten Eben nicht zu gewähren, in welchen Füllen 


fe nicht zu verweigern fei? in welden Fällen die Einſegnung 
iwar gefchehen, aber ohne daß der competente Geiftliche dazu ge⸗ 
jwungen werden dürfe, oder: in welchen Ballen die Einfegnung 
Mar allgemein zu unterlaffen fei, jedoch ausnahmsweiſe durch bie 
Eonfiftorien gewährt werden koͤnne. Diefe letzteren, in der Mitte 
Rehenden, ihrer Ratur nach ſchwankenden Fälle erwachfen nad) der 
Denkſchrift aus der Roth der Gegenwart. Endlich fpricht der 
Hohe Evang. Ober⸗Kirchenrath es aus, daß für die Löfung der Auf⸗ 
gabe dem evangeliſchen Standpunkt gemäß, nicht blos einfeltig die 
Rüdficht auf die Kirche, fondern auch die Rüdficht auf den Staat 
und das bürgerliche Leben leitend fein müflen. 
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Alle Gutachten erkennen mit Recht die normative Bedeutung der 
biblifchen Stellen, welche die Ehe und Ehefcheidung betreffen, für 
die Löjung der Aufgabe an. | 

1. Die Ehe iR nach 1 Mol. Cap. 2, B.21—24 eine Th 
Gottes, des Schöpferd. Gott hat den Menfchen gefchaffen — nidt 
als Mannweib — aber ald Mann und Weib in zwei gefchlechtlich von 
einander verfchiedenen Perſonen; biefe Zwei follen fein Ein Fleiſch, 
alfo obwohl zwei, doch durch innigſte perfönliche Verbindung nicht 
mehr zwei, fondern eine Perſon. Im ihrem Einsſein ſtellen fie die 
menfchlihe Gattung dar, während jede Perſon für fich eine unvoll⸗ 
ftändige Geftaltung der menfchlichen Ratur iſt. Das ift das Myſterlum 
der Ehe: die vollftändigfte Lebensgemeinfchaft auf Grundlage der ge 
fchlechtlichen Einigung. Diefe Stiftung und Urordnung des Schöpfer 
gotted hat der Erlöfer ausprüdlich beftätigt (Math. 19, B.A-6). 

2. Was durch die Schöpfung Gottes uriprünglich gefept ih, er⸗ 
hält feine volle Wahrheit erft in Chriſto. Das gilt, wie von allen 
Grundorganismen, fo aud von der Ehe. Paulus bezeichnet daher 
Eph. 5, B. 23 ff. dad Geheimniß der Ehe als einen Typus des Ge 
heimniſſes von Chrifto und der Gemeinde, als Bild ber innigften Ver⸗ 
bindung, in der der Herr mit feiner Gemeinde flieht. So ruht nad 
neuteſtamentlicher Anfhauung die Ehe in der Lebensgemeinfchaft mit 
Ehrifto und ift beftimmt für ewige Zwede — für die Zwede bel 
Reiches Gottes. | 

3. Die Ehe ift das religiöß-fittlicde Grundverhältuig, woraus 
ale übrigen heiligen Verhältniffe und Orbmungen erwachſen; bier iR 
die Grundlage aller Befittung, alles religiößsfittlicyen Lebens der Ein 
zelnen wie der Bölfer, die Grundlage aller öffentlichen MWohljoht. 
Mit dem Wegfall ver Ehen verfallen alte übrigen göttlichen Ordnungen, 
verfällt das fittliche Leben der Voͤlker, verfällt die Kirche, verfällt die 
oͤffentliche Wohlfahrt. Bu 

4. Die Ehe an fich, ihrem Begriffe nach, iſt unauflödlid. 
Matth. 19, 6 fpricht der Herr: „Was Gott zufammengefügt hat, da? 
ſoll der Menſch nicht ſcheiden“. 

5. Die Sünde hat, wie auf alle göttliche Ordnungen, fo auch 
auf die Ehe einen zerfegenden Einfluß gehabt. Die Ehe, die an ih 
nach göttlicher Ordnung unauflöslich iſt, iſt durch die Sünde, wie 
Dr. Jacobfon mit Recht fagt, auflöslich geworben. on 

6. Wir müflen anerkennen, daß wepen der menfchlichen Sünd- 
haftigfeit Feine wirkliche Ehe ihrem Begriff vollfommen entfpricht, IR 
daß es in der Wirklichkeit Ehen geben kann, welche im pofttiven 
Widerſpruch mit dem Begriff der Ehe find, welche alfo nicht get 
liche Zufammenfügung find, ober es nicht mehr find. 

7. Steht eine Ehe in pofttivem Widerſpruch mit dem Begriff der 
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Ehe, ift factifch das eheliche Band zerriffen, fo kann es nicht Pflicht 
des Gemeinweſens fein, durch ihr Organ, die Obrigfeit, eine folche 
innerlich ertödtete Ehe zmangsweife zum Schein fortbeflehen zu 
lafien, es muß berechtigt fein, folche Ehe zu fcheiven. 

8. Es entfteht nun aber näher die Frage:-in welchen Fällen die 
Ehe fo innerlich ertöbtet, und alfo die Eheſcheidung gültig motivirt ift? 

Es ift unbeftreitbar: daß der Erlöfer fich gegen jedes Sichfcheiden 
der Ehegatten erflärt: Matth. 19, B. A—9, Matth. 5, B. 31 und 32, 
Marc. 10,8. 2—12, Luc. 16,8. 18. In diefen Ausfprüchen bezeichnet 
der Herr die Scheidung und die Ehelichung Gefchiedener als Ehebruch. 
Nur den Aoyos nnopvslag nimmt er aus, d. i. den Fall, wo das Weib 
die Sünde der Unzucht begangen. Aber auch in diefem Falle ges 
bietet er nicht die Scheidung, fondern er febt fie als erlaubt. 
Ebenſo fpriht fih Paulus aus 1 Cor. 7,2. 10 mit Berufung auf 
das Wort des Herrn, indem er den Aoyog nroevssas gar nicht in Bes 
tracht zieht. Er fährt aber B. 11 fort: will eine Ehriftin ſich von 
ihrem chriftlichen Mann trennen, fo bleibe fie unverehelicht, oder ver» 
föhne fich wieder mit ihrem Manne. In Beziehung aber auf die Ehe 
zwifchen Gläubigen und Ungläubigen fagt ee B. 15: fo der Ungläubige 
fih fdheidet, fo lab ihn fich fcheiden. Es iſt der Bruder oder die 
Schweſter nicht gefangen in folchen Fällen, d. i. es ift nicht ihre Pflicht, 
Das Zufammenleben fortzufeßen, fie darf das Eheband für gelöft halten 
und ift mithin auch befugt, eine andere Ehe einzugehen. 

E83 leidet keinen Zweifel, daß die Ausfprüche des Heren und 
feines Apoſtels die Norm find bei der Frage wegen Statthaftigfeit der 
Ehefcheidung, nicht etwa bloß für die chriftliche Kirche, fondern ebenfo 
für den chriftlihen Staat. 

Es fragt ſich nur: wie die Ausfprüche des Herrn aufzufaflen find? 

Das ift doch unzweifelhaft, daß der Herr in der ganzen Berg⸗ 
prebigt feinen Geſetzes⸗Coder hat geben wollen, fondern daß er überall 
die ethifchen Ideen erfchließt. Referent muß Stier und Bogt darin 
vollfommen beiftimmen, daß auch das Wort Ehrifti von der Ehefcheidung 
nicht als ein buchftäbliches Geſetz aufgefaßt werden darf, gegeben für 
die Rechtsordnung der Kirche wie des chriftlichen Staats während 
ihres zeitlichen Entwidelungsprocefied. Hätte er das. gethan, fo würde 
folgen, wie Bogt mit Recht bemerkt, daß nach dem Wort Chrifti nur 
dem Manne das Recht zuftehe, fich von dem ehebrecheriichen Weibe zu 
iyeiden, nicht auch dem Weibe, ja fo würde Baulus in dem, was er 
1 &or.7, 15 fagt, mit dem Ausſpruch des Heren fih in Widerfpruch 
gefet Haben. Referent ift mit Stier und Vogt überzeugt, daß der 
Herr, was er bier wie überall in der Bergpredigt fagt, feinen Jüngern 
jagt, den Genoſſen des neun Bundes, die, wie Stier bemerft, im 
Beifte flehen und leben. Ihnen enthüllt er die Idee der Ehe, ihnen 
jagt er, was die Ehe fein fol, worauf es der fchaffende Bott bei ihr 
angelegt, ihmen ftellt er fich auch hier als den dar, der nicht gefommen 
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iſt, aufzuloͤſen, ſondern zu erfüllen, ver durch den Geiſt, ven er ben 
Seinen giebt, von innen heraus, nicht in Außerlicher Sahung, in 
allmaͤliger Entwidelung die vollkommene Realifirung der Idee der Ehe 
herbeiführt. Hiemit flimmt auch Stahl überein, wenn er in feine 
Rechtsphilofophie fagt: „der Ausſpruch Chriſti ift fein Geſetz für ven 
Außerlich rechtlichen Beſtand des Staats oder felbft auch der Kirch, 
fondern nur für das Gewiffen. Aber er ift eine Enthüllung der eihiſchen 
Idee des Inſtituts der Ehe, und diefe ift bei allen Lebendverhältnifien, 
fo auch hier das Princip der rechtlichen Geftaltung.” 

Wir wiederholen nun unfere obige Frage: in welchen Fällen if 
die Eheſcheidung gültig motivirt? Referent fagt mit Bogt: Aus dem 
Worte ded Herrn rejultirt der allgemeine Grundſatz: wo durch die 
Schuld des einen Ehegatten thatfächlich die Ehe zerkört ift, ba if 
der Unfchuldige frei geworden in dem Sinne, daß er das Eheband 
für gelöft halten und eine andere Che eingehen darf. Ich fage darf; 
denn eine allgemeine Pflicht des beleidigten Theils, fich ſcheiden zu 
laflen, giebt es nicht. Selbft im Falle des Ehebruchs kann die ver 
gebende Liebe, der feine Grenzen gefteckt find, durch des Herrn Wort 
es für Pflicht erachten, von der Erlaubniß nicht Gebrauch zu machen. 
Iſt die Che nun ihrem Weſen nad die vollſtändigſte Lebens 
gemeinfhaft auf Grundlage der gefhlehtlihen Einigung, 
jo ift die Eheſcheidung gültig motiviert in allen Fällen, in denen bieed 
Weſen der Ehe thatjächlich vernichtet ifl. 

Wir haben nun das Princip gefunden, aus welchem die Nom 
für die Beantwortung der von dem hohen evangelifchen Ober⸗Kirchen⸗ 
rath geftellten Fragen wirb abgeleitet werben koͤnnen. 


u 


1. Referent muß dem, was Stahl in feiner Rechtsphiloſophie 
fagt, vollfommen beiflimmen: wenn vie ethifche Idee bei allen Lebens⸗ 
verhältniffen, fo auch bei dem Inftitut der Ehe das Princip der recht⸗ 
lichen Geftaltung fein muß, fo darf die Gefehgebung fich auf feine 
andere Bafis ftellen. Das hat fie aber gethan. Die Denkfchrift ded 
hohen evangelifchen Ober» Kirchenrathe fpricht es felbft aus: daß das 
Landrecht das Eherecht auf eine durchaus weltliche Bafis verſetzt hat. 
Erfennen wir es an, daß ber chriftlicye Staat wie die evangeliſche 
Kirche fich der Verleugnung fchuldig gemacht, daß fie dieſe heilige 
Nrorbnung Gottes profanirt und an ihrem Theil dazu gethan haben, 
daß das Bewußtſein der Heiligkeit der Ehe geſchwaͤcht, ja in einem 
großen Theil unferes Bolfs vernichtet if. Die verberblichen Folgen, 
die daraus hervorgehen mußten, liegen auf der Hand. Mit dem Ber 
fall der Ehen iſt das Familienleben verfallen, und da aus bieltt 
Wurzel alle übrigen DVerhältnifie und Ordnungen der menſchlichen 
Gefellfchaft erwachfen, fo mußte das Verderben über den ganzen Ot⸗ 
ganismus des Volkslebens fich verbreiten. Eine Umwandlung Di 
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Ehegeſetzgebung ift alfo zur Rothwendigkeit geworben. Sie mache das 
chriſtliche Princip zu dem ihrigen, und thue die Eheſcheidungsgründe 
hinweg, welche mit dieſem Princip in unlösbarem Widerſpruch ſind. 

2. Fragen wir nun: in welchen Faͤllen iſt bei Anerkennung des 
chriſtlichen Principe nach dem, was oben als das Weſen der Ehe be⸗ 
zeichnet iſt, die Eheſcheidung nicht gültig motivirt, und eben das 
ber auch nicht die Einfegnung zu einer neuen Ehe? 

Referent weiß fih auch Hier in wefentlicher Webereinftimmung 
mit den Gutachten von Stier und Vogt. 

Die Löfung der Ehe auf Grund gegenfeitiger Einwilli- 
gung wäre eine Profan-Erflärung der Ehe, dadurch wäre jedem 
mwechjelnden Gelüften Thür und Ihor geöffnet. 

Eben fo wenig fünnen particuläre Störungen des eher 
lichen Glüds die Scheidung motiviren. Es würde auch hierdurch 
bie fubjective Willfür über die objective göttliche Ordnung geftellt. 
Ich begreife hierunter mit Voigt unverfchuldetes Unglüd, wie Kranf- 
heit, fpäter eingetretene Impotenz, Eörperliche Gebrechen aller Art, 
Raferei und Wahnfinn. Hier gilt ed, gemeinfam, was Gott gefihidt, 
tragen, eingehen in den Willen Gottes zur Heiligung des Lebens. 
Eben jo wenig fönnen verfchuldete particuläre Störungen des 
ehelichen Friedens die Scheidung rechtfertigen. Wir begreifen 
bierunter Unverträglichkeit und Zankfucht, Entfremdung und Verbitte⸗ 
rung ber Gemüther, unorbentliche Lebensart. (Nicht fo unbedenklich 
würde ich hierzu xechnen grobe Verbrechen, welche Zuchthaus und 
Feſtungsſtrafe nach fich ziehen.) Wo dergleichen ſich findet, da haben 
es beide Theile fehlen lafjen an ber Liebe, die da langmüthig ift und 
freundlich ift, die fich nicht ungeberpig flelit, die mit ſanftmuͤthigem 
Geiſt zurechtzuhelfen und alles zum beften zu fehren fucht. Möge der 
Beiftliche Hier nicht nachlaffen zu ftrafen, zu bitten, zu ermahnen, daß 
die Schul erfannt und Buße gethan werde. Scheidung kann durch 
vergleichen nicht motiviert werben. 

In welchen Fällen ift die Eheſcheidung gültig moti— 
virt, nd eben daher aud) die Einfegnung zu einer neuen She 
nicht zu verweigern? Ich habe die Frage fo geftellt. Denn ift die 
Ehe wirflich geichieven, fo fcheint mir damit auch die ſittliche. Moͤg⸗ 
lichkeit gegeben, eine neue Ehe einzugehen. 

Mit voͤlligſter Evidenz gehoͤrt higrher ber Ehebruchz er iſt die 
factiſche Auflöfung der Ehe. 

Ferner die bösliche Verlaffung, wenn fie eine beharrliche, und 
der Verlaſſer der Obrigkeit unerreichbar geworden iſt. Auch hierdurch 
wird nach dem Obigen dad Weſen der Ehe thatſaͤchlich vernichte. 

Der böslichen Verlaſſung ſteht aber gleich die beharrliche boͤs— 
willige Verweigerung der ehelichen Pflicht, denn auch hier— 
durch wird Das Weſen der Ehe, Die Lebensgemeinſchaft auf Grund ben 
gefchlechtlichen Einigung if, thatfärhlich vernichtet. 

26 * 
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Endlich wirb au das Attentat bes einen Gatten auf 
das Leben des anderen und lebensgefährliche Nachſtellung 
gültiger Scheldungsgrund fein, denn nicht allein, daß auch hierdurch 
das Wefen der Ehe zerflört wird, kann es nicht Pflicht werben, das 
Leben der lafterhaften Willkür eines Anderen Preis zu geben. 

Sch wiederhole es: iſt die Ehe wirklich gefchieden, fo Tann dem 
gefährdeten Gatten das Recht nicht vorenthalten werden, eine andere 
Ehe einzugehen, und ed wird diefer neuen Ehe die Einfegnung nicht 
zu verfagen fein. Wohl aber kann der Chrift fich fittlich gemöthigt 
finden, unverheirathet zu bleiben, fo lange er es noch für moͤglich er 
kennt, den Schuldigen zur Umkehr von feinem böfen Wege zu bringen, 
und alfo noch Hoffnung für ihn ift, mit felbigem die Ehe fortzufegen. 
Dergleichen gehört in das Gebiet des chriftlichen Gewiſſens. 

Den fchuldigen Gatten aber würde die Wiederverheirathung nid! 
eher geftattet werden dürfen, ald bis fie in Folge angewandter ſpe⸗ 
cieller Seelforge und Disciplin unzweideutige Beweife der Buße ge 
geben haben. 

Referent muß aber dem, was Stier fagt, beiftimmen, daß bi 
folchen neuen Ehen dur die Form ihrer Schließung es audge 
fprochen werde: daß alle Scheidung nur eine Frucht der Noth und 
Sünde fei, und eben deshalb die Einfegnung zu einer neuen Ehe 
zugleich ein Act der aufrichtigen Demüthigung und Buße vor dem Harn. 

4. 88 fragt fih endlich: in welchen Fällen die Einfegnung 
gu einer neuen Ehe zwar gefchehen, aber ohne daß de 
competente Geiftlihe dazu gezwungen werden dürfe; ode 
in welchen Bällen die Einfegnung zwar allgemein zu 
unterlaffen ſei, jedoh ausnahmsweife durch die Eon 
fiftorien gewährt werden könne? 

Diefe mittleren Fälle erwachſen nad der Denkichrift aus der 
fittlichen Noth der Zeit. Die Beantwortung dieſer Frage if ohne 
Zweifel fchwierig, deshalb: weil allgemeine Kategorien hier nicht auß 
zeichen, fondern es auf die rechte Würdigung der concreten Verhaͤlmiſe 
ankommt. Ich ſtimme Vogt bei, daß es an ſich bedenklich if, in 
groben Kränfungen der Ehre und perſoͤnlichen Freiheit und der dem 
Gatten bereiteten Gefahr, Ehre, Amt und Gewerbe zu verlieren, Ver⸗ 
fhuldungen zu erfennen, welche als factifche Zerftörungen des Er 
bundes anzufehen find; an fich ſind dieſe Vergehungen noch nicht gegen 
die Ehe gerichtet, es koͤnnte auch wohl durch temporäre Scheidung 
Hülfe gewährt werden. Dasfelbe gilt in Bezug auf grobe Verbreden, 
welche Zuchthaus- und Feftungsftrafe nach fich ziehen, unordentliche 
Zebensart und Berfagung des Ynterhalts. Inzwiſchen kann es doch 
geſchehen, wie Vogt mit Recht ſagt, daß dieſe Vergehungen einen 
Eharafter erreichen, bei welchem in kaum minderem Grade als durch 
Ehebruch und bösliche Verlaſſung die Ehe zerrüttet wird. Mir find 
in meiner amtlichen Erfahrung Fälle vor Augen getreten, in welchen 
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die tieffte fittlihe Entwürbigung und Ruchloſigkeit ſich darſtellte, fo 
daß ich die Ueberzeugung gewann: die Ehe iſt in einem Grade zers 
rüttet, daß bei längerem Beftehen verfelben die Familie ihrem fittlichen 
Untergange entgegengeht. Es fei mir erlaubt, einige folcher Fälle der 
Hochwürdigen Gonferenz vorzuführen. Eine Frau aus gebildetem Stande 
beftellt bei mir den Sühneverfud. Ihr Mann verbringt in unordents 
lichem Leben feinen nicht geringen Verdienſt, und läßt Frau und 
Kinder im eigentlichften Sinne darben. Wenn fie ihn-um Geld bittet, 
fo mißhandelt er fie aufs Gröblichfte, mißhandelt fie felbft in ihrer 
Schwangerſchaft. 

Sn einer anderen Ehe treibt ver Dann ſich täglich in Wirths⸗ 
häuſern umher, ſtellt in chebrecherifcher Luft anderen Weibern und 
Mädchen nach, er verbringt Alles, läßt Frau und Kinder hungern, 
fommt täglidy beirunfen nady Haufe, und mißhandelt täglich feine Frau, 
bie ohnehin ein Krüppel ift. 

In einer anderen Ehe verfucht der ungläubige Gatte Alles, um 
die Seelen feiner gläubigen Frau und feiner Kinder zu verderben. Die 
Frau darf in feiner Gegenwart mit ihren Kindern nicht im Worte 
Gottes leſen, er verbietet ihnen, in’s Gotteshaus und zum heiligen 
Abendmahl zu geben, er mißhandelt fie, wenn fie es gethan haben. 

In einer anderen Ehe ift die Gattin eine Kupplerin, fie hat ihre 
Tochter, nachdem fie eben das vierzehnte Jahre erreicht Hatte, felbft 
verhandelt. 

Eine Mutter begiebt ſich mit ihren Töchtern Abends aus bem 
Haufe zum gewerbsmäßigen Betrieb der Unzucht. Die Mutter fteht 
mit der einen zwölfiährigen Tochter Wache, während die älteren Töchter 
ber Unzucht feöhnen. ' 

Ein Ehepaar war zur Anftellung der Sühne erfchienen. Die 
Frau wurde täglich aufs Gröblichfte von dem Manne gemißhanbeltz 
ih fragte ihn: weshalb er Died thue? was er gegen feine Frau vorzus 
bringen habe? Er antwortete: ich muß geflehen, meine Frau iſt ein 
ordentliches, fparfames Weib, fie ift nicht ftreitfüchtig, im Gegentheil, 
ke erträgt Alles mit Geduld, ich kann nichts wider fie vorbringen; 
ih ſchlage fie, weil ich fie nichts deſto weniger haffe. Als 
ih ihm ernſt in's Gewiſſen reden wollte, fiel. er mir in die Rebe - 
mit den Worten: das ift das alte Pfaffengefhwäh, darüber bin ich 
langft hinweg. . 

Ich könnte mehrere derartige Bälle vorführen, aber es genüge an 
diefen. Gewiß Fälle der Art documentiren die fittliche Roth unferer 
Tage. Es giebt in Menge, wenn auch nicht Durch Ehebruch und 
bösliche Verlaffung im engeren Sinne, völlig zerrüttete Chen. 

Diefe Roth ift nicht außerhalb, fondern innerhalb unferer Ges 
meinen. Wäre ed nun das Rechte, wenn die evangelifche Kirche ſich 
auf den engften Kreis der Scheivungsgründe zurüdziehen und dem 
Staate die Abhülfe — durch Geſtattung der Civilehe — Übers 
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laſſen wollte? Das Leichtefle waͤre es, aber ſtchwerlich das Rechte. 
Würde dadurch das Uebel geheilt? es würde verfiärft werden. Referent 
muß Stier beifimmen: Wenn der Staat, der einmal diefen Rolf; 
fanden wird Rechnung tragen müffen, rechtöfräftig fcheidet, die Wieder 
verheirathung geftattet, die Kirche fich aber weigert, zu traten, weil 
fie die neue Ehe als Ehebruch erachtet, fo Hat dies zur Folge alle 
Unheil der Trennung zwifchen Kitche und Staat. Und wie foll die 
Kicche gegen die Civilehen Geſchiedener ſich verhalten? fie müßte ja 
von ihrem einmal eingenommenen Standpunfte aus die Civilehe ald 
Eoncubinat anfehen; fie dürfte alfo nicht fchweigen, fie müßte frenge 
Kirchenzucht üben, fie müßte Alles verfuchen, bie doch rechtskraͤftig ge 
ſchloſſenen Civilehen wieder zu trennen, müßte bis dahin außfchließen 
von Bathenfchaft und dem Genuß des heiligen Abendmahls. Oper fe 
müßte erklären: Sedem Eingehen einer Civilehe muß vorangehen der 
Austritt aus der Firchlichen Gemeinfchaft! Meine Herren! kann die 
Kicche mit unverledtem Gewiſſen die Verantwortung Übernehmen, wenn 
fie auch nur in einem einzigen Yale es mitveranlaßt hat, daß 
eins ihrer Glieder, wenn auch ein verfommenes, doch irgendwie noch 
kraft der Taufe zu ihr gehöriges, feinen Taufbund mit Füßen 
tritt? Meine Herren! wir wollen doch nicht verfuchen, einen Thum 
zu bauen, ohne vorher die Koften zu überichlagen. 

Ich erkenne im volften Maße an, daß, wenn irgend eine, ſo 
dies eine Lebensfrage ift für Kirche und Staat; ich will wahrlich nicht 
dem laren Scheidungsweſen und Wiederverheirathen das Wort rein; 
auch ich fühle mich in meinem Gewiſſen gebunden durch Gottes Bart, 
und fpreche es noch einmal aus: bie Brincipien ber evangelifchen Kirche 
müflen die Baſis auch unſeres Cherechts werden; aber ich glaube nicht, 
daß ed ein Abfall von diefen Brincipien iſt, wenn ich behaupte: eh 
giebt Zerrüttungen des ehelichen Lebens, die kaum minder ala Chebruf 
und bösliche Verlaſſung das Weien der Ehe vernichten. . Allerbings 
fommt es hier auf eine gewifienhafte und ficherlich oft nicht ſchwierige 
Erforſchung der concreten Verhältniffe an, und wer wollte verkennn, 
daß in Folge der Natur diefer mittleren Faͤlle bei redlichen Diener 
am Worte Gewifiensbedenfen entftehen können: ob es in dem einm 
oder anderen Falle vor Gott Recht ift, daß die Kirche ihren Segen 
zur neuen Ehe gebe. In folchem Kalle fcheint auch mir das Gerathenkt, 
daß die Firchliche Behörde nach gemwifienhafter Prüfung Entſcheidung 
treffe, und event. einen anderen ald den competenten Geiftlichen mit 
der Trauung beauftrage. 

Möge der Herr der Kirche allen denen, die an ber Löfung dieſet 
fehwierigen Frage arbeiten, rechte Einfalt des Herzens geben, daß It 
feinen Gedanken nachvenfen und nachthun. 
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a 


Berhaudl. über die Einſegnung gefchiebener Chegatten. 407 


Anträge 


Herzen Referenten und Correferenten in der Angelegenheit betreffend 
die Einfegnung der von gefchiedenen Ehegatten beabfidhtigten Ehen. 


„Die hohe Verſammlung wolle folgende Beſchlüſſe faffen: 


. Die Conferenz legt ein ausdrüdliches und lautes Zeugniß davon ab. 


daß die Geſetzgebung des Allgemeinen Landrechts über Ehefcheidungen 
fih im Wideripruch zu den chriſtlichen Grundfägen von der Ehe be» 
findet, und richtet an das Kirchen: Regiment die Mahnung, mit aller 
Kraft dabin zu wirken, DaB die Scheidungsgründe auf Ehebruch und 
auf bösliche Berlaffung und auf Diejenigen Gründe zurüdgeführt wer 
Kr welche in gleichem Grade, wie jene, eine Zerfiörung der (Ehe bes 
wirken. 


, Die Eonferenz erachtet es für eine Nothwendigkeit, daB durch Die 


Landesgefepgebung in Anfehung der Zuläffigkeit der Wiederverheirathbung 
gefchiedener, für ſchuldig erflärter Ehegatten folhe Beilimmungen 
gerofien werden, wie fie durch die Rüdficht auf Sitte und Zucht ge 
oten find. 


. Die Eonferenz ift der Anficht, daß, nachdem die bürgerliche Geſetz⸗ 


gebung über Eheſcheidungen nach Maaßgabe der Beſchlüſſe zu 1 und 
2 reformire fein wird, die Geittlichen die gefegliche Verpflichtung haben, 
die firhliche Trauung gefchiedener Ehegatten in Gemäßheit der geſetz⸗ 


lichen Borfchriften unweigerlich zu vollziehen, und daß fie dazu von 


> 


= 


ht vorgefegten Kirchenbehörde im Disciplinarwege angehalten werden 
ÖnNen. 

Bis zu dem bei Nr. 3 bezeichneten Zeitpunkte mögen diejenigen Ans» 
ordnungen, welde in dem Erlaſſe des Evangelifchen Dber : Kirchen» 
taths vom 11. Februar 1856 angegeben find, mit der Maaßgabe in 
Wirkſamkeit treten, daB dem die Trauung 'verweigernden Geittlichen 
jedenfalls die Verlefung des Aufgebots nach, einer vom Conſiſtorium 


vorgufchreibenden Formel obliegen fol, und bei deu Trauungen ſolcher 


peidjiedener Ehegatten, welche aus anderen Gründen, als wegen Che 
ruchs oder böslicher Berlaffung getrennt worden find, ein abgeändertes 
Trauformular zur Anwendung Tommt.“ 

Antrag. 
„Die hohe Berfammlung wolle anerkennen: 


. daß dem Kirchenregiment das Necht zukommt, in Betreff der Trauung 


unkirchlich Gefchledener nach der Schrift und den Kirchenordnnungen 
zu entfcheiden; 


daß die Kirche über die zwei Scheidungsgründe, des adulterium und 


der desertio malitiosa, nicht hinausgehe, und Die Anwendung des prin- 
cipium analogiae nicht anerkennen könne. | 

daß diefelbe aufs dringendfie die Wiedereinführung der separatio tem- 
poraria von der bürgerlichen Geſetzgebung fordern müſſe.“ 


Tholud. 
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Berlin, den 24. November 1856, 


An der von dem Hohen Präfivium- auf Montag den 24. November c., 
Abends 6 Uhr angeordneten außerorventlichen Sigung der Kirchen 
Gonferenz wurde zunaͤchſt das Protofoll der 12. Sigung verlefen und | 
nach Erledigung einiger Bemerfungen als richtig anerfannt und feſt⸗ 
geftellt. | 
Bon dem Superintendenten Stiller wurde mitgetheilt, der von 
dem Bonfiftorial- Director v. Roeder an Stelle des abweienden Wirkt, 
Geh. Raths Grafen v. Voß rüdiichtlich deſſen nachträglichee Erflärung 
zu den Abftimmungen der vorhergehenden Sigung veranlaßte Vorbehalt 
bei der Genehmigung des Protokolls der 11. Sigung ſei dadurch er⸗ 
ledigt worden, daß Graf v. Voß perfönlich von der betreffenden Stelle 
des Protokolls Kenntniß "genommen und fein Einverſtaͤndniß mit deren 
Faſſung dem Secretariat erklaͤrt habe. 
Demnächft erfolgte die Vorleſung des Protokolls der 13. Sitzung, 
das ebenfalls als richtig anerkannt und feftgeftellt wurde. 
Die nächfte Sigung if von dem Hohen Präflvium auf Dienflag 
den 25.0. M., Morgens um 10 Uhr, anberaumt worden. 


Borftchenbes Protokoll ift heute vorgelefen und genehmigt worden. 


4 


B. g. u. 


v. Uechtritz. Noeldechen. König Stiller. Thielen. 
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Berlin, den 25. November 1856. 


Nach Eröffnung der Sipung mit einem Gebet des Conſiſtorialraths 
Thielen kuͤndigt der Herr Vorſitzende den Eintritt des Ober-Prä- 
fventen Senfft v. Bilfach in die Berfammlung, die Rüdkehr des 
Geheimenraths Dr. Bluhme zu derfelden an, läßt durch das Serretariat 
die in Beziehung auf die Einfegnung der von gefchievenen Ehegatten 
beabfichtigten Ehen die von GeneralsSuperintendent Dr. Hoffmann, 
Conſiſtorialrath Dr. Tholuck, Eonfiftorial» Director Noeldechen, 
Kammergerichtö-Präfidenten v. Strampff und Staatsminifter Uhden 
eingebrachten Anträge verlefen, und conftatirt, nach der Erklärung, wie 
die genannten Anträge den auch im Referat und in ven Eorreferaten 
enthaltenen Gegenfag in fich trügen, es fei die Berfammlung damit 
anverflanden, Daß der beſtehende Zuftand ein unhaltbarer und im Ins _ 
treffe der Kirche und des Staates der Reform dringend bebürftig fei. 
Ob aber das Angemefiene allein auf dem Boden der Kirche, oder ob es 
auf dem. Gebiete des Staates und der Kirche zu Stande zu bringen 
fi, darüber muͤſſe fi die Berfammlung vor Allem Kar werden, wes⸗ 
halb der Vorfigenve, im Einverſtaͤndniß mit dem Referenten, vorbehalt- 
ih einer möglichen anderen Formulirung bei der Abflimmung, vor 
Allem die Frage zur Debatte und allgemeinen Discuffion figlt: 
„Steht der evangelifchen Lanvesficche in Preußen das Recht 
zu, die Frage wegen Trauung gefchievener Ehegatten ohne 
nd „auf die bürgerliche Gefeßgebung zum Austrage zu 
ringen | 
Es erhält zunaͤchſt Superintendent Dr. Stier das Wort. Ders 
(le geht von einer Bertheidigung feiner im Gutachten im Allgemeinen 
ausgefprochenen Anficht, welche einer der theologifchen -Eorreferenten 
auf eregetifcher Grundlage zu widerlegen gefucht habe, aus, will alles 
iur allgemeinen Discuffion Gehörige möglichft zur Sprache. bringen, 
und verwahrt fich vor Allem gegen den Vorwurf, als ob er für das 
late Eherecht eintreten wolle. Er bemerkt, er ftimme in die principielle 
Berwerflichleit ver Geſehgebung des Allgemeinen Landrechts über die 
chelichen Berhältwiffe ein, beantrage gewiß auch ven Wegfall der Schei⸗ 
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Dungsgründe, welche auf zufällig eintretenden Umſtaͤnden ober Wil. 
führ beruften, die Konftituirung von Ehegerichten mit geiftlichem Bei- 
rath, und wolle Alles, was Firchlich irgendwie zur Verhütung ber 
Ehefcheivungen gefchehen könne, — vermöge aber im Worte Chrifi, 
"welches die Scheidung, außer im Falle des Ehebruchs, verbiete, zu⸗ 
nächft nur dad Gebot der Vollfommenheit für feine wahren Jünger 
zu erfennen und zu finden, nicht aber ein zum äußetlichen Gefeh mit 
Zwangspurchführung zu erhebendes Gebot für eine Außerliche, fiht 
bare Volks⸗ und Landesfirche, und glaube, daß wir nicht einmal bei 
dem Buchftaben des apoftolifchen Spruche 1 Eorinth. 7, 15 ſtehen 
bleiben koͤnnen. | 
Was das Wort Chriſti Matth. 5 betreffe, fo fei feine Hart angefoch⸗ 
tene Exegeſe im weiteren Sinne auch die Luther's, Melanchthon's 
und eines großen Theild der reformatorifchen Kirchenlehrer, welche durch 
Anerkennung der desertio malitiosa ſchon eine Abweichung vom Ge 
bote des Herm, und fpäter, noch weiter gehend, das Princip für die 
nicht buchftäbliche Auffaffung des Schriftworts unter fpäteren, ver 
Anberten Umftänden angenommen hätten. Geſchichtokundige hätten aus 
gefprochen, daß in den alten Kirchenorbnungen dieſe Richtung genoms 
men worden fei, danach müfle fich Redner erlauben, biefe Auslegung 
bed Wortes Chrifti und des Apoflels ale die Firchliche zu bezeichnen, 
und Referent babe nachgewiefen, daß em Anderes fich als Reſullat 
der kirchlichen Entwidelung nicht ergebe. Das fage Redner nicht, un 
bie Sache zu entfcheiven, denn in Angelegenheiten bed Wortes Gott 
gelte am Ende feine Autoritätz er. halte e8 auch nicht mit ber Aub 
legungsweiſe, welche vor Allem den Namen der Ausleger in die Way 
fehaale lege. Ob Grotius oder ein Anderer als der Erfte etwa nach 
den Reformatoren zzopvela geiftlich geveutet habe, thue nichts zur Sache; 
wenn zwei basfelbe thäten, fo wäre es Doch nicht dasſelbe, und die 
Zuftände des Meiches Gottes hätten manches Wort und manden Ab⸗ 
ſchnitt der Schrift allmählig in ein neues, entwickelteres Verſtaͤndniß 
zu bringgn gelehrt. Redner will nicht mit Grotius nopvste als geile 
lichen Ehebruch, innere Zerrüttung ohne fleifchliche That, auslegen, den 
buchftäblichen Sinn nicht überfehen, aber er rechne dann die Anwen⸗ 
bung, bie Tragweite dazu, während der buchftähliche Sinn bleibe. 
Mir begegneten vielen Worten des Herrn, deren Buchſtabe ſpaͤter für 
die Anwendung im Geifte genommen werben müßte; Derartiges ſtehe 
viel neben unferer Stelle, in der Bergprevigt namentlich. Er habe In 
feinem Gutachten gegen Riebetrut gefagt, es fel eregetifch noch ſehr 
bie Stage, was der Herr bei manchen jegigen Chen Ehebruch nenne 
würde, ob nur das grobe Fleiſcheswerk, ober fonft etwas, ab er nicht 
über manches Ehegatten Leben und Gelinnung jebt richten wuͤrde: det 
hat ſchon die Ehe gebrochen von feinem Herzen aus (Matth. 5, 28; 
jedenfalls ftehe feft:. Die Gefinnung fei vor Gott, wie die That, darum 
Fonne Redner nicht darüber hinwegfommen, baß gerade bei biejer geil 
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lichen Geſetzgebung im einzelnen Falle doch juriſtiſch allein eine fleiſch⸗ 
lihe That den Ausfchlag geben folle. Wenn, wie die Denffchrift 
&. 73 fage, die heilige Schrift in Preußen nie ein verfchloffenes Buch 
geweſen fei, und doch bisher viele Beiftliche, und zwar gläubige, ges 
ſchiedene Perſonen ohne Bedenken eingefegnet hätten, fo dürften wir uns 
nicht anmaßen, das bisherige Eintreten der Trauung als ſchriftwidrig, 
aus Feigheit oder Gewiſſenloſtgkeit hervorgegangen, zu bezeichnen. 
Auch die Evangelifche KirchensZeitung habe Jahrgang 1855, Nr. 43, 
anerfannt, daß des Heren Wort. fein directes Regulativ für die kirch⸗ 
liche Braris, fondern nur die Grundlage für das ſtufenweiſe anzuſtre⸗ 
bende Ziel fei, da könne wohl folche Erklärung des Worts, wie die 
feinige, nicht blos auf nichttheologifchen Mißverſtaͤndniſſe beruhen. 
Habe der Apoftel die bösliche Verlaffung auch für ſcheidenden 
Ehebruch erklärt, fo fei fchon Im Ausgange des fechözehnten Jahr 
hundertß „die Innere Zerrüttung ber Ehe“, totalis animorum sejunctio, 
vem Ehebruch und der desertio. malitiosa gleichgeachtet worden, nicht 
nur als geringer Anfang der .fpäteren That, fondern ald der in ber 
Gefinnung beruhende Zuftand, welcher die fpätere fleifchliche That thue, 
darum ſei das Princip der Analogie nicht anzufechten, fondern von 
wirklicher Gleichheit zu reden. Wir müßten über den Buchftaben hinweg, 
jmf müßten wir dem Schlagenden auch den anderen Baden bar 
reihen, dürften wir dem Webel nicht widerfireben, nicht fihwören; ber 
Here wolle hier nicht fagen, was menfchliche Gerichte zwangsweiſe 
ausführen Sollten, fondern, was vor Gottes Gericht gelte; Redner 
meint mit Superintendent Hasper, das gehöre in Das. Gehiet bes 
chriſtlichen Gewiſſens, nicht der Außerlichen Gefeßgebung. Der Herr 
Ipreche in der einen Stelle: Ich fage Euch, meinen Jüngern; in ber 
anderen: Ich fage euch, und wenn ihr meine Jünger werben wollt, 
iht Pharifäer, fo habt ihr euch danach zu richten; er fage es im's 
Gewiſſen. Der Sinn feines Worts fei gewiß: ‚die Ehe If unaufs 
lslich! Aber leider Löften fich factiſch fo viele Ehen; die Menſchen 
ſollten nicht fcheiden, und doch thäten ſie es; fie follten nicht ches 
brechen, und boch geſchehe es. Sole ba der Herr bei folcher totalis 
animorum sejunetio dennoch die fogenannte Ehe ald zufammenges 
wungene erhalten, und folchen in bürgerlichem Nachlaß Gefchiedenen 
die Wiederverheirathung unbedingt verfagen? Das könne der Sinn 
nicht fein, das fcheine wider die Natur der Ehefachen zu fein, welche 
geiſtlih zu richten wären; wider Begriff und Wefen der Landeskirche, 
welde in Zufammenhange mit dem Staate ſtehe, und in fo befonderem 
Punkte davon nicht laſſen dürfe, wo fo viele feien, die nach geiftlichem 
Geſet nicht gefuͤhrt werden koͤnnten, und ſo Vieles nachgelaſſen werden 
muͤſſ; wider die Natur des Neuen Teſtaments, d. h. der evangeliſchen 
heit und Gnade, die nicht den Glaͤubigen auf den Weg des Ge⸗ 
fehes, noch weniger den Ungläubigen zur Frucht eines bekehrten Zu⸗ 
Randes fuͤhren wolle. Wenn nicht einmal auf das mysterium ber 
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Einheit des Herrn mit ber Gemeinde das Wort falfch angewandt 
werden bürfe: „Ich will euch in die Bande des Bundes zwingen‘, 
wie viel weniger dürfe dad bei dem niebriger ftehenden, menfchlihm 
mysterium der Ehe geichehen! Das wäre wider die Gnade und Bar 
herzigfeit des Herm, der uns fo viel Sünde vergebe, fo viel Geduld 
mit uns habe, immer aufs Neue und entgegen komme, um fegnend 
anzufnüpfen; das Berhältniß zu der auf mannichfachen Stufen flehennen 
Volks⸗ und Landesfirche fei ein ähnliches. Jene Auffaffung, welche 
bei der gänzlichen inneren Zerrüttung der Ehe Diele zwangsweiſe zu 
fammenhalten wolle, fei unmittelbar wiber dad Wort und Borbih 
Gotted, da er in der altteftamentlichen Theofratie die Scheidung nad 
gelaffen habe; fowohl die Rechtsanftalt, wie die Gnabenanftalt Gott 
önne die Menſchen nur durch Herabfteigen und Nachlaffen erziehen, 
und die Völker zu fich hinaufziehen; des Geſetzes Amt, welches in 
Neuen Teftament nicht aufgehoben fei, gehe nicht bloß auf äußerliches 
Fordern und Zwingen, fondern auch auf weisliches Regeln und Eins 
fchränfung des vorhandenen Unrechts; es gebe auch für Vollö⸗ un 
Landeskirchen in Beziehung auf gefegliche Ordnung fein vollfommenered 
Megulativ für Fefthalten und Nachgeben, Strenge und Milde, als 
das von Gott gegebene moſaiſche Geſez. Wenn Brenz frage: „Be 
reimt ſich Mofe und das weltlih Recht mit dem göttlichen Wort!“ 
fo hält Redner für die rechte Antwort: Es muß fich reimen, wei 
Moſes Geſetz aud Gottes Wort Ift, und nicht bloß weltlich Geſeh. 
Wäre, während die Unauflößlichkeit der Ehe als Ziel feftftehe, dieſe 
auf dem Wege Außerlicher Anordnung zu erzwingen, fo hätte Zehen 
ſelbſt dazu Macht genug gehabt; daß aber im Neuen Teflamente folde 
Macht fet, ſtehe nirgends gefchrieben. 
Das ftehe feft, daß im jener chriftlichen Kieche des Heren Wort 
vom wirklichen Ehebruch, geiftlich verftanden, die engere Regel bie 
und noch Regel fei für Alle, die ihn als ihren Herrn anerfennen, 
Mofes und Chriſtus feien einander nicht parallei zu ſehen, weil Chriſtus 
als Chriſtus Teine Außerlicden Sapungen geben wolle. Habe man 
folche Anficht eine laxe genannt, fo fei die entgegengefehte eine far. 
Es ſei fehr leicht, e cathedra ſtrenge Säte in der Theorie zu ſtellen, 
aber ſehr fchwer für ein gewifienhaftes evangelifches Kirchenregiment, 
in den jetzigen Zufländen Solches ausführen zu wollen mit dm 
fategorifchen Imperativ des Firchlichen Polizeiſtocks. Redner wunden 
fich, wie nicht der mit dem Geift der Liebe eingehende Seelforger dad 
Mechte finden folle. Welche Greuel aber finden ſich in katholiſchen 
Ländern und in England bei ihrem ſtrengen Eherechti — In de 
ziehung auf 1 Cor. 7, 15 werde doch wohl die veformatorifche, evan⸗ 
gelifchsficchliche Auslegung des apoftolifchen Ausſpruchs gegen das in 
der legten Zeit aufgebrachte Halten am Buchftaben fefigehalten werben 
müflen; unmöglic könne „od dedovinuras“ heißen: er ift nicht ge 
zwungen, ihm nachzulaufen, was ſich ja von ſelbſt verſtanden hätte; 
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ſollte denn berfelbe Apoftel, der im vorhergegangenen V. 9 fo nüchtern 
geiprochen: „Freien ift beffer denn Brunft leiden!” alle fo böslich Vers 
laſſene zu beſtaͤndiger Ehelofigfeit verurtheilt Haben? Collte er, der 
boh wußte, das donum castitatis. fei nicht Jedem gegeben, und der 
anderwärts wollte, die jungen Wittwen follten freien, hier ein ſolches 
Geſetz geftellt Haben? Es handle fich hier um wirkliche Auflöfung des 
Ehebundes, und dann paßten auch die Worte „Im Frieden hat euch _ 
Gott berufen” erſt recht; im Frieden habe Gott in specie auch für 
den ehelichen Stand berufen; wo der Friede ganz aufgehört habe, da 
fi auch die Ehe gebrochen, folglich, fchließt Redner, gehe der Apoftel 
und in der Anerfennung der desertio malitiosa voran, mit Erweiterung 
über den Buchflaben des Wortes des Herrn, das fei der evangelifchen 
Kiche Recht geworden; eben damit feten wir vom buchfläblichen Feſt⸗ 
halten entbunden, folglich erfcheine eine dritte Klaffe von Scheidungs⸗ 
gründen fchriftgemäß, folcher nämlich, welche dem Ehebruch und der 
böslichen Verlaffung gleichfländen, und auch Bräfident v. Gerlach 
ſcheine in feinem Gutachten zulegt dahin einzulenfen. 

Es würde die gefchlechtliche Gemeinfchaft als Baſis der Ehe hervor- 
gehoben; fo berührten fich auch hier, wenn man des Allg. Landrechts 
‚ gerächte, die Gegenfähe. Freilich heiße es „fo find fie nun ein Fleiſch“, 
aber das ſei nicht blos im buchfläblichen Sinne gemeint, fondern heiße: 
ein Leib und ein Leben, wobei die Zwei in Liebe eine Perfönlichkeit 
geworden find. Superintendent Kasper habe die Ehe mit Recht eine 
dollſtaͤndige Lebensgemeinſchaft auf Grund der gefchlechtlichen Gemeins 
ſchaft genannt; wo diefe gebrochen fei, da fei Ehebruch und dabei eine. 
bloße, Kortfegung der gefchlechtlichen Gemeinfchaft etwas Fleifchliches, 
 Hureffiches; man fürchte juriftifcher Seits ſolche Verhältnifie, da müffe 
. gäftlicher Beirath kommen. Die Bolgen follten nicht ins Gewicht 
fallen? Aber zufammengezwungene Ehe bei gänzlicher Zerrüttung ver 
Inneren Lebensgemeinfchaft fei ein Greuel und führe zu Greueln, ers 
wungene Che fei ein böfes Ding, wie erzwungene Chelofigfeit; es 
handle ſich dabei um eine hohe Forderung, zu der wir die Leute ganz 
anders vorbereiten müßten. Alle würden getraut, darunter Schlirnmere 
als Gefchiedene, und dann wollte man doch folche verwirrende Ans 
forderung ſtellen? Das ſei ein Anfangen am unrechten Ende, weil man 
Am rechten Anfange nicht anfangen könne; das ein Hinausfloßen, ftatt 
An Heranziehen, das die Gonfequenz des Principe. Die Trennung 
wiſchen Staat und Kirche fei ein Unheil, und Redner freut ſich, daß 
die gedruckten Anträge- der Neferenten eine gemäßigte Anſicht vertreten, 
und warnt im Hinblid auf die Civilehe vor dem Durchflechen des 
Dammes für die wilden Waffer; werde die Kirchenzucht an den durch 
Civllehe Verbundenen geübt, ſo wuͤrden dieſe doch nachtraͤglich noch zu 
egnen ſein, und ſo gelangte man nach weitem Umwege wieder bei 
em Geſtatten an. Das rechtverſtandene Schriftwort würde Die Wolken 
vertreiben, bei Liebe, Demuth und ber Frage: Wie würde ber, welcher 
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die Ehebrecherin nicht verwarf, das zerfioßene Rohe ‚nicht zerbrach, die 
Frage jetzt enticheiden? — Ä 

Der Borfitende Hält die Ordnung der Redner nach den Kategorien 
des Kür und Gegen die Frage für zwedmäßig. Staatöminifter Uhden 
erachtet die Frage für zu allgemein dazu. Der Borfigende erflärt, die 
Keihefolge der Redner nach ihrer Anmeldung fefthalten zu wollen, ob 
gleich Superintendent König die erft vorgefchlagene Gruppirung im 
Intereſſe der Redner als zweckmäßig anfieht. Die Frage des Ober 
Präfidenten v. Witzleben, ob nur die von dem Borfigenden geſtellte 
Frage zur Discuffion ftehe, wird von biefem bejaht. 

Der folgende Redner, Praͤſident v. Gerlach, beruft fich auf feine 
Wirkſamkeit im Ehegericht feit AO Jahren, darauf ferner, Daß er dad 
Cheweſen feit 30 Jahren auch auf feinem amtlichen Gewiffen getragen 
habe, endlich auf feine perfönliche Mitwirfung bei der Reform der Ehe 
gefeßgebung im Anfange der Vierziger Jahre, um die. Nachficht der 
Berfammlung für feine längere Mittheilung über feine Erfahrungen 
in Anfpruch zu nehmen. Redner. will auf die Stimmung der Ber 
fammlung einwirken, das Gefühl der Buße und das Beduͤrfniß eine 
Sühne erweden. Man fpreche von Nachficht, Herablaffung, Noth der 
Zeit, Barmherzigkeit, aber thatfächlich Hätten Staat und Kirche ſich fait 
langer Zeit verbunden, ben Hauptfegen des Chriftenthums, die chrik- 
liche Ehe zu nehmen, und wären nahe baran gewefen, gewiſſenhafte 
Geiftliche aus dem Amte zu drängen, doch hätte die Allerhoͤchſte Ca⸗ 
binetdordre von 1846 ſolchen Zwang unterfagt. Während Super 
intendent Dr. Stier geiftlich auslege, gehe dem armen Volke die chrif- 
liche Ehe verloren, liege diefes in Sammer und Elend, namentlich 
werde das weibliche Gefchlecht tief erniedrigt. Ohne Stimmu dr 
Buße fei Fein Segen von der Berathung der Berfammlung zu hoffen. 
Vor einem Jahrhundert habe man principiell dem Ehriftenthum den 
Abſchied gegeben, und die Verfaſſer des Allg. Lanprechts. hätten einen 
Ruhm darin gefucht, daß fie auf das Chriſtenthum Feine Rüdficht ge 
nommen, ausvrüdlich in einem befonderen Falle die Antwort ertheilt, 
auf die Heilige Schrift komme es bei der neuen Geſetzgebung nicht an. 
Die Brage liege daher nicht fo, ob die Ehe dem Staat oder der Kirdt 
gehöre, die Conſiſtorial⸗Ordnungen der älteren Zeit-einen weltlichen oder 
einen geiftlichen Charafter hätten, das fei für unfere Sache viel zu fein; 
die Ehepraxis des Landrechts wiſſe feinem Charakter nach grundfäglid 
nichts vom Chriſtenthum. Nun fei die Frage, ob den Gerichten, melde 
danach richteten, der chriftliche Ehefegen zu-unterwerfen ſei? Wir Evan 
gelifche betrachteten die Schrift ald Grundlage chriftlichen Verfahrend, 
nenneten fie flar, und die Ehe einen gottgeweihten Stand, und welch’ ein 
Gegenfag fei zwifchen der Schrift, ſolchem Begriff der Che und dem 
wirklichen Zuftande! Wir bewegten und in einem Chaos von Privab 
meinungen, und nur das fei gewiß, Das gegenwärtige Syſtem fei nid! 
zu ertragen; darum müfle mit Buße und dem Beduͤrfniß der Suͤhne 
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and Werk gegangen werden. Die vaterländifche Kirchen⸗Obrigkeit im 
ihrer Mitſchuld bebürfe des Aufftehens in Buße und Sühne. 

Die Trauungsverweigerungen feien ein Lichtitrahl, welcher ven 
Redner zum Gefühl des Dankes treibe, und ſolchen Dank wünfche er 
von dee Conferenz irgendwie audgefprochen zu fehen, auch dem Evang. 
Ober⸗Kirchenrathe, der in feiner Denfichrift eine Klare Weberficht ver 
Sade gewährt Habe. Bis 1825 Habe die Kirche nichts im Gewiſſen 
empfunden, fei Fein Auflehnen wider Zrauung Gefchiebener gegen 
Gotied Wort erfolgt, und doch ſei die Schrift Fein verfchloflenes Buch 
geweſen; da fei bei der Reviſion der Geſetzgebung das Gewiſſen 
Seiner Majeftät im Blick auf den unbefrieigenden Zuſtand der Che 
verhältniffe rege geworben; dennoch feien bis 1846 die Verweigerungen 
der Trauung hoͤchſt felten geweien, und alle Kirchenbehoͤrden hätten 
fd nur bemüht, dieſelben in allerlei Weiſe zu befchwichtigen; erft feit 
dem Kirchentage 1854 fei die Zahl ver Weigerungsfälle gewachſen, 
af 238 bis jet, woron 155 von der Behörde aufrecht erhalten 
worden feien, in dieſem Jahre allein 81 mit 64 aufrecht erhaltenen, 
und dieſen MWeigerungen wäre auch die gegenwärtige Verſammlung 
zu verdanken; ber ObersKirchenrath handle in der Denkfchrift nicht von 
dem Aergerniß der ſchrift⸗- und firchenwidrigen Trauungen, fondern 
nur von den Schwierigkeiten, welche die Weigerungen veranlafien. 
Zudeden fei nicht mehr möglih. Da gebühre den gewilienhaften 
Dännen für ihre Weigerung Dank. Es fei nicht nach Ruhe um 
jcden Preis zu flreben, nach der Ruhe des Grabes, Bewegung fei gut; 
die Weigerungen hätten in der Praxis ſchon gut gewirkt, wofür Redner 
Leifpiele anführt. Die Reformation fei auch von dem Gewifien eines 
einzelnen Geiftlichen ausgegangen; das fei Gottes Weg, darum müßten 
Bir nach. 

Der Redner hebt den wirklichen Thatbeftand hervor und fagt, 
nicht auf einzelne intricate Fälle komme es an, fondern darauf, ob das 
Bol, namentlich das niedere, die Ehe noch behalten folle? Redner 
maht aus Acten ohne Nennung der Namen zahlreiche Mitiheilungen 
um Erweiſe, daß bie gegenwärtige Behandlung ber Eheſachen und 
die yon anderer Seite angerathene milde. Praris in der Ehefcheivung 
Concubinate und Chebruch Feinesweges verringere, fondern vermehrte, 
1 geradezu hervorrufe, nicht einmal daß zeitliche Wohlbefinden fürdere, 
Imdern untergrabe, die fehänblichften Dinge zur Folge habe, bis zum 
Tauſche, Verkaufen und Kaufen der Weiber führe. Es fei darauf zu 
lien, daß dem fchuldigen Theile die andere Heirath nicht erlaubt 
erde, das werbe viel Unheil verhüten. Redner weift dafür auch auf 
ven in Gutachten VI. sub 12 angeführten Ball hin. Es fei auf Barıns 
hetigkeit hingewiefen worden, auf Milde gegen verftodte Sünder, aber 
wie folle man fich gegen bußfertig gewordene, die in Folge der leichten 
Scheidung in eine fchrift- und firchenwidrige Ehe verſtrickt find, zeigen? 
eiwa dem zur Erkenntniß Gekommenen, von Gewiſſensangſt Geplagten 
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Die einſt dem Judas erihellte Antwort geben: Da fiehe bu zul? — 
Das fer nicht Milde, fondern Unbarmherzigkeit, Grauſamkeit. Es ſolle 
daher den Confiftorien gar feine Dispenfationsbefugnig für Wiederver⸗ 
heirathung belaflen werden. Redner erwähnt, wie die Rheinlande ſich 
hinfichtlich der Eheverhältnifie in ungleich beſſerer Lage befänden, als 
die öftlichen Provinzen, wie dort jährlich fünf Sechstel Scheidungen 
auf 100,000 Seelen kämen, dagegen auf die gleiche Seelenzahl in der 
Churmark jährlich 78, und ruft die Confererizmitglieder aus den Rhein 
landen auf, fich des Elendes der öftlichen Provinzen in diefer Hinficht 
anzunehmen. Er weit auf die Demoralifation der Gerichte hin, in 
welchen die jungen Männer durch Gewoͤhnung gegen die ſchandbarſten 
Dinge abgeftumpft würden, auf die Beflecktheit der Kirche in ber in 
Rede flehenden Angelegenheit, wodurch die Geiftlichen Demoralifirt wer 
den müßten, und unter folchen Umftänvden follte nach ber Denkichrif 
Ruhe erfirebt werden? — Was folle geichehen? — Redner warnt 
vor allerlei Anforderungen an den Staat, wünfcht auch Beftrafun 
des Ehebruchs, andere Beſetzung der Ehegerichte, Hinderung frühm 
Heirathens ꝛc., aber die Erfüllung folcher Forderungen lägen nicht in 
der Macht der Berfammlung und wären problematiſch; — die Kirche 
felbft muͤſſe in freier Enticheivung vorgehen; die Trauungeverweige⸗ 
rungen feien, als praftiiche Bethaͤtigung wahrer Freiheit der Kirche, 
mehr werth, als alle bloße Formen einer Presbyterial⸗ und Eynodal⸗ 
Verfaſſung. Die Kirche müffe aber Fräftig auftreten, daß es die We 
merfe, fonft werde auch die flaatliche Reform des Eherechts ge 
hindert. Redner fchließt fi dem Antrage des Ctaatsminikerd 
Uhden an und bemerkt zu 1 Eorinth. 7, e8 werde dort der Zall dv 
fprochen, daß der Ungläubige den Gläubigen verläßt, dem Yngläu 
bigen fei aber nur der gleich zu achten, welcher fich allen Einwirkungen 
der Obrigfeit und der Kirche dergeftalt entziehe, daß er außerhalb de 
Bereichs der Obrigkeit und der Kirche fich befinde; im Code Napoleon 
ftehe von Defertion überhaupt nichts, und ed werde das am Rhein ald 
Lüde nicht empfunden; die Beichränkfung der Scheidung wegen deser- 
tio malitiosa auf den Fall, wenn desertor nicht erreichbar ſei, fei im | 

Anſchluß an die Älteren Traditionen der Kirche anzunehmen. Di 
Aeußerungen der Reformatoren zeigten ein Labyrinth bis zu Reben⸗ 
weibern und Doppelehen, wir aber feien auf das Wort Gottes ge 
wielen, und doch wären die damaligen Zuflände von ben Keutigen gar 
verfchieden; damals hätte es Feine obligate Trauung gegeben, alſo nicht 
unfere Frage vorgelegen. Die Reformatoren hätten auf ZTopeöftalt 
für den Ehebrecher, auf Landesverweiſung für den Defertor gedrungen; 
bie Schande der öffentlichen Meinung und die Buße der Kirche hätt 
auf Unzucht und Ehebruch gelegen, — unter ſolchen Umſtaͤnden waͤren 
doch ſelbſt jene Aeußerungen andere, als wenn ſie heute gethan wurde. 
Unſere Zeit verlange nicht Relaxation, ſondern Umkehr vom Wege, de 
in den offenbaren Abgrund führe; ſelbſt ein Juſt. Henning Böhme 
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würde von ſolchem Wege zurüdgeichaudert Haben, hätte er folche 
Folgen gefehen. Darum zurüd zum Worte Gottes, ausgelegt in der 
älteren Weife, und zur ſoliden Praxis der evangelifchen Kirche in ihren 
erften Jahrhunderten! - . 

Renner warnt vor den Analogieen, welche dem laren Wefen 
bie Thür öffneten, und leugnet, daß er im Gutachten auf folcye als 
fine eigene Meinung gekommen fei, da er dort nur habe nachweifen 
wollen, was der evangelifche Ober» Kirchenrath nach feinen eigenen 
Principien thun müßte, nicht was von diefer Berfammlung zu rathen 
fi. Wir vertrauten ja ſolche Analogieen drei Richtern an, worunter 
vieleicht zwei Meferendarien, oft der Kirche, dem Gottesvienfte und 
Earrament entfremdet. Andere Ehegerichte zu erhalten, liege nicht in 
unferer Macht; es heiße: ever kehre vor feiner Thürel Austritt zu 
fein Gemeinden made ja nicht einmal des NRichteramts verluftig. 
Würde man nun die Analogieen in den Händen folcher unfirchlichen 
der gar ausgetretenen Richter lafien, fo fei gefährlicher Bruch in der 
Kicche zu fürchten. — Die Verbindung zmifchen Kirche und Staat fet 
ein hohes Gut und auf alle Weife feitzuhalten, Das fönne aber nicht 
durh Rachlaffen der Kirche an ihren Brincipien, fondern nur im un« 
wandelbaren Stehen auf dem Worte Gottes gefchehen, das fei ihre 
Macht; fchließe fie ehebrecherifche Verbindungen von ihrem Segen auß, 
dad werde fie mit dem Staate verbinden und für fie und ihn ein 
Segen fein. — Wie verhalte fich das Gewiſſen der Geiftlichen dazu? 
Sie fein an die Vorgefebten gewiefen, aber dieſe hätten das Bers 
ttauen der Geiftlichen durch ihr Berhalten gegen die Trauungs⸗ 
weigerer großentheild verfcherzt, nun follen diefe ihr Gewiſſen ihnen 
unterwerfen ? 

Es ſei gefagt worden, die Fluth würbe nicht zu bewältigen fein, 
wenn die Thür aus der Kirche aufgethan würde; nun! wir hätten ja- 
ſolche offene Thür fchon, und es fei relativ Fein Nebel, wenn bei ſtren⸗ 
gerer kirchlicher Praxis Mancher hinausginge; in den Befenntmmißfchtifs 
ten werde der Bann ein Werf der Liebe genannt, welche dem Sünder 
Nachgehe, mit dem Zeugniß: Bon uns erhäkft du feinen Segen, bis 
du Buße thuft! Die Proclamation könne fo wenig erzwungen werben, 
bie die Einfegnung. Bon Freiheit der Kirche fei geredet worden, — 
Mur eroberte Freiheit fei rechte Freiheit. Die separatio quoad tho- 
rm et mensam fei ein Hauptmittel, die Ehen aufrecht zu erhalten, 
auch nicht. gegen das Weien der Ehe; es möge fich die Eonferenz 
Mmergifch dafür ausſprechen! | 

Dee Borfigende erinnert daran, daß er feine Stelle In der 
Verſammlung nicht in ſeiner Eigenſchaft als Praͤſident des Evange⸗ 
lichen Ober⸗Kirchenraths einnehme, daher freie Aeußerungen der Mit⸗ 
glieder der Conferenz in Beziehung auf die genannte Behörde nicht 
hindere, aber auch Feine Erwiderungen darauf ergehen laffe, und er⸗ 
färt, daß er für feine Perfon aus der Denkſchrift leſe, daß der Evan⸗ 
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gelifche Ober⸗Kirchenraih nicht die Weigerungen der Geiſtlichen, ſon⸗ 
dem die in ber laren Ähegefeßgebung liegende Veraulaſſung Dazu beklagt 
habe. Außerdem fpricht derfelbe den Wunſch aus, dag die folgenden 
Redner den fpäter zu behandelnden Einzelheiten nicht vorgreiſen möchten. 

Conſiſtorialrath Dr. Vogt bedauert, dem Eorreferenten Dr. Tho- 
lud widerfprechen zu müflen, aber es gelte, Srundjäge zu erklären. 


Es werde vorausgefeht, daß die Ehe ein göttlicher Bund fei, der nicht 


eigentlich gefchieden, aber wohl thatfächlich durch Sünde gebrochen wer⸗ 
den Tonne, in welchem Yalle er als gebrochen anzwerbennen ſei; daß 


fie ferner ein Bund fei, nicht blos finnfich und Ättlich neben, fonden 
in einander, die Gelchlechtögemeinfchaft auf der Vorausſetzung der 
vollen Lebensgemeinfchaftz die Differenz finde fi nur über die An 
wenbung ber Grundfäge. Redner meint, Ehebruch und bösliche Ver⸗ 
lafftung, und was, wie dieſe, die Che in ihrem Weſen auflöſe, bilden 
die Scheidungsgründe, in Vebereinftimmung mit ben aälteren evange 


lifchen Kirchen⸗Ordnungen, und ſtimmt dem Referenten nicht bei, 


welcher nur ben Ehebruch im engeren Sinne für fcheibend halte, da 
nad des Redners Anficht in Chriſti Worten nicht bios buchſtaͤbliches 
Geſetz zu finden fei, fordern weiter das Princip der thatfächlichen Auf 
löfung; diefen Grundfa wolle er nach dem Jufammenhange der Schrift | 


fefthalten; der Apoſtel Paulus erkenne die bößliche Verlaſſung ald 
Scheidungsgrund an, ftelle diefen neben den vom Herrn bezeichneten 





Ehebruch, er thue das nicht in eigener Machtvolllommenheit, etwad 


Neues aufftellend, fondern nach feiner Auffafftung des Worts des Her, 
weiches ein allgemeines Brincip involvire, nach weichem der Apofel 


hier verfahre. Darum babe die ewangelifche Kirche ihe Recht gehabt, 
Ehebruch und desertio als Scheidungsgrund anzuerfennen, und dad 


diefen Eheſcheidungsgründen zu Grunde liegende Princip analogiih 
anzuwenden; die NReformateren hätten wohl gut gewußt, daß bie co 
pula carnalis dad Weſen der Ehe conſtituire, aber eben darum geſagt, 


daß der vom Ehegatten Laufende bie copula zerreiße. Correferent habt 
gefagt, die copula carmalis fei das Siegel der Ehe, und nem went 


dieſes gebrochen, fei lehtere gefchienen. Redner frage, bei biefem Bilde 
bleibend, ob ein Bund durch Urkunde nur vernichtet ſei, wenn dad 


Siegel verlegt, und nicht auch, wenn die Urkunde ſeibſt gerriſſen fe! 


Es ſei inconfequent, wenn dann doch beide Scheidungsgruͤnde anerkaunt 
wuͤrden, während Corveferent, ſich nur an Gottes Wert Haltend, aut 
den Ehebruch anerkennen wolle; ſo wuͤrde das Gewiſſen der Geiſtlichen 
verwirrt, wenn fie doch in beiden Fällen trauen ſollten, und nach da 
Rede des Eorreferenten doch etwas gefordert, was in der Mirklichfelt 


faum je in der evangelifchen Kirche ausgeführt worden fe. Wenn bie 


bösliche Verlaffung im engften Sinne genommen und jede Anwendung 


der Analogie ausgeſchloſſen werde, fo fei das kaum je im der evange⸗ 
liichen Kirche fo gefchehen. 
Luther’ Anficht fei freilich Im Anfange eine ſchwankende ge 








Verhandl. über bie Elinſegnung gefchiebener Ehegatten. 419 


weien, es habe ſich aber doch ein ziemlich ficherer Befland feftgefteltt, 
und wenn in den Kirchen⸗Ordnungen die beiden Gründe feftgehalten 
worden feien, fo fei doch dabei immer auch feftgehalten worden, daß 
alle dieſe Yale nicht fo allein nach dem Buchſtaben des Geſetzes zu 
richten felen, ſondern nach der Einficht verfländiger Leute, und fo fet 
eine analoge Unwendung durchgeführt worden. Die Kirchen⸗Ordnun⸗ 
gen ſchon im 16ten Jahrhundert feien von Männern ftrengeren Sin⸗ 
nes, wie Hunnius, fo aufgefaßt worden, daß fich die analoge An- 
wendung von felbft verftehe, und fpäter Habe auch ein Gegner ber 
lareren Rechtölchrer, Balthafar, doch bei der Annahme von nur 
zwei Scheidungsgründen die Analogie feftgehalten; wollte man das 
Recht der älteren Kirchen» DOrbnungen nach der Art, wie es fein Bors 
redner verlange, geltend machen, fo würde damit dem Gefchlechte Diefer 
Zeit etwas zugemuthet, was die Vorpäter des 16ten Jahrhunderts 
nicht hätten tragen Tünnen. Redner fragt, ob denn folch Geſetz im 
Buchftaben einen belebenden Hauch in die Kirche bringen würde, aus 
mal da die Sagung nicht mit rechter Zuverficht gemacht werben Tönnte, 
die Einen dabei eine Conceſſion, die Anderen ein Zuweitgehen fehen 
würden? 

Referent und Andere hätten die Anficht nicht ausgefprochen, als 
wären die Schwierigfeiten dadurch gelöht, fondern anderweitige Aus⸗ 
hülfen An Ausſicht geftellt, Die separatio temporaria, das rescriptum 
prineipis, bie Civilehe. Redner halte die separatio temporaria auch 
für heilſam, aber ja nicht eine separatio ia perpetuum. Sei die Ehe 
wirklich gelöft, fo fei das anzuerfennen, andererfeitd die Trennung auf 
Zeit zu erfennen, zum Zwecke möglicher Wiederverbindung; den Blick 
auf die Katholische Kirche Halte er nicht für fo troöſtlich, daß er die 
separatio perpetua als Heilmittel empfehlen fünnte, Rüdfichtlich des 
rescriptum prineipis fei es dem Redner doch bedenklich, welche Laft 
dadurch auf das Gewiſſen des princeps gelegt, wie dadurch der Willfür 
und krummen Wegen Raum gegeben werbe, wofür Redner ein Beifpiel 
anführt. Bor der Eivilehe, auch vor ihrer Einführung im neue Kreife, 
fürchte fich Redner nicht, wenn er fie durch Die Fügungen des Herrn 
indiciet halte, nicht durch der Menfchen voreiliged Treiben oder lare 
Neigung; es gelte Durch mit dem Herrn, zur Klarheit durch Wirren, 
durch Hiederlagen zum Siege, obgleich Redner überzeugt fei, Daß bie 
Civilehe manches Andere mit fich bringen würde, als Manche, die für 
ein firenges Eherecht feien, erwarten und wünfchen. Redner müßte 
auch bei Einführung der Civilehe meinen, daß doch auch innerhalb der 
firchlichen Gemeinde, die nicht aus ivealen Chriften beftehe, anders, als 
die Rirengfien Forderungen es wollten, zu verfahren fei, — in evan⸗ 
gelifchem Sinne; nach dem Zuſtande der Gegenwart fünne er es nicht 
für indicirt halten, daß von Seiten der Kirche nach ihrem Verſaͤumen 
die große Menge der Eivilehe preisgegeben werde. Der Redner will 
bie landrechtliche Laxheit entfernt wiflen, aber auf dem Wege, welcher 
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auf dem’ legislatoriſchen Gebiet ſchon betreten und in ben Anträgen 
der Referenten, bei welchen jedoch noch nähere Beſtimmungen eintreten 
dürften, angedeutet fei, und ift gegen den Antrag des Gorreferenten 
Dr. Tholud und Ähnliche andere. 

Superintendent Schultz hält die Helligung der Perſoͤnlichkeit für 
den letzten und höchften Zweck, den das Sinnliche unterzuorbnen fd; 
das Boͤſe müffe mit Gutem überwunden werden. Bei dem Chegeſeß 
dürfe nicht bei dem Buchflaben der Schrift allein flehen geblieben 
werden, das Evangelium fei nicht Gele, fondern Leben, in weldem 
die Verpflichtungen des Chriſten dargeftellt werben. Wer die Scheidung 
auf fleifchlichen Ehebruch befchränfe, lege die Schrift nicht in ihrem 
Geiſte und apoftolifcher Analogie aus, nicht mit den alten Kirchen⸗ 
ordnungen; confequent fei ed nur, wenn man mit der Fatholifchen 
Kirche die Eheſcheidung ganz verwerfe, — oder die Ehe Iöfe, wenn 
die Perfönlichkeit des Gatten dabei zu Grunde gehe. So viel fei gewiß, 
daß viele landrechtliche Scheivungsgründe bei folchem SBrincipe fallen; 
Redner will nur Ehebruch und jede fortgefepte Verfündigung, wohl 
der andere Gatte in feiner Perfönlichkeit zu Grunde gerichtet werde, 
als Scheidungsgrund anerfennen und fordert Ehegerichte mit größere 
Einwirkung der Kirche. Die Obrigfeit Habe ein Recht, den Ehebrecher 
zu beftrafen, weil es fih um das Wohl auch des Staats und ver 
Familie dabei handle; dann werde es beffer bei und werben. Es jeim 
in diefer Frage Kirche und Staat nicht auseinander zu reißen, wa 
aber drohe, wenn die Kirche nicht fegne, wo der Staat gefchieden Habe. 
Redner erinnert an die Wohlthaten der preußifchen Fürften für die 
evangelifche Kirche, will Preöbyterien und Synoden, aber keineswegs 
die Macht des Landesherrn befchränft willen; bei Presbyterial⸗Ver⸗ 
faffung wäre ſchon früher ein Mund für folches Elend dageweſen. 
Den weigernden Geiftlichen gebühre Dank, fei gefagt worden; nun ja, 
auch in ſolchem WVerweigern liege etwas PBrovidentielles, aber 6 ſei 
doch in anderer Weife zu wünfchen gewefen. Der Staat reftringite 
bie Ehefcheidungen, aber dann habe der Geiftliche zu trauen, fonft ent 
fiehe viel Unglüd; der Geiftliche dürfe fein ſubjectives Bewußlſein 
nicht dem objectiven der Kirche gegenüberftellen. Unſer Kicchenregiment 
und Seine Majeftät ſolle nicht mit dem Papſt und deffen Organen ver 
glichen werben, wie der Vorredner gethan habe, welcher die Trauungd 
verweigerung durch den einzelnen Geiftlichen mit Luther’s That ver 
glichen. Redner gedenkt feines perfönlichen Kampfes in feinem Amte 
freife Hinfichtlich der in Rede ſtehenden Verweigerung und wünſcht eine 
andere Ordnung der Dinge, damit nicht das Beifpiel der Widerſeh⸗ 
lichkeit von Geiftlichen gegeben werde. Praͤſident v. Gerlach wolt 
feine Dispenfation vom Eheverbote durch die Conſiſtorien mehr, abtt 
Bei gänzlicher Aufhebung derſelben würde doch wieder geändert werden 
müflen, da bie fpeciellen Fälle anders lägen, als man im allgemeinen 
Grundſatze annaͤhme. Ein neues Trauungsformular für Gefhieben 
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ſei nicht rathſam; aber es duͤrfe, zur Vermeidung von Aergerniß, in 
keiner Weiſe ein Traugepraͤnge ſtattfinden. 

Nach einer von dem Herrn Vorſttzenden verſtatteten Pauſe von 
10 Minuten nimmt Superintendent Dr. Sander das Wort, und er 
theilt den Wunfch, daß die Bußſtimmung bei Erörterung der Frage 
vorherrfchen möge; von der richtigen, fchriftgemäßen Beantwortung ber 
legteren hänge e8 ab, ob wir nicht noch nachträglich zu Bußſchmerz 
für falfche Beantwortung aufgeforbert werben wuͤrden. Redner wünfcht 
nicht, noch einmal in großer Verſammlung außer dem Baterlande, 
gleich anderen Brüdern, bei den 14 Iandrechtlichen Scheivungsgründen 
Ihamroth werden zu müflen; bie bezüglichen Anträge im Herrenhaufe 
feien dankbar anzuerkennen, größerer Dank gebühre noch Seiner Majeftät 
für das Zugeftänpnig, welches bebrängte Gewiffen in Schug nehme. 
Redner freut fih der Hoffnung, daß Seine Majeftät auch weiter pflegen 
werde, und wünfcht die Wegnahme des Banned vom Lande mit feinen 
jaͤhrlich 3000 Scheivungen, flieht aber die Erfüllung des Wunſches 
nahen, wenn wir uns in die allein entfcheidende Schrift hineinlebten. 
Darin müfle das Princip ruhen, fonft redeten wir Durcheinander. Alle 
Mitglieder der Verſammlung hätten Zugang zu der Schrift und deren 
Grundtert, Alle müßten hinein, Theologen und Juriſten! 

Es ſei andererfeitS gefagt worden, nicht die Schrift allein folle 
gelten, Matth. 5 fei Manches dem Buchftaben nach verboten, was 
boch nicht fo gefaßt werde, der Buchflabe könne doch nicht lebendig 
machen; aber hier folle ed doch nicht der Buchftabe machen, Die bes 
treffenden Stellen feien ja des Herm Wort, und als folches Geift 
und Leben. Webrigens finde ſich unter den Auslegern verfelben nicht 
ein fo großer dissensus, felbft NRationaliften und David Strauß 
raumten den buchfläblichen Sinn der Stelle ein, ganz unparteilfche 
Leute. Darauf fomme es nicht an, was die und die fagten, fondern 
was der Herr fage. Wenn diefer in der Bergpredigt auch nicht einen 
Geſetzescoder gebe für die Kirche, fo doch eine Norm, nach welcher in 
feiner Gemeinde gerichtet werden folle, für Alle, welche zu richten 
hätten, für @eiftliche, Confiftorien, Synoden, Gerichte und für die, 
welche feiner Gemeinde angehören wollten. Da fage nun.der Buch» 
ftabe, die feten nicht wieder einzufegnen, welche nicht um der zzogvsie 
willen gefchieven feien, ed Fönnten die mit dem Herrn offenbar Zer⸗ 
fallenen nicht wieder der Kirche Segen erlangen; man möge dem Ehe⸗ 
brecher die fchwerfte Kirchenbuße auflegen, er werde fich Alles gefallen 
lafien, wenn man ihm nur feinen Willen thue, und die Einfegnung 
ertheile. Alfo, was der Herr auöfpreche, fei Fein Strafcoder, aber 
eine Rorm. Ä : 

Man frage, ob man die Außerliche fleifchliche That in juribifcher 
Weife nur für Ehebruch gelten laffen wolle, nicht auch andere That? 
Run wer anders fönne denn über Vorgänge im Herzen richten, als 
der Herzenskuͤndiger? Gier aber folle die Kirche Handeln; fei das 
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Factum eingetreten, fo wiſſe fie, was im ‚Herzen fei. Es führe nur 
in große Berwidelung, wenn man Ihat und Begierde zuſammenſtelle, 
füge, es fei in Beziehung darauf Fein Unterſchied vor Gott, und gleich, 
ob Begierde oder That. Redner proteftirt Dagegen im Namen der hrift- 
lichen Ethik, Kain’d Verftellen feiner Geberde fei nicht gleich mit dem 
Erfchlagenhaben des Bruders, in legerem fei die Sünde vollendet ge 
wegen; Jacobus unterfcheide die Verſuchung durch die eigene Luft und 
die vollendete Sünde, welche ven Tod gebäre; peoteftirt dagegen im 
Namen der chriftlichen Heilsordnung, in welcher ein Unterſchied ge 
macht werde, ob die Sünde herriche oder beherrfcht werde; fo lange 
ed nicht zur That komme, fondern die Begierde beherricht werde, ſei 
der Menſch noch nicht aus der Gottegemeinfchaft heraus; bie Schriſt 
fage, wer Sünve thue, der ſei vom Teufel; wer die Sünde übe: 
winde, der habe darin ein Zeichen, daß er noch bei dem Herm fa; 
mache man biefen Unterfchied nicht, fo folge Verzagtheit der von 
Fleiſchesluſt Angefochtenen oder fleifchliche Erlaubnig. In anderem 
Fällen, wie in den Worten vom Laſſen auch des Manteld, rede Gottes 
Wort nicht fo deutlich, oder befchränfe ed das Gefagte durch ander 
Stellen, oder warum thue man das nicht auch? 

Man bringe die Frage mit dem Verhaͤltniß zum Staate in Der 
bindung, fage, der Herr wolle Völker, die Kirche folle nicht im Winkel 
bleiben, folcher Wille des Heren fönne nicht gefchehen, wenn man ba} 
Wort der Bergprevigt auf den großen Haufen anwenden wolle, da 
komme es zu feiner Völkerfirche. Redner fagt, wo der Herr Klar ſpreche, 
da dürfe fich der Chriſt nicht beirren laſſen; das Reden von Volles 
firchen fei undeutlich, der Herr fage im Gleichniß vom Unkraut, man 
folle viefes nicht ausjäten, aber die böfen Botenzen feien aus det 
finfteren Welt, der Satan füe die Kinder des Unglaubens und de 
Bodheit, eben darum aber müfle man fich hüten, daß man mit Er 
laubniß und Gonceffionen dem Feinde nicht in's Gehege komme; dad 
Gleichniß vom Senfforn warne vor den Bölfermaffen, die Kirche werde 
eine Kleine Heerbe bleiben. Auch die Apoftel fprächen nicht von Voͤller⸗ 
firchen, die gehörten in die lebte Zeit,: fagten dagegen, der Menſch det 
Sünde werde in den Tempel kommen, daher fei wohl Vorficht nötbig. 
Wenn die Kirche, ald Eonftantin Chriſt geivorben, mehr eine Voll 
firche geworden fei, wenn ganze Bölfer in die Kirche gejagt worden 
feien, fo habe das der Herr nur zugelaflen, und eine Berechtigung, 
von Gotted Gebot zu weichen, fei darum nicht da. Die Unterfcheidung 
zwifchen dem Worte Gottes für Geweihte und Ungeweihte, Vollkommen⸗ 
und Unvollfommene, fei. verberblih, und dagegen proteftire Rebner. — 
Man frage, wie ed dann um den Staat ftehen werde, laſſe fich von 
Nüuͤtzlichkeitsgründen leiten, rede von einer Ehe ber Kirche mit dem 

Staat, das halte Redner nicht für fehriftgemäß, der Herr fei der Braͤu⸗ 
tigam, die Gemeinde die Braut. Man beflage ven armen Staat, — 
ſolch Mitleid fönne vor der Hand noch gefpart werben; Redner [A 
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auch ein Freund des Staats, aber als die Kirche gefchwiegen, Habe 
ver Staat im Landrecht zugegriffen; folle nun, wo der Staat in Bers 
legenheit fei, die Sirche ihre Privilegien, Das Recht des Königs ber 
Könige, aufgeben? Nein, da wollten wir lieber den Staat nieber- 
jichen, um ihn emporzuheben. Je mehr das Geſet ven böfem Lüften 
Raum geftatte, deſto mehr nehme die Gottlofigfeit zu, man heile bie 
in Sünden Verſtrickten nicht durch Berftatten der Sünde, Die Aus 
gleichung der Differenz zwifchen Gefeh und Kirche fei der Weisheit des 
Staats zw überlaften, aber die Kirche wolle ihr Recht aufgerichtet 
wiffen, und müfle den ganzen heiligen, evangeliſchen Ernſt des Wortes 
Gottes gelten lafien, wir hätten Fein Recht, einen Segen zu eriheilen, 
wo die Sünde in Unbußfertigfeit liege. Das Belle fei, wenn ber 
Unbußfertige feine Schuld erfenne, aber beſſer, Bier am Fleiſche zu 
kiden, ald daß die Seele in Ewigkeit verloren gehe; der Herr fage 
nicht, daß, wenn es auf fo ernſte Weiſe nicht gehen wolle, es auf 
andere gefchehen müfle, rede vielmehr vom Abhauen ded Aergerniß 
gebenden Fußes. Redner wuͤnſcht an jenem großen Tage nicht von 
der Anklage getroffen zu werden: du haft durch deine Erklärung dazu 
beigetragen, Daß ich im böfen Leben fortgewandelt bin! Fragt, welche 
Hülfe wir bringen wollten, wenn Geſchiedene verfämen, oder dem 
Anderen Gewiflensangft entflände? Es fei gefagt worden, auf Um⸗ 
wegen würde die Kirche doch dazu kommen, bei Eivilche zu fegnen; 
aber folchen Leuten habe die Kirche Segen nicht gegeben, und dieſe 
däten nicht sum Segen zur Trauung; aber anders fei ed, wenn Buß⸗ 
tige erfehienen, da gelte das Wort des Heren: „Wer zu mir kommt, 
den will ich nicht hinausſtoßen“, die Ehe könne dann doch nicht wieder 
aufgelöt werben. | 
‚ Im ber Yuslegung von 1 Cor. 7, 15 ſtimmt Redner mit Dr. Stier 
überein; in dem einen Kalle, B. 10 und 11, wo der eine Gatte gläubig, 
der andere ungläubig fei, gefatte der Apoflel eine separatio auf Zeit, 
dee ſich Trennende folle ohne Ehe bleiben ober fich verföhnen; der 
weite Fall, V. 15, müfle ein anderer fein, gehe ber Ungläubige weg, 
dann heiße es: ou dedoskwsas, das könne nicht heißen, der Gläubige 
ji nicht verpflichtet, dem Ungläubigen nachzulaufen, fondern der Erftere 
ki dann los quoad vineulum; e& fei hier nur davon die Rede, wo 
an anderer Glaube ſei; der. dem Herrn Angehörige folle nicht ge⸗ 
bunden fein. Die Reformatoren hätten die Stelle übereinftimmend von 
tt desertio malitiosa verftanden; wären biefe bamit etwas über bie 
kinie gegangen, ſo wollten wir nicht noch weiter gehen, vielmehr auf 
Einfpränkung einer wirklichen desortio denken, wo ber Verlaſſende 
Nicht mehr erreichbar fel. Habe man fich auf Geftattung der Bigamie 
duch die Reformatoren berufen, fo bemerfe er im Namen ber evan- 
geliſchen Kirche, daß biefer befannte und betrübende Fall Melanchthon 
MR das Gerz abgebrüdt, und Luther, im @ebet niederfallend, ges 
jeuft habe, wie der Teufel dieſes Organon zugerichtet; man bürfe auf 
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diefen Fall den Katholiken gegenüber, welche ihren Koͤnigen alle 
Maitreffen erlaubt, wenn biefelben nur das Blut der Broteftanten ver: 
goſſen hätten, nicht vermeifen, und in unferer Berfammlung fein Mört 
chen fallen lafien, was den Reformatoren zu nahe trete. — &8 fei allo 
ein Gonfenfus über die zwei Scheidungsgründe da, und babei müllk 
es bleiben. Es fei anderer Seite im Namen der evangelifchen Freiheit 
gefprochen worden; Redner fragt, ob man denn fein Wort für die 
armen Geiftlichen habe, welche durch die Geſetzgebung gedrängt werden 
tönnten? Sollten diefe abgefeht werden, wenn ihr Gewiſſen mit dem 
der Obrigkeit nicht uͤbereinſtimmte? Da möchten fie wohl vom Ge 
horfam loszuſprechen fein, und in ſolchem Kalle vie Eonfiftorien over 
der Evang. Ober» Kirchenrath erfucht werben, die Trauung zu voll 
ziehen im Namen der evangelifchen Freiheit. Wir wollten dem Staat 
aus dem Elend herausfommen helfen, aber auch bezeugen, wir wollten 
dem Herrn "die Ehre geben; die früheren Beſchluͤſſe brächten und nidt 
fo in's Gebränge, wie die Ehefache, wenn wir darin einen Beſchluß 
wider des Herrn Wort faßten oder etwas dagegen befürmorteten, jo 
würde die Ehre der Verfammlung nicht im gewöhnlichen, ſondern 
höheren Sinne gefränft, und Seufzer aus der Gemeinde wuͤrden aufs 
fteigen, darum fei von den Anträgen ber Referenten mehr abzuſehen, 
und den Anträgen von Uhden, Tholud und Nöldechen bes 
flimmen. 

Praͤſident von. Strampff, veranlaßt durch frühere, hier nicht 
fpeciel aufgenommene Aeußerungen über Luther und bie Reformatoren, 
fagt zunächft, Luther Halte, wie feine Auslegung der Bergprevigt von 
1532 zeige, Hoch von der Ehe, betrachte fie als eine göttliche Ord⸗ 
nung, und nenne fie ein weltlich Gefchäft nur im Gegenfag gegen die 
römifche Kirche, welche in Bezug auf Die Ehe von einem negotium 
ecclesiasticum rede, als von einem Befchäft, welches vor vie geifllice 
Gerichtsbarkeit gehöre, und wozu fie befonberd Die Sacramente zähle. 


Rüdfichtlich der Anführung eines Vorredners, Luther habe einmal 


in einem responsum Ausfag und Verzicht des einen Theils als Schei⸗ 


dungsgrund gelten laſſen, erflärt Revner, das responsum fenne er 


nicht, aber als Lehrer der Kirche habe fich Luther beftimmt dagegen 


erflärt, und was Luther feinem Amte nach als Lehrer der Kirche ge 


fprochen habe, das binde den Redner. Luther lehre ausprüdlicd bir 
Unauflöslichkeit der Ehe, außer im Falle des adulterii umd der de- 


sertio; eine Scheivung auf Zelt habe er an mehreren Stellen als 


einzig zu rathendes Mittel erklärt. Habe er, wie gefagt worden, ſo⸗ 


gar die Bigamie geftattet, fo glaube Redner, daß, wenn das ein Jr | 


thum gewefen, auch diefer aus einem .chrenwerthen Grunde entfprungen 
fei, indem Luther, weil er das Alte Teftament mit Recht für in 
fpiriet, wie das Neue, gehalten, eine Parallele mit den Erzuätern 
gezogen habe; auch habe er das felbft, wie feine Auslegung dei 
erften Buches Moſe zeige, widerrufen, — Darum lehne fich Rent 


| 
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unbeirrt an die gewaltigen Glaubenswerke unſeres Glaubenshelden 
Luther an. 

Redner erklärt, die von feinem Gutachten angenommenen Scheis 
dungsgruͤnde beruhten auf der Anficht von der Ehe, Luther’s Auss 
fprüchen und den alten Kirchenordnungen, und er erfenne namentlich 
ven Chebruch als ſcheidend an, nicht: blos auf Grund der Bergprebigt, 
fondern auch auf Grund des apoftolifchen Ausfpruche 1 Cor. 7, welcher 
als Beleg gelte, wie das Wort des Herrn in der Bergpredigt gemeint 
fi, laffe auch die desertio malitiosa und Die quasi desertio gelten, 
und fpreche der enangelifchen Kirche das Recht zu, hierin zu beftimmen, 
während er fich in Glaubensfachen zur Seligkeit allein an die heilige 
Schrift halte. Die desertio malitiosa beruße auf der Auslegung, 
welche die Reformatoren und die evangelifche Kirche angenommen 
hatten. Dee andere Grund ſei der Begriff der Ehe ald ungetrennte 
Gemeinſchaft des ganzen Lebens; der Apoftel lehre, daß Jeder, welcher 
den Anderen heirathe, nicht mehr feines Leibes mächtig fei, ſondern 
mit demfelben dem Anderen zugehöre; eine Entziehung des Leibes finde 
aber auch Durch die boͤsliche Verlaffung ftatt; diefe Weberzeugung fchließe 
alle analogen Gründe aus, aber in der desertio malitiosa entziehe 
Einer dem Anderen feinen Leib; auch in Verweigerung ber ehelichen 
Pliht, wogegen die Ermittelung folcher Verweigerung ohne vie boͤs⸗ 
liche Berlaffung Außerft fchwierig fe. Redner freut ſich, daß auch 
andere Anträge feinem Antrage sub 2 beiflimmten, und. wünfcht nach, 
Rr. 3 feines Antrages, daß es mit der Erlaubniß zur Wiederverheis 
taldung der gefchiedenen, für ſchuldig erflärten Ehegatten recht ſtreng 
genommen, folche Erlaubniß recht felten erteilt werde, aber ganz werde 
davon nicht abzugehen fein. Die Reformatoren hätten auf Ehebruch, 
bößliche Verlaffung und Verweigerung der ehelichen Pflicht, dieſe 
quasi desertio, harte Strafen gefeht, daher fei. es ganz ftatthaft, auch 
ht wenigftens einige Strafe darauf zu legen, etwa Gefängnißftrafe; 
das fei legiolative Sache, aber wenn hier und auf dem Landtage der⸗ 
gleichen Anträge geſtellt würden, fo würde das nicht umfonft fein. 

Zu den übrigen Säben feines Antrages bemerkt Redner, die bis⸗ 
ber eingetretenen Weigerungen bezüglich ber Trauung der fihriftwidrig 
Gefchiedenen feien auß der gegenwärtigen Verwirrung zu rechtfertigen, 
und die Allerhoͤchfte Cabinels⸗Ordre von 1846, wofür dem Könige 
Dank gebühre, habe diefelbe gerechtfertigt; — der unfchuldige Theil 
Üönne ohne befondere Genehmigung fofort wieder heirathen; — Redner 
halte es nicht für evangelifch richtig, noch für weltlich zuläfftg, daß 
die Kirche über die richterliche Entfcheivung nochmalige Unterfuchung 
einleite; — die Herftellung von Ehegerichten, aus geiftlichen und welt- 
lichen Mitgliedern beftehend, womöglich mit Zuziehung des betreffenden 
Seelſorgers, ſei zutraͤglich, wenn die Eheſcheidungsgruͤnde in der Kirche 
und im weltlichen Geſetz gleich waͤren, bei dem Mangel dieſer Gleich⸗ 
heit, aber. notwendig, und die Conferenz möge an Se. Majeftät Die 
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Bitte richten, die begeichneten Grundſaͤhe ald Recht für die evangeliſche 
Kirche in Preußen anzuerfennen. Redner meint, fein Antrag könne 
feine großen Bedenken erregen, nicht nur in Ruͤckſicht auf Artikel 15 
der Berfafjung, fondern auch nach den Beflimmungen des Allg. Yan: 
rechts über die Gewiſſensofreiheit jedes Einzelnen, die Doch auch dem 
Ganzen zukommen müffe; habe jeder Einzelne in der Kirche fein Ge⸗ 
wiften, jo doch auch die Kirche, und fie fpreihe Ihr Gewiſſen aus, 
wenn fie die Scheidungsgründe nenne, und deſſen Freiheit ſei anp⸗ 
erfennen. Redner erflärt, die von dem Worfigenden zur Diecuffion 
geflellte Srage werde mit Ja zu beantiverten fein. 

Nachdem der Borfigende diefe Frage nochmals wiederholt hat, 
erklärt fich Conſiſtorialrath Hammerſchmidt für die Aeußerungen 
des Präfiventen v. Gerlach und Dr. Sander, und fährt fort, die 
ftaatliche oder firchliche Gefeggebung fei in dieſer Sache wohl zu unter: 
fcheiden; der Staat könne andere Gründe haben, als die Kirche; zeige 
der auf die Ehegefebgebung bezügliche Entwurf im Herrenhauſe auch 
einen Fortſchritt zum Beſſern, fo fei er doch der Kirche nicht genügend; 
der Staat habe dabei nicht die Dogmen der Kirche, ſondern feine al, 
gemeinen ethifchen Principien im Auge gehabt; für die Kirche gelte nur 
das Wort Gottes nach buchſtaͤblichem Verſtande; die Annahme von 
Analogieen ftelle auf die fchlefe Ebene, welche den gegenwärtigen trau 
rigen Zuſtand gebracht habe, und die Geiftlichen würden nicht ange 
halten werden können, in biefer Sache unbedingt an dem Gefehe de 
Staats zu halten. Weber die MWiederverheiratfung des für ſchuldig 
erflärten Theils fei Redner nicht ohne Bedenken; wenn pas Wert 
Gottes Ehebruch und bösliche Verlaſſung ald Scheibungsgründe an 
gebe, fo fei darin nicht ein Verbot der Wieververheiratfung auch dei 
ſchuldigen Theils ausgefprochen; Luther fage, man folle Lafler und 
Schanden ftrafen, aber nicht mit Eheverbot; wir follten, fährt Rene 
fort, nicht weifer fein wollen als Gottes Wort, auch nichts hinzuthun. 
Daß der fchuldige Theil unter keinen Umftänden wieder heirathen 


dürfe, ruhe mehr auf Nüglichkeitögründen, als auf Gottes Wort; ab 


eben fo wenig, als aus Rüglichfeitögründen etwas an biefem weg 
nehmen fei, fei deshalb auch etwas Hinzuzufügen. Die Wiederverhei⸗ 
rathung des fchuldigen Theild möge man möglichft erſchweren, von 
ihm auch Zeichen der Bußfertigfeit fordern, aber das Verbot derſelben 
beruhe nicht auf dem in Rebe flehenden Gottesworte, müffe daher im 
betreffenden Geſetz, ald auf anderem Grunde ruhend, ausbrüdlich be 
zeichnet werben; jure humano fei dem Schuldigen bie Wiederverhei⸗ 
rathung unter Umfländen, aber nicht geradezu zu verfagen. Redner 
übergiebt einen dahin lautenden Antrag, nachdem er ihm verlefen hal. 

Profeſſor Dr. Goͤſchen fpricht ſich in Vertheibigung feines Gut 
achtens gegen die Aeußerung aus, das Kirchen» Regiment Tanne ſich 
ohne Weiteres felbft helfen, Habe fich einfach auf die heilige Scheilt 
und auf Kirchen» Orbnungen zu besufen, und den Geiftlichen zu ſagen: 
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Ahr proclamirt und traut nicht, außer in dieſen Fällen, und Hebt bie 
ganz verfchledene Stellung der evangelifchen und der Tatholifchen Kirche 
u den Ehefachen hervor. Während die lebtere Die Ehe als ein Sas 
ttament anfehe, und daher das Fanonifche Recht alle Ehefachen ber 
firhlichen Geſetzgebung und Gerichtöbarfeit unterwerfe, verwerfe bie 
erftere den Begriff des Ehefacraments, und betradyte die Ehefachen als 
an fih weltliche Dinge, und die Ehe etwa nur in der Weife als eine 
göttlihe Ordnung, wie bie Ordnung weltlicher Obrigkeit als eine folche 
byeichnet werden koͤnne; es gehe das aus Stellen der Befenntnißs 
ſchriften und aus alten evangelifchen Kirchenordnungen hervor; vie 
fatholifche Kirche nehme in Chefachen das fittliche und das juriftifche 
: Gebiet für fich in Anfpruch, die evangelifche Kirche dagegen nur das 
fttliche, während das ganze furiflifche Element der Ehe den weltlichen 
: Behörden überlaffen werde. Die Kirchen» Drbnungen verwiefen in 
Uebertragung der Gerichtsbarkeit über Ehefachen in Beziehung auf 
ehtere auf das gemeine und weltliche Recht; die Kirchenorbnungen 
ſelbſt erfchienen in ihrem ceherechtlichen Inhalt ald weltliche Anord⸗ 
. mungen, bie Gonfiftorien in Verwaltung der Ehefachen als weltliche 
: Behörden; demnach fei die Kirche in Ehefachen an bie landrechtlichen 
Beſtimmungen gebunden, und der Geiftliche verpflichtet, nach denfelben 
: die Trauung Geſchiedener zu vollziehen. Während die Fatholifche Kirche 
: Die ganze Auffaffung des kanoniſchen Rechts für fich habe, gehe bie 
: wangelifche auf das menfchliche oder römifche Necht, alfo auch zu dem 
röoͤmiſchen Eheſcheidungs⸗Recht zurüd; fo finde man Gründe der Schei- 
: dung, welche in der Schrift nicht fländen, daher fage man, wir thun 
das mit Einfchränfung auf die Schriftgründe, und habe das fittliche 
Recht zu einem bürgerlichen Gebot erhoben. Spreche man dann, 
unter Berufung auf Kirchenorbnungen, hier ift jus divinum, fo handle 
8 ſich doch nicht um ein ewig unabänderliche Recht, fondern das 
fe die fortgehende Erhebung des fittlichen Rechte zu einem bürgers 
lichen Gebot voraus. In den Beftimmungen der Ehehinberniffe wegen 
Verwandtſchaft gingen die Kirchenordnungen wieder zum menſchlichen, 
roͤmiſchen Recht zuruͤck; auch da ſei nicht von einem jus divinum die 
Rede, ſondern das ſittliche Recht werde abermals nur zu einem buͤrger⸗ 
lichen Gebot erhoben, und wo man das nicht thue, da erfläre man 
dadurch nur, daß man daß fittliche Recht nicht praftifch machen koͤnne. 
Das Kirchen-Regiment Fönne fich daher nicht ohne Weiteres auf bie 
Sichenordnungen berufen, brauche ein Geſetz, das Landrecht. Da 
ſolche Stellung der Kirche in Ehefachen, in der Gebundenheit an das 
beftchende Landrecht, ihrer Würde und Bebeutung. allerdings nicht ent» 
Ipreche, fo bebürfe e8 eines neuen Geſetzes, und Artifel 15 der Ver- 
lung gebe eine Ausſicht dazu. Auf die Frage: Ja, ob die Ehes 
ſachen Eure Sache find? fei zu antworten: der Staat habe die Kirche 
aus ihrem fittlichen Gebiete verbrängt, das dürfe die Kirche nicht zus 
geben; fie Fönne das nicht ohne Weiteres, denn es fei ein poſitipes 
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Mecht da, fe müfle daher auf Befreiung von dieſem anieagen, und 
fönne dafür Artikel 15 der Berfafiung anführen. Die Anträge des 
Referenten und der Eorreferenten wollten den Eonflicten durch Zurüd- 
gehen auf engere Scheivungsgründe vorbeugen, aber auch fo würden 
Conflicte nicht vermieden werden, — die Kirche müffe vom Staate 
(06, unter Einführung einer Noth⸗Civil⸗Ehe, nicht, Daß der Staat 
von der Kicche fich trenne, fondern, daß er bitte: du Kirche, fiche kei 
mit geiftlicher Hülfe und Firchlicher Zucht. Wenn die Kirche fo von 
dem Stante in Ehefachen losgemacht werde, fo müfle ein forum in- 
ternum eingerichtet werden, Conſiſtorium und in zweiter Inflanz der 
Evangelifche Ober » Kirchenrath in jedem Kalle entfcheiden, ob die buͤr⸗ 
gerlich gefchiedene Ehe auch als eine Firchlich gefchievene zu betrachten 
ſei. In folcher Entſcheidung fei mit Strenge zu verfahren, nur ber 
zwiefache Scheidungsgrund ded Ehebruchs und der bößlichen Verlaſ⸗ 
fung, bei welcher letzteren der wider feinen Willen gefchievene Theil 
die Wieberverheirathung erlangen koͤnne, anzunehmen, und Kirchenzucht 
zu üben fowohl gegen Geiftliche, welche dann vie neue Ehe nicht ein, 
fegnen wollten, als auch gegen Gemeinvegliever, welche zur Noth⸗ 
Civil⸗Ehe fchritten. Redner übergiebt feinen begüglichen Antrag, nad» 
dem er berieben verleſen bat. 

Rah 3 Uhr wird die Sitzung geſchloſſen, unter Ankündigung 
der nächften für den folgenden Tag, Vormittags 10 hr, zur For 
ſetzung der Discuffion. 


v. Nechtriiz. König. Noeldechen. Thielen. Stiller. 


Sechszchnte Sitzung. 


Berlin, den 26. November 1856. 
nr heutige Sitzung wurde mit Gebet des Hofprebigerd Krummacher 
etörmet. 


‚ Der Bräfident macht darauf aufmerffam, es möge fich die 
Dieruffton zunächft auf die vorgelegte Frage: | 
Steht der erangelifchen Landeskirche in Preußen das Recht zu, 
die Frage wegen Trauung Gefchiedener ohne Rüdficht auf bie 
bürgerliche Geſetzgebung zum Austrage zu bringen? 
erftreden, die einzelnen ragen über die Scheldegründe, Auskunfts- 
mittel x. würben Gegenftände einer befonderen Berathung fein. 
Präfident v. Gerlach erbittet fich Das Wort zu einer perfönlichen 
Vemerkung. Der von ihm von Luther angeführte Ausfpruch, betr. 
den Ausfap des Mannes und die Verzichtleiftung der Frau auf Fort- 
hung der Ehe, fei als nicht von Luther herrührend in Anſpruch 
genommen, ex könne aber den Ausfpruch ald von Luther herrührend 
nachweiſen, wobei er übrigens mit dem Kammergerichtös Präfiventen 
d. Strampff einig fei, daß vereinzelte Ausfprüche der Reformatoren 
noch fein Befenntniß derſelben bildeten. 
Kammergerichtö- Präfldent v. Strampff erkennt die Richtigkeit 
des Citates am und bemerkt, er habe nur beftreiten wollen, Luther 
habe ſowohl Ausſatz als Verzichtleiftung des einen Gatten als zwei 
beſondere Scheldungsgrünbe anerfennen wollen, er ſei ebenfalls ber 
Meinung, daß vereinzelte Ausfprüche Luthers in Tifchreden, Briefen 
ind responsis, fo wichtig fle auch wären, doch nicht das Gewicht feiner 
hte ex professo in Ehefachen hätten. 
„Generals Superintendent Möller will von der Unterlage des 
Piiligen Wortes als Scheivungsgrund reden. Es herrſche Verſchie⸗ 
denheit darüber, ob Die Worte des Herrn geiflig oder wörtlich aufzu- 
fen fein. Er habe zu den Bemerfungen des Superintendenten 
Sander nichts hinzuzufügen, wolle fi) aber auf den Standpunft des 
nicht gelehrten, gläubigen Chriſten ſtellen. Was werde der von einer 
hen fpieituellen Deutung fagen? Diefelben Argumente, welche vom 
uperintendenten Stiex und Conſiſtorialrath Vogt für eine ſpirituelle 
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Deutung geltend gemacht feien, habe er vor mehreren Jahren in einem 
amtlichen Erlaſſe geltend gemacht, um einen die Trauung verweigernden 
Pfarrer zur Trauung zu bewegen. Auch er habe angeführt, die Work 
des Herrn feien Geift und LXeben, nicht alle Worte in der Bergpredigt 
feien buchftäblich zu verftehen, und eine geiftige Deutung zuzulaflen. 
Er Habe ſich aber felbft die Frage. vorlegen müffen, wie denn einfache 
gläubige Chriften eine ſolche Deutung fo beftimmter concreter Worte 
aufnehmen würden. Würde man ihnen fagen, die Worte Matth. 19 
. feien Provocation, fie würden fagen, was heiße das, ebenfo würden 
fie fragen, wenn man fage, 1 Eorinth. 7 fei eine nur analoge Fort: 
entwidelung, wo doch der Apoftel die Worte ded Herrn ausdrüdid 
von den eigenen ſcheide. Was würden folche Ehriften antıworten, wenn 
ihnen gejagt werde, man wolle den Geſchiedenen nur einen harrenden 
Segen anbieten. Darum fönne er befennen, daß es fich an gläubigm 
Ehriften verfündigen heiße, wenn man das conerete Wort fpirituell 
auffafle. Unter dad Wort des. Herrn müfle man fich beugen. 
Hofprediger Srummacher: Tief gebeugt und befchämt von dem 
in der vorigen Sigung entworfenen Bilde nehme er das Wort, die 
Noth und das Ververben fei groß, das Kirchenregiment habe nur das 
Wort Gottes, womit die bürgerliche Geſetzgebung in dem ſchneidendſten 
Widerſpruche ftehe, zur letztentſcheidenden Richtſchuur zu nehmen. Es 
fomme darauf an, die Kirchliche Gefehgebung aus den Banden de 
bürgerlichen zu befreien. Die bürgerliche Gefebgebung habe 15 Che 
fheidungsgründe, dad Wort Gottes 2. Es fruge fih nun, verfaht 
das Wort Gottes legislatorifch, dann fei der Weg gewieſen. Man habe 
Unterfchied zwifchen Sittengeboten und Gefegen gemacht, behaupte, 
Ehriftus Habe feine Rechtsordnungen gegeben, aber legislatoriſch fd, 
was dee Here über die Ehe geredet habe. Die Ausſpruche Maith. 19 
enthielten nicht ‚bloß fittliche Ideale und Rathfchläge, ſondern gefehlidt 
. Borfchriften. Man habe fich darauf berufen, auch die Worte, „dei 
Hinfen Baden hinhalten”, „ihr ſollt nicht ſchwoͤren“, feien nicht buch⸗ 
ſtaͤblich zu nehmen, die fänden in anderen klaren Schriftworten, unter 
than zu fein der Obrigkeit, in der Vorſchrift des moſaiſchen Geſehes 
und in dem Worte, der Eid macht ein Ende alles Hader, ihre Ev 
Härung, die Worte des Herrn von der Ehe nicht. Wolle man zu dem 
zwei biblifchen Scheidungsgründen einen anderen hinzufügen, fo werde 
man vielleicht die fophiftifche Auslegungsfunft bewundern, aber man 
beuge fich nicht unter Gottes Wort. Was die Analogie beträfe, fo wärt 
man dazu überhaupt nicht beverhtigt, und dann gebe es dazu, daß ein 
Gatte dem andern feinen Leib hingebe, Feine Analogie. Alle Analogie 
führten zu den verberblichfien Gonfequenzen. Man Habe gefagt, die 
heutige Chriſtenheit Rehe Jorael an Herzenshärtigkeit gleich, fie uͤber⸗ 
treffe daran Israel, aber nicht darauf, fondern auf die größere 
Heinere Begabung fomme es an. Jorael Iebte unter dem Geleht 
die Chriſtenheit unter der Gnade. Hülle von Gaben ſind der Ehrifen 
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heit erſchloſſen, wer fie verſchmaͤhet, trägt felbft die Schuld. Er trage 
darauf an, „die Conferenz wolle erklären, bie evangelifche Kirche er- 
kunt nach der Lehre ‚des neuen Teſtaments nur zwei Scheibungs- 
gründe an: 1. den thätfichen Ehebruch, 2. die bösliche Verlaffung aus 
Seindichaft bed einen Gatten gegen den chriſtlichen Glauben bed an⸗ 
deren, und verſteht ſich nicht zur Trauung derjenigen, welche ale 
ſchuldig erkannt find”; wolle aber event. bei Ablehnung fich dem An- 
tage Uhden anſchließen. 

Staatsminiſter Uhden: Wir haben nicht Rathſchläge zur bür⸗ 
getlichen Geſetzgebung zu geben, ſondern nur feſtzuſtellen, welche Rechte 
die Kirche in dieſer Beziehung in Anfpruch zu nehmen habe. Das fei 
der Zweck feiner Anträge. Weltliches und Firchliches Regiment hätten 
jedes für fich feine abfolute Berechtigung. Es fei ein Irrthum, wenn 
man meine, Staat und Kicche feien unter dem evangelifchen Yürften 
als summus episcopus fo vereinigt, daß die von dem Landesherrn er⸗ 
laſſenen Geſetze auch fchon verpflichtend für die. Kirche fein. Das 
Reich der Kirche ift nicht von diefer Welt, fie hat e6 mit dem himm⸗ 
hen, göttlichen Reiche, der Staat mit biefer Welt zu thun. Der 
chuſtliche Staat tolle zwar der Abglanz des Reiches Gottes fein, aber 
om völlige Vereinigung findet nicht ftatt. Die unvollfommene Welt 
kann nur unvollkommene Gelege haben, wäre die Kirche biefen unter- 
‚ worfen, jo wäre fie Die Magd bed Staates, während fie gerade bie 
Freie ſei, Die Die Verheißung habe. Kommen Eonflicte zwiſchen ber 
. bürgerlichen Geſetzgebung und der Gefeßgebung der Kirche, fo darf 
von der Kirche Feine Verleugnung der Grundwahrheiten gefordert, es 
‚ darf nicht in Die Gewiſſen eingegriffen werden. So weit fei das All« 
gemeine Landrecht, wie es auch mit Recht oder Unrecht getabelt fei, 
uicht gegangen. Es Babe ver katholiſchen Kicche in Ehejachen Ges 
viſſensſfreiheit gelaſſen, warum fullte nicht die enangelifche Kirche das 
nämliche Recht in Anſpruch nehmen können? Das Kronfynbicat habe 
ausgefuͤhrt, wie Der evangelifche Geiftliche nicht verpflichtet fei, eine 
chebrecheriſche Eheverbindung einzufegnen. Möglicherweife könne der 
Staat, der nicht allein Chriſten zu feinen Unterthanen habe, Ehegeſetze 
erlaffen, weiche den Khegefegen der Kicche wiberfprächen. Hier dürfe 
die Kirche micht poſitis eingreifen, ‚aber fein Borfchlag bezwecke auch 
Mr, daß die Kirche nicht gezwungen werben folle, Ehen einzufegnen, 
welche ſte als Ehebruch anfehen muͤſſe. Nur Ehebruch und bösliche 
Verlaſſung feien bie von der Kirche anzuerkennenden Scheldungsgründe. 
Gegen alle Analogieen müfle er fich ausfprechen, hier fei Feine Grenze 
M schen, durch fie fei man in ben Sumpf des Verderbens, in ein 
Der von Wilikuͤr geraten. Mur durch feſte kirchliche Grundſaͤtze 
Inne man herauskommen, wolle fi Jemand damit nicht einverflanden 

‚ 10 möge er aus der Kirche aubtreten. Halbheiten und Hinten 
auf beiden Seiten feien am allerwenigften in der Kirche zu dulden. 

Geh. Juſtizraih Bluhme: "Allgemein werde zugeflanden, daß 
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die Kirche ihr eigenes Gebiet in Eheſachen behaupten müffe, aber Kirche 
und Staat hätten ein gemeinfames Recht auf diefem Gebiete, und die 
beiderfeitigen Anfprüche dürften fich nicht ausſchließen. Der Staat 
müſſe ſich der Kirche affimiliren und die Kirche dem Staate. Aber 
diefes Affimiliren fei kein Identificiren, beide Gebiete decken fich nicht, 
jeder Theil müfle etwas Eigenthümliches, eigenthümliche Pflichten dr 
halten. Er fielle den Antrag: 

„Die evangelifhe Landeskirche erfennt die Berpflichtung an, ſich 
„der weltlichen Landesgefeggebung in Gheiaen möglichſt nahe 
„anzufchließen, muß aber zugleich das Recht in Anſpruch neh 
„men, diefen Gegenſtand ſelbſtändig zu normiren, infofern die 
„jegt in Ausſicht fiehende Ehegefeggebung die Sumurhung an 
„die Kirche erneuern würde, zur Einfegnung von unlirchlihen 
„Ehen durch Zufimmung oder Einfegnung mitzuwirken.“ 

Zur Begründung feines Antrages bemerfe er: Nehme man eine 
Divergenz zwifchen weltlicher und‘ Firchlicher Ehe an, fo fönne man 
nicht fagen, der Staat muß fich nach der Kirche richten; wir fünnen 
ihm nicht widerfprechen, wenn er feinerfeits Ehen zulafien will. Bir 
brauchen dem Staate nicht Elar zu machen, wie er ſich in Rothfällen 
zu helfen habe. Hier drei Auswege, Abänderung des Trauformulare, 
etiwa eine assistentia passiva, mo der Geiflliche nur als Staatsbiene 
fungire, (das fcheine ihm nicht zuläfftg), oder Scheidung von Tiſch und 
Bett, temporäre Scheidung. Aber wird fich der Staat damit begni 
gen, eine völlige Scheidung ausfchließen? Wenn man fie separatio 
temporaria nenne, heiße das auf beflimmte oder unbeſtimmte Zeit, und 
welche bürgerlihe Wirkung foll folche Scheidung haben? Nach de 
feanzöfifchen Gefebgebung hat fie diefelben rechtlichen Yolgen, wie ein 
Ehefcheivdung. In Frankreich ift Scheidung auf unbeflimmte Zeit, dann 
auf immer, daher diefe Scheivung bedenklich. Der britte Ausweg, die 
&ivilche, ald allgemeines Inftitut oder Ausweg. Fuͤr diefen Ausweg 
müffe er fich erklären, die Erfahrungen des Rheinlandes beweifen dad 


Ungefährliche dieſes Inſtitutes. Auch im Allgemeinen Landrecht fei die 


bürgerliche Che den Katholiken als Rothbehelf gewährt, wenn naͤmlich 
der evangelifche Geiftliche, freilich unmwürbig genug, ermächtigt wer, 
geichievene Fatholifche Ehegatten einzufegnen. In ben Rheinlanden 
hielten Zuriften, unter ihnen fromme gläubige Katholiken, die Civileht 


für das einfachfte und genügendfte Mittel, um Conflicten zwifchen Stadt 
und Kirche vorzubeugen. Die befferen Zuftände am Rhein rühren 


nicht daher, weil dort die Eittlichkeit überhaupt größer fei, ober went 


dies der Fall wäre, fo wäre die Sittlichkeit größer, weil bie Ehe hir | 


liger fei. Auch an der franzöfifchen Geſetzgebung könne es nicht liegen, 
die fei nicht firenger ald das gemeine Recht, wenn auch die eigenthüm⸗ 


fiche Beſtimmung des franzöfifchen Rechtes oft vortheilhaft einwirken 


möge, daß nicht durch das rechiöfräftige Scheivungsurtel allein, ſondern 
erft durch den Gebrauch, den der Obfiegende binnen kurzer beſtimmter 
Friſt Davon machen dürfe, die Ehe aufgelöft werde. Hauptfälih ſe 
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dieſer beſſere Zuſtand eine Folge des kirchlichen Gemeindelebens in der 
Rheinprovinz. Es ſcheue ſich Jeder, aus demſelben auszutreten, mit 
ihm ſei eine natürliche Kirchenzucht, eine gegenſeitige Aufſicht der Ge- 
meindeglieder auf einander gegeben. Die Civilehe möge ald Nothbe- 
helf eintreten; wenn man fage, mit ihr müffe eine Kirchenzucht eintreten, 
fo antworte er, allerdings eine negative — man koͤnne eine folche Ehe 
als Feine chriftfiche betrachten — aber darum Feine pofitive, welche den 
fih bußfertig zum Abenpmahle Meldenden von bemfelben ausfchließe. 
Wolle man die Eivilche nicht, fo möge wenigftens Fein Beſchluß an⸗ 
genommen werben, wodurch fie ganz ausgefchloffen werde. 
Eonfiftorialrath Tholuck will feine gelehrte, eregetifche Discuſſion. 
Er wolle nur auf den Firchlichen oder weltlichen Charafter der früheren 
Ehegefebgebung eingehen. Es habe das theofratifche Verhaͤltniß ſtatt⸗ 
gefunden, wo die weltliche Seite der Betrachtung die Eine, die Firch- 
lihe die Andere ſei. Im Refultat laufe e& auf dafjelbe hinaus, ob 
diefe Geſetze kirchliche oder weltliche genannt würden. Was bie biblifche 
Begründung betreffe, fo wolle er auf den Begriff der desertio ma- 
litiosa nicht eingehen, da dieſes ohne fprachliche Bemerfungen nicht 
möglich fei, und wende fich zu der sedes doctrinae. Matth. 19 fönne 
nicht anders als vom fleifchlichen Ehebruch verftanden werden, wenn 
man die Stelle für fich betrachte. Man habe gefagt, man müfle fie 
aus der Bergpredigt und in Verbindung mit derfelben erflären, nun ſei 
- 68 aber hermeneutifcher Grundſatz, die fürzere Stelle aus der längeren zu 
erklären, dazu komme, daß Matth. 19 die Begründung enthalte, und 
Matth. 19 fei daher Norm für die Bergpredigt. Man habe die Worte 
deuten wollen, vie Che ſei gefchieden im Herzen, es fei ein geiftiger 
Ehebruch, eben dieſes Wort ftehe parallel dem Worte Matth. 5, 22. 
Hier feße der Herr zwei Klaffen: ihr feßet die xofoss auf die That des 
Todtfchlages, ich aber als Geſetzgeber des neuen Teſtamentes ſetze 
die Strafe auf den bewußten Anfang des Vergehens, fege ein drei⸗ 
faches Strafmaß für das Aufwallen des Zorned, für das bürgerliche, 
für das religiöfe Schimpfwort. Man fage, die anderen Ausfprüche in 
der Bergpredigt vom Eide u. f. w. feien nicht buchftäbliche, geſetzliche 
Vorſchrift, eine Geſetzgebung für’ einen vollfommenen Zuftand. Aber 
folen Gefehe gegeben werben für einen Zuſtand, wo es feiner Geſetze 
mehr bedarf? und die Worte Matth. 5, 39. AO zeigten deutlich, daß 
der Herr feinen vollfommenen Zuftand vorausfege. Man fage, das 
Wort des Herrn fei für wahre Ehriften und nicht für eine Volkskirche 
gegeben. Was fei Volfskirche? die Kirche eines ganzen Volkes? dann 
fei die evangelifche Kirche in Preußen, die anglifanifche in England, 
die reformirte in Holland nicht die Volfskicche. Es gebe zwei Wege, 
auf denen der Menfch in die Kirche fomme: der Eine gleicht dem Kauf: 
mann, der ausgeht die Perle zu fuchen; er fieht, er wählt feine Kirche, 
und wo Viele fo ausgehen, da ift eine Wahlfirche, fo bei ven Baptiften, 
die eine Wahl, eine bewußte Wahl wollen; der andere Weg, wo ber 
28 
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Menfch dem Manne im Gleichniß ähnlich ift, der einen Acker Tauft, 
in welchem er erſt fpäter den Schab entvedt, wo bie Gnade Gott 
dem Menfchen entgegenfommt, das ift die Volkskirche; da kommt die 
göttliche Gnade dem Menfchen in der Wiege entgegen, alfo die Kirche 
der vorbereitenden und der entgegenfommenven Gnade. Hat nun der 
Herr auf Volföfirchen feinen Bezug genommen, hat er, wie Bine 
will, gar nicht die Abficht gehabt, ſolche Volkskirchen zu gründen? 
Das wird Niemand. eingeftehen, oder will man in amerifanifcher Weile 
in der Kirche zwifchen Wiedergeborenen und Unwiedergeborenen fcheiben! 
Der Herr hat gefagt: Gehet Hin, lehret alle Völker; liege auch darin 
fein Befehl, Volkskirchen zu ftiften, fo fei e8 Doch im Reſultate dasſelbe. 
Bon den Völfern fage der Herr: Lehret fie Halten, was ich euch ge 


boten habe; fo koͤnnen wir von des Herrn Wort nicht dispenſiren 


Man habe gefagt, das heiße ein unerträgliches Joch auf den Naden 
derer laden, die den Geift dazu nicht befäßen; aber heiße das nidt, 


zwiſchen Wiedergeborenen und Unwiebergeborenen ſcheiden? Man ſpreche 
von den Folgen, aber wo das religiöfe Gewifien fpreche, da fei nicht 
auf die Folgen zu achten; die Folgen feien ungewiß, gewiß ber Aus 
fpruch des Herrn; es gebe eine Barmherzigkeit, die fich in Undarm 


herzigfeit verfehre, und wenn der wider Gotted Wort Gefchiebene nun 
bußfertig fein Unrecht erfenne, folle er die Kirche, die in feine Schei⸗ 
dung und Wieververehelichung gewilligt, anflagen dürfen, fie habe ihn 
in nicht endende Gewiſſensnoth geftürzt? 

Eonfiftorialeath Liedke. Durch die juriftifchen und theologiſchen 
Gutachten fei er von feiner Anftcht nicht abgefommen, daß Eheſachen 


gemifchter Natur feien, nicht geiftlicher und nicht weltlicher Natur allein, 


fie griffen in das Gebiet des Staates und der Kirche. Durch beite 


Schuld feien fie in Depravation gefunfen und Staat und Kirche müßten 


Buße thun, beide fich die Hand reichen, um die tiefen Schäden u 


heilen; nicht Spaltung, fondern Bereinigung thue Noth. Wenn man 


fage, jeder fehre vor feiner Thüre, fo liege der Kehricht nicht blos vor 


den Altären, wo man die Gefchiedenen traue, fondern auch in den 
Gerichtöfälen, wo man auf das Leichtfertigfte heilige Dinge behandle. 


Es fomme nicht blos darauf an, die Scheivung, fondern auch die 
Schließung der Ehe in's Auge zu faflen, das fei der truͤbe Dudl, 
aus dem fich alles Unheil ergieße. Hier, wo oft die Grundlage eine 
wahren Che fehle, müfle der Staat auf irgend eine Weife Inhibitorifd 
eintreten; befchränfe er in taufend anderen Dingen bie inbivinuelle Frei: 
heit, fo fei er auch hier berechtigt und verpflichtet. Auch die Wahrung 


ber Ehe Habe die Kirche in's Auge zu falten, gerade hier wäre an 
meiften verfäumt, die erften Anfäge und Anfänge des Bruches wär 
zu befeitigen. Hier helfe das Amt nicht allein, weil es theild die 


Störungen zu fpät erfahre, theils die Dieciplin mangle, aber aus Er 


fahrung fönne er fagen, mit Hülfe der Gemeinde⸗Kirchenräthe und du 
in feiner Diöcefe mit Segen beſtehenden Gebetsverhöre habe er Vieles | 





Berhandl. über bie Einſegunng gefchlebener Ehegatten. 435 


befeitigt, was er ald Pfarrer allein nicht vermocht haben würde. Was 
die Einfegnung gefchiedener Ehegatten betreffe, fo dürften weder Staat 
noch Kirche allein vorgehen, fondern beide müßten die Durch ihre Schuld 
entftandenen Uebelftände befeitigen.. Wenn fich hier im Kreife der Con⸗ 
ferenz Autoritäten hinfichtlich der Trauung der Gefchievenen gegenüber- 
ftänden, fo werde Das auch außerhalb ver Fall fein. Ein Bruch zwifchen 
ftaatlicher und kirchlicher Gefebgebung müffe zur Herabfegung beider 
Autoritäten führen. Die Kirche fcheue das odium nicht, aber fie wolle 
den Bruch nicht herbeiführen und möge den Staat, fo laut fie es ver- 
möge, bejchwören, mit der Reform des Cherechtes fo bald als möglich 
vorzugehen, weil die Schuld mit jedem Jahre größer. werde; fie möge 
ihr Recht reclamiren, aber das ausführbare, und fihlage er vor, daß 
bei jedem Kreidgerichte der Kreis» Superintendent in Chefachen als 
flimmberechtigtes Mitglied eintrete, alle Chefachen den Kreisgerichten 
übergeben werden. Das Berfagen der Trauung Gefchievener durch 
einzelne Geiſtliche löfe die Schwierigkeiten nicht; nicht der einzelne 
Pfarrer, fondern die Kirche in ihren georpneten Organen habe auf 
Grund der Firchlichen Anfchauung zu entfcheiden, der Pfarrer in jevem 
Kalle an das Kirchenregiment zu berichten. 

Conſiſtorial⸗Director Nöldechen: Er halte die Ehefachen nicht 
für weltliche Dinge, die Confiftorien nicht für weltliche Behörden, und 
theilt Redner eine Stelle aus der heffifchen Kirchenordnung von. 1566 
mit, worin die Ehe als eine göttliche Ordnung bezeichnet und aufge: 
faßt wird. Die Obrigkeit habe fich als Hüterin beider Tafeln des 
Geſetzes betrachtet, die Confiftorien feien auf die Heilige Schrift und 
bie Bekenntniſſe verpflichtet. Die Kirchenordnungen sec. 16. 17 wüßten 
mit wenigen Ausnahmen nur von ben beiden Ehefcheidungsgründen, 
fowie daß der Schuldige am Leben beftraft oder des Landes ver- 
wiefen werde; das fei nicht römifches Necht, wie man behauptet 
babe, und das Gonfiftorium habe nicht als weltliche Behörde verur- 
tHeilt; auch die Verordnung von 1740 erfenne das Wort Gotted ale 
Bafis der Eheordnung an. Man müffe die vorliegende Frage in's 
Auge faflen, es handle fich nicht darum, daß Staat und Kirche eine 
gemeinfame Ordnung einrichteten, fondern ob die Kirche verpflichtet fei, 
bei Trauung Gefchiedener nur ihr Recht zu Rathe zu ziehen. Der 
Staat umfaffe allerlei Volk und müffe fich zu den flttlichen Zuftänden 
herablaffen, darnach fein Eherecht ordnen. Er koͤnne es als fein Ziel 
betrachten, dieſe Ordnung auf chriftliche Weife einzurichten, aber ex 
müfle auch andere Eheſcheidungsgründe um der Noth ded Lebens willen 
anerkennen; aber bie Kirche müfle den chriftlichen Ehebegriff aufrecht 
erhalten, auch um des Staates willen. Es fei ſchon angeführt, daß 
auch das Allg. Landrecht den Geiftlichen zu Trauungen der Geſchie⸗ 
denen nicht zwinge, da in demſelben ausgefprochen werde, daß ber 
Beiftliche nach Maßgabe der Confiftorial- und Kirchenordnungen feine 
Pflicht zu verwalten habe, und habe alfo in folchen Ballen das Allg. 
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Landrecht eine ſubſidiariſche Verbindlichkeit. Das Allg. Landrecht ver 
biete dem Geiftlichen nur, die unzuläffigen Ehen einzufegnen, gebiet 
aber nicht die Trauung der Gefchiedenen. Die gedrudt vorliegenden 
Anträge des Referenten feien daher unzuläffig, bier würden Analogie 
für zuläffig erflärt, das DVerfprechen gegeben, fich einer unbekannten 
Geſetzgebung zu unterwerfen. Die Kirche habe nicht zu warten, bis 
der Staat: Geſetze gebe, fondern ihm voranzuleuchten. Das fei die 
größte Wohlthat, wenn der chriflliche Ehebegriff wieder aufgerichte 
werde, hierfür möge man mit Thaten zeugen. Superintendent Stier 
habe nicht ohne Geringfchäbung von der jeßigen Bewegung in be 
Kicche geiprochen; J. Müller, v. Gerlach hätten ſchon früher ohne 
Erfolg Zeugniß abgelegt; in der gegenwärtige, fo Viele ergreifenden 
Bewegung zeige ſich das Wehen des göttlichen Geiftes. Die Trennung 
von Kirche und Staat fei ein Gefpenft, darum handle es fich nicht, 
fondern daß ein Jeder Recht auf feinem Gebiete behalte. Der Stat 
wäre zu beflagen, wenn bie Kirche nur feine Dienerin, ein polizeiliche 
Beruhigungsmittel, wenn fie mit ſolchen Klammern an ihn gebumden 
wäre, daß fie davon nur durch ein nicht einmal vom Könige, fondern 
auch von den Kammern zu genehmigended Geſetz entbunden werdm 
fönnte. Auch die Eivilehe fei ein Gefpenft, unfer Volk würde cin 
ſolches Gefchenf, auch wenn es Ihm dargeboten würde, nicht annehmen. 
Wenn Geh. Zuftizrati Bluhme fage, viele rheinifche Juriſten erblidten 
darin eine glüdliche Löfung, fo wiffe er von anderen, die eben fo ent 
ſchieden dagegen feien. Luther habe bei einem Streite zwiſchen Ju⸗ 
riften und Theologen über bie verbindende Kraft eines Verlöbniſſs, 
ald dem Geiftlichen zugemuthet ſei, auf den Grund eines Judicates 
eine Ehe zu vollziehen, gefagt, wenn die Juriften glaubten, daß eine 
ſolche Ehe vollzogen werden möge, fo möchten fie trauen, wen ft 
fönnten. Er müfle fich gegen den Antrag von Gehelmerath Bluhmt 
erklären, e8 handle fich nicht um ein gemeinfames Eherecht, wir ie 
dürfen deſſen nicht, wie wiffen, wonach wir zu entfcheiven haben. 

Geh. Juſtizrath Bluhme berichtigt die ihm beigelegte Auffafung 
von Eivilehe. 

Profeffor Jacobſon: Die Auffaffung fei verfchieden, die Einen 
wollten, die Kirche folle vorangehen, die Anderen wollten ein gemein: 
fames Wirken. Das letztere wolle er; wir feien gekommen, die Cor 
flifte zu heben; man fage zwar, man wolle feine Trennung, aber die 
Borfchläge führten dazu. Er wuͤnſche Einigung von Staat un 
Kirche. Das fordere 

1. die Natur der Eheſachen. Die Ehe if nicht blos ein bir 
gerliches ober blos ein religiöfes Inſtitut, fondern beides, und es iR 
krankhaft, Hier trennen zu wollen. Schon das heibnifche roͤmiſche 
Recht wiffe hier von einem jus divinum und jus humanum. Au 
bie älteren Kirchenorbnungen sec. 16 folg. haben nicht Staat un 
Kirche gelöft und die Entſcheidung allein für die Kirche in Anſpruch 
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genommen, eben fo wenig fei das die Anftcht ber Alteften chriftlichen 
Kirche gewwefen. Eine Synode zu Mileve 402 entjcheide zwar, daß 
Geſchiedene nicht wieder heirathen follen, feße aber hinzu, „wir wollen 
beshalb den Kaifer bitten, daß er die entgegenftehenden Geſetze ab⸗ 
ſchaffen wolle.” Das juftinianeifche Recht Fenne ebenfalls ſolche Tren- 
nung nicht. Erſt sec. 9 gelingt ed. der Fatholifchen Kirche, fich im 
känfifhen Neiche die Entfcheivung zu vindiciren, woraus fich als 
Conſequenz ergiebt, daß die Jurisdiction über Chefachen der Kirche 
gebührt, und wird endlich das Anathema tiber anders Lehrende aus⸗ 
geiprochen. Der Grundfag, die Ehefachen, foweit fie spiritualia be⸗ 
treffen, gehören nicht dem Staate an, ift der ber römifchen Kirche, 
die für den Staat Feine andere Grundlage, als „den Vertrag” ers 
fennt, wogegen Zuther die Obrigfeit als eine göttliche Orbnung, ale 
Glied der Kirche betrachtet, die in geiftlichen Dingen mitzufprechen 
hat. Gegen den Mißbrauch der römifchen Kirche verlangt gerabe 
Luther, daß die Obrigkeit als göttliche Inftitution die Jurisdiction 
in Ehefachen Habe. Das ift alfo nicht etwas Modernes, das ift 
ſymboliſch feftgefeht In den Schmalfalbifchen Artikeln. Die Ehegerichte 
waren darum nicht weltlich, fondern Gerichte mit kirchlichen Voll⸗ 
machten, daher Confiftorien, Firchliche Gerichte. In der hHeflifchen 
Kirchenordnung von 1572 werden biefe Gerichte zuerft Gerichte der 
Kirche und des Staates genannt, aber nur, weil ihnen auch weltliche 
. Dinge übertragen wurben. Seit der Zeit find die Ehefachen gemifchte 
Dinge geblieben und die Gefehgebung des Staates wird anerkannt. 
Hat der Territorlalismus die alte gute Ordnung abgefehwächt, fo ift 
ieöt eine Vereinigung nöthig. Die vom Confiftorial» Director Noͤl⸗ 
dehen aufgeftellte Anficht über die fortdauernde Verbindlichkeit der 
Confiſtorial⸗ und Kirchenordnungen in Chefachen ſei irrig; in dem 
Provinzialrechte der Dark werde ausbrüdlich anerfannt, in der Mas 
terie von Ehefcheidung gebe es fein Provinzialrecht, fondern gelte nur 
da Allgemeine Landrecht. Man müfle Staat und Kirche nicht ſcheiden, 
wohl unterfcheiden, auseinanderfegen. Berufe man fich auf die Schrift, 
diefe fei bindend für das Gewiſſen, aber nicht ald nova lex, fondern 
als Evangelium; niemals fei in der Kirche, fo lange fle in Verbin- 
dung mit dem Staate geftanden habe, allein nach ber Schrift ent- 
hieden, ſondern ſtets nach der Schrift und dem weltlichen Rechte; 
mit der Schrift fomme man allein Firchenrechtlich nicht aus. Auch 
er wünfche die älteren Kirchenordnungen hergeftellt, aber dieſe, obgleich 
fe dag Hauptgewicht auf die beiden Ehefcheidungsgründe legten, fagten 
och, dag man allein damit nicht ausfomme. Er berufe ſich aus⸗ 
drüclich auf die in feinem Gutachten ©. 438 gegebenen Nachweifuns 
gen. Das alte Kirchenrecht erkenne hiernach auch noch andere Normen. 
Und jet wolle man allein nach der Schrift entfcheiden, während bie 
eſormatoren es nicht wagten, ſich darauf allein zu berufen. Das 
Rech Gottes fei nicht abäguat der Kirche, wis müflen bitten; Dein 
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Reich komme; ſo lange es nicht da iſt, muͤſſen wir eine Ausgleichung 
verſuchen und eine ſolche, womit man ausreiche und der Verwirrung 
ein Ende gemacht werde. Die evangeliſche Kirche wolle nicht Staat 
im Staate fein und muͤſſe um fo mehr eine Vereinigung wünfchen, 
da e8 dem Staate Ernft damit fei, dem ververbten Zuftande abzuhelfen. 
Man möge das Mögliche, das Erreichbare wollen. Als Ehefcheidungs 
gründe feien mit der heiligen Schrift feftzuhalten: 

1. Ehebruch; fchon hier aber gebe es analoge Fälle, Sodomis 
terei und unnatürliche Sünden. Es werde viel zu viel Gewicht auf 
die copula carnalis gelegt. Die copula carnalis fei fo wenig für die 
Begründung des Sacramentd entfcheidend, daß gerade fie der Schr 
laſtik befondere Schwierigfeit machte, die Sacramentalität der Ehe fett: 
zuftellen, da die in der copula hervortretende concupiscentia Die gratia 
auszufchließen fcheine. Nach den älteren Ganoniften fei nicht allein 


die confummirte Ehe, fondern auch die Ehe cum voto castitatis eine 


wirkliche Ehe und ein Sacrament; 

2. die bösliche Verlaffung. Die Stelle 1 Corinth. 7, 15 fü 
nur aus dem damaligen Rechte zuͤ verftehen. Nach dem israelitiſchen 
Rechte Habe blos der Dann, nach römiſchem und attifchem Nechte auf 
bie Frau das Recht des repudium gehabt. Hieran denfe der Apoftel; 
blieb der Mann ungläubig, fo folle die gläubige Yrau den Mann 
nicht entlafien; werde fie von dem ungläubigen Manne entlaffen, ſo 
fei fte frei, die Ehe vollftändig gelöftz fo werbe fchon von Ambro— 
fiafter, Thomas von Aquino und der allgemeinen eregetifchen 
‚Tradition die Stelle verftanden. Auch hier Habe das ältere Kirchenrecht, 
wie fein Gutachten beweife, analoge Falle ftatuirt, wozu nach älteren 
Kicchenrechte auch die vermweigerte Cohabitation, die ſelbſtverſchuldete 


Unvermögenheit fomme. Hier habe das Kirchenrecht auf separatio 


perpetua, in ben anderen auf temporaria erfannt. Werden diee 


Gründe von der Civilgeſetzgebung nicht als die alleinigen anerkannt, 


dann dürfe man nicht nachgeben, foweit aber nachgeben um der Roth 


der Zeit willen. 

Praͤſident Göge: Er wolle drei Bunfte gegen Profeffor Jacobſon 
hervorheben. In der märkifchen Kirchenordnung von 1573 fei die Im 
potenz nicht als Scheidungsgrund, fondern als Nichtigfeltögrund aner⸗ 
fannt, dann, die ältere Kirchenordnung gelte in der Mark in fo weit, 
als fie die Verpflichtungen der Geiftlichen normire, fortdauernd al 
provinzielles Recht; und endlich, wenn Jacobfon fage, die weltlice 
Obrigkeit Habe nur vom Firchlichen Standpunfte in Ehefachen gehandelt, 


ob das auch vom Allg. Landrecht gelte, bei defien Redaction ja aus⸗— 


brüdlich, wie ſchon angeführt worden, ber chriſtliche Standpunkt aus 
geichlofien fei? 


Profeffor Jacobſon verwahrt fi Dagegen, daß biefe Be 


merfungen eine Wiverlegung feiner ausgefprochenen Anfichten, die von 
dem Renner mißverflanden ſeien, enthielten, und fährt 


% 
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Präfident Göhe fort: Er müffe gegen Göfchen bemerken, wie 
mar unbezweifelt in jeder Ehe ein weltlich rechtliches und ein fittlich 
ethifched Element liege, aber wenn Goͤſchen fage, das fittliche Element 
müffe zum rechtlichen erhoben werden, wenn es für Staat und Kirche 
we Geltung kommen folle, fo beruhe das auf einem falfchen Stands 
punfte. Der geoffenbarten göttlichen Wahrheit werde dann nur folche 
Geltung beigelegt, wenn fie menfchliche Anerfennung finde. Es fei 
umgefehrt, das geoffenbarte Wort ift das unbedingt gültige, nicht die 
Worte des Herren und der Apoftel müffen erft zum Rechte erhoben 
werden, fondern fie flehen unmandelbar feft, das weltliche Recht muß 


. fh zu dieſem Standpunfte, fo viel ald möglich, erheben. Es bevarf 
leines weltlichen Geſetzes, um der Kirche zu helfen, wohl aber iſt «8 
. Aufgabe, möglichft weltliches. und Firchliches Recht in Einklang zu 
bringen. Aber ein gewifler Conflict, eine reale Differenz werde bleiben 


müffen, um beiden in ihrem Bereiche ihr Recht zu Theil werben zu 


laſſen. Die Vermittlung ift in der Civilehe gefucht. Aber das iſt 


a oo. To 5 . 


. nt unfere Aufgabe, einen ſolchen Weg vorzufchlagen, es ift ein 


Ausweg, den möglicherweife die weltliche Obrigkeit wählen kann, aber 
die Conferenz muß fich Dagegen verwahren, als ginge aus ihrer Mitte 
ein folder Antrag, ja nur ein folcher Gedanfe hervor. Mit ihr ents 
Ränden ganz andere Schwierigkeiten, namentlich, wie follen bie fo 
Getrauten von der Kirche behandelt werden? Daher möge bie Conferenz 


ausſprechen: nur unbedingt Feine Eivilehe. Die weltliche Obrigfeit habe 
. In vielen Ballen auf Auswege zu finnen, fo denn auch bei dem von 
. Ir u erlaffenden Eheſcheidungsgeſetze. Es Tiegen zwei Elemente in 
der Ehe vor, nicht bloß in ihrem rechtlichen Beftande, fondern auch 
‚ Inden Handlungen, welche auf ihre Errichtung Bezug haben, ber 
- Eefheidung und der Einfegnung gefchiedener Eheleute. Die Elemente 


—— 


ſolcher Duplicitaͤt liegen ſchon im Worte Gottes, in dem Worte des 


Herrn: „wer ſich von ſeinem Weibe ſcheidet, der macht, daß ſie die 
Ehe bricht”, d. h. er bezeichnet nicht das Auseinandergehen, ſondern 
das Machen, daß ſie eine andere Ehe eingeht, als Ehebruch. Vor 
der Reformation galten die beiden Lehrſätze, wovon ſich die Re⸗ 


ſormatoren losgeſagt haben, der Eine, der die Ehe als ein Sacrament 


betrachtet, der Andere, der ein matrimonium clandestinum, ohne daß 
Kiche und Obrigkeit Kenntniß davon hatten, als gültige Ehe und 


Sacrament betrachtete. Die Kirchliche Einfegnung der Che war in ber 
röoͤmiſch⸗kathollſchen Kirche Feine Bedingung ihrer Gültigkeit, fo auch 


jet nicht bei ber assistentia passiva. Nach dem canonifchen Rechte 
wird die Ehe gefchloffen Durch den consensus (ego te in meum 
[meam] accipio), confummirt durch die copula earnalis. Bei ben Res 
formatoren anfangs Schwankungen. Da fie dad Sacramentliche bei 
der Ehe verwarfen, auf den consensus das Hauptgewicht legten, fo 
Ing die Gefahr nahe, das weltliche Moment zu fehr zu urgiren. Die 
evangeliſche Kirche forderte die Firchliche Einfegnung zu einer gültigen 
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Ehe, fo Carpzov, Mevius, Stryk, 3.9. Böhmer, aber auf 
ald Bedingungen den .consensus und die copula carnalis.: So ftellen 
Sudicate der Apellationsgerichte in Bufendorf’s Sammlung im ge 
gebenen Falle feft, weil der Bräutigam fich verlobt, mit der Verlobten 
ein Kind erzeugt hat, fo find alle Bedingungen der Ehe erfüllt, und 
daneben alfo ift er verpflichtet, fie in einer gegebenen Zeit zu heirathen. 
Hier tritt die Duplicität der Ehe hervor. So hat denn auch das 
Allg. Landrecht die kirchliche Einfegnung zu einer gültigen Ehe ge 
fordert, aber ed befaßt fich mit der Ehefcheidung, nicht mit der Wieder 
trauung, verweiſet hier die Geiftlichen an die Kirchenorbnungen und 
ift weit davon entfernt, ein Eherecht für die chriftliche Kirche aufftellen 
zu wollen. Wenn der Referent hervorgehoben habe, er für feine Perfon 


werde fih allein an die heilige Schrift halten, finde aber nicht den 


Muth, das Anderen aufzubrängen, fo vergefle er, daß auch den Geil; 
lichen in der Kirche dieſe Freiheit des Gewiſſens vindicirt werben müfle. 
Der richtige Weg fei, daß das weltliche Regiment, fo gut als es 
fönne und vermöge, im Snterefie ber Zucht und der Ordnung fein 
Eherecht erlaffe und wiederum die Kirche ihr Gebiet, die Wiebertrauung 
der Gefchiedenen, ganz in ihre Hand nehme. Dann möge man dankbar 
anerkennen, wenn der Staat, fo viel er Tönne, alle Aergerniſſe ab⸗ 
ſchaffe, aber die Kirche dürfe nicht abwarten, nicht langfam nachrüden, 
das fei der Kirche unwuͤrdig. Es handele fich nicht darum, von ven 
Eheicheidungsgründen des Allg. Landrechts den einen oder den amberen 
zu entfernen, dann bleibe immer ein nicht kirchliches Ehegefeb, ſondern 
ein auf anderem Grunde beruhendes. Die Kirche muß pofitiv von 
der Heiligen Schrift ausgehen; wird biefer Weg betreten, dann fehlt 
der Segen nicht, ja ſchon das Beginnen if ein Eorrectiv von dem 
heilfamften Einfluffe.e Mit Beziehung auf die Denkfchrift des Obers 
Kirchenraths muͤſſe er bemerken, wenn feflfiche, daß Scheidungsgründe 
der Schrift widerfprechen, fo koͤnne fein Zweifel darüber obwalten, 
was gefchehen müffe. Nicht in der Löfung der Ehe, fondern in der 
Wienereinfegnung liege der Ehebruch. Die Einfegnung der neuen Ch 
bricht die alte, und der Geiftliche kann daher nicht in Hoffnung 


fünftiger Buße die neue Ehe einfegnen. Er fchließe fich daher den. 


Anträgen an, die ein Firchliches Vorgehen In diefer Sache und Zuruͤd⸗ 
gehen auf die Schrift und die erfte Entwidelung der Kirche befchränfen. 
Das Votum diefer Berfammlung werde von dem größten Einfluffe auf 
die Beichlüffe der weltlichen Gefebgebung und auf die ganze Kirche fein. 
Präfident bemerkt, wie es wünfchenswerth fei, daß noch In 
ber heutigen Sigung Befchluß über die vorgelegte Frage gefaßt werde, 
und bittet die noch auftretenden Redner um möglichfte Kürze 
_  Superintendent Ball: Es fei zwar den Mitgliedern der well 
lichen Provinzen früher einmal gerathen, an den Verhandlungen feinen 
Theil zu nehmen, aber es fei der Befehl Seiner Majeftät des Könige, ber 
ihn hierher berufe und ihm das Recht gebe, in allen Sachen zu Rim 
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men, und dann veranlafle ihn die dringende Aufforderung, den öftlichen 
Provinzen zu Hülfe zu fommen, das Wort zu nehmen, ſei ed auch nur 
das Scherflein der Wittwe, doch machten zwei Scherflein einen Pfen- 
nig. In diefer Frage feien die öftlichen Provinzen am meiften betheis 
ligt, e8 fei im Rheinland und Weftphalen anders beftelt. Er fet 
33 Jahre Pfarrer in verfchievenen Gemeinden, wife von feiner Ches 
(deivung oder von einem Sühneverfuche. In feiner Kreisſynode von 
54,000 Seelen in ber Rheinprovinz habe es in ſechs Jahren nur eine 
Ehefheidung, in einem lanbräthlichen Kreife in der Grafſchaft Mark 
von 45,000 Seelen in zehn Jahren nur drei Scheivungen und eine 
Wiederverbeirathung gegeben. Die Urfache fei nicht die frangöfifche 
Gefehgebung, die nicht überall gelte, auch nicht der Einfluß der katho⸗ 
lichen Kirche. Der Grund fei die flrenge Firchliche Sitte, das kirch⸗ 
liche Leben, was durch die Provinz hindurchgehe, und eben der Wunfch, 
daß auch die übrigen Provinzen dieſes Segens theilhaftig würden, 
welcher in der Form der preöbyterialen Verfaſſung den weftlichen 
Provinzen zu Theil geworden, veranlaffe ihn zu dem Wunfche, daß 
diefe Verfaffung auch den übrigen Provinzen zu Theil werde. Frage 
man, ob denn vielleicht andere Greuel, Eoncubinate, uneheliche Ge⸗ 
burten in der Rheinprovinz die Folgen diefer firengen Ehegefehgebung 
jeien, fo müffe er antworten, daß in ben bevölfertften Babrifviftricten 
auf hundert Kinder ein uneheliches vorkomme, Concubinate faft nur 
dann, wenn bie betreffenden Berfonen die von den Eivilftande-Beamten 
geforderten Zeugniffe nicht beibringen könnten. Warum follte alfo 
die Schärfung der Ehegeſetze in den öftlichen Provinzen nachtheilige 
Bolgen haben; man möge an die Gemeinden und vor Allem an das 
Wort Gottes glauben. Er flimme für den Antrag von Uhden; 
wir feien nicht im Herrenhaufe, nicht in einer legislatorifchen, fondern 
in einer kirchlichen Berfammlung und hätten die Frage zu beantworten, 
welche Ehefcheivungsgründe bezeichnet das Wort Gottes mit deutlichen 
Vorten? Auf die alten Kirchenordnungen und ihre Gründe fönne er 
fh nicht einlaffen. Die Ruͤckkehr zum Worte Gottes fein wir den 
Abweichungen der römifchen Kirche, des Nationalismus und der Secten 
ſchuldig. Er fchließe fich dem Zeugniffe an, daß er fich vor der Eivilche 
nicht fürchte, fie vielmehr nicht fahren laſſen, aber fie darum ven 
übrigen Provinzen nicht aufbrängen wolle. Dem Antrage, denjenigen 
Geiſtlichen, welche fich vereinigt hätten, die Einfegnung geſchiedener 
Ehegatten zu verweigern, einen Dank zu votiren, koͤnne er fich nicht 
anſchließen; er glaube vielmehr, Daß biefelben, wenn ſie in einen Eons 
ict mit ber Gefeggebung geriethen, ihr Amt hätten nieverlegen müſſen. 
Sie feien freilich zu entſchuldigen, aber der Firchlichen Behörde fei Dank 
M votiren, bie mit folcher Schonung auf die Bedenken eingegangen fei. 
„Praͤſident bemerkt, da die Denkfchrift die bürgerliche Ehe ers 
waͤhnt habe, wolle er die Discuffion hierüber nicht ausfchließen. 
Superintendent König: Er habe fich, da er fich feine Bemer⸗ 
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fungen zu den fpeciellen Anträgen vorbehalte, zunächft nur auf thai 
fächliche Bemerkungen einfchränfen wollen. Schon der Superintenvent 
Ball habe angeführt, daß nicht allein in der Rheinprovinz, wie ber 
Präfident von Gerlach bemerkt habe, fondern auch in Weftphalen 
die Ehefcheidungen zu den Seltenheiten gehörten. Hier betrachte das 
Volk jede Einfegnung eined Gefchiedenen ale Ehebruch, und wenn 
auch dort tiefe Schäden des fittlichen Lebens zu beklagen fein, bie 
weniger vorkommenden unehelichen Geburten nicht immer in höhere 
Sittlichfeit und Firchlichem Sinn, fondern auch in der durch ben leichs 
teren Erwerb erleichterten Begründung eines Hausftandes ihre Quelle 
hätten, fo feien doch fo tiefe Schäden, wie fie aus ben öftlichen Bros 
vinzen beflagt würden, hier nicht zu finden. Waͤhrend feiner 32jähs 
rigen Amtsführung am zwei nicht unbebeutenden Gemeinden fei nur 
einmal, in feinem Geburtsorte, einer Stabt der Rheinprovinz, eine 
Eheſcheidung vorgefommen. In dem vorgefommenen Falle, wo er feine 
Bedenken wegen eines nicht fchriftmäßigen Ehefcheidungsgrumbes gegen 
die Trauung im Jahre 1829 geäußert habe, fei fofort die Diepenſa⸗ 
tion des Eonfiftoriums erfolgt. In der Grafſchaft Mark und in dem 
Theile der Rheinprovinz, dem er durch Geburt angehöre, habe abe 
das Allgemeine Landrecht Geltung. Katholifche Gemeinden und Ka⸗ 
tholiten fämen nur fporabifch vor und hätten auf diefe Anſichten dei 
Volks nicht den mindeften Einfluß, ja unter den Evangelifchen herrſche 
unbeftreitbar größere Sittlichkeit, größere Heilighaltung ber Ehe. © 
müffe denn gewiß der in einem Gutachten ©. 423 audgefprocene 
Vorwurf, wie gering im Vergleiche mit der Fatholifchen Kirche der 
Einfluß fei, den die evangelifche Kirche auf die Erleuchtung und Hei⸗ 
ligung des Boll im Großen und Ganzen auf die Mehrzahl ihrer 
Glieder übe, für die Provinz Weftphalen und die Rheinlande zurüd 
gewiefen werden. Aber auch an dem Allgemeinen Landrecht koͤnne die 
Schuld allein nicht liegen, das gelte in Weftphalen und in ben öfs 
lichen Provinzen, und manche Redner dürften das post hoc mit dem 
propter hoc verwechfelt Haben. «Die Verringerung der Ehefcheidungd 
gende könne bie Ehe, die cpriftliche Ehe dem Volke nicht wiedergeben, 
und wenn die Kirche aufgefordert werde, das Ihre zu thun, ein Zeugniß 


abzulegen, fo folle fie fich auch nicht fcheuen, den Grund der Schaͤden 


aufzudecken; das feien die großen Städte, Gemeinden von 20,000 
und mehreren Seelen, der Mangel an Kirchen und Seelforgern, bit 
Branntwein, der Trunf, die Vergnügungsfucht, die Tanzböven und 
bie vom Geſetze privilegirten Stätten der Unzucht, mit einem Worte 


bie Sünde mit ihrem tiefften Grunde, dem Unglauben. So lange 


biefer Das Volk verwüfte, möge man nicht glauben, durch bie Schaͤr⸗ 
fung der Ehegefeße eine chriftliche Ehe zu fchaffen. Was nun bie 
vorliegenden Anträge betreffe, fo koͤnne er fich zwar nur für bie beiden 
von dem äAlteften evangelifchen Kirchenrechte und ben Reformatoren 
aufgeſtellten Scheivungsgründe erflären, halte es aber für eben fo Dr 
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denklich, analoge Faͤlle ausdruͤcklich zu geſtatten, als ſte auszuſchließen, 

und ſchließe fich deshalb dem Antrage vom Conſiſtorial⸗Director Noͤl⸗ 

dechen sub 2 an, 
„die Lirchlichen Behörden haben ihre Entfcheidung nach den von 
„der Kirche feſtgeſtellten Grundſätzen des chriflich -proteftantifchen 
„Eherechts, wie folches in dem Worte Gottes begründet iſt und 


„in den älteren protefantifchen Kirchen und kirchlichen Che 
„ordnungen befteht, zu treffen,” 


weil hier die Analogieen nicht ausbrüdlich ausgeſchloſſen feien. 


Praͤſes Albert wiederholt die Bemerkungen über Weftphalen und 
giebt auch aus feiner Erfahrung Zeugniß davon, wie felten Eher 
ſcheidungen und Sühneverfuche in der Grafichaft Mark feien; aber bie 
Kirche fei durch die laxe Ehegefebe in Schmah und Schande ges 
raten, darum muͤſſe Zeugniß abgelegt werden. Die Conferenz fei 
nicht dazu ba, Geſetze zu, erlaſſen; auch er müfle fich dahin erklären, 
nicht allein auf Das Wort Gottes, fondern auch auf die älteren Kirchen 
orpnungen fei zurüdzugehen. Es habe ſich durch die Ausführungen 
in der Berfammlung herauögeftellt, wie verfchieven bie betreffenden 
Stellen des göttlichen Worte ausgelegt würden, und feien die Kirchen« 
otdnungen der alten Kirche von gläubigen, vom Geiſte Gottes er⸗ 
leuchteten Männern abgefaßt, deren Anfehen wir uns unterwerfen 
Ennten. Entſchieden müfle er fich gegen Civilehe erklären, die Kirche 
habe auf Feine Auswege für die Hurer und Ehebrecher zu finnen, 
denen fie den Weg offen gelaffen, wenn fie ſich der Firchlichen Orbnung 
nicht unterwerfen wollten, und die Kirche habe Fein Gehege zu ziehen, 
um fie darin zu behalten. Aus dem vom Superintendenten König 
| mfraebenen Grunde fchließe ex fich ebenfalls dem Antrage Noͤldechen 
sub 2 an. 

Dräfes Wiesmann: Er habe nur probewelfe als Zögling bes 
Prediger⸗ Seminars zu Wittenberg einen Sühneverfuch angeftelit, feit 
36 Jahren nicht wieder. Er flelle fich auf den Standpunft der Kirche. 
Er müfle aber hoffen, daß ſich alle Zuriften in der Verfammlung in 

diefer Frage zugleich als Theologen betrachteten. Die Geiftlichen find 
legen der Einfegnung ber Ehen hart angegriffen, er müfle die Geiſt⸗ 
chen aus den öftlichen Provinzen vertheidigen. Wo der Geiftliche fo 
abhängig fe, der Staat fo auf die Kirche drüde, da möge der Geiſt⸗ 
liche wohl oft thun, was er nicht wolle. Abhülfe müffe gefchafft werben 
und da müffe man fich auf den Standpunft der Schrift ftellen. In 
der Auslegung der Bergpredigt fei freilich Diffenfus, er ſcheue fich nicht, 
für alle Ausfprüche des Herrn, .auch die, man folle dem Diebe, der 
den Rot nehme, auch den Mantel laſſen, dem, ber einen Streich auf 
dem rechten Baden gebe, auch den linken darbieten, Geltung auch für 
die Volkskirche zu vindiciren, und zwar in vollftändig wörtlicher Aner- 
fennung, den Mantel laffen, und den Baden barreichen, wenn das 
Mr im Glauben gefchehe. Ebenſo wolle er wörtliche Auffaffung der 
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Worte der Schrift über bie Cheſcheidung. Zwar koͤnne die Erſahrung 
uͤber das Elend in ſo manchen Ehen wohl den Seelſorger fuͤr eine 
gewiſſe Relaxation geneigt machen, aber wem ſolle dieſe uͤberlaſſen 
werden? wir haben die Behoͤrden nicht zu beſtimmen, und wuͤrde 
ſie ſelbſt den Conſiſtorien überlaſſen, ſo gebe das nur eine halbe 
Beruhigung. Was werde aber daraus werben, wenn die Entſcheidung 
jungen Juriſten überlaffen werde? Er erkläre fich für die proteftantifche 
Verbindung von Kirche und Staat; hätten ſich aber beide verfündigt, 
fo babe die Kirche zunächft die Pflicht, auf ihrem Gebiete Buße zu 
thun. Das Verderben gehe von der Hauptfladt aus, hier ſeien nit 
Prediger, nicht Seelforger genug; würde der Olaube erweckt, fo werde 
die Duelle des Verderbens verftopft. Gegen die Clvilehe müfle er ſich 


erflären; in der Rheinprovinz gebe es feine Civilehe ohne kirchliche 


Trauung, bier aber wolle man Civilehe ohne eine ſolche Trauumg. 


General» Superintendent Hoffmann: Auf die vorgelegte Frage, 


ob die evangelifche Landesficche in Preußen ein Recht Habe, ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig ohne Rüdficht auf den Staat in Ehefachen vorzugehen, fei bie 
Discuffton eigentlich gar nicht eingegangen. Frage man, wie die meiften 
Redner gethan: hat die evangelifche Kirche ein folches Recht? fo ſei 
die Frage zu bejahen; es handele ſich aber um die evangelifche Landes⸗ 
firhe in Preußen, um die Kirche, an deren Spige ald Haupt der 
Landesherr ftehe. Hier fünne man ſchon in der Spige das Haupt des 
Kirchenregimentd von dem Haupte der Staatöverwaltung nicht fcheien, 
feine Beftimmungen ohne Rüdficht auf die bürgerliche Geſetzgebung 


treffen, wie man ja auch Rüdficht auf die fchlechten Beftimmungn 


des Allg. Landrechts genommen habe. Solle man denn bloß gegen 
das Schlechte zeugen? Bei dieſem Zeugnifle darf es nicht ftehen bleiben. 
Die Reformatoren, die höchften Autoritäten der evangelifchen Kirche, 
haben die Entfcheidung in Ehefachen von ſich ab und an ben status 
politicus gewiefen, die Kirchenorbnungen find wenigftend auch von 
weltlichen Beamten mitgehanvhabt, damit iſt doch eine Ruͤckſtichtonahme 
auf die bürgerlichen Gefege motivirt, denn niemals find die Ehe 


angelegenheiten allein von den Geiftlichen behandelt. Darum mu 


freilich die Kirche nicht zu Allem, was der Staat thut, ja fagen, viel⸗ 
mehr überall auf ihr Princip, das Wort Gottes, zurüdgehen. Hier 
find in der Discuffion die verfchlenenften Standpunfte geltend gemadit, 
die Einen: man müffe die Schrift nach den Kirchenorbnungen auf 
legen, die Anderen: die Reformatoren find noch ſchwankend und un 
flar, man muͤſſe allein auf die Schrift zurüdgehen. Aber die Aus— 
legung ift noch nicht feftgeftellt. Die sedes materiae iſt die Bergpredigt 
und zwar als ein Ganzes. Sie ift gefprochen für die in ben Selig 
preifungen Bezeichneten, für Die Wiedergeborenen, aber nicht für Wieder 
geborene in irgend einer Tünftigen Vollendung der Kirche, ſondern für 
die vor ihm ftehenden, für feine Jünger und weiter für die apoſtoliſche 
Kirche. Daraus folgt aber nicht, daß Die Bergpredigt auf unfere Kirche, 
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nicht eine Volkslirche, ſondern auf eine Kirche, die in ihrer größeren 
Zahl von Gott abgewichen, tief verfunfen, aber darum doch noch von 
der göttlichen Gnade angelodt ift, gefeblich angewendet werben koͤnne. 
Eine foldhe Kirche hat der Herr bei feiner Bergprebigt nicht im Auge 
gehabt; Die Hat der Herr nicht fliften wollen; die Kirche, welche er im 
Auge hatte, muß noch zufünftig werben. Es iſt daher leicht gefagt, 
aber nicht fo leicht ausgeführt, die Bergpredigt auf die jetzige chrift- 
iihe Gefellfchaft anzuwenden. Das wäre möglich, wenn die Kirche 
erſt zufammenträte und tabula rasa wäre, Er verftehe unter Chebruch 
die vollbrachte fleifchliche That, Chriſtus habe ausgefprochen, eine Ehe 
ſolle nur um des Ehebruches willen als eine innerlich gelöfte erklärt 
und gefchieden werben. Das hat er für feine Gemeinde geſagt, und 
für diefe Ift e& auch noch heute Gefep, dieſe Gemeinde ift da innerhalb 
der chriſtlichen Kirche, das Wort hat feine Geltung für die Seelforge 


und fol für Die große Landesficche als Princip Geltung erhalten. 
Die Analogieen find allerdings ein fchlüpfriger Boben, aber fie wurden 


doh in der alten Praxis der Eonflflorien von ernften gewwichtigen 
Männern gehandhabt. Auch Paulus Hat 1 Corinth. 7 nach Analogie 
verführen. Er fett nicht ein neue8 Gebot neben das Gebot des Herrn, 
der heilige Geift entwickelte durch die Apoftel die Ausfprüche des Herrn, 
ie die ganze apoftolifche Lehre aus dem Worte vom Kreuze erwachien 
iR, ebenfo die Lehre des Apoſtels von der Ehe aus dem Worte des 
Ham. In dem Gebote Chriſti liegt der Gedanke, der Ehebruch Löfet 
die Ehe innerlich und darum Tann fte jet gefchteven werben, und der 
Apoſtel folgert weiter, wenn von beiden Perfonen eine nicht mehr 
vorhanden iſt, fo ift die Ehe aufgelöft; alfo Hier vom Geiſte Gottes 


- durch den Apoftel gegebene Analogie, und darum nicht ale Analogie 
. verwerflih. Fragt man, was find die Kolgen, wenn Analogieen zuges 


“- 0 u. -—. - 


laffen werden? fo muß man zugeben, daß der Reichtfinn fie mißbrauchen 
ann; aber fie müffen unter Firchliche Zucht"geftellt werden, nur bie 
Eonfiftorien bürfen eine Trauung Gefchievener in dem einzelnen ges 
gebenen Falle erlauben. Wird die Kirche leichtfinnig, finkt fie wieder 
in geiftlichen Tod, fo helfen überhaupt Feine Kirchlichen Gelege. Die 
Worte des Taufgebotes erleiden hier feine Anwendung im Sinne des 
Conſiſtorialraths Dr. Tholuck, vielmehr fei der Nachdruck auf das 
Wort „Ichret“ zu Tegen, wodurch der Begriff eines abfoluten Gebotes, 
Welches der Herr damit hätte ausbrüden wollen, ausgefchoffen werbe. 
Denn nun Staat und Kirche die Bölfer eine lange Zeit hindurch 
ſalſch belehrt Hätten, dann fei die Sache fehr fehmierig geworben und 
fönne es nicht gebilligt werden, wenn num die Kirche das Ziel plöglich 
durch gänzliche Entfremdung vom Staate erreichen wolle. Die Ber- 
Bindung mit dem letzteren müffe vielmehr fortbeftehen und fei die 
fung dieſes Bandes gefährlich. Die evangelifche Landeskirche Preußens 
Iei aber Feine Volfsficche in dem Sinne, daß fie das ganze preußifche 

of umfaffe, und fie fönne das ihr von dem Herrn geftedte Ziel 


446 Sechs zehnte Sizung. 


nur allmaͤlig erreichen, und zu dem Ende habe er dieſelbe auf einen 
paͤdagogiſchen Weg gewieſen. 

In Wuͤrtemberg ſei die Eheſcheidung ſehr ſchwierig, aber nur weil 
die dafür beſtehende Proceß⸗Ordnung ſehr erſchwert ſei. Redner erzählt 
ſchauerliche Beiſpiele von empoͤrender Mißhandlung einzelner Frauen 
von Seiten ihrer Maͤnner und fragt die Verſammlung, ob ſie auch 
unter ſolchen Verhaͤltniſſen eine Ehe anerkennen wolle. Der von dem 
Staatsminiſter Uhden in ſeinem Antrage gemachte Vorſchlag einer 
separatio ſei unter Umſtaͤnden gwedmäßig, wenn fie auf eine tem- 
poraria bejchränft werde, der Borfchlag liege jedoch außerhalb der 
Aufgabe der Gonferenz, die nicht dazu berufen fei, eine neue Ehegefeh- 
gebunig zu berathen. — Hinfichtlich der Wiedertrauung der Gefchiedenen 
flimme er dem Antrage Nöldedhen infofern bei, als auch er der 
Anficht fei, daß die Gefchievenen fih dem Befchluß der Kirche unter- 
werfen follen; die Berfammlung müffe bezeugen, daß in einer wahren 
hriftlichen Kirche nur Ehebruch und bösliche Verlaſſung als Gründe 
der Scheidung gelten Fönnten und daß es jedenfalls am beften fein 
würde, wenn wir alle Scheivungsgründe [06 würden. 

Conſiſtorialrath Dr. Lehnerdt bemerft, die eregetifch« biblifce 
Befprechung des Gegenſtandes Habe einen Unterſchied kaum berührt, 
der doch große Roth mache, nämlich den Unterſchied zwiſchen Kirche 
und Reich Gottes. Man fage, die Bergprevigt fei Die magna charla 
regni divini, es fönne aber wohl gefragt werden, ob auch bed im 
perii Christi, und darauf müfle man Nein antworten. Das Red 
Gotted komme nicht mit äußeren Gebehrven, wohl aber die Kirdk. 
Paulus fage Röm. 14: Das Keich Gottes befteht nicht in Effen um 
Trinken; beides fei aber ein Stüd der Kirche und der titulus mensae 
gehöre wohl in den Bereich ihrer Bürforge, und ber Herr gebiete au& 
drüdlich, man folle dem Ochjen, der da dreiche, dad Maul nicht ver 
binden. Bor uns liege ein großer Sumpf, durch welchen mir eine 
Straße mit großen Felsblöden bauen wollten. Die wichtigften bie 
in Betracht kommenden Berfonen feien die Geiftlichen, und man habe 
und aufgefordert, denjenigen unter ihnen, welche die Trauung Ge 
fhiedener weigerten, einen Dank zu votirenz; Redner kenne aber nicht 
wenige treue Pfarrer, die überall bereit feien, den ganzen Ernſt de 
hriftlichen Wahrheit einzufegen und ſich in ihrem Gewiſſen gerade 
gedrungen fühlten, ſolche Trauungen nicht zu verweigern. Der Seil 
liche verpflichte fich bei feiner Einführung durch einen feierlichen Ei, 
bie ihm wohlbefannten Pflichten feines Amtes getveulich zu erfüllen, 
und nun erlaubten fi) Manche, diefe Pflichten ihrem fubjectiven Er 
meffen zu unterwerfen. Damit entſtehe eine große Gewiſſensnoth, aus 
ber wir nothivendig heraus müßten. Zum Begriff der Ehe gehöre det 
nexus. carnalis als ein wefentliches Stüd. Aber wenn au dieſet 
vorhanden fei, fo koͤnne doch der Fall eintreten, daß die Ehe zwiſchen 
zwei Gatten in ihrer eigentlichen Subftang nicht mehr vorhanden It 
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Kebiter erläutert durch ein entſetzliches DBeifpiel, daß auch in der Ehe 
und zwifchen Ehegatten ropveie ftattfinden und Ehebruch vollzogen 
werden könne. Man fol daher bei der Beurtheilung der vorliegenden 
Frage den Unterfchied zwifchen Reich Gottes und Kicche nicht übers 
ſehen, denn beide deckten fich Feineswege. Der Apoftel Paulus gebe 
in 1 Cor. 7 ſchon ein Beifpiel einer Analogie aus dem Worte dee 
Herm in Matth. 5 und 19. 

Präfivent Korb führt aus, daß die Ehefachen ihren rein geift- 
lichen Charakter längft verloren hätten und dagegen gemifchter Natur 
und weltliche Sachen infofern geworben feien, ald die verfchiedenen 
Landesgeſetzgebungen fle in ihren Bereich gezogen hätten. Man müfle 
fich bei der Beurtheilung derſelben die concreten Verhältniffe vergegen- 
wärtigen, in benen man fich in einem größeren Lande befinde. Dies 
Urtheil könne nicht ohne Bezugnahme auf die bürgerlichen Verhältniffe 
gefällt werden. Die Brage, wie fie in dem vorliegenden Falle geftellt 
fei, müfle verneint werben. — Die gemifchte Natur der Ehefachen er⸗ 
fordere eine möglichfte Vereinbarung beider Gebiete, und darauf gingen 
die gedrudten Vorfchläge der Referenten aus. Redner conftatirt, daß 
unter Juriſten und Theologen in diefer Verſammlung eine große 
Meinungsverfchievenheit über die Gründe der .zuläffigen Ehejcheidung 
vorhanden ſei; er felber glaube zwei Gründe annehmen, dann aber die 
fih von jelbk daraus ergebenden Analogieen binzunehmen zu müflen. 
Bor allen Dingen will er den Trauungsverweigerern feinen Danf votirt 
wiflen, denn diefe hätten fich gegen die Obrigkeit aufgelehnt und fönnten 
nur Anfpruch auf billige Schonung erheben. Ferner verwahrt fich 
Redner gegen den ungerechten Vorwurf der Unfirchlichfeit, den man 
fo obenhin den Mitgliedern der Untergerichte gemacht habe. 

General» Superintendent Dr. Büchfel beginnt mit einer Ver⸗ 
wahrung gegen die Ausführungen des General » Superintendenten 
Dr. Hoffmann und des Eonfiftorialrath8 Dr. Lehnerdt und forbert 
fodann bie xheinifchen Gonferenzmitglieder auf, die Zuftände in den 
öftlichen Provinzen nicht falfch zu beurtheilen und die Hauptftabt nicht 
mit dem platten Sande zu 'verwechfeln; er habe ebenfalls früher in 
einer Amtöführung von 18 Jahren Feine Eheſcheidung erlebt und das 
gelte auch vor anderen Geiftlichen, obwohl fie Alle Feine preöbyteriale 
Berfaffung hätten. Er müfle aber ein anderes Zeugniß der Kirch⸗ 
lichkeit hier hervorheben, und das fei dies, daß er in einer Ephorie 
von 41,000 Seelen 43,000 Communicanten habe aufweifen können; 
unter 35,000 Seelen feien in Jahresfrift nur 68 uneheliche Geburten 
vorgefommen, obwohl dort ebenfalls feine predbyteriale Verfaſſung bes 
ftanden habe. Die Ermahnung des Praͤſes Wiesmann zur Buße 
im Hinblid auf die firchliche Berwahrlofung, wie fie in Berlin herrſche, 
wolle er fich recht ind Herz hineinfchreiben. Er habe ebenfalls zus 
weilen eine Wiedertrauung eined geſchiedenen Gatten verweigert, ohne 
dabei die von dem onfiftorialratb Dr. Lehnerbt hervorgehobenen 
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Gewiſſensbedenken empfunden zu haben, weil er ſich dabei ſeiner Ueber⸗ 
einſtimmung mit Gottes Wort bewußt geweſen ſei. Als evangeliſcher 
Pfarrer müſſe er ſein Amt dem Worte Gottes gemaͤß verwalten und 
fein Amtéeid könne ihn dabei an das Allgemeine Landrecht binden, 
Das Wort Gottes fei Hierin aber ganz Far, und darum folle man 
die Allerhöchfte Ordre von 1846 nicht abfchwächen und ihres Segend 
berauben; diefelbe müfle aufrecht erhalten werben. Die Ehe fei ein 
Berhältniß, -auf welches Kirche und Staat einwirfen dürften, abe 
suum cuique. Die Verhältnifie feien nicht fo verwidelt, als man 
wohl vorgebe, und der Friede werde gerade durch die größte Klarheit 
in der Sache am meiften geförbert werden. Der Herr Ehriftus habe 
nicht in dem Sinne Barmherzigkeit gegen bie Ehebrecherin geübt, daß 
er ihr zu einer zweiten Ehe geholfen habe, fondern durch Vergebung 
ihrer Sünden. Darum koͤnne er Feine Analogie zulafien, über die fid 
auch nur der Liberalismus freuen würde. Die Zuftände in Berlin 
feien ganz furchtbar, aber der Umſtand, daß der Landtag der Mo 
narchie über das Ehegeſetz gehandelt habe, fei fchon nicht ohne Ein 
fluß auf die beabfichtigten Chefcheidungen geblieben und noch in dieſen 
Zagen habe er die Erfahrung gemacht, daß die erwartete größer 
Strenge in diefen Dingen einen Gatten geneigt gemacht habe, von 
einer intendirten Scheidung abzuftehen. 
Praͤſident fchließt die Discuffion, nachdem 26 Redner ſich darüber 
ausgefprochen Haben, und giebt nur noch dem Referenten das Wort, 
Diefer, Geheimrath Dr. Heffter, bemerkt, er fände vielfacde 
Deranlaffung zu allerlei Berichtigungen, wolle aber.um fo mehr da 
von abftehen, als die hin und wieder erhobenen Vorwürfe nicht gegen 
ihn ſelbſt gerichtet geweſen feien. Die zunächft zu entſcheidende Frage ſei 
die, ob die Kirche mit dem Staate oder ohne denſelben vorgehen folk. 
Die Redner feien pro und contra aufgetreten und hätten dad gane 
Gebiet erfchöpft. Im Intereſſe der Selbftändigkeit der Kirche habe 
man auf die Gefchievenheit der beiden Gebiete hingerwiefen, und darin 
feien Alle einig, daß die Kirche ihr eigenes Gebiet habe. Mit der 
Entſcheidung diefer vorliegenden Frage fe nun vorab dasjenige in 


Berbindung zu bringen, was von dem eregetifchen Standpunkte vor 


gebracht worben ſei. Gottes Wort, fage man, erlaube nur 2 Scheis 
dungsgründe und der Staat, werde auf der anderen Seite bemerft, 
fönne fich mit diefen beiden Gründen allein nicht begnügen. Referent 
erklärt. fich fürjegt für die fchriftmäßigen Gründe mit Zulaffung de 


Analogieen, die auch die griechifche Kirche anerfenne und Die auch die 


Neformatoren zugelaffen hätten und die älteren Kirchenordnungen. 
Auch in der Eonfiftorial- Praxis habe man diefelben feſtgehalten, ſowie 
fie auch innerhalb dieſer Verſammlung manche Freunde zählten. Die 
Eonferenz wolle felbft nicht das Wort Gottes und feine Scheibungd 
gründe als alleinige Norm anerkennen und könne es auch nicht bei 
ihrer Getheiltheit. Denn wolle man confequent fein, fo bürfe man 
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nur den Ehebruch mit der Ausdehnung in 1 Eor. 7 als Scheidungs⸗ 
grund anerkennen. 

"Für die unabhängige Entfcheidung der Kirche feien viele That- 
jachen aufgeführt worden und man habe gefagt, das Allgemeine Land⸗ 
recht habe dem Volfe die Ehe genommen, darum müfle man basfelbe 
auch ohne Rüdficht auf das Landrecht wieder chriftianiftren; die Kirche 
müfje erobern und nicht nachhinfen; dagegen müffe er aber auch bes 
merken, die Kirche dürfe nicht übermüthig zu Werke gehen, folle 
vielmehr durch Verkündigung des Worted auf Beflerung hinwirken. 
Profeffior Dr. Göſchen Halte auch den Gefichtspunft der Unab⸗ 
hängigfeit der Kirche feft, wuͤnſche nur eine Brüde dafür durch ein 
neued Geſetz zu finden. Referent fpricht fich für die Zulaffung der 
Analogien aus -und will ©emeinfchaft zwifchen Staat und Kicche 
nach der bisherigen Analogie der Stellung der evangelifchen Kirche. 
Das Geſetz gehört der Obrigkeit, aber die Kirche fole auf den Geift 
dieſes @efehes einwirken. Der bisherige Rechtsſtand, in dem bie 
evangelifche Landeskirche in Preußen bisher zum Staate geftanden 
habe, muͤſſe ind Auge gefaßt und feftgehalten werben und Die Kirche 
dürfe nicht einen Theil des Volkes ausfchliegen. Die evangelifche 
Kirche Habe jetzt wenige felbftändige Geſetze und Behörden, und fo 
firenge man auch die Zügel anziehe, fo werde doch die factifche Lage 
; der Dinge wieder allmählig einen Latitudinariömus herbeiführen. Man 
ſolle dabei erwägen, daß der Staat gegenwärtig die Hand zur Bels 
ſerung der Zuftände darbiete, was fchon vom Herrenhaufe gefchehen 
fei, und es fei chriftlich und recht, über den Buchftaben des göttlichen 
Worts Hinauszugehen. Dafür erkläre fich auch das zweite Outachten. 

Präfident conflatirt, Daß durch die jeßt bevorftehende Abftim- 
mung die fpäter zur Frage kommenden Punkte nicht präjudicirt werben 
ſollen. Derfelbe bemerft, daß die Frage: „Ob die evangelifche Landes⸗ 
kirche Preußens ꝛc. 2c.” in folcher Schärfe zu beantworten, bedenklich er⸗ 
: feinen könne und wünfcht daher die von dem Geheimerath Dr. Bluhme 
geftellte Frage hinzuzunehmen, die durch Weglaffung der Worte „zwar” 
und „entſchieden“ etwas abgeändert werben muͤſſe. 

Ober⸗Praͤſident v. Witzl eben wünfcht, daß ftatt oder wenigſtens 
neben der von dem Vorfigenden geftellten Frage ein von ihm geftellter 
- Antrag zur Abflimmung gebracht werde, denn abgefehen davon, daß 
in der Srage des Praͤſidenten einige Ausbrüde, z. B. „ohne Rüdficht 
auf die bürgerliche Geſetzgebung“ und „zum Austrag bringe” Anftoß 
erregten, fo fei auch die Faſſung nicht ganz zutreffend. Daß das frag- 
liche Recht gegenwärtig ſchon der evangelifchen Landeskirche zuftehe, fei 
in der Diecuffton vielfach beftritten worden und felbft diejenigen, welche 
diefe Brage bejahten, müßten wünfchen, dies Recht durch einen Aus- 
ſpruch des Geſetzgebers der evangelifchen Landeskirche, des Landesherrn, 
ausdruͤcklich anerkannt zu ſehen. Beſonders ſei es aber bedenklich, daß 
durch die Bejahung der ſo weit gefaßten Frage zwar implieite, aber 
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doch in beftimmter Weiſe die vollſtaͤndigſte Trennung der evangeliſchen 
Kirchengewalt von der flaatlichen Gewalt für die Gegenwart und 
Zufunft audgefprochen werben würde, Der innige Zuſammenhang und 
die Einheit diefer beiden Gewalten müfje aber auch auf dem Gebieie 
der Gefehgebung über die Ehefcheidungen fetgehalten werben, und er 
wolle lieber das bürgerliche Gefeh ganz nach den Anftchten der Ber 
treter der Kirche redigirt und außerdem noch durch dieſes Geſetz die 
Entſcheidung uͤber die Trauung geſchiedener Perſonen in jedem ſpeciellen 
Falle ausſchließlich kirchlichen Inſtanzen übertragen, als jene Trennung 
fanetionirt wiſſen. In feinen Augen fei eine fo weit gehende Trennung | 
der evangelifchen Kirche vom Staate ein fehr großes Unglüd für 
Preußen, und er muͤſſe entſchieden dagegen flimmen, weil er bie 
Trennung erftens für unpreußifch, zweitens für unreformatorifch und 
drittens für unevangelifch erachte. Durch die von ihm vorgefchlagene 
Faſſung beabfichtige er, die Frage mehr an die jeht beſtehenden con- 
creten Berhältnifie, insbefondere an den über die firicte Befolgung der 
Iandrechtlichen Beflimmungen von Seiten der Geiftlichen entftandenen 
Conflict anzufchließen und durch die Beantwortung der Brage bie 
Löfung biefes Conflictes herbeizufuͤhren. 

Derſelbe überreicht ſeinen Antrag. 

Praͤſident veranlaßt nunmehr die Abſtimmung über den Antrag 
Blume, ber mit 24 gegen 21 Stimmen abgelehnt, worauf die 
Frage des BVorfigenden, wie diefelbe am Anfange des Protofolls an 
gegeben ift, in unveränderter Faſſung mit 23 Stimmen gegen 15 bejaht 
und angenommen wird; 7 haben ſich der Abſtimmung enthalten. 

Praͤſident fehließt die Sigung um A Uhr AO Minuten und | 
kündigt die nächfle Sigung auf Freitag, den 28. d. M., Morgens 
10 Uhr an. 


v. Uechtriß. Noeldechen. Stiller. König. Thielen. 











Siebzehnte Sitzung. 


Berlin, den 28. November 1856. 


Der Vorfigende, Wirkl. Geheimerath v. Uechtritz, eröffnete die 
Sitzung um 10 Uhr. 

Nachdem Conſiſtorialrath Vogt das Gebet geſprochen, wurde 
ung über die Frage der Firchlichen Trauung Gefchiedener 
ortgeſetzt. 

Der Vorſitzende gab vorweg an, daß der am 26. d. M. gefaßte 
Beſchluß die Anſicht der Verſammlung feſtgeſtellt habe, daß der evan⸗ 
geliſchen Landeskirche Preußens das Recht zuſtehe, die Frage wegen der 
kirchlichen Wiederverheirathung Geſchiedener ſelbſtaͤndig und ohne Rüd- 
ſicht auf die bürgerliche Geſetzgebung zum Austrage zu bringen. Es 
trete nun die Frage entgegen, inwiefern die Conſequenzen des Grund⸗ 
ſatzes zu Conflicten mit der Staatsgeſetzgebung fuͤhren koͤnnten, und 
wie event. dieſen Conflicten zu begegnen ſei. Hierauf beziehe ſich die 
Nummer I, 2 der gedruckten Anträge des Profeſſors Göfchen*), ſowie 


*) Diefe Anträge Tauten im Zufammenhange wie folgt: 
„Die Kirchens Conferenz befchließt: 


I. 
Das Kirchenregiment wolle anf eine Landesgefepgebung hinwirken, welde: 
1. aufhebt die wirkliche oder vermeintliche Verpflichtung der Kirche, Perfonen 
aufzubieten oder einzufegnen, welche aus nicht fchriftmäßigen Gründen ges 
ſchieden find und zu neuer Che fchreiten, oder zwar am ſchriftmaͤßigen 
Gründen gefchieven, aber für den ſchuldigen Theil erkannt find; 
2. zuläßt eine Noths Civilehe für die unter 1. bezeichneten Fälle in der Art, 
wie das Religions » Patent von 1847 eine folche für andere Fälle bereits kennt. 


Das Rirchenregiment wolle: ll, 
1. 8 einem forum internum conſtituiren die Conſiſtorien in erſter und ben 
ber- Kirchenrath, in zweiter Inflanz, um im einzelnen Balle feftzuftellen, ob 
die bürgerlich gefchievene Ehe auch zu betrachten fei als eine aus ſchrift⸗ 
mäßigen Gründen gefchiedene; . 

2. als ſchriftmaͤßige Scheidungsgründe bei biefem forum internum nur gelten 
lafien: Ehebruch und bösliche Berlaffung in dem ftrengen Sinne der älteren 
Kirchenorbnungen, welchem gemäß aber für eine bösliche Verlaſſung auch zu 
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ein heut überreichter und verlefener Antrag des Staatsminifters Uhden 
(vgl. unten), beide die Civil-RNothehe betreffend, und werde die Die: 
euffion zunächft hierauf zu richten fein. | | 
Praͤſident Naumann erklärte zunächfi: er erkenne in dem obigen 
Beichluffe vom 26. d. M. das Prineip einer Lostrennung der evan- 
gelifchen Kandesfirche von der Staatsregierung und habe deshalb dagegen 
geftimmt, indem er für diefe Trennung weder einen Rechiögrund noch 
eine Nothwendigkeit erfennen fünne. Wenn gegenwärtig die Confern 
auf die Fragen des materiellen Rechts eingehie und es wünjchenswet) 
fei, daß diefelbe darin möglichft einftimmig handele, fo müfje er wuͤnſchen 
daß die dabei zu fafienden Beichlüffe nicht als Eonfequenzen des am 
26. d. M. aufgeftellten Princips erachtet werden möchten, damit a 
felbft nicht genöthigt werde, in den materiellen Fragen mit „Rein“ u 
flimmen. Auf die Bemerkung des Bräfidenten, daß er dies nur 
ale Motivirung eines perfönlichen Voti anfehen könne, erklärte Ptaͤ— 
fivent Naumann, daß ihm die Aufnahme in das Protokoll genüge. 
Profefior Göfchen gab an, daß er ven Beichluß vom 26. d. M. 
nur als eine einfeitige Erklärung und die einer Partei anfehen könn, 
und fich die Eonfequenzen Far zu machen gefucht habe. So in Bde 
ziehung auf die Anträge wegen Zuläffigfeit einer separatio temporaria. 
Hier könne er Feine praftifchen Kolgen erfennen. Man koͤnne immer 
doch nur dahin wirfen wollen, daß die Landesgeſetzgebung folgen 
Anfichten nachfomme. Er glaube daher, daß fein Antrag (Nr. 1, adl 
feiner gedruckten Anträge) noch immer von Bedeutung fei. Er muͤſt 
auch bei der Nothwendigkeit einer Eivil-Nothehe ftehen bleiben. Daß 
eine folche nicht unevangelifch fei, beweifen Schottland und Holland; 
fie enthalte auch feinen Gegenfab von Staat und Kirche. 
Der Referent, Geheimerath Heffter, bemerkte, daß der Beſchluß 
vom 26. d. M. eine feſtſtehende Thatſache fei und es darauf an. 
fomme, die Conſequenzen zu ziehen. Die Kirche ſei danach berechtigt, 
ihren Weg für fich zu gehen und ſich vom Staate zu trennen. € 
werde bei der vorliegenden Frage nicht bleiben. Die Kirche werbe aud 
ſelbſtaͤndig über die Ehehinverniffe erfennen wollen, über Die Nichtigkeits⸗ 
gründe, die Frage discutiren, ob die Cheverbote des mofalfchen Rechts 
juris divini wären. Er fei nun der Meinung, daß der vorgeftrige 
Beichluß nicht ausfchließe, es noch immer angemeflen zu finden, ei 


. achten iſt, wenn ein Ehegatte von dem andern gegen beffen Willen bürgerlid 
geſchieden und dann zu neuer Ehe gefchritten if; 

3, an die Entfcheidung der Gonfiflorien, bezüglich des ObersKirchenrathe, bie 
einzelnen @eiftlichen binden, fo daß biefelben biefer Entſcheidung gemäß die 
Proclamation und Einfegnung vornehmen und unterlaffen mäffen, wibrigenfal® 
fie disciplinarifch beftraft und eventuell ihres Amtes entfeßt werben koͤnnen 

4, bie Eonfiftorien, bezüglich den Ober-Kirchenrath, berechtigen, denjenigen Per 
fonen, welche nach der Entfcheidung des forum internum nicht krchlich aufs 
geboten und eingefegnet werben dürfen, doch aber zur Noth⸗Civilehe fehreilem 
nach Befinden der Umflände der kirchlichen Disciplin zu unterwerfen.” 
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Zufammengehen mit ber Staatögefeßgebung zu verfuchen, ingleichen 
für Die nächfte Zeit der Ablöfung vermittelnde, tranfitorifche Maßregeln 
in Vorſchlag zu bringen. 

Generals Superintendent Hoffmann theilte diefe Bemerkung und 
machte darauf aufmerffam, daß nach dem vorgeftrigen Befchluffe die 
Kirche zwar felbftändig Handeln Fönne, es aber dahin flehe, ob fie 
ed auch wolle, und daß dem Kirchenregimente nur gerathen werben 
fönne, zu erwägen, ob es den Beichluß in Vollzug fehen möge. In 
diefem Sinne könne auch über die Frage noch discutirt werden, und 
da fei noch nicht gefagt, ob die Kirche den Inhalt eines Fünftigen 
befieren Eheſcheidungsgeſetzes nicht noch für fich in Betracht ziehen 
wolle. Es fei noch nicht erledigt, ob die Kirche Ehebruch und bößliche 
Berlafiung allein als Scheldungsgründe anerfennen wolle. Geines 
Erachtens habe die Kirche in jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob ein. 
vorliegender Scheidungsgrund fich unter den Begriff des Ehebruchs 
oder der malitiosa desertio fubfumiren laffe. Ob fie Died wolle, bleibe 
noch zu entfcheiden. 

Auf die Frage des Präfidenten v. Gerlach, ob es geftattet fei, 
den Inhalt des Befchluffes vom 26. d. M. Heut wieder in Zweifel zu 
ziehen, und ob derfelbe dann auch nochmals vertheidigt werden Dürfe, 
erklärte der Vorfigende, daß er, foweit e8 fih um die aus dem Bes 
ſchluſſe zu ziehenden Confequenzen handele, beides für unbedenklich halte. 
Die Debatte werde den Gefichtöpunft feftzuhalten haben: wie die evan⸗ 
gelifche Landeskirche bei ihrer befchloffenen, die Staatsgeſetzgebung nicht 
berüdfichtigenden Unabhängigkeit fich zu verhalten Haben werde, wenn 
aus den von ihr zu treffenden Maßregeln fich Gonflicte mit der Staats⸗ 
gefeßgebung ergeben, und wie event. folche Conflicte zu befeitigen wären? 

Bräfident v. Gerlach erklärte darauf, daß der Beichluß vom 
26. d. M. nur den Sinn habe, daß bie Kirche in der Frage der 
firhlichen Wiederverheiratbung Geſchiedener die zu befol- 
genden Grunbfäge felbftändig und nach ihren eigenen Principien 
zu entwideln habe. Auf die zufäßlichen Worte: „ohne Rüdficht auf 
den Staat”, deren Wegfall er feinerfeits beantragt, koͤnne ein befonderes 
Gewicht nicht gelegt werben, da die Kirche auch in ihrer Selbftändigfeit 
auf den Staat und das Leben ſtets volle Rüdficht nehmen werde. 

Praͤſident v. Strampff verwahrte den Beichluß vom 26. d. M. 
dagegen, daß er ber einfeitige Ausdruck einer Partei fei. Ex felbft 
habe demfelben nicht ald Anhänger einer Partei, fondern nach feiner 
gewifienhafteften Meberzeugung zugeftimmt. Der Beichluß vom 26. d. M. 
fiehe feſt; er ſei allerdings reich an Confequenzen, und auch an Cons 
flicten werde es nicht fehlen. Das Inftitut der Civil-Rothehe würde 
aber ven Eonflict, wenn er entftehe, nur verftärken, fofern Davon aus⸗ 
gegangen werde, daß bie civilehelich Verheiratheten in der Kirche blieben. 
Die Eivil-Nothehe fei nicht zu vergleichen mit der Elvilche am Rhein. 
Diefe ſei allgemeine Regel, und die Trauung trete Hinzu. Jene wuͤrde 
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aber als Oppoſition gegen die Kirche hingeſtellt werden. Einen 
eigentlichen Conflict könne aber auch die Civil⸗Nothehe in der That 
nicht herbeiführen, wenn man die Kirche in ihrem Recht unangetaftet 
laſſe. Der Staat koͤnne fie nöthig finden, die Kirche aber nicht aner- 
fennen, auch die fo Berbundenen wegen bloß hinzutretenver Reue nicht 
firchlich einfegnen. Ein Eonfliet koͤnne aber entflehen bei der Frage 
der impedimenta dirimentia (wie auch Hier in der Scheidung. aus 
unfirchlichem Grunde ein Ehe» Impeviment hervortrete). Ein anderer 
Conflict, wenn der Richter eine Ehe trenne, die die Kirche ale for 
beftehend anfehen muͤſſe. Dabei müffe feftgehalten werben, daß, mas 
in dem Ehefcheidungsproceffe nicht vorgebracht worden, auch die Kirche 
nicht in Betracht ziehen dürfe. Es frage fich aber, wie die Sache ih 
ftelle, wenn nach der Scheidung ein wirklich trennender Ehefcheidungs 
grund hinzutrete. Hier bedürfe ed zur Feſtſtellung der Folgen eine 
geiftlichen Behörde mit voller Jurispiction und geordnetem Verfahren. 
Eine folche Jurisdiction müfje hergeftellt werden, von deren Verfahren, 
wie. bemerkt, Alles ausgefchloffen bleiben müffe, was bereits gerichtlich 
feftgeftellt fei, fo daß nur neue Thatfachen vorgebracht werben dürften. 

Der Vorſitzende bemerkte, daß mit dem Ausdrucke „Bartei” ein 
Vorredner wohl nur eine gewiffe Richtung habe bezeichnen wollen, et 
jedoch bitte, zweideutige Ausprüde zu vermeiden, worauf Profeſſer 
Göfchen bemerkte, daß er mißverftanden ſei. Er habe von eine 
Partei (nämlich der Kirche) im Gegenſatz der andern Partei (nämlid 
des Staats) gefprochen, ohne deſſen Zuziehung die Kirche nicht einfeltig 
entſcheiden koͤnne. 

Superintendent König gab an, daß der Beſchluß vom 26. d. R. 
ihm nicht geeignet ſcheine, Conflicte herbeizuführen. Wenn darin von 
der evangelifchen Landeskirche Preußens die Rede fei, fo Fönne 
er darunter nur eine gehörig organifirte Kirche, wie fie in den öftlichen 
Provinzen nicht fei, verftehen und fo fcheine der. gedachte Beſchluß 
ſchon die Synodalfrage implicite zu bejahen. Habe der Befchluß aber 
auch diefe Bedeutung nicht, fo vermöge er davon Eonflicte doch nid! 
abzufehen, da diefe Berfammlung feine endlich befchließenve fei. Der 
allein zu fürchtenden Conflict fehe er in der Civilehe. Zu dieſer fönne 
die Conferenz aber in feiner Weife rathen. Wo diefelbe beftehe, folge 
ihr die Trauung. Hier würde es fich aber um eine Eivilehe ohne 
Trauung handeln. Davon müffe die Kirche entfchieden abrathen. Wenn 
ber, der eine Civilehe eingegangen, von der Kirche aber für einen 
. Ehebrecher gehalten werben müffe, fich zum heiligen Abendmahl mel, 
fo müffe ihn die Kirche zuruͤckweiſen, bis er das fünbliche Verhaͤltniß 
aufgeloͤſt. Es frage fich weiter, ob die Kirche die Kinder aus folder 
Ehe als eheliche anfehen dürfe? Alle diefe Bedenken vrängten dahin, 
den Eonflict vermeiden zu helfen durch Fefthalten des Satzes, daß 
ohne Trauung feine chriftliche Ehe beftehe. 

Profefior Jacobſon war ber Anficht, daß ber Beſchluß vom 
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26. d. M. allervings einen Eonflict hervorgerufen habe, wie er in ver 
evangelifchen Landeskirche noch nicht dageweſen ſei. Er halte ven Bes 
ſchluß für unausführbar, da die Kirche Hierin nicht allein handeln 
fonne. Sie fei an das Landrecht noch gebunden und beduͤrfe erft eines 
anderen Geſetzes, um davon frei zu werden. Er habe bereitö hervor, 
gehoben, daß es in Preußen in Bezug auf das Ehefcheidungsrecht ein 
vom Allg. Landrecht abweichendes Provinzialrecht nicht gebe. Der 
8. 287 des Anhangs zur Allg. Gerichtsordnung enthalte nur eine Aus⸗ 
nahme zu Gunſten Fatholifcher Prieſter. Erft pie Allerhöchfte Cabinets⸗ 
ordre vom 30. Januar 1846 Habe auch evangelifche Beiftliche von ver 
Nötigung befreit, Gefchiedene unbebingt wieder zu trauen. Die älteren 
Kicchenordnungen gälten nur, infofern nicht ausbrüdlich Gefehe oder 
Gewohnheiten fie nicht aufgehoben hätten. So feien die Vorfchriften 
über den Cultus durch die Landesagende, die Vorfchriften über Dis⸗ 
ciplin durch die neueren Disciplinargefege (wie durch Cabinetsordre 
vom 27. Mai 1816) aufgehoben. Eben fo habe das Gewohnheits⸗ 
recht eine bedeutende Macht in der Kirche. Durch desuetudo wie 
durch neue Gewohnheit Fönne das alte Recht befeitigt werben, 
ſelbſt durch irrationable neue Gewohnheiten nah 3.9. Böhmer. Auch 
Art. 15 der Verfafjungsurfunde hebe das Landrecht in feiner Geltung 
nicht auf, lege vielmehr der Kirche nur das Necht bei, dahin zu wirken, 
daß abändernde Gefege getroffen werden. Die Kirche möge durch ihr 
einfeitiges Vorgehen den Staat nicht zur Einrichtung der Givilche 
treiben, die wir Alle nicht wünfchten. 

Ober» Präfident Cichmann bezog ſich auf diefe Ausführung auf 
den Inhalt des entgegenftehenden ‚befannten Gutachtens des Kron⸗ 
ſyndicats. Er Habe dem Befchluffe vom 26. d. M. von ganzem Herzen 
jugeftimmt und es ſei Ihm durchaus unbegreiflich, wie man darin eine 
Trennung der Kirche vom Staate erkennen fünne. Die Worte: „ohne 
KRüdficht auf ven Staat” hätte er daraus lieber entfernt gefehen, wären 
fonft aber ohne Bebeutung. Er hätte gewünfcht, daß die Berathung 
auf Grund jenes Befchluffes nun weiter und zur Feſtſtellung des 
materiellen Firchlichen Rechts übergegangen wäre. Der Herr Borfigende 
habe indeſſen einen anderen Weg, die Frage möglicher Conflicte, bes 
liebt. Es fei aber noch gar nicht abzufehen, wie Gonflicte entftehen 
follten, noch weniger, wie denfelben abzuhelfen fei, fo lange bie An⸗ 
fihten über die von der Kirche anzuerfennenden Scheivungsgründe noch 
auseinander gingen. Er habe auch dafür gehalten, daß durch den 
Beichluß vom 26. d. DM. der entgegenftehende Antrag des Dr. Göfchen 
weggefallen fel. Dem folle nun auch nicht alfo fein. Er habe bisher 
auch geglaubt, in dieſen Fragen fih bei 3. H. Böhmer beruhigen 
zu können; bie gegenwärtigen Berathungen hätten ihn aber dahin ge⸗ 
führt, auf die heilige Schrift felbft zurüdigehen zu müffen. In dem 
Widerſpruche zwifchen bürgerlichem und Firchlichem Recht habe man auf 
die Civilehe als ein Auskunftömittel hingewieſen. Diefe fel Feines. In 





456 Siebzehnte Sihung. 


Schottland ſei ed gemeinen Rechtens, daß zur Eingehung einer Ehe 
die Trauung nicht nöthig fei. Am Rhein liege die Civilehe im Syſten 
des Rechts, fei aber infofern nicht praftifch, als fletd auch Trauung 
geſucht werbe. Während feiner fünfiährigen amtlichen Stellung in de 
Rheinprovinz habe er nie einen Menfchen gefehen, der nur in eine 
Givilehe gelebt Habe; nur von einem Manne aus den höheren Ständen 
habe er es gehört. Die EivilsNothehe könne von der Kirche aber 
unter feinen Umftänden anerfannt werden. Man müfle an ander 
Hülfen denken. Am Rhein wie in MWeftphalen fei im Allgemeinen die 
Sitte eine befiere, unter Katholifen wie Evangelifchen, unter dem 
Landrecht wie unter dem Code. Aehnliche günftige Verhältniffe wären 
auch in den öftlichen Provinzen, wo gute Zucht und Ordnung in den 
bürgerlichen Gemeinveverhältnifien beftänden. Wo diefe nicht herricen, 
werde auch ein anderes Ehegefeß wenig helfen. Man denke daher an 
befiere Ordnung der Gemeinden, Einrichtung der Diakonie und Aehn⸗ 
liches. Er wünfche ferner ein Anerfenniniß der Berfammlung, daß 
eine wefentliche Hülfe beftehen werbe in der Inftitution der separatioa 
thoro et mensa, worauf vom Richter in den dem Ehebruch und der 
böslichen Verlaſſung analogen Fällen zu erkennen ſei. Ein ſolches 
Anerkenntniß, und daß das Inftitut der separatio a thoro et mensa 
den evangelifchen Grundfägen entfprechend fei, werde für die Civil⸗ 
gefeßgebung von großer Bedeutung fein. 

Praͤſident Dr. Göge bemerkte, Daß der ObersPräfivent Eichmann 
ſchon Vieles von dem gefagt habe, was er zu fagen beabfichtigt. Auch 
er vermöge es nicht zu begreifen, wie man in dem Befchluffe vom 
26. d. M. irgend etwas Bedenkliches finden koͤnne. Derſelbe enthalte 
nur das Anerfenntniß, daß es ein Firchliches und ein weltliched 
Eherecht gebe und daß in jenem die Kirche, in diefem der Stadt 
zu enticheiden Habe. Ein gewiſſer Gegenſatz beider liege allerdings in 
der Natur der Sadje, das fei aber fein Mebel. Auf die Anführungen 
des PBrofefford Jacobfon- gab Dr. Goͤtze an, daß die landrechtlichen 
Beflimmungen über Ehefcheidungsgründe allerdings den provinzial⸗ 
rechtlichen der Kirchenorbnungen in foro civili derogirten. Anders 
ſei es jedoch im Gebiete der Kirche, wo die Geiftlichen für ihre Amts—⸗ 
verpflichtungen und Verrichtungen in den Kirchenordnungen die normi- 
renden VBorfchriften nach wie vor fänden. Aus der Frage der Wieder 
trauung Tönne fein Conflict entftehen, wenn auch die weltliche Obrigfelt 
ein Firchliches Gebiet neben dem ihrigen anerfenne. Diefe Grunbfäke 
wären auch leitend in dem erwähnten Gutachten des Kronfyndicats, 
und bie Königl. Staatsregierung habe fich dazu feines Wiſſens befannt. 
Jeder Conflict werde fich löfen, wenn man fich zu dem Grundſazz be 
fenne: „Ein Jeder lerne feine Lection, dann wird es gut im Haufe 
ſtohn.“ Die Scheidung fei des Staats, die Wiedertrauung der 
Kirche. Ob die separatio a thoro et mensa durch bürgerliced 
Geſetz einzuführen, ftehe zumächft zur Entfcheivung des Staats, Der 
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Ricche. ftche es aber wohl an, ihren guten Rath zu geben, und bem 
Staate zu fagen, daß fie ihrerfeitd gegen eine folche Aushülfe Fein 
Bedenken haben würde. Was aber die Civilehe anlange, fo ſei es 
dringend nöthig, daß bie Conferenz darüber zu einer felbftändigen An⸗ 
ficht fomme. Mit großem Danf fei es, anzuerkennen, daß die fittlichen 
Köthe in den ehelichen Verhältnifien auf beiden Gebieten, des Staats 
wie der Kirche, zum Bewußtfein gefommen, beide bereit wären, zur 
Abhülfe Hand anzulegen. Schon in der bloßen Bereitfchaft liege ein 
Segen. In Folge der bloßen Berathung des Ehegeſetzentwurfs im 
Herrenhaufe wären im. legten Jahre 600 Ehen weniger als früher 
gefchieden worden, die bloße Hinweifung auf die Erfchwerung ber firch- 
lichen Wiederverheirathung begünftige bie geiftlichen Sühneverfuche. Da 
würde nun die Einführung der Civilehe dem beiverfeitigen Unternehmen 
gerade feinen ganzen Kern nehmen, fie würde dem zur Verſöhnung 
mahnenden Seelforger wie ein Hohn entgegengehalten werden. Die 
Nothwendigkeit der Firchlichen Einfegnung einer chriftlichen Ehe fei ein 
von der evangelifchen Kirche fchwer erfämpfter Sab, und Dagegen 
würde es Fünftig zweierlei Ehen geben, von Leuten, welche die Kirche 
dazu eingefegnet, und dann von folchen, welche, dieſes verachtend, von 
bürgerlichen Beamten zufammengegeben wären. Eine foldhe Ehe folle 
dabei alle weltlichen Rechte der Ehe in Bezug auf Vermögen, Kinder 
u. f. w. verleihen, und die Eheleute follten fogar zur Kirche gehören, 
bie ihnen doch die Trauung verfagt; ed follten die Kinder derſelben 
Kirche zur Taufe und Eonfirmation zugeführt werben. Welchen Eins 
drud, glaube man, werde ein folches Verhältnig auf den fchlichten 
Mann machen, der von Bivilehe nicht verftche. Wenn der Pfarrer 
bie in folcher Ehe Lebenden vom heiligen Sacrament zuruͤckweiſe, dann 
entftehe ein Conflict viel bevenklicherer Art, als man durch. die Civilehe 
zu vermeiden fuche, ein Conflict innerhalb ver Kirche, und am 
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eine Civilehe und erfcheine es nicht unangemefien, daß, die, welche fich 
von der Kirche losfagen, von berfelben auch ganz zurüdtreten. Er 
bitte dringend, nach dem Borfchlage des Staatsminifterd Uhden ein 
ernftes Zeugniß dafür abzulegen, daß die Kirche von Einführung der 
Civilehe entſchieden abrathe. 
Geheimerath Bluhme erklaͤrte ſich gegen beide Anträge, ſowohl 
des Dr. Goͤſchen, der die Civilehe empfehle, wie des Miniſters Uhden, 
der davon abrathen wolle. Die Empfehlung wuͤrde der kirchlichen 
Conferenz allerdings uͤbel anſtehen; aber auch die Abmahnung liege 
nicht in deren Competenz; er glaube ſeinerſeits, daß an der Civil⸗ 
Nothehe als einem Ausnahmezuſtande das kirchliche Gewiſſen erweckt 
und abgeklärt werden fönne. Wenn er der Civilehe das Wort rede, 
fo meine er die allgemeine, nicht die Civil⸗Nothehe, und habe den 
Gedanken, daß auch die bürgerliche Behörde bei Schließung jeder Ehe 
mitwirken möge. Die Civil⸗NRothehe, wo bie Trauung von ber Kirche 


. 


458 | Siebzehnte Gikung. 


verfagt, vom Staate für entbehrlich erflärt werde, wolle er nicht 
empfehlen; aber ald dem evangelifchen Kirchenrecht abfolut wider⸗ 
ftreitend koͤnne er fie auch nicht halten. Die Kirche brauche folche Ehe 
nicht zu fegnen, aber dürfe den darin Stehenden ihre Obhut auch nicht 
verfagen. Den Austritt aus der Kirche möge man nicht fo leichthin 
fordern, und erwägen, daß der Eintritt Fein freier fei. Er rathe nicht 
zu dem Uhden'ſchen Antrage, vielmehr, die weitere Erttwidelung abs 
zuwarten. 

Ober⸗Praͤſident v. Witzleben erachtete es zwar auch ſeinerſeits 
nicht fuͤr ſtatthaft, den Beſchluß vom 26. d. M. nochmals ſpeciell zu 
discutiren, erklaͤrte aber, es ſich vorbehalten zu muͤſſen, ſeine ferneren 
Abſtimmungen jedesmal aus dieſem Beſchluſſe zu motiviren. In Con⸗ 
ſequenz ſeiner Stellung zu jenem Beſchluſſe muͤſſe er entſchieden gegen 
die Civilehe als eine Aushuͤlfe ſtimmen, da der Staat nichts legalifiren 
folle, was die Kirche verwerfe, "während er erwartet hätte, daß Die 
jenigen, welche dafür geflimmt, daß Staat und Kirche ihre eigenen 
Wege zu gehen hätten, jebe Aeußerung über die Civilehe ablehnen 
würden. Wenn man fage, die Kirche habe dem Staate für feine Ge 
feugebung Rath zu geben, fo ſcheine man died fo zu verftehen, daß 
der Staat den Rath der Kirche wohl zu fuchen und zu befolgen Habe, 
die Kirche aber ded Raths des Staated entbehren koͤnne. Dies fd 
der bedenkliche Grundfag der Fatholifchen Kirche, der zu vielen Con⸗ 
flicten führe. Seiner Meinung nach dürfe Fein Gegenſatz zwifchen 
Kirche und Staat bleiben, müfle daher eine Lölung gefunden werben. 
Man müffe das bürgerliche Geſetz zu ändern fuchen, aber nicht blos in 
Anfehung der EHefheidung, fondern auch der Ehefchließung. 
Ferner folle man nicht den entſcheidenden Accent fo fehr auf die mas 
teriellen Rechtöbeftimmungen ald auf das Scheidungsverfahren 
und defien Ernſt legen. Er halte für einen angemeffenen Ausweg bie 
Einführufg befonderer Ehegerichte, mit weltlichen und geiftlichen Bel- 


figern befeht, deren Ausfprüche alddann auf dem Firchlichen, wie auf 


dem Staatsgebiet verbindlich erklärt werden müßten. 


Dr. ®öße bemerkte auf das Obige perfönlich, daß er das Ber: | 


haltniß von Staat und Kirche nicht fo gefaßt Babe, wie der Ober 
Präfident v. Witzleben es ausgedrüdt, fondern in dem Verlangen, 
daß jeder Theil feine Lection gut lernen möge. Beide Gewalten 
möchten fich in Frieden in ihren Bereichen zu gegenfeitiger Hülfeleiftung 
anerkennen. 
Staateminifter Uhden bezog fich zur Rechtfertigung des von ihm 
überreichten Antrags auf das von dem Dr. Göhe Gefagte und nahm 
für die Competenz zu dieſem Antrage Bezug auf den Schluß der ver 
Berathung zum Grund liegenden Denffchrift des Evang. Ober⸗Kirchen⸗ 
raths. Gegen Geheimerath Bluhme hob derſelbe hervor, daß der 
Staat aufgefordert werden muͤſſe, feine Verbindung ale eine Ehe zu 
fanstioniven, welche Die Kirche nur für Ehebruch halten Fönne. Gr 
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fönne ed auch nicht für einen Schaben erachten, wenn bie feindlichen 
und todten Glieder von der Kirche ganz ausfchieven, und für folche 
beſtehe bereit das Inſtitut Der Civilehe. 

Conſtſtorial⸗Director v. Roeder erklärte fich gleichfallö gegen bie 
Civilehe, unter Bezugnahme auf das dagegen bereitd Gefagte, und hob 
beſonders hervor, daß eine folche in Schleften fehr nachtheilig wirken 
werde, mo man fchon jet Heirathodispenſe mit der Drohung des 
Mebertrittö oder Austrittö zu erlangen fuche. | 

Präfident v. Gerlach kam noch einmal auf den Beichluß vom 
26.9. M. zurüd. Die darin enthaltenen Worte „ohne Rüdfiht auf 
den Staat” follten nur die Freiheit der Kirche wahren, nicht fie dem 
Staate entziehen. Diefe Selbfländigfeit vorausgeſetzt, folle die Kirche 
die Roth im Staatögebiet fich recht zum Herzen nehmen. Seht, wo 
dieſe Selbfländigfeit noch bezweifelt wäre, gelte ed aber für die Kirche, 
ihre Peincipien mit befonderer Strenge zu wahren. Sn feinem richters 
lihen Amte empfinde er beſonders tief die großen Nöthe unferer Zeit 
und als das beite Heilmittel erkenne er die praftifche Aufrechthaltung 
der firengen Grundfäe der Kirche. Wenn man auf die Eivilehe als 
ein Heilmittel gewiefen habe, fo fei nicht Die Frage, ob überhaupt 
die Eivilehe einzuführen, fondern ob die Eivil-Nothehe in die 
Kirche einzuführen ſei. Er mache auf das große Aergerniß aufmerf- 
fam, wenn der Staat für evangelifche Ehriften zur Volliehung des 
Ehebruchs amtliche Bureaux eröffnen wollte. Katholifen würden evan⸗ 
gelifch werden, um an diefem Vortheil theilzunehmen, und fel es höchft 
zweifelhaft, ob gegen das Wergerniß von der Kirche mit Ercommunis 
cation wirkſam eingefchritten werden koͤnne. Er müfle es für aus; 
reichend halten, daß bie Civilehe für diejenigen bereits‘ eingeſetzt fei, 
welche nicht zur Kirche gehörten, und vermöge es nicht für eine Härte 
zu balten, wenn man diejenigen zum Austritt aus der Kirche beivege, 
die Das fanfte Joch Ehrifti nicht zu tragen vermöchten. Der Firchliche 
Bann fei ein Liebeswerf, ein Werk mütterlicher Zucht der Kirche, wie Die 
ſchmalkaldiſchen Artikel lehrten. Eine Erklärung für die Civilehe werde 
außerhalb diefer Eonferenz als ein Sieg der Partei erfcheinen, welche 
für die Brivolität der landrechtlichen Beftimmungen freite. 

Bräfed Dr. Albert erflärte, daß er dem Beichluffe vom 26.0. M. 
nur wegen feiner Yaflung nicht beigetreten fei, und daß, abgefehen 
davon, auch er die Anficht Habe, daß die Frage der Firchlichen Wieder⸗ 
verheirathbung nur von der Kirche entfchieden werben fünne. Er flimme 
beöhalb den von dem Conſiſtorial⸗Director Noͤldechen geftellten Ans 
tragen zu. 

ß Profeſſor Dr. Goͤſchen conſtatirte, daß er und Andere der Aus⸗ 
fuͤhrung des Kronſyndicats⸗Gutachtens nicht zuſtimmten. 

Hiermit ſchloß der Vorſitzende die Discuſſion. 

Der Referent, Geheimerath Heffter, hob nochmals die Geſichts⸗ 
punkte hervor, wie ſich die Kirche entſtehenden Conflicten gegenuͤber zu 
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verhalten habe und insbeſondere wie in Bezug auf Die Eivilehe. Er 
wünfche Freiheit für folche Befchlüfle vorbehalten, die etwaige Eonflice 
vermeiden Könnten, rathe aber nicht zur Einführung der Civilehe. In 
England fei die Civil⸗Regiſtrirung von Ehen, zur Sorge der Kirche, 
im wächfenden Zunehmen, und müffe man auch bei und den vorhan⸗ 
denen Stand der Sittlichkeit im Volke in forgfältige Erwägung ziehen. 
Gleichwohl könne er dem Antrage des Minifters Uhden nicht das 
Wort reden und meine, daß der Staat in diefer Sache fich felbft m 
berathen habe. Auch den von den Präfidenten Dr. Götze und v. Ger: | 
lach ausgefprochenen Anfichten über den Austritt der zur Civilehe 
Schreitenden aus der Landeskirche vermöge er nicht beizutreten. Die Re 
formation erfenne den Bann nur ald ein Aeuperliches, die Ausftoßung 
aus der Kirche aber als über die Grenzen ber rechten Kicchenzudt 
binausgehend. Er fönne nur babin antragen, über den geftellten An- 
trag zur Tagesorbnung überzugehen, in welchem Sinne Gebeimerath 
Bluhme folgenden Antrag formuliert überreichte: 
„In Erwägung, daß die Eonferenz einerfeits Feine Gründe haben 
„tann, die Einführung der Eivil-Nothehe zu empfehlen, anderer 
„ſeits aber auch Bedenken tragen muß, der bürgerlidhen Geſez— 
„gebung in dem Augenblice, wo fie fih dem kirchlichen Eherechte 
„näher anzufchließen bereitet, beengende Schranken zu feßen, läßt 
„die Eonferenz hierauf bezügliche Anträge des Herren —— 
„Göſchen und des Herrn Staatsminiſters Uhden auf ſich 
„beruhen.“ | | 
Es regulirte der Borfigende die Abflimmung dahin, daß zuaft 
über den Antrag des Geheimeraths Bluhme und dann über den bes 
.. Minifters Uhden abgeftimmt werben follte. 
Der Antrag des Geheimeraths Bluhme wurde darauf mit 38 
gegen 6 Stimmen abgelehnt, 
dagegen der von Götze, Naumann, v. Mittelftädt, v. Roͤ⸗ 
der, v. Strampff, v. Gerlach, Noͤldechen unterflüßte Antrag 
des Minifters Uhden: 

- Die Eonferenz wolle auöfprechen, daß fie in der Zulafiung ber 
Eivil-Nothehe für geſchiedene Evangelifche, denen die kirchliche 
Trauung verfagt wird, ein geeignetes Mittel zur Löfung ded 
Conflicts zwifchen dem bürgerlichen und dem Firchlichen Ehe 
rechte nicht zu erbliden vermöge; daß fie davon vielmehr ent: 

ſchieden abrathien müffe, 

von der Berfammlung, und zwar im erflen Sage mit 42 gegen 2, 
im zweiten mit 36 gegen 6 Stimmen, fomit ganz angenommen. 
Mit Annahme diefes Antrags erklärte der Vorfigende ben Antrag 
des Dr. Goͤſchen für erledigt. 
Hierauf ftellte der BVorfigende die Frage zur Discuſſton: 
welche Ehefcheidungsgründe von der Kirche als das Band 
loͤſend anzuerfennen feien? 
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um daran die Frage zu Tnüpfen, ob bie Berfammlung die Zuläffig- 
feit von Analogieen im Princip anerfenne oder nicht? 

Der Referent, Geheimerath Heffter, verlas die Hier einfchlagen» 
den Anträge bes Eorreferenten, Conſiſtorialraths Tho luck (vergl. oben 
S. 407), des Hofpredigerd Krummacher, Confiftorial» Directors 
Nöldechen, Eonfiftorialrati8 Hammerſchmidt, Minifterd Uhden, 
Dräfidenten v. Strampff und des Dr. Göſchen, (welcher lebtere 
jevoch zurüdgezogen wurde), ingleichen einen von ihm felbft einge- 
brachten Antrag. 


„Die evangelifche Kirche erkennt nach der Lehre des Neuen 
„Teſtaments nur zwei gültige Ehefheidungsgründe an: 

1. „den thatſächlichen Ehebruch; 

2. „die böslihe VBerlaffung aus religiöfem Gegen» 
„Tag des außerhalb der hriftlichen Kirche ſtehen— 
„den einen Battengegen den hriflihen Glauben. 
„des andern; 

„und fie verfieht fih nur zur Wiedereinfegnung folcher Gefchiedener 

„zu einer neuen Ehe, welche bei den genannten beiden 

„Ballen als der unfhuldige Theil erfunden wurden.“ 
| Dr. Krummacher. 


1. „Ueber die Zuläffigkeit und Unzuläſſigkeit der kirchlichen 
„Wiederverheirathung bürgerlich gefchiedener Ehegatten haben die 
„Lirhenregimentlichen Behörden (Konfiftorien und Evan. 
„gelifcher Ober⸗Kirchenrath) zu entfcheiden. 

„Ohne erhaltene Autorifation find die Geiflichen zur Boll 
„ziehung der Trauung nicht befugt. 
3. „Die Norm der Entfcheidung ift nicht das bürgerlihe Ge⸗ 
„ſetz; vielmehr haben die kirchlichen Behörden ihre Entfcheidung 
„nach den von der Kirche fefigeftellten Srundfägen des chriftlich 
„pröteftantifchen Eherechts, 
„wie folches in dem Worte Gottes begründet ift und in 
„den älteren proteftantifchen Kirchen⸗ und kirchlichen Che. 
„ordnungen beſteht, 

„zw treffen. i 

3. „Aus der Unzuläffigfeit der kirchlichen Trauung folgt die des 
„kirchlichen Aufgebots. 

„Brachtet das Kirchenregiment die Trauung für zuläffig, 
„6 wird von dem betreffenden Geiftlichen aber das Aufgebot 
„auf Grund der Allerhöchſten Drdre vom 30. Januar 1846 ver: 
„weigert, fo it von dem Aufgebot Abftand zu nehmen.“ 
Nöldechen. 


„Die Conferenz wolle erklären: daß, obgleich aus den betreffen⸗ 
„den Schriftfiellen ein abfolutes Eheverbot auch für den ſchuldigen 
„heil einer unter Tirchlicher Anerkennung gefchiedenen Ehe nicht 
„bervorgeht, doch die Kirche das Recht und die Pflicht habe, aus 
„BSründen der Disciplin dem gefchiedenen Schuldigen die 
„Schließung einer abermaligen Ehe nach den Umfländen ganz 
„Dder zeitweife zu verfagen.” HSammerfhmidt. 


„Die Eonferenz wolle dem Kirchentegimente rathen, im An⸗ 
„ſchluſſe an die ältere und ernſtere Praxis der evangeliſchen Kirche 
1. „nur Ehebruch und bösliche Verlaſſung als Ehe 
„Theldungsgründe firchlicdy anzuerkennen, und zwar die bös— 
„liche Berlaffung nur unter den. Borausfepungen und Bes 
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„ſchräänkungen, unter welchen jene Praxis fe gelten Th; 


„bei geringeren Berfündigungen gegen die Ehe die Tren: 
„nung von Zifh und Bett als ein den Geundfägen 
„der evangelifchen Kirche gemäßes Mittel anzuerkennen, um 
„dem verlegten Ehegatten und der Familie Schug zu fe 
„währen, die Beilerung des fchuldigen Ehegatten vorzude 
„Leiten und die Ehe felb aufrecht zu halten; und 

„dem gefchiedenen fchuldigen Ehegatten bei Lebzeiten des 
„andern Ehegatten die kirchliche Einſegnung einer neun 
„Ehe zu verfagen.“ 


Uhden. Götze. v. Gerlach. Tholud. C.v. Voß. Büdfel, 


„Die 
1. 


3 


Nachdem 


ferenten in dieſer Sache, mit Ausnahme des Dr. Tholud, durch die 


„Die Wiederverheirathung der gefchiedeuen, für ſchunig et⸗ 


hohe Verſammlung wole beſchließen: 
als froh gültige Scheildungsgründe werden nur an 
„erkann 

„Ehebruch und bösliche Verlaſſung, 
„die bösliche Verlaſſung jedoch nur inſofern, als die Obrigkeit 
„den entlaufenen Ehegatten nicht mit den von ihr für Hate 
„baft erachteten Zwangsmitteln zur Rückkehr und zur Fort 
„ſetzung des ehelichen Lebens zu beftimmen verman. 
„Dei andern Berfehuldungen darf der unfchuldige Ehegatte 
„Trennung auf beflimmte oder unbefimmte Zeit richterlih 
„nachfuchen. 


„Härten Ehegatten darf nur mit Genehmigung des Bon 
„Aorhums, reſp. des Evangelifchen Ober. Kirchenraths, et: 
„folgen. \ 

„Die Geiſtlichen find verpflichtet, fobald die Eheſcheidung 
„durch rechtskräftiges, richterliches Erkenntniß wegen Ehe 
„bruchs oder böslicher Verlaſſung ausgefprochen if, dit 
„Lirchlihe Trauung der gefchiedenen Ehegatten, und zwar 


„der Genehmigung des Conſiſtoriums, refp. des Evange⸗ 
„lifchen Ober⸗Kirchenraths, in Gemäßheit der kirchengeſeß 
„lichen Vorfchriften, unweigerlich zu vollziehen, und können 
„dazu von der vorgefegten Kirchenbebörde im Disciplinar 
„wege angehalten werden. 


. „Es ſteht den Geiſtlichen nicht zu, dem richterlichen rechts 


„eräftigen Ausſpruch einer nochmaligen Unterfuchung und 
„Entfheidung zu unterwerfen, oder Scheidungsgründe 
„weiche der Richter als folche nicht erfannt bat, für irgend 
„maßgebend zu erachten. 

„Dagegen wird die Herfiellung von Ehegerichten, aus welt 
„lichen und geiflichen Mitgliedern beftiehend, wo möglıd 
„mit Zuziehung des Seelforgers der Ehegatten, für heilſam 
„und zwedentiprechend gehalten. 

„Die Conferenz richtet an des Königs Majeſtät, als ober 
„Ken Träger der evangelifchen Kirchengewalt, die alleruntet: 
„thänigfte Bitte, die vorſehenden Grundfäge, allenfalls nad 
„anderweit eingeholtem Rathe, als Recht der evangeliſchen 
„Kirche in der preußifchen Monarchie Allerhöchſt auszu⸗ 


„foreden.“ 09. Strampff. 
Superintendent Hasper erflärt hatte, daß die Re 


„des unfchuldigen fofort, des fchuldigen nach Beibringung 
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bisherigen Verhandlungen gewiffermaßen auf die Armefuͤnderbank gefeht, 
indem fie einer laxen Auffaflung des Wortes des Herrn bezuchtigt 
wären; daß er jedoch dieſes Wort auch feinerfeits nicht fpiritualiftifch 
faffe, Dennoch aber, nach dem Vorgange des Apoſtels Paulus, das 
Prineip der Analogieen nicht zu beftreiten vermöge, Indem der Herr 
in Bezug auf die von dem Leben aus Gott Abgewanbten noch immer 
den Weg fleter herablafiender Offenbarung gehe und die Welt des 
neuen Bundes noch immer herzenshart fei, wie bie des alten: erklärte 
ver Borfißende, wie er glaube, die volle Einigfeit der Berfammlung 
dafür vorausfegen zu Tünnen, daß der Ehebruch von ber Kirche als 
ein fchriftgemäßer Scheldungsgrund anzuerkennen ſei. 

Herr Superintendent Ball flimmte dem zu, überreichte jedoch 
den folgenden Antrag: 

„Die Conferenz erflärt, daß fie unter dem Ausdrud Ehebruch 

„jede nopveie, alfo namentlich auch Sodomiterei, Beftialität und 

„andere unnatürliche Sünden verſtehe.“ ' 
wonach die unnatürfiche Befrievigung des Gefchlechtötriebes dem 
Ehebruch gleichzuftellen. * 

Profeſſor Jacobſon vertheidigte dieſe Extenfion des Begriffes 
des adulterii unter Hinweiſung auf Auguſtin, Hieronymus, das 
canoniſche Recht, die Praxis und das Landrecht. 

General⸗Superintendent Hoffmann erklaͤrte ſich mit dem An⸗ 
trage einverſtanden, nur wünfche er darunter die zogvsia de Mannes 
eben fo wie die der Frau begriffen. | 

Hofprediger Krummacher und Conſiſt.⸗Rath Lehnerdt wuͤnſch⸗ 
ten Dagegen den beantragten Zufag nicht ausbrüdlich angenommen, und 
bemerfte der Xebtere, daß es fich hier überhaupt um den Aoyos rrog- 
yes handle, die unnatürliche Unzucht aber nur potenzirte Hurerei fei. 

Minifter Uhden erflürte fich auch gegen die ausprüdliche- Ans 
nahme bes Antrags. Es werde genügen, wenn in dem von ihm ge⸗ 
fiellten das Wort „mropvele““ neben „Ehebruch“ eingefchaltet werde. 

Hiermit war man allgemein einverftanden, und 308 Superinten- 
dent Ball feinen Antrag zurüd. 

Der BVorfigende ſtellte darauf die Frage zur Discuſſion: 

ob auch die bösliche Verlaſſung als ein fchriftmäßiger 
Scheidungsgrund anzuerkennen fel, 
wobei die Anträge des Minifters Uhden, Nr. 1, ded Präflventen 
v. Strampff, Nr. 1, des Dr. Krummacher und des Dr. Göfchen, 
U ad 2, in Betracht Tommen. 

Präfivent v. Gerlach trug vor: Der. Begriff der malitiosa de- 
sertio ſei durch das Allg. Landrecht fo ausgedehnt, daß er von ber 
allerkleinſten Eheftörung nicht mehr zu unterfcheiden ſei. Ein ehelicher 
Zwift veranlaffe die Frau, in ein andered Haus oder vieleicht nur in 
eine andere Stube desſelben Haufed zu ziehen, dann werbe ein ge 
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richtliches Mandat an fie erlaſſen, zu ihrem Manne zuruͤchubehren, 
und, wenn fie in der geftellten Friſt nicht Folge leifte, werde die Ehe 
wegen bößlicher Verlaffung gefchieden. So lange dieſes Unweſen br 
ftehen bleibe, helfe feine andere Beſchraͤnkung ver Ehefcheidungsgrüne. 
Man brauche, um fich davon zu überzeugen, nicht blos an Fälle der 
Eollufion zu denken, fondern an ernfllich gemeinte Kalle, wie denn 
gerade auf dem Lande dergleichen Rüdfehr in das elterliche Haus 
häufig vorfomme, wenn eine junge Frau fich mit der Schwiegermutter 
im Haufe nicht vertragen Fünne, ober bei anderen Eheirrungen, welde 
ohne jene landrechtliche Beftimmung leicht vorübergehen wuͤrden. Dieſes 
lare Berfahren muͤſſe nothwendig abgeftelt und dürfe als desertor 
nur der angefehen werben, der, in der Abficht die Ehe aufjulöfen, 
davongegangen und dem Arm der Obrigkeit unerreichbar fei, daher 
entweder in unbefannter Abwefenheit oder unerreichbarer Entfernung 
lebe. So habe das ältere Recht und die ältere Praxis die Defertion 
behandelt und den erreichbar Entwichenen ftetd durch Zwang⸗ 
maßregeln zur Herftelung der ehelichen Gemeinfchaft angehalten. Bon 
folder Noͤthigung Mi aber im Landrechte nach jetziger Auffafiung nicht 
mehr die Rede. Die Kirche koͤnne die Defertion in dieſer Ausartung 
des Begriffd nimmer anerkennen; noch weniger gar ald einen Maßſtab 
für andere analoge Scheidungsgründe. Er bitte deshalb, dem Antrage 
des Minifterd Uhden zuzuftimmen, welcher den Begriff ber Defertion 
auf fein rechtes Maß zurüdführe. | 

Generals Euperintendent Hahn führte aus, wie dieſe Eonferen; 
fih als eine evangelifche audzufprechen habe, und für fie nur dad 
Wort ded Herrn und feiner beglaubigten Kinder, und je nad) deſſen 
einfachem, natürlichem Sinn, leitend fein dürfe. Danach wären nur 
Ehebruch und bösliche Verlaffung als Scheivdungsgründe Namens der 
Kirche anzuerkennen. Wollte die Konferenz fich anders ausfprechen, [0 
würde fie in eine üble Stellung kommen; fchon zur katholiſchen Kirche, 
welche das Gebot des Herrn wenigftend nicht relarirt habe. Er müfl 
deshalb den Anträgen der Herren Uhden und v. Strampff ik 
fiimmen. Die Ehe ſei eine Schule der Gerechtigkeit und der Webung 
in Geduld, diefe eine Frucht der Liebe. Ob noch andere Scheidung® 


gründe anzuerkennen, müffe der Beurtheilung der Ehegerichte in com 


ereto überlaffen bleiben, ebenfo, ob die Kirche in einzelnen Fälm 
Barmherzigkeit zu üben habe. 

Präftdent v. Strampff fprach für die von ihm geftellten Aw 
traͤge und berief fi) wegen bes Begriffs der böslichen Verlaffung auf 
die Ausfprüche Luther’s. Kein Ehegatte duͤrfe feinen Leib dem andern 
entziehen, denn er fei nicht mehr der Herr feines Leibes. Die ſoge⸗ 
nannten sponsalia de futuro würden nach canonifchem Recht zu Ehen, 
wenn die copula carnalis hinzutrete, und ber Papft koͤnne von der 
Ehe dispenfiren, fo lange jene noch nicht fattgefunden Habe. De 
wirklicher malitiosa desertio finde ein Zerreißen bes Ehebandes 
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niit minder Statt als beim Ehebruch. Man faffe die Suche aber 
nicht recht, wenn man nur bei Unerreichbarfeit des entwichenen: Gatten 
Deiertion annehme. Schon in der Alteften Braris habe es. fire Defertion 
gegolten,. wenn eine Frau ihrem Manne nicht ‚folgen wollte. . Sei ver 
Entwichene erreichbar, ſo .müfle er durch Zmangsmittel zur Fortfegung 
der Ehe ‚angehalten werben. . "Died thue das jehige Ehegeſetz nicht: und 
darım .müffe dazu gerathen werden. Er. exrfenne den Mißbrauch. an, 
ver mit dem Eheſcheidungogrunde ber Deſertion getrieben werde; ‚Doch 
höre dieſe Darum nicht auf, ein. voller Eheſcheidungsgrund zu: fein. 
Für den Berlaffenen ſei es jedenfall: gleich, ob. deu Verlaſſende fich 
näher oder fernew aufhalte. Die Obrigkeit, habe die Pflicht, die Ruͤckkehr 
durch Iwangamaßregeln zu erwirken, umb ed .fei nicht zu rechtfertigen; 
die Deſertion unbeſtraft zu laffen, wo: geringere Wergehen beftraft 
würden. Man möge die. Defertion als Scheidungsgrund erfchweren, 
dann aber auch als einen folchen irchlich anerkennen... Dahin ziele 
fin Antrag. Grfenne man feinen Zwang für Den exreichbaren Defertor 
an, jo fomme man auch.mit der temporairen Sepaxation der Ehegatten 
11 121117 SE En SE Eee 
Staatsminiſter Uhden erflärte fich gegen die. Antoäge des Pruͤ⸗ 
foenten v. Strampff, weil die Aufgabe der Gonferenj:nicht ſei, Vor⸗ 
Ihläge für wie bürgerliche. Gefeßgebung zu machen, ſondern für ‚Die 
Kirche den Begriff: der Defertion feflzuftellen. .. Dies in, einer genauen 
Formulirung zu, ihun, halte, er nicht für: raͤthlich, es genuͤge Die Hin⸗ 
Fan auf Die ältere und unzweifelhafte Praxis in ‚der evangeliſchen 
itche. a J DT 5 
Profeſſor Jacobſon hielt eine naͤhere Beſtimmung nd dem 
Bortlaus, von 1 Cor. .7 noͤthig, welchem. ver -Begriff: der malitiosa 
desertio nach einer. feſten Tradition analog nachgebildet ſei. 
Conſiſtorialraih Liedke faßte die Defertion: als Analogie des 
Chebruchs auf. re 
Conſiſtorialrath Lehnerdt erklärte, daß die malitiasa desertio 
in dem Sinne, wie: wir fe auffaffen, in ber Stelle 1 Cor. 7 fih nicht 
finde. Die im dieſer Stelle vorausgeſetzte Lage finde fich bei. und nicht. 
Öegenwärtig wären die Eheleute ſchon getauft und fünne darum von 
dem Falle jener Stelle bei uns auch nicht Die Rede fein. Das Chriften- 
thum fei ein Geruch. des Lebens zum Leben und des Todes zum Tode; 
dies ſei das Verhaͤngnißvolle und bezeichne die damalige Sachlage, 
Den gegenwärtigen Begriff der malitiosa desertio könne man nur 
mdirect aus der Schrift herleiten und. damit fei ſchon das Princip der 
Analogieen hergeſtellt. u 
Profeffor Bdfhen gab an, daß bie. älteren Klechenorbnungen 
den Fall nicht vor Augen haben Fönnten, wo ein Ehegatte, aus nicht 
Iheiftmäßigem: Grunde geſchieden, eine ‚andere Ehe eingegangen fei. 
Auch in dieſem Halle müffe eine Defertion erfannt werden, auch hier 
30 
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fei der anderweitig Verehelichte unerreichbar. Died wolle ſein YAnteyp 
zum Anerkenntniß bringen. ZZ 

Praͤſident Korb erklärte fich gegen bie, den Begriff ber Defertion 
einfchränfende &laufel in dem Antrage bes Minifters Uhden. Dre 
Einn derfelben folle doch fein, daß nur bei Unerreichbarkeit ve 
entwichenen Ehegatten eine Dejertion anzunehmen ſei. &8 frage ſich 


ober, was heut zu Tage unter Unerreichbarkeit zu verſtehen fei. Die 
Bezugnahme auf die „Altere Praxis“ praͤciſire dies noch nicht. Ihm 
erfcheine die bösliche Verlaſſung, wo fich ein Theil dem anderen gan 


entzieht, gewiſſermaßen ald ein negativer Chebruh. Zwangsmaf- 
zegelm zur Nüdkehr könne er nicht empfehlen; man werde nicht weit 
damit fommen; und Strafen wären feiner Anficht nach unmöglid. 


Die Eheverorbnung von 1844 fchließe-bereitö die Faͤlle von Eollufonn 


aus, und folle ber Ungehorfam gegen ba® mand. de rer. Die Scheidungs 
age allein noch nicht begründen. Ä . 

Dr. Krummacher erflärte, daß, wenn In der Frage bad Wori 
Goltes allein entfeheide, dann auch der von ihm geftellte Antrag allen 
begründet fei. Der Begriff der Defertion, wie ihn die Kirchenordnungen 
aufflellen, .umb .wie ihm der Antrag des Miniſters Uhden präcfier, 
enthalte ſchon ein Beſchreiten des Weges ber Analogieen. Gegen di 
Anwendung des priacip. analagiae.. habe er ſich bereits emtichieben. 
Er wuͤnſche aber nicht die Brüder in die beunruhigende Lage zu. bringen, 
gegen einen Antrag ſtimmen zu müffen; der ſich lediglich auf den Voden 


der Schrift ſtelle. Deshalb wolle er feinen Antrag zurüdziehen und 


fih dem des Miniſters Uhden anfchließen. 
Mit, Vorbehalt der weiteren Diecuſſion über.. das Princp ver 


Analagieen wurde pon dem Vorſitzenden hierauf die Discuſſton gefchlefien 


Der Antrag des Minifterd Uhden wurde in folgender Fafınz 


won her Verfantmlung ‚ohne nameniliche Abſtimmung allgemein an⸗ 


genommen: 


„Die Conferenz rathe dem Kirchenregimente, im Unfchinfe an 

„die ältere und ernſtere Praxis der evangeliihen Kirche, Eht⸗ 

bruch Cnogneia) und bösliche Berlaſſung als Edeſche— 
„dungsgründe kirchlich anzuerkennen, und zwar die bösliche Ber 

„laſſung nur unter den Borausfepgungen und WBefchräntungen, 

- „unter weichen jene Praxis ſie gelten laſſe“, 

wobet die Frage vorbehalten blieb, ob Chebruch und Böstiche Verlaffung 
allein als Eheſcheidungsgründe von der Kirche anzuerfennen wären. 

Hierauf brachte der Borfipende den Antrag. des Praͤſidenten 

v. Strampff zur Abftimmung: 

. „ss firchlich guͤltiger Eheſcheidungsgrund wird die bäslict 
„Berlaf —9— AH CHR Aal als die Obrigkeit den ent 
„laufenen Ohegatten nicht mit den von ihr flır farhaft erad- 
„teten Zwangsmitteln zur Rückkehr und zur Fortfegueng des ehe⸗ 
„lichen Lebens zu beſtimmen veruag“,. nn 
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und wurde dieſer Antrag, den Präfident v. Gerlach für eine Ver⸗ 
ſchärfung des Antrags des Minifters Uhden erachtete, nach Ausweis 
der Stimmlifte mit 24 gegen 19 Stimmen angenommen; endlich auch 
der Antrag des Dr. Göſchen: 


„daß für eine böslihe Berlaffung auch zu erachten fei, 
„wenn ein Ehegatte von dem andern gegen defien Willen bürger: 
"Lich gefchieden und dann zu einer neuen Ehe gefchritten fei“, 


mit 21 gegen 16 Stimmen angenommen. 
Hierauf if die Sitzung gefchloffen, und zur Fortfegung der Dis⸗ 
euffion auf den 29. November h. 10 eingeladen. 


a. U 8. 


v. Uechtritz. Noeldechen. Stiller. König. Thielen. 


80% 


Achtzehnte Sitzung. 


— — —— — 


Berlin, den 29. November 1856. 


Die achtzehnte Sitzung der Kirchen» Eonferenz wurde buch den 
Superintendenten Hasper mit. Gebet öffne, 4..." | 

Auf eine Frage des Vorſitzenden bemerkte Präfivent v. Strampff, 
daß fein Antrag auf ein Zeugniß gegen die franzöftfche Geſetzgebung 
al8 erledigt angefehen werden fünne und daher wegfalle. Präfivdent 
benachrichtigt die Verfammlung, daß gleichzeitig mit Der Frage nad 
Zulaffung von Analogieen auch der Antrag auf eine separatio tem- 
poraria zur Discuffion geftellt fei, da dieſe separatio von Vielen ald 
ein Erfag für die von ihnen nicht gemwollten Analogieen aufgefaßt werde. 

Referent bemerkt zur Gefchäftsordnung: Nach Inhalt der geftrigen 
Beichlüffe feien Ehebruch vefp. ropvsi« und bößliche Verlaffung ad 
Gründe der Ehefcheidung anerkannt und fei zugleich noch der vom 
Profefior Dr. Goͤſchen geftellte Sperialantrag angenommen worben, 
dagegen habe der von dem Apoftel Baulus 1 Eor. 7 aufgeftellte Grund 
der Ehefcheidung gar feine Berüdfichtigung gefunden und fei derielle 
nur in dem Antrage ded Staatdminifterd Uhden angedeutet, abe 
nicht ausgefprochen worden; er bitte, died noch nachträglich zu thun. 

Die Verfammlung erklärt einftimmig, daß fie ſelbſtredend dieſen 
Ausfpruch des Apofteld als maßgebend anerfennen müffe und daß fie 
wohl faum die VBoraudfegung auszufprechen brauche, das hohe Kirchen 
regiment werde das Gebot des Apofteld in allen Stüden beachten, 
fofern der bezügliche Fall je vorfommen follte. 

Präfident eröffnet nunmehr die Discuffion. 

Superintendent Dr. Stier erflärt fich zunächft für die Forderung 
einer separalio temporaria in der Faſſung des Generals Superinten 
denten Dr. Hoffmann, aber nicht fofern man damit die Che unbe 
dingt aufrecht erhalten wolle; dagegen fpricht er fich gegen alle Ans 
träge entſchieden aus, welche die Analogieen befeitigt wiffen wollen. 
Er bemerkt ferner, in der bisherigen Diseuffion fei Vieles zur Be 
fampfung der Analogieen gejagt worden, darunter manches Wichtige, 
aber auch manche Scheingründe. Redner hat Alles forgfältig erwogen, 
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ift aber dadurch nicht in feiner bisherigen Ueberzeugung wanfend ges 
worden, fühlt fich vielmehr in feinem Gewiſſen genöthigt, daran feſt⸗ 
zuhalten. Er wolle fich nicht darauf berufen, daß viele: gläubige und 
bedeutende Theologen‘, "daß bie ‘früheren Gusachten faft aller Königl: 
Conſiſtorien darin mit ihm übereinſtimmten; jebt ſei dies jedoch anders 
geworden. Er glaube. zwar nicht, daß es ihm gelingen werde, Die 
hohe Berfammlung für feine Anficht: zu gewinnen, dennoch müfle er 
aber davon Zeugniß geben, daß er in ver Beſchrankung ver Ehe⸗ 
ſcheidungsgruͤnde auf bie: beiden jegt feſtgeſtellten nicht die zichtige und 
heilſame, fohrifimäßige Anwendung des MWorted Gottes. auf unfre Zeit 
und ihre Verhaͤltniſſe anerkennen fünne, denn er-fei'mit feiner vieleicht 
zu buchſtaͤblichen Kombination eines Schriftworts mit dem andern uns 
bedingt in den einfachen Sylogismus gedrängt: entweder . habe: der 
Hert fein Gebot :bei Matthäus buchftäblich für ewige Zeiten gegeben 
und dann habe ihm der Apoſtel Paulus zuerſt widerſprochen; ober, 
was auch. von ‚verfchiedenen Seiten als eine ‚richtige Eregefe anerkannt 
fei, Paufus ſtelle die desertio ebenfalls” ald einen: Scheidegrund hin; 
und dann habe ex dem ausdrüdlich worangeftellten Worte: des Herm 
feine neue Offenbarung hinzugefügt, ſondern er habe und :das- tiefer 
gehende Verſtuͤndniß Des Wortes Ehrifti vorangehend gezeigt; fo daß, 
wenn wir ihm folgten, wir vas Wort Chriſti nicht abſchwächten. Das 
Pauliniſche Wort ftehe den Worte: Chriſti gegenüber und: gebe uns 
das Princip der. Auslegung und beweiſe, daß Died‘ Wort nicht buch» 
ftäblich genommten werden dürfe. "Wir lernten daraus, was ebenfalls 
Chebruch im wefehtlichen, innern Sinne feiz "ber -geiflige, weſentliche 
Ehebruch fei die Auflöfung der Ehe nach ihrem wefentlichen Begriff. 
Man ſage, es folle nichts dem fleifchlichen Ehebruch Analoges geben; 
aber es gebe in der That eine eben folche Zerreißung der Ehe in dem⸗ 
felben "einfältigen Sinne, wie wir den Kindern im Katechismus das 
Verbot des Ehebruths auslegten. Der Eheftand beftehe nicht blos in 
ber unio carnalis; darum werde ev auch. gebrochen, wenn er in irgend 
einer Weiſe innerlich vernichtet werde. Man folle die Ehebrecher und 
Ale, vie. ſich an dem Eheſtande verſündigten, mit geiftlicher Zucht 
ſtrafen, aber man ſolle ſie nicht wider Gottes Wort mit unbebingter 
Verſagung der Ehe ſtrafen, ſondern ihnen den.von Paulus In 1 Cor. 2 
gezeigten: Weg offen laſſen. In den gefährlichen Conſequenzen des 
heutigen Beſchluſſes, ſofern derſelbe die Analogieen beſeitige, koͤnne 
Redner nicht blos verwerfliche und leicht zu beſeitigende Utilitaͤtsgruͤnde, 
noch weniger aber bloße Geſpenſter erblicken, er fürchte aber die vielen 
daraus hervorgehenden Greuel. Die evangelifche Kirche würde fich damit 
in der: Weife ver vömifchen dem Staate und Volke gegenüberftellen 
und mit der Reformation und ihren Orundfägen in Widerſpruch ‚ges 
rathen. Außerdem fei es unmöglich, die Suche: praftifch durchzuführen, 
man koͤnne damit die Civilehe nicht mehr abmeifen, trotzdem daß man 
fie. förmlich. ausgefchloffen habe, Man babe bel: andyer Orlegenheit 
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bemerft: „Was werben bie einfachen Gläubigen dazu fagen?" Es 
gebe aber .auch andere Gläubige, die Schwachen auf ven verſchiedenen 
Stufen zwifchen Wiebergebornen und Richtiwiebergebornen, und eß 
frage fich ebenfo: was werben dieſe dazu fagen und Dabei thun? Sie 
die Doch in dee Schrift ebenfalls ihr Gnadenrecht von Gott empfangen 
haben. — Der Herr fage, er fei nicht gefommen, das Geſetz aufn 
löfen, fondern zu erfüllen, und man blrfe daher wohl fragen, ob nun 
der Geift göttlicher Barmherzigkeit, dev Moſis Geſetz gegeben, ſich nicht 
unter allen analogen Berhältnifien ebenfo erweiſen müfle. In dem 
ausführlichen Audfpruche Ehrifi, Mattb. 19,. fei nicht bloß bie Bes 
grünbung, fondern auch die Beichränfung gegeben durch die von dem 
Haren nicht unbedingt verworfene, ſondern vielmehr. belafiene Schei⸗ 
dung. Bei jedem Sühneverfuche fage der Geiſtliche das Naͤmliche, 
was Chriftus Matth. 19 fage: Wollt ihr bei Chriftus bleiben, dann 
dürft ihr euch nicht ſcheiden; thut ihre €, dann geſchleht es in. Herzen 
haͤrtigkeit. Der Herr heile überhaupt nicht Durch Zwangggebote, ſon⸗ 
dern auf dem Wege ver Gnade. Ein neuer, noch nicht. hervorgehoben 
Belichtspunft unferer Discuffion fei der, daß der altteſtamentliche Ge⸗ 
fihtepunft als eine Vorftufe des newteftamentlichen feſtgehalten werden 
müfle.. Das von dem Conſiſtorialrath Dr. Tholud aus Matth. 28,19 
geltend. gemachte Argument ſei bereitö durch Generals Superintendent 
Dr. Hoffmann völlig widerlegt ‚worden, der Here -fage nämlid: 
Lehret Fe. halten Alles, was ich euch befohlen habe, : nicht: . @ebiekkt 
tönen, Alles: zu halten. . Wohin folle e8 führen, wenn alle Lehm 
und. Borfchriften des Heren in folcher Weile in ſtarre Gebote ver⸗ 
wandelt würden? Gegen den Bräfivdenten v. Stuampff mühe er den 
negativen Ehebruch hinzufügen. Wie es ein. majus der Defertion ohne 
aͤußerliche Berlaffung gebe, fo gebe e6 and) ein majıs ‚des Ehebruchs 
ohne fleifchliche Vermiſchung. Ehebruch, Deſertion, inmene, unheilbar 
Zerrüttung. der Ehe, diefe einzigen Scheibusgegränbe, ſeien im Grund: 
dasſelbe, denn Die Ehe fei. eine perfönliche Lebens⸗ und Liebesgemein⸗ 
fihaft auf. Grund der Einheit des Fleiſches. Wo. nun dieſe Gemein 
ſchaft wöllig gebrochen fei, na fei die Ehe gebrochen und gefchieben, 
und. diefe factiih. vorhandene Scheidung imüfle auch ausgeſprochen 
werden fönnen. Wo eine principielle Berechtigung zur Scheidung I, 
da müfle dieſelbe auch äußerlich volljogen werben, wenn auch nk 
den engften und genaueften Schranfen. Keinenfalls dürfe. man aber 
die zwangsweiſe JZufammengaltung der in ſich völlig gelöften, dem 
chriſtlichen Eheftande nöllig wiverfprerhenden Ehe Chriſti fanftes Joch 
mehr nennen. Kür den Hal, daß der Antrag. auf Verwerjung 
der Analogieen nicht durchgehe, übergiebt Redner einen beſonderen 
weiteren Antrag, der jedoch nicht. zur Abfimmung gekommen IR. 
Superintendent König erklärt ſich gegen Die. unbedingte Br 
werfung des Principe der Annlogie. Geſtern fei dasſelbe ſchon einmal 
anerfanınt worden, indem man bad Wort rogveiz analog erklärt habe, 
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unb ebenfo ſei bie desertio malitiosa ganz anders gedeutet worden, als 
fih der Begriff bei Paulus 1 Cor. 7 finde. Dad Wort Analögie 
feine Bielen bedenklich zu fein; aber man vergeffe dabei, daß die 
evangelifche Hermeneutif Feine andre Erflärung des Wortes Gottes 
als nach der analogia fidei fenne. Wir näßmen überhaupt fa eine 
Entwicklung aus dem Worte Gottes an, fo z. B. in der Lehre von 
der Trinitaͤt und von der Vereinigung der beiven Naturen in Chriflo, 
bie nirgendwo expressis verbis In der Schrift ausgeſprochen feien, 
aber nach der Analogie des Glaubens aus einzelnen Stellen mit vollem 
Mecht entwidelt würden. Wenn es feine ſolche Fortentwicklung in ber 
Bildung der Dogmen gebe, dann müfle man auch das Recht der all⸗ 
gemeinen Concile zur Aufftelung ihrer Bekenntniſſe leugnen, dann gebe 
es überhaupt feine zu Mecht beftehenve evangelifche Kirche. Die Hohe 
Verſammlung erklärte fich gebunden durch dad Wort Gottes und darüber 
beftehe Fein Difjenfus innerhalb derſelben. Warum habe nun ber Herr 
den Ehebruch und der Apoſtel Paulus die Defertion als Scheidunge, 
grund anerkannt? Darum, weil beide dem Zwecke der Ehe wider⸗ 
fprechen. Es frage ſich nun, welches der höchfte und letzte Zweck der 
von Gott eingefepten Ehe ſei? Dies fei nun nicht Die unio carnalis, 
fondern die höchſte Lebens» und Liebesgemeinſchaft. Diefe werde Durch 
Ehebruch und 'böeliche Verlaffung gebtochen und fie werde barım 
gelöft. Aber es gebe auch noch eine andere Loͤſung der Ehe, eine viel 
fchlimmere ſogar und die hade Conſiſtorialtach Dr. Lehnerdt- beriits 
in dem von ihm mitgetheilten entfehlichen Belfpiele geſchildert, wie 
nämlich eine Frau von ihrem Gatten in Bloöd⸗- und Wühnfinn ges 
trieben worden fei. Wer Tonne da noch der Scheidung entgegentreien? 
Das Wort: „Es fleht gejchrieben” habe beveitd einen großen Riß in 
bee Kirche hervorgebracht, man folle jegt damit nicht einen eben fo 
großen Riß zwilchen Kirche und Staat machen. Die Che fei dazu 
fein Dogma, und es handle fich dabei nicht um Celigfeit und Ver⸗ 
dammnip. Da, wo es fih darum handle, beim unwürdigen Genuß 
des heiligen Abendmahls, wolle man nicht fo ftrenge fein, wohl aber 
bei. der Ehe... Nicht Jever, der das Heil. Abendmahl unwürdig genieße, 
werde vom Tifche des Heren zuruckgewieſen, weil man e8 überhaupt 
nicht koͤnne; darum. Fönne man auch Hier die UAnalogie nicht dus» 
fhließen, denn wir fegneten viele ‚Ehen ein, bie nicht Gott der Herr, 
fondern der Satan zufammengeführt habe. Es fei ein fchlüpftiger 
Boden, die Analogie ohne alle und jede Grenze zugulaffen, aber der 
Mißbrauch, der damit getrieben werden Fünne, könne den Gebrauch 
nicht aufheben, fonft müßten wir auch die Lehre von der freien Onade 
fallen lafien, die ebenfalls Häufig gemißbraucht worden fei und leicht 
mißbraucht werden könne. Redner will daher das Princip der Anas 
logie nicht fo ohne Weiteres aufftellen und zulaſſen, fondern verlangt, 
daß dasſelbe nicht von: den weltlichen Behörden gehandhabt, fordern 
von dem Kischenregimente nach gewiſſenhafter Prüfung im concreten 


472 Achtzehnte Sipung. 


Falle folle beurtheilt und angemenbet werben. Erfenne dies ben. völligen 
Riß. der perfönlichen Lebens⸗ und Liebesgemeinfchaft als vorhanden an, 
ſo exfläre es die Scheidung. . Er ftimmt dem erſten Antrage Noͤl⸗ 
bechen ‚bei und ebenfo dem zweiten, dieſem jedoch nur infoweit, daß 
bie Worte: „die Norm der Entſcheidung ift nicht das bürgerliche Gefep‘ 
wegfielen, benn fie enthielten .eine Provocation. ‚Redner fchlägt dafür 
eine andere Faſſung vor, nämlich: „vie kirchliche Behörde hat ihre 
(Snticheidung nad. den Grundfägen dee. proteftantifchen chriftfichen Che 
rechts zu.-faflen sc. ac." In den. älteren proteftantifchen Eheordnungen 
und den.responsis von Luther und Melanchthon fei die. Zulaffung 
der Analogie enthalten und dies feien bach Die hoͤchſten Auctoritaͤten; 
dasſelbe gelte von Joh. Gerhard, hen Niemand einer -Iaren Ges 
finnung anflagen werde, Redner wuͤnſcht jedoch nicht, daß das Princip 
der Analogie ausdrüdlich ausgeſprochen werde, denn dem ſtänden aller⸗ 
dings praftiiche Bebenfen entgegen, noch weniger will er .aber, daß 
dasſelbe ausgeichlofien werde. — Bon dem Zeugniffe dieſer Berfamm- 
lung, ‚bemerft er, werde Vieles abhangen, ‚zumal wenn ‚ed einmüthig 
ſei, daher möge biefelbe nicht nur mit Eutfchievendeit, fondern aud 
mit chriftlicher Befonnenheit ihre Stimme abgeben. , Was nun die 
separatio betrifft, fo erflärt ex fich mit dem Antrage Hoffmann eins 
yerftanden, daß dieſelbe in allen Bullen der Eheſcheidung vogangehen 
müffe.. ‚Den Ausdruck: „Scheidung von Tiſch und Bert“. wänfcht er 
feines: römifchen. Nriprungs. und der darin enthaltenen. Beichung auf 
bie römifche Kirche, wegen entfernt. . J 

Conſiſtorial⸗Direcior Roͤldechen giebt einige Grläyterungen au 
feinem Antrage und zu der Stellung. desfelben, zu ‚den Plnträgen 
Thotud, Uhden-und. Hammerſchmidt. Zu dieſen ſtehe derſeibe 
in feinem prineipiellen. @egenfage und quch er wolle der Analogie 
feinen Raum laffen, gegen ‚die, er vielmehr ernftlich warne, ſofern man 
ein: allgemeines Botum bafiie geben wolle, denn dies werde. dazu 
führen, daß: nad) Leyſer's Ausfpruch omnes fines matrimonüi in per- 
petuum: eessant. Es fein Eheſcheidungen ‚vorgefommen wegen fehlen- 
Dex. Seelenharmonie, und nichis anderes wolle der Antrag Stier mit 
der, unheilbayen Zerrüttung ber. ‚ehelichen Gemeinſchaft, obgleich Super⸗ 
intendent Dr, Stier dies ſicher nicht beabſichtigt habe; aber damit 
Bei. man fich. dem Ale. Landrechte ‚gleich, . Ä 

"Die Grenzlinie ziwifchen kirchlich anzuerkennenden und nicht ans 
Auerfennenden Ehefcheipungsgründen koͤnne den Eonfiftorien nicht füglich 
fp ohne Weiteres hingegeben werben, wenn fie nicht vorher ganz genau 
gezogen .fei. Wenn, die Verſammlung ſich nur für Die beiven befannten 
Gründe entſcheide, fo werbe das Kirchenregiment. dies doch nicht den 
Gonfiftorien als eine: abftrafte, ſtarre Rechtsnorm hingeben koͤnnen 
ohne dabei zu ſagen, es geſchehe dies in Uebereinſtimmung mit dem 
goͤttlichen Worte und den aͤlteren Kirchenordnungen, die daher wieder 
zur Richiſchnur babei - gemaät werben würden. — Stagtsminiſter 
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Ut ven Habe die malitiosa desertio. ebenfo. beflimmt mit’ Hinwelfung 
auf vie allgemeinen Rechtögrunpjäge und. Rechtsquellen ,'. darum habe 
ſich auch die hohe Verſammlung einmüthig dazu. befannt. Die Ans 
nahme. ed Zujages von’ Strampff, die fo verſchieden gedeutet 
worden fei, wolle nur fagen, daß die malitiosa desertio gefchärft 
werden folle und. nur in diefem Sinne habe er dafür :geflimmt, um 
die Laxheit des Allg. Landrechts ini dieſer Beziehung zuruͤckzuweiſen. 
Daß. eine fo ſpecielle Formulirung mit Ehebruch ‚und böslicher 
Verlafſung bie Sache ‚nicht. erſchöpfe, gehe daraus hervor, daß das 


Landrecht ſelbſt in dem Falle die Scheidung zulaſſe, wenn beide Gatten 
Chebruch getrieben hätten; die Kirche geſtatte dieſelben nur auf bie 


Aufforderung "bed. unſchuldigen Theils. Dies fei num durch die erfolgte 


Annahme beider Scheivungsgründe nicht aufgehoben: Die. Stage ſei 


nur, ob das, was Redner. meine, in feiner Praͤciſirung einen genuͤgen⸗ 
den Ausdrud: finde Mit Ausnahme des Referenten habe Riemand 


“einen Antrag auf unbeichränkte Anwendung des Princips der Analogie 
. gemacht. Redner wolle wicht über die Zeit der Blüthe des Proteſtan⸗ 
uomus hinausgehen, fondern faffe diefe Zeit ale. grumdiegend auf. 
Beurtheile man die Ausfprüche ver Reformatoren, die ſie ex professo 


„3 5 


gethan und nicht blos gelegentlich geimßert hätten, und nehme man 
die bebeutendften Kirchenprounngen der älteren Zeit und bie. fpäteren 
größeren Rechtölehrer ‚hinzu, fo müfle man mit Strippelmann fi 


‚ auf .die beiden. Stheidurgägründe des Ehebrucho und der boͤslichen 


Verlaffung beſchraͤnken. 
Man koͤnne jedoch aus jener Zeit auch ebenſogut einzelne elucto⸗ 


ritaͤten für die Analogieen aufführen, wie dies z. B. von Melanch⸗ 


thon hinſichtlich der Sävitien und von der Wittenberger Reformation 


. gefchehen: ſei. Ebenſo koͤnne es nicht. Überfehen werben, daß eine 
preußiſche Confiſtorialordnung hier auspiüdtich auf Luther und Melanch⸗ 


thon hinweiſe. Andre Hätten ebenfalls. die von Anfang an..hartnädig 


- verweigerte: wmio. cammalis und die von Anfang an vorhandene Impotenz 
als Scheidungs⸗ reſp. Nichtigkeitsgrund anerkannt. Deshalb koͤnne 
man nicht mehr thun, ald. dem Kirchenregiment rathen, den Con⸗ 
ſiſtorien fein formulirtes Recht als Norm hinzugeben, ſondern vielmehr 
die Rechtsquellen zur gewiſſenhaften und biscretionairen Anwendung 


Das Recht Tonne nicht anders gegeben werben, als es wirklich da 
fei; der Praris der Conſiſtorien muͤſſe ed uͤberlaſſen werden basfelbe 


. näher zu fixiren. 


Dberpräfident von Wigleben erklaͤrt ſich gegen die Beſeitigung 
des Syſtems der Analogieen. Man habe von vielen Seiten nur fuͤr 
bie beiden aufgeſtellten Scheidungsgründe als fchriftmäßige geſtritten 
und dieſelben ſelen auch Im thesi und in abstracto als einzige Gründe 
anzuerkennen und als das Ziel der Gefebgebung feftzuhalten. Wolle 
man‘ aber: jagen, ſie follten von heute an die einzigen Gründe fein, 
dann fei der Conflict mit‘ der beſtehenden Geſetzgebung vorhanden und 
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ebenſo ein Conflict zwiſchen Kirchen⸗ und Staatsgewalt umd das ſei 


das größte Uebel. Um dieſen Conflict zu. vermeiden, wolle er liche 
der Staatsgewalt rathen, ebenfalls nur. biefe beiden Gründe an 
erfennen. Dazu koͤnne ex fich aber aus Gewiſſensgruͤnden nicht ent 
föhließen, denn das fei wieder ein Ertrem und zwar das firengfie 
- gegenüber bem bed Landrechts, ald dem lareften. Wenn gegenwärtig 
eine Beflerung des beſtehenden Zuſtandes angeſtrebt werde, fo fd 
man in einer uͤblen Lage, denn wenn man ſich nicht. für das Cr 
tremfte entfcheibe, fo gelte man für einen. Lauen, für ein moraliſches 
Ungethüm. Trohdem könne er nicht von dem alten Brimdfage laſſen, 
daß man immer die praktifche Ausführbarfeit und: Zweckmaͤßigkeit einer 


Maßregel beachten: fole, Die Ausführbarfeit der Aufftellung von nur 


wei Gründen fünne man zugeben, nicht aber Die Zweckmaͤßigleit, 
dagegen fpreche Gefchichte und Erfahrung: denn Extreme, aud der 
beften Richtung brächten große: Verwirrung hervor. Man fage, die 
Stantdregierung habe geſuͤndigt durch das lange Dulden des Land⸗ 
rechte; fie müfle ‚ihre. Buße durch Rückkehr zum Schriftwott befunden; 
aber das fei entweder ein Mißverſtaͤndniß oder ein Trugſchluß. Be 
der Behandlung des Einyelnen wie des Staates ‚müfle man allerbingd 


von cheiftlichen Grundſaͤtzen ausgehen, aber beim Einzelnen wie beim 


Staate empfehlen- fich micht diefelben paͤdagogiſchen Maßvegeln um 
Müdfichten.. Es gelte Hier, nadfelbe, was man. von der Beſſerung 
eined. Trunkenboldes ſagen muͤſſe; dieſem fei gaͤnzliche Enthaltſamkei 
zu empfehlen, aber man könne von dem Staate nicht fordern, daß 
ex fogleish alle Brarintweinfchenten und Branntweinbrennereien ſchließe. 
Redner will nicht; daß. Die Anträge materiell geändert werden, jontem 


es folle nur protofollirt werben, daß Ehebruch und boösliche Verlaſſung 


in thesi dad Ziel ſeien, das die Kirche bei der Aufftellung von Ehe 
ſcheidungsgründen verfolgen. folle. Damit fage man, werde bie Sache 
wieder illuforifch ‚gemacht; aber in zwei Provinzen des Staais fin 
die Eheſcheidungen ja überhaupt: faft.sicht vorhanden;. wenn dies in 
den öftlihen Propinzen nur. annähernd. gelinge, wie es in vielen 
Landgemeinden. fehon gelungen ſei, dann werde man vom praitilden 


Standpunkte aus vie firenge Praxis des bürgerlichen Rechts zum Geſch 
machen Eönmen. Wolle. man ‚auf Die Stantöregierung ‚und. auf die 
Factoren der. Geſetzgebung keine Ruͤckſicht nehmen, dann koͤnnte det 


Landtag der Monarchie dahin gedräaͤngt werden die Civilehe ein 


führen. Das Stürmen auf das beſte Ziel ſei auch im Zeiten be 
Ruhe und Ordnung immer bevenklich; die Kirche. habe aber noch viel 
heiligere Gründe ihre. Ziele nicht mit Haſt zu verfolgen, fordern mil 
Beionnenheit. Eine Claſſe von Perſonen fei. zu feinem Bedauern 


noch gar. nicht berührt worden, die bei jeder Cheſcheidung eine Reit 
fpielten, das feien die Kinder in zerriffenem Ehen. Diefe Rüdidt 
koͤnne man nicht bie in das materlelle Scheidungérecht hinelnbringen; 


aber dieſe Rüdficht fei in jedem einzeinen Falle voniden Eniſcheidunge⸗ 
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Suftangen geltend zu machen und darum ſolle man dieſen nicht bie 
Hände: binden. Ylr Die separatio temporaria ſpricht ſich Redner im 
Sinne des General Superintendenien. Dr. Hoffmann aus und :will 
die Frage in. dreifachen Weiſe ‚aufgeftellt fehen, nämlich Trennung: auf 
beftimmte, unbeflimmie: Zeit und. auf immer. . 

Prafivent von Strampff.bemerft, ber drohende Conflict mit 
dem Staate ſei wieder betont worden, er vertraue aber: gu Gott, Daß 
wenn bier nur der Rath gewiflenhaft gegeben fei, fo werben bie höchften 
Behörden auch dafür Sorge tragen, daß diefer Conflict nicht ‚zum 
Unheil der Kirche und des Staates gereiche. Das Wefen und ber 
Begriff der Ehe bilde die Hauptdifferenz der Anfichten. Der eine Theil 
fage, fie beftehe in einer. Einheit bed Fleiſches auf dem Grunde pers 
fönticher Lebens» und Liebedgemeinfchaft; der andere Theil. behaupte, 
davon. flehe nichts in Der Schrift. und dem koͤnne auch ex nur: beis 
flimmen.. Dee Begriff der Ehe, ohne Rüdficht. auf das Ehriftenihum, 
it Die Verbindung zweier Perſonen verichievenen Geſchlechts zur voll⸗ 
ſtaͤndigen Lebensgemeinfchaft, insbeſondere auch zur Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft. Der chriſtüche Begriff iſt, Daß. eine ſolche Verbindung als auf 
Gottes Wort beruhend angeſehen werde und Einheit des Fleiſches ſei 
(1 Moſ. 2 u. Matth. 19). So faſſe auch Luther den Begriff auf. 
Zwech der chriſtlichen Ehe ſei Kinder zu zeugen und ſte aufzuerziehen 
in Gottesfurcht. Auch ſei die. Ehe nach Paulus von Bott. dargexeicht 
als eine Arznei wider Die fündliche Luft und Begierde. Die Eheleute 
ſollten fich allerdingo lieben (Epheſ. 5) und die Liebe, deren hohe Bes 
beutung: vollkommen gewuͤrdigt und anerlannt werde, bürfe und werbe 
nicht fehlen in: einer wahrhaft chriftlichen Ehe. — Aber die Liebe ſei 
fein charafteiftifched Merkmal im. Begriff der Ehe. Darum fönne diefe 
beſteljen ohne Liebe, nicht aber ohne ‚Einheit des Fleiſches und ohne 
vollftändige. Lebensgemeinichaft.. Darum feiern von der Kirche. anzus 
erfennende Scheidungsgründe nur Ehebruch und bösliche Verlaſſung. 
Es gebe. aber feine Gründe, welche diefen parallel ſeien. Die Ber: 
weigerumg Der. ehelichen Pflicht fei eine desertia malitiosa, jedoch könne 
“man: fe. nicht: als einen Scheidungsgrund zulaffen, weil fie unmöglid) 
feftgeftellt werben £önne, es fei Denn, daß ſie auch eine nöllige außen« 
liche. Trennung herbeiführe. Man fage. zwar, es gebe: doch manche 
Dinge, die ſchlimmer felen, als jene beiden, z. B. Sänitien. rien 
Artz damit werde aber nur .gefagt, daß ed Derbrechen gebe, ‚welche 
den Ehebruch noch überträfenz auch die lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe 
ſei im Blick auf den Begriff der Ehe nicht ſo ſchlimm, als der Ehe⸗ 
bruch, denn alle ſolche Verbrechen ſeien nicht gegen den Begriff und 
das Weſen der Ehe gerichtet, ſondern würden oft im Intereſſe der 
Ehe begangen. Redner erklaͤrt ſich daher gegen. die Zulaſſung jeder 
Analogie. Was nun Die separatio temporaria betreffe, fo müffe man 
eine zwiefache unterſcheiden, dieſelbe fei nämlich entwerer vorbereitend 
oder nicht und im letzteren Falle Lönne fie wieder eine beflimmte ober 
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unbeſtimmte fein. Es ſei jedoch von: der temporairen Trennung fen 
Rutzen abzuſehen, wenn das weltliche Regiment bie Gatten nicht zus 
gleich auch zwingen koͤnne zufimmenzuleben und den Ehemann nöthigen 
Tonne Brau und Kinder. während der Trennung ‚zur alimentiren. Eine 
zeitige Trennung fei aber unter ſolchen Rückſichten fehr heilſam, abe 
nicht: die perperuirliche,, Die aber auch von Niemand. gefordert werde, 
Begen den Antrag Hoffmann müſſe er fick erklären, weil derſelbe nur 
bie wirflihe Trennung: vorbereiten und. ats eine päbagogifche Maß 
vegel angeſehen werden ſolle. Nach feiner. Anficht dürfe eine folde 
vorläufige Maßregel jedoch nie zur wirklichen Scheidung führen, wenn 


nicht etwa führiftmäßige Trennungsgründe vorlägen. Die Trennung 


auf unbeſtimmte Zeit fei bedenklich und unpeaftifch; niemals dürfe 
aber. die separatio. ald desertio 'malitiosa Angefehen werben. Redner 
empfiehlt darauf. wiederholt ſeinen Antrag gegen bie. Analogie, weil 
der Begriff derfelben zu unbeſtimmt fei und ein Confiftorium fo, ein 
anderes; Dagegen vwieber anders entſcheiden werde. Man verliere. d% 
mit Die Gewißheit ded Rechts: amd dieſe ſei auch nach Luther das 
Nothwendigſte. Ale Gläubigen müßten willen, woran fie feien. 

. ESuperintendent Dr. Sander: Man; füge; man: mäffe Ziber den 
Buchfläben der Schrift hinaus, denn ſonſt ſei 4. Cor. 7 nicht feſt⸗ 
zuhalten; ex könne jedoch⸗auch die Möglichkeit. nicht zulaſſen, daß 
Paulus den Herrn widerſprochen habe. Matth. 5° u. 19 'feien sedes 
materiae and da fer deutlich geſagt, die Ehe: ſei von Gott zufammen⸗ 
gefuͤgt und beruhe ‚auf der unio carnalis. : Chriftus habe feine Bor: 
ſchriften nicht für einen idealen Gotesſtaat gegeben, denn ec antworte 


hier den Phariſaͤern. Er verbiete die: Scheidung im: Allgemeinen. 


Dagegen fage man, 8 ſei hier von einer: anderen Haushattung bie 


Rede, aber. damit wuͤrden: wir aus unferen Schranken hinnusgehen, 


ba. der Her die frühere: Geftattung, bie um: der Herzenshaͤrtigkeit 
willen gegeben fei, ausdrücklich aufhebe. Dies duͤrſe man nicht über 
ſehen. Wer. gebe uns das Recht: ju folgen, dab die: Mücficht auf 
bie Herzenshaͤrtigkeit wieder für Einige zugufaflen: fel? damit richte man 


zwei Haushaltungen in ‘einem. Haufe auf. Die Notm, melde de 


Herr fuͤr den neuteſtamentlichen Gottesſtaat . gegeben Habe, duͤrfe nicht 


geaͤndert werden. Das Geſetz der Cheſcheidung ſel durchaus nicht mi 


der Zucht zu vergleichen, venn hier ſeien Grenzen und Ziele ganz 
andere. Ya deutlicher der: Ausſpruch des Herrn ſet,: Deſto ſtrenge 
müffe. man: auch ſein. Das Alte Teſtament ſei zwar ein Vorbild fr 


das Bolfsthämliche, aber wolle man dies preffen, nachdem der Hat 


fich. beſtimmt Dagegen ausgefproihen Habe, fo werde dies praftiid die 


ſchlimmſten Folgen Haben. Redner empfiehlt endlich die Trennung auf 





beſtimmte Zeit als Heilmittel für viele Ehen und beſonders bei vorher 
gegangenen Sävitien.. Der Antrag Nöldechen ſei zu weit, indem — 
den. Eonſiſtorien Alles überlaffen wolle, denn damit ſel der Willi 


Raum gegeben und es wurden Die verſchiedenartigſten Urtheile ergehen. 


Verhandl. über bie. Einſegnung gefchiebener @hegatten. 477 


Gonfiflortalsath: Sieffe: Das eregeifiihe: Gewiſſen druͤnge ihn 
den Begriff des Adulterium nicht durch nopvsie und desertio malitiosa 
gededt zu finden. "Der Herr füge: „Wer ein Weib anfieht a je 
begehren, der hat bie Che mit-ihe gebrochen in feinem Herzen ;” 
ſei aber noch keine acturlle roonste ‚ud desertio. Der Herr: —* 


ferner felbft: feine Stellung zum Befeße:an, wenn er fage, er ſei ges 


fommen. ed zu ‚erfüllen, in den vollen : Inhau des Geſetzes hinein⸗ 
zuführen. Die Gerechtigkeit feiner :Zünger ſolle beſſer fein, als vie 
der Phariſaer And nun zeige er, wie. dieſelbe in Beziehung auf das 


: fünfte: und fechste Gebot: befler: fein‘ ſolle. Der Herr betrachte den 
Ehebruch als vollzogen nicht blos durch bie: noovele, fordern‘ durch 
die eoncupiscentia.:: Dr. Sander. fage,. wenn bie. conchpiscentia 


air 


duch Den: Geif überwuntuen: fei, dann. untertiege-fie nicht mehr dem 


Gerichte. Wo. jedoch: die. concupistemtia. offenkundig hetvortrete, da 
. wmterliege fie. ebenſowohl dem Gericht als der Strafe Redner "giebt 
. dazu »ein::Veifpiel von’ "einem Manne, der. der "zugebrachten Tochter. 


feiner Gattin habe Gewalt anthun wollen, jedoch durch der: Widerſtand 
derſelben daran gewaltſam gehindert worden fei: Hiernus gehe hervor, 
daß aeturller Ehebruch ven: Begriff des neuteſtamentlichen Ehebruchs 
nicht Dede; deohalb trete: er "dem Antrage Nöld echen bei, welcher 
die Erwagung des einzelnen Falles der gewiſſenhuften Ueberlegung 


der Behoͤrbe anheimgeben wolle. Artueller EChebruch und actuelle bös⸗ 


liche Berlaſſung ſeien wicht allein guͤltige Scheidegruͤnde; die Weisheit 
dee kirchlichen Behoͤrden⸗muͤſſe auch anf die alten Kitchen» und. Che: 


ordnungen gebuͤhrens Ruͤchſtcht nehmen. Dr Antrage Hoffmann 
auf sepuratlo:demporaria trete er einfach bei 


Praͤſident von Gerlach tritt der Ausführung des Confiſtorial⸗ 


Direetors Noldechen gegen den Antrag v. Strampff bei. Redner 


. fordert, man ſolle doch die Zuſtuͤnde ver. Gegenwart nicht: aus den 
. Augen laſſen und Barmherzigkeit mit dem armen Bolfe und den armer 
. Kindern haben. . Wir Deutfchen überfähen leicht die actuellen Zuſtaͤnde 
. aus lauter. Gewiſſenhaftigkeit und Gruͤndlichkeit. Derſelbe erklärt fich 
auf das Bellfinmmtefte: gegen bie Zulaffung jeber. Analogie und wenn 
. die hohe Verſammlung ſich dies Botum: aneigne, fo werde: fie dem 
Vaterlande die: größten Dienfte Teiften. : Gegen den Antrag Nöldechen 


könne er die. Analogie nicht der Discretion: der Conſiſtorien 'überlaffen, 


> weil biefe bläher ‘Immer auf der Seite. ver'Licenz geftanden hätten und. 
. von der Zukunſt fönne man Feine Befferung in diefer Beziehung erwarten. 


In ſeinem ⸗Gutachten Habe er keine Analogiren zugelaſſen, wie:man wohl. 
behauptet:habe und beruhe dirſe Behauptung auf einem völligen Mißver⸗ 


ſtaͤndniſſe Er glaube, daß die Vertheidiger der Analogie die Kraft 
der göttlichen: Inſtitution zu gering achten; dies bewaͤhre fich auch gegen; 
waͤrtig »bei Der :laneftem' Praris, wo vie Ehe: auch trotz grober Miß⸗ 
handlungen des kinen Theils noch beftehen biiche: "Noch pt herrfche 
die wildeſte Licenz und gelinke es auch, fie augenblicklich einzufchränfen, 
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fo habe man doch Feine Garantie für die Zukunft. Bon den Verthei⸗ 
Digern der. Analogie würde vergeffen, daß fie die Eimfchränfunge, 
die fie wollten, nicht in ihrer Gewalt Hätten. Beltrafung der Ehe⸗ 
brecher ſei fehr aweifelänft, außerdem wiſſe man nicht einmal, wer die 
Ehegerichtsbarkeit Fünftig haben werde. Seht werde der Frevel gegm 
die Ehe nicht beflraft und das fei wichtig. Unſere Beſchluͤſſe würden 
ferner einen wichtigen Einfluß auf die Geiſtlichen haben, welche biäher 
die Wiedertrauung verweigert hätten, denn dieſe wuͤrden bei ferige 
ſetztem Widerſtande der Strafe wegen verletzter Ordnung ausgeſeht 
und vielleicht ſogar aus der Kirche hinausgetrieben werden. Das lare 
Eherecht involvire eine Grauſamkeit gegen die davon betroffenen Per⸗ 
ſonen und feine Milde. Das. von dem Dr. Stier in- ſeinem But 
achten aufgeſtellte Beifpiel fordere Milde gegen den Ehebrecher und 
diefelbe würde doch zur Härte gegen die Frau werden, wenn dieſe 
fpäter nach Aufhoͤren des dänischen. Einfluſſes zu ihrem Manne wire 
zurüdfehren wolle; oder es fei eine. Grauſamkeit gegen ben Mann, 
wenn berfelbe fpäter fein begangenes Ynnecht einfahe und here. Die 
fireuge Eheordnung führe zu feinem Zwange, denn es handie ſich hier 
nur von der Verweigerung der Wiedertrauung. — Die Yolinicen 
Folgen dürften. umg nicht ſchrecken, denn am Rheine ſeien Staat und 
Kirche ebenfalls nicht auseinander getiſſen, obgleich Deſertion Feinen 
Scheidegrund ahgebe und in Frankreich habe man gar⸗beine und in Enz⸗ 
land beinahe gar feine Scheidung und darum doch auch Seinen Gonflitt. 
Der befürchtete. Unmuth im Lande gelte gar nichts, hoͤchſtens ſei aber 
auch ein Ummuth der Ehebrecher zu erwarten... Dan folle dem Siaate 
die larere Handhabung des Eherechts überlaflen., dann Tomme mal 
in feinen Conflict mit. ihm; die Strenge der- Kirche werde aber einen 
großen Segen herbeiführen und ſelbſt den Wohlſtaud des Volkes heben. 
Es fei.gefagt, man. folle an den Landtag Der Monarchle benfen; aber 
man folle auch nicht vergefien, daß jedes Votum nach der laren Geile 
bin: von den Gegnern der weltlichen Cherechtsreſorm begierig werde 
ergriffen werden; Das firenge Vonnn werde Dagegen bie Auderen ebenio 
flärfen. Die Separation fei ein vortreffliches Mittel. zur Verminderung 
dee Eheſcheidimgen. Eine freiwillige Trennung der Gatten fei jeht 


ſchon gefegfich zuläffig und. davon fei hier nicht die Rede, fondern dit 


Frage werde erft praftifch, wenn es darauf ankomme ben. einen Gatten 
und namentlich die Frau in: den Stand zu feßen auch ohne den Aw 
deren Theil, ohne den Mann leben zu können und es ſel noch von 
größerer praftifcher Bereutung, baß die Trennung gegen den Willen 
des einen Theils geftattet werden könne, Bon viefer Art der Trennung 
fei hier die Rede und diefe einfiweitige Trennung namentlich be 
Sävitien und bei Trunffucht fet ein bringembes. Bebürfnif fuͤr Frau 
und Kinder. und werde vide: Eheſcheidungen Aberflüffig machen. De 


Diftinction zwiſchen einer 'tempararia amd 'perpetma-beuuhe auf einen 


Mißverſtaͤndnifſe, weil die separatio. überhaupt nur bis zur erfolgt 
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Ausfshnung dauern folle, alſo :auch ebenfogut inmer dauern koͤnne. 
Solle aber das Gericht yon Amtowegen die Trennung aufheben und 
eventuell die Scheinung verfügen, ‚fo ſei dies eine rein juriſtiſche Frage, 
mit der wir ed hier nicht zu thun hätten. Darum folle man ven 
Zufag. sad tempass wegfaffen, Rebner verlangt Trennung bie zur 
Ausföhnung und erflärt fi nochmals‘ gegen alle Analogie. j 

General »Superintendent Dr. Hoffmann will nur noch .einen 
Punkt Hervorheben, ber noch nicht frharf und ernſt gemug berüdfichtigt 
worden fe, nämlich den Punkt, ob Chriſti Wort Brincip oder ein“ 
zelnes Gebot ſei; es ſei aber: ein Prindp. In der Auslegung der 
Schrift Fönme man nicht jedes Wort unabhängig für fich nehmen, das 
fei die Weile der Sekten. Die gefunde Auslegung erfenne in ber 
Schrift göttliche Principien, welche auf Das: Leben angewendet. werben 
foßen. : Dies ſei Acht evangelifch, und ohne dies gebe es 3.3: Feine 
Sonntagsfeier und Fein Glaubenebekenntniß. Paulus Habe dieſes 
Brincip zuerſt angewendet und wir thaͤten es bier auch in jenem 
Augenblicke, denn in der Bibel ftche kein Wort davon, daß der Mann 
die Ehe brechen fünne und wir fprächen doch von einem Ehebruche des 
Mannıd: is hätten die fogenannten Analogieen nicht erfinden, auch 
die Juriften nicht, fondern fie felen von den gläubigen Gonfiftorien ges 
handhabt worden und die evangelifche Kirche Habe. diefes Princip von 
jeber angewendet und mich wir wollten‘ feine andere Eheſcheidungs⸗ 
gründe aufftellen neben .ben von bem Herrn und feinem Apoſtel gegebe« 
nen, fondern wir wollten dem Kirchenregimente nun dieg. ein e Princip des 
Ehebruchs ald-Scheidegrumd. anheimmgeben, in ver. Weife des Antrages 
Roͤldechen den fperiellen Fall zu unserfuchen.: Wenn der Antrag 
Uhden Rr. 4, wie er hinſichtlich ver desertio.malitiosa auf bie ältere 
ernfte firchliche Praxis hinweiſt, dies auch Hinfichtlich. des Ehebruchs 
thun würde, fo wuͤrde er für ſich allein: ſchon ‚der Auſicht Des Redners 
entfprechen.. Der Widerſpruch Dagegen ſei ein Brechen mit der kirch⸗ 
lichen Tradition. Wir follten dem Kirchenregimente ſo viel Bertrauen 
fchenfen und es nur beflimmmter normiren, nach welchen Grundſaͤtzen 
die Prüfung concreter Sale bei Wiedertrauung ‚erfolgen folle und da 
empföhlen wir.ihm die Beachtung der Ordnung der evangelifchen. Kirche 
zur Zeit ihrer Bluͤthe. Weiter. wollten wir ja wicht gehen und nicht 
etwa fagen, Sävitien geben aud) einen Ehefcheidungsgrund .ab. Das 
Kirchenregiment verdiene Vertrauen, weil ed unter der Beitung des 
heiligen Geiſtes ftehe und die Gefahren des abfchüffigen Weges nicht 
verfennen und wergefien werde. Daher flimme er für den Antrag 
Nöldechen und empfehle defien Annahme, weil er nach Feftftellung 
des Principd dem SKirchenregiment es überläßt, die aufgeftellten Ehes 
ſcheidungsgruͤnde bei. Beurteilung eines concreten Falles in richtiger 
MWeife anzuwenden. Redner erklärt, daß er bei feinem Antrage hin⸗ 
fichtlich der. Separation vorausgefept habe, die prozeffualiſche Srage, ob 
ber Eheſcheidung eine Separation vorhergehen solle, ſei hier nicht zu 
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entfcheiden. Seine Frage ſei aber wichtig, ob dieſe Separauon ver 
evangelifchen Kirche und ihrem Rechte gemäß fei. . Diefe paͤdagogjſche 
Maßregel folle: blos auf: Die Wiedervereinigung: gielen. Der Ausoruf 
ad tempus fei ſo zu verftehen, daß Leute, welche auf Scheivung flag, 
ten, nicht geſchieden, fondern gunächft getrennt werben follten und zwar 
auf fo oder fo fange Zeit, von’ Amtswegen. Ueber das Lebtere habe 
er ſich nicht ausgefpeochen, weil ex fich dazu nicht competent .erachte; 
aber er babe gedacht, eine folche Separation könne abgelaufen fein 
und vom. Gericht wieder verlängert werden, ja konne auch ia infinitum 
gehen, wenn die Gatten es verlangen. :Schließlich wünfiht er ein 
Zeugniß mit Rüdficht auf das. Dogma und. das Kirchenrerht der evan⸗ 
geliſchen Kirche. 


Staatemimißter Uhden acceptirt den Auoſpruch des Vorredner, 


daß Ehebruch und boͤsliche Verlaſſung einzige Scheidegründe (ei, 
verwahrt ſich aber dagegen. vie-Beurtheilung: Der ſpeciellen Bälle in 
dieſem Sinne. den Eonfiftoriem. zu überlaflen; ebenſo: gegen den Antrag 
Röldechen alszu unbeſümmt. Die separatio a. thoro et mens 
folle feine .perpetua fein, fordern. der Richter ſolle auf Trennung für 
gewiſſe Zeit entfcheiden können. Sei biefer- Termin abgelaufen, ſo 
follten die Gatten nicht wiber ihren Willen vereinigt. werden, darum 
habe er ſeinen Antrag abſtract hingeſtellt. 

Auf die Frage des Vorſitzenden erflärt bie Sefantung ſich mit 
dem Schluſſe der Discuſſton einverſtanden und. 
Conſiſtorialrath Br. Tholhuck erhält noch auf Kenn PR ald 
Correferent das Wort. Vorher. bittet aber noch Behelnisath De: Abegg 
es gu conſtatiren, daß er ſich zum Wortd gemeldet und jedenfulls geredet 
haben wuͤrde, wenn nicht: die. Discuſſton gefchloffen worden: wäre 
Auper ihm Hatten: fich noch mehrere Redner . angemelbet. . 

Dr. Sholud bemerkt, die aberglaͤubiſche Furcht vor. Zuläffigfet 
der: Analog ie ſei allexdings abzuweiſen und ber Begriff auf theolos 
giſchem Gebiete allerdings zuiäifig, bedenklich aber in der vorliegenden 
Frage wegen ber Elaflicität des Begriffes und weil Alles dadurch dem 
fubjertiven Ermeſſen anbeimgegeben. werde. Es ſei dankbar anjuer⸗ 
fennen, ‚mit welchem. Ernfte die ſtaatliche Geſetzgebung in fuͤngſter Zeit 
auf diefem Gebiete vorgegangen und die. verwerflichen Scheidegrüͤnde 
zum. Theil heſeitigt habe; aber es komme bei. dem ſtehengebliebenen 
weniger auf den jwiftifeher: Scharffinw des Richters, als auf feine 
ſittliche Dispoſition an. Sage:man, Ehebruch ſei fitttiche Störung 
ber. Ehe, fo werde bei dem Urtheile Alles darauf ankommen, weldt 
Anficht der Richter von dem Weſen der Ehe und ihrer Störung habe. 
Manches könne ihm var feinem Standpunkte als weſentliche und un 
überwindliche Störung. erſcheinen, wo nach chriſtlichem Standpunfte 
nach Wege und: Mittel: der. Berfühnung übrig. lieben. Freilich koͤnne 
dies allein nicht gegen Zulaſſung des Princips der Analogie entſchei⸗ 
den. Wie das aiichenreglmen eine Zeit gehabt habe, mo es ihm 
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unlieb war, wenn fich Leben in den Gemeinden zeigte, fo koͤnne auch 
jest der Wunfch, Alles auf zwei objective Gründe zurüdzuführen, der 
Bequemlichkeit entfpredhen. Er wolle fi darum auf die Bafis bes 
göttlichen Wortes ftellen. In Matt. 19 fpreche der Here die Uns 
auflöslichkeit der Ehe aus. So faflen es die Pharifüer, fo Paulus, 
wenn er fagt, die Ehe fönne nur durch den Tod getrennt werben. 
Segen diefe Unauflöslichfeit berufen fich die Pharifäer auf das Wort 
Mofis, und der Herr, der Mofes entfchuldigt, weit auf die Urinflitu- 
tion ber Ehe Hin; dieſe Mrinftitution fei das Entfcheidende. Der Herr 
babe nun den Ehebruch, denn zsogvste beveutet fprachlich auch nosxeie, 
— als alleinigen Scheidegrund zugelaffen. Zwar werde behauptet, 
der Ehebruh werde nur ald ein Beifpiel angeführt; aber in feiner 
Sprache fünne das Wort außer gleich beveuten mit zum Beifpiel. 
Aus dem Tenor der ganzen Stelle, der Begründung aus der ur 
fprünglichen Inftitution folge, daß nur Ehebruch den Grund der Tren⸗ 
nung ausmachen fünne. Den Einwurf, an den Buchftaben wolle man 
fich anheften oder ob denn wirklich der Herr dieſes Wort gefprochen, 
brauche er in dieſer Berfammlung nicht zu berüdfichtigen. In dem 
Worte urfprünglicher Offenbarung: „Darum wird ein Menfch Bater 
und Mutter verlaſſen“ ıc. fei das tieffte Geheimniß der Ehe aufges 
fchloffen. Die Ehe fei mehr ald ein Gontract, ald eine Seelen- Hars 
monie, ein Myfterium, womit der Apoftel die geiftlich»Teibliche Vers 
bindung Chriſti mit feiner Gemeinde vergleiche; ein Myfterium fchon 
auf natürlichem Standpunkte. Nicht die copula carnalis, fondern 
das Einswerden, das geiftsleibliche Einswerden, ift Bedeutung ber 
Ehe. Auch Hier gelte das Wort: Leiblichfeit ift das Ende der Wege 
Gotted. Das Inwendige Hat erfi wahre Realität, wenn es in bie 
äußere Erfcheinung getreten, — die copula carnalis fei der Hoͤhe⸗ 
punft der geiftigen Gemeinfchaft. Sei es aber fo, dann Fönne «8 
feinen anderen, al8 den vom Herrn zugelaffenen Scheidungsgrund 
geben. Es fei ein Verhältniß, das auch nicht durch durch die tieffte 
fittliche Entartung des einen Gatten aufgehoben werden fünne. 

Er fönne in 1 Eor. 7 nur den Sinn finden: Durch die Ehe if 
die gläubige Gattin, wenn fich der ungläubige Gatte von ihr trennt, 
nicht fo gebunden, daß fie nicht die separatio quoad thorum et men- 
sam eingehen fönne; aber die separatio quoad vinculum hat der Apoftel 
in diefem Galle nicht zulaffen wollen. 

Meferent Geheimrath Dr. Heffter bemerkt, er wolle, daß in 
diefer Verſammlung entweder die Klugheit der Väter zu Trient walte, 
welche diefe bei Abfafiung der Ehegeſetzgebung geleitet hätte, oder viels 
mehr, daß uns ber heilige Geiſt geboten hätte, auszufprechen, wir 
jollten uns lediglich an die Heilige Schrift Halten, aber dazu fei es 
nicht gefommen, und felbft der Hofprediger Dr. Krummacher habe 
feinen Antrag zurüdgezogen. Die Verfammlung fei darüber einvers 
fanden, daß fie nicht competent fei zu einem folchen Ausfpruch, fie 
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muͤſſe ſich vielmehr an die Tradition der unverfälfchten evangeliſchen 
Kirche halten; damit fei aber auch die Annahme der Analogie aners 
kannt. Man nehme bie malitiosa desertio in einem Sinne an, wie 
fie in der Schrift nicht gefunden werde; die ältere Praris Habe die 
Analogie nie geleugnet und die berühmteften Theologen und Kirchen: 
Ordnungen entſchieden fich dafür; die Analogie fei paher nichts Neues. 
Wenn nun auch nach Ausführung eined Redners (Tholud) der Che 
bruch einziger Scheidungsgrumnd fein dürfte, fo muͤſſe es doch dem Kirchen 
behörven uͤberlaſſen werben, zu prüfen, ob hier eine Analogie zuläffig 
fi. Man fage dagegen, der Ehebruch geftatte Feine Analogie, und 
dag man den Trauungsverweigerungen ein Ziel fegen und die engften 
Grenzen beftimmen müfle. Das werde aber überhaupt nicht möglid 
fein, denn Manche wären 3. B. der Defertion im weiteren Sinne 
widerfprechen, Andere der Zulaffung der Sodomiterei umd Beftialität. 
Als Grund gegen die Analogie diene das Mißtrauen gegen die Fird- 
- chen Behörden, indem man die Gefahr des Mißbrauchs hervorhebe, 
aber dieſe Stellen würden ja nicht mit leichtfertigen Männern befebt. 
Endlich fei aber auch die Interpretation in dem Außeren Forum nie 
auszufchliegen und die Entwidelung ded Principe werde immer vor 
behalten bleiben müflen. Die Berfammlung möge daher erflären, die 
Kirche fei zwar verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß die Eheſcheidungs⸗ 
gründe auf das Maaß der beiden fchriftmäßigen befchränft werden, 
für jept aber noch diefelben in dem ihnen von der älteren ernflern 
PBraris beigelegten Umfang zuzulafien berechtigt. — Ueber die Separas 
tion babe er nichts weiter zu fagen. " 

Es erfolgt nunmehr die Abſtimmung über den anliegenden Ans 
trag des Staatsminifterd Uhden: 

„Die Sonferenz wolle dem Kirchenregimente ratben, im Anſchluſſe 
„an die ältere und ernftere Praxis der evongelifchen Kirche nur 
„Ehebruch und bösliche Verlaſſung als Ghefcheidungsgeünde 
„Lirchlid anzuerkennen.“ 

Nah Inhalt der anliegenden Stimmzettel wurde diefer Antrag 
mit 31 Stimmen (Abegg, Albert, Ball, Bluhme, Bod, 
Büchſel, Eranz, Eichmann, v. Gerlach, Göſchen, Göͤtze, 
Hahn, Hammerſchmidt, Hoffmann, Holzbrink, Jaspis, 
Krummacher, v. Mittelſtädt, Nöldechen, v. Puttkammer, 
- 9. Röder, Sander, Sartorius, Schmidtborn, Senfft von 
Pilfah, Stiller, v. Strampff, Tholud, Uhden, Graf von 
Voß, Wiesmann) gegen 12 (Klottwell, Hadper, Heffter, 
Sacobfon, König, Korb, Naumann, Schulk, Stier, 
Thielen, Bogt, v. Wigleben) angenommen. Drei haben fih 
der Abſtimmung enthalten. 


Demnäcft erfolgte die Abftimmung über ven Antrag Nöldechen 


ri: „Weber die Zuläfftgkeit und Unzuläffigkeit der kirchlichen Wieder 
„verheirathung gefchiedener Ehegatten haben die Tirchenregiment- 
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„lichen Behörden (Eonfifiorien und Evangeliſcher Ober- Kirchen. 
„tath) zu entfcheiden, Die Firchlichen Behörden haben ihre Ent« 
„fheidung nach den von der Kirche fefgeftellten Grundfägen des 
„Sriftlich » proteftantifchen Eherechts, wie folches in dem Worte 
„Gottes begründet iſt und in den älteren proteftantifchen Kirchen: 
„und kirchlichen Eheordnungen beflebt, zu treffen.“ 


Nachdem der Vorfigende ſchon vor der Abflimmung des Antrages 
Uhden bemerkt Hatte: es fein Stimmen laut geworben, bie es für 
bevenflich erachteten, das Princip der Analogie beftimmt auszufprechen, 
die dasfelbe gleichwohl für unentbehrlich hielten und Die es in dem 
Antrage Nöldechen ausgebrüdt fanden”), wurde derfelbe mit 24 Stim- 
men (Abegg, Albert, Ball, Bluhme, Bod, Eichmann, Flotts 
well, Hasper, Heffter, Hoffmann, Jacobſon, König, Korb, 
Lehnerdt, Liedfe, Möller, Naumann, Nöldechen, Schmidt- 
born, Schultz, Stier, Thielen, Bogt, v. Wigleben) gegen 
17 (Buͤchſel, Eranz, v. Gerlach, Hahn, Holzbrint, Jaspis, 
Krummader, v. Mittelftädt, Sander, Sartorius, Senfft 
v. Bilfah, Stiller, v. Strampff, Tholud, Uhden, Graf 
v. Voß, Wiesmann) angenommen; fünf hatten fich der Abflim- 
mung enthalten. 

Präfident conftatirt in Bezug auf Die separatio temporaria, 
daß diefe Einrichtung als ein abfolutes Beduͤrfniß in Beziehung auf 
die Heiligfeit der Ehe anerfannt worden fei und daß dieſelbe durch» 
aus dem Mefen der evangelifchen Kirche entfpreche. Die Verfammlung 
beftätigt, daß fe in der separatio temporaria nicht nur eine mit ber 
evangelifchen Kirche und Ihrem Dogma übereinftimmende, fondern zus 
gleich eine zweckmäßige Maßregel anerfenne, die fie empfehle. Hiermit 
ift dieſer Punkt erledigt. 

Präfident eröffnet die Discuffton über die Frage, wie im Falle 
der Ehefcheldung gegen den fchuldigen Gatten hinftchtlih der Wieders 
trauung zu verfahren ſei. Es liegen darüber Anträge von dem Präs 
fiventen v. Strampff, Staatsminifter Uhden und Confiftorialrath 
Hammerfchmidt vor. 

Eonfiftorialratf Hammerfchmidt: Den Vielen gegenüber, welche 
die firenge Praxis in der Behandlung des fchuldigen Theild für zu 
firenge halten, gebe es Fein anderes Recht für diefe Strenge, als die 
Berufung auf die klaren Ausfprüche des göttlichen Wort. Der Herr 
habe die vorhandenen Beflimmungen gefchärft, das gebe uns aber fein 
Recht, feine Vorfchriften ebenfalls wieder zu fchärfen, und dazu würde 
gehören, wenn man dem fchuldigen Theile die Wiederverheirathung 
unbedingt verfagen wolle. Hier ſei es nicht fchwer, Mißbrauch fern 
zu halten. Dan fage, nicht die Scheidung, fondern die Wiedervers 
heirathung ſei die Sünde des Ehebruchs; das fei aber nur der Ball, 


*) Bur weiteren Conftatirung biefer Thatfache iſt die Mittheilung. von Auss . 
jügen aus den Stimmliften angeorbnet worden. 
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wenn die Scheibung nicht um des Ehebruchs willen erfolgt ſei. Man 
müffe von Selten des ſchuldigen Theils ernfte Buße und Früchte diefer 


Buße fordern, die Kirche müffe ihn In Zucht nehmen, fle duͤrfe ihn 
aber nicht zur Chelofigfeit verdammen, denn das fel wenigflens nicht 
im Worte Gottes geboten. Der bußfertige Ehebrecher, fage man ferner, 


dürfe eben feiner Buße wegen die neue Ehe nicht fordern, allein man 
habe doch nicht das Recht, die Art und Weife der Buße nun gmau 
zu beflimmen. Redner erklärt fih für den Antrag Uhden Nr. 3, 
fofern derfelbe anerkennen wolle, daß das Verbot der neuen Ehe kin 
abfolutes fei, denn das gehe nicht aus dem göttlichen Worte klar hervor; 
außerdem wünfcht er anerfannt zu fehen, daß das zeitliche Verbot nur 


auf disciplinarifchen Gründen berufe. Die Worte: „bei Lebzeiten des 
andern Ehegatten” wünfcht er entfernt, weil fie unconfequent feien, 


indem, wenn bei wirklich und anerkannt gelöfeter Che dennoch einem 


Theile derfelben die Ehe verfagt werden folle, dies nur wegen feiner 


Verſchuldung gegen die Heiligfelt der Ehe gefchehen fönne, und Diele 
Schuld wenigftens nicht durch den Tod des andern Thelld ohne Wei: 





teres aufgehoben werde. Wenn der Antrag fo modificirt werbe, fo 


wolle er ihn annehmen, gejchehe das nicht, fo bitte er Die Berfammlung, 
“feinen hier modificirten Antrag anzunehmen (vgl. ©. A61). 

Prraͤſident v. Gerlach fpricht fich für den Antrag Uhden gegen 
den vom Confiftorialcati Hammerfchmidt aus; dem ‘ 


chuldigen Theile 


folle nach feiner Anficht bei Lebzeiten ded andern die zweite Ehe ver 
boten werben, denn die Einfegnung bdiefer zweiten Ehe fei die Eins 


fegnung des Ehebruchs. Die Buße koͤnne nicht ald vorhanden ange 
fehen werben, wenn man bie Brüchte der Sünde noch einernten wolle. 
Die Beichränfung „bei Lebzeiten” fei richtig und Tonne nur aus 
Gründen der Disciplin noch gefchärft werden. Betrachte man bie 
praftifche Seite der Sache, fo fei es noch klarer. Gerade hiergegen 
feien die die Trauung weigernden Geiftlichen aufgetreten. Wie wolle 
die Kirche fih von der ernften und aufrichtigen Buße überzeugen? 
Das fei geführlih, weil die Firchlichen Behörden von vielen Leuten 
wahrhaft beftürmt werden würden. Man müffe deshalb von der Dis⸗ 
penfation ganz abfehen, denn dieſelbe werde eben fo dringend gefordert, 
als Teicht gewährt werben. Sei ed doch fogar nicht felten vorgekommen, 
daß man dem Chebrecher geftattet Habe, die Ehebrecherin zu heiratben. 
Die weigernden Geiftlichen hätten bisher allein auf dieſem Gebieie 
etwas erreicht, die Behörben nichts, Darum müfle er gegen jede Die 
penfation flimmen. 

Hofprediger Dr. Krummacher bemerkt, man bürfe dem ſchuldigen 
Theile die MWiederverheiratfung um fo weniger geftatten, weil der Che 


brecher nach dem Ausſpruche des alten Teſtaments den Tod verbient hat. 


Präfldent v. Strampff erflärt, daß fein Antrag mit dem An- 
trage des Confiftorialratie Hammerfchmidt genau übereinftimme, 


weshalb letzterer zurüdigegogen wird. — Luther fage, man folle die 
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Sünden in ber Ehe nicht mit Eheverboten beftrafen. Das Princip 
des Superintendenten Dr. Sander zeige uns, in allen Fällen die 
Wiederverheirathung zu verfagen, wo Moſis Gefeh die Todesſtrafe 
darüber verhänge. Die Wiederverheirathung des Schulpigen fel Gegen» 
ftand der Disciplin und Zucht. Nähmen die Gründe zur Ehefcheidung 
überhand, fo müfle das Kirchenregiment die Zügel fcharf anziehen, und 
wäre die neue Heirath nur eine Vollendung des Ehebruche, fo dürfe 
fie überhaupt nicht erfolgen, auch felbft nach dem Tode des unfchuls 
bigen Theild nicht. Die Strenge der Disciplin der Kirche müffe fich 
nach den Umftänden und nach der Noth der Zeit richten; aber unter 
Umftänden müfle der Schuldige auch wieder heirathen Fönnen. 

Generals-Superintendent Dr. Sartorius bemerkt, indem er fich 
für den Antrag Uhden erflärt, das Landrecht verbiete die Ehe zwifchen 
Ehebrechern, und gegenwärtig dürften die geiftlichen Behörden von 
biefem Verbote dispenfiren und in dem gerichtlichen Urtheil werde dies 
ausdruͤcklich ausgeſprochen. Die Eonfiftorien feien aus NRüdficht für 
die etwa vorhandenen Kinder und aus anderen Gründen leicht zu 
Dispenfationen geneigt. 

Hofprediger Dr. Krummacher Hält die Sache durch Gottes 
Mort für entfchieden, denn dies fage, wer den fchuldigen abgefchievenen 
Theil freie, der breche die Ehe, und fomit verlange man alfo die Eins 
fegnung des Ehebruchs. Schuldige Gatten dürften überhaupt nicht 
wieder heirathen. 

Geheimerath Dr. Bluhme erklärt fih im Einverftändniffe mit 
dem Präfiventen v. Gerlach für den Antrag Uhden und würde ſich 
noch lieber für ein abfolutes Verbot der Heirat unter den Ehe⸗ 
brechern ausfprechen und Dispenfation höchftens im Halle der Wieder⸗ 
verheiratfung des Unſchuldigen zulafien. Yür die Strenge fprächen 
fittfiche und politifche Gründe. Nur nach dem Tode des unfchuldigen 
Theile ſolle aber jedenfalls die Wiederverheirathung erſt ftattfinden 
fönnen. Ä 

Superintendent König glaubt, daß die Bemerfungen des Geheimes 
raths Dr. Bluhme und des General Superintendenten Dr. Sar⸗ 
torius auf Mißverftändnifien beruhen, denn es handle ſich ja über- 
haupt nicht davon, daß der Ehebrecher die Chebrecherin heirathen dürfe. 

Eonfiftorialrati Hammerfchmidt bemerkt gegen Hofprebiger 
Dr. Krummacher, jened Wort ded Herrn würde, fo verflanden, auch 
dem unfchuldigen Theile die Wiederverheiratfung verfagen. 

Präfident erflärt die Discuffton gefchloffen und läßt über ven 
Antrag Uhden Nr. 3 abflimmen: 

„Dem gefchiedenen fehuldigen Ehegatten fei bei Lebzeiten des 
"anderen —8R Oh lde Einfeanting einer neuen Ehe 
„au verfügen.“ 
welcher Antrag mit 27 Stimmen gegen 13 angenommen wird, Ein 
Mitglien Hat fich der Abſtimmung enthalten, 
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Präfident bemerkt, Daß. damit der Antrag v. Strampffer | 
febigt fei und eröffnet die Discuſſton über die Frage: | 
Wie follen ſich die Geiftlichen in Bezug auf Die von ihnen 
geforderte Wiedertrauung verhalten? Ä 
Bräfivent v. Strampff: Die evangelifche Kirche müffe mit den 
Staate, fo weit es möglich fei, Hand in Hand gehen und daher auch 
das richterliche Wrtheil vefpectiren, und wenn daher die Entfeheidung 
aus canonifchen Gründen erfolgt ſei, dann müflfe der Geiftliche auh 
auf Grund dieſes richterlihen Erkenntniffes die verlangte Trauung 
des unfchuldigen Theild vornehmen, ohne die Gründe dieſes Erkennt 
niffes weiter prüfen zu bürfen. Die Allerhöchite Ordre fei nur für 
die Zeit der Unordnung erlaffen worden und falle daher auch wieder, 
fobald die Ordnung hergeftellt fet. | 

Vräfident: Die gegenwärtigen Ausnahme» Maßregeln Fönnen 
felbftredend nach der auf Grund der Beichlüffe der Conferenz herge 
ftelten definitiven Ordnung nicht länger beftehen bleiben und bie jub- 
jective Willkuͤr der einzelnen Geiftlichen muß dann, den Anorbnungn 
der Behörden gegenüber aufhören. Das ift fomit als conflatirt am 
zufehen. Wenn der Ausnahmezuſtand der definitiven Regelung gewichen 
fel, dann vürfe der Ausnahmezuſtand nicht fortbeftehen bleiben. | 

Wirkl. Geheimerath v. Voß⸗Buch bemerkt, die Regulirung de 
Competenz zwifchen Gonftftorien und Gerichten nach dem Antrage 
v. Strampff fönne von der Berfammlung nicht angenommen werben 
und müffe daher diefer Antrag nach ber fo eben erfolgten Conftatirung 
als erledigt angefehen werden. Ä 

Präfident eröffnet die Discuffton über ven Antrag Nöldechen 
Nr. 1 und 3: | 
„Ohne erhaltene Autorifation find die Geiſtlichen zur Bol 

„zehung der Trauung Gefchiedener nicht befugt.“ 

„Aus der Unzuläffigkeit der Firchlichen Trauung folgt die des 
„tirchlichen Aufgebors. Erachtet das Hirchenreniment die Trauung 
„für auläffig, es wird von dem betreffenden Geiftlichen aber auf 
„Grund der Allerhöchſten Drdre von 1848 verweigert, fo if von 
„dem Aufgebote Abfand zu nehmen.“ 

Gonfiftorial»Director Nöldechen: Der Antrag bezwecke, aus dem 
gegenwärtigen Zuftand der Unordnung herauszufommen, und folle Dei 
halb, unter Webertragung der Entjcheidung an bie Firchencegimentlichen 
Behörden für alle Fülle, ' 

ad 1 beftimmt werben, daß ohne erhaltene Autoriſation Fein 

Geiftlicher zur Vollziehung der Trauung eines Geſchiedenen 
| befugt fei. 
Wenn Präflvent v. Strampff dagegen bie Geiftlichen verpflichten 
wolle, im Falle der erfolgten Entfcheivung wegen Ehebruchs oder boͤs⸗ 
licher Berlaffung den nichtfchuldigen Theil ohne Weiteres zu trauen, 
fo müfle Dem entſchieden widerfprochen werden. Man Fönne dem 
einzelnen Geiftlichen die Prüfung, ob eine bösliche Verlaſſung im 
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kirchlich anzuerkennenden Begriffe vorliege, weder zumuthen, noch an⸗ 
vertrauen. Nicht einmal jede Scheidung wegen Ehebruchs bereihtige 
zur Wiederverheirathung, da firchenrechtlich, abweichend vom Landrecht, 
beiderfeitiger Ehebruch fein Scheidungsrecht gebe. Ä 
Ad 3 betreffe fein Vorfchlag bie fortdauernde Geltung ber 
Allerh. Ordre vom 30. Januar 1846. 
Wenn auch die Entſcheidung aller: Trauungsfälle Geſchiedener den 
Gonfiftorien übertragen fei, fo wolle ee boch nicht benjenigen Geiſt⸗ 
lichen zur Vollziehung einer für zuläfftg erachteten Trauung zwingen, 
der in gewifienhaftefler Auffaffung des Schriftworts erfläre, über das 
bireete Gebot ded Herrn nicht hinaus zu fünnen. Das durch die 
Schrift gebundene Gewiſſen erheifche eine zarte Schonung und bie 
Aufrechthaltung der Ordnung gebiete eine Verletzung desſelben nicht. 
Die Bälle würden überdies fehr felten vorfommen. — Erachte das 
Gonfiftorium in einem folchen feltenen Falle die Trauung zuläffig, fo 
fonne es einen andern Geiftlichen damit beauftragen. Bon dem Aufs 
gebote möge aber entbunden werden, da es einerfeits ein kirchlicher 
Act, aber doch fein efjentieller fei. Danach werde auch jebt ſchon ver⸗ 
fahren, wenn bei gemijchten Ehen der Barochus des einen Theils das 
Aufgebot verfage. 

Bräfident bemerkt, an die Aufhebung der UAllerh. Ordre von 
1846 fönne dann erft gedacht werden, wenn alle Berhältnifie geordnet 
und alle Mißſtaͤnde befeitigt feien, welche jene Ordre veranlaßt hätten. 

Praͤſident v. Strampff erklärt fich ebenfalls dafür, daß die 
Allerh. Ordre nur während der Dauer der Unorbnung fortbeftehe, fei 
bie Ordnung hergeftellt, dann falle fie von felbft weg. 

Praͤſident v. Gerlach empfiehlt den Antrag Nöldechen. Nicht 
der einzelne Pfarrer dürfe enticheiden, ob das richterliche Erfenntniß 
die Trauung möglich mache oder nicht. Alle diefe Sachen müßten an 
die Conſiſtorien gebracht werden und die Allerh. Orbre von 1846 
müfle bis zur Zeit der erfolgten völligen Ordnung aufrecht erhalten 
bleiben. In ähnlicher Weife fei in Sachſen ſchon im 17. Jahrhundert 
fein Zwang geübt worben bei der Trauung mit der Schwägerin. 

Ober» Bräfident Senfft v. Bilfach bemerkt, er Fenne mehrere 
ſromme Geiftliche, welche fi) nur im Falle eines Ehebruchs zur Wieder- 
trauung bereshtigt hielten, und man folle auch die Schwachen in Ge⸗ 
duld tragen. 

PBräfident Dr. Götze: Die leichtfinnigen Trauungen follen ver- 
hindert werden und darum folle man die Entfcheidung über die Wieder⸗ 
trauung dem Wrtheile der Firchlichen Collegien unterwerfen und mit 
dieſer Maßregel recht bald vorgehen. 

General» Superintendent Dr. Schmidtborn: Nach hergeftellter 
fiechlicher Orbnung müßten die Geifttichen ihrem fubjectiven Ermeſſen 
gänzlich entfagen und dürften nicht länger das ihnen während des 
Snterimifticums geflattete Recht der eigenen Prüfung und Entſcheidung 
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in Anfpruch nehmen, nachdem bie iänen vorgefebte Tirchliche Behoͤrde 
entfchieven habe. 

Superintendent Ball bemerkt, wenn gläubige Pfarrer noch Eon- 
cefftonen fordern dürften, dann fei gar feine Grenze mehr vorhanden. 
Diefelde Gewifienhaftigkeit, welche der Pfarrer übe und für fich in 
Anfpruch nehme, müfle man auch bei der Behörbe vorausfehen. Für 
bie Zuflände des gegenwärtigen Interimiſticums möge ed bei dem bis⸗ 
herigen Verfahren fein Bewenden behalten. 

Bräfident bemerkt, von dem ConfiftorialsDirector Nöldechen 
und verfchievenen andern Mitgliedern fei behauptet worden, die Allerh. 
Ordre von 1846 fei ebenfo normativ für das Aufgebot wie für bie 
Trauung, er fei jedoch der Anficht, daß eine Discuffton wie ein Be 
fchluß hierüber ganz außerhalb des Gefchäftsfreifes dieſer hohen Ver⸗ 
ſammlung liege. 

Es wurde ſodann als einftimmiger Beſchluß conflatirt, daß bie 
Geiſtlichen ohne vorhergegangene Autoriſation der Conſtſtorien nicht 
zur Trauung gefchiedener Perſonen berechtigt feien. 

PBräfident: Gegenftand der Discuffton iſt der modiftcirte Antrag 
9. Strampff, der die Ehefachen wieder an die Obergerichte verweifen 
will. Antrag Nr. 6. 

Staatsminiftee Uhden: Nur die Obergerichte follen demgemaͤß 


in erſter Inftanz in Ehefachen entſcheiden. Die Zuziehung des Seel 


forger8 der Gatten ift jest ſchon zuläffig. 
Präfldent v. Strampff erflärt fich Hiermit einverftanden. 
Die Berfammlung tritt dem von dem Staatsminifter Uhden 
audgefprochenen Wunfche einftimmig bei. 
PBräftdent: Es bleibt nun noch der Antrag v. Strampff 
Nr. 7 übrig: 
„Die Gonferenz richtet an des Könige Majeſtät, als oberften 
„Zräger der evangelifchen Kirchengewalt, die allerunterthänigfe 
„Bitte, die von ihr aufgeflellten Grundfäge, allenfalls nad an 
„derweit eingehboltem Nathe, als Recht der evangelifchen Kirche 
„in der preußifchen Monarchie Allerhöchſt auszufprechen.“ 
Praͤſident v. Strampff: Er wolle damit nur ein beftimmte 
evangelifches Kirchenrecht herbeiführen. Spreche des Könige Majeflät 
Sich nicht in diefem Sinne aus, dann wife Niemand, woran er fid 
zu halten Habe; es fei dies im Sintereffe der Ordnung nothwendig. 
Präfident erklärt, daß die Berfammlung fich auf diefen Antrag 
nicht einlaffen Fönne, womit biefelbe einverftanden ift. 
Die Sigung wird um A Uhr gefchloffen und die nächfte außer 
ordentliche Sigung zur Verlefung der letzten vier Protokolle auf Montag 
den 1. December c., Nachmittags 5 Uhr, anberaumt. 


V. g. u. 
v. Uechtritz. Stiller. Noeldechen. König. Thielen. 





neunzehnte Sitzung. 


Berlin, den 1. December 1856. 


Die Abendſitzung der Firchlichen Conferenz am 1. December 1856 
war leviglich für das Berlefen der PBrotofolle über die Sitzungen ber 
lebten Woche anberaumt. 

Zunähft wurde das Protofol der funfzehnten Sitzung verlefen 
und genehmigt. 

Das darauf verlefene Protokoll der fechzehnten Sitzung erlangte 
nad) Erledigung einiger aus der Berfammlung gemachten Bemerkungen 
und vorbehaltlich der den amtlich Heute von der Conferenz zurüdgehals 
tenen General» Superintendenten Dr. Hoffmann und Dr. Büchfel 
iu gewährenden Einftcht in die fle betreffenden Punkte des Protofolls 
die Genehmigung. 

Der Berlefung des Protokolls über die fiebzehnte Sipung folgte 
die Anerfenttung desſelben, nachdem einige ausgefprochene und gebil- 
ligte Wuͤnſche ihre Erfüllung gefunden hatten. 

Ein Gleiches gefchah darauf mit dem Protokoll der achtzehnten 
Sigung, in welchem Einiges nähere Beitimmung erhielt. 

Der Borfitende fchloß die Sitzung um halb 11 hr, und kuͤn⸗ 
digte die nächfle für den folgenden Tag, Bormittage 10 Uhr, an, 
worauf gegenwärtiged Protokoll verlefen und genehmigt wurde. 


v. Uechtritz. Thielen. Noeldechen. König. Stiller. 


Bwanzigfle Sitzung. 


Berlin, den 2. December 1856. 


Die Verhandlung wurde mit Gebet des Superintendenten Sander 
eröffnet. Der Prafident zeigte an, daß General» Superintenvent 
Möller und Präfident Korb in Folge amtlicher Verhinderung die 
Verſammlung verlafien hätten und diejenigen Mitglieder, welche über 
bie Gemeindeordnung und Landesſynode Gutachten abgegeben hätten, 
Geheimerath v. Meding und die Superintendenten Redlich und 
Thal, ale ſtimmberechtigte Mitglieder an der Conferenz Theil nehmen 
wuͤrden. 

Der Referent, Geh. Juſtizrath Abegg, las ſodann fein Referat, 
die Correferenten, Superintendenten König und Sander ihre Cor⸗ 
referate vor. 

Superintendent König und Profeſſor Hengſtenberg reichten 
Anträge zu den Anträgen des Referenten ein (vergl. unten), und wurde 


bie Sigung,’ nachdem der Bräfident den Superintendenten König 
beauftragt hatte, am morgenden Tage die Sisung mit Gebet zu em 


öffnen, Nachmittags ',,3 Uhr gefchloffen und die nächfle Sitzung auf 
den 3. December, Morgens 10 Uhr, anberaumt. 


v. Uechtritiz. Noeldechen. Stiller. Thielen. König. 


Vortrag des Referenten, &eh. Juſtizrathes Dr. Abegg. 


Don dem Hohen Praͤſidium Eines Hochwürdigen Evang. Ober 
Kirchenrathes ift mir mittelft Schreibens vom 10. und 15. Septem⸗ 
ber d. 3. der Auftrag geworben, ein Referat über die „Gutachten, die 
Berufung einer allgemeinen Landesſynode betreffend” auszuarbeiten, 
welche Derfelbe von mehreren Sacverftändigen erforbert und einge 
reicht erhalten Hat. 

In danfbarer Anerkennung bes dadurch mir beiwiefenen, mid 
ehrenden Vertrauens und in Erwägung der wichtigen Angelegenheit, 
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von der es fich Handelt, Habe ich geglaubt, die Bedenken, welche fich 
mir aus dem Bewußtfein der Unzulänglichfeit meiner Kräfte, im Bers 
hältniß zu der großen Aufgabe und zu den Forderungen, die bier ger 
ſtellt werden muͤſſen und die ich ſelbſt an mich. mache, ergeben, bei 
Seite fegen und einem Rufe folgen zu müfen, der an mich ergangen 
if. Sch rechne dabei auf die Nachficht, deren eine in verhältnigmäßig 
furzer Zeit und unter mannichfachen Hemmniſſen gefertigte Arbeit um 
fo mehr bevarf, als es ohnerachtet meines möglichften Beftrebens rein 
objectiver Auffaffung der Sache doch nicht ganz gelingen, ja felbft 
nicht gefordert wird, die ſubjective Seite, die ſich in dem confeffionellen 
Standpunft geltend macht, fern zu halten. Sa, ed barf Diefer in der 
That nicht als bloß fubjertiver betrachtet werben. Bon der individuellen 
Geftaltung abdgefehen, die bei den Einzelnen das Bekenntniß und deſſen 
dadurch beftimmtes Verhältnis zur Kirche annimmt, hat dieſes, und 
nicht nur für ihn, fondern — wovon hier allein die Rede ift — für 
bie Kirche, eine beftimmte Bedeutung, die um fo weniger verfannt 
werden darf, als Alles, was Gegenftand der Berhandlungen iſt, theils 
nur auf ber rechtlich beftehenden Grundlage der evangelifchen Con⸗ 
feſſionen felbft eine Berechtigung hat, theild und ganz befonders auch 
feinem inneren Gehalte nach nur auf diefem Boden erwachſen kann 
und heilſame Frucht zu bringen vermag. Wie man auch die zunächft 
geftellte Aufgabe faffen möge, — fei ed in einer über den Confeſſions⸗ 
Unterſchieden ſtehenden Allgemeinheit, über deren Begriff, Inhalt und 
Berechtigung eine fo große Berfchiedenheit der Anfichten obwalte, — 
oder indem für’ Erfte andere befonbere Fragen zum Gegenftande der 
Erörterungen gemacht werden: — es wird ſich für die Betrachtung 
nicht minder, wie für die praftifche Behandlung der Sache, das Er⸗ 
gebniß mit gebieterifcher Nothwendigkeit herausftellen, den Sonder- 
Belenntniffen, fomit dem Gewiſſen die gebührende Rückſicht zu erweifen. 
Doch fol in diefer Einleitung dem Gange der Berichterflattung nicht 
vorgegriffen werben. 

Es find mir fünf im Drude erfchienene „Outachten, die Be- 
rufung einer Landesſynode betreffend,”. zur Berichterflattung 
mitgetheilt worden. 

l. des orbeniiiäpen Profeſſors der Rechte Dr. Jacobſon zu Koͤnigs⸗ 
berg (S. 1—19); 

I. des ordentlichen Profeſors der Theologie Dr. Hengſtenberg 
zu Berlin (S. 20 — 33); 

I. des Präfes der rheiniſchen Brovinzial- Synode Pfarrer Wied: 
mann in Bonn (S. 34 — 40); 

IV. ea ne Profefiors der Rechte Dr. Merkel zu Halle 
( 

V. des Rönintide MWirflichen Geheimen Raths und Ober Präfls 
benten 0. D. von Meding zu Balin (S..63— 78). 
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Ich werde auf dieſelben mittelft Anfuͤhrung ber betreffenden Num⸗ 
mern und Seitenzahlen verweiſen. Sie gründen ſich faͤmmtlich auf 
die hier als bekannt vorauszuſegende „Denkſchrift, die Berufung 
einer allgemeinen Landesſynode betreffend“, welche in den 
„Aktenſtuͤcken aus dee Verwaltung des Evangeliſchen Ober Kicchenrathe, 
Dritten Bandes erſtes Heft, Berlin 1856" S. 1— 8 mitgetheilt if. 
Aus leßtexer muß aber fchon jebt hervorgehoben und an die Spitze der 
Erörterung geftellt werben, was Seiner Majeftät dem Könige von 
dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath vorgetragen und Hierauf von 
Allerhöchftvenenfelben alß „birester und maßgebender Ausipruch“ erflärt 
worden ift (©. 5). 

„Als ein... .. unabweisbares Beduͤrfniß erfennt der Evangeliſche 

Ober» Kicchenrath die Begründung einer ſynodaliſchen Bertretung ber 
Kirche an. Er achtet e8 nicht für möglich, daß der evangelifchen Kirche 
... fortan in dem Organismus der Firchenrechtlichen Aemter allein 
eine hinreichend flarfe Vertretung und Stüße gegeben werben koͤnne 
und erklärt fich mit Entfchievenheit für die Nothwendigkeit einer die 
Kicche in allen ihren Gliederungen umfaffenden fonnodalifchen Ber 
tretung. 
Die Allerhöchfte Hierauf erlafiene zuſtimmende Ordre beftimmt 
unter Andern: „Auch Ich wünfche die Bildung einer Synodal⸗Ver⸗ 
feffung und werde eine folche aus allen Kräften befördern, aber di 
Synoden dürfen nicht ald Vertreter der Kirche gegenüber den fird- 
lichen Behörden — nach Analogie conftitutioneller Kammern — ſondern 
fie müffen ſelbſt als Behörden, ald Vertretung der Kirche nach außen, 
gedacht werden. Dann aber muß Ich jeder Bildung der Synoden 
durch Wahl in der Art, wie die Analogie der Kammern fie ergeben 
würde, entgegentreten; zum Eintritt in eine Synobe muß ein Kirchen⸗ 
amt ober ein Auftrag der aus der neuen Conſtituirung ber Kirche 
hervorgegangenen Kirchenbehörde die Vollmacht geben” (S. 6). 

Diefem entfprechend Hat der ObersKirchenrath in einem ferner 
Berichte ausgefprochen: „Wir halten es für eine ſinnverwirrende Ten⸗ 
benz, fo, wie bie neuerlich mehrfach gefchehen ift, vie Kirche dem Re 
gimente ald einem von ihr verfchlebenen Subjerte gegemüber zu ſehen, 
und würben es niemald wagen, eine Einrichtung zu beantragen, welche 
das Lebensprincip der Kirche aufhebt, und den Leib, an welchem ein 
Glied an dem andern hangen fol durch alle Gelenke, in zwei Theile 
fpaltet. Wir faffen vielmehr die Synoden nicht als den Gegenfah, 
fondern als die Erweiterung und Ergänzung des Regiments, und 
zwar welfen wir ihnen die Afte zu, welche nur dann ihre rechte Br 
deutung und ihren rechten Erfolg haben fönnen, wenn fie ſich wahr 
haft ale Akte der Gemeinfchaft erweifen” (S. 7). 

Die Mitteilung der vorflehenden Ausfprüche ift hier am Orte, 
zuvoͤrderſt, weil fie auch eine Gelegenheit bietet zum Ausbrude des 
ehrerbietigften Dankes für ſolche, das Heil der Kirche belundende und 
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pofitiv fördernde Erklärung der Allerhöchften Willenomeinung, ſodann 
weil damit die nothwendigen Grenzen beflimmt find, innerhalb deren 
fih die Begutachtung und dad Referat über die vorgelegten Fragen 
zu bewegen hat. 
Die erfte derfelben ift: 
„Wie die intendirte Synode zu combiniren fein 
würde, damit fie materiell als die Trägerin kirch— 
liher Einfiht und Erfahrung, und formell als 
die Darftellung der Landeskirche angefehen werden 
fönnte?” 
woran ſich als zweiter Hauptgegenfland der Erörterung die weitere 
Stage knuͤpft: 
„Welche rechtliche Stellung der Synode anzumweifen 
fein würde, und welche Bedingungen hinzutreten 
müßten, um ihre Ausfprüde in das Leben über- 
zuführen” (Denffchrift S. 8). 
Richten wir nun die Betrachtung der Frage zu: 


l. „Wie die intendirte Synode zu combinirten fein 
würde, damit fie materiell ald Trägerin Firchlicher 
Einſicht und Erfahrung, und formell als die Dar- 
ftellung der Landeskirche angefehen werden könnte?“ 


jo it die Bemerkung vorauszuſchicken, daß hierin fchon die bejahenbe 
Beantwortung einer anderen Frage, nämlich über die „Rothwendigfeit 
der Berufung einer Landesſynode“, enthalten und beziehungsweiſe voraus⸗ 
gefeßt fei. Nicht ob und wann eine folche Synode zu berufen wäre, 
fondeen aus welchen Elementen die zu berufende mit Rüdlicht auf die 
materiellen und formellen Erforbernifie zufammenzufegen ſei, wird ale 
Gegenſtand der eingeforderten Gutachten aufgeftellt. Hierauf macht 
ausdrücklich das Gutachten IV, ©. 41, gleich im Eingange aufmerkfam. 
Indeß war ed nicht zu umgehen, daß die Erörterungen auf jene Frage 
jurüd'gingen, und wenn Died der Fall war, daß die Antworten nicht 
überall zuftimmend erfolgten. Auch darf daraus nicht der Vorwurf 
eined ungerechtfertigten Webergreifend entlehnt werden. Die weitere 
Betrachtung wird beflätigen, daß, je nach den verfchievenen, ins⸗ 
befondere confeffionellen Standpunften, welche bier ihre auch von dem 
Kirchenregiment anerfannte Geltung behaupten, fchon die zunächft zur 
Erwägung geftellte Frage über eine organifche Zufammenfehung der 
Synode auf die nothwendigen, im Begriffe und Rechte der chriftlichen 
Gemeinde liegenden Borausfegungen und fomit auf die Frage führen 
muß, ob lebtere überall und jet fehon vorhanden, und wo nicht, wie 
diefelben im Sinne der evangelifchen Kirche zu gewinnen und kirchen⸗ 
verfaffungsmäßig zu beilimmen wären. Es tft nicht wohl abzuweiſen 
nach Lage der Sache, die erfte der zu begutachtenden Fragen in dem 
weiteren Umfange aufzufafien. Aber auch, wo diefer, wie ich glaube, 
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nothwendige Zuſammenhang nicht vorzugsweiſe feſtgehalten iſt, und 
eine der Berufung der Landesſynode überhaupt, oder für jebt, ſich 
nicht beifällig erflärende Anficht .ausgefprochen hat, wo vielmehr von 
einem anderen Ausgangspunfte her eine folche Berufung wiber 
rathen wird, muß das Recht des Gewiſſens, der Weberzeugung fid 
behaupten ‚dürfen. Die Erörterungen finden auf einem Gebiete Statt, 
wo nicht nach irgend welchen Ruͤckſichten gegenfeitige Rachgiebig- 
feit, Unterordnung individueller Meinungen unter die einer gegen 
überftehenden Mehrheit gefordert wird, und wo fich Davon ein gedeih— 
liches Ergebniß erwarten läßt: ed handelt fi) um das Heil. der Kirche 
und das damit in unteennbarer Berbindung flehende nicht blos jurififhe 
Recht, fondern das höhere der im Gemeindebewußtfein. gegrlindeien 
Mitgliedfchaft der Belenner des Evangeliums, und vieles felhf 
bietet dar und tft die Grumblage, an deren Stelle irgend eine andere 
nicht gefegt werden darf und nicht gefebt werden kann. 

Man hat fich vielfach nicht bloß gegen die beabfichtigte Berufung 
einer allgemeinen Synode, als aus welcher der Kirche Fein Heil, vie: 
mehr möglicherweife Nachtheil erwachſen fünne, auch von entfernterem 
Standpunfte au® erklärt, fondern überhaupt jede Annäherung an ein 
Synodal⸗ und Preöbyterialeinrichtung für verwerflich, namentlich für 
unlutherifch ausgegeben. Daß aber folche im Widerfpruch mit der 
Lehre der evangelifchen Kirche und der Gefchichte dee Bildung der 
eriten chriftlihen Gemeinden flünden, aus denen fich vielmehr das 
Gegentheil ergiebt, laßt fich nicht, fondern nur fo viel, und auch diee 
nicht ohne Ausnahme nachweifen, daß das ſynodale Element, obgleich 
von den Reformatoren felbft in feiner wejentlichen Bedeutung erkannt 
und empfohlen, doch inmerhalb der Iutherifchen Kirche, wie biefelbe in 
den verfchievenen deutſchen und auswärtigen Staaten fich unter dem 
Einfluß politiicher Verhältniffe, der verſchiedenen Theorieen und da 
fich gebieterifch geltend. machenden nächften praftifchen Anforderungen 
geftaltet Hat, niemals fehlen Fuß faſſen und fich fruchtbar emtwideln 
fonnte. Wenn tiberwiegend das Kircheniegiment fich im deutſchen 
Landen nur in ber Gonfiftorial-Berfafiung befundete, mit völlige 
Ausfchließung einer mitwirfenden Betheiligung der Gemeinden — was 
ſich theils thatfächlich in einen Berhältniffe ergeben mußte, wo die 
Regierung der Kirche durch die landesherrlichen Behörden und Beanlt 
nur wenig vom fonftigen weltlichen Regiment unterjchieven war, theild 
grundfäglich und al& eine Nothwendigfeit behauptet und geltend 
gemacht wurde — fo wird aus diefem gefchichtlichen Umſtande jeder 
falls ‚nicht zu viel gefolgert werden hürfen, obfchon man ſtets geneigt 
fein wird, dem bewährten Hergebrachten eine hohe Bedeutung, felh 
Berechtigung einzuräumen, und Aenderungen, vollends Neuerungen 
nur fe weit zu befürworten, al& fie felbft innerlich und Durch ben 
Entwidelungögang vorbereitet, ſich wie die Frucht eines organiſchen 
Bildungsprorefled erzeugen, wonach. e8 nur noch Darauf anfüme, Dad, 
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was eine Berechtigung hat zu gelten und an die Stelle des früheren 
Zuftandes zu treten, nunmehr auch in diefer Berechtigung verfaffungs- 
mäßig auszuſprechen — dem wefentlichen Inhalt die ent- 
jprechende Form zu verleihen, d. h. eben eine Korm feftuftellen, 
hier für die Verfaſſung der Kirche, welche nicht eine leere, für jeden 
beliebigen Stoff geeignete, fondern vielmehr von dem wefentlichen In⸗ 
halt erfüllt und durch diefen bedingt wäre. Man mag ſich darauf 
berufen, daß bie Kirche ohne folche Binrichtungen fo lange. beftanden, 
und daß nicht minder durch glaubensfräftige Gemeinden und einzelne 
Glieder, von ſolchem mehr Außerlichem Organismus unabhängig, dem 
Worte Gottes entfprechend, eine heilfame Kebensrichtung ausgegangen 
oder Doch erſtrebt worden fei. Sicher war und iſt die Bonfiftorials 
Verſaſſung für fich fein Hinderniß, und das chriftliche Gemeindeleben 
bat verfchledene Formen und Weifen, in denen es fich zu bethätigen 
vermag. Ob aber nicht die völlige Ausfchließung einer eigenen freien 
Betheiligung an den Firchlichen Angelegenheiten, die Zuruͤckweiſung 
ded Einzelnen auf fein individuelles Berhältnig allein zu feinem Glau⸗ 
ben und Bekennen, nur over kaum vermittelt durch den Diener 
am Worte —, umd die Gewohnheit mur von Seiten des Kirchen- 
regiments Ber eine Außere Anregung zu empfangen, welcher fi (und 
gerade nach dem Princip des Proteftantismus, der freien Forſchung 
der Schrift, der Befeitigung des Unterfchiebed von Prieſter⸗ und Laien- 
fand) die Meinung eines unberechtigten Eingreifens gegenüberftellt: — 
ob dies nicht eine der Haupturfachen des Zerfallens der Gemeinden, 
des Berlorengehend des Gemeindebewußtſeins, der Gleichgültigfeit in 
religiöfen und Firchlichen Dingen fei, kann Hier Taum als Frage 
aufgeworfen werden, da von Seiten des Kirchenregiments in anzuers 
fennender Weife die Gefahren jener Einfeitigfeit und das Bebürfnif, 
denfelben durch die Organifirung der Gemeinden im Sinne des Evans 
geliums abzuhelfen, entfchieven erklärt wird, und dieſem ein mehr oder 
minder beftimmt ausgefprochened Verlangen oder eine Sehnfucht der 
Glieder begegnet, welche für die Sache der Kirche ein Herz haben. 
Keineswegs wird man von folchen Einrichtungen, wie fe jeßt auch 
für die lutheriſch⸗ und reformirt sunirte Kirche angebahnt werben, — 
und ich wiederhole 8 — nicht im Widerfpruch mit der. heiligen 
Schrift, mit den gefchichtfichen Traditionen, mit ven beftimmt ausge⸗ 
Iprochenen Forderungen der erſten Wieverherfteller evangelifchen Kirchen« 
thumes — allein und ausſchließend alled Heil erwarten. Die Äußere 
Einrichtung thut es nicht; noch weniger wenn fie nur auf dem. Bapier 
ſteht und nicht in's Leben übergeht. Der Geift iſt es, der da lebendig 
macht. Aber diefem fol jened wichtige Gebiet der Bethätigung er⸗ 
öffnet werben, und man darf filh der Hoffnung hingeben — obgleich 
es gerade in Betreff vesfelben nicht an Zweifeln fehlt, welche wieber 
neuerlich unb von gewichiger Seite vorgebracht worden find — daß 
bie allgemeine Aufnahme fonedaler, presbyterialer Einrichtungen m 
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die Berfafiung der Gemeinden in ihren verfchiedenen Abflufungen bie 
zu der evangelifchen Geſammt⸗Landeskirche, nicht als etwas willfürlid 
von Außen her Entlehntes, jondern in dem oben angedeuteten Sinne 
einer inneren Entwidelung auf dem eigenthüämlich chriftlichen Gebiete 
fich ergebe. Auch darf doch wohl — zumal wo von der Union aus 
gegangen wird, auf die desfallfigen Einrichtungen der reformirten Ge⸗ 
meinden und Kirchen innerhalb der Föniglichen Staaten, wie der aus—⸗ 
wärtigen verwiefen werden, welche fich, wo fie nicht fremden Einflüffen, 
der Ungunft der Zeit und der Gleichgültigfeit Vieler unterlegen und 
fo von ihrem urfprünglichen und lange feftgehaltenen Wefen abgerichen 
find, überall bewährt und eine herrliche Frucht des Glaubens hervor- 
gebracht Haben. Selbſt da, wo die alte reformirte Berfaflung, deren 
Grundlagen wir in der heiligen Schrift felbft finden, fich nicht in ihrer 
Reinheit erhalten hat, werben jene heilfamen Wirkungen nicht ganz 
vermißt. Welche, nicht blos die äußere Stellung betreffende Vortheile 
der xheinifchsweftphälifchen Gemeindeorbnung verdankt werben; — wit 
viele fonft einer gedeihlichen vereinten Wirkfamfeit der Geiftlichen und 
dere Gemeinden, die hier durch die DVermittelung ihrer Kirchenaͤlteſten 
auf evangelifcher Grundlage verbunden find, entgegentretende Hinder 
niffe dort gar nicht vorkommen, oder, wie den vorfommenben auf dem 
verfaffungsmäßigen Wege begegnet worden; — welcher Segen durch dad 
Hineinbilden des Allgemeinen und Gemeinfamen der Kirche in dad 
hriftliche Bewußtfein des Einzelnen gewirft wird, das wiederum für 
jene der individuelle Ausgangspunkt ift und die fchöne Wechfelwirkung 
bedingt, die wir in weiten Umfange erfireben: das, glaube ich, wird 
nach den vorliegenden Erfahrungen und den unmwiderfprechlichen Zeug⸗ 
niffen von dem unbefangenen Beobachter nicht in Abrede geftellt werben. 
©. überhaupt Lechler, Gefchichte der Preobyterial⸗ und Synodal⸗ 
Berfaflung feit der Reformation, Lehen, 1854. 

Im Wefentlichen finde ich nun hiermit die Verfaſſer der vorlie 
genden Gutachten einverftanden. Insbefondere find in dem Nr. 1,S.2f. 
die unrichtigen Anfichten, nach welchen eine Synobal-Einrichtung und 
die presbyteriale Vertretung der Gemeinden für unevangelifch, un 


firchlich, unlutherifch erflärt, und fonft gemißbilligt werben, es find 


die gegen folche vorgebrachten Bebenfen, welche bis jeßt der Aufnahme 
der Gemeinde» Orbnung nach den Grundzügen vom 29. Juni 1850 


in ven einzelnen Provinzen mehr oder weniger hinderlich gemein, | 


treffend tiderlegt. Der Berfaffung der reformirten Gemeinden wird 


©. 11 die gebührende Anerkennung gewährt, und werden auch aud de 


Reihe Iutherifcher Autoritäten folche namhaft gemacht, welche ſich gegen 
das „incommodum der Conſiſtorial⸗Verfaſſung und der Ausfchliefung 
der. meiften der Kirchen, als des dritten Standes”, dem es an ſelbf⸗ 
ſtaͤndiger Repräfentation fehle, ausſprechen; und zwar geſchieht bie 
von Männern, deren religtöfe Richtung, nicht minder wie bie Zeil, 
in welcher viefelben wirkten, jeden Verdacht moderner polktifcher An 
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fichten und der Uebertragung der Grunbfäge politiſcher Repraͤſentativ⸗ 
Syſteme auf das kirchliche Gebiet nothwendig ausfchließen. Kürzer, 
aber doch in der Hauptfache, nämlich in Betreff des -Werthes und 
feldft der Nothwendigkeit der Synoben, fpricht ſich das Gutachten II, 
©. 34 ff. aus, wo die Schwierigfeit auf einer anderen Seite, nämlich 
der organifchen Zufammenfeßung, gefunden wird, was ung fpäter bes 
fhäftigen fol. Ausführlicher und mit reichen gefchichtlichen und literas 
rifchen Nachweiſungen hat der Verfaffer des Gutachtens IV, ©. 45 ff, 
Nr. 2 und als mit den Principien evangelifcher Kirchenverfaffung in 
Webereinftimmung ftehend erklärt, daß „eine Synode, wie e8 Sr. Ma- 
jeftät Wille ift, aus geiftlichen And anderen der Kirche tüchtigen welt» 
lichen Mitgliedern zufammengefegt werde”, gleichfalls mit Berufung 
auf die reformirte Kirche und die Kirche Weftphalens und der Rheins 
provinz, welche feit 1835 presbyteriale Gemeindeverfaffung und darauf 
gegründet den Synodalverband haben. Diefer Lebtere ift dafelbft bis 
zur Provinzial-Synode entwidelt, für die franzöftfch-reformirte Kirche in 
der Diseipline eccl&siastique direct in vollem Umfange bis zur Landes⸗ 
ſynode und für die deutfch-reformirte Kirche im Princip wenigſtens 
durch die Elaffical-Ordnung von 1713 anerkannt. Mit dem Grund» 
fage — und von diefem allein, noch nicht von der Ausführung ift 
hier die Rede — fpricht auch das Gutachlen V, ©. 63 fich einver- 
ftanden aus und deſſen Berfafler fagt: „Von der Nothwendigkeit, Außere 
Organe in's Leben zu rufen, welche die heiligen Intereſſen unferer 
evangelifhen Kirche felbftftändig wahrzunehmen haben, kann Niemand 
lebhafter durchdrungen fein, als ich. Um die Schwierigkeiten zu übers 
winden, die fich einem fo großen Werfe entgegenftellen, wird man fich 
aber, wie es fcheint, vor allen Dingen die gefchichtlichen Vorgänge 
der Sache recht Far zu machen haben. Die Iutherifche Kirche be- 
fonvders hat es feit der Reformation verfäumt, zu einer ſolchen, aus 
den Gemeinden hervorgegangen Organifation zu fchreiten, während in 
der reformirten Kirche wenigftens Einiges dahin Gehörige gefchehen tft 
und wir daher auch in unferem Staate, in den Provinzen, in welchen 
die reformirten Gemeinden vorwalteten, in den NRheinprovinzen und 
Meftphalen, bedeutend mehr von Firchlicder Synodal- und Gemeinde: 
verfaffung befigen, wie In den übrigen Landestheilen. Darüber aber ift 
man ebenfalls von allen Seiten einig, daß, um die nächfte Organis 
fation einer evangelifchen Kirche zu vollenden, es abfolut nothwendig 
it, daß die Laien darin eine bedeutende und einflußreiche Stellung 
einnehmen ...“ 

In entgegengefehtem Sinne fpricht fich der Verfaſſer des unter 
Nr. II vorgelegten Gutachtens aus, deſſen der Synode im Allgemeinen 
ungünftiges Urtheil durch die Berufung auf gefchichtliche Erſcheinungen 
unterflügt wird, welche jedenfalls zu beachten find, wenn auch, wie 
mir fcheint, jene Erſcheinungen andere Erklärungen zulaffen als bie 
Berwerflichkeit der Synobalverfaffung. Mag es fein, daß die wahrs 
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hafte Gründung unſerer Kirche nicht erſt durch Synoden erfolgt if, 
daß folche, während ihres Beſtehens, für die Kirche irgend etwas Be⸗ 
deutendes nicht geleiftet haben, „daß Iutherifche Innerlichkeit es fett 
erfannt habe, daß die Schäden der Kirche anderswo ihren Yrfprung 
haben, ihre Heilung anderswo gefucht werden müfle" — man darf 
darauf um fo weniger fchon für unfere Zeit ein abfoluted Verwerfungde 
urtheil gründen, als ja jene Organifation nichts von dem auszuicließen, 
auf nichts Verzicht zu leiften gebieten wird, was fonft dem Heil unfere 
Kirche förderlich fein fann, und, wie oben bemerft worben, die not 
wendige, nur nicht von Außen her zu fchaffende, ſondern aus dem 
Geiſt und Segen ded Evangeliums hervorgehende Vorausjegung der 
Gedeihlichfeit von Einrichtungen ift, weldye erſt dadurch Leben und 
Kraft erhalten. Wenn „das lebhafte Verlangen nach den Synoden 
erft der Zeit der Verbunfelung des Glaubensbewußtfeind angehört”, ſo 
darf doch wohl entgegnet werden, daß es diefelbe Zeit iſt, im welde 
fi), gewiß nach einer nothwendigen Gegenwirfung, die Sehnſucht 
nach dem Licht und der. Erlöfung aus jener Finfterniß ausgefprochen, 
und daß die, welchen jene Verdunfelung und was ſich daran Mmüpft, 
‚„glaubenslofe Trägheit und Wirkungsloſigkeit,“ möglicherweife eine nicht 
unmwillfommene Erjcheinung war, eine andere Partei denen gegenüber 
bilden, welche ihr Sintereffe für die Sache zu jenem Verlangen führe 
Es ziemt uns nicht zu richten. Das aber muß zugegeben werben und 
iſt von mir ſchon wiederholt erinnert worden, daß nicht lediglich von 
äußeren Einrichtungen als folchen die Befferung zu erwarten fei (5.20). 
Für die nächfte Aufgabe dürfen wir den Berfaffee dennoch nicht ald 
einen unbedingten Gegner der in der Denffchrift und den angeführten 
vier anderen Gutachten ausgefprochenen Anficht halten, indem ex fhlie- 
lih ©. 22 bemerft: „Werden wir durch die Gefchichte unſerer Kirche 
angeleitet, das Heil derfelben nicht in Synoden zu fuchen, fo werden 
fih doch Umflände denken laffen, unter denen- die Berufung einer 
Eynode erfprießlich ſein kann“. Daß derfelbe fofort Hinzufügt: „Meiner 
Meinung nach find viefe Umftände jetzt nicht vorhanden”, fällt einem 
anderen Theile der Betrachtung anheim, auf den fpäter einzugehen 
fein wird. 

Darf man nach dem Vorftehenden annehmen, daß in danfbarem 
Eingehen auf die Allerhöchſte Willensmeinung und die Abficht, die 
nothwendige Reugeftaltung der Kirche durch dieſe felbft und durch bad 
Zufammenwirken des Kirchenregiments und der Gemeinden in ihren 
verfchiedenen organifchen Abftufungen, ſowie auf die desfallfigen Bor: 
ſchlaͤge des Hochwuͤrdigen ObersKirchenrathes, eine überwiegende, fat 
einftimmige Anficht für die Berufung einer Synode, und wenn ſchon 
nicht ausfchließlich zu diefem Zwecke für die Aufnahme, beziehungsweiſe 
allgemeine Einführung ſynodal⸗presbyterialer Einrichtungen der Ge⸗ 
meinden. der Landesfirche vorhanden fei, fo wird es nunmehr baraul 
anfommen, auf Grund der gegebenen Vorausfehungen und nad du 
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hier in Betracht zu ziehenden Forderungen vie Ergebniffe der Gutachten 
zufammenzuftellen und zu prüfen. Es find hier der Firchenpolitifche 
Standpunft, die Verhältniffe der weltlichen Gemeinde zu der Geiftlich- 
feit und der confeflionelle in's Auge zu faffen — wenigftens als die 
wichtigften Bunfte, denen fich andere anfchließen und unterordnen. Es 
bedarf nicht der Erinnerung, daß eine fcharf durchgreifende Trennung, 
die an der Wirklichkeit. ihre Widerlegung findet, auch für die Be- 
trachtung nicht ftattfinden könne: es find auch hier bei dem gegenfeitigen 
Sneinandergreifen der verfchiedenen thatfächlichen Worausfegungen, mit 
ihren eigenthlimlichen rechtlichen Folgen, Webergängen und Bermittelun- 
gen, welche, wenn wir ben Bli auf das zu erftrebende Ziel eines ges 
meinfamen Organismus aller der verfchiedenen innerhalb der Kirche 
beftehenden, berechtigten Gliederungen und der mittelft des erfteren 
demnächft zu erreichenden allgemeinen und gemeinfamen Feſtſetzungen 
werfen, einerfeitd al8 Erleichterungen, andererfeits als Erfchwerungen 
ſich äußern. 

Der kirchlich politifche Standpunft Hat felbft die geboppelte Seite 
der Beziehung der Kirche zum Staate, und mit Diefem zu anderen 
Kirchen, und des Berhältniffes der Kirchen nach Innen. So fehr nun 
jegt darüber im Ganzen ein Einverftänpniß herrfcht, daß bei der Ber- 
jchievenheit der PBrincipien, des Inhalt und der Quelle derfelben eine 
Uebertragung derjenigen ded Staats auf die Kirche unzuläffig fei, fo 
darf Doch nicht unbemerft bleiben, daß die Neformatoren felbft jene, 
wie ed allerdings anders kaum möglich war, veranlaßt haben; und 
ferner, daß wenn jetzt für das Verhältniß innerhalb der Kirche felbft 
eine Rüdfehr zu den rein evangelifchen Grundfägen verfucht wird, es 
ſchwer gelingt, fich folcher Ausprüde und Anfchauungen zu enthalten, 
welche wie „Repräfentation”, „Vertretung“ ıc. immer zugleich den po⸗ 
litiichen Nebengedanfen hervorrufen. — ZTerritorialfyftem, Confiftorial« 
regiment, ftaatliche Kirchenbehörden 2c. weifen nicht nur gleichfalls auf 
jene politifche Seite hin, fondern fie find der Ausdruck deſſen, was in 
der That ftattfand, der rein weltlichen Herrichaft über Die Kirche und 
innerhalb derfelben (vgl. Gutachten Nr.], ©. 3 mit Jacobfon, Ges 
[dichte der Quellen des Kirchenrechtd des preußiichen Staats mit Urs 
funden, Th. 1, Königsberg 1839, ©. 27. 35. 37. 45. 51. 52. 56. 61 
und fonft, woraus fich theils die unmittelbar weltherrichaftliche Bes 
handlung der nur das Innere, Lehre ıc. betreffenden Angelegenheiten 
der Kirche unter vorzugsweifer Mitwirfung der Stände, wie in 
anderen deutfchen Ländern, — theild das meift unzulängliche Bemühen 
jener Zeit ergiebt, die Grenze des weltlichen und des firchlichen Res 
giments gehörig zu beſtimmen). Wenn, um dies gleich hier zu ers 
wähnen, die lutherifche Kirche, mie fie fich in den deutichen Landen 
geftaltete in der Anlehnung an die fürftliche Gewalt, in welcher fie die 
bereitwillige und unentbehrliche Stüße fand, vornehmlich das confiftoriale 
Element, in Verbindung mit den aus bem Iandesherrlichen Episcopal⸗ 
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recht hervorgehenden Beftimmungen, ausbildete, Dagegen das ſynodale 
Element nur dürftig, das presbyteriale gar nicht, — während das 
fegtere gleichfalls unter Anlehnung an das beftehende und für bie Sadı 
fich thätig erweifende bürgerliche Regiment in der Schweizer Reformation 
das Uebergewicht erhielt, welches fich ſodann nicht blos in fogenannten 
Freiftaaten, fondern auch in monarchifch regierten Ländern erhielt, wo 
die reformirte Lehre Eingang, aber an der Landesherrſchaft Feine Stühe, 
vielmehr Verfolgung erfuhr, und fo die Gemeinden auf fich felbft an 
gewiefen waren, wie 3. B. in Frankreich, dann nur nach umd nad 
Anerfennung, wenigftend Duldung fanden: fo iſt das eine und bad 
andere nicht das Ergebniß einer Wahl oder Prüfung der Vorzüge des 
einen oder anderen Syſtems (wozu es wenigftens zur Zeit der erften 
Begründung an Erfahrungen fehlte), fondern eine durch die Umftaͤnde 
faft gebotene Nothwendigkeit geweſen. Dan darf jenen, unter pol 
tifchen Einflüffen gebildeten, Geftaltungen bei aller Achtung vor dem 
Gefchichtlichen und Hergebrachten nicht eine unbedingte Geltung bei⸗ 
legen, insbefondere nachdem man jest in größeren Kreiſen zu de 
Weberzgeugung gelangt, daß die Grundlage Firchlicher Verfaffung und 
Regierung aus der heiligen Schrift felbft und den Grundfägen des 
Chriſtenthums zu entlehnen fei, wonach Alles hinwegfällt, was inge 
wiſſen politifchen Syftemen über Repräfentation, Majoritätöbefchlüflen. 
vorgetragen wird. Nur darf man auch nicht die reformirte Presbyterin 
verfaffung mit einem mißbilligennen Seitenblid als eine fogenannt 
demofratifche deshalb bezeichnen, weil dem Cinzelnen in der Gemeinde 
und den Gemeinden felbft, aber nicht allein, fondern in Verbindung 
mit dem Geiftlichen, ohne welche die Gemeinde nicht befteht, eine 
größere und unmittelbare Betheiligung eingeräumt ift. Hierfür fehlt 
es neben jenen gejchichtlichen Veranlaſſungen auch nicht an inneren, 
der heiligen Schrift gemäßen Gründen. Der Glaube, auf dem auf 
Dies mitberuht, ift der des Einzelnen, das unantaſtbare Heiligthum de 
Gewiffens, welchem die Bekenner, um dem Drude zu entgehen, Die 
theuerften irdifchen Güter zum Opfer gebracht haben. Die reformirten 
Gemeinden Preußens (im weiteften Sinne) find vornehmlich durch 
Einwandernde gegründet worden. Die Huld und chriftliche Gefinnung 
der brandenburger Fuͤrſten, welche ihnen die Aufnahme gemährte, hat 
ihnen auch ihre Lehre und Ihre Verfaffung gefichert und dies muß in 
geziemender Dankbarkeit ebenfo im Gevächtniß feflgehalten, als im 
Intereſſe der Sache bei allen Fortbildungen unferes Kirchenweſenb 
pflichtmäßig geltend gemacht werden. Dan fieht, das politifche Element 
ift nicht ganz zu befeltigen, fobald die Religion in ihren Bekennern 
zur Geftaltung der Kirche führt, die im Staate neben anderen ihre 
Stelle hat. Es fommt nur darauf an, ed in feiner richtigen Bedeutung 
zu erfaffen, die Analogie des Weltlichen fern zu halten. Politiſche Ten⸗ 
denzen follen und dürfen weder durch die Kirche und mittelft derfelben, 
noch innerhalb ihrer felbft erftrebt werden — das aber erfennt auf 
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die chriſtliche Gemeinde: fie wird, gehörig orgarüfiet, in Verbindung 
mit Dem Kirchenregiment die Kraft haben, Beftrebungen entgegenzutreten, 
die der Lehre zuwider find. Gelingt ed, jene Organifation zu bewirken 
oder wieberherzuftellen, fo möge man fich im Vertrauen auf den Segen, 
weicher dem Glauben verheißen iſt, und auf die Wirfung des heiligen 
Geiſtes nicht einer Beſorgniß deshalb hingeben, weil nun einmal 
ſprachlich, wie thatfächlich, e8 nicht vermieden werben kann, an Pos 
litifches zu erinnern. Oder liegt diefed weniger in dem Gedanken des 
doch nothwendig vom Staate ausgehenden Kirchentegiments, der Con⸗ 
fiftorialverfafiung, al& in den Bezeichnungen der Kreis⸗, Provinzial⸗ 
und Landesſynoden, die (davon nicht zu ſprechen, daß fie ein beftimmtes 
Land betreffen, während Die evangelifche Kirche in ihren verfchiedenen 
Gonfeffionen fich der Gemeinfchaft mit anderen außerhalb Des Landes. 
bewußt if) vecht eigentlich auf die politifche Eintheilung des Staats⸗ 
gebietes und die Berfafiung hinweiſen und folche in nothwendiger 
gegerifeitiger Anerkennung vorausſetzen? 

Daß für die Zufammenfeßung der Synode (dieſe im. weis 
teften Sinne genommen, als alle Stufen verfelben von der Kreid- 
fonode bis zu der allgemeinen oder Landesſynode in fich begreifend) 
und für deren Grundlage in den Gemeinden eine Bereinigung des 
geiftlicden und des weltlichen oder bürgerlichen Standes nothwendig 
und evangelifchen Grundſaͤtzen entfprechend fei, hat bereitd mehrfach 
erwähnt werden müflen. Es ift Dies in den Grundzuͤgen der Gemeindes 
ordnung nicht minder al8 in den verfchiedenen Gutachten erklärt worden 
(1,S. 2 f.,7.9. 11. II, 34 f. IV, ©. 45. 51. 53. V, ©. 63 f., 68). 
Dagegen theitweife II, ©. 27. 31, und indem wenigſtens ein Weber» 
gewicht Durch eine Mehrzahl von Mitglievern des geiftlichen Standes 
gefordert wird, ©. 32. Hier ift aber nur von den Grundfäßen die 
Mebe, nicht der Art der weiteren Durchführung, der Art der Wahl, 
der Wähler und Wahlfähigen, der numerifchen Berhältniffe c. Man 
ift allgemein darliber einverflanden, daß eine regere und unmiitelbare 
Betheiligung der Gemeindegliever an den Angelegenheiten der Kirche, 
allerdings zunächfi ver Gemeinden, wo der Schwerpunft ihrer Wirk⸗ 
famfeit zu fuchen ift, nicht blos wünfchenswerth, fondern unerläßlich 
fei, und wenn es gelingt, zu erreichen, was gefchrieben iſt 1 Cor. 14, 40: 
„Laſſet Alles chrlich und ordentlich zugehen”, fo Tann eine ſolche Ein, 
richtung, beziehungsweiſe die Ruͤckkehr zu berfelben, gegenüber dem 
Berfalle der Einheit und Gemeinfamfeit unter den Gemeindegliedern 
und allen den Nachtheilen des Mangels innerer Organifation, nur 
heilfame Frucht bringen. Es verfteht fih dann aber, daß, wo gegen« 
über der Betheiligung aller einzelnen Glieder der Gemeinde diefe felbft 
durch eine Auswahl — auf Grund inneren Berufes — Außerlich und 
formell Berufener der befonderen Aufgabe und Pflichtübung ſich unter- 
zieht (womit nothwendig jenen auch beftimmte Rechte zulommen), folches 
nicht fowohl die Bedeutung der Repräfentation ober Vertretung 
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mit den Vorausſetzungen und Folgen haben barf, welche von ver 


politifchen Auffafiung her geläufig find, fondern daß es fich hier um 
ein anvertrautes Amt, eine Firdhliche, wenn auch nicht geiftliche 
Stellung und Function handele. Weder die Gemeinde noch, deren 
Organe treten den Geiftlichen gegenüber; erſtere umfaßt Alle, auch 


und befonders die Geiftlichen; und jene Unterfeidung von Geif: 
lichen und fogenannten Laien fol nicht ein Gegenübere, ſondern ein 


Rebeneinanderftehen und gemeinfames Handeln bezeichnen, welches ge 


tragen wird von den Grundfägen des Evangeliums und beziehunge- 


weife des Belenntniffes. Nicht ſchon die äußere Zugehörigkeit zur Ge 
meinve, fondern nur das dem Wuͤrdigen vertraute Gemeindes und | 
Kirchenamt kann zur Theilnahme in dem weiteren Kreife der Synode 


in ihren Abftufungen befähigen. 


Mir faflen es kurz zufammen. Nicht um eine bloße fogenannt 


KRepräfentation oder Vertretung der Gemeinde handelt es ſich, obſchon 


auch eine folche Beduͤrfniß wird und evangeliſchen Grundfägen nidt 
widerfpricht, fondern davon, daß bie zum Briefterthum fowohl in ihren 








einzelnen Gliedern als auch für fi, ala in der Gemeinfchaft des 
Glaubens und der Liebe, berufene Gemeinde ſich bethätige, dem chriſt⸗ 


lichen Oemeindebewußtfein in thätiger Wirkung den gebührenden Aus 
druck verleihe. Dazu bebarf fie, da fie ſolchen Gemeindedienft nidt 
unmittelbar und in collectiver Weiſe zu verrichten vermag, geeigneter 
Organe aus ihrer Mitte, die fle felbft anerkennt und die von den 


anderen berechtigten Kreiſen in der Kirche und im Staate anerkannt 


werden. Solche Organe, die verfchieden find von den nur in Betreff 
der fogenannten Erterna beftellten Bevollmächtigten, umd deren Aufgabe 
eine andere und höhere in gemeinfamen Wirken mit dem Geiſtlichen 
if, — möge man fie Presbyter, Aeltefte, Kirchenräthe ze. oder font 
wie nennen — find Diener und betraut mit einem Amt der Kirt, 
von der die Gemeinde ſelbſt ein Glied If. Damit wird jeder Ge— 
danfe an eine fogenannte politifche Vertretung entferntz was fie ver 
treten, iſt das Allgemeine in feiner durch die localen Verhaͤltiſſe be 
Dingten Anwendung auf dad Befonvere: es iſt das Mecht des Beſon⸗ 
deren — in feiner Beiehung auf das Allgemeine, und darum — Im 
Gebiete des Geiſtigen und Geiftlichen jede dieſem fremde Nichtung 
grunvfäglich ausgefchloffen, wie fie denn auch, wo fle ſich individuell 
geltend zu machen ftreden ſollte, ihr Correctiv zunaͤchſt an Dem Pres⸗ 
byterium, dann an den Höheren Stufen finden müßte, bie bei Dem 
firchlichen Organismus nicht fehlen dürfen. Es gehört dann eine 
anderen Seite an, daß folchen, an vielen Otten erſt mit ber ind 
Leben tretenden neuen Kicchenverfaffung — (andere, namentlich die, wo 
bereits presbyteriale Einrichtungen beflehen, entfprechen ben zu ſtellenden 
Erfordernifien) zu begründenden fogenannten Gemeindevertretungen AU 

in Betreff der Externa bie Iandeögefeglichen Befugniſſe zugleih beige 
legt werden müflen. Eine folche organifche Berfaffung und Bertrelung 
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der Gemeinde ift aber außer ihrer fegensreichen Wirkung für bie Ges 
meinde und deren religiöfes Leben, auch die unerläßliche Bedingung 
der weiteren Entwidelung zu den Stufen der Kreißs, der Provinzials 
und der Landesſynode. Mas, um dies gleich hier zu erinnern, biefe 
letztere betrifft, infofern fie berufen iſt, bei der Geſetzgebung über bie 
Lehre, die Liturgie und die Verfaflung der Kirche mitzuwirfen, fo wirb 
ihre Competenz von den angefehenften Rechtögelehrten der verfchiedenften 
Richtungen anerfannt. Nur muß man, wie eine gewichtige Autorität 
(Dr. 2. Richter, Vortrag, in der Conferenz von Abgeordneten der 
oberften Kirchenbehörden des evangelifchen Deutſchlands am 7. Juni 
1852 gehalten, S. 9) bemerkt, fih vor dem Irrthum Hüten, die 
Kirche in die einzelnen örtlichen Gemeinden zu zerlegen, und diefen 
das Recht zuzufprechen, uͤber Annahme oder Verwerfung zu enticheiden; 
oder (was man als einen nicht minder bedenflichen Ausweg wählte, 
um die Nachtheile des erften zu vermeiden) aus dem Stillichweigen 
der Geifllihen und der Gemeinden eine Zuftimmung der Kirche zu 
folgern. Es if vielmehr nur die organifirte, in der Synode ſich aus⸗ 
fprechende Kirche, welche auf der gegebenen evangelifchen Grundlage 
Zeugniß giebt. 

Eine befondere Schwierigkeit bietet die Berüdfichtigung des cons 
feffionellen Standpunftes, feiner Berechtigung und der etwaigen 
Durch die Union bedingten Befchränfungen dar. Diefe tritt fchon in 
nicht geringerem Grade für die — wenn ich fagen darf — theores 
tifche Betrachtung ein, wobei bekanntlich ſehr verichiedene Anfichten 
ſich geltend machen; in höherem Grade aber äußert fich hier die Schwies 
rigfeit für die praftifche Ausführung der Berufung einer Landesſynode, 
und die Faſſung endlicher Beſchluͤſſe durch dieſelbe (abgeſehen von ben 
fpäteren Fragen nach der rechtlichen Stellung der Synode und den 
Bedingungen, um deren Ausſprüche ind Leben hinüberzuführen) — ja, 
es ift, wie die Sache jeht fteht, die Beforgniß nicht abzumweifen, daß 
man (Gutachten IV. ©. 61) „von neuem vor dem Grunde alles 
Streited, der Belenntnißfrage, fiehen werde — und daß, wenn eine 
genügende Löfung nicht gelingen follte, an dem, durch Die Union und 
das formelle Beftehen einer evangelifchen Landeskirche Feineswegs bes 
feitigten Zwiefpalt alle Beftrebungen im Sinne der geitellten Aufgaben 
icheitern werden, wie fehr auch guter Wille und ſtrenges Pflichtgefühl, 
geleitet von dem Geift der Mäßigung und Milde, bereit fein mögen, 
den Allerhoͤchſten Orts audgefprochenen, das Heil unferer Kirche bes 
zweckenden Abſichten entgegenzufommen. So erflärt es fich auch, wie 
von Seiten Bieler, nicht blos der Verfafler der vorliegenden Gutachten, 
der Berufung einer Landesfynode, entweder überhaupt ober für jetzt, 
Bedenken entgegengeftellt werden, weldye man nicht als grundlod bei 
Seite fegen darf und deren Würdigung vielmehr unfere volle Aufmerk- 
ſamkeit in Anfpruch nimmt. Daß auch noch von anderem al6 dem 
sonfeffionellen Standpunkte aus Verwahrungen gegen eine Landesſynode 
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oder Abrathen von berfelben erfolgt ſind, iſt fchon erinnert woren 
und fann für die nächfle Erörterung außer Betracht bleiben. 

Ueber die Bedeutung der Union, worüber fo viel gefihrieben 
und verhandelt worden Cinsbefondere auch in der im Jahre 1846 
abgehaltenen Landesſynode), iſt es um fo weniger Bebürfniß, an dieſet 
Stelle zu fprechen, ald die Gutachten fammtlich den jegigen berech⸗ 
tigten Standpunft, wenn auch nicht ganz in gleichem Umfange, an | 
erkennen, und ich hiermit und mit den daraus abzuleitenden Folgerungen 
für die gegenwärtige Aufgabe im Wefentlichen einverftanpen bin. Die 
wahre Union, Einheit, würde beftchen, wenn verfchiebene, früher 
getrennt geweſene Kirchen ein gemeinſames Befenntniß hätten, fo daß 
hinfichtlich deffen und ded Glaubens und der Lehre — von den Streit: 
fragen abgefehen, welche innerhalb eines jeden Bekenntniſſes, des Iw 
therifchen wie des reformirten, unter den Gotteögelehrten ftattfinnn 
und wohl immer vorfommen werden — nicht im MWefentlichen Ab: 
weichendes fich fände. Aeußerlich fpräche dann folche Einheit fih in 
der des Kirchenregiments, der Kirchenverfafjung und der Art aus, ma 
teriel gerechtfertigte Beichlüffe, mit oder ohne Mitwirkung de 
Synoden, ald die ganze Kirche und alle ihre Gemeinden bindende zu 
fafien und nach erfolgter oberbifchöflicher Beftätigung in Ausführung 
zu bringen. Diefe Einheit ift zur Zeit noch nicht vorhanden. 

Es zeugt für diefelbe weder die Gemeinfchaft der drei Glaubens» 
befenntnifle, insbefondere des Apoftolifchen, welche ein Band der ge 
fammten Chriftenheit find, noch der allerdings in vielen Stüden nad 
weisbare Conſenſus der verfihiedenen reformatorifchen Bekenntniſſe, 
insbefondere nicht das Augsburger Bekenntniß mit dem, was ſich dem 
ſelben anfchließt; vollends nicht die Concordienformel, wobei, infofern 
auf jened (etwa mit Bezugnahme auf die confessio Sigismundi) dad 
Hauptgewicht gelegt wird, die Reformirten ihr Befenntnig, namentlid 
wie ed in dem herrlichen Heidelberger Katechismus ausgeſprochen, 
fehmerzlich vermiflen würden. Daß man fich einen die Differenzen 
überwiegenden Conſens möglich gedacht Habe, mag nicht bezweifelt 
werben, fo wenig, ald daß man die Hoffnung gehegt, es werde in 
Holge der Union, nach dem Hinwegfallen gegenfeitiger Ausfchließung, 
(insbefondere von der Teilnahme an dem heiligen Abendmahl), und der 
Polemif auf ven Kanzeln (welche in Preußen fchon längft, z. B. durch 
Berorbnung vom 24. Februar 1614 im Corp. Const. Marchic. T. l 
col. 353, unterfagt war, ehe man an die Ausführung des Gedanken? 
einer Union fchritt, der die trefflichen Fürften unferes Stammherrſcher⸗ 
hauſes ſtets befeelt hatte und denſelben am Herzen lag) — vll 
leicht mit Hülfe der Wiffenfchaft einft gelingen, ein neues gemeinfamed 
evangelifches Bekenntniß fo feflzuftelen, daß der formelle Austud 
besfelben durch ein verfafjungsmäßiges Organ der Kirche feinen ent 
fprechenden Einklang in dem Bewußtfein gläubiger Gemeinbeglieer 
finde, Der Verſuch, welcher in diefer Hinficht auf der Synode von 
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1846 gemacht wurde, ift befanntlich fehlgefchlagen, und es Tonnte 
faum anders gefchehen. Dennoch möge es, gegenüber ven oft harten 
Angriffen, welchen unter andern vornehmlich über dieſen Punkt die 
Synode audgefeht war und ift, im Geift der Wahrheit bemerkt werben, 
daß fowohl der Gedanke, einen ſolchen Berfuch zu wagen, als das 
Berfahren dabei nach den forgfältigften Vorarbeiten der betreffenven 
Commiſſion, in den Plenar-Berfammlungen und den Berathungen, 
wobei ſich die würdigften, und in der Abficht, ein dem Bebürfnifie 
gemäßes Ergebniß zu erzielen, auch folche betheiligten, deren Bekennt⸗ 
nißtreue über jeden Zweifel erhaben war, gewiß nicht — wenn man 
fih dem Total⸗Eindruck unbefangen bingiebt — von der Art waren, 
um den Vorwurf der Indifferenz ıc. zu rechtfertigen 4. B. Dorner, 
Sendfchreiben über die Reform der evangelifchen Landeöficche, Bonn 
1848. ©. 34). | a 

Die Union fonnte nun aljo nur die Bedeutung haben, daß bie 
verfchiedenen Befenner als Evangeliſche, unbeſchadet ihrer Confeffion 
nebeneinander mit Aufgeben der gegenfeitigen Ausfchließung fich des 
Hauptgrundes, der da gelegt if, im Sinne ded Evangeliums bewußt, 
in der Stellung unter ein gemeinfames Kirchenregiment und der Ans 
nahme gemeinfamer Beftimmungen, auch über Liturgie, Gottesdienſt, 
Abendmahl 2c., fo weit ed möglich, fich vereinten. Daß die Union weder 
einen Gonfeffionswechfel, noch den Webertritt zu einem neuen, von bem 
Befenntniß der Lutheraner und Reformirten verfchiedenen Belenntniß 
enthalte, verftand fich fonach von felbft, und die Cabinets⸗Ordres 
vom 28. Februar 1834, 6. März 1852, 12. Suli und 11. October 
1853 nebſt den Erlafien vom 28. Auguft 1849, A. Februar 1850, 
14. und 31. October 1850, welche fich über das Verhältniß der Con⸗ 
felfton und Union, fo wie über die fernere Fortgeltung der Firchlichen 
Sonderbefenntniffe innerhalb des landestirchlichen Verbandes erklären, 
beftätigen nur, was in der Natur der Sache und den anzuerfennen- 
ben Berechtigungen liegt. Während aber in der neueften Zeit diefer 
allein richtige, aber freilich der Union, befonderd wie fie früher fcheint 
gewuͤnſcht und genommen zu fein, wenig günftige Gefichtöpunft feſt⸗ 
gehalten, und (um auch diefed hier zu erwähnen) auch für den Schul- 
unterricht wieder mehr Gewicht auf die confeffionelle Religionslehre 
und Die Zus Grundlegung der entfprechenden Katechismen gelegt wird, 
bat man in der erften Periode der Union eine andere Anficht befolgt 
und ber dadurch herbeigeführte Widerfpruch, die allmählich hervortre⸗ 
tenden Inconvenienzen, das vielfache Schwanfen, die Ungewißheit der 
rechtlichen Verhaͤlmiſſe 2c. haben einen beflagenswerthen Zuſtand zur 
Folge gehabt, der gleich unheilvol für die Gefammifirche, als in eins 
zelnen Faͤllen beinträchtigend für einzelne Gemeinden lutherifchen und 
reformirten Befenntniffes war. Niemand findet fich befriedigt und jeder 
Theil glaubt fich beeinträchtigt — und es gelingt unter biefen Um⸗ 
ſtaͤnden den wohlwollendſten Deftvebungen nicht, das zu verhindern, 
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was fich immer mehr geltend macht, die an die Stelle der Einlracht 
tretende- Zwietracht, die Trennung, welcher eben die Union ein Ende 
zu machen beflimmt war. Beſondere Schwierigleiten ergeben fich, wo 
nicht etwa Gemeinden beiverlei Befenntniffes nebeneinander in einem 
Kicchenfuftem beftehen, fondern wo innerhalb derfelben Gemeinden 
beide Elemente in Folge der bald fo, bald anders verflandenen 
Union vorkommen, indbefondere wo an einer ſolchen mehrere Geiſt⸗ 
liche verfchiedene confeffionelle Richtungen ihrer Thaͤtigkeit in dem Lehr 
amt, der Seelforge, der Predigt und dem Confirmanden s Unterrichte 
Außern. Bringt das Fefthalten an der Eonfeffion, wie es bie Union 
fpäter geftattet hat, hier einen möglichen Zwiefpalt und Berlegenheiten 
hervor (die nicht felten von betruͤbenden Erſcheinungen begleitet find), fo 
ift Die Bereinigung und das Frievensband, welches zur Zeit die Ge 
meinden des fogenannten Confenfualbefenntniffes verfnüpft, ein, nad 
der Meinung Vieler, unfichered und bedenkliche. Uebrigens iſt es 
befannt, und auch. in den Gutachten ausgefprochen, 3. B. IV ©. 4, 
daß im Firhlichen Sinn ein Confenfus jener Art nicht befteht, und 
den zum Wefen einer gerade durch das Bekenntniß ſich charafterifirenden 
Kirche gehörigen Ausdruck wenigftend bis jet nicht gefunden hat. 
Gewiß, die gänzliche Vereinigung der evangelifchen Belenner, die 
wahre Union ift fo unzweifelhaft eine Beftimmung und ein im Auge 
zu behaltendes Ziel, ald wir an die Verheißung glauben, daß ein Hirt 
und eine Heerde fein werde: und dieſem Ziel mit replichem Eifer und 
Treue nachgeftrebt, die Erreichung desfelben innerhalb der Preußiſchen 
Staaten angebahnt zu haben, wird immer zum unvergänglichen Ruhm 


unferer frommen Fürften gereichen, der nicht gefchmälert zu werden 
vermag ‘durch den Mebelftand, daß der Erfolg nicht überall und ſofott 


den guten Abfichten entfprach, daß das Gelingen an den in der Sadk 


felbft liegenden Schwierigkeiten — der nicht zu beſtreitenden Berech⸗ 


tigung des Sonverbefenntnifies und ber Freiheit des Gewiſſens, wie 
fie Grund, Wefen und Folge der Reformation it — faft umüber 


windliche Hinderniffe findet. Es iſt ſchmerzlich, es auszufprechen, abe 
ed wäre pflichtwidrig, die Wahrheit zu verbergen, Die, wenn ME 


ide nicht die Ehre gäben, von fo vielen anderen Seiten und nicht 
ſtets mit gleicher Schonung und Liebe verfündet wird: — die Union 
zeigt fich, jeßt wenigftens, an vielen Orten als eine Theorie, ber di 
Anwendung nicht entipricht; wo fie durchgefuͤhrt if, find es aus nahe 
liegenden Gründen insbeſondere Die Reformirten,. auf beren Kofen 
es gefchicht, und bie der Gefahr der Abforption unterliegen. Obgleich 


fie fletS der Vereinigung und Verföhnung die Hand geboten und von 
ihnen und bem reformirten Landesherrn biefelbe ausgegangen, fo haben 


fie doch wenig Erfolg. Es fol damit Niemandem ein Bonvurf ge 
macht werben, da die Schwierigfeit in der Sache felbft Liegt. 

So reducirt ſich denn jetzt wo auf das Sonberbefenntniß wieder 
mehr Gewicht gelegt, und der Gonfirmanden- Unterricht, gewiß gruͤnd⸗ 








Berhandl. über die Berufung eimer allgemeinen Landesfynobe, 507 


licher, auf die beiden herrlichen Katechismen, den Iutherifchen und ben 


Heidelberger, gegründet wirb oder werben fol, die Union faft nur auf 
die Gemeinſchaft des Kirchenregiments, welche aber theild nicht einen 
Erfag für die Einheit im Bekenntniß, Lehre und @ultus bietet (Gut⸗ 


. ahten IV ©. 42), theild felbft nicht eine volftändige ift, indem hier, 


was vom confeffisnellen Standpunft aus zu billigen if, Modalitäten 
eintreten, wie denn verfaffungsmäßig felbft in unferem Ober⸗Kirchenrath 
unbefchadet der Union eine Erklärung der Mitglieder für Das eine over 
dad andere Befenntniß, oder den Confenfus, und demnach eine ges 
eignete Behandlung deſſen ftattfinden fol, was mit dem berechtigten 
Befenntniß in Verbindung fteht. 

Es ift weder Aufgabe noch Beduͤrfniß, biefes Alles hier aus⸗ 
führlicher zu erörtern. Nur die Bemerkung ift bier an ber Stelle, 
dag ſämmtliche Gutachten ohne Ausnahme darin übereinftimmen, es 
fi — wenn au zunächſt nur die Synodal-Einrichtung in Betracht 
gezogen wird, nothwendig und eine gleichmäßig im Intereſſe der Kirche 
und ber Gerechtigkeit liegende Forderung, vor Allem die gegründeten 


: Anfprüche der Confeſſtonen anzuerkennen und zu biefem Zwede für bie 


Gemeindeordnung, die Synoden in ihren Stufen ebenfo, wie es bereits 
innerhalb des Kirchenregiments ber Fall ift und wenigftens im Princip 
gilt, die entfprechenden Einrichtungen zu treffen oder wieder herzuftellen. 

Außerdem ift ein gedeihliched Ergebniß nicht zu erwarten, und die 
überall in der Minderheit befindlichen Reformirten würden fürchten, 
eine Beeinträchtigung zu erfahren, von der wir gern auf dem Boden 
des Evangeliums und der Gewifiensfreiheit ausiprechen, daß wir fie 
in unferem Baterlande und unter unferer gerechten Regierung geradezu 
für unmöglidy halten. Von einigen Abweichungen abgeſehen, welche 


: aber nicht den Grundſatz betreffen, verlangen die Feſtſtellung der 


Grenzen Gutachten I, S. 14. 29; II, ©. 23. 30; IV, ©. 43. 45. 53, 
auch wohl V,S.72. - 
Insbeſondere Fann ich nicht umhin, demjenigen vollftändig bei⸗ 


| zuftimmen, was der Verfaſſer des Gutachtens IH, S. 30 fagt: „Das 


Zweite ift, daß auf der Synode felbft die Iutherifchen und die vefors 
mirten Glieder nicht ein unterfchienstofes Durcheinander bilden, fondern 
daß in allen Sachen, welche das confeffionelle Bewußtfein berühren, eine 
itio in partes ftattfindet. Die Erfüllung diefer Bedingung feheint durch 
die Gabinetöordre vom 6. März 1852 verbürgt zu fein. “Die Gerech⸗ 
tigkeit und Nothwendigkeit der Einrichtung laͤßt fich befonderd an ber 
Iturgifchen Propofition zur Anſchauung bringen. Es wäre doch offenbar 
ungerecht, wenn eine lutheriſche Majorität, wie fie auf der Synode, 
wenn Alles nach der Norm des Rechte eingerichtet wird, ohne Zweifel 
vorhanden fein wird, der reformirten Kirche liturgifche Einrichtungen 
aufdringen wollte, die mit ihrem innerſten Weſen im Wiverfpruch 
fiehen.” Bevor wir nun welter auf Die Frage wegen der Art und 
Weiſe der Zufammenfegung der Landesſynode ‚eingehen, flellen wir bie 
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Ergebniſſe unferer bisherigen Betrachtung im Anſchluß an bie Gut: 
achten dahin auf, daß Grundlage berfelben: 
eine presbyterialsfynodale Berfaffung überhaupt, neben den 
ficchlichen Behörden und in Verbindung mit dieſen, 


erner 

eine gehörige Organifation der Gemeinden und ihres Kirchen 
raths, wie Died fchon in dem vorhergehenden Sa enthalten if, 
alfo mit Betheiligung geeigneter weltlicher Mitglieber fei; 

ſodann 
die gehörige Feſtſtellung des Confeſſionsſtandpunktes an 
gebahnt werde, wobei im Sinne und Geift der Union zwar dem 
fogenannten Eonfenfus, wo er wirklih und nachweisbar beiteht, 
feine Berechtigung zugeftanven fein müßte, aber doch mit der größten 
Vorſicht zu verfahren wäre, damit nicht Zweifel und Bedenken, die 
ſich gleich beim Beginn der Begründung heben lafien, fpäter inne 
halb ver definitiven Einrichtung in flörender Weile bervortreim 
(Gutachten I, S. 14; II, ©. 23 unten). 

In diefer Hinfiht kann ich allerdings eine principielle Schwierig. 
keit nicht verhehlen. Es findet darüber Feine Verſchiedenheit der Mer 
nungen flatt, daß, was fo eben ald vorausgehende Bedingung ange 
geben ift, die Grundlage fein müfle, d. b. daB aus den Gemeinden 
und ihren Organen die Kreisfynoden, begiehungsweife Klaflen, In 
fpectionen, Eonvente 2c. hervorgehen, und wiederum auf dem folcerg® 
flalt gebotenen verfafjungsmäßigen Wege die Brovinzialfynoden, 
die dann endlich ihre Spige und materielle wie formelle Einheit 
und ihren Abfchluß in der Landesſynode erhielten (vorbehaltlich, wo 
nicht Abtheilungen nach Confeffionen beftehen, des Rechts der itio in 
partes in den oben begeichneten Fällen). Daß die Organifation folge 


Kreife innerhalb räumlicher, mit jeder Stufe höher fich erweiterndet 


Grenzen (Gemeinde, Kreis, Provinz, das ganze Land) noch einen 
anderen und höheren Zwed habe als blos Wahlcollegien und die 
Grundlage für die paffive Wahlfähigfeit behufs. ver Zufammenfehung 
der nächfthöheren Stufe der Synoben zu bilden, fo. weit nicht ſchon 
das Amt hierzu beruft, wird man zugeflehen (Gutachten I, ©. 15; 
11, S. 32), jedoch folgt doch daraus weder, daß fie für jenen Zwei 
nicht auch mitwirken, noch daß fie überhaupt unterbleiben follen, wenn 
fonft die Bedingungen vorhanden find, unter welchen deren Berufung 


angerathen ericheint. Nun aber fehlt es nicht nur an ber voran 


zufegenden Grundlage, der Durchführung der Gemeinde» Ordnung M 
den öftlichen Provinzen (1, S.15), ſondern es foll dieſe ſelbſt ef 
wieder aus den Befchlüffen der Landesſynode hervorgehen. Diet 
Schwierigkeit wird weder dadurch befeitigt, daß der Berufung De 
Landesſynode bis nach vollendeter Organifation der unteren Keil 


Anftand gegeben, noch dadurch, daß auf einer früher zu verſammelnden 


Landesſynode jene Gemeinde⸗Ordnung bindend befehlofjen wird — [I 
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dies auch materiell gelingen, da in dem einen wie bem- andern 
Halle die formellen Bedenken beftehen bleiben, die denn auch uͤber⸗ 
Haupt in Betreff der Frage nach dem rechtlichen Charakter der Synode 
nicht verhehlt worden find. 

Will man nicht auf eine ſolche verzichten, und auch hinfichtlich 
dee Grundlage, der firchlichen Gemeindeordnung, den Rath befolgen 
(Gutachten II, S. 27, unten): „Das Angemeffene wäre wohl, man 
ließe vorläufig der Inſtitution ganz ihre gegenwärtige Geftalt, um 
noch längere Zeit Erfahrungen einzufammeln” ıc., fo fcheint allerdings 
nur der im Gutachten I, S. 15 vorgefchlagene Ausweg für das Kirchen- 
regiment übrig zu bleiben, nochmals allen denjenigen Gemeinden, welche 
einen Kirchenrath noch nicht befißen, e8 dringend and Herz zu legen, 
fih jegt einen folchen nach Borfchrift der Grundzüge zu beftellen, 
damit aus dem Gremium desſelben die Deputation zur Kreisiynobe 
erfolgen Tann (vgl. V, 75). Die Bedenken, welche fich dagegen er» 
hoben, hat der Verfafier des Gutachtens I, S. 16. 17 gewürdigt, und 
mit Rüdficht auf das Beduͤrfniß unferer Zeit (melches freilich, wie ſchon 
erinnert, von anderer Seite in Abrede geftellt wird) zu widerlegen ges 
ſucht. Ins Einzelne der Gemeindeverfaffung einzugehen, falls ohne 
jene Schritte, lediglich auf der thatfächlich beftehenden Verfafſung die 
Organe gewählt würben, ift hier nicht der Ort. Nur das möge bes 
merkt werden, daß für Die einzelnen Kreife und Provinzen fchon durch 
die Berüdfichtigung der Belenniniffe eine durchgängig gleichmäßige Bes 
handlung nicht möglich fei und nicht gefordert werben könne, und daß 
wenigſtens für eine Webergangsperiode gewiſſe Mobdificationen zuge: 
laffen werben müßten, wobei dann, wo es in Betreff einzelner Punkte 
jest noch an firchenverfafiungsmäßigen Beftimmungen gebricht, die un- 
erläßlichen Anorbnungen eben darum, da es ja doch nicht an leitenden 
Rechtögrundfägen fehlt, von dem Kirchenregiment ausgehen müßten. 
Sch meine, daß auch dies fich mit der überwiegend in den Gutachten 
geäußerten Anficht vereinigen laffe (I, S. 16. 11, ©. 30. II, ©. 36. 
IV, ©. 51. V, S. 67). Und auch die Bemerkung fei ed erlaubt beizu- 
fügen, daß, was in dem Gutachten V ausführlich über die Betheili⸗ 
gung des Kirchenpatrons (fofeen er durch feine Confeſſion zu folcher 
rechtlich befähigt ift) und die Stellung desfelben innerhalb des 
Gemeinde-Kirchenrathe, und zwar fowohl aus gefchichtlichen und 
Nechtögründen, wie aus inneren, im Weſen der enangelifchen Gemeinde 
und den Verhäftniffen ihrer nicht blos numerifch in Betracht zu zie⸗ 
henden Glieder liegenden Rüdfichten, bemerkt ift, der befonderen Auf⸗ 
merffamfeit unterworfen werben müffe, und zwar um fo mehr, als 
e8 fich bei dem Privatfirchenpatronat nicht blos um Rechte, ſondern 
auch um entfprechende fchwere Pflichten handelt. Nur wird vieles 
nicht als Erfag für einen Kicchenrath gelten dürfen. 

Die Gutachten fiimmen nun fammtlich überein, daß felbft, wenn 
eine Landesſynode berufen werde, was Einige unbedingt (II, 29. 33, 
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auch wohl MI, 37), Andere wenigſtens inſofern, als erſt noch beftimmt 
Borausfegungen eintreten müßten (IV, 62. V, 76. 77 und felbf], 19 
a. &.), widerrathen, dieſe jetzt noch nicht die Stellung einzunehmen 
vermögen werde, welche erft .eine Folge der zu Stande gebrachten voll: 
fländigen Kirchenverfaffung, und in Verbindung damit des ihrer Be 
rechtigung zur Seite ftehenden Vertrauens fein kann. Aber auch) darin, 
daß eine Anbahnung Hierzu in einer Berathung erfolge, veranlaft 
durch Se. Majeftät den König als oberften Inhaber des Kirchen⸗ 
regiments, welchem unbedingt zufteht, eine allgemeine Kirchenverfammlung 
nach eigenem Ermeſſen zu berufen, um in deren Aeußerungen nicht 
allein die Stimme des verordnneten Kirchenregimentd, fondern auch die 
Stimme erleuchteter Männer aus den verfchiedenen Theilen der Landes⸗ 
firche zu vernehmen und fich zur Erleichterung der gewiffenhaften Sorge 
für die Kirche durch die Anfchauungen einer folchen Berfammlung 
berathen zu laſſen (III, 37). 

Welcher Name diefer Berfammlung gegeben . werde, ift hier 
gleichgültig. Von den nothwendigen Grenzen ihrer Befugnifle felbf, 
wenn dereinft eine eigentliche Landesſynode auf dem Grund der Kirchen⸗ 
verfaffung zu Stande fommt, ift fpäter (Frage ID) zu Handeln. Man 
darf hoffen, daß fie mindeftend unter den unerläßlichen VBorausfegungn 
ihree Beſtimmung eined günftigen bleibenden Einfluffes nicht entbehren 
netz Dentſchrift l, ©. 8. Gutachten I, ©. 10. 17. II, S. 22. 29. 

‚©. 37.) | | 

Meine unvorgreiflihe Anficht, die fich fchon in der biöherigen 
Darftelung begründet findet, geht nun allerdings dahin, Daß ein 
eigentliche Landesſynode für jegt zu berufen nicht väthlich fei, und 
wenigftens nicht fo dringendes Bebürfniß, um nicht vielmehr im Mege 
des mit Schonung der confeflionellen Berechtigungen und Anfprüdt 
zu .übenden Kirchenregiments und zugleich unter dem zu hoffenden Ent 
gegenkommen der Gemeinden, fowie in beider Hinficht unter Einfluß 
und Verbreitung chriftlichen Sinnes und chriftlicher Erkenntniß die 
Anbahnung der Einrichtungen zu verfuchen, ohme welche ed an dm 
Grundlagen fehlen würde. Der Anfang wäre in dem fchon bezeichneten 
Wege mit der Gemeindeordnung in einer Weife zu machen, daß im 
Intereſſe des Rechts und evangelifcher Eintracht alle die Folgen be 
feitigt würden, welche ein Mißvenftändniß der Union, oder deren geget 
waͤrtiger voller Ausführbarfeit, zum Nachtheil befonders der in geringertt 
Zahl vorhandenen Gemeinden des berechtigten Sonderbefenntnifjes theild 
ſchon herbeigeführt hat, theild herbeizuführen droht. Sch wünjchte die 
wahre Union, eine folche, für die fich der Einzelne mit gemiffenhafter 
Weberzeugung zu iIntereffiren vermöge. Hieran würde fich die Krebs 
und Provinzialſynode fchließen, in denen theild örtliche und bejondere 
Angelegenheiten in Gemeinfchaft mit dem Kicchenregimente erörtert, 
theils allgemeinere zur Berathung auf der höheren Stufe, namentlich 
Der Landesſynode, vorbereitet würden, bei welcher alfo. ſowohl Die von 
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Oben her vorgelegten Vorſchlaͤge, als auch pelitionsweiſe ober ſonſt 
geftellte Anträge zur Berathung kaͤmen. Einer Ausführung und Rechts 
fertigumg dieſes Ganges bedarf es nicht. Er bietet aber den Doppelten 
Vortheil, daß diefer Organismus eine geeignete Abordnung, Wahl 
oder Berufung folcher Glieder der Kirche zu ven höheren Stufen ber 
Synoden verbürgt, welche bereit ein Amt (im weiteren Sinne) in 
der Kirche, vefp. Gemeinde befleiden, fich durch ihre Thätigkeit und 
Liebe für die Sache Vertrauen erworben haben, womit größtentheils 


die früher berührten Bedenken vom Stanbpunfte politifcher Syſteme 


entfernt werden; und ſodann, daß die Gegenftände allgemeineren Ehas 


: rafterd und höherer Wichtigkeit, welche der Landesſynode zur fchließ- 


lichen Berathung nothwendig übertragen werden müffen, wenigſtens 


zum heil fchon in den unteren Stadien zur Sprache gebracht find, 
- daB die Mitglieder der Landesſynode in größerer Anzahl folche find, 


uw. 0. 


welche bei der Provinzialſynode als fogenannte Laien oder als Geifts 
liche und als Vertreter des Kirchenregiments mitgewirkt haben, fo daß 
fie eine Bekanntſchaft mit den Gegenftänden nicht nur nach ihrer all- 
gemeinen Seite, fondern auch nach den eigenthümlichen Verhältniffen 
der Provinz und der Eonfeflion (fo weit diefe eine Berüdfichtigung 
fordern Dürfen) mitbringen. 

Wenden wir und nun zu ber Frage nach der „Gombinirung der 
intendirten Synode” — aud wenn folche früher und ohne jene voll 


| fländigen Borausfegungen berufen werben follte, fo find: 


1. Die Erforderniffe in’d Auge zu faffen, unter welchen fie 
„materiell ald Trägerin Firchlicder Einfiht und Erfahrung anges 
ſehen werden koͤnne“ (Denkfchrift I, ©. 8). 

Der Sinn, in weldyem auch überall diefe Frage verftanden worden, 


ift: „welche Eigenfchaften find, als dem Einzelnen beiwohnend, zu 
fordern, damit er als fählg zu jenem Berufe gewählt werben duͤrfe?“ 


Es fann der Natur der Sache nach nicht Die Meinung fein, und 
nicht die Hoffnung gehegt werden, daß die Synode im Ganzen 
ſich materiell als Trägerin firchlicher Einficht und Erfahrung erweiſe, 


. unabhängig davon, ob die Individuen, aus welchen dieſelbe combinixt 


wird, oder doch deren Mehrzahl die Gewährleiftung darbieten. Auch 
it Die Antwort gleichmäßig dahin gegeben worden, daß die einzelnen 
Mitglieder eine chriftliche Gefinnung, Befenntnißtreue, ein Intereffe 
an den Angelegenheiten der Kirche haben, wie fih dann theild als 
Folge hiervon, theild überhaupt verfteht, daß eine Bewährung der 
Rechtfchaffenheit, ein würdiger Rebenswandel, und was die Erfahrung 
betxifft, eine bereits in beftimmten Gebieten geübte Thätigfeit im Dienſt 
der Gemeinde, der Kirche ꝛc. ftattgefunden haben müffe. Schwieriger 
ift eo, die Kriterien aufzuftellen, nach welchen daB Dafein folcher Eigen- 
fchaften beurtheilt werden folle — befonderd da die zur Wahl over 
Beurtheilung Berufenen hierüber keineswegs untereinander überein» 
fimmen. Wenn man, um zuerft von den mehr. äußerlich wahrnehm⸗ 
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baren Eigenfchaften zu forechen, bie Erfahrung mit Orumb denen zu⸗ 
fchreibt, welche bereitd in Gemeinde⸗Aemtern gewirkt haben — Id 
meine bier die weltlichen Mitglievee — fo wird für die anderm, 
mehr inneren Eigenfchaften nur eine günftige Vermuthung obwalten. 

Mer möchte hier richten oder fich anmaßen, ein Herzensfündige 
zu fein? Wo man die bereitö erwähnten Bedenken gegen Gemeinde 
und Majoritäts- Wahlen hegt, da wird man um fo weniger ge 
neigt fein, denfelben in der gedachten Beziehung ein Gericht beizulegen, 
als nicht geleugnet werden kann, daß gerade die Rüdficht auf Ge 
fhäftstüchtigfeit, praftifches Gefchid, verbunden mit der anderen, daß 
Diefer oder Jener mehr als Andere in der Lage fei, ein Rebenamt mit 
Aufopferung feiner, anderen Zweden und der Gewinnung des Lebend- 
unterhalts gewidmeten Zeit zu übernehmen, nicht felten die Auswahl 
befchränft und auf Perfonen Ienft, welche, wenn man das grüßen 
Gewicht auf jene anderen, mehr inneren Eigenfchaften legt, möglicher 
weife nicht wären berufen worden. Allerdings ift ein folcher Gegenſah 
nicht nothwendig, und wir wollen hoffen, in der Megel nicht vor 
handen. Auch muß bemerkt werben, daß, wenigftens nach mehreren 
beftehenden Gemeinde» Drbnungen, insbeſondere der reformirten, die 
Wahl nicht fofort aus der Gefammtzahl der überhaupt (paſſiv) wahl 
fähigen Gemeindegliever erfolgt, fondern von dem Presbyterium eine 
Borwahl getroffen wird, indem diefes für jede zu beſetzende Stelle id 
Gemeinde Kirchenrath8 2c. drei, feiner Weberzeugung nach geeignet 
Perfonen in Borfchlag bringt. 

Bon den Geiftlichen, fofern fie fich in gehöriger Verbindung mit 
ihren Gemeinden erhalten, darf bei Ausübung der Seelforge un 


näherem Verkehr mit den Beichtfindern im Allgemeinen ein begrüm 


detes Urtheil erwartet werden, obfchon nicht zu verfennen if, da} 
dasfelbe auch unter dem Einflufie beftimmter Richtungen flehen un 
durch dieſen Standpunft ein ſolches Urtheil zuweilen getrübt und nidt 
überall in gleichem Grade zuverläffig fein kann. Auch mag man bi 
ſolchen Gemeindeglievern einen ſolchen Beruf, oder, um biefen Auß 
drud Hier überzutragen, die materiellen Erforderniffe annehmen, 
welche fich in freier Vereinsthätigfeit CI, 15), Mifftonsgefeltichaften 
(II, 32) oder in fogenannter innerer Miſſion (IV, Al. 47) bewährt 
haben, die untadelhaften Wandels, auch im Brauch des heiligen 
Sacraments nicht läffig und ihrer Firchlichen Gefinnung nad wohl 
berufen find (IV, 51), — obfchen damit, und dies liegt in de 
Mangelhaftigkeit menfchlicher Erfenntni und der Schwierigkeit der 
Sache, welche allerdings nicht ein Grund fein darf, das gute Wat 
zu unterlaffen — immer nicht mit letzter Sicherheit das Gelingen 


verbürgt wird. „Könnte man (heißt es V, 64) überhaupt bie Laim 


Vertreter der Kirche lediglich nach den kirchlichen und chriftlichen 
Gefinnungen auswählen, die ihnen beimohnen, fo wäre das freilih 


das Erwünfchtefte. Aber es Liegt nicht in Gottes weile Well⸗ 
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regierung, baß feine Menfchenkinder in dem Maaße Herzenskuͤndiger 
fein follen, daß fie nach inneren Eigenfchaften allein die geeigneten 
Perſonen auswählen können.” Indem nun darauf hingewieſen wird, 
daß man bei der Auswahl auf Außerlich erkennbare Kriterien anges 
wiefen ſei, und hiernach, womit zulegt Alle einverftanden find, das 
Ergebniß dahin beflimmt wird: „Berufen zur Theilnahme an der - 
Eynode und an der Bertretung der Kirchengemeinden jelbft follen die 
Laien fein, die zeither fhon im Dienfte der Kirche gearbeitet 
haben. Der Dienft der Kirche ift es, was den Beruf, und die Bes 
rehtigung zur Vertretung giebt,“ fo ift damit denn ſchon der 
Uebergang zu einem formellen Maßftab gemacht, wobei zu bemerfen 
it, daß einerfeitö die zu erledigende Frage nur in ein andered Gebiet 
verlegt wird, weil die Arbeit Im Dienfte der Kirche auch fchon durch 
eine, fo viel als möglich nach den inneren Eigenfchaften, der Wuͤrdig⸗ 
feit ꝛc. fich beftimmende Wahl bedingt ift, andererfeits aber allerdings, 
wenn Died vorausgegangen, die danach -erfolgte Arbeit, die wirkliche 
Uebung im Dienfte der Kirche, die Grundlage eines foldden Urtheils 
darbietet, wie ed überhaupt nur gefordert werden fann. Auch wird, 
fofern folche Wahl nicht überhaupt eine verfehlte ift, die Hebung des 
Amts, die ernfte Befchäftigung mit den Fiechlichen Angelegenheiten nicht 
ohne vortheilhaften Einfluß auf die Gefinnung bleiben. Das Mitglied 
des Kirchenraths wird in feiner Pflicht auch ein Intereffe an der Sache 
haben und diefe mehr und mehr liebgewinnen. 

Hiernach erledigt fich die Frage einfacher für die beiden weftlichen 
Provinzen und theilweife für diejenigen der öftlichen, in welchen und 
foweit ed die Beibehaltung früherer Eirchlicher presbyterlaler Einrich⸗ 
tungen, oder die Annahme folcher, oder überhaupt die beftehende Ges 
meindeverfaffung geftattet. Wo dies nicht der Fall ift, würde nur übrig 
bleiben, daß dem Kirchenregiment die Wahl, beziehungsweife der Vor⸗ 
ſchlag geeigneter weltlicher Vertreter bei der Synode eingeräumt werbe. 
Die Bedenken, welche fich aber hier von verfchledenen Standpunften aus 
ergeben, und wonach der Berfammlung fowohl ihre materielle, als for« 
melle &ompetenz beftritten werben fünnte, find von feiner Seite unbeachtet 
geblieben (I, 17; 11,31; 11, 35 —37; IV, 41. 47. 48. 53; V, 67). 

2. Damit aber die Synode auch „formell als die Darftellung 
ber Landeskirche angefehen werden könne, würde eine Reihe von Vor⸗ 
ausfegungen vorhanden fein müflen, welche zur Zeit noch fehlen. Die 
völlig organifirte Landeskirche befteht eben nicht. Nur in den Rheins 
landen und Weftphalen befinden fich die Provinzialfirchen in „voll 
ftändiger kirchlicher Gemeinfchaft am Gottesvienfte, an den heiligen 
Sarramenten und an den Gemeinderechten” (Allerhöchfter Erlaß vom 
25. November 1855) und die Verfaſſung ift volftändig in Presbyterien, 
Kreiss und Provinzialfynoden ausgebildet (Kirchenorvnung vom 5. März 
1835). Die Deputixten find daher hier nach der bereitd beftehenden 
Ordnung zu wählen (I, 155 IV, 51, Nr. 6, ©.53, Nr. 2). 
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Für die anderen Provinzen, in welchen, wie oft bemerkt, die m 
forderlichen Grundlagen noch nicht (beziehungsweiſe überhaupt nicht, 
oder nicht in völliger Durchführung) feftgeftellt find, bedarf es eine 
Erſatzes, wenn während des jetzigen Zuſtandes eine Landesſynode be 


rufen werden ſollte. Dieſer kann, zufolge der gegenwaͤrtigen Verfaſſung 
. nur unmittelbar von dem „evangeliſchen Landesherrn als Träger des 


Kirchenregiments“ ausgehen (I, ©. 17. 18; IH, 36. 37; IV, 50 sg), 
wodurch natürlich nicht ausgefchloffen wirb, daß die Vorfchläge, Gut 
achten 2c. der landesherrlichen Organe des Kirchenregiments in den de 
treffenden Stufen vernommen und bei der, unter allen Umſtaͤnden 





Sr. Majeftät dem Könige vorbehalten bleibenden Allerhödhften Br 


ftätigung und Berufang, defien Prüfung zu Grunde gelegt werd 
(1, 17; 1, 31). Dabei würde nach der bisherigen Ausführung die 
Aufgabe fein, den innerhalb der Landeskirche beftehenden Sonderbe⸗ 
HH gerecht zu werden, auf daß „Alles ehrlich und orventlig 
zugehe“. 


Das Bemerkte gilt aber, da wir uns in einem Uebergangsſtadium 


befinden, das erft nach wieverholtem Zufammentreten, und ſobald die 
Einrichtung bleibend für die Landeskirche geworden ift, wegfallen wir 
(1, 17), nur für den jetzt in Betracht zw ziehenden Fall, hier aber, 
abgefehen von den weftlichen Provinzen ,- nicht nur in Betreff der zu 
berufenden weltlichen, ſondern auch ber geiftlichen Mitglieder; un 
ferner in Betreff aller der Berfonen der einen umd anderen Kategork, 
welche außer den eigentlichen Abgeoroneten ber acht Provinzialge⸗ 
meinden zufolge ihrer amtlichen Stellung, over ihres beſonderen Berufed, 
nach welchem fie fich mit Firchlichen Gegenftänden in Bezug auf dus 
geiſtliche Amt und das Regiment praftifch oder wifienfchaftlich zu de 
tchäftigen haben: (I, 17; IV, A1. 50. 51), zuzuziehen fein werden. 


Solch ein Uebergang ift nicht zu vermeiden. Wollte man, weil 
eben eine in fich vollendete, allgemeine, zugleich Die Befonderungen und 


Einzelheiten bis zu der lebten und Grundſtufe — der Gemeinde — 


in fich begreifende Kirchenverfafiung nicht befteht, der in folge 


Meile zu Stande gebrachten Synode die Eigenfchaft einer verfafungs 
mäßigen beftreiten — was formell zugegeben werben muß, fo iſ 
aus eben jenem Grunde zu bemerken, daß fie auch nicht eine firden 
verfaffungswidrige fet, fofern fie nach den jet geltenden und zur 


Zeit allein maßgebenden Beftimmungen, nach den als evangeliih ge 


vechtfertigten Grundfägen gebildet wird CI, 17). 
Es würde demnach überhaupt nur darauf zu fehen fein, da 





von ber freiheit des Verfahrens, welche den Organen des Kirchen 


regiments in Ermangelung genauer -Tirchenrechtlicher Borfehriften ein 
geräumt werden muß, in folcyer Weife Gebrauch gemacht werde, daß 
ein Zeugniß der Gefinnung, der Gerechtigfeit und der Schonung det 


zu berüdfichtigenden befonderen und zum Theil erceptionellen Verhaͤlt⸗ 
niſſe gegeben werde. Solches Verfahren wuͤrde des Vertrauens und | 
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der Zuftimmung derer, die hier überhaupt in Betracht fommen, wo 
in dem Cvangelium die fefte Grundlage geboten ift, nicht entbehren 
und würde dadurch, je beftimmter das Weſen der Cache erfaßt wird, 
um fo ficherer dem felbft nur formellen Einwande des Mangels 
„formeller Darftellung der Landeskirche" begegnet werden fönnen. 
Ohnehin fann ja — was Gegenftand der Erörterung der zweiten 
Frage ift — diefer Synode nicht die Kraft letzter und vollgültiger 
Beichlüffe, fondern nur eined Beirath8 beigelegt werden, wie denn auch 
bie dereinſt auf Grund vollendeter Kirchenverfaffung zu berufenven 
Synoden nicht eine gefeßgebende Gewalt für jich in Anfpruch nehmen 
dürfen. Immerhin würde hierdurch ein großer Schritt für die Firch- 
lihe Entwidelung gethan (II. 39). Dagegen fcheint das, was die 
Motive zu dem Allerhöcften Erlaß vom 29. Juli 1850, betreffend 
die Grundzüge einer Gemeindeordnung für die evangelifchen Kirchen- 
gemeinen der öftlichen Provinzen ©. 34 enthalten, Hier ein Auskunfts⸗ 
mittel fo wenig darzubieten, als es überhaupt auch nur beabfichtigt 
fein Tonnte. 

Gehen wir nun beflimmter ein auf die Vorfchläge über Zus 
ſammenſetzung der beabfichtigten Synode, fo bemerfen wir, daß vie 
Gutachten aus nahe liegenden Gründen das Verfahren berüdfichtigt 
haben, welches bei Berufung der Landesſynode im Jahre 1846 beob- 
achtet worden ift, dasſelbe bald billigend, bald mißbilligend, was fich 
indeß weniger auf die Ergebniffe, nämlich auf die Kategorieen der 
‚ damals berufenen geiftlichen und weltlichen Mitglieder bezieht, als auf 
- die Art und Weife der Wahl oder Ernennung, — wobei jedoch nicht 
- verfannt wird, daß damals eine andere Verfahrungsweiſe nicht wohl 
‚ möglich geweſen fei CI, 17. 11, 36, wo die damaligen Verhältniffe 
in gewiſſer Hinficht fogar für günftiger, als die gegenwärtigen er; 

achtet werden V, 65).: - | 
| Den Mittelpunft der Synoden bilden die aus dem Organismus 
der Gemeinden hervorgegangenen Geiftlihden und Weltlichen. “Der 
Berfaffer des Gutachtens I, nachdem er zuvor ©. 15 erinnert hat, in 
welcher Weiſe dem lutherifchen, dem reformirten und dem foges 
nannten Confenfus- Typus fein Recht werden könne und folle, kommt 
zudem Ergebniffe, „daß aus jever Kreisſynode ordnungsmäßig der 
 Superintendent und je ein Geiftlicher und ein Aeltefter zur 
Provinzialſynode zu deputiren fe. Jede Provinzials®emeinde 
würde in der Landesfynode durch drei Geiftliche und drei Wels 
tefte, welche von der Provinzialfynode aus ihrer Mitte gewählt wers 
den, hinreichend repräfentirt fein.” ©. 16. Nur dies leßtere berührt 
unmittelbar unfere jegige Frage. Doch habe ich mich bereits dafür 
erflärt, daß nicht nur die Synodalverfaffung für die unteren Kreiſe 
feftgeftellt, fonvdern auch, bevor eine Landesiynode berufen wird, die 
diefer vorzulegenden Gegenftände von den Kreis, und Provinzialfynos 
den in eine Vorberathung genommen werben möchten. Ich glaube 
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daher‘ darüber hier hinweggehen zu dürfen, was in Betreff der Aus 

fhließung der noch nicht organifirten Gemeinden ıc. bemerkt wir. 

Des Bedenkens, jene Synoden zunaͤchſt nur zum Zwed der Wahl von 

Deputirten zur Landesſynode zu berufen (I, 16. IL, 32), iſt bereit 

gedacht worden. Der Verfaſſer „glaubt dennoch zu diefem Wege rathen 
zu müflen, „„da diefer Vorgang auf die Verfaffung der Kirche in 

jedem Falle einen bleibenden Einfluß üben würde”“, wie e8 am Ente 
der erſten Denkſchrift heißt. Derfelbe meint aber, es ließe ſich „ohne 
Präjudiz für die Zukunft” auch wohl ein einfacherer Modus em 
pfehlen, „etwa der, daß jede Kreisſynode drei Geiftliche und drei Ad: 
tefte bezeichnet und aus ſämmtlichen Vorgefchlagenen jeder Provin, 
nach vorangegangener Begutachtung des ProvinzialsConfiftoriumd der 
Evangelifche Oberfirchenrath die Deputirten zur Landesſynode wählt" 
Diefer Weg, den der Verfaſſer felbft nur ald einen neben dem ern 
und ausnahmsweife jest einzufchlagenvden empfiehlt, fcheint mi 
nicht unbedingt geeignet, eine Landesſynode in der geforderten Weil 
zufammenzufegen. Die Einfachheit kann fein Grund fein, auf die an 
dere Verfahrensart, fo weit fie jet fchon Play greift, zu verzichten, 
die allein geeignet ift, die Landesſynode als organifch gebilvete, der 
fih das Vertrauen zumwendet, darzuftellen. Wenn die Wahl von jeh? 
Mitgliedern jeder Provinz (drei Geiftliche, drei Weltliche) aus der be 
trächtlihen Zahl von eben fo viel in jedem Kreife Borgefchlagenmn, 
durch die zwiefache und entfcheidende Beflimmung der landesherriichen 
Kirchenbehörben erfolgt, fo werden unvermeidlich fich Dagegen Ein 
wendungen erheben, wie fie unter anderen Hl, 37 erwähnt find, un 
die fich nicht ohne Weiteres durch die Erklärung, die fogenannte öffent 
liche Stimme verdiene feine Beachtung, befeitigen laffen. Einer wer 
teren Ausführung enthalte ich mich. Sollte die erfte organifche Weil 
der Berufung nicht ftattfinden fönnen, dann würde Der Weg offenen 
und den geltenden Grundfägen über das Iandesherrliche Kirchenregi⸗ 
ment entfprechenver fein, geradezu demfelben, nach Wernehmung dei 
Raths der oberften Kirchenbehörven die unmittelbare Entfcheidung at 
heimzuftellen — was freilich der Verfammlung von Vertrauensnaͤn⸗ 
nern einen theilweife anderen Charakter als den einer Landesſynode 
verleihen würbe. 

Am Berhäftniß zu dem Rheinland und Weftphalen, wo jeden⸗ 
fals die Wahl durch die Provinzialfynoden erfolgen müßte, (I, 16 
I, 35. IV, 51. 53) würde eine Ungleichheit hervortreten, bie doch 
möglichft zu vermeiden ift, wenn man auch, wie Die Sache jegt fait 
es billigen mag, daß (I, 16) es „auf Uniformität des Modus fit 
fämmtliche Provinzen nicht anfomme.” | 

Mehr als fechs Mitglieder (drei Geiftliche, drei Aelteſte 
für jede Provinz möchte ich auch nicht befürworten: die Zahl von 48 
(zu denen bie fpäter zu erwähnenden Anderen fommen) erfcheint hir 
seichend, um allen Anforderungen gerecht zu werden. Zu große Ber 
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fammlungen find nicht anzurathen. Aber auch nicht weniger, ba, 
wenn den Sonderbefenntniffen neben der Union und innerhalb vers 
felben bie Vertretung gewährt werden ſoll, wo fie nach den Berhält- 
niffen einer Provinz bedingt ift, eine geringere Zahl als drei Geift- 
liche und drei Aelteſte nicht abgeoronet werben kann. 

Der Berfaffer des Gutachtens II, S. 31 1. fpricht fi dahin 
aus: „Eine Synode, welche ſich materiell ald die Trägerin kirchlicher 
Einficht und Erfahrung darftellt, kann als möglich gedacht werben, 
wenn die Ernennung der Mitglieder formell einzig und allein von 
Sr. Meajeftät dem König ausgeht, wobei natürlich der Beirath ver 
firhlichen Behoörden nicht ausgefchloffen gedacht, fondern vorausgefegt 
wird.” Diefen Weg habe ich oben ald den allein zuläffigen bezeichnet, 
wenn ein anderer nach jegiger Kicchenverfaffung nicht befchritten werden 
fünnte. So ift es jedoch nicht ganz: auch abgefehen von Rheinland 
und Weftphalen. Nur wiederhole ich, daß ich Die vorherige Organts 
fation der Gemeinden wünfche. Weber Zahl ıc. erklärt fich der Ver⸗ 
jaffer nicht näher, nur verlangt er (S. 32), „daß die Synode der 
überwiegenden Mehrzahl nach aus Mitgliedern des geiftlichen Standes 
zu bilden wäre.” Ein Borfchlag, der fi) auch auf gefchichtliche Ans 
tecedentien gründet und jedenfalls der Prüfung unterworfen zu werben 
verdient. In den Provinzialfynoven ift, nach dem erwähnten Vor⸗ 
fhlage, das geiftliche Element überwiegend. 

Der Berfaffer des Gutachtens III ftelt ©. 34, nachdem er die 
übrigen Kategorieen aus den wifjenfchaftlichen und beamteten Capa⸗ 
citäten angegeben Hat, die unbeftrittene Anficht auf, daß diefelben die 
Summe der kirchlichen Einfiht und Erfahrung nicht völlig in fich 
vereinigen, infonderd müfjen die geiftlichen und weltlichen Leiter und 
Borfteher der Gemeinden, denen die intuitive Anſchauung der Firchlichen 
Benürfniffe als innewohnend gedacht werden muß, zur Mitwirkung 
herangezogen werben. Bei der Schwierigfeit, die geeigneten PBerfonen 
zu finden, gäbe ed nur einen zwiefachen Weg, entiveder durch bie 
organifch gegliederte und verfaßte Gemeinde die Firchlich tüchtigen und 
erprobten Männer mittelft Wahl zu beflimmen, oder, wenn folche 
Gliederung nicht vorhanden, diefelben aus einer von den höhern Stufen 
des Kirchenregiments zu bewirfenden Auswahl hervorgehen zu laffen. — 
Hieran wird S. 36 die Bemerfung gefnüpft, daß nad den Ans 
ſchauungen ber weftlichen Provinzen, welche auch die Generalfynode 
des Jahres 1846 als die ihrige bezeichnet Habe, das der Landesſynode 
nothwendige Element der Gemeinden nur auf dem Boden fonodaler 
Berfaffung gefunden werben könne, und eine Kirchenverfammlung, Die 
diefes Element nicht in folcher organifchen Weife in fich trägt, könne 
wohl den Ramen einer Landesſynode führen, fie werde jedoch in der 
Wirklichkeit von einem großen Theile ver Landeskirche nur als eine 
Berfammlung von Bertrauensmännern, nicht aber ald eine Landes⸗ 
ſynode angefehen werden. Da nun zur Zeit in den öftlichen Provinzen 
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jene Vorausſetzungen nicht beſtehen, fo folgt daraus mit Rothiwendig- 
feit, daß in diefem Augenblide feine Landesfynode berufen werben ann, 
welche formell ald die Darftellung der Landeskirche angejehen werden 
fönnte. Vielmehr wird die von Sr. Majeftät in Seiner Allerhöchften 
Weisheit und Fürforge intendirte kirchliche Verſammlung nur den Cha 
rafter einer freien Verſammlung haben, welche fich gutachtlich über bie 
Beduͤrfniſſe der Kirche zu äußern hat, foweit es Sr. Majeftät, ald vem 
höchften Inhaber des Kirchenregiments, gefällt, folche Gutachten ju 
vernehmen. Indem nun al8 der jeßt einzig mögliche Ausweg erklärt 
wird, daß das Kirchenregiment bewährte Firchliche Männer nach feine 
feften Ueberzeugung ausmwähle, verhehlt der Verfaſſer nicht die (bereits 
angedeuteten) Bedenfen: „ed ſei unvermeidlich, daß man die Auswahl 
“nicht bemängle, und diefelbe werde fchmwerlich Seitens dieſer oder jener 
Richtung in der Kirche dem Vrtheile entgehen, daß Die Auswahl in 
irgendwie einfeitiger oder gar tendenziöfer Abſicht getroffen ſei.“ 

Unter Hinweifung auf die verfchiedenen Anfchauungen über Uni 
und Confeſſion, wonach die, auf diefen Anfichten ruhenvden kirchlichen 
Barteien die fünftige Entwidelung der Landeskirche für fich in Anſpruch 
nehmen, würde die eine oder die andere Partei ſich über Abfichtlichkeit 
in der Auswahl beflagen. Als Ergebniß wird ſodann (S. 37) auf 
geftellt, daß eine Landesſynode im vollen Sinne des Wortes nicht 
zufammentreten fönne, fogar die Berufung Firchlicher Männer zu freie 
Rathgebung augenblicklich eigenthlümliche Schwierigfeiten darbiete, damit 
jedoch nicht ausgefchloflen fei, daB es Sr. Majeftät als oberftem In⸗ 
haber des Kirchenregiments unbedingt zuftehe, eine allgemeine Kirchen⸗ 
yerfammlung nach eignem Ermeſſen zu berufen, um in deren Aeußerun 
gen nicht allein die Stimme des verordneten Kirchenregiments, fondern 
auch die Stimme erleuchteter Männer aus den verfchievenen Theilen 
der Landeskirche zu vernehmen und fich zur Erleichterung der gewiſſen⸗ 
haften Sorge für die Kirche durch die Anfchauungen einer folchen Ver— 
fammlung berathen zu laflen. Ä 

Im Ganzen zu gleichen Ergebnifien gelangt der Verfaſſer de 
Gutachtens IV, ©. 52, welcher feine Vorfchläge auf zwei verfchieden 
Borausfegungen gründet: 

1. .Auf die einer gemeinfamen Glaubensgrundlag: 
als des einigenden kirchlichen Bekenntniſſes, wonad für die 
Provinzialcomplere eine numerijch gleiche Repräfentation angenommen 
werben kann. Hier wären, wie im Sahre 1846, geiftliche und wellliche 
Deputirte in gleicher Anzahl zu berufen, für ein Ueberwiegen ber Laien, 
wie 1849 vorgeſchlagen wurde, fei fein Grund denkbar. Statt der 
1846 beliebten Anzahl von je drei geiftlichen und drei weltlichen Ab⸗ 
geordneten würden je zwei genügen, damit nach Sr. Majeftät Willen 
die Synode nicht zu groß werde. In Betreff der Laien fei dem Privab 
patronat, al& welches wefentlich mit dem landesherrlichen Kirchenſchuh 
in Grund und Zweck eines und dasſelbe Inftitut iſt, ein beſondereh 
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Augenmerk zuzuwenden, indem, wie zu Luthers Zeiten, auch Heute 
noch der deutfche Adel in Tirchlichen Angelegenheiten befonbered Der: 
trauen und daher auch befondere Ehre verdiene. 

Der Wahlmodus aber würde 
. a) in der xheinifchen und weftphälifchen Kirche durch die beftehende 

Dronung gegeben und fonad das Moderamen der Provinzials 
fynode das natürliche Wahlorgan fein; 

b) in den öftlichen PBrovingen würde die Bildung von ähnlichen 
MWahlföcpern auf presbyterialee Grundlage viel Zeit erfordern; 
nur von den beftehenden Syrodalverbänden der Ephorien, nicht 
aber von den Gemeinden, Gemeinderäthen oder Kirchencollegien 
fönnen Wahlen zu Landesſynoden ausgehen. 

Es fei in der Orbnung, daß erflere nach indirectem Wahlprincip 
bie geiftlichen Mitgliever bezeichnen. Diefe Wahlmänner bilden alsdann 
eine Körperfchaft, wie die Provinzialſynoden des Jahres 1844 geweſen 
find, und infofern ift ed nun auch angemefien, wenn denfelben, nach dem 
PBräcedenzfall der lebten Generalfynode, zugleich das Recht eingeräumt 
wird, enweder, forwie Damals, unter den Seitens der Obrigfeit vorge⸗ 
fchlagenen Laien auszuwählen, oder aber die Laiendeputirten felbft vorzu⸗ 
fchlagen, aus denen der Landesherr die erforderliche Anzahl auswählt. 

2. Die andere Borausfebung ift, Daß in der Landesfirche eine 
Gombination geſchiedener Kirchen erfannt wird, wo die refor⸗ 
mirten und Iutherifchen Gemeinden befonderer Vertretung bedürfen. 
Dies ſei fehwieriger, aber nicht fchlechtfin unausführbar. 

a) Sin der rheinifchen Brovinzialficche, wo die Gemeinden beider 
Bekenntniſſe ziemlich in gleicher Anzahl vorhanden find, wird 
die Wahl, welche rechtlich dem Moderamen zufommt, je einien 

-  Geiftlichen und Aelteften jeder Confeſſion treffen müffen. 

b) In Weftphalen und den ſechs öftlichen Provinzen befteht vor⸗ 
wiegend Iutherifche Kiche und find nur. einzelne refor- 
mirte und unirte Gemeinden vorhanden. In den öftlichen 
Provinzen find daher die geiftlichen Deputirten der Ephorie lu⸗ 
therifcher Gemeinden ald Wahlkörper — Die natürliche Ver⸗ 
tretung der Provinzialficche. 

In der Provinz MWeftphalen aber fommt dem Moderamen 
der Provinzialſynode ein formaled Wahlrecht, wie in der Rheins 
provinz zu, Die Wahl muß jevoch Iutherifche Conſeſſionsver⸗ 
wandte treffen. Daneben kann es nun leicht gefchehen, die 
Ephorieen der reformirten Gemeinden, welchen aus innern 
Gründen auch die confeffionell unirten zugelegt werben fünnen, 
aus den gedachten fieben Provinzen zu einem Ganzen zu ſam⸗ 
meln,. fo daß die vereinten Presbyterien jener Ephorie je einen 
Geiftlihen und Weltfichen in ähnlicher Weiſe als Wahlmänner 
abordnen, und von biefem Wahlförper nach quantitativ ent⸗ 
fprechendem Berhältniffe des reformirten und unirten Gemeinde 
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beſtandes geiftfiche und weltliche Mitglieder zur Landesſynode 
erwählt werden. Alsdann ift aber nach unfern Firchlichen Zu⸗ 
ſtaͤnden guter Grund vorhanden, die Militairgemeinden befonvers 
zu berüdfichtigen und im Wege der Ernennung aus Militair- 
Oberpredigern und Militairpredigern eine befondere Bertretung 
derfelben in die Synode zu berufen (S. 54). 


MWir verweilen nur bei der unter Nr. 2 vorgefchlagenen Weiſe, 
weil die ihre zu Grunde liegende Vorausſetzung für jebt wohl die 
einzig richtige und den Verhaͤltniſſen zufolge gerechte if. Ob die ber 


fondere Berfahrensart, die in Betreff der reformirten vereinzelten Ge⸗ 


meinden vorgefchlagen ift, fo leicht durchführbar ſei, fcheint zweifelhaft. 


Der innere Grund, weshalb die confelftonel unirten Gemeinden gerade 
den reformirten zugelegt werben follen, ift mir nicht recht erfichtlich; 
wenn folche mit einem Conſens beftehen (worüber, wie ſchon bemerft, 
geftritten werden Tann), fo haben fie eben fo das Iutherifche Element; 
bilden fle einen Gegenfab gegen die eigentlichen Zutheraner (ich meine 
hier die in der Landeskirche), fo ift dies nicht minder der Fall gegen 
die Reformirten, welche feineswegs die ihnen hier vom Berfafler zuge 
dachte Gerechtigkeit in einer Kombination finden würden, der zufolge 
fie überall in der Minorität wären. Darum gilt auch hier, was oben 
über die Zahl von je drei, nicht blos zwei abzuordnenden Geiftlichen 
und Weltlichen bemerkt if. Auch muß übrigens die überall voraus 
gefegte und zu Recht beftehende Union nicht minder zu ihrem Rechte 
und Anerkennung gelangen, als diefes den Bekenntniſſen innerhalb 
derfelben und der Kirche gefichert fl. 


Da wir eigene Militärpreviger haben, ſo erfcheint e8 gewiß ans | 


gemefien, daß auch diefe als ein Theil der Geiftlichfeit zur Vertretung 
gelangen, und in der Synode ihre Wünfche, Erfahrungen ꝛc. mittheilen. 
Der Berfafler, welcher ©. 54 von befonderer. Berüdfichtigung der 
Militärgemeinden fpricht, Hat dennoch nicht die Theilnahme von 
Laten befürwortet, aber auch nicht Dagegen fich erklärt. Allerdings 
find mit wenigen Ausnahmen, namentlich bei dem Stande der Offlciere, 
welche in der Regel längere Zeit dem Dienfte ſich widmen, dieſe Ges 
meinden in ihren Gliedern rafch wechfelnd, und die überwiegende Mehr: 
zahl der Soldaten tritt nach wenigen Jahren in vie früheren Parochial⸗ 
verhältniffe zurüd, Daß fie einige Zeit in der Armee dienen, hat auf 
ihre Stellung zur Kirche und zu ihrer Confeſſion Teinen Einfluß. Die 
befonderen Forberungen in Betreff des Militär» Gottespienfted und ber 
Seelforge, welche eine Betheiligung der Militär Oberen nothwendig 
machen, fallen unter einen Geſichtspunkt, vermöge deſſen fle wohl (wie 
es noch jegt gefchieht) zweckmaͤßiger zwifchen dieſen als folcden mit dem 
Kirchenregimente, als von Ihnen In der Eigenfchaft von fogenannten 
Laien in der Synode verhandelt werden. Dagegen wird nicht in Abrebe 
geftellt werben, daß die Seelforge gerade in dieſem Kreife eine Reihe 
von Erfahrungen bietet, welche bei ven Berathungen dem Ganzen zu 





Verhandl. über die Berufung einer allgemeinen Lanbesfynobe. sa 


Statten fommen, und ich bin ebenfo damit einverflanden, daß bie 
Militärs Geiftlichfeit in der Landesiynobe ihre Stelle einnehme, wie 
dies auch ſchon im Jahre 1826 für die Provinzialfynoden beantragt 
war. In dem Gutachten V ift der uns hier befchäftigende Gegenftand 
nicht beſonders hervorgehoben. | 
Dem Präfidenten des Evang. Ober» Kirchenraths und 
den Präfidenten oder Directoren der acht Provinzial⸗Conſiſtorien 
gebührt unzweifelhaft die Theilnahme an den Synodals Verhandlungen, 
und allerdings, wie ich glaube, nicht etwa blos in der Eigenfchaft 
Ianveöherrlicher Commiſſarien, fondern als wirklicher mitfliimmenver 
Glieder der Synode, in welcher nothwendig das Kirchenregiment 
vertreten fein muß (vgl. die Denkichrift I, S. 7). Dies iſt im Grund» 
fage übereinflimmend anerfannt (Butachten I, S. 17. II, 32. IH, 35. 
IV, 50. Nr. 3). Im Einzelnen aber findet fich mehrfache Abweichung 
der Vorſchlaͤge. Der Berfaffer von Nr. I, S. 17, will je ein Mit- 
glied der drei confeffionellen Fractionen des Ober » Kirchenraths 
mit vollem Stimmrecht, die übrigen Mitglieder, foweit fie nicht 
durch andere Aemter vollberechtigt eintreten, mit berathender Stimme 
berufen wiflen. Erſteres fcheint mir, nach dem, was über die Wahrs 
nehmung der Rechte und nterefien der Sonderbefenntniffe ausgeführt 
ift, gerechtfertigt, letzteres bevenklich; die Theilnahme von Mitgliedern 
der oberften Kirchenbehörve, beſonders da diefe felbft die Eigenfchaft 
nicht fowohl oder bloß einer landeöherrlich weltlichen, fondern einer 
geiftlihen haben fol und hat (Verhandlungen der evangelifchen 
Generalfynode vom Jahre 1846. Zweite Abtheilung. ©. 128 u. 134), 
ohne daß denfelben ein Stimmrecht eingeräumt werbe, fcheint mir nicht 
recht würdig. Allerdings ift nicht zu verfennen, daß, wenn das ganze 
höchfte Collegium, mit folcher Vollberechtigung aller einzelnen Mit 
glieder, an der Synode Theil nähme, ein Mißverhältniß eintrete, wo⸗ 
durch auch wieder jene confeſſionelle Berüdfichtigung vereitelt würde, 
wenn nicht itio in partes geftattet wird. Der Verſaſſer von II, ©. 34, 
welcher fih ausbrüdt: „Als Träger Firchlicher Einficht und Erfahrung 
müfjen von vornherein die geiftlichen und weltlichen Glieder des Kirchen: 
regiments auf feinen verſchiedenen Stufen angefehen werben, weil ihnen 
die wiflenfchaftliche und praftifche Einficht in das, was der Kirche 
Roth thut, beiwohnt“, erflärt fich über die Zahl zwar an dieſer Stelle 
nicht näher, es ift aber feine Meinung, daß Alle Theil nehmen follten, 
va ©. 35 es heißt: „In Bezug auf die Glieder des Kirchenregiments 
ergiebt es fich mit innerer NRothwendigfeit, daß ohne befondere Wahl 
der Evang. ObersKicchenrath in feinen fämmtlichen Gliedern — 
Blieder der Synode find”, Diefe Nothwendigkeit, als innere, erhält 
aber ihr Recht ſchon durch die Theilnahme des Präfidenten und breier 
Mitgliener, des Iutherifchen, veformirten und Confenstypus. Eine Außere 
Nothwendigkeit fcheint es mir zu fein, daß wenn gerade beflimmte 
Fragen in der Synode zur Erörterung kommen, welche ohne Kenntniß 
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bes in den Verhandlungen der höchften Firchlichen Gentralbehörbe ge 
fammelten Materiald und ohne Mitwirkung des Decernenten ober Re 
ferenten nicht fo gut erwogen werben Fönnten, aus diefer Rüdfidt 
für leßtere ein Platz in der Synode verlangt würde. Es läßt fid 
entgegenftellen, daß in der Regel nur beſtimmte Gegenftänve eine 


Synode vorgelegt, daß deren Berathungen durch Denkfchriften von 
Geiten ded Ober» Kirchenrath6 und artenmäßige Mittheilungen vorbe⸗ 
reitet werben, daß ferner im Laufe der Verhandlungen gewiß diefe 
höchfte Behörve, deren Präfident Mitglied, wohl Vorſitzender der Landes 
fynode ift, mit der Bereitwilligfeit jede erforderliche Auskunft ertheiln 
werde, welche von jeher an den höchften Stellen beobachtet worben if. | 


Mit Rüdficht auf die fpecielen Propofitionen die Auswahl der geeigneten 
drei Mitglieder zu treffen, würde nicht ſchwierig fein; uͤbrigens abe 
dürfte es nicht abnorm fein, für einzelne Fälle und Sigungen das mit 
der Sache vertraute, fonft dee Synode nicht angehörige Mitglied 
des Ober» Kirchenrath6 lediglich zur Mittheilung ber Grundlage un) 
Auskunft zuzuziehen, was anzuordnen Sache des Präfiviums nach dem 
anerfannten Bebürfniffe oder dem Antrage der Synode wäre. Des⸗ 
“ Halb allein aber alle Mitglieder und auch, wo möglicherweife Differenzen, 
Befchwerbden ꝛ⁊c. vorfämen, den refp. Decernenten und Referenten mil 
Stimmrecht einzuberufen, möchte ich nicht für gerathen halten. Nach 


Analogie jenes Vorfchlaged müßten in ber Provinzialſynode alle Com 


fiftorialräthe der Provinz ihre Stelle Haben, was meines Wiſſens 
nirgends vorfommt. Hiermit erledigt ſich auch, was noch (©. 3) 


bemerft ift: „Es wird ben fammtlichen &lievern des Evang. Ober 


Kirchenraths die Mitgliebfchaft der Landesſynode deshalb vindicirt, weil 
auf derfelben nur die wichtigften, landeskirchliche Interefien berührenden, 
firchlichen Fragen zur Verhandlung fommen fönnen, und für Be 
handlung diefer Fragen der Ober⸗Kirchenrath vermöge feiner central 
Stellung vorzugsweife befähigt fein muß”. 

Nicht fo weit geht der Verfafler von Nr. IV, ©. 50 (IV, 3), 
welcher weder für fammtliche Mitglieder, noch auch nur eine geringer 
Zahl, fondern lediglich für die Praͤſidenten das Recht der Theilnahme 
beantragt. Derfelbe fagt: „In dem landesherrlichen Rechte beruht ©, 
auch die Präfiventen oder Directoren ver Eonfiftorien, nach Errichtung 
der oberften landeöficchlichen Behörde jetzt auch den Praͤſidenten dei 
Evang. Ober» Kirchenraths, mit der Befugniß in Nothfällen ihr Stimm 
recht auch durch andere weltliche Mitgliever ihrer Collegien ausüben 
zu laffen, zur Landesſynode zu berufen. Auch die Generalfynobe 1846 
hat Died acceptirt (Verhandlungen I, ©. 388. II, 133). Der 1849 ge⸗ 
machte Vorſchlag, dieſen Abgeordneten nur conſultatives Votum ein u⸗ 
räumen (Amtliche Gutachten S. 440), hat den einzigen, aber völlig 
unbaltbaren und auch durch die rveformirten Kirpenorhmungen wider 
legten Grund, daß die Betheiligung von Beamten die Synode be⸗ 
laͤſtigen würde”, 
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Meine mindeftend hiermit übereinftimmende Anficht habe ich fo 
eben dargelegt. Das Gutachten II, ©. 32, nennt überhaupt auch das 
Kirchenregiment, wobei mir nicht ganz erfichtlich ift, ob das am Schluffe 
erwähnte Erforderniß der Vertretung durch die ausgezeichnetften Perſön⸗ 
lichfeiten auch hierauf zu beziehen, oder nicht vielmehr die Geſammtheit 
der Glieder gemeint fei. In Nr. V wird auf diefe Frage nicht näher 
eingegangen. Gleihmäßig wird ferner anerfannt, daß die (neun) 
Generals Superintendenten refp. deren Stellvertreter, fowie ber 
Feldprobft durch ihr Amt unmittelbar berufen feien CI, ©. 17. II, 
©. 35. IV, S. 50. Nr. IV, 1). Nur überhaupt von einer Vertretung 
der Geiftlichfeit durch Die ausgezeichnetften Perſoͤnlichkeiten fpricht der 
Berfaffer von II, ©. 32. Der Feldprobſt wird nur vom Verfafler von 
Nr. I und IV, 50 ausvrüdlich genannt. Für defien Berufung fpricht 
das, was über die Theilnahme der Militär» Geiftlichfeit bemerkt worden 
if. Der Berfafler von IV, S. 50 führt unter Bezugnahme von „altem 
Herfommen und Recht” den Grundſatz nur beftimmter an und aus, 
indem er fagt: „daß die Inhaber der oberften Firchlichen Aemter, bei 
uns alle Generals Superintendenten, deren Stellvertreter, die Bifchöfe 
der Landeskirche und der Unitätdgemeinde, der Feldprobſt und die beiden 
Praͤſides der rheinischen und weftphälifchen Provinzialſynoden, zu bes 
rufen feien”. Da die Bilchöfe, wo fie bei und vorkommen, wohl zus 
gleich Generals» Superintendenten find, und deren Stelle die genannten 
beiden Präfides einnehmen, fo tritt mit Ausnahme des Biſchofs der 
Unitätögemeinden, über deſſen Berufung die anderen Gutachten fich 
nicht außern, feine Verſchiedenheit der .Anfichten ein. Sofern jene 
Gemeinde ihre Stelle in der Landesfirche hat, dürfte der gemachte Vors 
ſchlag zu berüdfichtigen fein. " 

Noch. bemerkt der Verfaſſer von IV, ©. 50: „Die Berufung ber 
Hof⸗ und Domprediger, fo wie fie 1846 gefchehen iſt, wurde fchon 
von der damaligen Generalfynode beanftandet (Verhandlungen I, S.588), 
und ein rechtlicher Grund für fie ift wohl unerfindlich, da mit dieſen 
geiftlichen Aemtern an fich keinerlei regimentliche Stellung verbunden 
it”. Es Tann Hinzugefebt werden, daß ja diefe Geiftlichen und bes 
treffenden Gemeinden nicht außerhalb des Firchlichen Organismus ftehen 
und ihre georbnete Vertretung auf dem verfafjungsmäßigen Wege finden. 
„Doch gebührt Sr. Majeftät Hofgemeinde wohl ein Vorzugs— 
recht, und würde die Entfchließung darüber mit Fug, wie Die Generals 
fynode vorgefchlagen hat, Sr. Majeftät Ermefien anheimgeftellt, insbes 
fondere aus der Erwägung, daß dadurch Die Vertretung der verfchiebenen 
Hof» und Domgemeinden des Landes herbeigeführt würde“. 

Mehr im Ergebniß, ald in dem Grunde, trete ich hier bei. Wes⸗ 
halb in rein geiftlichen und Firchlichen Angelegenheiten, wo es fich um 
das Evangeliſch⸗Geiſtliche Handelt, die Hofgemeinde mehr ald andere 
ein Recht, weshalb fie ein Vorzugsrecht haben folle, ift mir nicht 
ganz verſtaͤndlich; es müßte denn, wie aus der Hinweifung auf „pie 
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verfchiedenen Hof» und Domgemeinden bes Landes” gefchloffen werben 
fönnte, fich darin eine Wahrnehmung des Rechts der reformirten Gon- 
feſſion fnüpfen, womit ich, foweit die Borausfegungen vorhanden find, 
allerdings mich einverftanden erflären würde. Der entfcheidende Grund 
legt meines Erachtens nicht in einem Borzugsrecht ver Domgemeinde, 
fondern dem Rechte Sr. Majeftät des Königs und deffen befonderem 
Verhältniffe, bier eine Beflimmung zu treffen, und unmittelbar, fofern 
ed Allerhöchftvemfelben angemefien erfcheint, Geiftliche zufolge feines 
befonderen Vertrauens zur Landesſynode zu berufen. 

Hinfichtlich der Berufung von je einem Mitgliede aus jeber 
der ſechs evangelifch «theologischen Facultaͤten der Landes⸗ 
Univerfitäten, mittelft der letzteren zuftehenden Wahl, ift feine Ber: 
fchievenheit der Deeinungen und Borfchläge, wohl aber findet ſolche 
Statt in Betreff des Grundes, wenn man auch annehmen darf, daß, 
wo ein Grund beftimmt hervorgehoben wird, deshalb ein anderer nicht 
geleugnet worden ift. Doch ift dies nicht ohne praftifche Folgen. 

Der Berfafjer des Gutachtens I, ©. 17, fagt: „Außer ven 48 Des 
putirten der acht Provinzialgemeinden würden wegen ihrer amtlichen 
Stellung oder wegen des befonderen Berufs, nad welchem 
fie fich mit Firchlichen Gegenftänden in Bezug auf das geiftliche Amt 
und das Regiment praftifch oder wiffenfchaftlich zu befchäftigen 
haben, noch folgende Perfonen zur Landesfgnode zu ziehen fein: ... 
Aus jeder der ſechs evangelifch »theologifchen Facultaͤten der Landes⸗ 
Nniverfitäten ein von dieſen gewähltes Mitglied”. 

1, ©. 32: „Daß neben dem Kirchenregimente und ber Geiſt⸗ 
lichkeit die afademifche Theologie durch die ausgezeichnetften Pers 
fönlichfeiten zu vertreten wäre, betrachte ich als fich von ſelbſt verſtehend“. 

I, ©. 35: „In Bezug auf die Glieder des Kirchenregiments ers 
giebt e8 fich mit innerer Nothwendigfeit, daß die Farultäten 
in je einem ihrer gewählten theologifchen SProfefioren Glieder 

der Synobe find“. 
' Wenn in Nr. I, wie es fcheint, das Gewicht auf die wiffens 
ſchaftliche Beichäftigung, in Ar. II durch Hinweifung auf die aus⸗ 
gezeichnetefte Berfönlichkeit, wohl auch Hierauf, jeboch durch 
das „fich von felbft verftehenn” nicht minder auf gefchichtliches Her 
fommen gelegt wird, fo mag auch die innere Nothwendigkeit, 
deren Nr. III gedenkt, nicht bloß die wiffenfchaftliche Befähigung, 
fondern wefentlih auch die Stellung der theologifchen Kacultät 
zur Kirche bezeichnen. Am beflimmteften finde ich ven Grundſatz, ber 
hier Play greift, ausgedrüdt in der Nr. IV, ©. 50: „Daß von den 
feh8 evangelifch»theologifchen Yacultäter der Landes Univer- 
fitäten je ein ordentliches Mitglied zur Synode fomme, ift nad 
der Lehre der Reformation gerechtfertigt, weil das theologifche 
Lehramt nicht fowohl wiflenfchaftliches, als vielmehr Tirchliches 
Amt, ministerii evangelici membrum ift (Melanchthon, in corp, 
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reform. X. 1002. XI. 600) und eine dem Ktechenregiment an Wichtigkeit 
ganz adäquate Stellung einnimmt“. 

Nur möchte ich mir erlauben, den Sab fo zu faflen: 

„nicht 6108 wiffenfchaftliches, fondern auch und vornehmlich 

kirchliches Amt” oder „ſowohl wiflenfchaftliches als auch kirch⸗ 

liches Amt“. | 
Vielleicht wird der Satz beftritten, und von Manchem lediglich Die 
wiſſenſchaſtliche Seite. hervorgehoben: allein gefchichtlih und nach dem 
Princip und Geift der Reformation fowie der Natur der Sache wird, 
unbefchavet der Freiheit der wifjenfchaftlichen Forfchung, die Forderung 
ſich geltend machen, daß dieſe auf der objectiven Grundlage der heis 
ligen Schrift flattfinde und daß die theologifche Facultaͤt eine Stellung 
zur Kirche und in derfelben einnehme. Hiernach ift «8 nicht bloß 
die wiffenfchaftliche Kenntniß, welche auch bei der Geiftlichfeit, die in 
ihren verfchiedenen Stufen berufen ift, vorausgefebt wird, es ift auch 
nicht blos die ausgezeichnete Perfönlichkeit, worauf die Mitgliepfchaft 
der Profefforen der Gottesgelahrfamfeit beruft, fondern vornehmlich, daß 
die theologifchen Bacultäten zu den wichtigften Fiechlichen Corporationen 
gehören, die als folche nothwendig vertreten werden. So fagt auch 
der Verfaſſer (IV, ©. 50) weiter: „Es iſt auch nichts dawider zu 
erinnern, Daß dieſe Deputirte aus der Wahl ihrer Corporation hervor⸗ 
gehen, indem die Yacrultäten als kirchliche Inftitute unmittelbar 
repräfentationsberechtigt und daher in ihmen vertreten find”. 

Bon welcher Anficht aber auch ausgegangen werde, — ber bes 
fonderen Forderung, welche dem Geſammtzweck durch die Theilnahme 
wifienfchaftlicher Perfönlichkeiten, durch theologifche Erudition gewährt 
werden fol, oder von dem Recht der theologifchen Facultäten auf die 
Theilnahme — immer wird mit Nüdficht auf die zur Sprache gebrachten 
Berhältniffe die Trage erlaubt fein, ob nicht auch die reformirte 
Confeſſion Anfpruch habe, in jener Weife vertreten zu werden, ob nicht 
Recht und. Pflicht wenigftend einem rveformirten Lehrer ber 
Theologie die Gelegenheit, fich zu betheiligen, zu eröffnen gebieten. 

Ich verhehle nicht die thatfächlichen Schwierigfeiten, da in den 
meiften Sacultäten ausfchließend Iutherifche Theologen angeftellt find; 
ich weiß nicht, ob z. B. in dieſem Augenblick auf einer unferer Unis 
verfitäten, außer etwa in Bonn oder Halle, ein Reformirter ordent⸗ 
licher Profefior der Theologie ift, und wenn dem fo wäre, fo kann 
begreiflicherweife, wo eine Wahl ftattfindet, nicht mit Beſtimmtheit 
darauf gerechnet werden, daß Diefelbe einen folchen treffe. 

Nach den oft audgefprochenen Grundſaͤtzen über das Verhaͤltniß 
der Gonfeffion zur Union, über die Geltung der Sonberbefenntnifie 
und der betreffenden fombolifchen Bücher und Katechismen, über den 
Religionsunterricht der Confirmanden und auf Schulen, wäre ed wohl 
nicht blos billig, fondern gerecht und nothwendig, daß ein reformirter 
Profeſſor der Dogmatif, wenn auch nicht in jeder Bacultät unferer 
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Univerfitäten, aber doch mindeſtens da, wo eine nicht unbeträdhtliche 
Zahl reformirtee Gemeinden ift, wie in der Rheinprovinz, einen Platz 
ftatutenmäßig einnehme. Dies wäre die Vorausfehung, ohne welche 
natürlich die Abordnung nicht möglich ifl. Weber die Art der Wahl, 
die um von Erfolg zu fein, Hier abweichend fein müßte, wenn nicht 
ber betreffende Profefjor unmittelbar berufen wäre, wodurch aber vie 
Facultät, ale ſolche, nicht zu ihrem Rechte fäme, will ich mich Hier 
weiterer Vorfchläge enthalten und mich damit begmügen, jene, wie ich 
glaube, withtigen Punkte der geneigten Beachtung zu empfehlen. 

Daß endlih auch die juriftifchen Kacultäten der föniglichen 
Univerfitäten jede ein ordentliches Mitglied zur Landesſynode 
fenden, ift nach dem Vorgang der Generalſynode vom Jahre 1846 
und deren Vorfchlägen (Verhandlungen II, ©. 133) ebenfo wie es für 
die Provinzialfynoden beantragt war (a.a.D., ©. 132) gleichfalls in 
den vorliegenden Gutachten ausgefprochen. 

In Re. 1, S.17 Heißt es: „aus den juriftifchen Facultäten 
ein von deren evangelifchen Gliedern gewählter Lehrer des Kirchen- 
rechts”. Dies ift beftimmter fo zu faffen: ein aus der Mitte der zur 
Zundesficche gehörenden Glieder der Yuriftenfacultät zu wählender or- 
dentlicher Profeſſor. Denn zunächit nicht blos aus, fondern auch von 
und nur von den evangelifchen Gliedern iſt zu wählen. So ift auch 
bereit verfahren worden, da auf einigen Univerfitäten die juriftifchen 
Proſeſſoren zum Theil, ftatutenmäßig, Fatholifch find, und da es auch 
evangelifche Profefioren der Rechte giebt, welche fi von der Landes⸗ 
kirche getrennt halten und nicht nur eine auf fie fallende Wahl ab- 
lehnen, fondern auch, in gewiffenhafter Erwägung der Berhältniffe, 
fih nicht als Wähler betheiligen würden. 

Hiernach Fönnte über die Frage, ob überhaupt Profefloren der 
Rechtswiſſenſchaft als foldhe zur Synode zuzulaflen oder vollends 
zu fordern feien, ebenfo, wie über den Grund geftritten werden. In 
der That erklärt fich dagegen und mit einem harten Urtheil der Vers 
faffer von Nr. II, S. 31, welcher, nachdem er von den bei Wahlen 
„nicht zu vermeidenven unfirchlichen Willkuͤrlichkeiten“ gefprochen, hinzu⸗ 
fügt: „Als eine folche würde e8 3. B. betrachtet werden müffen, wenn 
den juriftifhen Facultäten ein Wahlrecht zugeftanden würde, 
denen das Bewußtſein einer Tirchlichen Stellung fchon fo lange ab» 
handen gefommen ift, und deren Mitglieder ſich wundern würden, 
wenn man ihnen anmuthete, fich zu der Augsburgifchen Confeffion zu 
befennen.” Weber die Anklage fol hier nichts bemerft werden. IR 
aber von den Facultäten im Ganzen die Nede, fo darf allerdings, 
der Fatholifchen Mitglieder nicht zu gedenken (mit denen jedoch vers 
bunden und nicht ohne welche die evangelifchen die Facultät bilden), 
doch nicht verfchiwiegen werden, daß jenes theure Bekenntniß um fo 
weniger als das entfcheidende Kriterium der Kirchlichfeit aufgeftellt 
werben Tann, als ein reformirter Juriſt, wohl ohne fich jenem Vor⸗ 
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wurfe audzufehen, zu der Erklärung berechtigt if, er fei nicht Iutherifch. 
Auch mag ed nicht fo fireng gemeint fein. Denn ©. 32 betrachtet 
der Verfaſſer es als fich von felbft verftehend, daß auch die firch- 
liche Jurisprud enz durch die ausgezeichnetſten Perſönlichkeiten zu 
vertreten wäre. Er ſcheint alſo nur gegen die Wahl durch die Facultät 
ſelbſt fich auszufprechen. 

Snwiefern unfere Rechtöfacultäten ein Bewußtſein kirchlicher 
Stellung, und mit wie viel mehr oder weniger Recht, haben, wuͤrden 
unter andern bie Verhandlungen über Zulaſſung ber jübifchen Glaubens⸗ 
genoſſen zu der Würde eines Doctors beider Rechte (juris canonici 
et civilis), welche in den letzten Jahren ſtattgefunden haben, ergeben. 

Der Verfaſſer des Gutachtens Nr. III, ©. 35 erklaͤrt es für „eine 
innere NRothwendigfeit”, daß die Fakultäten in je einem ihrer 
gewählten (theologifchen und) juridifchen Profefforen Glieder 
der Synoden find.” Aus diefer Motivirung und der Zufammenftellung 
mit den theologifchen Profeſſoren darf man fchließen, daß nicht blos 
auf gelehrte Kenntniß des Kirchenrechts, fondern auf die Stellung ber 
juriſtiſchen Bacultäten zur Kirche überhaupt, allerdings mit NRüdkficht 
auf die rechtliche Seite, das Gewicht gelegt werde. 

Von einer andern Anficht fcheint der Verfafler von Nr. IV, ©. 51 
Nr. A auszugehen... Er wil zwar mit Rüdficht auf das Herfommen, ' 
welches fchon die alte Kirche in Bezug auf die Doctoren des cano⸗ 
nifchen Rechts beobachtete, und auf die Billigung der Generalfynode 
vom Sahre 1846 (Berhandlungen I, S. 588; II, ©. 133), fowie die 
überwiegende Mehrzahl der 1849 abgegebenen Gutachten (Amtliche 
Gutachten S. 49. 148. 203. 331. 394), deren Berufung ald gerechts 
fertigt gelten lafien, und bemerft, daß für die von einer Stimme er⸗ 
Härte Beichränfung auf zwei juriftifche Profeſſoren fein erheb- 
licher Grund fpreche. Aber er ift gegen die Wahl der Facultäten 
und gefteht diefen als folchen feinen Anfpruch auf Vertretung zu. „Der 
Wahlmodus,“ fonft derfelbe, „wurde 1849 verfchieden vorgeſchlagen,“ 
einige riethen die Auswahl den Provinzialfynoden, andere,-fie den 
Auriftenfacultäten zu überlaffen, etliche aber, fie Sr. Majeftät anheim⸗ 
zuftellen (Amtliche Gutachten ©. 60. 260. 331). 

Unter diefen Vorfchlägen ift lediglich der lebte im Geifte der alten 
fiechlichen Praxis. Denn die Juriftenfacultäten haben als Corporation 
feinen Anſpruch auf Repräfentation in der Synode und würden einen 
Synodals Abgeordneten nur kraft landesherrlichen Vertrauens ftellen. 
Es mag daher der Obrigkeit anheimgeftellt bleiben, ob fie eine Präs 
fentation durch Facultätswahl geftatten will oder nicht. 

Wenn nun auch, nach der ſchon erwähnten Zufammenfehung 
unfjerer Rechtsfacultäten, nicht behauptet werben darf, daß ſie eine bes 
flimmte Stellung zur evangelifchen Landeskicche einnehmen, fo wird 
doch eine Bethelligung geeigneter lieber fich empfehlen, und hierin 
find auch faſt Ale einverſtanden, ohne daß das ausfchließende Gewicht 
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auf die wiſſenſchaftliche Vertretung gelegt wird. Kirchliches Intereſſe 
wird nicht minder, wie bei allen zu Waͤhlenden oder durch Amt Be⸗ 
rufenen, vorausgeſetzt. Ohne Zweifel wird dies, neben der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Befähigung, für den Lehrer des Kirchenrechts beſonders 
ſprechen. Aber ich möchte nicht als umerläßlich die Forderung auf⸗ 
ftellen, wie es 3. B. in Nr. I und II gefchieht, daß der Lehrer des 
Kirchenrechts nothwendig in der Synode einen Platz einnehme. 
Von einer Wahl, fei ed zur. unmittelbaren, oder durch Iandesherrliche 
Betätigung des Präfentirten beftimmten Theilnahme Tönnte kaum die 
Rede fein, wo etwa in einer Facultät nur ein evangelifcher Kirchen- 
rechtölehrer if. Man darf erwarten, daß auch ohne folche Nöthigung 
diefer nicht Ubergangen werde, wenn er fonft geeignet ifl. Aber es 
wird zugegeben werden müffen, daß am wenigften der Umſtand ent- 
fıheidet, wer etwa in ber betreffenden Zeit über Kirchenrecht Vorträge 
gehalten oder angekündigt habe, und daß auch unter den übrigen 
Facultätögliedern fich der Wahl oder Präfentation Würbige finden 
dürften, wenn fie auch nicht gerade das Kirchenrecht zum Gegenftande 
afademifcher Vorlefungen machen, was befanntlich aus noch andern 
Gründen geichieht, als aus den des geringen Intereſſes an der Wiſſen⸗ 
fchaft des Kirchenrecht und den Angelegenheiten der Kirche. Nicht 
in den Gutachten, wohl aber in den Verhandlungen über die fyno- 
dalifchen Einrichtungen anderer deutjcher Länder finde ich die Frage 
berührt, welche auch in der Generalfynode vom Jahre 1846 zur Sprache 
gebracht und in jener bejahend beantwortet worben ift: „in wie fern 
auch in Berüdfichtigung des Verhältniffes von Kirche und Schule auch 
dem Lehrerftande eine Stelle anzumeifen fei, und dadurch fowohl dem 
Einzelnen diefer Zufammenhang vorher zum Bewußtfein gebracht, als 
auch dem Ganzen hoffentlich ein nügliches Element zugeführt würde.“ 
Für die gegenwärtige Aufgabe, die fi nur auf die intendirte 
Landesfynode befchränft, möge e8 genügen, Died anzudeuten. Dem Be 
dürfniffe, fofern ein folched anerkannt würde, koͤnnte auch auf dem 
Wege entfprochen werden, der noch fhließlich, in Verbindung mit 
einem andern, übrigens in den vorliegenden Gutachten nicht befon- 
ders gedachten Vorfchlage zu erwähnen ift, welcher fich auf das Recht 
Sr. Majeftät des Königs bezieht, eine Anzahl von Perſonen, geiftliche 
und weltliche, in einem angemefienen Berhältniffe zu der Geſammtzahl 
der Synodalen, nad) befonderem Vertrauen unmittelbar zur Theilnahme 
zu berufen, was ich hiermit beantragt haben will. Hierdurch würde 
fih auch der geeignete Ausweg barbieten, vie kirchliche Jurispruden; 
zu ihrem Rechte gelangen zu laffen, fobald der Vorfchlag, Mitgliever 
der Auriftenfacultäten als folche zu berufen, nicht Eingang fände. 
Das find nun binfichtlich der Art und Weiſe der Zufammen- 
fegung einer evangelifchen Landesſynode die Ergebnife, au welchen eine 
Betrachtung der Sache auf dem Boden der Gefchichte und Erfahrung 
nach innern Gründen und äußern NRüdfichten führt und worüber, von 
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ber Frage der Berufung, Wahl in einzelnen Kategorien abgefehen, bie 
Gutachten übereinftimmen. Aber auch wohl darin, daß diefe Synode, 
wenn es gelingt, fie fo zu combiniren, daß fie materiell die Txäs 
gerin Firchlicher Einficht und Erfahrung fei, Doch für jeßt noch nicht 
formell als die Darftellung der Landesficche angefehen werben fönne. 
1. Es fnüpft fih nun hieran die zweite Frage: „welche rechts 

. liche Stellung der Synode anzumeifen fein würde, und welche 
Bedingungen hinzutreten müßten, um ihre Ausfprüche in das 

Leben überzuführen.” 

Holgert man aus dem fo eben am Schluffe der Erörterung der 
erften Frage angegebenen Refultat, fo wird man — ohne jegt fchon 
das überall nothwendige Allechöchtte Beſtaͤtigungs⸗ refp. Verweigerungs⸗ 
recht zu berühren — fchon dieſer Synode an fich nicht die Zuſtaͤndig⸗ 
feit einräumen dürfen, welche nur eine auf Grund der eigentlichen 
Kirchenverfaffung berufene und zu deren Organismus wefentlich ges 
hörende allgemeine Kircyenverfammlung in Anfpruch nehmen kann. 
Der Berfaffer des Gutachtens I, S.17 verfennt nicht die Mangel» 
haftigfeit und die erceptionele Befchaffenheit einer nach bermaligen 
Berhältniffen zufammengefehten Landesſynode, welche erft nach wieders 
holtem Zufammentreten, und fobald die Einrichtung bleibend für die 
Landedficche geworben ift, wegfallen würde. Allein er glaubt, daß 
diefer Defect, als ein unüberwindlicher, fehon deshalb auf die Inſti⸗ 
tution felbft nicht einen ſolchen Einfluß üben könne, ald im Falle der 
Möglichkeit der Befeitigung. Ä 

„Deshalb erfcheint eine nach den als evangelifch gerechtfertigten 
Grundfägen gebildete Landesſynode als eine wirkliche und vollftänvige 
Repräfentation der Landeskirche für alle gegenwärtig einer folchen Res 
präfentation fühlgen Gemeinden.” 

In dieſem letzteren Zufage wird aber eine Befchränfung hinzu- 
gefügt, welche nothwendig auch den Schlußfag ergreift. 

„Daraus ergiebt fich ferner, daß eine ſolche Synode, wenn fie 
ordnungsmaͤßig durch den Landesherrn berufen wird, auch die Com⸗ 
petenz befigt, welche derartigen Berfammlungen beigelegt zu werben 
pflegt." Die weitere Ausführung S. 18 ff., was Gegenftand ver Ges 
feßgebung ſei, welche durch den Landesherrn mit der Kirche, die durch 
die Landesfynode vertreten ift, erfolgt und was fonft dem Wrthelle der 
Synode unterliege, was nicht, oder unter Vorausſetzung gemijchter Ge⸗ 
genftände nur mit Zuflimmung des Landtags, fo von der Synode 
befchlofien werden fönne, daß es nach Genehmigung des Landesherrn 
bindende Kraft erhalte, ift hier nicht zu prüfen, da, wie auch hier 
zu bemerfen ift, der jetzt intendirten Synode ein beflimmtes eigenes 
Gebiet der Berathungen angewieſen ift; doch muß ich erinnern, daß 
aus dem S. 18 angeführten Anhange aus den Schmalfaldifchen Artifeln, 
wie ich glaube, nicht fo viel Hinfichtlich der Competenz der Synode ge⸗ 
folgert werben dürfe, al8 von dem Verfaſſer gefchehen ift. 
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Der Berfafler von Nr. II, welcher ſich überhaupt, und wenigftens 
gleichfalls für jet, gegen Synoden ausfpricht, von denen ex Fein Heil er: 
wartet, fann um jo weniger der beabfichtigten eine eigene Berechtigung 
zugeſtehen. — Er fagt ©. 32 ff.: „Die Frage, welche rechtliche 
Stellung der Synode anzumeifen fein würde, ift wohl ohne Zweifel 
dahin zu beantworten, daß die Synode ein felbftändiged Recht nicht 
befige, daß fie an fih nur eine Berfammlung von Pertrauend: 
männern der vorzliglichften Glieder der Kirche fein Tanıı, welche Gott 
mit der Leitung vderfelben betraut hat, und daß dieſe von Gott ver- 
pflichtet find, was fle von diefem ihrem guten Rechte etwa abgeben 
wollen, in gute Hände zu überliefern, daß alſo an eine Autonomie 
der Synoden vorläufig nicht gedacht werben fann, daß der auf die 
frühere Praris in evangelifchen Ländern fich gründende Sa Böhmer's 
in Bezug auf die Beichlüffe ver Synoven: Vim legum ecclesiasticarum 
non aliter habent quam quatenus a principe revisa, approbata et 
publicata sunt, zunaͤchſt unbedingt aufrecht zu erhalten wäre und eine 
Ausdehnung der Befugnifie der Synoden nur auf Grund langjähriger 
Bewährung zu gewähren fein dürfte.” | 

Hierüber ift wohl fein Zweifel, daß unter allen Umfländen, auch 
wenn firchenverfafiungsmäßige Landesiynoden abgehalten werden, die 
Iandesherrliche Beftätigung die unerläßliche Vorausfegung der Guͤltig⸗ 
feit und Geſetzeskraft der Befchlüffe fei, ja ohne folche und ohne eine 
noch zu erwartende Kirchen-Berfaftung, welche die Rechte und Com⸗ 
petenz der Synoden feftftellt, wird auch die langiährige Bewährung 
nicht Hinreichen, die Befugniffe — nach diefer Seite hin — auszu⸗ 
dehnen, vollends bis zu der, wie es fcheint, vom Berfafler in Aus- 
ſicht geftellten Autonomie, die derfelbe nur vorläufig nicht ale denf- 
bar bezeichnet. Die Frage über die rechtliche Stellung der Synoben 
umfaßt jedoch mehr als das Verhältniß zum Landesherrn, das nad | 
evangelifchem Kirchenrecht unbeftritten ift, fowie nach evangelifchen 
Prineipien Synoden, vom Yürften unabhängig und mit abfoluter 
Autorität befchließend, gar nicht, fetbR nicht nach Art. 15 der Ber 
nflunge-Urfunde, gedacht werden können. Vgl. Gutachten IV, ©. 52. 

. 56. 


Der Berfaffer des Gutachtens III, welcher der intendirten Synode 
den Eharafter einer eigentlichen Landesſynode nicht zugeſteht, — und 
wohl mit Recht — ift der Meinung, daß für die Beantwortung obiger 
Frage fich „ein zwiefacher Gefichtöpunft darbiete, je nachdem man eine 
fünftig zu berufende organifche Landesſynode oder die jebt intenbirte 
Kichenverfammlung ins Auge faßt” (S. 37). — 

Die einer künftigen Landesſynode anzuweiſende rechtliche Stellung 
fönne bei dem gegenwärtigen Beftande des Kirchenregiments, wo dem 
Könige, als höchftem Inhaber der Kirchengewalt, die fchließliche Ent 
fheidung über alle Handlungen der Synode zufteht, nicht beftimmt 
erörtert werden. Je nachdem es Sr. Majeflät gefiele, diefen ober 
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jenen Theil der bisher von Ihm geübten Kicchengewalt auf die Sys 
node zu übertragen, würde fich eine rechtliche Bafis der Synode her- 
ausſtellen..... So lange alſo der Landesſynode nicht eine rechtliche 
Stellung zum Landeskirchenregiment verliehen und angewieſen iſt, kann 
über die weitere Organiſation kein dispoſitiver Vorſchlag gemacht wer⸗ 
den, weil jeder dahin zielende Vorſchlag nur ein theoretiſcher ſein 
würde. Wäre vorauszuſetzen, daß auch der intendirten Landesſynode 
darauf bezügliche Allerhöchfte Erklärungen zu eröffnen beabfichtigt würde, 
fo würde die Synodal-Berfammlung felbft in der Lage fein, biefe 
Frage zu ihrem Abfchluffe zu bringen. Da aber die Denffchrift über 
die Landesfynode feine beftimmten Andeutungen über diefen Punkt ent⸗ 
Hält, fondern lediglich die jegt intendirte Landesfynode ins Auge zu 
faffen fcheint, fo muß hier die weitere Erörterung beruhen bleiben.” 

Dies ift allerdings richtig, und es iſt hier nicht die Aufgabe, 
diefen Gegenftand in feinen Einzelheiten zu verfolgen. Der Berfaffer 
fommt übrigens, indem er. die Frage auf die jeßt intendirte Synode 
befchränft, auch zu feinem anderen Ergebniffe, als dem des vorigen 
Falles oder der zuerfl gedachten Vorausſetzung. ES ergebe fich, fagt 
er ©. 38, „mit Nothwendigkeit: die Synode wird diejenige rechtliche 
Stellung einnehmen, welche Se. Majeftät derfelben zu geben für er⸗ 
fprießlich erachten. Ihre Borfchläge werben, fo weit fie wohl erwor⸗ 
bene provinziele Rechte berühren möchten, an die Zuflimmung der 
betreffenden Provinzial» Kirchen gebunden fein und nur unter biefer 
Borausfegung der Allerhöchften Sanction empfohlen werden können: 
— foweit fie fih auf allgemeine landeskirchliche Angelegenheiten bes 
ziehen, durch die Allerhöchfte Sanction zu einem Kirchengefeß werden, 
defien allfeitige und unbedingte Meberführung in das Leben aber aller« 
dings von feiner inneren Wahrheit und Nothwendigfeit abhängig fein 
wird; da auf dem Gebiete der Kirche wohl in Bezug auf Aeußerliches 
duch Anordnung und Maßregeln etwas geordnet werden kann, in 
ihren innerften Beziehungen jedoch nur der heilige Geift das Geſetz 
zu dictiren und die Ausführung zu fichern vermag." 

Dies letztere ift unbeftreitbar: man darf vertrauen, daß der hier 
ausgeiprochene Grundfab nicht minder die Synode wie das Kirchen⸗ 
regiment, infofern beide dem Könige als oberftem Bifchof mit gewiſſen⸗ 
haftem. Rathe zur Seite ftehen follen, leiten werde. Auch, was unter 
den ſchon erwähnten VBorausfegungen über den Umfang der Zuftändig- 
feit bemerft ift, fcheint begründet, nur möchte ich unter Provinzial: 
Kirche, deren Zuftimmung erfordert wird, nicht lediglich dieſe, ſondern 
auch die berechtigten Konfeffionen verftehen, und ferner nicht 
bloß, wo e8 fi) um wohlerworbene. provinziele Rechte Handelt, 
fondern überhaupt wo zu berüdfichtigende Intereſſen, die nicht Durch 
jene Rechte erfchöpft werben, zur Sprache fommen, die fperielle Zus 
fimmung befürworten. Dies fönnte übrigens nur für die beabfich- 
tigte Synode, deren Aufgaben beftimmt find, gelten. Denn künftig 
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wird man fich das Verhältnis fo zu denken haben, daß nur eben das 
Allgemeine, die ganze Landeskirche Betreffende der Landesſynode, und 
felbft Diefer nur, nachdem es zuvor durch die Kreis⸗ und Provinzial: 
fynoben erörtert worden, überwielen werde, und das, was nur auf 
die ProvinzialsKicche fich bezieht, diefer vorbehalten bliebe. 

Mit dem Hauptgrundfage, daß nicht nur die Berufung der 
Landesſynode, fondern auch für die Wirkfamfeit ihrer Beſchluͤſſe 
St. Majeftät dem Könige als oberftem Bifchof das Recht der Bes 
flätigung und Promulgirung vorbehalten bleiben muͤſſe, ift auch der 
Berfafler des Gutachtens IV. S. 54 einverflanden. Derfelbe Hat in 
größerer Ausführlichkeit und zugleich mit Nüdficht auf die Vorlagen, 
welche der Synode gemacht werben follen, den Gegenfland erörtert 
und ed muß auf die höchft beachtenswerthe Behandlung ganz befons- 
ders verwiefen werden. Er erinnert, „daß die zu berufende Landes⸗ 
Synode nicht zu organifchen Anordnungen des Kirchenwefens, fondern 
nur zur Berathung dreier wichtiger Kirchenfragen — in liturgicis, 
über die Einfuͤhrung des Laiendiafonats und über die Eheſcheidungs⸗ 
frage beftimmt fei, hierüber fol die Synode dem Kirchenregimente mit 
ihrer Autorität die rechtliche Grundlage zu Verordnungen darbieten. 
Es ift alfo feine fogenannte conflituirende Landesſynode beabfichtigt, 
die Verfaſſung der Kirche fommt nicht in Frage, und ihre Baſis, der 
Befenntnipftand, muß nicht bloß unverändert, fondern auch allent: 
halben die Norm bleiben.” — Es ift nicht die Rede davon, der zu 
berufenden Landesſynode das Kirchenregiment in die Hände zu geben; 
fie ſoll ausprüdlih „nicht als Vertretung der Kirche beim Regiment 
aufgefaßt werden; und daraus folgt hinwieverum, daß das landes⸗ 
herrliche Kirchenregiment mit feinen Rechten und Pflichten von ber 
Synode als unantaftbarer Rechtszuftand anerkannt werden muß.” 

Meber diefen Punkt Herrfcht aber wohl nirgends eine Verſchieden⸗ 
heit der Meinungen (vergl. auch Gutachten V. ©. 67. 78). Es ift 
aber auch die Frage nach der rechtlichen Stellung der Synode, wie 
man dieſelbe auch zufammengefebt fich denken möge, und für welche 
Zwede folche berufen werde, im Berhältniß zu den übrigen Organen 
der Kirche, und dies ift in dem Gutachten IV mit Recht noch genauer 
entwidelt worden. Darum wird auch In der Denkſchrift 1. S. 8 a. E. 
bei Gelegenheit der Bemerkung, daß die Berufung einer allgemeinen 
Synode bis jept nur fpeciell für die Berathung der oben angebeu- 
teten Sragen in Anregung gebracht fei, hinzugeſetzt: „Diefer Vorgang 
würde jedoch auf die Verfaffung der Kirche in jedem alle einen bleis 
benden Einfluß Außern, der bei der anzuftellenden Erwägung wohl 
zu beachten fein dürfte.” 

Daher wird um fo mehr nicht bloß bie gedachte Synode, fondern 
die Synode überhaupt, berüdfichtigt werden müffen. 

Der Berfafier von Nr. IV. ©. 55 gedenkt nun zunaͤchſt ber 
Grenzen der Gompetenz der Synode, gegenüber den weltlichen Ber 





Berhandl. über die Berufung einer allgemeinen Landesſynode. 533 


hörden und Inſtanzen, und erinnert mit Bezug auf Art. 15 der Ver- 
faffungsurfunde, daß nunmehr Synobalbefchlüffe, welche die Ordnung 
und Berwaltung der Kirchenangelegenheiten betreffen, ven weltlichen 
Sinftanzen, namentlich den Häufern des Landtages, wie e8 auch nach 
genanntem Recht der Fall ift, gänzlich entzogen fein. Namentlich 
vindicirt er ©. 57 der Landesiynode das ausfchließende Recht ale 
berathiendes Organ in den durch die Denffchrift bezeichneten Fragen. 
Wenn aber, wie fih von felbft verfteht, Fein Synodalbefchluß für fich, 
ohne landesherrliche Genehmigung, verbindende Kraft hat, und alfo, 
wie es ausgebrüdt worden, des Könige Majeftät ein Veto zufteht 
(Gutachten III. 38, wo fogar, was ich nicht für gegründet halte, „das 
Recht eined unbedingten oder fuspenfiven Veto“ unterfchieven wird; 
V. ©. 67), fo knüpft fich hieran, in Betreff der rechtlichen Stellung, 
die andere Frage, inwiefern wenigftens die Synode ein Necht habe, 
gehört zu werden, bevor der Landesherr, fei es unmittelbar oder durch 
Borbereitung und Unterbreitung durch die Organe des Kirchenregiments, 
insbefondere Durch den Ober⸗Kirchenrath, feine Beſchlüſſe faßt. Die 
obwaltenden Schwierigfeiten werden dadurch nicht erledigt, daß man 
ſchließt, wenn der Landesherr den Befchlüffen oder Anträgen der Synode 
die Beſtaͤtigung verfagen dürfe, fo könne er auch überhaupt auf deren 
Rath verzichten. Einmal ift es eben der mit gebührendem Dank ans 
zuerfennende erklärte Wille Sr. Majeftät, fein oberbifchöfliches Recht 
auf evangelifcher Grundlage in der Art ausüben zu wollen, daß bie 
Stimme der Kirche In Firchenverfafiungsmäßiger Weiſe gehört werde, 
daß infofern die Kirche ihre Angelegenheiten felbftändig ordne und 
verwalte. Der Berfaffer von Nr. V bemerft S. 67 unten, nachdem 
er das landesherrliche Beftätigungs- und Verwerfungsrecht der Syno- 
dalbeſchlüſſe als nothwendig erwähnt: „Wollte man aber weiter gehen, 
wollte man z. B. etwa Sr. Majeftät dem Könige das Recht referviren, 
den Allerhöchftdero Weberzeugung nach fchädlichen oder unpafienden 
Synodalbefchlüffen andere Feitfegungen zu fubftituiren, fo würde damit 
wieder, meiner Meinung nach, zu tief in die Selbftänpigfeit der Kirche 
eingegriffen werben, und dies in einer Zeit um fo fehädlicher wirken, 
wo es ſich davon handelt, diefe bisher ganz ungewohnte Selbfländig- 
feit überhaupt erft zur Erfcheinung zu bringen.“ Es wirb weiter 
S. 68 bemerkt, „daß bei einer Beichränfung des Einfluſſes des Königs 
in der angegebenen Art, er eigentlich nur negativer Natur fein werde, 
und daß dadurch nicht nur nichts Poſitives werde für die Kirche ges 
fchaffen werben Tönnen, fondern auch die nicht beftätigten Synodal⸗ 
befchlüffe nicht ohne einen nachtheiligen Einfluß fein würden” — 
woran dann Vorfchläge fich reihen, die fich auf die Vorficht bei Con⸗ 
pocation und Zufammenfepung’ der Synode beziehen. Doch Ift diefer 
Punkt, defien bereitö gedacht worden, jebt bei der Frage nach ber 
rechtlichen Stellung der Synode als erledigt vorauszufegen. 

Ferner aber — „erfennt der Evangelifche Ober⸗Kirchenrath bie 





534 BZ3wanzigſte Sigung. 


Begründung einer ſynodalen Vertretung der Kirche als ein unabweis⸗ 
bares Beduͤrfniß.“ Und zwar theild im Recht und Intereffe der Kirche 
felbft, zu der ja auch er gehört, theild weil eben dbiefer, um dem 
höchften Inhaber der Kirchengewalt, folche Beichlüffe unterbreiten 
zu fönnen, welche eine innere Bürgfichaft gewähren, daß fie nicht 
ſchaͤdliche und unpafiende, fondern ſolche, wie fie Insbefondere Gui⸗ 
achten III. ©. 37 und AO bezeichnet find — eine Grundlage hiefür 
in der Stimme der organifirten Kirche bedarf und für nothwendig 
erachtet. „Er achtet es nicht für möglich, daß der evangelifchen Kirche 
fortan in dem Organismus der Firchenregimentlichen Nemter allein, 
eine hinreichend flarfe Vertretung und Stüße gegeben werben Tönne, 
und erklärt fich ‚daher mit Entfchiedenheit für die Nothwendigkeit einer, 
die Kirche in allen ihren Gliederungen umfaffenden SynodalsBertres 
tung“ CDenkſchrift ©. 5). 

Es wird alfo gefordert werben, daß, fei «8 in Form des Bei- 
raths, der Erklärung über landesherrliche und Firchenregimentliche Bros 
pofitionen, fei ed in der Form von Anträgen und Petitionen, die Kirche 
die Gelegenheit und das Recht erhalte, fich zu äußern. Dabei muß 
einerfeitö die Grenze gegenüber den weltlichen Inſtanzen, fowie was 
unter beide Geſichtspunkte, die firchlichen und weltlichen fallt (L. S. 19), 
andererſeits die Grenzen deſſen beftimmt werben, was als Allgemeines 
der Landesſynode, ald Befonderes und Einzelned den Brovinzial- und 
Kreisfgnoben zugewiefen ift, wovon bereit oben gehandelt worden. 
Hier findet denn feine Stelle, was Gutachten IV. ©. 57 als aner- 
kannt bemerft worden, daß „eine allfallſige Minorität durch die Bes 
fchlüffe der Majorität nicht gebunden werde” und auch hier die letzte 
Entſcheidung „dem Landeshern zuſtehe, deſſen jus in sacra als ober: 
bifchöfliched von dem Belenninifie der evangelifchen Kicche abhängig 
iſt“ (S. 58). Sodann was über die Competenz der Landesfynode 
gegenüber den einzelnen durch die Eonftftorien repräfentirten Provinzial⸗ 
Kirchen bemerft wird (S. 58), insbefondere mit Berüdfichtigung ber 
Rheinifch- Weftphälifchen Kirchenordnung. Dies beziehe ich auf die jetzt 
intendirte Landesſynode, und da mögen benn auch die vom Berfaffer 
geltend gemachten Analogieen und vorgefchlagenen Auswege in Betracht 
fommen. Sonft aber und fünftig werden, wie ſchon jebt Die weft 
lichen Provinzen, auch die öftlichen ihre Vertretung vornehmlich durch 
die Provinzialfynoden, nicht durch die Gonfiftorien erfahren. Der 
Schwierigfeiten, welche befonders beftrittene Fragen, wie Union, Con⸗ 
feifton 2c. darbieten und die fich der vollen Wirkfamfeit einer Landes⸗ 
ſynode entgegenftellen, ja deren Berufung im gegenwärtigen Zeitpunft 
bedenklich erjcheinen laſſen, ift wie früher, fo insbefonvere auch V. 
©. 59 gedacht und hier darauf zu verweilen. Es darf ald unbe 
fritten angenommen werben, daß Feiner Synode, weder ber allge 
meinen, noch einer prövinzialen zuftehe, Aenderungen im Belenntniffe, 
ber Lehre ac. zu treffen, und daß Beichläffe der Landesſynode nicht 
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ohne Weiteres für die Provinzen gelten, deren Eigenthuͤmlichkeit um 
fo mehr etwas eingeräumt werben kann, al& ed nicht im Weſen ber 
Kirche liegt, durchgängig eine Außerliche Einheit und Gleichheit her- 
zuſtellen. Die Mannigfaltigfeit, fofern fie auf die Einheit, aus ber 
fie hervorgeht, zuruͤckbezogen wird, ift mit dem Princip der evange⸗ 
liſchen Kirche verträglich und felbft berechtigt. 

Ich erlaube mir zum Schluffe einige Säße, vornehmlich vom 
rechtlichen Gefichtspunfte aufzuftellen, die zum Theil auch in den ver- 
fehiedenen älteren und neueren Gutachten, fowie in den Verhandlungen 
der General» Synode von 1846 befprochen, auch wohl anerkannt 
worden find, und von welchen aus ſich dann weitere, nicht noch bes. 
fonderd auszuführende Kolgerungen ergeben: 

1. Das zu Recht beftehende Landesfirchenregiment, welches als 
folche8 nicht gedacht und feinerlei rechtliche Befugniß haben kann, ohne 
den König ald den Höchften Inhaber der nicht unmittelbar mit der 
Staatsgewalt zufammenfallenden Kirchengewalt — möge man nun 
Se. Majeftät ald primus episcopus oder als membrum praecipuum 
der evangelifchen Kirche bezeichnen — dieſes Kirchenregiment hat das 
Recht umd die entfprechende Pflicht 

a) die durch das Bebürfniß geforderten neuen Einrichtungen, oder 
die Wiederbelebung der früheren, injofern dabei die Mitwirkung 
der Kirche gefordert wirb, vorzubereiten und die nöthigen ein- 
leitenden Schritte zu thun, und bleibt 

b) auch ferner beſtehen, wenn auch durch die neuen Einrichtungen 
der ſich organifch bildenden Kirche die Gebiete defien, was den 

Kirchenbehörben, und was der Kirchenvertretung angehört, und 

wo „fe gemeinfchaftlich wirken, fich verfchiedentlich beflimmen 


2 Fr biefe Einleitung bietet fich eine gefchichtlich vorhandene 
und thatfächliche Grundlage dar. Die Kirche, wenn auch deren Ders 
faffung fich erft organifch ausbilden und vollenden fol, ift doch nicht 
ohne Berfafiung. Der Ausgangspunft iſt einerfeitd das Kirchen- 
regiment, andererſeits Die Gemeinde. 

3. Der Bau wird, da irgendwo ein Anfang gemacht werben 
muß, unter Initiative des Kirchenregimentd von der Gemeinde an be- 
ginnen und fo zu der Kreid-, Provinzials und der Landesiynode aufs 
fleigen. Die Organifation der Gemeinden, wenn auch zuerſt nur pros 
viſoriſch, macht den Anfang. Synodalspresbyteriale Einrichtungen 
find ein Beduͤrfniß und dienen zum Heil der Kirche und Belebung 
des Firchlichen Sinnes. 

4. Aus den unteren organifirten Kreifen, Gemeinden refp. Pres- 
byterien gehen bie höheren hervor. Zur Bertretung ift das Amt im 
weiteren Sinne der Rechtötitel. 

5. Unter Kirche ift die Landesfircherald unirte in ihren 
wefentlichen,. auf die Bekenntniſſe gegründeten Unterfcheibungen vers 
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ftanden. Die Union beruht nicht bloß auf einem kirchlich⸗politiſchen 
oder fantlichen Princip, fondern fie iſt wefentlich durch den Broteftan: 
tismus bedingt, und bei aller in älterer und neuerer Zeit hervor: 
getretenen Spannung der Gegenfäbe doch das Streben und Ziel, 
welches nicht aufgegeben werden darf. Dadurch ift aber die Berech⸗ 
tigung der Sonderbefenntmiffe — namentlich in unferer Zeit, welche 
die Einheit noch nicht zu Stande gebracht hat und zu bringen ver 
mag, nicht ausgeſchloſſen. Vielmehr wird jenen der volle Raum zu 
ihrer Entwidelung zu geftatten fein. Das lebendige Intereffe, bie 
Berhätigung des Glaubens und ber Liebe in jedem Einzelnen werben 
auch dem Ganzen nur heilfam fein und es darf biefes als Hoffnung 
audgefprochen werben. Daher find auch freie Vereinigungen, Eon- 
ferenzen der xefp. Sonderfirchen ald Vorbereitungen für die gemein- 
famen organifchen Vertretungen nicht zu mißbilligen. 

6. Die erfi fpäter erfolgende Berufung einer Landesſynode, 
nachdem die Organifation in den unteren Stufen wenigftens provifo- 
riih zu Stande gefommen und Leben gewonnen, auch, wie zu er- 
warten, gute Früchte gebracht hat, würde vorzuziehen und 

7. ſchon ein ſolcher Beſchluß und, was deſſen Vorausſetzung ifl, 
als ein genügended Ergebniß diefer vorangegangenen Conferenz zu 
betrachten fein. 

8. Sollte aber das dringende Beduͤrfniß es nicht geflatten, die 
Berufung einer Landesſynode länger aufzufchieben, fo dürfte dieſe, nad) 
den in der bisherigen Ausführung auf Grund der vorgelegten Gut: 


achten entwidelten Beftimmungen, den materiellen und formellen Er- 


forderniffen fomweit entfprechen, als es jetzt überhaupt möglich ift, und 
insbefondere eine von ihr berathene Gottesdienſtordnung nach vors 
gängiger Erörterung in der ‘Provinzialfgnode und mit Zulaffung ber 
bier für nöthig erachteten Modalitäten der Allerhöchften Beftätigung 
zu unterwerfen fein. 

9. Die landesherrliche Beftätigung der Synobalbefchlüffe ift 
überall die unerläßliche Bedingung ihrer Gültigkeit. 

10. Die von diefem Rechte des Kirchenregiments zu unterſchei⸗ 
denden weientlichen Hoheitsrechte des Staats über die Kirche, und im 
a zu derfelben, werden durch die neuen Einrichtungen nicht 
beruͤhrt 


Nachdem dieſer Vortrag ausgearbeitet und eingereicht worden 
war, ſind im Laufe der Verhandlungen folgende Punkte zur Sprache 
gekommen, deren Eroͤrterung der Verhandlung uͤber die Landesſynode 
uͤberwieſen werden ſollte. | - 

1. Der Repräfentativ-Begriff. Bon diefem war bei Gelegenheit 
der Grundzüge der Gemeindeverfafiung die Rede. In der bisherigen 
Darftellung ift, fo weit ſich Veranlaffung gab, davon zu handeln, 
genügend dargethan worden, daß numerifche Kopfzahlwahlen im po- 
litifehen Sinne ꝛtc., hier nirgends Play greifen Fönnen.. Allerdings 
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wird bei der erfien Begründung eines Kirchenrath8 in den Gemeinden 
den berechtigten thätigen Mitgliedern die Befugniß nicht beftritten werven 
fönnen, mitzuwirken; aber hiervon abgefehen, und indem für die fernere 
Einrichtung nach befonderen Bebürfnifien, den einzelnen Provinzen und 
Localgemeinden die gebührende Freiheit geftattet ift, auch die Syſteme 
der Denomination, Cooptation ꝛc. anerfannt find, kann für die nächfte 
Aufgabe der Zufammenfegung einer Landesſynode Darauf zurüdgewiefen 
werben, daß wir für bie (paffive) MWahlfähigfeit zu den höheren Stufen 
überall das Amt ald Bedingung aufgeftellt haben. Daß eine Reprä- 
fentation gegenüber der Kirchenregierung nicht gemeint ſei, darf hier 
auch nur in Erinnerung gebracht merben. 

2. Das Berfahren in Betreff der Gemeinden, welche fich bie 
Grundzüge zr. nicht angeeignet haben. . Wir beziehen uns hier auf das 
oben unter Bezugnahme auf die Motive S. 34 und die verfchiebenen 
Vorfchläge Vorgetragene. 

3. Die Disciplin, insbefondere auch in Betreff des Patrone. 
Wenn und foweit Kirchenzucht geübt wird, welche zunächft durch bie 
Organe der Rocalgemeinden und innerhalb ihrer felbft, fodann in der 

höheren Stufe der Kreis: und Provinzialfonoden zur Ausübung fommt, 
verſteht es fich und ift bereits befchloffert worden, daß auch der Patron, 
fofern er evangelifchen Befenntniffes und Gemeindeglied ift, derfelben 
unterliege. Ebenfo find derfelben die Aelteften unterworfen. In Betreff 
der Beiftlichen, namentlich der Xehre, des Cultus, der Beobachtung der 
firchenregimentlichen Anordnungen, wird mit Bezugnahme auf das, 
was von der Eompetenz der Synode bemerkt ift, hier an deren Ver⸗ 
haͤltniß zum Kicchenregiment und bie Beftftellung deſſen, was der Synode 
allein oder in Gemeinfchaft mit letzterem zufommt, erinnert, worüber 
einen näheren Borfchlag zu machen, außerhalb diefer, vie Berufung 
einer Landesſynode für beftimmt bezeichnete Gegenftände betreffenden . 
Erörterung zu liegen feheint (vgl. Actenftüde des Ober » Kirchenrath8 VIIL 
oder Band II, Heft 2, ©. 84, Berfügung v. 30. April 1855). 

4. Die Rechte der Gemeinde in Betreff der Agende und Liturgie 
find bedingt durch 

5. das Recht der Kirche, ſowohl Hinfichtlich der zu Recht befte- 
henden und dem befonderen Bekenntniſſe entfprechenden Einrichtungen, 
als auch hinſichtlich neuer für Beduͤrfniß erkannter liturgifcher Anord⸗ 
nungen und Aenderungen. 

Sn Anfehung aller diefer Punkte ift das befondere Recht der 
Provinzen und Gemeinden, je nach deren Eigenthümlichkeiten, Befenntniß- 
ftand und begründetem gefchichtlichen Herfommen, anzuerfennen und 
anerfannt. Die Synode in ihren Abftufungen wird auch hier das 
Organ fein, durch welches jene Rechte zur Geltung gebracht werben; 
fie wird unter andern die Aufgabe haben, die Wahrung des befonderen 
Recht der Gemeinden im Zufammenhang mit dem Gefammt-Organiemus 
der Kirche zu bewirfen und gleichmäßig bei dem Kirchenregimente zur 
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Geltung zu bringen, und deſſen Anordnungen vorzubereiten und ha 
berauführen, fowie für biefelben die gebührende Nachachtung zu ver 
tteln. 


Vortrag des Lorreferenten, Superintendenten König 


Der Herr Bräfident des Hochwürbigften Evang. Ober⸗Kirchenraths 
hat mich mit der Aufforderung beehrt, über die Zufammenberufung 
einer Landesſynode ein Eorreferat zu erflatten, und verfuche ich es, ber 
hochverehrlichen Aufforderung im Folgenden zu entfprechen. Sch erlaube 
es mir, im Anſchluſſe an das — mir erft während der Sitzung der 
Eonferenz mitgetheilte — Referat diejenigen Punkte zu übergehen, welche 
in demfelben erledigt find, oder nicht beftimmt zur der geftellten Aufs 
gabe gehören, und ed nur im Allgemeinen audzufprechen, daß ich mich 
zu der Dort ausgefprochenen Anfchauung der Union und dem Verhältnifie 
der reformirten Kirche zu derfelben nicht in allen Stüden befennen kann. 

Nach der mitgetheilten Denkfchrift Haben des Könige Majefät in 
der Allerhöchften Cabinetsorbre vom 5. Mai v. 3. die Abficht Fund 
gegeben, die Löfung mehrerer wichtiger Aufgaben in dem Gebiete der 
Liturgie und Verfaſſung in die Hände einer allgemeinen Landesſynode 
legen zu wollen, weiter unter dem 12. November v. 3. über die Fragen, 
auf welchem Wege und aus welchen Elementen eine allgemeine Landed- 
ſynode zu bilden fei, vorab die gutachtliche Erklärung einer zu berufenden 
Gonferenz einzuholen befohlen, und hat der Hochwuͤrdigſte Ober⸗Kirchen⸗ 
rath die Fragen zur Begutachtung vorgelegt: 

1. wie die intendirte Synode zu combinixen fein werbe, damit fe 
materiell als die Trägerin Tirchlicher Einfiht und Erfahrung, 
um formell als Darftelung der Landeskirche angefehen werden 
önne? 

2. welche rechtliche Stellung der Synode anzuweiſen fein würd, 
und welche Bedingungen hinzutreten müßten, um ihre Ausſprüche 
in das Leben überzuführen ? 


Es Hanbelt ſich alfo nicht um die Frage, o b überhaupt eine folde 


Synode zu berufen wäre, fondern wie ſie der Intention Sr. Majefät 
gemäß zufammenzufegen ſei. Es haben aber vie eingegangenen Gut 
achten — deren Inhalt im Referate vollftändig wiebergegeben if und 
alfo Hier übergangen werden kann — zum’ Theil wichtige Bedenken 
gegen die Berufung einer ſolchen Synode überhaupt und Indbejonden 
unter den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen erhoben, welche eine nähere 
Würdigung zu verdienen fcheinen. 

Diefelben gehen von der hiftorifchen Entwidelung der evangeliſch⸗ 
futherifchen Kirche aus, wie diefelbe mit ihren Bekennmiſſen und 
Kirchenordnungen nicht aus Synoden entftanden, Feine einzige Kirchen‘ 
ordnung von einer bleibenden Bedeutung das Product einer Synode 
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fei, Synoden auch fpäter feinen burchgreifenden Einfluß auf die Kirche 
ausgeübt hätten, günftigere Aeußerungen der Reformatoren über Synoden 
einer Zeit angehörten, in der ſich das evangelifche Kicchenregiment noch 
wenig ausgebildet habe, wie fich nicht wahrnehmen lafle, daß unter 
den lebendigen Gliedern derſelben ein herrfchendes Verlangen nach ihnen 
ftattgefunden habe, und die Gebiete, auf denen fie beftanven, beffer 
daran gewefen feien, al8 diejenigen, wo fie nicht zum Dafein gelangten, 
und verweilen dann auf Die Generalfynode von 1846, welche fpurlos 
vorübergegangen fel. 

Im Allgemeinen dürfte gegen biefe hiftorifche Argumentation das 
fprechen, daß, wie von allen Seiten zugegeben wird, die Berfaflung 
der evangelifch- Tutherijchen Kirche nicht fowohl Die Frucht einer genauen 
Berechnung und organifchen Gliederung der Elemente, als vielmehr 
ein Product der Zeitverhältniffe, ein Anbequemen an das Begebene 
und Vorhandene an allen Orten war, daß den Reformatoren bei ihrem 
auf innere Wiedergeburt‘ der Kirche nnd MWiederherftellung des rechten 
Glaubens gerichteten Streben, in ihrer Erwartung der Wieberaufs 
richtung einer bifchöflichen Verfaffung und theilweife des nahe bevor- 
ſtehenden Endes der Welt die Frage nad Verfaffung der Kirche ferne 
lag. Die gefchichtlich geworbene Verfaflung in der evangelifchen Kirche 
fann daher über die Principien dieſer Verfaſſung nicht entfcheiben. 
Wenn Luther die Fürften bittet, fich der Kirche anzunehmen, fo thut 
er es, weil er nicht glaubte, 

„daß irgend Einer von ihnen dazu berufen, oder gewiſſen Befehl 
hätte, das rechte bifchöffiche und Beſuch⸗Amt aufzurichten ”, 
und bittet darum bie. evangelifchen Fuͤrſten, 
„daß fie um Gotteswillen aus chriftlicher Liebe, denn als weltliche 
Obrigkeit feien ſie es nicht fchuldig, dem Evangelium zu gute und 
den elenden Ehriften in ihrem Lande zum Nuten und Heil Bifl: 
tationen der Kirchen beftellen möchten”, denn, „obwohl den evan⸗ 
gelifchen Fürften nicht befohlen fei zu lehren und geiftlich zu res 
gieren, fo feien fie doch ſchuldig als weltliche Obrigkeit darob zu 
halten, daß nicht Zwietracht, Rotten und Aufruhr fih unter den 
Unterthanen erhöbe”. 
Daß in der Kirche alle Firchliche Gewalt beruhe, darüber fpricht fich 
Luther in feinem Unterrichte, daß geiftlich und weltlih Gewalt recht 
unterfchleden werden möge, von 1536 und an anderen Orten auf das 
entfchiedenfte aus: daß ift, wie die in dem erften und vierten Gutachten 
angeführten Stellen aus der Conf. Aug., den Art. Schmalf. und ber 
Meformationsformel beweifen, die einſtimmige Anftcht der Iutherifchen 
Kirche. 

Wenn dennoch innerhalb der Tutherifchen Kirche das Inſtitut ber 
Gemeindeälteften und Synoden entweder gar nicht in's Leben tritt, 
oder bald ſpurlos verfchwindet, jo liegt der Grund auf der einen 
Seite darin, daß ſich die Neformatoren zur Entwerfung einer Ver⸗ 
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feffung nicht für berechtigt und beauftragt hielten, auf der einen Seite, 
weil fie mit Luther glaubten, 
„wir haben Feine Perfonen dazu, darum kann ich ed nicht anfangen, 
bis unfer Herr Gott Chriften macht“, 
Daß aber bald ein Melanchthon, Chemnitz, Flacius, Matthäus 
Judex, Joh. Bal. Andrea, Quenſtedt, Spener, Joh. Arndt, 
welche gewiß zu den lebendigen Gliedern ber Kirche gehören, auf das 
ſchmerzlichſte über die Bonfiftorien Hagen, auf Synoden, organifch ges 
gliederte Kirchenvorflände und Kirchenzucht dringen, erwähnt Rudelbach 
in feinem Aufſatze über die Grenzen der Kirchen» und Staatsgewalt 
Geitſchrift für Iutherifche Theologie, H. 3, 1840) noch. Die Prineipien 
einer organifchen Kirchenverfaffung waren von den Reformatoren ges 


geben, aber freilich ihre Durchführung nicht verfucht, und die Gefchichte 


weifet nach, wie dennoch im Gegenſatze zu diefen Brincipien bie Iu- 
therifche Kirche Deutichlands an den Staat überantwortet if. Nur 
von der Iutherifchen Kirche in den öftlichen Provinzen unfered Vater 
landes gilt es aber, daß Synoben feinen Einfluß auf die Kirche aus⸗ 
geübt, und Feine Kirchenordnungen von bleibender Bedeutung hervor: 
gebracht Haben, während unzweifelhaft die Presbyterial- und Synodal- 
verfaffung in Sranfreich, Jülich und Berg den evangelifchen Geiſt wiver 
die Verfolgung und den confequenten Drud katholiſcher Fuͤrſten geftärft 
und aufrecht erhalten und die evangelifchen Gemeinden vor Untergang 
bewahrt hat. Ebenfo hat fich diefe Verfaffung in Schottland, den 
Niederlanden, Nordamerifa und auf dem Gebiete der Iutherifchen Kixche 
unter dem Schuße evangelifcher Fürften in Mark und Eleve als ſegens⸗ 
reich erwiefen, und Kirchenordnungen von bleibender Bedeutung, die 
elevifch -märfifche Iutherifche und reformirte, beide aus den Berathungen 
der Synoden hervorgegangen, hervorgerufen. Wenn fih in Rheinland, 


MWeftphalen ein verhältnigmäßig regeres geiftliches und kirchliches Leben 


in den Gemeinden zeigt, wenn hier in der Zeit eines faft allgemeinen 


Abfalles fich ver Here treue Zeugen des Evangeliums bewahrte, gegen 
wärtig rationaliftifch gefinnte Pfarrer zu den Ausnahmen gehören un 
Erfcheinungen, wie fie vereinzelt aus den öſtlichen Provinzen angegeben 


werben, daß nur /,, oder /,, Theil am Gottesdienfte nimmt, dort 
nirgends vorfommen, wenn hier ein engered Band Pfarrer und Ge 
meinde verbindet, fo haben: wir das zum großen Theile der unter und 
geltenden kirchlichen Verfaffung zu danten. Es fann zugegeben werben, 
daß die Verfaſſung das Heil der Kirche nicht bedingt, daß aus ber 
beften Form das Leben entſchwinden kann, aber auf der anderen Seite 
haben auch Snflitutionen ihren hohen Werth und wirfen im guten 


und im fchlechten Sinne oft wichtiger ald bloße Doctrinen. Die Eon 
fiftorien, bei denen man einen größeren Schuß für das kirchliche Ber 
fenntniß fuchen will, haben die Auflöfung aller Firchlichen Berfaffung, 
das Hereinbrechen des Territorialismus und Nationalismus nicht allein 
nicht zu hindern vermocht, es iſt auch gerade in den Firchenregiment | 
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lichen Behörben eine bie pofltiven Wahrheiten des Evangeliums auf- 
löfende Richtung geduldet und begünftigt. Während diefer Dulbung, 
ja, während die deſtruirenden Tendenzen im SKirchenregimente zur 
Herrſchaft gelangten, Haben fich die Provinzialſynoden in Rheinland 
und Weftphalen zu den pofitiven Wahrheiten des Evangeliums und 
zu den Bekennmißſchriften ihrer Kirche bekannt, gegen die Befchlüffe 
der Generaliynove von 1846, infofern fie eine Abſchwaͤchung des Bes 
fenntnifjes bezwedten, umd gegen die Tendenzen des Jahres 1848 den 
erften entichiedenen Wiverfpruch auf Firchlichem Gebiet eingelegt. Die 
übrigen gegen die Berufung einer Landesſynode aufgervorfenen Bes 
benfen bürften durch die zu verfuchende Beantwortung der vorgelegten 
beiden Fragen ihre Erledigung finden. 

Bei der erften Frage kann nun, wie auch fchon die Alferhöchfte 
Gabinetöordre vom 30. December 1850 hervorgehoben hat, von einer 
Anwendung conflitutioneller Anfchauungsweife auf die Kirche Feine Rebe 
fein. Die conftitutionelle Anſchauungsweiſe befteht aber nicht, wie Ein 
Eonfiftorium wil, in der Anwendung des Principe der Vertretung 
auf die Kirche, denn mit Ableugnung diefer Vertretung würden die 
Prineipien der Reformation und die Möglichkeit einer Landesſynode ges 
leugnet, fondern in der atomiftifchen Anfchauung des Staates refp. der 
Kirche. Die Kieche ſoll nicht erſt gegründet werben, fie ift va. Was 
fie fel, kann nicht willfürlich nach den verfchiedenen Anfichten darüber, 
wie fie fein follte, entfchieven werden. Sie ift nach dem Worte Gottes 
und dem evangeliichen Befenntnifie beides, eine Verſammlung der Gläus 
bigen und eine fammelnde Anftalt für den Glauben, ein vom Herrn 
geftifteter Organismus. Die presbyteriale Anfchauung der weftlichen 
Provinzen, welche ein objectived Wort Gottes, ein Befenntniß, ein vom 
Herm verordnetes geiftliches Amt und alfo eine Norm über den Willen 
ihrer Glieder in dem Worte Gottes und in den Belenntniffen ber Kirche 
erblickt, fordert daher zwar die Vertretung der Gemeinden, weifet aber die 
colfegialiftifche Anfchauung, welche in der Kirche eine Gefellfchaft erblidt, 
die durch freien Zufammentritt ihrer Glieder geftiftet, nach Mehrheit 
der Stimmen über Lehre, Eultus und Berfafiung befchließt, entfchieden 
zurüd. Die zu berufende Landesſynode fönnte nun eine Vertretung 
der Gemeinden dem Kirchenregimente gegenüber fein und fomit aus 
Deputirten der organifirten Gemeinden beftehen. Die fo repräfentirten 
Gemeinden würden aber allein die Synode nicht bilden, fondern über den 
Gemeinden fteht das diefelben in eine Einheit zufammenfaflende Kirchen⸗ 
tegiment, und findet darin die Presbyterialverfaffung ihre unumgänglich 
nothwendige Ergänzung, und die Srage, wie die intendirte Synode zu 
combiniren fei, würde im Allgemeinen dahin zu beantworten fein: aus 
Deputirten der Gemeinden und des Kirchenregiments. In diefer Zus 
fammenfeßung einer Landesſynode aus den Deputirten der einzelnen 
Provinziallicchen, den Deputirten des Kirchenregiments, alfo des Ober⸗ 
Kirchenraths, der Eonfiftorien, der Generals Superintendenten, wozu 
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nach alt⸗ evangellſcher Sitte als Vertreter der theologiſchen Wiſſenſchaſ 


noch je ein Mitglied der 6 theologiſchen Facultaäͤten des Landes kommen 


würde, duͤrfte die geforderte materielle Buͤrgſchaft, fo weit fie hier 
gegeben werben kann, liegen, daß die Synode die Trägerin kirchlicher 
Einfiht und Erfahrung fein werbe. 


Schwieriger ift die andere Frage, wie fie formell zufammen | 
zu feßen fei, damit fie als Darftellung der Landeskirche angefehen 


werben fünne. 
Für die beiden weftlichen Provinzen ift die Frage beantworte, 


da hier die Gemeinden», Kreid- und Provinzialfynoden organiftet fin. 


Anders verhält es fich mit den öftlichen Provinzen, wo die Gemeinde 
Kirchenräthe noch in den meiften Gemeinden fehlen und felbft die 
vor 1846 beftandenen Provinzialfgnoden nicht mehr beftehen. Hier 
fönnten nur, wie im Jahre 1846 nad) Vorfchlägen der zu berufenden 


Kreis⸗ und Provinzialſynoden Bertrauendmänner von den Vertretern 


des Kirchenregiments einberufen werden, und dieſe hätten, fo weit es 


Str. Majeftät dem Könige als Inhaber ded Kirchenregiments raͤthlich 


erfchiene, über die bereitd vorgelegten oder noch vorzulegenden Fragen 
zu berathen und ihre Rathfchläge und Befchlüffe der Entſcheidung ded 
Könige unterzubreiten. Aber eine folche Verſammlung hätte ihr Mandat 
nicht von der Kirche, fondern von dem Kirchenregimente empfangen, 
würde formell nicht als Vertretung der. Landesfirche angefehen werd 
fönnen und nach meiner Anficht mit allen den Nachtheilen, welche die 


Gegner der Landesſynode von diefer erwarten, verbunden fein, om 
ihre überwiegenden Vortheile zu bringen. Dem Katholicidmus entipridt 
bei feiner Auffafjung der Kirche der Verfaffungsweg von oben, det 
evangelifchen Kirche, die Alles abhängig macht von dem Verhältnift 
des Einzelnen zum Heren, der Verfaſſungsweg von unten. nach oben, 


wenn auch das Wort auf einem der Kirche fremden, dem politiſchen 


Gebiete gemißbraucht worden ifl. Es würde alfo der Landesſynode dit 


Organifirung der Gemeinden, in der Stufenfolge von Presbyterien ot 


Gemeinde» Kirchenräthen, Kreis⸗ und Provinzial» Synoden vorangehen 
müffen. Die Vertretung auf diefen Stufen kann aber nicht allein burd 


den geiftlichen Stand oder durch das Kirchenregiment erfolgen. Die 
evangelifche Kirche muß den Unterſchied zwiſchen ecclesia docens et 


audiens, regens et obediens verwerfen, ihr ift nicht allein der geiſtliche 


Stand, auch die Gemeinde eine göttliche SImftitution. Aus dem der 


griffe der Kirche, als einer Verſammlung der Gläubigen, als einem 
Leibe des Herrn, aus dem allgemeinen Prieſterthume der Gläubigen 
aus Matth. 18 und den Vorgängen Act. 1.6. 15 folgt mit Koll 
wendigfeit ſowohl bie Berechtigung der Betheiligung der Gemeinden 
in allen die Kicche bewegenden Fragen, welche benfelben ſelbſt in der 
apoftolifchen Zeit von dem einzig in der Kirche daſtehenden, vom Geil 


des ‚Herrn geleiteten und erleuchteten Apoftelamte zugeſtanden wur, 


ale auch, daß das Recht diefer Vertretung nur Golden zugefanden 
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werben kann, welche zur Verſammlung der Gläubigen gehören, oder 
um ein Außeres erkennbares Merkmal anzugeben, welche duch ihr 
außeres Befenntniß und ihren Wandel fich als Glieder der Kirche bes 
weifen. Für eine folche Organifation der Gemeinden haben fich die im 
Jahre 1843 und 1844 abgehaltenen Kreis- und Provinzialfynoden, 
die, wie verfchievene Borfchläge fie auch für die Verfaffung machen, 
doch darin einig find, daß fie fonodale Einrichtungen und Zuziehung 
des Laien» Elementes für nöthig halten, die Generalfunode von 1846, 
hf alle 1849 eingegangenen Gutachten ausgefprochen, und ift für bie 
orftufe der Kreisſynoden dieſe Vertretung in dem Erlafle der Grund- 
züge der Gemeindeordnung vom 29. Juni 1850 fchon beftimmt, und 
ed dürfte ſo als Anfchauung der evangelifchen Kirche bezeichnet werben 
fönnen, daß eine geordnete firchliche Verfaffung ohne Organifirung der 
Gemeinden nicht zu Stande fommen fann. Die Gemeinde würde nach 
den Grundzügen die erſte Stufe ihrer Vertretung in dem Gemeinde⸗ 
Kirchenrath finden. Aus diefem und den Pfarrern würde fich die zweite 
Stufe in der Kreisfynode, aus der Kreis⸗ die Brovinzialfynode und aus 
den verfchiedenen Provinzialfynoden die Landesfynode bilden, fo daß 
feine Männer gewählt werden fönnten, welche nicht, wie die Denk⸗ 
(chrift fordert, — im Dienfte der Kirche — gearbeitet haben, und die 
von ihnen auf den unteren Stufen geivonnene firchliche Einficht und - 
Erfahrung den höheren Firchlichen Stufen zu gute fommt. Daß, wie 
in einigen Gutachten hervorgehoben wird, einer folchen Organifation 
bei der eigenthümlichen Lage der öftlihen Provinzen Schwierigfeiten 
entgegenftehen, ift nicht zu verfennen, doch möchten dieſe Schwierige 
feiten beim ernften Willen der Firchenregimentlichen Behörden und der 
Pfarrer eben fo gut als in den wefllichen Provinzen zu überwinden 
fein. Auch Hier war nur der Fleinere Theil der Provinzen presbyterial 
und ſynodal verfaßt, auch hier befanden fich Kirchenvorftände im Sinne 
des Allg. Landrechts und in vielen Gemeinden Privatpatronate, und 
doch war auf Grund der am 5. März 1835 erlaffenen Kirchenordnung 
die Organifation der Repräfentationen, Presbyterien und Kreisfynoden 
foweit vollendet, daß im Herbſte desfelben Jahres die erfte gefehlich 
conftituirte Provinzialſynode abgehalten werden konnte. Widerfprüche 
und Bedenken, welche fich auch hier in vielen Gemeinden erhoben, ver- 
ftummten und die Kirchenordnung hatte fich in wenigen Jahren fo ein- 
gelebt, ift den Gemeinden fo theuer geworben, daß fie Diefelbe um 
feinen Preis aufgeben würden. 
Würde es des Königs Majeftät gefallen, auf Grund der Grund⸗ 
züge der Gemeindeorbnung für die öftlichen Provinzen, welche 8. 12, 10 
fhon dem Gemeinde⸗Kirchenrath die Vertretung der Gemeinde auf der 
Kreisſynode zufichert, in weientlicher Mebereinftimmung mit ber Kirchen» 
ordnung für die weftlichen Provinzen, die Grundzüge einer Kirchen 
ordnung für die öftlichen Provinzen mit obligatorifcher Kraft zu ers 
laffen, fo würde auch Bier die Organifation der Gemeinden in nicht 
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zu langer Friſt vollendet, der Unterbau für die Landesfynode gewonnen 
werden und die fo wünfchendwerthe gemeinfame Berfafjung für bie 
ganze Landedfirche in's Leben treten können. 

Unbefchadet dieſer Gemeinfamfeit könnten provinzielle Eigenthün- 
lichfeiten für jede Provinz beftehen. Als das mir nothwendig erfchei- 
nende Gemeinfame würde ich mir zu bezeichnen erlauben, 

1. die Vertretung der Kirche und zwar von unten auf Durch 
Helteftens Collegien, Kreis: und Provinzialfgnoden und Feſtſtellung des 
Berhältniffes von Laien und Geiftlichen auf den verfchiedenen Stufen. 
Hier dürften die Beflimmungen der alten Kirchenordnung der weſt⸗ 
lichen Provinzen, wonach in dem Welteften» Collegium der Ortsge⸗ 
meinde, wo vorzugsweife Außere Angelegenheiten zur Sprache fommen, 
das Laien-Element das überwiegende ift, in der Kreisſynode, der ſchon 
eine höhere Firchliche Leitung zufommt, die Zahl der Aelteſten und 
Geiftlichen gleich ift, dagegen in der Provinzials und Landesſynode, 
die an der Firchlichen Gefeßgebung Theil nehmen, dad Amt, deſſen 
Lebensaufgabe die Beichäftigung mit dem göttlichen Worte und bie 
Seelforge ift und welches eben dadurch eine Einficht in vie Höheren 
Bedürfniffe der Kirche gewinnt, vorzugsweiſe vertreten ift, fo daß hier 
aus jeder Kreid-, refp. Provinzialfynode zwei Geiftliche und ein Aels 
tefter gewählt werden würden, der Anfchauung beider evangelifchen 
Kirchen entfprechen. 

Provinzielle Eigenthümlichfeiten wären etwa die Stellung der 
Patrone zu den Kirchenvorftänden, lebenslängliche oder zeitweife Wahl 
der Superintendenten, das Präftvium auf der Provinzialſynode, die 
Ernennung befonderer Gemeindereprafentationen und das Hervorgehen 
des Aelteften» Collegiums, ob durch Wahl oder durch Verbindung von 
Wahl und Kooptation. oo 

2. Das zweite nothwendig Gemeinfame dürfte die Unterfcheidung 
zwifchen paſſivem und activem Gemeinverechte oder der Theilnahme 
an der Gnadenmittelgemeinfchaft, wozu alle diejenigen gehören, welche 
nicht von der Kirchengemeinfchaft ausgefchlofien find und deren bie 
Kirche noch mit ihren Gnadenmitteln dienen will, und dem activen 
Gemeinderehte, was zum Dienfte in der Kirche berechtigt, fein. 
Provinzielle Eigenthümlichfeiten wären hier die nähere Beſtimmung 
der Wahlberechtigung und Wählbarkeit, die Stufen und Anwendung 
der Kirchenzucht. Hierdurch würde das von Sr. Majeftät aufgeftellte 
Prineip, wonach nicht Majoritätswahlen, fondern nur das Amt und 
der Dienft in der Kirche das Wahlrecht zu den verfchiedenen Stufen 
der Vertretung in der Kirche berechtigt, gewahrt, umd eine von einigen 
Gutachten befürwortete Vertretung von freien Bereinen ausgefchloffen 
fein. Eine Betheiligung der Oberpräfidenten der Provinzen und ber 
juriftifchen Fakultäten würde, fo wünfchenswerth die Theilnahme ders 
felben an ven Verhandlungen der Landesſynode aus anderen Gründen 
fein Fönnte, doch aus biefem Principe nicht zu rechtfertigen fein. Die 
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juriftifchen Fakultaͤten und Lehrer des Kirchenrechts ftehen nicht im 
Dienfte der Kirche und Fönnen die vorfommenden Firchenrechtlichen 
Fragen durch die juriftifchen Mitglieder des Kirchenregiments ihre gründ- 
liche Erörterung finden, abgefehen davon, daß es der Landesſynode 
_ unbenommen bliebe, das Gutachten bewährter Rechtögelehrten einzus 
jiehen. Bel der Frage, wie die intendirte Synode zu combiniren fein 
würde, damit fie formell ald die Darftelung der Landesfirche ange 
fehen werden Fönne, ift von ben verfchlevenen Gutachten und dem 
Herrn Referenten auch die Frage ind Auge gefaßt: foll die Landes⸗ 
firche als Eine oder ald getrennt nach den verfchiedenen Bekennt⸗ 
niffen aufgefaßt und von diefen verfchiedenen Befenntniffen, dem luthes 
rifchen, reformirten und der Union, Vertreter gewählt werden? Zunächft 
fheint diefe Frage bei der jebt intendirten Landesſynode von feiner 
Bedeutung zu fein. Diefelbe fol nicht über organifche Aenderungen 
der firchlichen Berfaffung, über Fragen des Bekenntniſſes, fondern über 
vier beflimmt vorliegende Kragen, die Einführung des Diafonats, die 
Gemeindeordnung für die öftlichen Provinzen, die liturgifchen Beduͤrf⸗ 
niffe der Landeskirche und die Einfegnung gefchievener Ehegatten bes 
rathen, wovon nur die dritte Frage in Verbindung mit dem Befennt- 
nifie ſteht. Da aber nicht beabfichtigt wird, eine neue Agende ein- 
zuführen, fondern es fich, wie die Denffchrift ausführt, nur um bie 
prineipielle Frage handelt, wie viel innerhalb der mit gefeglicher Kraft 
eingeführten Landesagende confelfionelle, provinzielle und invivi« 
duelle Freiheit zu geftatten fei, fo dürfte auch hier die Vertretung der 
Eonfeffionen nicht nothwendig fein. Dazu fommt noch, Daß das lus 
therifche Bekenntniß in den Deputirten der öftlichen Provinzen, die 
Mnion und das reformirte Bekenntniß in denen der weftlichen Pros 
vinzen feine DBerireter finden wird. Dasfelbe dürfte auch von fünftig 
zu berufenden Landesſynoden und deren erweiterten Berathungen gelten. 
Abgeſehen von den praftifchen Schwierigfeiten, quantitativ und qualis 
tativ die formell berechtigten Vertreter der verſchiedenen Befenntniffe 
zu finden, von der entftehenden faum zu löfenden Stage: foll blos das 
Iutherifhe und reformirte Befenntniß, oder auch die Union, welche 
doch Fein Aufgeben des Bekenntniſſes if, und follen hier wiederum 
die unirten Gemeinden im weiteren und im engeren Sinne vertreten 
werden? fcheint die Wahl der Vertreter der Landesſynode nach Con» 
feffionen nur eine Auflöfung der Union und Einer Landeskirche zu 
fein, und nothwendig zu der — in den öftlichen Provinzen jchon 
begonnenen — Zerreißung ded Synodalverbandes und in feinen Con⸗ 
fequenzen zur Trennung ded Kirchenregimentes zu führen. Nach der 
Auffaffung der rheinifch-weftphälifchen Synode, welche in den Aller- 
höchft genehmigten, der Kirchenordnung vorhergehenden Paragraphen 
auf das Eentichiedenfte das Recht des Befenntnifies der einzelnen Con⸗ 
feffionen gewahrt und eine abforptive, befenntnißlofe Union zurüdges 
wiefen bat, giebt es unbeſchadet des verfchienenen Bekenntnißſtandes 
\ 35 
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Eine evangelifche Landesfirche, worin ſaͤmmiliche Gemeinden Gemein 
fchaft in Verfündigung des göttlichen Worte und in der Feier in 
Sarramente pflegen und mit gleicher Berechtigung in einem Kreis⸗ 
und SynodalsBerbande und unter derfelben höheren Tirchlichen Ver 
waltung fliehen. Das Belenntniß kann durch eine folche gemeinjam: 
Vertretung nicht gefährdet werden, denn daſſelbe iſt für die einzelnen 
Gonfeffionen rechtlich gefichert und kann nach evangelifchem Kirden- 
rechte von feiner Landesſynode abgeändert werden, fünnen auch Ma 
‚joritäten über das Bekenntniß feine bindende Beſchluͤſſe faflen und 
würde hier eine itio in partes analog wie nach der Cabineisordte 
vom 6. März 1852 zuläffig fein. 

Die I. Frage: welche rechtliche Stellung würde des Synode anzu: 
weifen fein, und welche Bedingungen müflen hinzutreten, um ib 
Ausfprüce in das Leben überzuführen? iſt verfchieden zu beantworten, 
je nachdem man die jet Intendirte oder eine fünftige Landesſynode, 
und bier die öftlichen oder die weftlichen Provinzen ind Auge fait 
Bon Sr. Majeftät dem Könige, als höchftem Inhaber des Kirchen 
regiments, ift fir die jeßt intendirte Landesſynode der Kreis der Br 
rathungen beflimmt und von WAllerhöchfivemfelben wird es allein ab- 
hängen, ob und inwieweit Er auf die Beichlüffe und Anträge derſelben 
eingehen und auch welchen Aniheil Er den künftig zu berufenden Landes 
ſynoden an der Firchlichen Gefeßgebung und Adminiſtration übergebm 
will und wie das Berhältniß zum Kirchenregimente und zu ben Pre 
vinzialſynoden beftimmt werden fol. Fuͤr die rheinifch = weſtphaͤliſche 
Provinzialficche würde nach der dort gefeßlich geficherten Verſaſſung 
bie Zuftimmung der Provinzialfgnoden zu den Punkten, wodurch die 
dortige Kirchenordnung abgeändert werden könnte, erforderlich fein. Die 
evangelifche Kirche, welche in echt hiftorifchem, conferwativem Sinne 
jeve Ueberfpringung der gefchichtlichen Eontinuität für verderblich halt 
würde es aber für ein ſchweres Unglüd halten müflen, wenn du 
König die gefammte Kicchengewalt, das Recht der Geſetzgebung, der 
Aufficht und Vollziehung der Landesſynode übergeben wollte, ohne ſich 
nicht allein das Veto gegen übereilte Befchlüfle, das Recht der Br 
flätigung, fondeen auch das Recht der Prüfung der inneren Aw 
gemeifenheit der Beichlüffe vorzubehalten. 

Wie es mir ad 1 wünfchenswerth und nothwendig erfcheint, daß 
die, die Organifirung der Gemeinden und Synoden betreffenden Geſehe 
vor Zufammentritt der Landesfynode von dem Kirchenregiment erlafkt 
werden, fo dürfte es ferner vor Zufammentritt derſelben nothwendig 
fein, daß die Rechte und Befugnifie der Landesſynode, ihr Verhaͤltmiß 
zum Kirchenregimente und zu der Provinzialſynode beſtimmt ausge 
ſprochen würden. Bildet zwar die Landesſynode nach der intendirten 
Zuſammenſetzung einen Theil des Kirchenregiments, ſo ſteht ſie doch 
auf der anderen Seite den von Sr. Majeſtaͤt berufenen fändigen 
Trägern des Kirchenregimentd gegenüber, und das Verhaͤltniß zwiſchen 
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beiden Organen wäre näher feflzufeben. Im Allgemeinen wuͤrde feftzu- 
halten fein, daß beide auf dem Grunde des göttlichen Wortes 
und des firhlihen Befenntniffes fich fowohl fördern, als 
hemmen und widerftehen können. An der kirchlichen Gefeggebung 
und Aufficht würden Kirchenregiment und Landesſynode participiren, 
jo daß bei der Firchlichen Geſetzgebung fowohl das Kirchenregiment 
al8 vie Landesfynode die Initiative ergreifen fönnte, und in allen 
die Verfaſſung, den Eultus und das Befenntniß der Landes⸗ 
firche betreffenden ragen auf der einen Seite ohne Einvernehmen mit 
der Landesſynode Feine Geſetze erlaffen werden könnten, auf der anderen 
die Beſchluͤſſe derfelben erſt durch Betätigung des Kirchenregiments 
reip. des Königs ihre Geltung erhielten, und würde das Necht ver 
Bollziehung dem Kirchenregimente verbleiben. 

Das Verhaͤltniß zwifchen Landes- und Brovinzialfynode würde 
fo au beitimmen fein, daß auf der einen Seite den einzelnen Provinzen 
ihre provinzielle gefchichtlih und gefeglich berechtigte Eigenthümlichkeit 
verbleibe und fie auf der anderen Seite organijche Glieder der Landes⸗ 
firche bleiben. 

Das Refultat meiner Vorfchläge würde alfo darin beftehen: 

1. Der intendirten Landesfynode muß die Organifirung der Ger. 
meinden, der Kreid« und Provinzialfynoden vorangehen. 

2. Diefe Organifation erfolgt durch ein von Sr. Majeftät dem 
Könige als Inhaber des Kirihenregiments zu erlaffendes Gefep. 

3. Die Landesſynode hat auf Grund des göttlichen Wortes und 
der Befenntniffe der evangelifchen Kirche über diejenigen Gegen⸗ 
fände der DVerfaffung, des Cultus und der Lehre zu berathen 
und zu bejchließen, welche ihr von dem Allerhöchften Inhaber 
des Kirchenregimentd zugewiefen werden. 

A. Geltung erhalten ihre Befchlüffe erft Durch Sanction des Königs. 


Dorirag des Korreferenten, Superintendenten Dr. Sander. 


Zu den zwei Fragen, die eigentlich zur Beantwortung nur vor⸗ 
liegen, und die ſich in ber Denkſchrift ©. 8 formulirt finden, ift noch 
eine hinzugefommen, deren Beantwortung fich nicht zurüdweilen läßt, 
nämlicdy die, ob eine Landesſynode einzuberufen fei, namentlich ob jeßt. 

Das Gutachten Nr. IIL findet ſolche Einberufung einer Landes» 
fonode für jegt unthunlich: „in dieſem Augenblid — heißt «6 ©. 36 — 
kann feine Landesſynode berufen werden, welche formell als Die Dars 
ſtellung ber Landeskirche angefehen werben kann.“ — Die öftlichen Pros 
vinzen müßten erſt ſynodiſch verfaßt fein. — Auch in Nr. I und IV 
finden ſich manche Bedenken gegen die Möglichkeit oder Thunlichkeit der 
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Zufammenberufung einer Synode. Sie müfle, fagt Gutachten I, ©. 11, 
unter den dermaligen Berhältniffen etwas Mangelhaftes haben, felhf 
unter der kaum zu erwartenden Vorausſetzung, daß alle Gemeinden 
fich reorganifiren. Zu vergleichen ift auch Denffchrift S. 36: „unſter 
firchlichen" Zuflände wegen würden Biele eine Landesſynode, zumal 
ex abrupto für eine Verfuchung Gottes halten. 

Am ftärkften fpricht fich in diefem Stüde das Gutachten II aus, 
und kann daher die Beantwortung der Frage, ob eine Synode zu be 
rufen ſei, — ob jebt, um fo weniger in einem Referat, reſp. Correferat 
übergangen oder umgangen werben, da der Verfaſſer von Kr. II mit 
feinen Bevenfen, die ja nun ohnedies Durch den Drud einem größer 
Kreife zur Beurtheilung übergeben find, nicht allein ſteht. Auch das 
hochverehrliche Convocattongfchreiben Sr. Ercellenz des Herrn Praͤ⸗ 
fidenten des Evang. Ober⸗Kirchenraths in gegenwärtiger Conferenz jagt, 
es folle berathen werden, ob und wie eine allgemeine Landesſynode 
zu verfammeln fel. 

Als Bedenken gegen die Zufammenberufung einer Landesſynode 
wird in Nr. II mit geltend gemacht, die evangeliſche Kirche habe den 
Synoden fehr wenig zu verdanfen. „Es wird fich nicht nachweiſen 
- Iaffien — heißt e8 ©. 21, daß fie (die Synoden) während ihres de 
ftehens für die Kirche irgend Bedeutendes geleiftet, daß etwa die Ge 
biete, wo fie befanden, beffer daran gewefen wären, wie diejenigen, 


wo fie nicht zum Dafein gelangten.” Bon den reformirten Synode, 
die fich doch Hier von der Betrachtung nicht ausfchließen lafien, kam 


nicht gefagt werben, fie hätten Bedeutendes nicht geleiftet. 
Auf den Synoden in Frankreich und Schottland hat fich öfters 
eine Macht des Geiſtes offenbaret und ein Ernſt der hräftlichen Zucht, 


daß es der „Iutherifchen Innerlichkeit” (S. 21) nichts gefchabet hätte, 


wenn ſich Manches davon unfere Iutherifche Kirche angeeignet hätt. 
Wie fehnt fih ein Spener danach, Früchte des Geiſtes, wie er fi 
in der Kirche mit Presbyterial- und Synodalnerfaffung, wie er fie in 
Genf erblickt hatte, auch daheim in der Iutherifchen Kirche zu erbliden! 
Es erſcheint allerdings ganz natürlich, „daß von der Zeit an, da dad 
Kirchenregiment (das Iutherifche) zur vollfommenen Ausbildung gelang! 
war, die Synoden faſt völlig verfehwinden” (S. 241). Aber ob man 
fi) darüber zu freuen habe, das iſt eben die große Frage. Die Sy⸗ 
noden mußten natürlich verfchwinden, da das ganze Kirchenregimen! 
ſich mehr und mehr in den Eonflftorien zufammendrängte. Bon dieſe 
Eonfiftorialverfaffung fagt der Rechtsgelehrte Dr. Stahl (ie Kirden 
verfaffung nach Lehre und Recht der Proteftanten, S. 238.239): „Ein 
ſolche Verfchränfung von Kirche und Staat, nach welcher das Ober 
Haupt des Staats zugleich das Subject der Kirchengewalt ift, mag fir 
das momentane Bevürfniß wohlthätig und nothwendig geweſen fein, abtt 
als bleibende Inftitution ift fie nicht der rechte und normale Zuſtand. 
Durd fie Hat die Kirche in ihr felbft gar Feine Gewalt der Regierung 


| 
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und feine Repräfentation, fondern erhält Beides erft durch den Staat. 
Sie bedarf ded Staats und der weltlichen Obrigfeit nicht blos Dazu, 
daß ihre Anordnungen anerkannt und vollftredt werden, fondern ſchon 
Dazu, um nur Anordnungen zu machen. Sie fann felbft nicht mehr 
handeln, fi bewegen, urtheilen und ihr Firchliches Urtheil manifeftiven, 
außer durch ein Organ, das nicht das ihre, fondern das des Staates 
ift. Sie fann daher in rechtlicher Form nicht einmal als Kicche gegen 
Iandesherrliche Anordnungen widerfprechen und remonftriren. Es ift 
dies im wörtlichen Sinne eine Einverleibung ber Kirche in den Staat, 
nach welcher fie, was die ganze Beherrfchung und Lenkung betrifft, ihr 
Dafein in fi einzubüßen immer in Gefahr ift. — Dazu beruht vie 
Entftehung diefer Verfaſſung durchaus nicht auf einem Firchlichen Prin⸗ 
eipe, fondern blos auf den äußern Ereigniſſen und auf dem Nothftande, 
daß die Bifchöfe der Reformation widerflanden, die Bürften dagegen 
fie fhüßten und burchführten.” — Die Klagen Melanchthon’s, daß 
mit der bifchöflihen Gewalt die Autonomie der Kirche dahin fiel und 
den Zürften und Confiftorien das Kirchenregiment überlaflen oder viel- 
mehr übergeben werben müßte, find befannt. (Video postea multo 
intolerabiliorem futuram tyrannidem quam unquam antea fuit, 
Corpus reform., Ih. Il, ©. 334. 

Die fombolifchen Bücher der Iutherifchen Kirche fcheiden weltlich 
und geiftlich Regiment; Luther in der früheren Zeit that dies auf das 
Nachdrücklichſte; die ungehörige Vermiſchung und Vermengung von 
Beiden war mit Schuld an Ffirdhlichen Zuftänden, über welche er- 
leuchtete Doctoren der Theologie, fromme Prediger, treue Hirten und 
Seelforger Flagen und feufzen, von Melanchtbon und Luther, von 
Balentin Andrea, Joh. Arndt an bi6 auf Kaspar Schade, - 
Heinrih Müller, Philipp Jacob Spener, Aug. Hermann 
Franke herab — und von da wieder an bis auf den heutigen Tag. 
Weil die pia desideria eined Spener und die Warnungsflimme eines 
A. H. Franke und feiner Mitverbundenen überhört wurde, brach das 
Gericht herein. Aus der weit und breit herrſchenden ſittlichen Schlaff- 
heit und Zuchtlofigfeit, welche wie die Laien (daß ich fo rede) dem 
Ernſt der biblifchen Wahrheit entfremdete, fo auch die Hirten in den 
Gemeinden, die Doctoren und Profeſſoren auf den Kathedern, die Räthe 
in den Eonfiftorien lähmte und der. Widerſtandskraft gegen Unglauben 
und Lüge beraubte — ging der Rationalismus hervor, dieſe Theologia 
irregenitorum, wie ein namhafter PBrofeffor der Theologie fie nennt. 
Weil das Salz dumm worben war, wurde es zertreten. In kleineren 
Kreifen, wo man mehr von dem Worte des Herrn vernommen hatte: 
habt Salz bei euch und Frieden unter euch, — da mußte man vor⸗ 
zugswelfe Die fuchen, welche in einer Zeit der Sichtung und des 
Abfalls das Wort von der Geduld, das Heiligtfum des Herrn bes 
wahrt hatten. — Die Brofanation. ded Heiligen ging foweit, und ber. 
Geiſt der Zuchtlofigfeit trat fo keck hervor, daß hier und da, — 
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wie noch neulich auf dem Lübecker Kirchentage von zwei Referenten 
berichtet wurde, — die Hochgeftellten oder fogenannten Erimirten durch 
Darlegung einer Geldfumme die Abbüßung der Kirchenzucht abfaufen 
fonnten. Wenn, wie Gutachten II, S. 21 behauptet wird, unter den 
lebendigen Gliedern der (lutheriſchen) Kirche ein Verlangen nad 
Synoden, ein Schmerz über ihre Befeitigung nicht flattgefunden hat, 
fo könnte dies ja wohl daher kommen, weil es an Erkennmiß dei 
unbefannten Gutes fehlte: ignoti nulla cupido. Aber was wollen 
denn die oben erwähnten Seufzer, Klagen, pia desideria fügen? 
Lestere, denen Taufende zuftimmten, verlangen doch gar ermftlich eine 
Geſtaltung des firchlichen Lebens, die auf Synodalverfafiung und 
eine im Wefen yreöbyteriale Betheiligung der Gemeinden an den 
Angelegenheiten der Gemeinde und der Kirche hinzielt; dem fogenannten 
dritten Stand fol fein Mecht wiedergegeben werden. Die Form 
fönnen freilich nicht lebendig machen, am wenigften blos menfchlide 
Formen: aber die der heiligen Schrift, d. 5. dem offenbarten Willm 
Gottes gemäßen Formen und in ihnen und durch fie eine Gott wohl 
gefällige Darftellung des chriftlichen und kirchlichen Lebens, z. B. eine 
folche, die eine Kirchenzucht und alfo auch die Erfüllung des Gebot) 
des Herrn, Matth. 18 und 1 Eor. 5, möglich macht, ift feine biod 
menfchliche Form. Kann die Form das Leben nicht geben, nicht fchaffen, 
fo fann doch die rechte, d. h. die fchriftmäßige (oder fchriftmäßigere) 
Form und Geftalt der chriftlichen Ordnungen, Aemter u. f. w. dad 
Leben befier bewahren. 

Hat bisher unter und — wie ©. 22 behauptet wird — im Laufe 
ber legten Decennien wenig Segen auf den Synoben gelegen, fo il 
-e8 mit daher gefommen, daß nicht in der rechten Weiſe das Werk be 
gonnen oder fortgeführt if. Und da iſt denn dem Werfaffer von 
Rr. 1 ganz und gar darin Recht zu geben, daß zur fegendreicen 
Wirkfamfeit einer Synode ed unerläßlich ift, daß fie ſeſtſtehe auf dem 
Grunde des Wortes Gottes und des firchlichen Befenntmiffes (©. 22.23). 
Das Gutachten U, S. 22 weifet hierbei auf die Berliner Generalfnnode 
von 1846 hin. Ohne hier weiter auf das einzugehen, was hierüber 
an mehreren Orten ausgefprochen wird (S. 22. 24), fo ſteht doch wohl 
fett, daß für immer der Weg verlaffen werben muß, den man bamald 
anfing zu’ betreten, da das Bekenntniß der evangelifchen Kirche mehr 
oder weniger in Frage geſtellt wurde. 

Ein anderes Bedenken, das erhoben wird, iſt das, ob jetzt die 
rechte Zeit zur Zufammenberufung einer Landesfynode vorhanden If. 

Da iſt nun allerdings wohl zu beherzigen, was im Gutachten I 
S. 25, gejagt ift, daß in einer Mebergangsperlode, wie die gegen⸗ 
wärtige ift, die Mehrheit für jebt noch der vermittelnden Anſicht zu⸗ 
fallen wird. Bon unferer Zeit wird dann noch weiter ausgefagt, daß 
‚fie eine Zeit der vorwiegenden Schwäche und Eharafterlofigfeit jet, bie 
überall zu dem Halben hinneige (S. 25). Wenn auch Referent nid! 
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fo ohne Weiteres ed fich aneignen Tann, in zwei brei Worten ein 
Urtheil über den Charakter und Geift einer ganzen Zeit audzufprechen, 

fo ftimmt er doch vollfommen dem bei, was furz vorher gefagt war: 

„Wir leben in einer Uebergangsperiode, und die Mehrheit wird für 
jest noch der vermittelnden Anficht zufallen”. — Sol Referent von 
Erfahrungen, die er auf vielen Kreiöfynoden und auf vier Provinzials 
fynoden gemacht hat, reden, fo kann er, troß alles Anerfennens der 
Leiftungen biefer Synoden und bei aller feiner Liebe zur Presbyterial⸗ 
Tirche und Synobalverfaflung, nicht behaupten? daß er fich berechtigt 
fände, ver fo eben im Gutachten II, ©. 25 auögefprochenen Anficht 
au widerfprechen, und möchte ed in feiner Weife befürworten, von 
einer Synode mit ihren fo oder fo fchwanfenden, zu viel nermittelnden 
Majoritäten den Beftand und die Gültigkeit der Bekenntniſſe abhängen 
zu laffen. Die Unantaftbarfeit des Befenntnifies muß ein für allemal 
— wie auch das Gutachten Rr. IV fo nachdrücklich hervorhebt — fefts 
ftehen. Die Synode bat fo wenig wie irgend eine andere Firchliche 
Behörde die Aufgabe oder die Vollmacht dazu, neue Symbole zu 
machen, an benfelben Aenverungen zu verfuchen, neue, die Prediger 
und Lehrer verpflichtende Lehrnormen oder Lehrordnungen aufjtts 
ftelen, wie 3. B. das Gutachten Nr. 1, ©. 18, es für zuläffig zu 
erklären fcheint. 

Andere Bedenken, die fich dagegen erheben, ob jetzt eine Landes, 
ſynode zu berufen fel, find von minderer Bebeutung, fo 3. B. dies, „es 
gehe ein tiefer Riß durch unfere Kirche und gebe fich died auch im 
Inneren unferer Behörden zu erfennen” (©. 23), „ed gehe die Differenz 
fo fehr in die Tiefe, daß fie an jedem Gegenftande ohne Unterfchieb 
offenbar werden würde”. Nun, ift dem fo, fo laſſe man — um Die 
faft banale, auch im Gutachten Il vorfommende Redefigur Luther’s 
zu gebrauchen — die Geilter auf einander plaben. Die Beforgniß, 
es werde dies zum Aergerniß gereichen, geht wohl zu weit, wenn anders 
der oben audgefprochenen Borausfegung gemäß bie Sandesfynobe auf 
dem Grunde des Wortes Gottes und des evangelifchen Bekenntnifſes 
fieht. Die Differenzen können dann doch nicht fo gar groß fein, daß 
der Gedanke einen erfchreden müßte, der (S. 24) ausgeſprochen wird, 
„durch die Beranftaltung einer Synode werde vor aller Welt offenbar, 
was bis jetzt ein Geheimniß der Behörden, und in feiner ganzen Aus⸗ 
Dehnung nur wenigen tiefer Eingeweihten befannt fei”. Daß in Ber- 
hüllung der Schäden der Kirche, mögen diefelben nun in oberen oder 
unteren Regionen fich finden, viel gewonnen fei, wird fich fchwerlich 
behaupten laflen: was offenbar macht, iſt Licht, und das vom Lichte 
Dffenbarte kann auch von demſelben gerichtet werben. 

Die Einwendungen, die ſich von einer anderen Seite her Dagegen 
erhoben haben, jebt eine Landesſynode zu berufen, weil ed vor der 

and noch an einer organifch verfaßten und gegliederten Gemeinde — 
nämlich in den öftlichen Provinzen — fehle, werben fich erſt genauer 
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erwägen und beurtheilen laſſen bei der Erörterung über Compofitin 


der Landesſynode. 


Die erſte Frage ift: wie die Synode u componiren fei, damit fie 
materiell ald die Trägerin firchlicher Einfiht und Erfahrung, und 
formell als die Darftelung der Landesficche angefehen werden Fönnte. 


Es ift bei Beantwortung dieſer Frage zuvörderfi an Das fen 


früher Ausgefprochene zu erinnern, daß die Synode auf dem Grunde 


des Wortes Gottes und der Belenntniffe ftehen müffe, und dieſer Aus 
fpruch dahin zu erweitern, baß in Webereinflimmung mit dem But 
achten II und IV nicht nur das Bekenntniß der evangelifchen Kirche im 
Allgemeinen, der Confenfus ihrer Befenntnifle, anerkannt wird, fondern 
jede befondere Eonfeifion, alfo die Iutherifche, veformirte und unirk. 


Da muß denn auch, wie gleichfalls Nr. II und Nr. IV fordern, bei 


confeffionellen Erörterungen (z. B. über die liturgifche Frage) eine itio 
in partes ftattfinden können. Es Fann hier an die Cabineisordre vom 
6. März 1852 erinnert werden. 

n der Praris Died geltend zu machen, erhebt fich eine doppelt 
Schwierigkeit. Erftlich, das ift die Frage: wie will man erfahren, ob 
Semand auf dem Grunde der Bekenntniſſe ſtehe? Zweitens fragt fi, 
welches foll das mumerifche Verhältniß der Glieder der einzelnen Con 
feſſionen fein? | 

Bei Beantwortung der erften Frage ift wohl zu beherzigen, daß 
Alles zu vermeiden ift, was fo ausfieht wie vorhergehendes Abfragen 
oder Inquiriren, wie man zur Gonfellton, zur biblifchen Wahrheit 
überhaupt ftehe. Es hat dies theild etwas Gehaͤſſiges, theild if es 
unausführbar, 3. B. in dem Falle, wenn irgend wie von einer Wahl 
der Glieder der Synode die Rede fein fol. Es bleibt nur übrig, daß 
man auf der Synode die Glieder derfelben ihr Bekenntniß ausſprechen 
(affe, wie ſolches wohl früher auf cheinifchen Synoden gefchehen, nad 
dem zuvor die berufende Behörde es vorher bei der Convocation un 
ummwunden audgefprochen hat, daß die Landesſynode auf dem Grunde 
des Befenntniffes ftehe, nur auf folchem verhandeln werde und könnt, 
und es daher von Jedem, der fich nicht im Einklang damit befinde, 
eriwartet werde, daß er ein Mandat zur Synode nicht annehmen werde. 

Die andere Frage betrifft das numerifche Verhältniß: Sollen von 
jeder Confeſſion gleich viel Glieder gewählt werben? 

Abgefehen davon, daß dann leicht nach der einen oder ander 
Seite hin zu viel oder auch zu wenig fich finden fönnten, ba ja in 
den öftlichen SBrovinzen nur ein fehr Heiner Bruchtheil veformirt if, 
fo ift doch ja nicht zu überfehen:- die Unterfchiede find durch die Union 
ſehr fließende geworden, zumal es Unirte im zwiefachen Sinne giet, 
Unirte in Confenfualgemeinden, und Unirte, die ihr Befenntniß, ſei 
ed Iutherifches oder veformirtes, feftgehalten over fich vorbehalten haben. 
Beiderlei Unirte vertreten auf einer Synode die Confeſſion in feht 
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verfchledener Welle. Die Normirung eined Zahlenverhäftniffes zwifchen 
Den Gliedern der drei Eonfeffionen hat daher ihre große Schwierigfeit, 
ja faft eine unüberwindliche. So viel ift gewiß, möge nun Wahl ber 
Eemeinden oder Denomination der höchtten Behörden oder. beides zu- 
fammen die Glieder der Synode zufammenrufen: ed wird dahin zu 
fehen und darauf hinzuwirken fein, daß die drei Confeffionen auf ber 
Landesſynode ihre Vertreter finden. Möglicherweife freilich, wenn es 
auch nicht wahrfcheinlich ift, Fönnte es doch fein, daß folche Vertretung 
nicht ftattfände: denn ift nicht etwas Beſtimmtes über das numerifche 
Berhältniß der Glieber der Landesſynode feftgefeßt, — wie fich es ja 
auch fchwer fehtfegen laßt — fo iſt es mehr oder weniger allerlei 
Zufälligfeiten anheimgegeben, ob die drei Confeffionen werben auf der 
Synode vertreten fein. Wie dann? ine Synode wäre ed dann nicht, 
wie die erſte Frage der Denkfchrift fie wünfcht, eine Synode, welche 
materiell als Trägerin Firchlicher Einficht und Erfahrung, und formell 
als die Darftelung der Landesfirche angefehen werben fünnte. — Daß 
fie fo angefehen werben koͤnne, wird felbft dann feine Schwierigfeit 
haben, wenn wirklich, fei es in Folge von Denomination ober von 
Mahl, die drei Bonfeffionen ihre Vertreter auf der Landesſynode haben: 
denn nad) dem fchon oben Angebeuteten muß eine itio in partes ftatt- 
finden fönnen, da In confefftonellen Fragen und Verhandlungen die 
Neformirten und Unirten nicht durch Majoritätsbefchlüffe über das 
Dogma, über die Eonfeffton, z. B. in liturgifchen Beftimmungen, ver 
Zutherifchen etwas feitfegen können und eben fo wenig Zutherifche über 
Reformirte oder Unirte. 

Aber wie ſoll es denn, da das Confeſſionelle an vielen Punkten 
hervorbrechen wird, zu gemeinſchaftlichen Synodalbeſchluͤſſen 
fommen, namentlich in Betreff der liturgiſchen Frage, was doch aus⸗ 
brüdlich ein Gegenftand der Synodalberathungen fein fol? — Hier 
ift es ſchwer, wenn auch nicht unmöglich, die rechte Antwort zu finden. 

Weiter wäre Died zu erörtern und zu beftimmen, in welchem Ber: 
hältniffe fih Laien und Geiftliche auf der Landesſynode finden follen. 
Denn daß die Synode „aus geiftlihen und anderen tüchtigen welts 
lichen Mitgliedern” beftehe, ift der Wille Sr. Majeflät und ift gemäß 
den Grundfäßen der evangelifchen Kirche (vgl. Nr. IV, ©. 45, mit den 
angeführten Zeugnifien aus Melanchthon, Luther, Stahl). Wie 
viel nun Geiftlichen, wie viel Laien? Nr. I fehlägt S. 17 vor, gleich« 
viel von beiden. Nr. II will, daß die Synode ber überwiegenven 
Mehrzahl nach aus Mitgliedern des geiftlichen Standes zu bilden fei, 
da für felbigen der Dienft der Kirche ver eigentliche Lebensberuſ fet, 
und da der Schwerpunft der Kirche im Paftorat liege (S. 32). Dem 
ift um fo eher beizuftiimmen, da felbft nach ver freieren rheinifch-weft- 
phälifchen Presbyterial⸗Kirchenordnung die Provinzialſynode aus zwei 
Drittel Geiftlichen und einem Drittel Laien befteht. Bei gleicher Ver⸗ 
tretung der acht Provinzen durch Deputirte, wenn fe beliebt werben 
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follte, erhebt fich noch die Schwierigkeit, daß dann Provinzen mit nur 
7, Million Proteftanten, wie Rheinland, Pofen, viermal mehr vertreten 


find als fo eine Provinz wie Sachfen mit 2 Millionen Evangeliihen. 


Dann ift weiter zu erwägen, ob und wie ganze Gorporationen, 
3. 2. die theologifchen Facultäten u. f. w., Vertretung finden follen auf 
der Randesiynode. Daß die ſechs theologifchen Facultaͤten je einen 


Abgeoroneten ſenden, wie auch die Gutachten I, IV erwarten, ift gan | 


in der Ordnung. Der Borfchlag vom Verfaſſer des Gutachtens Rr. IV, 
es folle auch je ein evangelifches Glied der Juriſten⸗Facultaͤten auf 
der Synode erfcheinen, hat doch fein Bedenken. Will man auch nid! 


befonderd betonen, was im Gutachten II, ©. 31, gefagt wird, „daß 


Mitglieder juriftifcher Facultaͤten fich vielleicht wundern würden, wenn 
man ihnen zumuthete, fich zu der Augsburger Confeſſion zu befennen“, 


fo ift e8 doch fchwerer, die Berechtigung der Glieder der juriftifchen 


Facultät mit dem ausdrüdlichen Wunfche Sr. Majeftät des Königs 
(Denkichrift ©. 6) recht in Uebereinftimmung zu bringen: „Zum Ein 
tritt in die Synode geben nur das Kirchenamt oder der Auftrag der 
aus der neuen Gonftituirung der Kirche hervorgegangenen Kirchen 
behörbe die Vollmacht“. Gerechtfertigt, wie ed Gutachten IV, ©.51, 
heißt, ift die Berufung eines Juriften aus je einer Facultaͤt were 
durch das Herfommen der alten Kirche in Bezug auf die Doctoren 
des canonifchen Rechts, noch durch die Billigung der Generalſynode 
von 1846, noch durch die überwiegende Mehrzahl der 1849 abge 
gebenen Gutachten. 

Wie die Öutachten einmüthig es ausfprechen, die auf das Detail 
der Eompofition der Landesſynode eingehen, fo find die neun Generals 
Superintendenten, die acht Directoren oder Bräfiventen ber Gonfiftorien 
und der Präftdent ded Evang. Ober» Kirchenrath8 als Glieder der Lan 
desſynode zu berufen und vom Evang. Ober⸗Kirchenrath, wenn nicht 
nach dem Vorfchlag des II. Gutachtens, S. 35 alle Glieder desſelben 
zugleich als folche Glieder der Landesſynode fein follen, — gemäß dem 
Gutachten I,.S. 17 — außer dem Präfinenten noch je ein Mitglied der 
drei confeffionellen Fractionen mit vollem Stimmrecht, die übrigen Mit 
glieder mit berathiender Stimme. — Weiter ift ganz Dem beizuftimmen, 
was in Nr. IV, ©. 51 unter b) vom Recht der beiden weftlichen Pros 
vinzen gefagt iſt, Vertreter aus Geiftlichen und Aelteſten beftehend zur 
Landesſynode zu wählen. 

Eine der wichtigften Fragen über Compoſttion der Landesſynode, 
die zu beantworten noch übrig ift, das ift die: Wie, in welcher Weile 
fol die Auswahl oder Wahl der Glieder der Landesſynode ftattfinden? — 
Nimmt man an, wie im Gutachten] unter Hinweifung auf die General 
Synode von 1846, die aus 75 Gliedern befand, angenommen if oder 
vorgefchlagen, daß die Zahl über 80 nicht viel hinausgehen darf, — 
nimmt man ferner an, was doch nicht zu bezweifeln ift, daß von Dei 
Königs Majeftät zur Eonftituirung einer Verſammlung, die der koͤnig⸗ 
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liche Gedanke und Wunfch und die Fönigliche Vollmacht in's Dafein 
gerufen hat oder ruft, laut feiner Wahl Männer feines Vertrauens bes 
rufen und ernannt werden, fo wäre von den 80 oder etlichen 80 Glie⸗ 
dern der Synode faum die Hälfte noch durch eine Wahl, fo fie anders 
ftattfinden fol, einzuberufen.. 

Bon folcher Wahl nun will das Gutachten II, ©. 31, nichts wifien, 
„die Ernennung der Mitglieder der Landesſynode foll formel einzig 
und allein von Sr. Majeftät dem Könige ausgehen.” Aber dies möchte 
Doch wenig dem füniglichen Gedanfen entfprechen, „daß gegenwärtig 
fein anderes Mittel übrig bleibe, al8 die Gemeinden ſelbſt an- 
zuregen und ihnen dazu die Hand zu bieten, daß fie die Orbnung 
ihres Lebens aus ihrer eigenen That hervorgehen laffen“ (Denffchrift 
©. 33). E68: würde auch den Erwartungen des Landes, der Kirche 
und den bisher innerhalb der chriftlichen oder evangelifchen Gemeinde 
herrichenden Begriffen von einer Landesſynode wenig entiprechen, wenn 
die Gemeinden ſich nicht mit durch Bethätigung von Wahlen in activer 
Weiſe an der Componirung und Eonftituirung einer Landesſynode bes 
theiligen Fönnten. s 

Die Schwierigkeit in den öftlichen Provinzen, wie auch Gut⸗ 
achten J und noch mehr Gutachten III hervorgehoben, ift freilich Die, 
daß daſelbſt in folcher Weile wie in den weftlichen Provinzen eine 
presbyteriale und fonodale Gliederung, Ordnung und Zufammenfaffung 
der Firchlichen Kräfte und Potenzen fich nicht findet. Aber auch diefes 
zugegeben, und ferne davon, zu verhehlen, daß Verfaſſungen der Art 
wie in den weftlichen Provinzen auch für die öftlichen in etwas zu 
wünfchen find, — fo muß es doch ald eine Die Vorzüge der weftlichen 
Kirchenordnungen überfchägende Behauptung angefehen werden, was 
wir im Gutachten II, ©. 35 Iefen: „Es giebt — heißt es dafelbft — 
nur einen zwiefachen Weg, entweder durch die organifch gegliederte und 
verfaßte Gemeinde die Firchlich tücdhtigen und erprobten Männer mittelft 
Mahl zu beflimmen, over, wenn folche Gliederung nicht vorhanden, 
diefelben aus einer von den höheren Stufen des Kirchenregiments zu 
bewirkenden Auswahl hervorgehen zu laflen”. — Nein, fo ftarf ift der 
Unterfchied zwifchen den fo mit Nachdrud genannten „organifch vers 
faßten und gegliederten Gemeinden” — «8 find die in Rheinland und 
Weſtphalen ohne Zweifel gemeint — und zwifchen denen in den öftlichen 
Provinzen nicht, daß letztere von organifch gefaßt und gegliedert nichts 
wüßten und nichts hätten, al8 müffe man dies nur in Rheinland und 
Weſtphalen fuchen. — Dann wären ja die öftliden Gemeinden uns 
organifche Haufen und feine Gemeinden. Schreiber dieſes kennt den 
Unterfchied zwifchen Oft und Weſt aus eigner 32jähriger Erfahrung 
und Anſchauung der Firchlichen Zuftände in Rheinland und Weftphalen 
und aus mehrjähriger Erfahrung in hieſigen öftlichen Provinzen und 
möchte da fragen, was für ein fo großer Unterſchied zwifchen fo vielen 
„organiſch gefaßten und geglienerten Gemeinden“ in Rheinland G. B. in 
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den oberrheinifchen Gebieten, die von PBreöbyterialfreiheit, von freie . 


Prebigerwahl u. ſ. w. herzlich wenig haben und wiflen), in ber Grafs 
[haft Mark — und zwifchen biefigen Gemeinden if?! 

Daß der presbyteriale und fynodale Unterbau, wie es hin und 
wieder in den Gutachten heißt, der Unterbau in Kreis- und Provinzial 
fonoden, zuvor zu Stande fomme, ehe eine Landesſynode zufammen- 
tritt, iſt alfo, wie öfters hier ausgeiprochen ift, ſehr wünfcens: 
werth, aber nicht unerläßlich nothwendig, und dies Ift für die, 
fo eine Landesſynode begehren, um fo mehr zu beachten, da es ja immer 
noch fehr dahin fteht, ob in den uriprünglich Tutherifchen Kirchenge 
bieten eine Kreis⸗, eine Provinzialſynode, wie die in den weftlichen 


Provinzen, zu Stande fommen wird, felbft wenn überall eine revidirte 


Gemeindeordnung in's Leben träte. 


Daß die Wahlen durch die Geiftlichkeit einer natürlichen Bafis 


entbehren, wie das Gutachten II, ©. 31 sqq. behauptet, iſt zuviel ges 
fagt und behauptet. Sind, wie es weiter heißt, „in der Mehrzahl der 
Superintendenturen die Synoden leider fo gut als nicht vorhanden", — 
„stehen die Geiftlichen in atomiftifchen Vereinzelyngen neben einander‘, 
fo find das Webelftände, denen entgegenzumirfen gerade die Aufgabe, 
die Wahlen zu Kreis- und Provinzialſynoden und desgl. zu bewerk— 
ftelligen, eine dringende Veranlaſſung darbieten würde Daſſelbe gilt 
in Betreff der au erftrebenden Befeitigung von bloßen „brauchbaren Ge 
ſchaͤftsmaͤnnern“, welche unter der Herrfchaft der Büreaufratie (der lirch⸗ 
lichen) zu den Superintendenturen berufen find: es ift gut, daß dab 


Borhandenfein des Gebrechens überall zum Bewußtfein gebracht wid. 


Die zweite Frage ift die, welche rechtliche Stellung der Synode 
anzumeifen wäre, und welche Bedingungen hinzutreten müßten, ihre 
Ausfprüche in das Leben einzuführen. 


Sie enthält, wie man ſieht, zwei Fragen. — Die Beantwortung 


der erften Frage im III. Gutachten, ©. 38: die Synode wird diejenige 
rechtliche Stellung einnehmen, welche Se. Majeftät derfelben zu gebm 
für erfprießlich erachten — bringt die Sache nicht weiter. “Denn darnath 
wird ja zugleich gefragt, was für Wuͤnſche vor des Könige Majefil 
in Betreff der rechtlichen Stellung auszuſprechen wären, welche ber zu 
berufenden Landesſynode anzuweiſen ifl. — Mehr zur Beantwortung 


der aufgeivorfenen Frage dient, was mit näherer Motivirung das Gur 


achten IV, ©. 54 (unter I) ausfpricht, daß die Landesfynode nicht fein 
folle und nicht fein fönne eine Vertretung der Kirche dem Kirchen 
vegimente gegenüber, wie etwa die Kammern den Miniftern gegenüber. 
Die Glieder des Kirchenregiments bis in die höchflen Stufen hinauf 
find ja auch Vertreter der Kirche, deren Glieder fie find. Es kann allo 
nicht die Rede davon fein, daß Andre ihnen gegenüber vie Kirche ver 
treten, ein Gedanke, zu dem bei der vorgefchlagenen Compoſition der 
Landesſynode um fo weniger Raum ft, da ja ein großer Shell dei 
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Synodalglieder die hohen und höchſten Stellen im Kirchenregiment ein- 
nimmt. — Es ift in dem Qutachten Nr. IV auch zu acceptiren, was 
dafelbft vom Rechte und der rechtlichen Stellung der Landesſynode 
gegenüber der Competenz weltlicher Inftanzen, namentlich des Landtags 
unter Berufung auf Artifel 15 der. Verfaffung gefagt ift, z. B. bei Ab⸗ 
faffung von Befchlüffen über Eheoronung, Ehefcheidung, Einfegnung Ge- 
ſchiedener (©. 55. 56. 57). Berner ift Dem beizuftimmen, was Nr. IV, 
©. 57 und 58 gefagt ift vom Necht einer etwaigen Minorität gegen- 
über einer Majorität, die eben fo wenig wie das Kirchenregiment über» 
haupt ein Recht hat, am Bekenntniß zu rütteln, davon etwas hinweg⸗ 
zuthun oder hinzuzuthun. 

Mehreres zur Beantwortung der zweiten Hälfte der zweiten Frage 
findet fih fchon Hin und wieder in dem Vorigen ausgeiprocdhen; es 
gehört namentlich dahin, was vom Rechte des Belenntnifles, reſp. der 
einzelnen Befenntniffe, und wie felbige unangetaftet bleiben muͤſſen, ges 
-fagt if. Wenn auf der einen Seite dem Geifte des Mißtrauens und 
dem Geifte der Verzagtheit entgegenzutreten ift, als ob in den kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten unfrer evangelifchen Landeskirche eine folche un- 
entwirrbare Verwickelung fich finde, daß nur durch Schiema, Trennung 
derfelben ein Ende zu machen fei, fo darf Doch auf der andern Seite 
nicht überfehen werden, daß die Beforgniß, es fönne zu neuen und 
noch größeren Trennungen als den bisherigen fommen, eine nicht fo 
gar ungegründete iſt. Die confeffionelle Frage würde, wie anderwärts, 
auch auf einer Landesſynode fehr ſchwer zu löfende, auf alle Halle zart zu 
behandelnde Aufgaben vorlegen. Die Aufgabe, die Rechte der drei Con⸗ 
feffionen oder Sractionen innerhalb der Landeskirche — ber lutherifchen, 
der reformirten, der unirten — nicht zu verlegen, ift um fo fchwerer, 
da in dem Neuen, was in der Union zu Tage getreten ift und noch 
mehr zu Tage treten will, noch fo viel Unbeftimmtes, ja bie jetzt noch 
Unbeftimmbares ift, daß nothmendigerweife auch ihre Lineamente bei 
Abgrenzung und Beftimmung ihrer Rechte nicht fcharf und genau zu 
ffigziren find. Dadurch fommt aber unvermeidlich in das Recht der 
Andern, der Lutherifchen, der Neformirten auch mancherlei Unbeftimmtes. 
Wo find die Grenzen zwifchen Union und Eonfeffion? Wo berühren 
und durchdringen fie fich, wo fchließen fie fich aus? — Ja, — was ift 
Unton? Selbft diefe Frage harret noch ihrer Antwort. Iſt fie eine Ge⸗ 
finnung, die Gefinnung der Milde, Einigkeit u. ſ. w.? — St fie eine 
Lehre mit einem befondern Dogma, z. B. mit dem vom Eonfenfus beider 
Gonfeffionen, der lutherifchen und reformirten? Iſt fie eine theologifche 
Schule oder Richtung? Iſt fie eine neue, eine dritte Eonfeffion neben 
den beiden andern, — oder die Indifferenz von beiden? — Lauter 
ragen, die bis hieher weder in den officiellen Urkunden über Union 
noch in der Gefchichte derfelben ihre genügende Antwort gefunden haben 
und daher Beflimmungen und Feſtſetzungen über das Recht der Union, 
über die Grenzen ihred Rechts, über ihren Umfang und Thatbeftand 
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ſehr ſchwer machen. Die Landesſynode wird daher auf einem feh 


fhmalen Wege einhergehen müflen, wenn fie weder rechts noch link 
anftoßen und weder das Recht der Confeffion noch der Union verlehen 
will. — Die Gewiffen wollen mit großer Schonung behandelt fein, 


Majoritatsbefchlüffe, Machtgebote können ein ſchwaches Gewiſſen nicht 


heilen, — werden das feft in Gottes Wort und im Zeugniß und Be 
fenntniß der Kirche ruhende Gewiſſen nicht fo leicht zum Wanken bringen. 
. Sollen die Ausfprüche der Synode ind Leben eingeführt werden, ſo 
hat man fich wohl zu hüten, daß man in feinerlei Weife fich übereike, 
überftürze, und nicht durch Machtgebote, alfo fleifchliche Mittel, etwas 
erziwingen oder hinftellen oder doch darftellen will, als wäre es da, obwohl 
ed nicht da iſt, und was doch nur eine Frucht des Geiftes fein kann. 
Findet fih dann nicht das gewünfchte. Einverſtaͤndniß in dem 
und jenem Stuͤck oder nur zum geringen Theile, fo ift ed gerathen, 
mit diefem Stuͤckwerk vor der Hand vorlieb zu nehmen, und die Ber 
handlungen da abzubrechen, wo fie ſich nicht weiter führen laffen, ohne 
die Gewiſſen zu befchweren, und den Geift zu betrüben. 
Je größer die Verwickelungen der Firchlichen Dinge jeht find, 
deſto fäuberlicher muß man fahren und deſto mehr eingedenf fein de 
und für dieſe jebige Zeiten gegebenen Lofung: Hie ift Geduld und 





Glaube der Heiligen. Diefer fchonenden Geduld, diefer Alles tragenden 


Liebe braucht ‚man fich nicht zu fchämen, und wenn feheinbar dad 


Refultat einer Landesfynode, die in Liebe und Geduld gearbeitet hal, 


auch noch fo gering wäre in den Augen der Leute, fo ift doch die 


Arbeit der Liebe und die Geduld der Hoffnung nicht vergeblich, und 


in der Schwachheit, die lieber den Hohn der Gegner trägt, als daß 
fie ven ſchwachen Bruder ärgert, die Gewiſſen verwirrt, ift die Kraft 


. Botted mächtig, uͤberſchwaͤnglich mächtiger als in der fcheinbaren Kraft 


‚ 


die Kleifch für ihren Arm hält, den Glauben becretirt, die Geile 
uniformirt und in einer Herrlichkeit gloriirt, die nichts anderes ald 
eine fleifchliche Prolapfis deflen ift, was der Herr darftellen wird zu 
feiner Zeit, durch feinen Geiſt. \ ' 

Se fefter nun die Landesſynode in dem Bekennmiß fieht, ie 
williger fie ift, das Recht der Confeffionen in allen Stüden unge 
fränkt zu erhalten, je zarter und fchonender die Behandlung der Ge⸗ 
wiſſen ift, defto feſtere Schritte kann die Synode auf ihren Wegen 
thun und deſto ungehemmter die evangelifche Freiheit walten laflen, 
die gebunden ift am Gottes Wort und Gotted Willen. Dem lauten 
Gefchrei der Einen, dem heimlichen Mißtrauen und Argwohn de 
Anderen gegenüber, als folle von Oben herab duch Machtgebot der 


Kirche allerlei octroyirt werden, kann man nicht beffer entgegentreten, 
al8 wenn man der Freiheit, d. h. der evangelifchen, den gebührenden 


Raum giebt. Auch das würde viel dazu beitragen, die Befchlüffe der 
Synode ins Xeben einzuführen, wenn es ihr gelänge, in ihren Ber 
handlungen den Gedanken der Denffchrift zur Anfchauung zu bringen, 
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es fei zum Gedeihen der Kirche eine fynobalifche Vertretung nöthig, 
oder — wollen wir weniger fagen — fehr wünfchenswerth. Das 
würde freilich in der Landesſynode nur in dem Maße fich darftellen 
und zur Erfcheinung fommen, in welchem ed gelingt, daß in ven Ges 
meinden, Kreis» und Provinzialfynoden, mag nun das preöbyteriale 
oder confiftoriale Element darin vorwiegen, der Geift der Zucht Herr- 
fhaft erlangt und waltet, ver im Wort, m Belenntniß und in That 
unter das Wort des Heren fich beugt und ihm allein die Ehre giebt. 


Anträge 


j des Referenten in der Sache betreffend die Berufung einer 
allgemeinen Landesfpnode. 


1. „Eine Synode, weldhe den in der Denkichrift angegebenen Anforde 
rungen in materieller und formeller Hinficht entfprechen fol, kann nur 
-aus den im Referat näher bearündeten Vorfchlägen hervorgehen. Ans» 
befondere ruht fie auf dee Srundlage von Kreis: und Pro- 
vinzialſynoden. 

2. Jene Vorſchläge fegen die Gemeindeverfaſſung als eine beſtehende 
und beziehungsweife weiter zu entwidelnde voraus, welche herbeizuführen 
das Kirchentegiment, ohne daß es hierzu felbft erfi einer fynodalen Mit- 
wirfung bedarf, berechtigt if. 

3. Dagegen ift diefelbe und namentlich die Mitwirkung einer Landes 
fonode erforderlich bei weientlihen Aenderungen und neuen Beſtim⸗ 
mungen, insbefondere im Gebiet der Lehre, des Eultus ꝛc. und, mit 
Rüuckſicht auf die ki vorbereiteten Grörterungen, um in Betreff der 
kirchenrechtlichen Feilegungen über die Liturgie, das Diafonat (bes 
ziehungsweife den ordo diacon.) und das Eherecht, die der Lehre der 
evangelifhen Kirche entfprechenden Srundfäge zum Ausdrud, und zur 
Ausführung dur das Kirchenregiment zu bringen. 

4. Sollte das dringende Bedürfniß es nicht pefatten, der Berufung einer 
Landesfynode fo lange Anftand zu geben, bis der Nr. 1 bezeichnete Weg 
eingefchlagen werden kann, fo fleht es mit dem jeßt geltenden Rechte 
nicht im Widerfpruch, eine ſolche nach den im Neferate entwickelten 
Grundfägen zu bilden. 

5. Für diefe iſt in Anfehung der confeffionellen Gliederung und des Rechts 
der Belenntniffe, wo es auf dasjelbe bei Berathung confeffioneller Fragen 
anfommt, dasjenige maßgebend und begiehungsmeife analog anzumwen- 
den, was die Allerböchfte Cabinetsordre vom 6. März 1852 und die zu 
ihrer Ausführung erlaffene Inſtruction vom 12. Mai 1852 enthalten. 

6. Den foldyergeftalt zur Landesſynode berufenen geiſtlichen und weltlichen 
— Drganen des Kirchenregiments und der Gemeinden — treten diejenigen 
Perſonen geiflichen und weltlidden Standes hinzu, welche Se. Majeſtät 
der König zur Theilnahme an der Landesſynode zu berufen für gut finder. 

7. Die von der Synode (welche nicht eine Vertretung gegenüber dem Kirchen⸗ 
regimente ift, fondern mit demfelben gemeinfam und fo wirft, daß fie 
es als ihre Aufgabe erkennt, durch Dienft und Zeugnis eine Stärkung 
und Erweiterung desjelben zu fein) zu faflenden Beichlüffe erlangen 
verbindliche Kraft und Vollziehbarkeit erfi durch Allerböchfte Beflätigung 
Sr. Majeſtät des Königs, weichem daher nothwendig auch vorbehalten 
bleibt, die Angemeſſenheit der Beichlüffe Seiner Prüfung — beziehungs. 
weife der Begutachtung der Lirchenregimentlichen Organe — zu unter 
werfen und nach Befinden die Beftätigung zu verfagen.” 


Einundzwanzigfte Sitzung. 


Berlin, den 3. December 1856. 


Der Präſident, Wirkl. Geheimerath v. Uechtritz, eröffnete bie 
Sitzung um 10 Uhr. Das Gebet ſprach Superintendent König. Zur 
Verhandlung ſteht die Frage wegen Einberuſung einer Landesſynode. 

Der Vorſitzende bemerkte, daß für die Verhandlungen der Com 
ferenz nur noch eine Furze Zeit geftattet fei, deshalb die Debatte ſich 
in engeren Schranfen zu bewegen habe. Die gedrudten Anträge de 
Meferenten würden zwar nicht pofitiv der Abflimmung unterworfen 
werden, aber als Anhaltpunft für die Debatte dienen. Dabei fehte er 
den pass. 2 diefer Anträge als felbftverftändlich voraus, infoweit fid 
das daraus etwa herzuleitende Repräfentationsprineip nicht der Ber 
handlung über den pass. 1 anjchließen werde. Ebenfo fei in der Ber 
fammlung ad pass. 6 darüber fein Zweifel, daß eine Synode, wenn fi 
berufen werben follte, aus Geiftlichen und Laien zufammenzufeßen ſei. 

Dagegen werde der pass. 5 der gedrudten Anträge einen An 
fnüpfungspunft bilden, um die folgenden Anträge des Profeſſors 
Hengftendberg, des Superintendenten König, und einen forden 
überreichten und verlefenen Antrag des Superintendenten Ball zu 
Discuffion zu bringen. Er ftelle diefen Bunft an die Spige der de 
rathung, weil deſſen Feftftellung von wefentlichem Einfluffe auf die 
Berathung der folgenden Gegenftände fein würde. 


l. 

„Die Hochw. Verfammlung wolle an Se. Majeftät den König 
„den Antrag fielen, daß etwa zu berufende Synoden fo beilimmi 
„wie möglich auf Grund des Bekenntniſſes zufammen: 
„berufen werden, und zwar die Mitglieder, die nach ihren Leben‘ 
„und Amtsverhältniffen Iutherifch oder reformirt find, auf Grund 


„des Iutherifchen oder reformirten Belenntniffes, die im engeren 


„Sinne Unirten auf Grund des‘ Eonfenfus. 
„Dos Motiv it: weil davon die Legitimität der Synoden 
„und die rechtliche Gültigkeit ihrer Befchlüffe abhängt.“ 


2. 
„Die Hochw. Berfammlung wolle befchließen, daß auf densl 


„berufenden Synoden in allen Sachen, welche das confeffionelt 
„Bewußrfein berühren, eine itio in partes flattfinder. 
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„Das Motiv if: daß ohnedem die Beichlüffe der Synoden 
„für alle treuen &lieder der Confeſſionskirchen Teine Bedeutung 
„haben und von ihnen als ungültig betrachtet werden würden.“ 


Hengftenberg. 


„Es giebt nur Eine, auf dem Grund des göttlichen Wortes 

„und der reformatorifchen Belenntniffe Kebende Landeskirche, 

„in der das Bekenntniß für jede Confeſſion rechtlich gefichert if. 

„Dei diefer Sicherung und da über Fragen des Belenntnifles 

„Leine Majoritäten entfcheiden können, braucht die Wahl der 

„Mitglieder der Landesſynode nicht nach Eonfeffionen zu erfolgen.“ 
König. Thiele Wiesmann. Bogt. Hoffmann. Flottwell. 
Lehnerdt. Liedke. Albert. Ball. Blume Bod. Jacobſon. 

Krummader Schulf. Naumann. NRedlid. Thal. 
Schmidtborn. Hasper. 


„Die Hochw. Conferenz wolle erflären, daß fie jede Beftim- 
„mung über eine itio in partes bei confeffionellen Fragen auf 
„der Landesfpnode für überflüffig erachte, indem einestheils die 
„Sonfeffion außer dem Bereich der Befchlüffe einer jeden Synode 
„liege, anderntheils bei allen ragen, die eine confeflionelle Be⸗ 
„siehung haben könnten, zu der gefammten Landesiynode das 
„gerechte Vertrauen gehegt werden dürfe, daß in ihrem Rechts» 

“ „gefühl eben fo gut, wie in dem eines Theils derfelben, die Ga⸗ 
„Tantie liege, dat jedem berechtigten confeffionelen Anfpruche fein 
„unveräußerliches Recht bleibe.“ 


Ball. Shmidtborn. Thielen. Wiesmann. Blubme. 


Die beiden anderen Anträge des Profeſſors Hengftenberg (vgl. 
die folgende Sigung) würden fpäter, refp. in Anfnüpfung an bie 
pass. 1 und A der gedrudten Anträge des Referenten, zur Berüd- 
fihtigung kommen. Die Frage, ob überhaupt eine Landesfynode zu 
berufen, könne aber nicht Gegenftand der Abftimmung fein, da fie von 
Sr. Majeftät ſchon bejahend entſchieden worben. 


Präfident Dr. Goͤtze verlas hierauf und überreichte den folgenden, 
son ihm geftellten, Antrag, welcher von dem Vorſitzenden mit zur 
Dieeuffion geftelt wurde: Ä 


„Die Kirchenconferenz wolle bei dem hohen Kirchenregiment 
„deingend befürworten, daß zuvörderſt und jedenfalls vor weiterer 
„Beſchlußnahme wegen Berufung einer Landesfynode die con« 
„feſſionelle Krage auf der Grundlage und in Gemäßheit der Aller: 
„höchften Drdres vom 24. Februar 1834 und 6. März 1852 zu 
„einer gerechten Löfung gebracht, insbefondere in Gultus, Ge⸗ 
„meindeordnung und Kirchenverfaflung das gute Recht der lu⸗ 
„therifchen und reformirten Kirche als folcher, gegen aus der Union 
„entnommen Beeinträchtigung und Verdunkelung, ſicher geftellt 
„werde.” 


Damit wurde die Discuffion eröffnet. 

Profeſſor Hengftenberg fpradh zuerft für die von ihm zu dem 
zu erörternden Punft geftellten Anträge und führte aus, wie entiveber 
die Befenntniffe der beiden Confeſſionskirchen in ihrer vollen Gültigkeit 
verbleiben, oder die preußifche Landeskirche ohne Bekenntniß fein müfle. 
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Die Union habe es (einige verfchmolzene Gemeinden abgerechnet) not 
zu keinem eigenen Belenntniffe gebracht, das Bekenntniß des Conſenſus 
fet über das Stadium des Wunfches nicht Hinausgefommen. Bon den 
Bedingungen, welche das Kirchenrecht für die Aenderung des Bekennt⸗ 
niffes aufftelle, fei von der abforptiven Union feine erfüllt. Dies Alles 
fei ſchon oft und gründlich dargethan. Die Allerhöchften Cabinetsordres 
vom Februar 1834 und März 1852 Hätten aber das gute Recht der 
Gonfeffionsficchen auf ihre Belenntniffe aufs Reue anerfannt und be 
ftätigt. In der letztgedachten Cabinetsordre fei auch das Recht und 
die Pflicht der itio in partes in confefftonellen Fragen für das Kirchen: 
regiment anerfannt. Dasfelbe gelte von Synoden, denfe man fie als 
Erweiterungen des Kirchenregiments oder ald Repräfentation der Kirche. 
Die Verficherung, daß. die Anordnung der itio in partes unnüß fti, 
weil Synoben die Befenntniffe der Kirche nicht ändern koͤnnen, müfle 
abgewiefen werden, da die Synoden jedenfalls mit Handhabung 
des Befenntniffes zu thun hätten, und da fei es einleuchtend, daß die 
Reformirten nicht über Lutherifches, und umgefehrt, zu entſcheiden vers 
mögten. Die Reformirten würden leichter gegen Katholiken als gegen 
Zutheraner gerecht fein. " 
Präfident v. Mittelftädt führte aus, daß wie jedes Regiment, 
fo auch das Kirchenregiment feine Bafis in der Gerechtigkeit haben 
müffe. Darauf habe fein früherer Antrag gezielt, betreffend die Reviſion 
des Verfahrens bei Einführung der Union. Er fei damit nicht durd- 
gedrungen, indem man ed dem Gonfiftorio in Stettin, eine berartige 
Reviſion für fich vorzunehmen, überlaffen Habe. Denfelben Zweck ver 
folge ein gegenwärtig von ihm geftellter Antrag. 
1. „Die Eonferenz wolle den Rath ertheilen, daß, wenn des Königs 
„Majeſtät bei Allerhöchſt Ihrer Abficht ſtehen bleiben, eine General, 
„ſynode zu berufen, folches mit der bei der Berufung zu ſtellenden 
„ausdrüdlichen Weifung und Bedingung gefchehe, daß die Or 
„neralſynode fich firenge in der Bahn der Gerechtigkeit bewegt 
„und halte, in welcher jeder Confeſſion das Ihrige zu Theil wird 
„die der Iutherifchen Gonfeflion gefchlagenen Wunden zur Heilung 
n langen, und die ihr zugefagte Pflege zur Wahrheit werden 


3. „Zu mehrerer Sicherung des Zweck trete die itio in partes, abtt | 


„nicht facultativ, fondern ex necessitate hinzu.“ 
Der Bli der Verſammlung ſei ſchon anderweitig auf die yon der 


Landesfirche getrennten Rutheraner gelenkt, deren Austritt er nicht billige 


weil fie in dem Kampf für das Iutherifche Befenntniß zu früh ermuͤdet 
wären, deren Schritt ihm aber achtungswerth fei, weil er auf dem 
Gebot des Gewiſſens beruht habe. Auch er Habe in feinem Amt oft 
Gewiffensnoth; denn fo oft auch das Kirchenregiment auf den Shub 
des Befenntniffes verwiefen habe, fei die Hebung dieſes Schutzes ihm 


Doch oft ſchwer gemacht. Die Föniglichen Orbres aus den Jahren 1811, 


1834 und 1852, welche das ungeänderte Recht ber Confeffion bo 
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flätigen, ermangeln noch ihrer vollen Ausführung. Das Eonfiftorium 
in Stettin habe zwar ſchon einige Siege errungen, die Ordination der 
Geiftlichen auf die Augsburger Eonfeffion und den Iutherifchen Kates 
chismus gerichtet, die Vocationen dem gefchihtlichen Bekenntnißſtande 
der betreffenden Gemeinden entiprechend gemacht, aber noch immer fei 
das volle Recht der Confeſſion nicht anerkannt. Er fürchte, daß Dies 
auch von einer allgemeinen Synode nicht gefchehen werde, wenn nicht 
vorher unumftößlich feftgeftellt fei, daß fie fich innerhalb der vollen 
Geltung und Unantaftbarfeit der beftehenden Iutherifchen und reformirten 
Confeflionen zu halten habe. Die in der Generalſynode von 1846 
gemachten Erfahrungen Fönnten ihn in feiner Beforgniß nur beftärfen, 
und auch die gegenwärtige Conferenz mindere diefelbe nicht, fo Herrlich 
auch manches Zeugniß für die Confeffion abgelegt worden. Eine neue 
Synode werde vielleicht die beliebte Bahn der Fortentwidelung von 
Lehre und Befenntniß weiter betreten und bamit die [utherifche Kirche 
zu ihrem Ende führen. Wenn e8 aber auch nicht zu einer Synode 
Tomme, fo wünfche er nicht minder zur Ausführung gebracht zu fehen, 
was zur Kräftigung des Befenntniffes und damit einer wahren Union 
gereiche, damit auch den ausgefchiedenen Brüdern die Möglichkeit einer 
Rückkehr in die Landeskirche eröffnet werde. Damit werde das Kirchen» 
regiment die verlorene Kraft wieder gewinnen, in Bommern insbefondere 
dem Ausfcheiden und dem Sertenwefen Schranfen gefegt werden. Ad 2 
feined Antrags bemerfe er, daß er in den Pommerfchen Sachen von 
einer im Evang. Ober » Kirchenrathe ftattgefundenen itio in partes auch 
feit der Allerhöchften Ordre vom 6. März 1852 noch feine Spur ges 
funden habe; daher fein Antrag die Nothwendigkeit einer folchen 
zum Anerkenntniß bringen wolle. 

Der Bräfident ftellte den Antrag des Präfidenten v. Mittels 
ftädt zur Unterflügung und dann mit zur Discuffion. 

Supermtendent Schulg trug vor, wie er die Abficht Sr. Majeftät, 
eine Landesſynode zu berufen, mit Freude begrüßt habe, nicht minder die 
Erflärung des Evang. Ober⸗Kirchenraths, daß er fonodale und presby⸗ 
teriale Geftaltungen der Kirche für ein unabweisbared Bedürfniß halte. 
Er freue fih auch, daß das hier Berathene noch einmal einer Landes⸗ 
fonode unterbreitet werden fole. Wegen der Frage, wie eine ſolche 
Synode zu bilden, fchließe er fich ganz den von dem Profeffor Dr. Ja⸗ 
cobfon-entwidelten Anfichten an und fei der Ueberzeugung, daß eine fo 
gebildete Synode den Allerhöchft ausgefprochenen Intentionen entiprechen 
werde. Man habe gefagt, eine Synode fönne nicht zu Stande fommen, 
weil ed in der Kirche an dem nöthigen Glauben fehle. Leider wären Viele 
vom Glauben der Kirche abgefallen, dies fei aber zu feiner Zeit anders 
geweſen. Aus diefem Grunde dürfe daher die Organifation nicht unters 
bleiben. Die Gleichgültigfeit gegen die Kirche (ſchlimmer als die offene 
Feindſchaft) fei hauptfächlich daher entitanden, daß die Gemeinden zur 
Unthätigfeit und Theilnahmlofigfeit verurtheilt wären. Diefe müßten new 
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belebt werden. Man folle nur Vorfehrung treffen, daß nur Lebendige 
Glieder der Kirche in die Synode eintreten. ‘Die itio in partes finde viel, 
feitige Vertretung; das heiße aber die Synode In drei Fractionen fpalten, 
was nur die Einheit der Kirche und die Union gefährben fönne De 
unirte Charakter der Landesficche müfle vor Allem anerkannt werden, 
indem die Union in derfelben gefchichtlich, kirchenrechtlich und theologiſch 
berechtigt fei. Die Union habe eine Gefchichte von AO Jahren. Die Pro: 
vinzen Bommern, Sachen, Weftphalen, Rheinland wären wefentlich unitt. | 
Bon Preußen habe e8 auch General» Superintendent Sartoriud an 
erkannt. In Schlefien werde es nicht anders fein. Died müffe zur 
Anerkennung fommen. Die Union habe Feine dritte Kirche bilden, fon 
“dern die lutherifche und reformirte auf dem Grunde der beiderfeitigen | 
Befenntniffe vereinigen wollen, wobei einer Jeden ihr Bekenntniß ge 
wahrt worden. Er müfle auch darum widerfprechen, wenn man be 
Haupte, daß die Union fein Belenntniß habe. Sie fei nur reicher an | 
Bekenntniß als die Confeffiondfirchen. Noch größer fei die theologiſche 
Bedeutung der Union. Beide Eonfeffionsficchen fländen auf der Lehre 
von der Rechtfertigung durch den Glauben, als dem Schwerpunft ihres 
Glaubens. Alles Andere fei nur Entwidelung diefer Fundamentallehre, 
und für das eigentliche Glaubensleben nicht von Bedeutung. Man 
habe dies Verfahren bei Einführung der Union angegriffen. In hiefige 
Stadt wäre diefelbe im Jahre 1817 von der gefammten Geiftlichfeit mit 
poller Acclamation und auch von den Gemeinden gern angenommen. 
Es fei fein Wivderfpruch aus der Gemeinde laut geworden, und die 
erfte unirte Abendmahlsfeier am 31. October 1817 unter größerer und 
begeifterterer Theilnahme als je zuvor gefeiert. Die Union entfprede 
auch der theologifchen Bildung der Gegenwart, und da könne eine itio 
in partes nur trennend wirken. Im SKirchenregiment fei biefelbe nie 
realifirt. Wuͤrde fie gefeglich nothiwendig für die Synode, fo wuͤrde 
die Kirche wieder auseinanberfallen. Wenn man aus der Gemeinde 
ordnung die Vertretung auf Synoden außftreichen wolle, fo begrabe 
man damit alle Ausficht auf Entwidelung des Organifationswerfs in 
der Kirche. In der befchworenen Verfaſſung ftehe ein Satz von det 
Selbftändigfeit der evangelifchen Kirche; dazu bevürfe es preöbyterialer 
und ſynodaler Einrichtungen, da das Kirchenregiment nicht die Kirche fei 
Die feineren Unterfcheidungslehren der Befenntnißfchriften wären faum 
gekannt, und fehwerlich von einem Geiftlichen unter hundert. Das Voll 
wiſſe noch weniger davon, und fet e8 nicht zu verantworten, wenn man 
noch für dieſe Unterfehiede eifere, die ihre Bedeutung verloren hätten. 

Generals Superintendent Sartorius bezog fich zur Berichtigung 
der von dem Superintendenten Schult eben gemachten Aeußerung 
auf das betreffende Protofol der früheren Sigung, worin er fich über 
den Confeffionsftand der Gemeinden in der Provinz Preußen ausge 
fprochen habe, und bemerfte dazu, daß der Unionsritus von der Mehr: 
zahl der preußifchen Gemeinden nicht angenommen fei. 
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Präfident Dr. Göhe erklärte: Eine in der Entwickelung begriffene 
Kirche, welche eine Einheit anftrebe, könne Dazu nicht durch eine Ges 
neralſynode gelangen, vielmehr fege die Haltung einer folchen Synode 
die Einheit der Kirche voraus. Der Superintendent Schul habe von 
dem unirten Charakter der Provinzialficchen geredet. Für die Pros 
vinz Preußen habe der General- Superintendent Sartorius bereits 
widerfprochen. Die reformirten Gemeinden hatten dort Union und 
Agende nicht angenommen. In Schlefien wären ſechs veformirte Ges 
meinden, wovon drei der Union nicht beigetreten, eine davon zurüds 
getreten wäre. In der Provinz Sachfen hätten Die meiften veformirten 
Gemeinden ſich gegen Die Union erflärt. In der Provinz Bofen wäre 
wohl berichtet, Daß die Union leicht einzuführen fei, weil Feine Refor- 
mirten da wären. So fei in den öftlichen Brovinzen der Charakter der 
Union wefentlich der, daß die Tutherifche Kirche fich mit fich ſelbſt unirt 
habe, und daß die Rutherifchen ihre Orbnungen und Gottesdienfte hätten 
aufgeben müffen, während die Reformirten die ihrigen behalten. In ver 
rheiniſch⸗weſtphaͤliſchen Kirche gälten die befannten drei Artikel, von 
denen Artifel II die Befenntniffe der beiden Confeſſionskirchen in ihrer 
firchenordnungsmäßigen Geltung anerfenne. Mehr beanfpruche er nicht 
für die öftlichen Provinzen, unter denen Pommern, Preußen, Schleften 
und Sachen im Ganzen als große Iutherifche Brovinzen erfchienen. Er 
habe fchon in feinem früheren Antrage geltend gemacht, daß das Kirchen» 
regiment zu dem Entfchluffe kommen müfje, nicht den einzelnen Ges 
meinden das Recht ihres Bekenntniſſes als eine Conceffion zu ges 
währen, vielmehr die lutheriſche und reformirte Kirche des Landes al 
folche in ihrer Berechtigung anzuerfennen. Conceffion fei Gegenfag, 
und fomit implicite Berneinung des Rechte. Herr Präfident Goͤtze 
eitirte ein Refeript des geiftlichen Minifterii vom 31. Mai 1853, ers 
gangen an die feparirten Zutheraner und den Eonfiftorien vom Evang. 
Ober⸗Kirchenrath mitgetheilt, worin erflärt worden, daß die feparirten 
‚Lutheraner von der falfchen Vorausfegung ausgingen, als ob die evans 
geliſch-lutheriſche Kirche in der preußifchen Landeskirche nicht vors 
handen und nicht vertreten ſei. Es beftehe alſo anerfanntermaßen eine 
evangelifch-Iutherifche Kirche innerhalb der Landeskirche, und fei es Aufs 
gabe, fich über deren Rechte und Stellung Klar zu werden. Man fage 
wohl, die Lehrdifferenzen würden überfchägt und reducirten fich auf ein 
Geringed; außer der Lehre vom Heiligen Abendmahl fei Feine erhebliche 
Differenz und darin folle eben die Union fich darftellen. Dies fei eine 
unrichtige Anfchauung. Die Iutherifche und die reformirte Kirche wären 
einen durchaus verfchiedenen Entwidelungsgang geführt. Die Iutherifche 
Kirche fei davon ausgegangen, an dem vorhandenen Beftande nur das 
ju ändern, was wider Gotted Wort fei, während die helvetifche Alles 
verrporfen habe, was in der Schrift nicht feine ausdruͤckliche Be⸗ 
ftätigung gefunden; beide wären einander zu gegenfeitiger Anerfennung, 
und Unterflügung gegeben und erfenne er darin etwas Providentielles, 
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Die Tutherifche Kirche habe die Einfachheit und die Gewißheit ihres 
Bekennmiſſes als ihre Hauptgabe, woran bie Lurheraner aller Lande 
einander erfennten. Dies fei nicht bei den Reformirten, nicht einmal bei 
Katholiken. Died Eigenthümliche und das Recht der Iutherifchen Kirche 
dürfe nicht aufgegeben werden zu Gunften einer Nachbarficche, nicht aufs 
gegeben werden wegen derer, die um ihres Iutherifchen Belenntnifles willen 
Haus und Hof verlaffen, auch nicht wegen der fich getrennt haltenden 
Lutheraner, mit denen die Gemeinfchaft nicht gelöft werben follte. 

Wenn man etwa frage, warum er (Redner) nicht dieſen zutrete, 
fo antworte er, was er den Audgetretenen oft gefagt, daß er die Treue, 
die fie übten, wohl anerfenne, ihr Weg aber ein irriger fei, indem fie 
den Kampf für die lutherifche Kirche nicht außerhalb, fondern inner, 
halb der Landeskirche hätten führen follen. Diefen Weg gehe er und 
werde derfelbe mit Gottes Hülfe auch erfolgreich fein. 

Man fage auch, er rufe alte Sachen wieder wach und vergefie die 
neue Gefchichte der Union. Dagegen berufe er ſich auf die neueſte 
Geſchichte. Es gehe unverkennbar eine Strömung der Vertiefung in 
das Befenntniß und die lutherifche Lehre durch die Gemeinden und die 
fie vertretenden Geiftlichen. Wenn er bei Einführung der Union ges 
fragt habe, wie man zwei Kirchen von verfchiedener Lehre uniren könne, 
ohne auf die Lehre zu fommen, fo habe man erwidert, „vor allen Dingen 
folle man die Lehre aus dem Spiel laſſen.“ Ein Geiftlicher habe wohl 
berichtet, daß er auf Andringen der Behörden die Union (durch Ein 
führung des Ritus des Brodbrechens) in feiner Gemeinde eingefüht 
habe, daß man fich dabei aber auch beruhigen möge, da die Gemeinde 
es nicht gemerft zu haben fcheine und nicht geftört fei. So hätten die 
Gemeinden damals die Sache ftillfchiweigend hingenommen, jeht bürfe 
man ihnen nicht entgegenhalten, daß fie die Union bewußt angenommen. 
Es thue Roth, zunaͤchſt Ordnung im Innern der Kirche zu machen, 
ehe man an Geftaltung nach Außen denke. Wollte man bie in be 
Landedficche rechtlich beftehenden drei Fractionen zu einem Kirchentage 
einladen, um fich über ihre gemeinfame Grundlage zu verfländigen, ſo 
fei Dagegen’ nicht8 zu erinnern, und bedürfe es dazu auch Feiner itio 
in partes; aber zu einer Landesſynode ohne dieſe vorgängige Audein 
anderfegung und ohne eine itio in partes fönne er nicht rathen und 
warne davor. Man Elage oft die Geiftlichen an, daß fie das Be 
fenntniß und defien Necht fo fcharf betonten, da doch die Gemeinden 


davon nicht berührt wären. Er meine, man folle den Geiftlichen danken, 


daß fie die Streitfrage noch nicht in die Gemeinden hineingetragen haben. 

Superintendent Stiller hielt dafür, daß es vor Allem darauf 
anfomme, fich über die Grundfäge auszufprechen, denen fpäter praktiſche 
Folge gegeben werden folle. So ftehe das Recht der Eonfeffion in der 
Landesfirche grundfäglich feft und fei von dem Kirchenregiment wieder 
holt anerkannt, und ſollte man nicht bevenflich fein, Dies auch zu reali⸗ 
firen. Bon einer Synode fönne er eine jegensreiche Wirkfamtelt ſich 
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nur benfen, wenn fie auf Grund der Belenntniffe zufammenberufen 
würde und ihr Werk treibe. Geſchehe das, fo werde es ber wahren 
Union nur zur Stärkung gereichen. Was Superintendent Schulg 
von Schlefien gefagt, fei unrichtig. Die Agende fei zwar angenommen, 
aber eine fehr große Zahl der lutheriſchen Gemeinden habe ihr luthe⸗ 
rifches Befenntniß dabei ausdruͤcklich vorbehalten. Es mehrten fich die 
Stimmen der Beforgniß wegen weiterer Spaltungen in Schlefien, wenn 
man dem Belenntniffe nicht den freien Ausdruck im Gottespienft ges 
währe. So wenig wie in den Firchenregimentlichen Collegien würde 
in den Synoden die itio in partes eine Scheidung bewirken. Die 
Kirche habe ein Gewiflen und dieſes bei dem Werfe der Landesſynode 
zum Ausbrud zu bringen. Er werde für die Anträge des Profefiors 
Hengftenberg flimmen. 

Superintendent Ball erflärte, daß auf die mannichfachen Angriffe 
gegen die Union er fich gedrungen fühle, ein warmes Zeugniß dafür 
abzulegen. Man fage, die Union habe es noch zu feinem Befenntnifie 
bringen fönnen. Er erinnere daran, daß der hiefige Kirchentag 1853 
fich einmüthig zu der Augsburgifchen Eonfeffion (mit Ausfchluß eines 
Satzes im Artikel X) befannt habe. Das fei fchon ein flarfes Band. 
Die Freunde der Mnion wären auch wohl im Stande, ihr Befenntniß 
zu formuliren und es flehe gefchrieben in dem Eonfenfus der Befennt- 
nißfchriften. Die bei Einführung der Union gefchehenen Mißgriffe müffe 
man beflagen; diefelben teäfen aber die Sache an ſich nicht, und er frage, 
ob heut nicht ähnliche Mittel angewandt würden, um das Entgegen 
gefeßte zu erreichen. In dieſer Verſammlung fei aber die Frage, ob 
Union, ob nicht, überhaupt nicht zu discutiren. Se. Majeftät der König 
habe beftimmt, es gebe nur eine Landeskirche, und die an deren Stelle 
zwei oder drei fegen wollten, lehnten fich gegen die Allerhöchfte Willens» 
beſtimmung auf. E8 gebe in der Kandesfirche wohl zwei oder drei Bes 
fenntniffe, aber nicht eben fo viel Kirchen. Die durch Gemeinfchaft 
defielben Befenntnifies verbundenen Gemeinden bildeten wohl Befennts 
nißfirchen, aber nicht organifch verfaßte gefonderte Kirchen. Man fors 
dere Einheit des Bekenntniſſes für eine fegensreiche Wirkfamfeit der 
Synode, während die älteren Concile gerade in Zeiten des Streits zus 
fammengetreten wären, um diefe Einheit herbeizuführen. Man verweife 
immer auf die Cabinetsordre vom 6. März 1852 und vergeffe die näher 
declarirende vom 12. Juli 1853 — welche Redner verlief. Man citire 
den Artifel 2 ver rheinifch-weftphälifchen K.⸗O., nicht aber auch den 
dazu gehörigen, die Abendmahlsgemeinſchaft feitfegenden Artifel 3. Er 
rathe, eine Beftimmung über itio in partes abzulehnen. Er halte fte 
nicht für nöthig, weil feine Synode über das Befenntniß der. Kirche 
Befchlüffe faffen könne und mit Handhabung des Belenntniffes in der 
Regel nur das Kirchenregiment befaßt ſei. Kämen in der Synode Fras 
gen vor, welche mit ven Sonder-Befenntniffen zufammenhingen, fo vers 
trauten wenigftens bie Reformirten gern das Ihre den lutheriſchen Bruͤ⸗ 
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dern an. Die gehörte Anklage, daß Reformirte gegen Katholiken gerechter 
feien und mehr Liebe üben Fönnten, al& gegen Lutheraner, weife er zurüd. 
Seine Erfahrung auf Provinzialfynoden gehe dahin, dag man Fragen 
über Anwendung des Sonderbekenntniſſes getroft der Geſammtheit einer 
Synode übertragen fönne. Er halte eine itio in partes aber auch nicht 
für möglich, da er fich Feine confeffionelle Frage denken Fönne, die 
nicht zugleich für das andere Bekenntniß eine Bedeutung hätte. Wenn 
ber Antrag des Profeſſors Hengftenberg die Synode nad) dem du 
fenntniffe bilden wolle, fo wiſſe er nicht, ob Geburt oder Amtöverhälts 
niß oder was fonft entfcheiven folle. Der Antrag gefährde die Einheit 
der Landedfirche. 

Der Borfigende bemerkte Hierauf, daß, wenn er einen Antrag 
als gegen die Einheit der Landeskirche gerichtet, erfennen müßte, er einen 
folchen nicht zur Abſtimmung bringen würbe; es fei jenes bei den einge 
reichten Anträgen aber nicht der Fall und auch der des Dr. Hengſten⸗ 
berg formell zuläffig. 

Profeſſor Dr. Hengftenberg erklärte gegen ven Superintendenten 
Ball, verfelbe Habe ihm die Behauptung beigelegt, die Reformirten 
würden gegen Lutheraner geringere Liebe üben als gegen Katholiken, 
Was er gemeint und gefagt, fei etwas ganz Anderes: Die Verhält 
niffe zwifchen den Reformirten und Lutheranern wären fo zart und die 
Differenzen zu fein, al8 daß fie auch beim beften Willen leicht erfannt 
werden Fönnten und Sremdartiged leicht aufgedrungen werben fönn, 
während die groben Differenzen von der Fatholifchen Kirche bei gutem 
Willen ed leicht machten, ihr Gerechtigkeit widerfahren zu laffen. 

Geheimerath Bluhme trug vor; Er habe den gegen eine itio 
in partes gerichteten Antrag nicht gern unterftüßt, indem, wo wirklich 
das confeflionelle Gewiſſen fich verlegt glaube, er eine Berufung auf 
die itio nicht abfchneiden wolle. Es fei aber ein Anderes, wenn man 
das Recht darauf von vorn herein zur Vorausſetzung made, und 0 
habe ihn das Berürfniß, ein Zeugniß aus den Erfahrungen der rhei⸗ Ä 
nifchen Kirche zu geben, dem Antrage beitreten laſſen. Die rheiniſche 
Kirche bedürfe Feiner folchen Verficherung. Die erwähnten drei Ar 
tifel wären auf der Provinzialfynode 1853 nach fchweren Kämpfen zu 
Stande gefommen. Sekt empfinde man davon dankbar den Segen. 
Nur wünjche er das formelle Recht der itio in partes in dad Fünftige 
Berfaffungsgefeg nicht aufgenommen, denn das Verlangen berufe auf 
einem Mißtrauen. Ein Theil der Verfammung fcheine in dem Spnodae 
wefen nur einen firchlichen Geſetzgebungsorganismus zu erfennen. Did 
fet feine Meinung nicht. Die Synode fei die potenzirte Gemeinde und 
gewähre in höherem Maße den Segen, der von der Gemeinde fommen 
folle. Daneben müßten allerdings auch Firchliche Geſetze zur Verhand⸗ 
lung fommen. Auch gegen die Synode von 1846 habe man Mih 
trauen ausgefprochen und doch hätten Viele damals den ernften Willen 
gehabt, der Kirche zu Helfen, Der Aufgaben wären aber für ein 
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Synode zu viele und zu hohe geweſen. Manches habe das Jahr 1848 
nicht zur Entwickelung fommen laffen. Die Fragen des Befenntniffes 
wären nicht von der Synode, fondern von dem Kirchenregimente in 
Anregung gebracht. Damals hätten auch Manche behauptet, daß dem 
Bekennmiſſe zu viel Raum gegeben fe. Wenn man auf die Miß- 
griffe bei Einführung der Union hinwelfe, fo Fünne man fagen, daß 
fie vermieden wären, wenn damals Presbyterien und Synoden beftanpen 
hätten. So fünne er ein Mißtrauen gegen die Fünftige Synode nicht 
gerechtfertigt finden und darum fei es ihm bevenflich, wenn man bie 
itio in partes als ex necessitate begründet verlange. Auf den Reiche- 
tagen, wo eine itio in partes der Katholifen und Evangelifchen bes 
ftanden, habe man wohl die Frage des Titels eines Reichöfchagmeifters 
für eine Religionsfrage erklärt. 

Generals Superintendent Hahn gab in Bezug auf bie Provinz 
Schleſien an, daß die Kunde von der Berufung einer Landesfynobe 
dort viele Gemüther mit Beforgniß erfüllt habe und neuerlich noch ein 
Schreiben mit zahlreichen Unterfchriften von Männern verfchienener 
Stände ihm ed an’d Herz gelegt Habe, von einer folchen Synode ent» 
fehieden abzurathen. In Schlefien hätten die Synobalverhandlungen 
eine höchft traurige Vergangenheit. Er erinnere an bie leidenſchaft⸗ 
lichen Kämpfe, welche der Unionsſynode von 1821 gefolgt wären, an 
die darauf folgenden großen Bewegungen und Spaltungen, welche die 
Einführung der Agende mit fich geführt und die von Schlefien aus 
fih über andre Provinzen verbreitet. Die Synoden von 1843, 1844 
und 1846, ohne eine itio in partes, hätten die Gemüther nicht bes 
ruhigen fünnen. Er (Redner) für feine Berfon würde, wenn fein 
König und Herr als Inhaber der höchften Kirchengewalt eine allge« 
meine Synode nothwendig erachte, in Gotted Namen der Einladung 
folgen. Wenn aber eine Aeußerung darüber geftattet fei, ob unter den 
obwaltenden Zeitverhältniffen zu folcher Synode zu rathen, fo könne er 
die pflichtmäßige Weberzeugung nicht zurüdhalten, daß er von einer 
oberbifchöflichen, geheiligten Leitung der Kirchenangelegenheiten, unter 
Mitwirkung frommer Räthe und Diener, viel mehr erwarte, ald von 
einer großen, gemifchten Verfammlung, wo das Wort gelte, quot ca- 
pita tot sensus. Wenn gefragt werde, wie eine Synode zuſammen⸗ 
zufegen in materieller und formeller Beziehung, fo wolle Redner fich nur 
über den zweiten Punft äußern. Die Mitglieder der Synode follten 
Träger kirchlicher Einfiht und Erfahrung fein und müßten in der 
Landesfynode in entfprechendem Berhältniß zu den von ihnen vertre- 
tenen Theilen der Kirche fliehen. Die Kirche werde eine unirte ge- 
nannt; aber das Ganze beftehe doch aus Theilen, und wenn diefe zum 
größeren Theil nicht unirt wären, fo koͤnne ed auch das Ganze nicht 
fein. In Schlefien feien die meiften Gemeinden nicht unirt, wie fünne 
man da das Ganze unirt heißen? Die Mitglieder einer Landesſynode 
müßten daher in entfprechender Anzahl der Intheriichen, veformirten 
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Kirche und den unirten Gemeinden angehören. Sodann muͤſſe bei Er⸗ 
Örterung confeffionellee Fragen eine itio in partes flattfinden, weil 
fonft die Theile nicht gehörig zur Sprache kämen und wieder nur Bers 
widlung und Spaltung folge. Die itio in partes fönne der wahren 
Union nur förberlich fein, und werde er deshalb den dahin gerichteten 
Anträgen zuſtimmen. 

ObersPräfident Senfft v. Pilſach erflärte, daß er ein Freund 
der Union fei, ungeachtet der bei ihrer Einführung begangenen Fehler, 
boffend auf das Wort, daß ein Hirt fein werde und eine Heerde. Ges 
wiflenshalber fühle er fich aber gedrungen, fich derer anzunehmen, welche 
bei der zu berufenden Generalfynode die Gonfeflion gewahrt wiſſen 
wollten. Ihn leiteten dabei drei Rüdfichten. Zunächk die des Rechts, 
das Mar zu Tage liege und von ihm nicht näher zu entwideln fei. 
Sodann die Rüdfiht der Liebe, indem er den Confeffionellen das 
Zeugniß geben müffe, daß Viele von ihnen aus lauteren Gewiſſens⸗ 
bevenfen mit der Union in Conflict gerathen fein und ihre Liebe zum 
Harn aufopfernd bethätigt hätten. Wollte man fie gleichwohl als 
Schwache im Slauben anfehen, fo nehme er für fie dad Wort in Ans 
ſpruch, „den Schwachen im Glauben nehmet auf und verwirret bie 
Gewiſſen nicht”. Endlich leite ihn die Rüdficht der Weisheit. Ex 
abftrahire von dem übrigen Lande; aber in Bommern werde von vielen 
Belenntnißtreuen einer Landesſynode mit Sorge entgegen gefehen, und 
diefe Sorge werde einen höchft bedenklichen Grad erreichen, wenn man 
dem Bekenntniſſe nicht fein volled Recht gewähre. Allerdings würben 
in diefer Frage viele Gemeinden von den SBaftoren geleitet; andrerſeits 
aber auch viele Paſtoren von ihren Gemeinden. Bei dem zähen und 
treuen Charakter des pommerfchen Volkes komme es vor Allem darauf 
an, daß ihre Eonfeffion unangetaftet bleibe. In der Furcht, Daß dies 
nicht gefchehe, wurzele die Gefahr. Zerſtreue man diefe Furcht nicht, 
fo werde man es fpäter gewiß zu bereuen Haben. 

Superintendent Dr. Sander nahm für die itio in partes das 
Wort. Er fönne nicht begreifen, wie man ein fo unzweifelhaftes Recht, 
wie die itio in partes noch zum Gegenftande von Discuffionen machen 
Fönne. Es ſei in der Ordre vom März 1852 anerkannt, in der vom 
Juli 1853 nicht zurüdgenommen. Die herrfchende Unklarheit liege in der 
Unbeftimmtheit des Unionsbegriffs. Wir wollten die Union nicht vers 
bannen, vielmehr ihren Begriff klar ftellen helfen, und dann ihr Raum 
gewähren zur Entwidelung. Die Befenntniffe der Kirche brauchten 
nicht feftgeftellt zu werden, die ſtaͤnden feit drei Jahrhunderten fehl. Zu 
ihnen träte nun die Union ald etwas Neues, das Fünne nach nicht bes 
ftimmt fein. Die Union wolle nicht Xehreinheit, fondern nur Ein- 
heit des Ritus; die Augsburgifche Confeflion verlange aber Einheit 
der Lehre zur Einheit der Kirche. Das Bekenntniß der Union 
fei noch ‚nicht dargelegt, und er müſſe bie Fähigkeit dazu bezmeifeln, 
bis es gefchehe. Die Freunde der Union möchten bevenfen, wie viel 
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fie verwechfeln, die ideale und die wirfliche Union. Die ideale erbitten 
und erhoffen wir Alle; die wirkliche fei verfchieden, je nachdem fie in 
den Gemeinden wirklich heraufgewachfen ſei; auch fei ſtets zu beachten, 
in wie fen auf Koften der Iutherifchen Kirche Aenderungen gemacht 
werben follten. Viele Gemeinden wären zur Union gefommen, fte 
wüßten nicht wie, wie er aus feiner Erfahrung belegen Fünne Er 
verlange nur Deutlichfeit und Beftimmiheit und das vorhandene Recht 
zu behalten und in Befiß zu nehmen. Dazu gehöre das Recht der 
Confeſſion auf eine itio in partes. Man fage, es fei eine folche nicht 
nöthig, man koͤnne fi auf das Nechtögefühl der Brüder verlaffen. 
Aber au die Handhabung des Bekenntniſſes habe fchon oft in's 
Gedränge gebracht, und Gefühle vermöchten nicht ein feftes Recht und 
Norm zu erfehen. Die Erfahrung lehre, wie Abftimmungen immer 
durch allgemeine Anfchauungen geleitet würden. Wenn Dr. Hengften» 
berg fchon die Berufung zur Synode nach dem Belenntniffe ges 
fchehen lafien wolle, fo fönne er dieſes Voranftellen der Bekenntniß⸗ 
frage nicht väthlich finden. Defto entfchiedener müffe er fie verlangen, 
wo es darauf anfomme, bei der Verhandlung ſelbſt. Die Befeitigung 
des Anſpruchs auf itio in partes würde das gerechtefle Mißtrauen ers 
regen. Man habe früher von Märtyrern der Union gefprochen; bis 
jest Habe die Union noch feinen Märtyrer aufzumeifen, wohl aber und 
in reichem Maße das Bekenntniß. 

Superintendent Sander verlad Hierauf die folgenden von ihm 
zu ftellenden Anträge, welche von dem Vorſitzenden zur Unterftügung 
und Discuffion geftellt wurden und um deren Annahme der Antrag 
fteller um des Friedens in der Kirche willen bat. 

1. „In der Landeskirche ift das Bekenntniß der einzelnen Eonfeffion 
„rechtlich gewährleiftet. 

. „Ueber das Belenntniß können Majoritäten nicht entfcheiden. 

„Das numerifhe Verhältniß der einzelnen Confeffion ift daher 

„bei der Zufammenfegung der Landesſynode nicht maßgebend. 

. „Bei Fragen aber, die nur aus den Bekenntniſſen zu beantworten 
„find, finder nach Maßgabe der Eabinetsordre vom 6. März-1853 
„eine itio in partes Statt. 

General: Superintendent Büchfel erklärte, daß er fich dem Ans 
trage des Dr. Götze angefchloffen Habe, weil unferer Kirche vor allen 
Dingen Frieden und Ruhe Noth thue. Wohl jet ihr Kampf geboten 
und das Schwert gegeben; aber gegen andere Feinde. Das neu ers 
wachende, zart auffeimende Leben in der Kirche brauche eine andere 
Ruhe, ald eine Synode ihr gewähren fünne, und vor Allem möge ihr 
der Unionshader fern bleiben. Der Redner erinnert an die dreifache 
Geftalt, in welcher die Union auftrete, bald ald Fahne ded gemeinen 
Unglaubend und Firchlichen Liberalismus, bald mit dem Anfpruche, 
eine Kirche zu bilden mit einem Bekennmiſſe, das fie Conſenſus nenne, 
bald in der Anerkennung der beflehenden Kirchen und ihrer Bekennmiſſe, 
unter einem Regimente in Liebe und Eintracht beftehend. Durch Synoden⸗ 
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beichlüfle könne das rechtlich beſtehende Bekenntniß Teicht verletzt werben. 
Das Kirchenregiment fäme dann in die Lage, foldhe Befchlüffe voll- 
ftredden zu müflen, und fo gelange die Union zurüd zu ihrem aus⸗ 
fcehließenden und verfolgennen Charakter. Auch er wiſſe von feinem 
Märtyrer der Union, welche vielmehr viel Schu von Oben und leider 
viel Beifall von Unten erfahren. Diefelbe habe dem Befenntniffe allerlei 
Berfiherungen gegeben und dennoch herrſche das größte Mißtrauen. 
Mit Recht Habe man gelagt, es gebe Feine unirte Kirche, nur eine 
Union und unirte Gemeinden. Er frage, feit wann die unirte Kirche 
datire? durch Cabinetsordres könne eine Kirche nicht entfliehen. Da- 
gegen bildeten die Iutherifchen Gemeinden in ihrer Gefammtheit nad 
wie vor die Iutherifche Kirche in der Landeskirche. Die Union fei auch 
noch nicht bis zu einem Befenntniffe gefommen; das bebürfe Der vors 
gängigen volftändigen Löfung der Differenzen. Died werde ſchwer 
halten, und bis dahin auch ſchwer, den Eonfenfus zu formuliren. Ex 
müfie beftätigen, daß bei Einführung der Union viel Unrecht gefchehen, 
daß eine Sühne Roth thue. Die Union habe die dringendite Aufgabe, 
erft Vertrauen zu fich zu erwecken. Ohne das Recht auf itio in partes 
halte er eine Synode für unausführbar, und trete er deshalb ven 
dahin gerichteten Anträgen bei. Er’ bitte dringend, der Kirche Zeit, 
Ruhe und Frieden zu gönnen. Synoden würden den alten Hader und 
Streit nur nieu eriweden und ed würde das Kirchenregiment in gleich. 
fchlimmer Lage fein, wenn es die daraus hervorgehenden Befchlüffe 
mit Energie durchführen follte, wie wenn es dies nicht wollte. Die 
Männer der Erfahrung beftätigten von allen Seiten, daß es gefährlich 
fein würde, es jebt mit einer Synode zu verfuchen. 

General» Superintendent Cranz erklärte fich für dad Recht. auf 
itio in partes, wenn ed überhaupt zu einer Synode kommen follte. 
Das Bekenntniß ſei fein todter Schatz, der bei Seite liegen gelaffen 
werden koͤnne, trete vielmehr, wie auch die Erfahrung diefer Verſamm⸗ 
lung zeige, bei jeder Brage in den Vordergrund. Es verlange feine voll: 
berechtigte Anerkennung, und um fo lauter, je langer man damit zögere. 
Man dürfe ed nicht verfennen, die Strömung der Zeit gehe nach Vers 
tiefung in das Belenntmiß und werde immer mächtiger. Wir hätten 
nicht die Kraft, den Strom zurüdgubämmen. Wir müßten darin eine von 
Gott dem Heren gewiefene Strömung erfennen, wie einft die Strömung 
der Union zugegangen ſei. Man möge fich hüten, dieſelbe für unbe⸗ 
rechtigted menfchliches Thun zu halten. Im Intereſſe der evangeliſchen 
Landedfirche, die auch er in ihrer Einheit confervirt willen wolle, müfle 
er auf Anerfennung des guten Rechts der Confeffion und darum auch 
der itio in partes dringen. Dem von Dr. Götze geftellten Antrage 
trete er von Herzen bei. | 

Geheimerath Heffter bezeichnete für das Verhältniß der Union 
zur Confeffion feine perfönliche Stellung dahin, daß er Foͤderaliſt fei, 
die Union nicht das Fundament der Landesficche, ſondern deren Dad 
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und Umfaffungsmauer, - Gemeinfamfeit anftrebend in Haushalt und 
Eultus; dazu wolle er gern helfen. Zu den Anträgen der Herren 
Hengftenberg und König bemerkte Redner, daß ed doch immer auf 
pie perfönliche confeſſionelle Stellung hinauslaufen werde, indem man 
ftet8 Männer derjenigen Richtung zur Synode fchiden werde, die man 
unterflügen wolle. Die Gerechtigkeit gegen fporadifche Gemeinden werde 
e8 aber erheifchen, daß man fchon bei der Berufung zur Synode auf 
das Bekenntniß Rüdficht nehme. Er hege auch den dringenden Wunſch, 
daß die getrennten Lutheraner der Landeskirche zurüdgeführt werben 
möchten. Dem Antrage des Superintenventen König werde er nicht 
zuflimmen, Dagegen dem Antrage des Dr. Hengftenberg in den 
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dem Bebürfniffe zu entfprechen. Ä 

Dr. Krummacher erklärte, daß er den Antrag des Superintens 
denten König mit unterflügt Habe und auch bei deffen Grundanfchauung 
bleibe, worin er ſich mit denen im Widerfpruch wiffe, die an zwei 
getrennt verfaßte Eonfefltonsfirchen daͤchten. Deffenungeachtet würde 
ein Beichluß, daß bei Berufung einer Landesiynode auf das Befenntniß 
feine Rüdficht zu nehmen fei, von den allertraurigften Bolgen fein. 
In einer allgemeinen Synode müfle die Landeskirche zur Erfcheinung 
fommen, wie fie wirklich ſei, d. 5. nach ihren Iutherifchen, reformirten 
und unirten Compleren. Nah dem König’fchen Antrage fünne es 
aber dahin fommen, daß einer diefer Complexe unvertreten bleibe; darum 
müffe er auch folchen Anträgen zuftimmen, welche die Vertretung der 
drei Frartionen in der Kirche vorausfehten, woraus denn auch das 
Recht auf itio in partes folge. 

Ober-Präfident Flottwell: Auch er fei dem König ’fchen 
Antrage beigetreten, weil die Abficht doch nur dahin gehen fünne, das 
Recht der Bekenntniſſe innerhalb der Union unverlegt zu erhalten. 
Die bei der Einführung vorgefallenen Mißgriffe wären: zu beklagen, 
fielen der Union felbft nicht zu und Habe er feinerfeitd als Ober: 
Praͤſident der Provinz Pofen fich für das Recht der Lutheraner ent⸗ 
fhieden verwendet. Die Union habe feitvem in den Gemeinden ein 
firchliches Leben auf dem gemeinfamen Glaubensgrunde erwedt und 
würde dieſes ohne Die Spaltungen der legten 10 Jahre ſich noch voller 
entwidelt haben. Er würde es tief beflagen, wenn das Mißtrauen 
gegen die Union zu dem Beichluffe der völligen Dreitheilung der Kirche 
und itio in partes und damit zu einem Hinausdrängen der Union aus 
der Kirche führen follte. Man möge ed der Entwidelung und Zufunft 
überlaffen, ob fich für die itio in partes eine Nothwendigkeit ergebe. 
Wäre man allerfeitS von rechter Bruderliebe erfüllt, fo, glaube er, 
werde es dahin nicht fommen. 

Ober⸗Regierungsrath v. Holzbrink gab an, daß, wenn die 
Kirche auf einer Synode ihre Vertretung finden folle, dann auch ihre 
heile vertreten fein müßten. Es müßten daher die Sonderbefenntniffe 
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ihre volle Vertretung finden, wobei er auf Das numeriſche Verhaͤlmij 
nicht eingehen wolle. Weber dad Weſen der Union wären fehr ver 
ſchiedene Anfichten ausgefprochen. Für die rheinifch » weftphätifche Kirche 
fei e8 durch die befannten drei Artifel firirt. In den alten Provinzen, 
fage man, beftehe Feine Union, weil nur Iutherifche Gemeinden vors 
handen wären. Darauf muͤſſe er bemerken, daß man auch ohne Ber 
ſchiedenheit der Bekenntniſſe der Union beitreten koͤnne. In dem Aner⸗ 
fenntnifle des einheitlichen Oberhauptes der Kirchen, des einheitlichen 
Kirchenregiments, liege fchon ein großer Werth. Dagegen mache die 
Berfchiedenheit der Theile dad Recht auf itio in partes zu einer Roth: 
wendigfeit und müfle diefe unter allen Umſtaͤnden zuläffig bleiben. 
Einigkeit fei der evangelifchen Kirche gegenwärtig eben fo nothwendig 
als vor 200 Jahren, wo ihre Gefchid auf dem Schwerte eines Könige 
geftanden. In der evangelifchen Landeskirche Preußens fei für Re 
formirte fo gut wie für Lutherifche ein Band der Einheit darin vor- 
handen, daß der König gleichmäßig für beide das Haupt der Kirchen: 
gemeinde fei. Dan möge Gott für diefe Einheit danfen und fich biefelde 
bewahren, auch im Hinblid auf mögliche Stürme der Zukunft. 
Präfes Albert: Wenn fchon die Berufung zur Landesſynode 
nach den Befenntniffen gefchehen folle, dann könne man auch gleich 
drei Synoden berufen. Berufe man gottesfürchtige Männer und habe 
man Bertrauen auf dad Walten des heiligen Geiftes, fo bevürfe es 
einer itio in partes nicht nothwendig. Möglich müfle eine folde 
allerdings bleiben. Den zu einer der drei Fractionen Gehörigen müfe 
ein Zufammentreten nicht verfchränft fein. Das Recht des Belennt- 
nifies halte er in unferer Landesficche nicht für gefährbet. Die Aller 
höchften Ausfprüche über die Union beftätigten es. Er felbft habe in 
der Union von feinem Iutherifchen Befenntniffe nichts aufgegeben. Er 
wünfche dem Bekenntniſſe fein volles Recht gewahrt, wolle es abe 
nicht ſchon für die Berufung zur Synode von vorn herein entfceidend 
fein laffen, damit nicht von Anfang an auf die Spaltung hingewieſen 
fi. Darum itio in partes nur in fo weit nöthig. 
Conſiſtorialrath Hammerfchmidt fprach für die Nothwendigkeit 
der itio in partes, damit vor Allem die Befenntnißfrage zu ihrem 
Rechte komme. Daß davon eine Spaltung der Kirche zu befürchten 
fei, müffe er widerfprechen, es fei eine nothwendige Confequenz der 
Ordre vom 6. März 1852, indem die Synode nur Erweiterung de 
Kirchenregiments fein folle. Beftreite man das Recht auf itio in parles, 
fo liege darin nur ein neued Moment gegen eine allgemeine Synode. 
Er müfle das VBorhandenfein großen Mißtrauens, namentlich für Dad 
Minden» Ravensberger Land, nochmals beftätigen, und großer Gefahr, 
wenn nicht das Befenntnißrecht vorher zum Austrage gelange. Di 
itio werde weder Die Landeskirche zerreißen, noch die Union auflöfen. 
Jede Frage Ienfe fich jegt aber von felbft auf die Befenntnipfrage un 
darum fei jene ganz unentbehrlich. Würde eine Landesſynode nicht 
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nad) dem Bekennmiſſe berufen, fo ſei dies hoͤchſt gefährlich, weil bie 
Synode alsdann dahin drängen werbe, über dad Bekenntniß ſelbſt etwas 
feftfegen zu wollen. Die Anträge des Referenten ad 3 und 5 weifen 
ſchon auf folche Unternehmungen hin. Er fönne feine ſchweren Bes 
denken gegen die Abficht, eine allgemeine Landesſynode zu berufen, 
nicht zurüdhalten. 

Profefior Dr. Sacobfon berief fich zunächfi auf fein Gutachten 
©. 18 gegen eine mißverftändliche Auffaffung des Dr. Sander in 
befien Gorreferate, ald wolle er der Synode das Recht beilegen, das 
Befenntniß der Kirche anzutaften. Er gehe davon aus, daß die in 
der Synode darzuftellende Landeskirche die evangelifche oder unirte fei. 
Die Landesfirche fei unirt aus den Gemeinden der verfchiedenen Be⸗ 
fenntnißftände, fonft Hätten wir fünf Landeskirchen flatt einer. Die 
Berfaffung der Kirche fei aber feine Sache des Belenntniffes, darin 
gingen Autheraner und Reformirten nicht auseinander. Der Redner 
berief fih auf die Lutheraner Brenz, Marbach, Andreä, bie 
Preöbyterial- Ordnungen gefchaffen, ingleichen auf die Straßburger und 
Pfälzer Kirchenordnung, auf die in den Niederlanden feit 1596 für 
Zutheraner beftehenden Synodals und PBresbyterials Einrichtungen, auf 
Aehnliches in Ungarn, Schweden, Polen, Siebenbürgen, fogar auf bie 
heutigen feparirten Lutheraner. Andererfeits hätten Reformixte episcopale 
Einrichtungen getroffen; fo die anglifanifche Kirche. Auch unirte Sy⸗ 
noden von Lutherifchen und Reformirten wären nicht felten (Herenhut, 
in Bolen feit 1570, in Litthauen). Sonad liege in dem Bekenntniſſe 
fein Moment gegen eine allgemeine Synode. Die Kirche des Landes 
bürfe ſich aber in ihrer Verfaſſung nicht fpalten, zumal es in Preußen 
wohl Bekenntnißkirchen, aber Firchenregimentlich ausgebildete lu- 
therifche und reformirte Kirchen nicht gebe. Kaͤmen Fragen des Ber 
kenntniſſes vor, jo muͤſſe eine Löfung nach dem Belenntniffe möglich 
fein; darum itio in partes, und fönne er für die Sanders König’fchen 
Anträge flimmen. Was eine Belenntnißfrage fei, dürfe aber nur die 
Synode felbft beſtimmen, die Landesfirche nicht von vorn herein als 
eine dreigefpaltene auftreten. 

Generals Superintendent Dr. Jasſspis: Zu den vielen Schmerzen, 
die er hier erfahren, gehöre es, daß die Konferenz es unterlafien habe, 
an dem nöthigften Friedenswerke für die Kirche des Landes, der Feſt⸗ 
ftelung des Rechts des Bekenntniſſes, zu bauen. Es ſei Thatfache, 
daß es in der Landeskirche die verſchiedenen confeffionellen Stellungen 
gebe, und Aufgabe, darin in Frieden und gegenfeitiger Liebe und Aner⸗ 
fennung zu verharren. Es fei auch eine unleugbare Thatfache, daß 
eine gegenfeltige Entfremdung eingetreten ſei, und ba wäre es fchön 
geweien, wenn man das Friedenswerf angebahnt hätte Auf dem 
Grunde ded suum cuivis möge man dazu fo viel als möglich thun. 
Es fei dies nöthig um der vielen Beforglichen willen, deren Beun⸗ 
suhigung ins Angemeffene fteigen würde, wenn man auf confeffionelles 
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Recht und Stellung keine Ruͤckſicht nehmen wollte. Superintendent 
Schultz habe erklaͤrt, daß von 100 Geiſtlichen nicht einer ſich der 
Unterfcheidungslehren der reformirten Befenntnißfchriften bewußt fei; er 
müfje jeden Geiftlichen, der es nicht fei, für einen theologifchen Igno⸗ 
ranten halten. Die Befenntnißfragen würden in den Synoden allzeit 
direct und indirect hervortreten. So fei fchon bei der Frage über das 
Baptiftenwefen die Stellung der Lutheraner und Reformirten verfchieben. 
Handele ed ſich um die Confenfunlgemeinden, wer folle ihnen gerecht 
werden, wenn nicht die Vertreter der betreffenden Fractionen? Der 
Superintendent Ball habe gut reden mit der Empfehlung für bie 
agendarifche Spendeformel im heiligen Abendmahl, während er in 
feiner Gemeinde in Rabe felbft die reformirte gebrauche. Er erinnere 
daran, wie in der rheinifchen Provinzialſynode, wo es fich um con⸗ 
feffionelle Punkte gehandelt, Dr. Sander mit feinen Separatvotis 
1847, 1850 und 1853 allein geitanden. Darum erforbere das Recht 
des Bekenntniſſes die zartefte Rüdficht, und fei feine Bitte, daß Gott 
dem Evang. Ober=Kirchenrathe viel Weisheit fchenfen wolle, um der 
eonfefftionellen Stellung der Einzelnen fowohl bei dem Eintritt in bie 
Synode wie bei der Berathung darin volle Rechnung zu tragen und 
Gerechtigkeit zu gewähren. 

Superintendent Ball erklärte, daß aus der von dem Ober -Prü- 
fiventen Senfft v. Pilfach fo warm empfohlenen Berüdfichtigung der 
- Schwachen, und um jedes Mißtrauen zu befeitigen, als ob durch feinen 
Antrag irgend eine Gefährdung des Eonfeflionellen beabfichtigt werde, 
er feinen Antrag zurüdziehe und dem von König und Sander 

eitrete. 

General-Superintendent Hoffmann: Er wolle nur noch aud 
fprechen, was ihm bei den heutigen gewichtigen Aeußerungen auf dad 
Herz gefallen fei. Der Kernpunft der Union, und das ſei noch nic! 
hervorgehoben, ſei bei uns die zu Recht beftehende Sacramentögemein 
fchaft zwifchen Lutherifchen und Reformirten und das Zeichen berfelben 
das Brechen des Brodes im heiligen Abenpmahl. Wenn von Mehrern 
gejagt worden, daß In ihren Provinzen fehr wenige unirte Gemeinden 
wären, fo würden darunter wohl nur im Befenntniß verfchmolzene 


Gemeinden verftanden fein. Unirt im gewöhnlichen Sinne des Bd 


wären alle Gemeinden, welche durch Annahme des Ritus des Brod- 
brechend fich zu jener Sacramentögemeinfchaft verftanden Hätten. Das 
Nichtvorhandenfein reformirter Gemeinden fei fein Hinderniß bier 


Union. Wären fie nicht in der Nähe, fo wären fie in ber Gerne und 
ſchon die reformirte Fönigliche Familie fei ein genügendes Object be 


Union für Sr. Majeftät Unterthanen. Die bei Einführung der Union 
vorgefallenen Mißgriffe rechtfertigten nicht eine Losſagung von berfelben, 
und da müffe er hersorheben, daß in weiteren Kreifen ein Theil der 
geftellten Anträge nicht anders werde verftanden werben, als ob ft 
gegen die Union gerichtet wären, wenn dies auch nicht beabfichtigt If. 





| 


| 
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Er fei entichieben gegen derartige Anträge, währenn er ber Confeſſion 
doch ihr ganzes Necht gewähren wolle. 8 folle eine Landesſynode 
geichaffen und nach der Allerhöchften Cabinets⸗Ordre vom 6. März 
1852 dem Befenniniffe auch nicht ein Minimum feines guten Rechts ent« 
zogen werden. Wenn man aber dabei wieder die agendarifche Spende⸗ 
formel betone, fo müfle er wiederholen, daß dieſe nicht gegen das lu⸗ 
therifche Bekenntniß angehe. Agendarifch müffe dem Confeffionellen 
immer fa viel abgebrochen werben, als es die Erhaltung der Union 
erheifche. Er fürchte und beflage eine Separation von der Landedficche; 
aber auch die größte Separation werde der Kirche nicht fo tiefe Wunden 
fohlagen, al8 eine Aufhebung der Union, und Diefe fei zwar in den 
erwähnten Anträgen nicht angeftrebt, werde aber in Folge derfelben 
herbeigeführt werden koͤnnen. Hebe man die Union auf, fo werde man 
nicht eine Iutherifche und reformirte, fondern minbeftens fünf Kirchen 
haben. Die Feinde Preußens warteten nur auf den Moment der Auf- 
hebung der preußifchen. Union, das habe er von Fatholifchen wie von 
evangelifchen hohen Kirchen» und Staatsmännern oft gehört. Es würde 
dies die unpreußifchfte That fein, die gefchehen Fönnte. Richt als be⸗ 
geifterter Freund der Union, deren Schäden und Sünden er anerfenne, 
fpreche er für diefelbe, fondern um ihre Schäden zu heilen, und weil 
die Jerfprengung der Union die preußifche Landeskirche ruiniren würde. 
Hege man zu einer Synode nicht das Bertrauen, daß fie im Auf- 
ihauen zum Herrn verhandele, vom heiligen Geift werde getragen 
werben, dann fei es beffer, davon ganz abzufehen. Sonft möge man 
auch vertrauen, daß in geeigneten Yällen eine itio in partes eintreten 
werde. Er würde für die Anträge König und Sander flimmen. 
Ober⸗Praͤſident Eichmann erflärte, ein Zeugniß über die Pros 
vinz PBreußen ablegen zu wollen. Der General» Superintendent der 
Provinz Habe bereits erklärt, daß, nachdem die Reformirten fich von 
‚der Union ausgefchlofien, dort nur Iutheriiche Gemeinden übrig ges 
blieben wären. Innerhalb dieſer Gemeinden werde aber die Gemein 
fehaft des Heiligen Abendmahls anerfannt, ohne daß es zu einem for 
mellen Ausfpruch gefommen wäre Sin der Brovinz Preußen fei die . 
confeiftonelle Frage nicht fo in den Vordergrund getreten, wie er es 
hier aus anderen Provinzen gehört; dennoch und zur Beruhigung der 
Gewiſſen flimme er dem Antrage des Präfiventen Goͤtze bei. Yrage 
er fih, ob es der preußiichen Brovinzialfirche frommen werde, wenn 
man eine allgemeine Synode berufe, fo müfle er dies nach dem hier 
gemächten Erfahrungen bezweifeln. Che dies zum Segen gereichen 
fönne, müßten die Gemüther Beruhigung finden. Eine itio in partes 
habe man früher im preußifchen Kirchenregimente nicht gefannt, und 
er geftehe, daß die Allerhöchfte Cabinetsordre vom 6. März 1852 auf ihn 
einen beunruhigenden Eindrud gemacht habe. Ex felbft ſei nach feiner 
Geburt reformirt, nach feiner inneren Richtung lutherifch. Da fei ihm 
die Antwort auf die Frage der Confeſſion fchwer geworden, und er 
37 
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habe, nicht ohne ſchwere Gewiſſensſcrupel, geglaubt, ſich zu dem Eon, 
fenfus beider Befenntnifje erflären zu müflen. Solche Gewifiensüngfte 
wünfche er den fünftigen Synodalmitgliedern nicht und flimme deshalb 
für itio in partes, wo fie nöthig erjcheine. 

Präſes Wiedmann bemerfte, daß ihm ald Rheinländer, wo die 
Union eine Thatfache, es betrübend fei, hier fo viele Gegner derſelben 
zu finden. Beachte man dies lebendige Leben umd richte die Frage an 
die Gemeinden, fo würde man auch in den öftlichen Provinzen auf 
zahlreiche Unionsbefenntniffe treffen. Wo in der That Abenpmahldges 
meinfchaft jei, da werde man nicht auf fo große Lehrdifferenzen treffen, 


um Hader und Haß befürchten zu müflen. Er zweifle nicht, daß auf 


einer allgemeinen Synode die Ueberzahl der Lutheraner ihr Bekenntniß 
zu wahren im Stande fein werde. Aber das Leben unferer Tage fei 
auf ein anderes als den firengen Buchftaben der Confeſſion gerichtet. 
Es wolle fich ein neues über der Eonfeffion geftalten, und auch dieler 
Strömung möge man fein Hinderniß in den Weg legen. Man fürdte 
nicht, daß die Union: noch einmal die Eonfeffion beſchaͤdigen wolle, wie 
fie dies früher zu ihrem eigenen Schaden verfuht. Das Bekennmiß 


möge aber auch nicht die Union befchädigen. Man frage, wie zueine | 


Landesiynode gewählt werben folle, ob von den lutherifchen und refor- 
mirten Gemeinden für fih? Da würde man mit einer Scheidung 
anfangen, ohne die Hoffnung auf eine Wiedervereinigung zu behalten. 
Als er zur Erftattung feines Gutachtens aufgefordert worden, ſei ihm 
das Berürfniß nicht eingefallen, an eine itio in partes zu denken; 
denn die Confeffionen wären vorhanden, berechtigt, und ihre Träger 
würden fie zu ſchützen wiſſen. So möge man aud) vertrauen, daß dad 





Bekenntniß nicht werde angegriffen werden, und am wenigſten fcheine 


die Meberzahl der Autheraner dafür fürchten zu müſſen. Man folle aber 


auch nicht die Union und deren Segen vertreiben und.damit am erften 


das Bekennmiß gefährden. Am Rhein und in Weſtphalen würde man 
eine nach dem Befenntnifje berufene Synode nicht mit Freubigfeit, wenn 
überhaupt, befchiden. 

Conſtſtorialrath Thielen bemerkte, daß man mit Unrecht behaupte, 
daß die Union fein Mattyrium bringe, da verbreitete Blätter es aus⸗ 
fprächen, man fchäme fich gegenwärtig der Union wie des vulgären 
Rationalismus. Die Union habe durch bie Art ihrer Behandlung viel 
verjchuldet, aber nicht jede Auswanderung komme auf ihre Rechnung. 
Wären die Gemeinden fo confeffionell, wie man behaupte, und wie fie 
leider nicht wären, fo würde für die wahre Union eine größere Liebe 
vorhanden fein. Es fei einem Eonfiftorium aus einer Synode berichtel 
worden, daß die confeffionelle Aufregung der Gemeinde fo groß le, 
daß Fein Pfarrer mehr die Sonntagsliturgie Iefen dürfe. Der Super 
intendent habe dies mit den Worten beftätigt umd berichtet, daß in den 
meiſten Gemeinden die Leute fofort die Kirche verlafjen würden, wenn 
der @eiftliche die Agende in die Hand nehmen wolle. Es komme jedoch 
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vor, was er nicht billigen wolle, daß einzelne Geiftliche die aus ber 
Agende von 1829 herausgefchnittene Liturgie in das alte Provinzials 
Agenvdeneremplar legten und den Gemeinden vortrügen, die fie fo mit 
Erbauung anhörten. 

Regierungsrath Bod glaubte in Betreff des von dem Generals 
Superintendenten Sartorius Geſagten ein Zeugniß für den Res 
gierungsbezirf Gumbinnen ablegen zu müffen. Hier wären drei refors 
mirte, ſechs bis acht combinirte, die übrigen lutherifche Gemeinden, aber 
lutheriſch unirte, und fie nennten ſich evangelifche. Schon vor hundert 
Jahren wären viele Schweizer, Nafjauer, Heflen reformirten Befennts 
nifled eingewandert und dieje hätten ſich mit den Lutheranern vereinigt, 
oftmald zu wirklichen Sarramentögemeinden. Da beftehe wahre Union, 
und die Geiftlichen Lithauend und Mafurend würden fich wundern, 
wenn man fie nicht für unirt halten wollte. Von dem übrigen Theile 
der Provinz könne er weniger Genaues berihiga; aber unter den 
Eingewanderten in Ermland verfchiedenen Befenntniffes beftehe eine 
wirflide Union, die ihnen und namentlich auch gegen die umwohs 
nenden Ratholifen zum größten Segen gereicht habe. 


Dr. Sartorius bemerfte, daß dieſe Anführungen die Thatfache 
nicht alterirten, daß in der Provinz Preußen, nach Abzug der wenigen 
reformirten, nur lutheriſche Gemeinden beſtaͤnden. Wenn er auf itio 
in partes dringe, nehme er ſich der nichtunirten Reformirten vorzugs⸗ 
weiſe an. 

Nach dieſer Erklaͤrung ſchloß der Vorſitzende die Discuſſton und 
ertheilte den Referenten das Wort. 


Geheimerath Abegg führte aus, daß die Differenzen der An⸗ 
ſichten nicht fo groß wären, als fie fihienen. Niemand wolle dem con« 
feffionellen Rechte entgegentreten, Niemand der Union, wie er felbft, 
obwohl reformirt, die Union als ein im Geift des Proteſtantismus be= 
gründetes Ziel erfenne. Er fei der Meinung, daß dem confeffionellen 
Anfpruch bereits fein volles Anerfenntniß zu Theil geworden fei. Hier 
handle es ſich nicht um die Geltaltung der künftigen Landeskirche, fons 
dern nur um die zufammenzuberufende Synode. Referent begründete 
fodann nochmals die gedructen Anträge und bemerkte, daß nur aus 


Verſehen darin 
ſeh „Feſtſetzungen uͤber die Lehre“ 


zu ben Attributionen der Synode gezählt wären, da er anerkenne, daß 
über das Belenntniß eine folche nicht zu entfcheiven habe. Referent 
erklärte fich gegen die Frage nad) dem Befenntnifje bei Zufammen- 
rufung der Eynode, Dagegen für itio in partes bei deren Verbands 
lungen, und empfahl fahließlih den Sander'ſchen Antrag. 
Euperintendent König erläuterte den Sinn feined Antrages, davon 
ausgehend, daß das Recht der Gonfeflion gefichert werden müfle, aber 
auch gefichert ſei; daß ferner eine itio in partes möglich fein müffe, 
37 %# 
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aber keine necessitas, und daß daher die Berufung zur Synode nichi 
nach den Eonfelfionen zu geichehen habe. 

Superintendent Sander legte Gewicht auf Garantieen für das 
Recht der Eonfeffion, wie fein Antrag ad 1, 2 und 3 vorfchlage. Ders 
felbe verwahrte fich Dagegen, mit diefem Antrage die Union irgend 
gefährden zu wollen. Auch der Antrag, fchon bei Berufung zur 
Synode das Bekenntniß entfcheiden zu laffen, wolle dies nicht. Er 
fege diefem Antrage nur die praftifche Unausführbarfeit entgegen, nicht 
feine Unberechtigung. Worauf ed anfomme, das fei vor Allem die 
Wahrung des guten Rechts der Bonfeffion. 

Nachdem Präfivent v. Mittelftädt feinen Antrag zurüdgezogen, 
regulirte der Vorfigende die Ordnung der Abftimmung. 

Diefe erfolgte zuerft über den Antrag des Präfldenten Dr. Goͤtze, 
und wurde in namentlicher Abftimmung diefer Antrag mit 23 gegen 
20 Stimmen abgeMänt. 

Sodann über den Antrag ded Superintendenten Ball und Praͤ⸗ 
jes Albert, als Amendement zu den Anträgen des Dr. Sander, 

„Bei Fragen aber, die nur aus den Belenntniffen zu beant: 


„worten find, ift nach Maßgabe der Allerhöchſten Cabinetsordre 
„vom 6. März 1852 eine itio in partes zuläffig.“ 


welcher mit 23 gegen 20 Stimmen angenommen wurde. 
Darauf über den fo amendirten Antrag des Dr. Sander: 


1. „In der Landeskirche iR das Bekenntniß der einzelnen Confeſ⸗ 
„onen rechtlich gewährleiftet. 

2. „Ueber das Bekenntniß können Majoritäten nicht entfcheiden. 

3. „Das numerifche Verbältniß der einzelnen Confeſſionen iR daher 
„bei der Sufammenfegung der Landesfpnode nicht maaßgeben. 

4. „Bei Fragen aber, die nur aus den Bekenntniſſen zu beant: 
„worten find, if nach Maaßgabe der Allerh. Ordre vom 6. Mär 
„1852 eine itio in partes zuläſſig.“ 


welche Anträge mit 32 gegen 11 Stimmen angenommen wurben. 
Superintendent König zog hierauf feinen Antrag zurüd und ver 
anlaßte der Vorfigende, auf ausgefprochenen Wunfch, fchließlich die Ab⸗ 
fiimmung über den Antrag des Dr. Hengftenberg (f. oben), welde 
mit 25 gegen 17 Stimmen abgelehnt wurbe. | 
-Damit fchloß die heutige Sitzung, und wurbe zur Foriſetzung 
auf morgen h. 10 eingeladen. 


j &. u. 8. 





v. Uechtriiz. Noeldechen. Stiller. König. Thielen. 


Zweiundzwanzigſte Sibung. 


———— — 


Berlin, den 4. December 1856. 


Die Sitzung wurde heute durch den Conſiſtorialrath Liedfe mit 
Gebet eröffnet. Praͤſident erflärt, nachdem die Thefls Nr. 5 in den 
gedrudten Sätzen des Referenten erledigt und Bereits als Grundfatz 
angenommen worden fei, daß die zu berufende Synode aus weltlichen 
und geiftlichen Gliedern beftehen folle, fo erfcheine es zwedmäßig, daß 
die Berfammlung fich zunächft über folgende zwei Punfte erkläre: 
1. Soll nur der Dienft an der Kirche die paffive Wählbarkeit auf 
allen Stufen des Synodal-Verbandes begründen? und 
2. Sol diefer Verband, welcher durch die Landesſynode feinen Abs 
fchluß findet, auf Kreis- und Provinzialſynoden beruhen? 

Hierüber wird die Diseuffion eröffnet und zugleich ber Antrag 
Hengftenberg damit in Verbindung gebracht: 

„Die Hochw. Berfammlung wolle erklären, daß bei der Einrich- 
„tung des Synodalweſens nach ihrer Weberzeugung von der Ans 
„Ihauung einer auf Gemeindewahlen ruhenden Repräfentation 
„der Gemeinden völlig zu abftrahiren fei.“ 

Referent: Die Anträge des Neferenten und ber Eorreferenten 
gingen von der Anficht aus, das Amt innerhalb der Gemeinde in 
feiner mannigfachen Blieverung fol allein für die paſſtve Wählbarfeit 
maßgebend fein und durch alle Stufen der Vertretung auf den Sy⸗ 
noden hindurchgehen. Der Schwerpunft falle dabei in die unterfte 
Stufe, in die Bildung des Gemeinde⸗Kirchenraths. Ueber die Art 
der Wahl koͤnne man verfchiedener Anficht fein und diefelbe 3.3. auch 
dem Ortöpfarrer oder dem Kirchenregiment auf feinen verfchienenen 
Stufen überlaffen, die ja wohl die Männer finden würden, ‚welche 
ſich durch chriſtlichen Sinn und Eifer auszeichnen. 

Superintendent Redlich: Wenn von einer Landesſynode als der 
oberften Stufe der ſynodalen Entwidelung auf Grundlage des Ge⸗ 
meinde⸗Kirchenraths der Didcefan- und Provinzialſynoden die Rede ſei, 
fo müffe zunächft feftgeftellt werben, in welchem Sinne man died Wort 
verftehe. Die Verhandlungen über die Gemeindeoronung feien von 
einer Borausfegung des Confiftoriums zu Magdeburg ausgegangen, 
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dag in den Grundzuͤgen auch nicht der Schein einer Repräfentation 
und einer Majoritätenherrfchaft geduldet werden fünne. Redner fommt 
ed gar nicht auf dad Wort Repräfentation, Bertretung, an, obwohl 
dasfelbe im firchlichen Sinne nicht mit einer politifchen Repräfentation 
zu vergleichen fei. ine Gemeinde fönne ohne Vertretung gar nicht 
gedacht werden; diefe Vertretung beftehe fchon in Dem Liebesdienſt der 
Armen: und Krankenpflege. Unter gewiflen Umfländen muͤſſe die Ges 
meinde gehört werden und das fönne Doch nur durch Vertreter ge 
fchehen. Die Bertretung brauche ja nicht nothwendig im Gegenſah 
gegen das geiftliche Amt oder den Patronat zu geichehen, obwohl auf 
dies bei unmwürdigen Trägern desjelben der Fall fein Fönne. Auch 
jet felen die Gemeinden in den öftlichen Provinzen, welche die Grund 
züge nicht angenommen hätten, durch ihre Kirchenvorfteher vertreten. 
Aus Dielen Bertretern der Gemeinden mit Einſchluß der Geiftlichen 
errvachien fodann die Kreidiynoden. Der Segen diefer Synoden ſei 
aber auch gerade bei Einführung der Gemeindeordnung recht fichtbar 
geworden. Die beften, gläubigften Männer wurden gewählt und fie 
haben ihre Amt mit Freuden geführt und Died gerade, weil fie die 
Ausfiht auf dad Zufammentreten der Kreisſynoden hatten. erde 
dieje ihnen wieder genommen, ſo werde Alles erlahmen. Man fagt, 
es wirden auch die trüben &lemente dabei nicht ausbleiben, aber die 
werden nirgendwo fehlen, dort aber von den guten Slementen unter 
dem Beiftande des Kirchenregimented um fo leichter überwunden wer 
den, weil fie eben hervortreten. Daß die Grundzüge eine foldye Gr, 
fahr nicht in fich fchlöffen, am wenigften aber die trüben Elemente bes 
günftigten, das zeigten die Beilpiele von Preußen und Schlefien. 
Präfident bemerft auf eine Anfrage, daß auch die Frage wegen 
der ſynodalen Abftufungen zum Kreife der Discuſſion gehöre. 
Regierungsrath Bock giebt ein Zeugniß aus Litthauen und Ma 
furen mit der Erklärung, daß er die Einführung der vollen Presby⸗ 
teriale Berfaflung in diefem Landestheile unter firenger Berüdfichtigung 
der provinziellen und nationalen Berhältniffe und unter zarter Scho⸗ 
nung der Gewiflen in confeifioneller Beziehung nur wuͤnſchen koͤnne, 
wozu bereitd ein fchöner Anfang gemacht ſei. Der Erfolg der Ein 
führung der Gemeindeordnung, bemerft er, fei ein fehr glüdlicher ges 
weien und von 127 Gemeinden hätten 124 fie angenommen, ſelbſt 
die befannten ftrenggläubigen Malveningfer hätten ſich der Einführung 
nicht widerfeßt. Seit diefem Zeitpunkte fei ein neues, friſches Ge 
meindeleben hervorgetreten und verfpreche die lieblichften Früchte unter 
der treuen Mitwirtung des Confiftoriums und der Regierung. Recht 
ſichtbar fei dieſer Segen geworben in den neu entftandenen Sonntags 
fchulen, den Gebetsverhören und vielen and fchönen kirchlichen 
Gebräuchen, wodurch chriftliche Zucht und fittlicher Wandel gefördert 
würden. Die Kirchenräthe Hätten Bedeutendes ſeitdem geleiftet in ber 
Armens und Krankenpflege, dem Schulbefuche, der Ueberwachung Ver⸗ 
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wahrlofter, Belämpfung fehtirerifcher Beftrebungen; das fei allgemein 
befannt. Das Schulweſen babe ganz befonderd dadurch gewonnen. 
Sm Regierungsbezirt Gumbinnen gebe e8 ca. 1400 Schulen mit ca. 
1500 Lehrern. 8— 900 feien unter Friedrich I. gegründet worden. 
Bor 12 Jahren habe Redner den Antrag auf die Errichtung von 
mindeftend 100 dringend nothwendigen Schulen gemacht, was aber 
an dem Wideripruch und der Trägheit der Gemeinden gefcheitert ſei 
und erft feit Einführung der Gemeindeorbnung fei ed möglich ger 
worden. Die Gemeinden bäten jest felbft darum und ſchickten zahl: 
reiche Deputationen, um die Behörde dafür zu gewinnen und- fo feien 
denn feit —5 Jahren 120 neue Schulen, reip. Schulflaffen, ins - 
Leben getreten. Das Gleiche gelte von der Verbreitung der heiligen 
Schrift, von Traftaten und geiftlichen Bildern, von dem Miſſions⸗ 
weien in ganz außerordentlicher Weife, von der Beförderung der Haus⸗ 
andacht und des Kirchenbejuches, in allen Dingen erfenne man ven 
Segen der Gemeindeorganifation. An einem Sonntage finden fich 
in einer ®emeinde wohl 800 — 900 Eommunicanten. Bor drei 
Jahren find die Aelteſten zuerft zur Synode hinzugezogen worden und 
obwohl fie anfangs ſehr fchüchtern waren, fo haben fie fich doch nach» 
her immer mehr bewährt und ihre Intereſſe gefteigert. Das fönigliche 
Gonfiftorium habe dies in drei Erlaffen anerfannt, von denen der 
eine, vom 24. Januar 1855, vorgelefen wird. Man folle deshalb 
die Kreisſynoden überall organifiren und zu PBrovinzialfgnoden und 
endlich zur Landesſynode übergehen. Letztere muß die Krone des vor- 
her gefräfteten Synodalweſens fein. Redner befennt fich fchließlich 
entfchieden zur Union, aber eben fo entjchieven zur Treue gegen das 
Iutherifche Befenntniß. 

Profeſſor Dr. Hengftenberg motivirt feinen Antrag und bes 
merft, nach einer verbreiteten Anficht folle die Kirche aus der Mafle 
der Außerlich zu ihr gehörenden Glieder beftehen und bei diefer Maſſe 
fuche man ihr Recht und fage, zur Ausübung desſelben müffe eine 
Gefammtpertretung entftehen durch Wahl der Gemeinden; bis zu dieſer 
Mahl ſeien alle Einrichtungen proviforifch, und felbft die Firchlichen 
Behörden hätten Feine Bedeutung, bevor fie von dieſen Vertretern ans 
erfannt feien. In diefem Sinne fprächen ſich zwei Gutachten und 
mehr oder weniger auch der Referent und die Eorreferenten, fowie Die 
Denkichrift des Evang. Ober» Kirchenrathe, die Gemeindeordnung be⸗ 
treffend, zu 8. 15 der Grundzüge auf Seite 26, 27 und 35 aus. Eine 
folche Bafirung des Synodalweſens ſei gegen die Erklärung der Re⸗ 
formatoren über die Verfaſſung der Kirche. So u. a. Melanchthon 
im 3. Bande des Corpus reformatorum. Melanchthon wolle nicht, 
. daß der Laienſtand fich feine Vertreter wähle, fondern dies folle vom 
Landesherrn gefchehen; er fei gegen alle kirchliche Demokratie. Im 
einer Schrift von großer Tirchlicher Aurtorität, in den Artikeln, welche 
die Augsburgiichen Confeſſions⸗Verwandten zu Regensburg übergaben, 
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fage Melanchthon, die Auctorität der heiligen Schrift übertreffe jede 
andere Auctorität, und the Verſtaͤndniß ſei nur bei ben Tebenbigen 
Gliedern der Kirche zu fuchen. — Man könne ja nicht fagen, dies 
fei bei der gottlofen Menge, die Gabe der Auslegung gehöre den 
Frommen, wie der Apoftel fage: der natürliche Menſch vernimmt nichts 
vom Geifte Gottes. Die unmittelbare Folge der Baflrung der Synoden 
auf Grund von Gemeindewahlen fei ein Anfpruch auf Theilnahme am 
Kirchenregiment von Seiten der Synode, ja eine völlige Webertragung 
desfelben an fie. Profeſſor Mejer, eine anerfannte Auctorität, fage 
in feinem Kirchenrecht, died Mitregieren der Synoden fei von der lu⸗ 
therifchen Kirche nie anerkannt worden. Mit diefer Theorie der Ins 
therifchen Kirche flimme aber ihre Praris überein, und Abweichungen 
davon feien nur geringe, bie und da vorfommende Anomatlieen, wie fie 
das Leben überall darbiete und die Sophiſtik fie. als willkommenen 
Vorwand gern benube, und wie das Zuſammenleben mit der reformirten 
Kirche fie wohl bervorrufe. In den rein Iutherifchen Ländern fei feine 
Spur von Synoden, bie in ihrem lebten Grunde auf Urwahlen bes 
ruht hätten. Die Synoden in- der lutherifchen Kirche feien nad) Bal: 
thaſar Barticular - Bifitationen eines beflimmten Diftrietö geweſen. 
An folchen Hätten alle frommen Herzen Wohlgefallen und-fie befländen 
auch vielfach in den öftlichen Provinzen. Die moderne Doctrin fei 
aber nicht nur gegen die Orundfäge der Reformatoren und die Praris 
der Iutherifchen Kirche, fondern fie beruhe auch auf einer dogmatiſchen 
Abweichung. Bon Ihr werde ohne Weiteres ald Kirche angenommen, 
was fich Außerlich für eine ſolche ausgebe. Sie vergeffe das Wort: 
„da ging der König hinein, die Säfte zu befehen” und „Diele find 
berufen, aber Wenige find auserwählt”. Diefe Doctein fege die Br 
rufenen an die Stelle der Auserwählten; nach ihr feien alle @etauften 
und in einem gewifien Alter Stehenden zur Theilnahme berechtigt, und 
die Hinzugefügte Befchränfung der bürgerlichen Unbefcholtenheit fe 
geradezu ärgerlich, und die der Theilnahme am Gottesdienſt und Sa— 
crament fei wenig bedeutend, und praftifch unausführbar. Das Ganze 
beruhe auf der Verleugnung des 2. Artikels der Augsburgifchen Con 
feſſion und manifeflire eine niebere Borftelung von dem Weſen eine 
Ehriften, indem man eben dafür halte, von dem das Gegentheil nicht 
handgreiflich fei. Es fe eine Verbunfelung von dem Berhältniß der 
Natur zur Gnade und durch den Rationalismus eingebürgert. Hier 
von fei nun die Anficht der lutherifchen Reformatoren völlig verſchieden. 
Zu Leipzig habe Luther dem Sag vertheibigt, daß bie Kirche die Gr 
meinfchaft ver Gläubigen ſei; und die Außere Mitglienfchaft der Kirche 
habe er für ganz werthlos erachtet, und jede Repräfentation, bie ihre 
Vollmacht von der Mafle erhalte, abgewieſen. Diefe Anfchauung geht 
bei Luther durch alle feine Schriften hindurch und koͤnne daher auch 
nicht als eine Privatanficht angefehen werden. Sie fände ſich aud in 
bem Befenntniß der Iutherifchen Kirche, wofür Eitate beigebracht worden; 
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ja man Fönne fagen, daß das Befenntniß felbft damit ftehe und falle. 
Die Gottlofen gehörten nur nomine, nicht re zur Kirche. Wenn man 
nun von diefem geiftlichen Begriff der Kirche ausgehe, fo werde man 
in Bezug auf das Synodalweſen jedem Gedanken an eine Vollmacht 
gebende Gemeinde entfagen. Die Gemeinde befige dazu feine Macht, 
denn fie fönne nicht geben, was fie nicht habe. Die wahrhafte Res 
präfentation der Kirche beftehe in Denjenigen, welche vorzugsweife mit 
ihrem Geifte erfüllt feien, und das von Gott eingeſetzte Kirchenregiment 
ſolle dieſe Glieder herausſuchen und fie zu feiner Unterflügung berufen. 
Zur Empfehlung der fogenannten fynodalen und preöbyterialen Vers 
faffung habe man fich vielfach auch hier auf ihre fegensreichen Folgen 
berufen. Das fei aber ein mißlicher Grund, denn er feße voraus, daß 
alles Erfreuliche auf Rechnung diefer Verfaffung zu fehreiben ſei. Sn 
Ravensberg beftehe diefe Verfaſſung erft feit 1835 und Doch fei das 
firchliche Leben dort das reichfte und wäre es fchon früher geweſen. 
In der Grafichaft Mark habe es vor 30 Jahren fehr traurig ausges 
fehben; das Bergifche müffe man nicht bloß auf das Wupperthal bes 
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eirca 12,000 Seelen nur 500 zur Kirche kaͤmen. Die rheinifche Pros 
vinzialfynode habe Beichlüffe gefaßt, die faft nicht weniger fchlimmer 
gewefen feien, als die der Generalſynode von 1846; in Weftphalen 
habe die Provinzialfynode zwar fefter geftanden, aber eine wirffame 
und glaubenseifrige Erklärung fei auch von ihr nicht ausgegangen. 
Die Bresbyterialverfaffung könne aber auch das vorhandene Leben nicht 
einmal bewahren, dafür fpreche Schottland, wo gegen Ende des acht- 
zehnten Jahrhunderts ein völliger Indifferentismus geherrfcht habe. Das 
neue Leben dafelbft in der jegigen Zeit fei Feine Frucht der Berfaffung, 
denn es herrſche ebenfo auch in der bifchöflichen Kirche. Diefe Ver⸗ 
faffung erflide aber leicht den muftifchen Zug und den Marien-Sinn, 
die der Iutherifchen Kirche in ihren Liedern und Oebeten eigenthümlich 
fein. Darum folle man fich vor der fogenannten preöbyterialen Vers 
faffung huͤten, damit man nicht an feiner Seele Schaden nehme. 
Superintendent König giebt eine thatfächliche Berichtigung zu 
den Behauptungen des Vorredners. . Die Bemerkungen desfelben fcheinen 
ihm etwas wunderlich zu fein; er mache fich feinen Gegner erft felbft 
zurecht und widerlege ihn dann mit geringer Mühe. Der Referent 
und bie Gorreferenten hätten Feine folche Anſicht von der Kirche geäußert, 
wie fie ihnen Schuld gegeben fei, fie wollten nicht die Herrfchaft 
der Maſſen in der Kirche und er müffe fich dagegen entfchieven aus⸗ 
ſprechen, wie er denn auch in feinem Gorreferate Die collegialiftifche 
Anficht von der Kirche geradezu befämpft habe; die Kirche fei vielmehr 
der Leib des Herrn, die Verfammlung der Gläubigen. Die Refors 
matoren hätten der Kirche Feine Verfaſſung geben wollen, obwohl 
Melanchthon ſich befonders für die bifchöfliche Verfaſſung ausge⸗ 
fprochen habe in dem Briefe. an Camerarius. Luther habe gefagt, 
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als ihm die Berfaflung der böhmiichen Brüber vorgelegt worden fei, 
ec habe feine Leute dafür, er habe aber die repräjentative Verfaflung 
nicht abgelehnt. Der Vorredner habe eine Stelle aus den ſymboliſchen 
Büchern vergefien, daß nämlich die Schlüffel bei der Kirche berußten, 
und nicht bloß bei dem geiftlichen Amte. Die Kirche fei die Gemein, 
haft der Gläubigen; aber durch das Preffen dieſes Ausdrucks gerathe 
man in eine fpiritualiftifche, donatiftifche Auffaffung. Wer feien denn 
die Gläubigen? Seien das die Orbinirten? Das fet leider nicht felten 
nicht der Ball; es gebe fchlechte Beiftliche, wie fchlechte Presbyter. Ob 
denn alle Fürften wiedergeboren feien? Jede nur denfbare Repräfen 
tation der Kirche könne Unwiedergeborene in fich befigen, daher müfle 
man bei der Beurtheilung der Audzumwählenden auf äußere Merkmale 
achten, wie denn auch Die Augsburgifche Eonfeffion in dem recte 
docere etc. ein Außered Merkmal der wahren Kirche aufftelle. Ebenſo 
fönne man auch nur für die Betheiligung am Kirchenregimente ein 
äußereds Merkmal gelten lafien, denn auch von der lutherifchen Kirche 
gelte der Sag: de internis non judicat ecclesia. Das Merkmal dei 
Glaubens und der inneren Zugehörigkeit zur Kirche fei eben die Theil, 
nahme an Gotteodienft und Sarrament. Died bezeuge die Mitglie- 
fchaft der Äußeren Kirche. — In der lutherifchen Kirche habe ſich die 
Sache größtentheild anders geftaltet. In den öftlichen Provinzen gebe 
ed Feine Presbyterien und feine Synoden. Sei ed aber num bort beſſer 
beſtellt? Im Gegentheil, man habe und hier eine wahrhaft entſetzliche 
Schilderung davon entworfen und namentlich von dem echt lutheriſchen 
Medienburg. Der myftiihe Zug und der Marien: Sinn fei ein we 
fentlicher Borzug der Iutherifchen Kirche, aber viefelben feien doch nit 
bei allen denen zu -finden, die immer das Wort für die lutheriſche 
Kirche nähmen. Die Verſchiedenheiten zwifchen beiden Kirchen fein 
feine wejentlichen, denn fonft fönnten beide fich nicht gegenfeitig er 
gänzen, was fie doch nach Aller Urtheil -follten. Das donum ber 
teformirten Kirche fei die Verfaffung und das follten wir vecht dankbar 
von ihr annehmen. Ihre Berfaftung habe fie unter ven Verfolgungen 
fatholifcher Fürften geſchützt. Diefe Berfaffung koͤnne unter Umſtaͤnden 
fehr unbequem werden, aber das fei doch kein Vorwurf für fie, und 
man möge da, wo wirklich Leben vorhanden fei, ed auch anders ger 
ftalten. Alles von der Berfaffung zu verlangen, fei eine große Thorheit. 
In der Graffchaft Mark fei es vor 30 Jahren tobt geweſen, abe 
nicht mehr ald in der ganzen übrigen evangelifchen Kirche. In Ravend 
berg, fage der Vorredner, folle es befler fein, aber ficher nicht in alen 
Stüden, und viele gläubige Pfarrer aus bortiger Gegend hätten dem 
Redner den großen Segen gerühmt, den fie der Presbpterialverfaflung 
verdanften. In diefer Allgemeinheit Fönne man den Vorwurf gegen 
bie Graffchaft Mark nicht gelten laſſen und fie möchte den Vergleich 
mit Ravensberg wohl aushalten. Gegen die Befchlüffe der Generals 
ſynode von 1846 Habe gerade bie weftphälifche Provinzialſynode Zeugriß 
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abgelegt und ebenfo gegen die abforptive Union und ebenſo 1848 
gegen die Revolution und gegen die Herrichaft der Maſſen in Kirche 
und Staat. Ein Zeugniß dafür fei die Conferenz zu Dortmund und 
Duisburg. Was Hier geichehen ſei, ſolch treues Feſthalten am refor⸗ 
matoriſchen Befenntniß dürfte wohl in feiner Volfsverfammlung in den 
öftlichen Provinzen 1848 vorgefommen fein. 

Wirft. Geheimerath v. Meding ftellt fich zwiſchen die Auffaflungen 
des Regierungsraths Bod und des Profeflors Dr. Hengftenberg. 
Die Differenz zwifchen beiden fönne wohl in der Weile am beften vers 
mittelt werden, wenn man an dem Sabe felthalte, daß der Dienft in 
der Kirche die paſſive Wählbarfeit zue Synode auf allen Stufen bes 
dinge. Dann fomme ed nicht fo fehr darauf an, wer dieſe Perfonen 
auswähle. Profeſſor Dr. Hengftenberg wolle diefe Wuhl bloß dem 
Kirchenregimente vorbehalten, aber auch died gebe Feine Garantie für 
eine gute Wahl; diefe liege bloß darin, daß Niemand zur Vertretung 
der Kirche gelangen fünne, als der, welcher der Kirche diene. Dies 
fei das einzige Außere Merfmal, und ein innered gebe es für uns 
nicht, weil wir es nicht erforfchen könnten. Dieſer Sat koͤnne und 
werde nicht viel Widerfpruch finden. Die Schwierigkeit liege aber auf 
einem anderen Bunfte, naͤmlich darauf, wie man es veranlaffen wolle, 
daß außer den Geiftlichen fich noch mehrere Slieder der Gemeinde am 
Dienft der Kirche betheiligten. Daß dies aber gefchehen könne, das 
hänge weientlih von der Berfaffung der Kirche ab, und die beite 
Gelegenheit biete dazu allerdings die Predbpterialverfaffung. Auch in 
den öftlihen Provinzen gebe es recht viele dazu geeignete Perſonen, 
wenn auch vielleicht nicht in demfelben Maße. Auch. die lutheriiche 
Kirche habe dort eine durchgebildete Verfaſſung. Es fei nun die Auf: 
gabe, diefen Dienft an der Kirche zu heben und zu flärfen, und dad 
habe man eine lange Zeit ganz außer Acht gelafieen. Mit dem Re- 
gierungsratd Bord erklärt Redner fich hinſichtlich des Gegend ver 
Gemeindeordnung einverftanden, aber die Einführung diefer Ordnung 
fei im Großen und Ganzen eine fehlerhafte geweſen. Diefe Mißgriffe 
und Yehler folle man verbefiern. In Lithauen, wo es früher ganz 
tobt gewefen fei, habe ed bisher an aller Thätigfeit auf diefem Gebiete 
gefehlt, und den Gemeinderäthen fei jept hinreichende Gelegenheit dazu 
. geboten. An folcher Gelegenheit fehle es aber in einem großen Theile 
der öftlichen Provinzen, und der Inhalt der Grundzüge ſei weſentlich 
mit Schuld daran, weil berfelbe theils fehr unbeftimmt, theils geradezu 
verkehrt fei, und in verfchievenen Punkten den Gemeinderäthen ein 
Arbeitsfeld uͤberweiſe, das bereitö anderen berechtigten Perſonen gehöre. 

Profefior Dr. Jacobſon: Man habe gefagt, es fei gegen bie 
Anficht der Reformatoren, bei der Einrichtung des Synodalweſens die 
Glieder der Gemeinde zu beihätigen. Dagegen zeugten aber die in 
feinem Butachten abgedrudten Stellen und Ausfprüce Luthers. Der 
Gemeinde werde fogar die Wahl des Pfarrers übertragen. — Man 
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fage ferner, es fei gegen das Dogma dee Tutherifchen Kirche; abe 
Alles, was ſich auf die Berfaflung beziehe, ſei höchſtens in negativer 
Meife dogmatifch beflimmt worden, jo unter Anderm die Erklärung 
gegen päpftliche Hierarchie. Profeſſor Dr. Hengftenberg verwechſele 
in auffälliger Weiſe fichtbare und unfichtbare Kirche. Kein Menſch Fonne 
über den inneren Zuftand eines andern Menfchen urtheilen und es fei 
eine Anmaßung, von einem Menſchen, der die äußeren Merkmale eines 
Ehriften habe, zu fagen, er fei gottlos. In der confessio Sigismundi 
fei auf's Entfchievenfte ausgefprochen, daß felbft ein Engel über de 
Menfchen Herz Fein Urtheil Habe; dies Hat fich der Herzendfündiger 
felbft vorbehalten. Dann folle man lieber von einer jenen Gemeinde 
bildung abftehen und höchftens noch eine Hausgemeinde zufaflen. Die 
Gemeindeordnung ftehe jeßt feft und in den höheren Orbnungen gebe 
ed feine Gemeindewahl mehr. Man wolle Alles dem Landesherrn 
anheimgeben. Der Redner habe auch 1848 für die Episcopalrechte 
des Königs geftritten, wo viele dagegen aufgetreten ſeien; aber nicht 
einmal das Papſtthum uͤberlaſſe die Bildung der Verfaffung dem Papſte, 
fondern refervire noch die Betheiligung den Bifchöfen. Man folle von 
diefem Standpunfte doch lieber fagen, der König fei die Kirche; aber 
der König fei es nicht und ebenfowenig feien es die Geiftlichen. Es 
folle nicht blos Alles für die Gemeinden gefchehen, fondern auch durd 
die Gemeinden. Died wolle Se. Majeftät der König felbft, wie es in 
pag. 6 der Denkfchrift gefagt fei. Es fei altes Unrecht, die Caͤſareo⸗ 
papie, das fchon Spener hätte befeltigt wiffen wollen. Luther fage 
in feinee Schrift an den Adel deutfcher Nation, er koͤnne die Laien 
nicht entbehren, was Redner auch mit anderen Ausfprüchen belegt. Die 
Gemeinden feien aber nicht ungeordnete Maffen, fonvern fie feien duch 
den Geift Gottes organifirt. Die Presbyterialverfaffung, auch die je 
genannte, ſei, wie auch in feinem Gutachten ausprüdlich hervorgehoben 
fei, nicht demofratifch, ſondern vielmehr ariftofratifch, und Calvin ad 
- ftraßire in diefer Beziehung fogar von dem allgemeinen Prieſterthume. 
Die Gemeindeordnung und die Bedingungen für die Mitgliebfchaft im 
Gemeinderathe ſtaͤnden feft, und ex felbft ſei ganz entfchieven gegen Die 
Maſſenherrſchaft. Die Gemeinde dürfe aber nicht independent fein, fon 
dern müfle im Zufammenhang mit der Kicche aufgefaßt werden, darum 
feien auch höhere Ordnungen gar nicht zu entbehren. Die lutheriſche 
Eonfiftorialverfaffung fei keineswegs eine vollfommene für alle Zeiten, 
ebenfowenig wie die pommerfchen Synoden. Weberall, wo die Gemein: 
den nicht mitgewirkt hätten, feien die Synoden wieder untergegangen. 
Das Werk der Reformation fei zeitig ſtecken geblieben, als ber Grund 
gelegt war, wie Spener fage; des Könige Majeftät wolle es je! 
weiter führen, und dieſes hochherzige Geſchenk follten wir dankbar an 
nehmen. Wir müßten jebt das Werk der Reformation weiter führen 
und eine geeignete Verfaſſung für fie mitbauen helfen. 

Generals Superintendent Dr. Schmidtborn verwahrt bie rhei⸗ 
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nifche Kirche gegen die Anfchulbigungen des Profeffors Dr. Hengſten⸗ 
berg und bezeugt, daß die hier gerügte rheinifche Provinzialſynode 
von 1847 fich entfchieden auf den Boben ber reformatorifchen Belennts 
niffe mittelft einer befonderen Verhandlung in ihrem ganzen Umfange 
geftellt Habe. Das Beifpiel von Solingen zeuge gerade gegen ben 
daraus abgeleiteten Vorwurf, denn die Vertretung ber Gemeinde habe 
gerade in Anerkennung der dort herrfchenden Eirchlichen Mängel die 
Pfarrkraͤfte mit großen Opfern gemehrt und nicht nur einen Theil der 
Gemeinde völlig zu einem neuen Pfarrſyſteme abgezweigt, ſondern noch 
in dieſem Jahre einen vierten Pfarrer für einen abgegrenzten Theil der 
Parochie angeftellt. Ohne Presbyterium würde es dem Kirchenregimente 
nicht möglich gewefen fein, Died zu erreichen. 

Präjee Wiesmann bemerkt, er würde in feiner Eigenfchaft ale 
Berfaffer eines Gutachtens und als Praͤſes der rheinischen Brovinzials 
ſynode fich gegen die unberechtigten Anflagen des Brof. Dr. Hengften= 
berg erhoben haben, wenn die Discuffion nicht in dieſem Augenblide 
von dem Vorſitzenden geſchloſſen worden wäre. 

Schluß der Discuffion. Ä 

Correferent Superintendent Dr. Sander wünfcht den Dienft an 
ber Kirche und den Begriff desfelben im Sinne der Denffchrift ers 
weitert zu jehen. Darauf wendet berfelbe fich gegen die Ausführungen 
des Profefiord Dr. Hengftenberg. Derfelbe mache Referent und 
Gorreferenten geradezu zu Häretifern. Kein Menfch wolle die Maffen- 
herrfchaft, auch Rheinland und Weftphalen nicht. Es ftehe nirgendwo 
geichrieben, daß Alles proviforifch fei bis zur Anerkennung der Ge- 
meindeordnung und der Gemeinderäthe. Die von den Reformatoren 
hergeleiteten Beifpiele bewiefen nichts, und wer vermöge es, die viva 
membra herauszufinden. Es trete in jener Behauptung eine große 
Geringfhägung der Taufe hervor, wenn biefelbe in eine Reihe mit 
der Befchneidung gefebt wäre. Die Behauptung von Pelagianismus 
und von einer Verleugnung des zweiten Artifel8 der Augsburgifchen 
Gonfeffion bebürfe kaum der Widerlegung, ebenfo das Zufammen- 
werfen mit dem Nationalismus, wenigftend dürfe er dad Wort Ha⸗ 
man’s auf fi) anwenden, Gott habe ihn zu einem bibelfeften Manne 
gemadt, und darum weife er den Vorwurf des Nationalismus zurüd. 
Kirchenzucht fei allerdings die Hauptfache in jeder preäbyterialen Vers 
faffung und unerläßlich, aber die fole ja auch gehanvhabt werden. Die 
aufgeftellten Merkmale feien allerdings eine ſchwache Darftellung des 
allgemeinen Prieſterthums, aber doch die adäquatefte. Der Ausſpruch 
„ſogenannte Presbyterialverfaffung” fei geradezu ungerecht, denn das 
Weſen diefer Verfafiung fel vorhanden. Die Berfaffung fönne das 
Hriftliche Leben wohl bewahren, das beweife Genf. Crfchlaffen fünne 
es überall, aber folch’ ein Abfall, wie in der Eonftftorialfirche, fei Doch 
in der fchottifchen Kirche nie vorgefommen. Die lutherifche Kirche habe 
mit ihrem myftifhen Zug Myſtiker wie Joh. Arndt heftig verfolgt. 
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Der Iutherifche Gellert und der reformirte Terfteegen, die in Einem 
Jahre geftorben feien, gaben ebenfalls feinen Beleg für die Behauptung, 
die wir gehört hätten. Die Anklage gegen die Synoden fei in mancher 
Beziehung wohl nicht ganz unbegrünret, aber fo etwas fönne überall 
vorfommen, auch in jeder Gonfiftoriatlirche. Das hänge lediglich von 
Verfönlichfeiten ab. Der Gegenfab des Profeſſors Dr. Hengſten⸗ 
berg ſei nur zu erklären aus der Beforgniß, das Bekenntniß koͤnne 
Schaden erleiden. Schließlich widerräth Redner jede Weberflürung 
und befennt feine herzliche Zuftimmung zu Profeffor Dr. Hengften- 
berg in Sachen ded Befenntniffes. 

Referent Geheimerath Dr. Abegg: Die Träger des Firchlichen 
Amtes und ded Dienſtes an der Kirche feien die Vertreter der Kirche 
auf allen Stufen der ſynodalen Entwidelung. Profefior Dr. Hengften: 
berg fcheine faft den Anträgen des Referenten beizupflichten, denn aud 
er wolle jede politifche Vertretung von dieſem Gebiete fern halten und 
wenn derfelbe das Gegentheil vorausfepe, fo befinde ex fich in einem 
großen Irrthume. Nur das Ant in der Kirche folle in die Synode 
wählbar fein, refp. den Beruf-zur Mitwirfung in der Synode durd 
alle Stufen haben. Herzenskündiger ſeien wir nicht, deswegen müßten 
wir und mit den Außeren Merkmalen begnügen. 

Präfident conflatirt, daß der Dienft in der Kirche jebe Sites 
lung im ©emeinderathe, in der Diafonie und im Patronate umfafle 


Bevor die Abftimmung über die vorliegende Frage erfolgte, wurde 


auf Verlangen einer Anzahl von Mitgliedern der Berfammlung, naͤm⸗ 
lich der Herren: Bräfident Dr. Göße,  Eonfiflorials Director Nöls 
‚dechen, Präfident v. Mittelſtädt, Wirklicher Geheimer Kath Graf 
v. Voß⸗Buch, Staatsminifter Uhden, Generals Superintendentn 
Dr. Sartorius, Jaspis, Dr. Hahn, Dr. Büchſel, Eranı, 
Eonfiftorial- Director v. Röder, Ober: Präfident v. Buttfammer, 
Sofneeviger Dr. Krummacher, Ober-Präfident Senfft v. Pilſach, 

onfiftorialraty Hammerſchmidt, Profeſſor Dr. Hengftenberg, 
Wirklicher Geheimer Rath Ober» Bräfitent Eichmann und Super 
intendent Stiller, von dem Vorfigenden ausdrücklich anerfannt und 
feftgeftellt, daß aus der Theilnahme an diefer und der ferneren Abſtim⸗ 
mung nicht abzuleiten fei, daß fie der Einberufung einer Landesſynode 
überhaupt auch perfönlich zuftimmten. 

Es erfolgte nunmehr die Abftimmung über die erfte Trage: 
„Sol nur der Dienft an der Kirche die paffive Waͤhlbarkeit 
auf allen Etufen des Eynodalverbandes begründen?" 

Diefelbe wurde mit 37 Stimmen gegen 4 bejaht. 

Demnädft erfolgte die Abftimmung über die zweite Frage: 
„Sol diefer Verband, welcher durch die Landesſynode feinen 
Abjchluß findet, auf Kreiss und Provinzialſynoden beruhen?“ 

Diefelbe wurde mit 24 Stimmen gegen 15 bejaht. 
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Die Berfammlung erkannte durch Aufflehen an, daß mit dieſer 
Abfimmung der Antrag Hengftenberg, wie derfelbe im Anfange 
diefes Protokolls verzeichnet iſt, abgelehnt fei. | 

Der Vorfigende ſtellt Nr. 3 der gedrudten Anträge des Refe- 
renten zur Discuffien, wobei er ausdrüdlich bemerkt, daß die Worte 
„im Gebiete der Lehre” geftrichen feien. 

Geheimrath v. Meding hält dafür, daß das Eingehen auf diefe 
Nummer die Frage Über die Opportunität der Landesſynode zugleich 
zur Erledigung bringen müffe und wünfcht fie ebenfalls zur Discuffion 
geftellt zu fehen. " | | 

Praäſident geht auf diefen Wunfch. ein und ſtellt nun den Antrag 
des Profeſſor Hengftenberg: 
„Die Hohw. Berfammiung wolle an Se. Majeftät den König 
„den Antrag fiellen, daß von der Ausbildung der höheren Stufen 
„des Synodalweſens Abfland genommen werde,“ 
zugleich mit zur Discuffion. 

Dr. Sander will Nr. 3 gar nicht in die Erörterung gezogen 
wiffen, da er zur Beantwortung anderer wichtiger Bragen, 3. B. über 
die Grenzen der Kirchen- und Staatögemwalt führen müffe, die hier 
ihre Erledigung nicht finden könnten; zu Nr. 4 ftimme er bei. Den 
Antrag des Profefior Hengftenberg müſſe er ablehnen, weil er mit 
den ſchon erfolgten Abflimmungen in Wiverfpruch ftehe. 

Bräfident giebt ven Vorfig an feinen Stellvertreter, den Ges 
nerals Superintendenten Hoffmann, ab und bemerft derfelbe, daß 


Se. Majeftät der König drei Fragen, die Diafonie und den Dia- 


fonat, die liturgifchen Bebürfniffe der Landeskirche und die Verweige⸗ 
rung der Einfegnung der von gefchiedenen Ehegatten beabfichtigten 
Ehen betreffend, zur Verhandlung auf einer Landesfynode befohlen 
habe und daß alſo die Eonferenz nur darüber fich zu Außern habe, 
ob diefe Landesiynode fofort oder erfi nach 5 oder 6 Jahren zu bes 
rufen fein würde. 

Praͤſident nimmt wieder den Vorſitz ein und richtet die Frage 
an die Berfammlung, ob der Antrag des Profefiord Hengftenberg 
on deſer Stelle zugleich Beruͤckſichtigung finden koönne? Dieſelbe wird 

ejaht. 

Superintendent Stiller geht davon aus, daß ein Mißverſtaͤnd⸗ 
niß darüber obwalte, ob die zu berufende Landesfynode zur Verhands 
lung über die genannten drei Punkte zu berufen fein würde, oder ob 
es fich überhaupt um eine presbyterial⸗ſynodale Verfaffung der Kirche 
handle. Die Landesiynode, in Betreff der genannten drei Bunfte be⸗ 
rufen, fiehe im Zufammenhange mit der fonodalen Frage überhaupt. 
Gegen legtere habe er fich in feinem Referate erklärt, regelmäßige Sy—⸗ 
noden hätten nach ber bisherigen Erfahrung nicht nur füße Frucht ges 
tragen — die Analogie mit der politischen Verfaſſung fei nicht zu vers 
fennen; wären feine Anfichten auch bemängelt worden, fo feien ſie 
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doch erwiefen. Furcht vor dem Laien⸗Elemenie Habe er nicht; es 
koͤnne leicht für Furcht gehalten werden, was Beſonnenheit im Glauben 
fei; eine Ergänzung des Gonfiftorial-Regiments duch Synoden halte 
er für zuläffig, aber nicht für unentbehrlich; eine presbyterial⸗ſynodale 
Verfaſſung fönne ein Ballaft werden — in ber jegigen Zeit mit ihrer 
Einführung vorzugehen, Halte er nicht für zweeimäßig; dieſe Frage möge 
offen erhalten bleiben; bewährte ſich der gelegte Grund, fo baue man 
langfam weiter; eine Verfaffung beſchwoͤre den Sturm ber Gegenwart 
nicht; der Glaube an den Heren fei die Hauptfache. 

Hofprediger Krummacher: Es ſei ein großes Wort in der Ber 
ſammlung gefallen, das um fo bedeulungsvoller erſcheine, da es in 
amtlicher Weife auögefprochen, er meine das Wort: bie evangeliſche 
Landeslirche ift eine. Die Anſchauung von zwei Kirchen in der 
Landesfirche ift demgemäß aufzugeben und nur zwei Befenntniffe ber 
ftehen neben einander. Es ift feine Seceffion in der Verfammlung 
deshalb erfolgt und er ſchließe hieraus, daß auch außerhalb derſelben 
eine foldye nicht erfolgen werbe, vielmehr werde in ber einen Kirche 
nun das Verlangen nach Verfaſſung hoffentlich deſto ſtaͤrker hervor 
treten. Welche Verfaffung? darüber werde erfl die Zukunft entiche, 
den; die rheiniſch⸗ weſtphaͤliſche Verfaſſung werde nach feiner Anfift 
wefentliche Mobificationen erleiden müflen, wenn fie den kirchlichen 
Verhältniffen und Bebürfniffen der öftlichen Provinzen entfprechen folk, 
dabei muͤſſe die Lebensfähigfeit der Gemeindeordnung abgewartet wer ⸗ 
den, und nur, nachdem fie fi bewährt habe, Tönne die Verfaflung 
georbnet werben. Aber es fei in dieſem Äugenblicke nicht Zeit, Ber 
faffungspläne zu machen; die Landesſynode würde nur eine erweiterte 
Gonferenz fein, ob fie bie vorgelegten Fragen grünblicher erörtern, eb 
fie ein größeres Anfehen genießen, ob fie als eine Vertretung der Kirche 
werde angefehen werben Fönnen, fei fraglich; daher könne er auch nicht 
für eine fofortige Berufung einer Landesſynode für bie weitere Eroͤrle⸗ 
rung ber qu. drei Fragen flimmen. 

Präfident: Beim dritten Punkte hat Referent fich nicht Mar 
barüber ausgefprochen, ob die brei Fragen ſich zur Verhandlung auf 
einer Landesſynode eignen. 

Referent: Die fünfte Propofition beruhe auf der Beftimmung 
Sr. Majeftät des Königs, daß dieſe drei Fragen berathen werben follten; 
nach feiner Anficht fei nur Die Opportunitätäfrage feſtzuhalten. 

Generals Superintendent Hoffmann reicht feinen unterftügten 
Antrag ein, dahin lautend, 

„Die hohe Verſammlung wolle ſich dahin ausſprechen, daß die 
„fofortige Einberufung einer Landesfpnode durch das Be 
„bürfniß der Erledigung der lisurgifchen, Diakonie und Epftge 
„nicht geboten fel, fondern für diefe Erledigung auf Grund der 
„bier gepflogenen Berathungen den aus den ae v6 


„gefommten Kirchenregiments zu erwartenden Beichlüfen volt 
„Autorität zukomme.“ 
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Präfident fragt, ob eine Discuffion über dieſen Antrag im 
Wunfche der Verſammlung liege? 

Obwohl die Conferenz eine Discuffion nicht für erforberlid ers 
achtet, wünjcht 

Profeſſor Hengftenberg zur Opportunitätöfrage noch gehoͤrt zu 
werden; recapitulirt ſeinen Antrag mit dem Zuſatze, daß für jetzt von 
der Ausbildung der höheren Stufen des Synodalweſens Abſtand ges 
nommen werde; geht auf die Motive näher ein, verweilt bei dem letzten 
insbefondere. Diefe Conferenz fei in feltener Mebereinftimmung, aber es 
gebe ungünftigere Verhältniffe, Die Negative, die befenntnißloje Union 
werde fich geltend machen; aber auch hier ſeien keine erfreulichen Er⸗ 
fahrungen gemacht, das fei nicht sine numine; die gutachtlichen Bes 
fehlüffe Eönnten nicht imponiren; die Konferenz gebe doch das Bild eines 
bis auf die Wurzel gejpaltenen Baumes, faft in allen Fragen; das 
Mehr oder Weniger der Stimmen fönne nichts bedeuten — die Ges 
nerals Superintendenten und Präfidenten und Eonfiftorial= Directoren 
feien oft in der Minorität geweſen — die Conferenz giebt dem Kirchen 
regimente feinen Anhalt, denn die Abftimmungen feien nicht frei von 
fubjectiver Willfür. Die Behörden müſſen für jegt noch ihren eignen 
Weg gehen nach Gottes Wort — wenn auch die Laien nicht Alles 
anzunehmen hätten. Die gewonnenen Refultate wiegen den Aufwand 
von Zeit und Kraft nicht auf, er wenigftens habe fich oft in den Kreis 
der frifchen, afademifchen Jugend zurüdgefehnt; es giebt Nothftände 
in Berlin, auf die Niemand hingemiefen — [Unterbrechung durch die 
Berfammlung und Berichtigung diefer Aeußerung] — noch jetzt nad) 
der Parochialtheilung fei eine PBarochie von 27000 Seelen in Berlin 
unter einem Paftor und einem Hülfsgeiftlichen; die Ernte fei groß, 
der Arbeiter feien zu wenige. 

PBräfident will die Diseuffion auf die Opportunitätöfrage bes 
ſchraͤnkt willen. 

Profeffor Hengftenberg: Synoden führen entweder zum Streit 
oder zum Compromiß; daraus kommt fein Leben; bei den confelfionellen 
Tragen fei auch in diefer Conferenz die Aufregung gewachſen — die 
Kirche führt auseinander, wer das nicht will, muß den fynobalen 
Wünſchen entfagen;z die Altiutheraner würden gewinnen; Viele feien 
übergetreten, Andere würden nachfolgen, ein folches Schisma fei zu 
beflagen, wie in Schottland. Daher folle man die Dinge gehen laflen, . 
Gott nicht verfuchen. Synoden feien bevenflih, weil man feiner 
Neigung folge, das Bemwußtfein um die allgemeine Norm fehle, wie 
das Gefühl der yperfönlichen Verantwortung; daher lieber noch zehn 
Sabre Wartezeit; jetzt fei Fein Beruf zur Geſetzgebung — möchten Alle 
den Weheruf des Herrn bedenfen über den, durch welchen ein Aerger⸗ 
niß komme. 

Präaſident glaubt e8 der Verfammlung ſchuldig zu fein, es bes 
ſtimmt und entfchieven zu bezeugen, daß der ganze Entwidelungegang 
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der Conferenzverhandlungen auf ihn einen ganz andern Eindruck ge— 
macht habe. Ä | 

Präfes Wiesmann fragt, ob ein einzelnes Mitgliev der Con⸗ 
ferenz es fich erlauben fönne, eine ſolche Kritif über alle zu üben? 

v. Meding erachtet das zur Freiheit der Discuffion gehörig. 

Vräfident: Unter diefem Gefichtspunfte habe auch er die Aus⸗ 
laffung des Profefiord Hengftenberg für zuläffig gehalten. 

Praͤſes Wiesmann: Freiheit der Discuffton könne nidt be 
fehränft werben, aber hier handle es fich darum, daß fich ein Eingelner 
zum Richter über die Arbeit der ganzen Conferenz aufiwerfe. 

Präſident: Solche Diftinctionen feien nicht möglich hier feſt⸗ 
zuhalten. 

Superintendent König: Die Worte von Profeffor Hengſten⸗ 
berg und der vorfigenden Ercellenz famen ind Protokoll, aber auch 
die VBerfammlung müffe felbft bezeugen, daß fie doch bei allem Diſſenſus 
in einem wefentlichen Confenfus geftanden habe und ftehe. 

Eonfiftorialratd Hammerfhmidt: Profeffor Hengſtenberg 
habe ja die Einigfeit nicht verfannt. 

Präfident fchließt die Discuffton formell, obwohl fich noch meh⸗ 
rere Mitglieder der Konferenz zum Worte gemeldet hatten; erklärt, dap 
bei Annahme des Antrages von Generals Superintendent Hoffmann 
Rr.3.u. A der Anträge des Referenten falle, ſowie auch der Hengften- 
berg’fche Antrag, und giebt noch dem Correferenten das Wort. 

Dr. Sander will bei aller Anerfennung, die er dem Profeſſt 
Hengftenberg widerfahren laffe, doch auf das Bedenkliche hinmeilen, 
über die Gefühle einer Verfammlung abzufprechen in der Weife, wie 
es gefchehen; er ftellt e8 in Abrede, daß nur Streit bei ſcheinbare 
Einheit in der Gonferenz geherrfcht habe; er habe andere Einbrüdt 
empfangen. Was die Weiffagung für die Zufunft betreffe, fo muͤſe 
ihre Erfüllung abgewartet werden. Synoden felen in der Regel In 
unruhiger Zeit gehalten und hätten Doch große Refultate gehabt. Was 
bie einzelnen Punkte der Motive des Hengftenberg’fchen Antrage 
betreffe, fo feien fie unmöglich haltbar, das wird zu Motiv 1669 
nachgeiwiefen. — Dem Herrn fei ju vertrauen, wenn wir im @ebele 
und in der Liebe zufammentreten; auf allen andern Gebieten komme 
man zufammen und würde dadurch Vieles gefördert; nur auf dem Or 
biete der Kirche folle das unmöglich fein? Der Here könne hinein⸗ 
treten mit feinem Geiſte, der feine Kirche ſchon durch viele Stumm 
geführt; Ex koͤnne auch ein Wort des Segens für feine Kirche haben, 
Ratt des Weherufs. 

Bräfident bringt den Antrag des Generals Superintendent 
Hoffmann zur Abftimmung. | 

General» Superintendent Jaspis zur Frageftellung: er finde den 
verlefenen Antrag zu weit. 
Praͤſident bringt nach einigen GErörterungen den betreffenden 
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Antrag in unveränderter Form zur Abflimmung, und wird berfelbe mit 
35 Stimmen gegen 2 angenommen; 4 enthalten fich der Abftimmung. 


Dbwohl Präfident erklärt Hatte, daß er durch die Annahme 
des Hoffmann’fchen Antrages den des Profefford Hengftenberg 
als erledigt anfehe, läßt er dennoch auf den bejondern Antrag desfelben 
die Abftimmung darüber zu; die Verſammlung lehnt aber durch Auf: 
ſtehen in ihrer Majorität denfelben ab. | 

Praͤſident hält dafür, daß die Conferenz noch darüber ſich zu 
äußern habe, wie e8 gehalten werden folle, wenn es zu einer Synode 
fomme, nach den unter den Nr. 6 und 7 der gedruckten Süße bezeich- 
neten Geftchtspunften. 

Referent, zu Nr. 6: Er Habe feine befonderen Zahlenverhältniffe 
für die Theilnehmer an der Synode angegeben; die Theilnahme der 
firchlichen Verwaltungsorgane an derfelben verftehe fich von felbft, und 
die Wahl derjenigen weltlichen Mitglieder, die nicht Gemeindeglieder 
feien, 3. B. der juriftifchen Profefforen, durch Se. Majeftät den König, 
fei ſelbſtredend unbefchränft. 

v. Meding: Das fönne mißverftanden werden; ohne Zweifel 
müfle das Kirchenregiment, vor Allem Se. Majeftät der König unbe- 
fchränft wählen Fönnen, aber durch die Zuordnung der gedachten Ele- 
mente wäre das Laien= Element noch nicht vertreten, das gehöre aber 
Dazu, und zwar ein unabhängiges, felbftändiged Laien» Element. 


Dr. Sander fragt, ob die Frage über bie Componirung der 
Synode noch zur Beſprechung kommen werde? 

Präſident nimmt die Verſammlung als einig darin an, daß 
Sr. Majeſtät das Recht vorbehalten bliebe, Perſonen zur Synode zu 
berufen, ohne daß die Zahl derſelben normirt werde, und daß die Be⸗ 
ſchlüſſe derſelben der Beſtäͤtigung Sr. Majeftät des Königs bedürfen — 
Das wird durch die Verfammlung conftatirt, demgemäß Nr. 6 und 7 
mit Bortlaffung ded Wortes „folchergeftalt” in Nr. 6 angenommen. 

. Dr. Sander wünfdht noch eine Erflärung der Berfammlung 
darüber herbeigeführt zu fehen, ob die Mitglieder der Landesſynode aus 
Wahl oder Denomination oder aus beiden hervorgehen follen? Spes 
ziellere Beftimmungen hält er nicht für nöthig. . 

Referent ſpricht ſich dahin aus, daß er und die Correferenten darin 
einig geweſen waͤren, daß einmal das Kirchenregiment frei zu wählen 
habe, und dann, daß die Lofalgemeinde, die Kreis- und Provinzials 
fonode fih in georbneter Meife an diefer Wahl zu betheiligen hätten, 
und führt das im Einzelnen von unten her aus. Wo eine Verfaffung, 
wie am Rheine oder auch in fehr vielen Gemeinden der öftlichen Pros 
vinzen, beftehe, falle die Frage weg; aber in unorganifirten Gemeinden 
(welcher Ausdruck näher beflimmt wird) finde man Anfnüpfungspunfte 
theils in den gefchichtlichen Grundlagen, theils in den beftehenden con⸗ 
creten Verhaͤltniſſen und hätten 
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1. entweder der Geiſtliche und der Superintendent die Tuͤchtigſten 
ſelbſt. zu wählen, oder 
2. die Tüchtigften der Gemeinde in entfprechenber Anzahl vorzu- 
fchlagen und die Gemeinde unter dieſen Borgefchlagenen wählen 
zu lafien. 

Praͤſident "eröffnet die Discuffion hierüber. 

v. Meding: In der gegenwärtigen Lage koͤnne die Verſammlung 
in die eroͤffnete Discuſſion nicht eingehen; denn wenn in die materia 
causae eingegangen wuͤrde, ſo duͤrfte eine große Differenz über die 
Auslegung der gefaßten Beſchlüͤſſe hervortreten. Der Dienſt an der 
Kirche beftimme die Qualität der zu Wählenden; andere Beftimmungen 
feien nicht erforderlich, und in den Patronen und Kirchenvorftehern feien 
folhe im Dienfte der Kirche ſtehende Perſonen gegeben. 

Praſident erflärt fih auch dahin, daß jegt in die Detaild nicht 
eingegangen werben fönne; es müßte auf frühere Berhandlungen zurüd- 
gegangen werben, und das fünne mit größerer Ruhe fpäter von den 
firchlichen Behörden gefchehen, ald jet von der Verſammlung. 

Profeſſor Jacobſon macht die thatfächliche Bemerfung, daß bie 
Gemeindeordnung mit obligatorifcher Kraft eingeführt werben folle und 
die Gemeinde - Kirchenräthe nach den getroffenen Beflimmungen mitzu- 
wirken haben würden; die Bafis fei alfo gegeben. 

Conſiſtorialrath Hammerſch midt: In den weſtlichen Provinzen 
ſei die Beſchickung einer Landesſynode auch ein novum und bedürfe 
es der Beſtimmung darüber. 

General⸗Superintendent Schmidtborn bemerkt, daß die Synode 
fih in ihrer Verſammlung für die Abhaltung einer Generalfpnove aus; 
gefprochen habe. 

Präfident nimmt es als den einſtimmigen Wunſch der Ber: 
ſammlung an, die Debatte zu ſchließen, hält auch dafür daß auf dem 
in der Discuffion bezeichneten Wege die vorliegende Frage durch das 
Kirchenregiment ihre Erledigung finden fönne, und flimmt die Ber- 
fammlung dem bei. 

Der Schluß der Verhandlung erfolgt nach 3 Uhr. 

Zur Berlefung der Protokolle wird auf morgen 10 Uhr eine Eon 
ferenz anberaumt. 


DB. g. u. 


v. Uechtritz. Noeldechen. Stiller. König. Thielen. Liedke. 
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Berlin, den 5. December 1856. 


| In der heutigen Schluß⸗Sitzung ber kirchlichen Conferenz wurden die 
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Protokolle der 20., 21. und 22. Sitzung verlefen. 

Das erfte derſelben ‚ von nur kurzer Ausbehnung, wurde ohne 
Meitered genehmigt; ebenfo das zweite, nachdem einige Bemerkungen 
aus der Verfammlung über einzelne Stellen leicht und fofort erledigt 
worden waren. Nicht minder erfolgte die Genehmigung des dritten 
Protokolls, nachdem die über dasſelbe gemachten Bemerkungen von dem 
Vorfigenden als erledigt erklärt worden waren. 

Die Schlußworte ded Vorfigenden an die Verfammlung erwiederte 
Namens der lehteren Ober» Bräfident Flottw ell mit Worten des 
Danks gegen den Präſidenten. In einem vom Superintendenten 
Ball geſprochenen Schlußgebete, und einem von der Verſammlung 
geſungenen Choralverſe wurde dem dreieinigen Gott Dank und Preis 
gebracht, Gebet und Yürbitte ausgeſprochen, und Seiner Gnade und 
Treue das Werk befohlen, zu welchem die Verfammlung hierher bes 


“ rufen war. 


v. Mechtrik. König. Noeldechen. Thielen. Stiller. 


Drud von Guſtav Schade in Berlin, 
Dranienburgerfir. 27. 











4 


» ty 


nn — — 


“0. * ” 
—8 
ea. 

& 





- 


—aALlL___ı._2._.. 





| 


Y 


— u 


Zn ee eh 


BY} 
# 


















